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Teilnahme und Urheberschaft. 
Von Josef Kohler. 


§ 1. 

Die Abhandlung von Kantorowitz in Aschaffenburgs Monatsschrift VII, 
S. 257 f, kommt zu dem Resultat, daß es dem Vorentwurfe an genügender 
Initiative völlig fehlt und er sich in kleinlichen Verbesserungen des heutigen 
Rechtszustandes bewegt. Das ist das Urteil, das auch ich darüber gefällt habe, 
ein Urteil, das man vielfach als herb bezeichnet hat, — aber nur deshalb, weil man 
vergißt, daß der heutige Gesetzgeber in einer ganz anderen Lage ist, als der 
Gesetzgeber vor 30 Jahren, und daß, wer die großen Ergebnisse geschichtlicher 
sozialer, psychologischer und philosophischer Forschung, die uns heute zu Ge- 
bote stehen, nicht benutzt, nicht auf der Höhe der Zeit steht. Wenn wir ein neues 
Strafgesetzbuch schaffen, so wollen wir nicht etwas schnell vorübergehendes; 
sondern ein Werk auf die Dauer errichten, und ein solches muß die heutige Bil: 
dung vollkommen beherrschen. 

Ich will dieses nicht weiter verfolgen, aber nur in dem einen will ich den 
Ausführungen von Kantorowitz nachgehen, nämlich was die Behandlung der 
Teilnahme im Strafrechte betrifft. Wenn Kantorowitz sagt, daß in dieser Hin- 
sicht das moderne Recht sich noch auf scholastischem Standpunkt befindet 
und insbesondere den Grundsatz der Gesamthaftung nicht aufgegeben hat, 
so entspricht dies vollkommen demjenigen, was ich längst’ in meinen straf- 
rechtlichen Studien darlegte. Hier gilt einfach folgendes: Ein jeder Teil- 
nehmer soll nicht haften für das. was der andere tat, sondern für das, was 
er selbst getan hat; aber natürlich, wenn er etwas getan hat im Bewußtsein 
der Mitwirkung Anderer, so benutzt er diese Mitwirkung für seine eigenen 
Handlungen und ist daher für den Kombinationseffekt ebenso verantwortlich; 
wie wenn er die Hilfsmittel vernunftloser Kräfte ‚für sich benutzt hätte. 

Ich sagte hier S. 106 f.: 

„Die Auffassung des Anstifters als des Teilnehmers an fremder Schuld 
ist aber deshalb verfehlt, weil eine Teilnahme an fremder Schuld eine Teilnahme 
an fremder Verantwortlichkeit involvieren würde. Solches ist allerdings im 
Laufe der Strafrechtsentwicklung häufig vorgekommen; ganze Familien, ganze 
Geschlechter, ganze Staaten mußten die kriminelle Verantwortung für die Schuld 
einzelner Personen übernehmen; ebenso gab es Gesetzgebungen, wonach der 
Gastgeber für die Delikte des Gastes, der Bürge für die Delikte des Verbürgten, 
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der Begünstiger für die Delikte des Täters haften mußte, sofern er ihn der Strafe 
entzog usw. Aber es entspricht solches der Kulturidee, von welcher das mo- 
derne Strafrecht getragen ist, nicht; dieses ist insofern individualistisch, als 
es die Verantwortung für die Schuld lediglich dem Schuldigen aufbürdet; 
die kriminelle Verantwortlichkeit, — denn für die zivilistische Verantwortung 
gelten andere Regeln. Dieser Kulturidee widerspräche es, würde man je- 
manden an der Verantwortung eines anderen teilnehmen lassen, auch wenn er 
die schuldhafte Willensregung durch Motivreizung erweckt hätte. Der An- 
stifter haftet vielmehr als Urheber der Tat selbst, und die Frage ist nur, inwie- 
fern eine Urheberschaft durch die Person eines Dritten hindurch möglich ist, 
inwiefern der Anstifter der Tat des Angestifteten gegenüber kausal sein kann.“ 

Dies hebe ich hervor, weil man hier, wie vielfach, zu vergessen pflegt, daß 
ich solche Ideen längst vor Anderen ausgesprochen habe. 


$ 2. 

Die herrschende Anschauung ist die der akzessorischen Natur der Teil- 
nahme, und diese ist verkehrt; schon Baldus hat sie gegenüber Bartolus ver- 
worfen. 

Die akzessorische Behandlungsweise führt mehr oder minder dazu, daß der 
eine für die Tätigkeit des andern einstehen muß und deswegen nach den ob- 
jektiven und subjektiven Momenten der Handlung des andern beurteilt wird. 
Früher war diese Haftung des einen für die Tat des andern sehr verbreitet. Sie 
hatte teilweise eine familiäre Grundlage, teilweise beruhte sie auf den Verhält- 
nissen des Herrn zu dem Diener: für die Delikte des Dieners mußte der Herr 
strafrechtlich einstehen; ja, es galt eine Art von laudatio auctoris, 
und der Diener wurde frei, wenn der Herr für ihn eintrat, der sich dann allerdings 
gegenüber dem Diener in der einen oder anderen Weise schadlos halten konnte.!) 
Alle diese Haftungsverhältnisse sind erklärlich unter einer Anschauungsweise. 
welche es gestattet, daß jemand als Strafbürge die Strafhaftung eines andern 
übernimmt und welche daher gewisse Beziehungen so gestaltet, daß sie von selber 
eine solche Strafbürgschaft herbeiführen. So nahm man auch ar. daß für die 
juristischen Personen, insbesondere für die Gemeinden, die einzelnen Mitglieder 
hafteten, und es war schon ein bedeutender Fortschritt, als dies in italienischen 
Stadtrechten dahin gemildert wurde, daß diejenigen Mitglieder der Gemeinde, 
welche wegen Abwesenheit oder Kindheit sicher schuldlos waren, von der 
Haftung freigegeben wurden.?) 

Bei uns hat man solche Fremidhaftung im Strafrecht nur noch in sehr we- 
nigen Fällen beibehalten: nur wenn es sich um kleinere Dinge handelt, na- 
mentlich unı Polizeisachen, bei welchen der Grundgedanke, der nun zurückge- 
drängt ist, noch etwas nachhält. Im übrigen gilt bei uns der große Satz: jeder 
wird nur für seine Taten verantwortlich, nicht für die des anderen, und damit 
steht die ganze Lehre von der akzessorischen Teilnahme im Widerspruch; denn 
sie zielt dahin, daß jemand in die Haftungssphäre des andern hineingetrieben 
wird und deswegen an der Art undWeise der Haftung dieses teilnimmt. Ein solches 


1) Vgl. die treffliche Abhandlung von Kohl in Z.f. vgl. Rechtsw. 
XXV S.28f. bezüglich der polnischen „Correctur“. 
2) Vgl. das italienische Urteil v. 1275 in Goltd. 52, S. 236. 
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Hineintreiben in eine fremde Haftungssphäre ist und bleibt unzulässig, trotzdem 
der Teilnehmer sich mit Bewußtsein einem anderen anschließt?); denn niemand 
kann seine strafrechtliche Haftung beliebig gestalten: sie ist Sache des Gesetzes 
mit Rücksicht auf die Eigentätigkeit des Teilnehmers, und nur auf sie. Die 
akzessorische Teilnahme verstößt daher gegen unser Grundprinzip, wonach jeder 
in seiner Haftungssphäre bleibt und nur nach den für ihn maßgebenden Haf- 
tungsmomenten beurteilt werden darf. Aus unserem Prinzip ergibt sich denn 
auch ganz von selbst die in $ 50 Strafgesetzbuch ausgesprochene Folgerung, 
wonach die persönlichen Eigenschaften als Haftungsmaßstäbe nur bezüglich der 
Personen, bei welchen sie zutreffen, nicht bezüglich der anderen Teilnehmer in 
Rücksicht genommen werden.*) 

Allerdings hat sich $ 50 ungenau ausgedrückt; denn es müssen nicht nur die 
Umstände in Betracht kommen, welche die Haftung erhöhen oder mindern, 
sondern auch die, welche die Haftung ganz ausschließen: einen Fall letzterer 
Art bietet unser StGB. im $247. Aber nicht nur die persönlichen Eigenschaften, 
sondern auch die sonstigen verbrecherischen Momente treffen jeweils nur den- 
jenigen, mit dem sie verknüpft sind, so z. B. wenn bezüglich des einen Teil- 
nehmers ein objektiver straferhöhender Umstand vorliegt, an dem der andere nicht 
beteiligt ist; wenn z. B. beim Diebstahl der eine einsteigt, während der Gehilfe 
annimmt, daß nur einfacher Diebstahl vorliege. 


$ 3. 

Von solchen Fällen sind diejenigen wohl zu unterscheiden, bei denen nicht 
persönliche Beteiligungen die Tätigkeit charakterisieren, sondern objektive 
Umstände vorliegen, welche dem einen unmittelbar, dem anderen nur mittelbar 
erreichbar sind: hier liegt nicht bei dem einen ein Umstand vor, der dem anderen 
fehlt, sondern der eine reicht von selbst an ein bestimmtes Gebiet heran, während 
der andere erst eine zweite Person vorschieben muß, um das Gebiet zu berühren. 
Hier kann die eine wie die andere Person Täter sein, die eine kann es aber unmittel- 
bar, die andere bedarf noch eines menschlichen Vermittlers. Daraus sind fol- 
gende Fälle zu entscheiden: Blutschande kann durch einen Nichtverwandten 
begangen werden, der sich eines Verwandten bedient, den er (z. B. infolge von 
Irrtumserregung oder weil er unzurechnungsfähig ist) zur Tat verwendet; daher 
kann natürlich auch von der Anstiftung eines Verwandten zur Blutschande 
die Rede sein; und dasselbe gilt vom Weib, das indirekt eine Notzucht bewirkt 
oder zu einer Notzucht anstiftet. Das gleiche gilt von der Teilnahme am Bankrott; 
B. kann eine Bankrotthandlung im Konkurse des A. vornehmen und 
sich daher auch an einer Bankrotthandlung des A. beteiligen, vgl. belgisch. 


3) Dies macht v. Bar, Gesetz und Schuld II, S. 596, gegen mich geltend. 

4) Hierüber und über die Behandlung dieses Punktes in fremden Rechten 
vgl. meinen Aufs. Goltd. 51, S. 169,174 f. Vgl. auch Pandectes Belges v. coauteur 
Nr. 618, 627. Vgl. ferner bezüglich der Teilnehmer am Kindesmord bereits 
Obertribunal 8. 9. 1875, Goltd. XXII, S. 522 u. RG. 8.5. 1880, Entsch. II, 
5.154. Allerdings sprechen genügende Gründe dafür, die Milderung des $ 217 
auch auf die nächsten Beteiligten der Mutter zu erstrecken; so sagt das 
italienische StGB. a. 369: per salvare l’onore proprio, o della moglie, della 
madre, della discendente, della figlia -adoptiva, o della sorella. 
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Cassationshof 5, 6. 1876 und 7. 9. 1877 Pand. Belg. v. complice Nr. 524 f, 527. 
Daß bei uns der $ 242 gegenüber dem $ 239 KO. als Sonderfall erscheint, 
ist prinzipwidrig. 

Sofern zu einem Delikt Gewerbsmäßigkeit gehört, ist gewerbsmäßige 
Begehung gemeint. Ist z. B. der Anstifter ein gewerbsmäßiger Spieler, so 
liegt der $ 284 StGB. nicht vor, wenn er einen Spieler, der kein Gewerbe daraus 
macht, zum Spiel verleitet; auch dann nicht, wenn dieser etwa unzurechnungs- 
fähig war: nicht ein gewerbsmäßiges Handeln, sondern ein gewerbsmäßiges Spiel 
kommt in Betracht.°) 

- Umgekehrt kann der Anstifter eines Gewerbswucherers nur wegen ein- 
fachen Wuchers bestraft werden, weil ihm die gewerbsmäßige Begehung fehlt. 
Unrichtig haben die Vereinigten Strafsenate des EG. 18. 4. 18948) angenommen, 
daß für die Gewerbsmäßigkeit der $ 50 StGB. entscheidend sei. Dies ist, wie 
gezeigt, jedenfalls nur zur Hälfte richtig. 

Einer anderen Gruppe gehören die Fälle an, in welchen das Rechtsgut 
für den einen Teilnehmer gar nicht erreichbar ist, auch nicht durch dritte Hilfe. 
Daraus gibt sich die Lösung des Falles, wenn A. den B. zur Beihilfe an einer 
Handlung veranlaßt, die für A. straflos ist, weil sie in seiner eigenen Sphäre 
stattfindet, so wenn A. den B. anstiftet, ihm, dem A., zur Selbstbefreiung zu ver- 
helfen oder ihn bei seiner Unzucht zu unterstützen, oder wenn A. den B. ver- 
anlaßt, ihn (den A.) zu töten; hier kann A. nicht als Anstifter zur Gefangenen- 
befreiung, zur Kuppelei, zur Tötung eines Einwilligenden bestraft werden. 
In allen diesen Fällen ist das dem Dritten zugängliche Rechtsgut dem Selbst- 
beteiligten strafrechtlich unerreichbar und kann von ihm nicht verletzt werden. 

Daraus gibt sich endlich dieLösung des Falles, wenn bei dem Täter Not- 
wehr oder Notstand vorliegt, wovon der Gehilfe nichts weiß. Hier kann nicht 
von $ 50 StGB. die Rede sein, denn Notstand und Notwehr beruhen auf ob- 
jektiven, in der Lage der Umstände, namentlich in der Lage des Objekts der Tat 
liegenden Gründen. Bei dem Gehilfen, der davon nichts weiß, kann hier 
nur Versuch mit untauglichem Objekt vorliegen, der hier füglich straflos 
bleiben kann. Nur wenn die Notlage eine lediglich putative ist oder 
der in der Not befindliche aus verzeihlichen Gründen die Grenzen der Not 
überschreitet, dann liegt ein nur subjektiver Umstand vor, welcher dem in Not 
befindlichen, nicht dem außer der Not stehenden Teilnehmer zugute kommt; 
und noch mehr gilt das letztere, wenn der Teilnehmer den Täter bewußt in den 
Irrtum versetzt hat, daß Notwehr vorliege, so daß der Täter hierwegen in puta- 
tiver Notwehr handelt.?) 

Einige andere Beispiele, die man angeführt hat, gehören nicht hierher. 
Wenn jemand durch Einwirkung auf den Eigner bewirkt, daß dieser seine eigene 


5) Bezüglich der Jagd vgl. RG., 9.1. 1893, Entsch. XXII, S. 378. 

6) Entsch. XXV, S. 266. 

1) Dem Fall der Notwehr steht im französischen Recht der Fall des Tötungs- 
rechts des Ehemanns an der ehebrecherischen Frau und dem Ehebrecher gleich, 
a. 324 C. pén.: es ist ein Notrecht, dem ein Dritter helfend hinzutreten kann, 
Pand. Belges v. coauteur Nr. 629f. Dieses Notrecht ist ein Recht der Äußerung 
des beleidigten Gefühls; würde ein Dritter einem geisteskranken Ehemann, 
dem jede Empfindung fehlt, zur Tat verleiten, so stände der Dritte nicht unter 
dem Schutze des a. 324. 
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Sache zerstört, dann kann Sachbeschädigung vorliegen, aber nur in dem Falle, 
wenn der Eigentümer nicht zur Zerstörung seiner eigenen Sache die Einwilligung 
gab; so wenn A. den unzurechnungsfähigen B. veranlaßt, seine Sachen zu ver- 
nichten oder wenn A. in B. den Irrtum erregt, als ob es nicht seine Sachen wären, 
und ihn so zur Zerstörung verleitet. Anders aber, wenn der Anstifter A nur ein Motiv 
erregt, damit der zurechnungsfähige B. seine Sachen zerstört, z. B. er behauptet, 
daß sein Hund toll sei: dann ist von einer Sachb eschädigungkeine Rede; der 
Eigentümer hat, wenn auch aus irrigen Motiven, zur Zerstörung der eigenen 
Sache seine Zustimmung gegeben. 

Ein zweiter Fall ist der des Mundraubs. Der Mundraub lan die Ab- 
sicht der Aneignung, wie jeder Diebstahl: Daher kann ein Mundraub nicht vor- 
liegen, wenn A. den unzurechnungsfähigen B. veranlaßt, seine eigenen Äpfel 
zu verzehren. Die Absicht der Aneignung hat der Unzurechnungsfähige 
nicht; aber auch nicht A., denn er will gar nicht, daß die Äpfel aus der Eigen- 
tumssphäre des bisherigen Eigentümers in einen andern Eigentuniskreis ge- 


rückt werden. 
§ 4. 

Die obigen Grundsätze müssen insbesondere von der Anstiftung gelten. 
In dieser Beziehung möchte ich wiederholen, was ich unter Hinweis auf den Fall 
Schönebeck schon anderwärts entwickelt habe.®) 

Der Begriff des Anstifters läßt sich am besten fassen, wenn wir von dem 
der indirekten Täterschaft ausgehen. Das ist sofort klar, daß man einen Einfluß 
auf die Außenwelt nicht nur durch die direkte Betätigung seiner Körperlichkeit 
auszuüben vermag, sondern sich auch der einen oder anderen Mittelglieder 
bedienen kann, um auf solche Weise in die Welt der Erscheinungen einzuwirken; 
und wie man eine leblose Waffe benutzen kann, ebenso auch ein Tier oder einen 
wahnsinnigen Menschen oder auch einen Menschen, der zwar vollkommen seiner 
Sinne mächtig, aber in bezug auf gewisse Dinge der Außenwelt im Irrtum be- 
fangen ist; zum Beispiel ich veranlasse den A., ins Gebüsch zu schießen, in 
welchem sich ein Wild befinde, und weiß, daß dadurch ein Mensch getroffen 
wird. Sicher wird man denjenigen, der auf solche Weise durch Vermittelung 
eines unschuldigen Dritten den Tod des Opfers herbeigeführt hat, als Täter 
bezeichnen; denn jeder weiß, daß die Kausalkette durch die verschiedensten 
Mittelglieder hindurchgehen kann, und daß auch derjenige ein Verursacher ist, 
der nur ein entferntes Kausalelement in Erregung gesetzt hat im Bewußtsein, 
daß es von da aus weiterwirkt von Glied zu Glied, bis endlich das erstrebte Ziel 
erreicht ist. 

Man wird vielleicht entgegenhalten, daß man in solchen Fällen indirekter 
Einwirkung seiner Sache nicht immer sicher ist, und daß sich ein derartiges Ele- 
ment nicht immer ohne weiteres dem Täter fügt. Aber das ist nichts besonderes; 
denn in der ganzen Welt des Strafrechts kommt. es vor, daß der Einwirkende 
mit vielen Hemmnissen und ungünstigen Einflüssen zu rechnen hat, 
so daB er in den wenigsten Fällen des Erfolges ganz sicher ist: 
meist wird nur eine größere oder geringere Wahrscheinlichkeit vorliegen. Wollte 
man den Täter deswegen entlasten, weil der Erfolg kein sicherer war, so würde 
man die allerschwersten Verbrechen ungesühnt lassen, und der frivolste Wille 
würde sich unter Berufung auf die Zweifelhaftigkeit des menschlichen Tuns 
leichthin der Gerechtigkeit entziehen. 

Diese indirekte Täterschaft leitet von selbst zur Anstiftung über. Der 
Unterschied liegt nur in folgendem: Bei der Anstiftung wird der mitwirkende 
Mensch selber in das verbrecherische Tun hineingezogen. Während bei der indi- 


8) Berliner Tageblatt vom i. August 1910. 
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rekten Täterschaft die mitwirkende Person unschuldig oder höchstens wegen 
Fahrlässigkeit verantwortlich ist, ist bei der Anstiftung der direkte Täter sich 
der vollen Tat bewußt; er handelt mit Absicht oder doch mit Vorsatz und wirkt 
auf solche Weise zum Verderben mit der gleichen Willensschuld wie der in- 
direkte Täter. 

Man könnte hier allerdings folgendes sagen: da der Täter vollbewußt 
handelt und die Tat eine Tat seines freien Willens ist, so sei für eine indirekte 
Urheberschaft des Anstifters kein Raum mehr gegeben; gewiß habe er in schlimmer 
Weise auf den Täter eingewirkt, allein der Wille des Täters sei frei, und wenn er 
frei sei, so könne er nicht das Werkzeug in Ausführung eines fremden Willens 
sein. Das hat viele dazu geführt, die Urheberschaft des Anstifters zu leugnen 
und seine Verantwortung nur in einer mehr oder minder künstlichen Weise 
zu erklären. 

Diese ganze Anschauung beruht aber auf einem Irrgang. Sie berücksichtigt 
nicht, wie sehr der Wille durch Motive bestimmbar ist, und gerade auf die Be- 
stimmung des Willens durch die Motive ist in der Anstiftungslehre das größte 
Gewicht zu legen. Man macht den Anstifter mit Recht deswegen verantwortlich, 
weil er den Täter durch Erregung der Motive zur Tat bestimmt hat; zum Bei- 
spiel er hat ihm für die Tötung eines anderen eine Prämie versprochen, er hat 
ihm gedroht, er hat eine überwiegende Autorität geltend gemacht, er hat seinen 
persönlichen Einfluß spielen lassen: derjenige ist Anstifter, welcher so eing- 
wirkt hat, daß der Täter ohne solches Schwergewicht von Beeinflussungen 
niemals die Tat begangen hätte. 


Aber wie verhält sich dazu der freie Wille? Wird dieser nicht geleugnet, 
wenn der Täter in solcher Weise bestimmbar ist? Und einen Augenblick könnte 
man glauben, daß wir hiermit den freien Willen, dieses Urprinzip des Strafrechts, 

reisgeben und den Deterministen in die Arme fielen. Das ist aber nicht der 

all. Der freie Wille ist mit der Bestimmbarkeit durch Motive wohl verein- 
barlich, sofern man nur die Wahrheit erkennt, daß diese Bestimmbarkeit keine 
absolute ist, daß die Motive lediglich einen Hang zur Tat herbeiführen, den der 
Täter bekämpfen und dem er sich durch die Kraft seines freien Willens ent- 
ziehen kann. Bekämpft er ihn nicht oder nicht genügend, folgt er dem verbreche- 
rischen Trieb, dann ist er verantwortlich, und der Umstand, daß bedeutsame 
Motive in seine Seele gelegt worden sind, kann nur strafmindernd in Betracht 
kommen, niemals aber seine Strafbarkeit aufheben, — mindestens, solange er 
nicht unzurechnungsfähig ist, solange er nicht die Kraft des Widerstandes durch 
anomale Seelenvorgänge eingebüßt hat. 


Nunmehr ist der Sachverhalt klar geregelt. Der Anstifter ist Urheber 
durch das Medium des Täters. der sich seiner Beeinflussung gefügt und ihr nicht 
widerstanden hat. Daß sich der Täter diesen Einflüssen hätte entziehen können, 
ist richtig, hindert aber nicht, daß, wenn er es nicht getan, und wenn er sich dem 
Anstifter als Werkzeug dargeboten hat, der Anstifter durch ihn als Medium 
handelte. Es ist ganz ähnlich, wie wenn der Täter es etwa zugelassen hätte, 
daß er in unzurechnungsfähigen Zustand versetzt würde, in der Erwartung, 
daß er in seinem unzurechnungsfähigen Zustande die Tat begehen werde. 


Hiernach ist es klar, daß, was die Verantwortlichkeit des Anstifters be- 
trifft, zwischen Anstiftung und indirekter Täterschaft keine grundsätzliche Ver- 
schiedenheit besteht; denn daß in einem Falle der als Mittel benutzte Mensch 
nicht oder nur wegen Fahrlässigkeit verantwortlich ist, im anderen Falle aber 
die volle Täterverantwortung zu tragen hat, kommt zwar für ihn, nicht aber 
für den indirekten Täter in Betracht. Und wenn man geltend gemacht hat, daß 
der Anstifter, der mit einem willensfähigen Menschen zu tun hat. sich voll be- 
wußt sein muß, daß seine Motivierungsversuche auch scheitern können, so ist 
zu erwidern, daß auch in anderen Fällen der indirekten Täterschaft manche Un- 
sicherheiten bestehen und die Bestrebungen des indirekten Täters sich stets 
an der Realität der Verhältnisse brechen können. 
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Damit löst sich eine Reihe von Schwierigkeiten sehr einfach; so der Fall, 
wenn die Tat auf seiten des Anstifters strafbar, dagegen auf seiten des Ange- 
stifteten sraflos ist, wenn zum Beispiel A. den B. anstiftet, seinen (des B.) Ehe- 
gatten zu bestehlen — der Diebstahl unter Ehegatten ist bekanntlich 
strafls. In solchem Falle sind eben zwei Täter vorhanden, ein 
indirekter und ein direkter, und jeder ist nach seinen eigenen Ver- 
hältnissen und Umständen zu beurteilen; der Anstifter hat jemanden bestohlen, 
der nicht sein Ehegatte ist, er ist daher strafbar; der Täter hat seinen Ehegatten 
bestohlen, er ist mithin straflos. 


Daraus ergibt sich die Entscheidung des wichtigen Falles, der zum Bei- 
spiel auch im Schönebeckprozeß zur Geltung kam: der Anstifter kann zweifelhaft 
sein, ob er einen zurechnungsfähigen Menschen vor sich hat oder nicht. Im 
einen Falle liegt indirekte Täterschaft, im anderen Falle Anstiftung vor. Diese 
Zweifel können aber für uns nicht weiter in Betracht kommen: denn ob man sich 
so oder anders entscheidet. in beiden Fällen ist die gleiche Verantwortung des 
Anstifters oder indirekten Täters gegeben. Oder der Fall kann so liegen: der 
Täter ist in dem Momente, in dem er angestiftet wird, zurechnungsfähig, er wird 
hald darauf geisteskrank, die Motive wirken aber nach, und in der Geistes- 
krankheit begeht er die Tat: hier hat der Anstifter einen willensfähigen Men- 
schen beeinflußt, und ein geisteskranker Mensch hat darauf die Tat begangen. 
Auch das ist eine Hypothese, welche im Fall Schönebeck in Erwägung zu ziehen 
war. Eine andere wichtige Kombination ist folgende. Jedermann weiß, daß die 
Tötung mit Überlegung (Mord) schwerer bestraft wird als die Tötung ohne Über- 
lerung(Totschlag). Der Fall kann nun so liegen, daß der Anstifter vollkommen über- 
legt und nach langer Erwägung der Sache gehandelt hat, der Täter aber, durch die 
in ihn gelegten Motive gereizt, sofort losschlug und die schwere Tat in der Leiden- 
schaft und Jähhitze beging. Sicher ist hier der Täter bloß Totschläger; sollte 
aber der Anstifter, weil er einen solchen angestiftet hat, der die Tat als Tot- 
schläger beging, nur wegen Totschlages, nicht wegen Mordes zu verurteilen sein, 
er, der doch mit gründlicher Überlegung gehandelt hat ??) Oder umgekehrt. 
Man denke sich, daß der Anstifter in der höchsten Wut und Leidenschaft han- 
delte, der Angestiftete darauf die Tat nach reiflicher Überlegung beging. Wäre 
es gerecht, den Anstifter deswegen, weil der Täter mit Überlegung handelte, 
als Mörder zu betrafen, während er selbst doch nur dem leidenschaftlichen 
Impuls des Augenblicks nachgegeben hat ?!9) 


Die gewöhnliche unrichtige Lehre führt aber zu derartigen schweren Ver- 
fehlungen. Wird man darum nicht lieber unsere einfache und sachgemäße 
Konstruktion annehmen ? 


Man hat uns zwar entgegengehalten, daß der Anstifter möglicherweise 
eine Tat veranlassen könne, deren Begehung ihm als Täter unmöglich wäre, 
und darum müsse man Anstifter- und Täterbegriff spalten. Das ist unrichtig; 
hier handelt es sich immer um einen Mißbrauch des Mörlichkeitsbegriffes. Mög- 
lich ist mir nicht nur das, was ich mit meinen eigenen Körperkräften tun kann, 
sondern auch das, dessen ich fähig bin, wenn ich mich eines Werkzeuges oder 
der Körperlichkeit eines anderen Menschen bediene; weshalb auch ein Weib 
einen Mann zu einer perversen Handlung gegenüber einem Manne anstiften 
kann; ebenso karn ja auch jemand durch einen Riesen Goliath eine Tat voll- 
hringen, zu der seine eigenen Körperkräfte niemals ausgereicht hätten. 


°) Vgl. über diesen Fall die italienischen Entsch. 7. 2. 1905 Giustizia 
pen. XI p. 550 nr. 241 und Pandectes Belges v. coauteur nr. 621, 622, z. B. 
es verläumdet Jemand als zweiter Jago eine Frau bei ihrem Manne und bringt 
es dahin, daß dieser sie in der Leidenschaft erdrosselt. 

10) Dasselbe gilt von dem Fall, daß der eine wegen Provocation milder 
bestraft wird; Böhmer zu C CC 177 nr. 40, will hier die Milderung auf 
alle Teilnehmer erstrecken. 
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Man hat mit wenigen Ausnahmen diese Behandlung der Anstiftung als schr 
rationell gefunden!!) und nur entgegengehalten, daß sie nicht den gegenwärtigen 
Gesetzen entspräche. Davon ist hier nicht zu handeln, weil wir ja gerade die 
Grundlage für ein künftiges Gesetz bauen sollen, obgleich auch, was das gegen- 
wärtige Gesetz betrifft, sehr zu beklagen ist, daß die Auslegungsweise der Straf- 
gesetze noch lange nicht auf gleicher Höhe steht, wie die Auslegung im Zivilrecht. 
Wenn man derartige Einwendungen gemacht hat, wie: falls der Gesetzgeber 
etwas anderes gewollt hätte, so hätte er sich anders ausgedrückt, oder: falls 
der Gesetzgeber die Teilnahme nicht akzessorisch hätte behandeln wollen, so 
hätte er sie in anderem Zusammenhang oder unter einer anderen Rubrik 
dargestellt, oder: falls der Gesetzgeber unserer Ansicht gewesen wäre, so hätte 
er den $ 50 als überflüssig weggelassen: so sind dies so vorsintflutliche Aus- 
legungsweisen, daß man im Zivilrecht sich wohl hüten würde, sich ihrer noch zu 
bedienen. Wenn man es noch im Strafrecht tut, so ist dies eine Folge der Wort- 
und Paragraphen-Jurisprudenz, die hier seit über 30 Jahren bei uns herrscht. 
Daß ein Gesetz nicht nach dem Willen des Gesetzgebers, sondern nach der Rechts- 
vernunft auszulegen ist, daß man damit rechnen muß, daß sich das Gesetz auch 
inkorrekt ausdrückt und daß es Überflüssiges bringt, ist so sicher, daß darüber 
keine weiteren Ausführungen zu machen sind. Und schließlich, wenn das Gesetz 
etwas ausdrücklich sagt, was es bei scharf logischer Durchbildung nicht zu sagen 
brauchte, so lassen sehr häufig praktische Gründe es zweckmäßig erscheinen 
auch etwas zu sagen, was schon von selber aus den gegebenen Prinzipien 
hervorgeht. Es ist fast eine Trivialität, daß der Gesetzgeber in einer 
Reihe von Fällen, guttut, einzelne ganz besonders praktische Punkte aus- 
drücklich hervorzuheben. Und dies gilt insbesondere von $ 50 unseres StGB. 


So sagte auch das Reichsgericht!°) über das Verhältnis von Anstiftung 
und mittelbarer Urheberschaft folgendes: 


„Hat der Angeklagte S. in der Absicht der Steuerverkürzung die vier Mit- 
angeklagten zur Vornahme der undeklarierten Einmaischungen vorsätzlich be- 
stimmt, so können tatsächlich nur zwei Fälle in Frage kommen. Entweder 
wohnte den Mitangeklagten gleichfalls die Absicht der Steuerverkürzung bei, 
oder es fehlte ihnen diese Absicht. Im ersteren Falle würden die 
Mitangeklagten wegen Steuerdefraudation aus $ 61 der Steuerordnung vom 
8. Februar 1819 und der Angeklagte S. als Anstifter gemäß $ 48 StGB. aus 
demselben Gesetze zu bestrafen gewesen sein. Im anderen Falle hat der An- 
xeklagte S. zur Verwirklichung seiner Absicht der Steuerverkürzung sich der 
Mitangeklagten als insoweit willenloser Werkzeuge bedient und war daher als 
Täter der ins Werk gesetzten Steuerdefraudation zu bestrafen. Der Umstand, 
daß auch im letzteren Falle die Mitangeklagten des S. durch Vornahme un- 
deklarierter Einmaischungen eine strafbare Handlung begingen, kommt rück- 
sichtlich des letzteren nicht in Betracht, da ihre strafrechtliche Verantwortlich- 
keit über ihr eigenes Verschulden sich nicht hinaus erstreckt, das ohne ihre 
Mitschuld Vollführte daher dem Angeklagten S. allein zur Last fällt. Um S. 
als den Täter der unter Benutzung der Mitangeklagten verübten Maischsteuer- 
defraudation zu erachten, genügt es, daß die Mitangeklagten ohne den auf Ver- 


a) So insbesondere auch was die rechtliche Beh andlung des agent pro- 
vocateur betrifft; vgl. meinen Aufsatz in diesem Archiv., B. 55, S.1f. Siehe 
darüber neuestens die Entsch. des Tribunals von Neapel 29.42. 1908 in Rivista 
penale 69, p. 365. 

12) Vom 5.3.1880 Entsch. Strafs. I, S. 251. 
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kürzung der Steuer abzielenden Dolus. welcher den Angeklagten S. leitete, ge- 
‚handelt haben, insofern also willenlose Werkzeuge des letzteren waren, wenn 
sie auch bewußterweise die undeklarierten Einmaischungen vorgenommen 
und insofern auch ihrerseits rechtswidrig gehandelt haben.“ 


Was aber die berühmte Erörterung von Bartolus zu diesem Unter- 
schied betrifft, so bemerkt er zu 1. 17 de injur. folgendes :!°) 


Quaero circa hanc legem, utrum ille qui mandat aliquid fieri, secuto facto, 
dicatur ipse vere facere, vel dicatur facere interpretative? videtur, quod vere 
faciat, sicut ille, qui aliquem percutit cum pila vel sagitta, vere percutit: 

(Nun folgt die postglossatorische Quellenerörterung. Dann heißt es 
weiter :) 

Quid dicemus? Modo latius et intelligibilius dico: Quidam sunt actus. 
qui non possunt expediri per instrumentum separatum ab ipso corpore, ut 
adulterium: tunc qui per alium facit, ipse vere non facit; interpretative bene 
potest committi per alium. Idem dico in falso testimonio: cum enim requirat 
actum personae testificantis, non potest proprie committi per alium, eadem 
ratione. Quaedam sunt facta, quae possunt explicari per instrumentum se- 
paratum a corpore, ut percussio, homicidium et similia, quae possunt perpe- 
trari sagitta vel lapide emisso. Et hic adverte: Quandoque illud instrumentum. 
quo mediante talis actus perpetratur, agit de necessitate, nec potest non agere : 
tunc qui facit mediante tali instrumento, vere facit. Quandoque illud instru- 
mentum, quo mediante perpetratur actus, agit in virtute libertatis suae: ut si 
mando homini habenti intellectum, percutias, vel occidas talem, tunc ille 
occidit; merito ipse vere facit, sed ego, qui mando, dicor praebere causam: quia 
mandatum meum est causa necessaria illius actus.... Quando ego mando tibi 
aliquid, quod post susceptum mandatum tu habes necesse facere, necessitate 
civili, quia es obligatus ad hoc: utputa, si mandatur tibi aliquid, quod est hones- 
tum, ut si dominus mandat servo aliquid, quod non cadit in grave delictum: 
tunc ille vere fecit, cuius mandato fit. Per hoc dicebam in quaestione de facto: 
Assisii statutum dicebat: Si quis produxit exceptionem aliquam contra instru- 
mentum confessionatum nec probaverit, puniatur in tantum; modo quidam 
produxit exceptionem contra instrumentum per procuratorem habentem man- 
datum ad hoc, (non) probavit: dico quod ex verbis statuti dominus punitur. 
quia vere dominus produxit, quia procurator tanquam instrumentum hoc fecit 
de necessitate, scil. ciuili. Nec tunc debet inspici, utrum verba statuti loquantur 
in personam vel in rem. Sed si mandatum non esset licitum, et ideo ille, per 
quem quis fecit, non fecit hoc de necessitate naturae, quia liberum habet arbi- 
trium nec ex necessitate legali, quia rei turpis nullum est mandatum: tunc ille, 
qui mandat, non facit vere, sed interpretative. ....... 

Daher ist auch Bartolus zu ]. 11 § 3 de injur. der Ansicht, daß der An- 


stifter nicht ex mandato einsteht, sondern ex delicto: 

Quaero, unde oritur obligatio, qua tenetur mandans, an ex man- 
dato, an ex delicto postea subsecuto? Et videtur, quod ex mandato. 
ad similitudinem contractuum, ...... unde sicut cum mando cum aliquo 
contrahi, celebrato contractu illi obligor propter mandatum, non ex 
mandato: ita hic obligor de delicto propter mandatum, non ex mandato. Et ex 
hoc sequitur, quod in accusatione debet poni locus et tempus comissi maleficii. 
non autem locus et tempus mandati....... Sic etiam inspicitur locus et tempus 
commissi delicti, quo ad poenam delicti augendam, vel minuendam. ...... 

Die späteren Juristen schließen sich an Bartolus an: so insbesondere 


Decianus, tractatus criminalis IX 32, Nr. 2: 


13) v. Bar, Gesetz und Schuld II S. 592 stellt die Sache nicht richtig 
dar: er läßt den Bartolus nicht ausreden. Allein Bartolus spricht immer so 
gescheit, daß man ihn stets ausreden lassen sollte. 
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IRRE quod mandans non dici possit facere vere, sed tantum 
interpretative, nullam videtur habere vel saltem modicam dubita- 
tionem; nam hoc facile colligitur ab ipsius elocutionis sono; nam cum 
quis mandat, ut alius faciat homicidium, iam ex eo sono verborum 
indicat, quod ipse non facit, sed vult alium facere, quia ipse facere 
non vult. ..... Ex praedictis ergo sequitur haec certa conclusio, quod 
ubicunque lex vel constitutio vel statutum vel dispositio aliqua loquatur de 
faciente ex proprietate sermonis, nunquam comprehendet mandantem, sed 
dumtaxat per interpretationem. 


Also das eine Mal ein vere facere, das andere Mal ein facere per inter- 
pretationem. Die Rechtsfolgen aber sind in beiden Fällen die gleichen. 
Und was die Statutenfrage betrifft, so fügt er IX 39, Nr. 10 bei: 


TE Si statutum eandenı poenam imponat mandanti vel facienti. 
quam imponit ius commune, nulla erit difficultas, quod utroque iure 
eandem incurret ...... Aut statutum facit aliquid esse delictum, quod 


non erat de iure communi, et imponit pcenam facienti, et tunc teneo, 
quod poena illa non extendetur ad mandantem ex communi regula. 
quod poenalia, maxime statutaria non extenduntur: sed tamen dico, 
quod isto casu mandans punietur poena extraordinaria arbitrio iudicis. Dicunt 
quidam canonistae; vere facit, scilicet quantum ad peccatum; volunt dicere, 
quod canonistae magis considerant animum quam actum: sed nos magis actum, 
quam animum....... et ideo, quantum ad peccatum mortale in foro con- 
scientiae, ille vere facit, quia consistit in animo; sed respectu actus, quem nos 
inspicimus, vere non facit. 


§ 5. 

Für die Bestrafung des Anstifters als eines akzessorischen Teilnehmers 
hat man auch geltend gemacht, daß von unserer Anschauung aus die Anstiftung 
bei Sonderdelikten, zu deren Begehung ein besonderes Verhältnis des Täters 
erforderlich ist, straflos bleiben müsse. Hierher gehören vor allem die reinen 
Amitsdelikte und die reinen Militärdelikte. In dieser Beziehung ist zu bemerken: 
die Bestrafung eines Laien als Anstifter eines Militär- oder Beamtendeliktes 
ist entweder garnicht gerechtfertigt, weil die Sphäre des Rechtsgutes für ihn 
nicht erreichbar ist!*), oder wenn sie gerechtfertigt ist, so ist sie es nach ganz 
anderen Anschauungen und ganz anderen Betrachtungsweisen als die Bestrafung 
des Sonderdeliktes selber. Das Amtsdelikt ist eine Verletzung des Pflicht ver- 
hältnisses, das der Beamte ühernommen und in das er sich eingelebt hat, das zu 
wahren ihn täglich sein Amt und die Aufsicht und Kontrolle, der er sich unter- 


14) Für Straflosigkeit waren auch Württemberg 404 und Braunschweig 252 
Indeß hat in Württemberg die Praxis eine Zeitlang dena. 404 (ebenso wie den a 87) 
nur auf Gehilfen und Begünstiger, nicht auf den Anstifter bezogen; vgl. die 
Entscheidungen der Krimin.-Senate Ellwangen. Eßlingen. Tübingen bei H u f - 
nagel 1S.622f.,. II S.741. Diese Praxis wurde aber später verlassen und 
auch der Anstifter in solchem Falle für straflos erklärt, vel. die Entsch. bei 
Hufnagel, Neue Präjudizien S.82f. 582. Richtig auch neuerdings die 
italienische Praxis (bezüglich des Peculats und der Amtsurkundenfälschung), 
Corte di Cassaz, 15. 2. 1908 Giustizia penale XIV, p.491 und Rivista penale 
67, p. 625; anders früher, 22. 10. 1900 Riv. pen. 53, p. 211. Unrichtig die Ent- 
scheidung des Genter Gerichtshofes, wonach der Private, welcher einem Beamten 
bei einem Amtsakte hehilflich ist, wie dieser bestraft werde, Gand 1. 2. 1873, 
Pandectes Belges v. coauteur Nr. 679: ebenso unrichtig Strafkammer Bern 
22. 1. 1910 Z. Bern. Jurist. V. B. 46 S. 0687. 
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worfen fühlt, mahnt. Alle diese Elemente fallen bei einem Privaten weg: wir werden 
ihn darum entweder garnicht bestrafen oder doch nur aus dem Grunde, weil 
auch der Fernstehende es nicht befördern soll, daß dem Staate durch Amts- 
delikte ein Unheil zustößt. Das sind aber vollkommen andere Gesichtspunkte,als 
die beim Amtsdelikte hervortretenden. Nach diesen Grundsätzen muß man 
zunächst fragen, ob der Fall schwerwiegend genug ist, um ihn für strafbar zu 
erklären; nimmt man aber die Strafbarkeit an, dann hat dies nach jener be- 
sonderen Betrachtungsweise zu erfolgen: ihn als Anstifter nach der Strafe des 
Täters zu behandeln, ist eine bare Ungerechtigkeit. Wer die Desertion be- 
fördert, ist in einer prinzipiell anderen Lage, als der Soldat, der eine Desertion 
begeht, und wer von außen her kaum etwas von Rechtspflege weiß, steht der 
Heiligkeit des Richteramtes ferner, als der Richter selber, der tagtäglich die Be- 
deutung seines Amtes vor Augen hat und sich darum vor Rechtsbeugung hüten 
muß. Wenn wir daher denjenigen, der einen andern zu einem solchen Amts- 
oder Militärdelikt verleitet, bestrafen wollen, so können wir es nur tun in der Art 
eines delictum sui generis, was auch in unserem Strafgesetzbuch in einzelnen 
Fällen richtig erkannt worden ist; so was die Verleitung zur Desertion, so, 
was die Bestechung als aktive Bestechung betrifft, die als delictum sui generis 
estraft wird und nicht als Anstiftung zur passiven Bestechung; in gleicherWeise 
wären die übrigen Fälle zu behandeln. Vielleicht könnte man eine allgemeine 
Bestimmung in der Richtung aufnehmen, daß, wer jemanden zu einem Amts- 
oler Militärdelikt verleitet, in Ermangelung einer Sonderbestimmung eine be- 
stimmte Strafe erleiden soll. Ob dies angemessen wäre, ist Sache besonderer 
Prüfung.'®) 

Die Richtigkeit des Gesichtspunktes erhellt auch aus folgendem: Die Amts- 
delikte sind nichts anderes als eine gesteigerte Form der Disziplinardelikte. 
Ist die Verletzung der Disziplin so stark, daß dadurch nicht nur der Amtsbetrieh 
im allgemeinen gestört, sondern wesentliche Lebensinteressen gekränkt werden, 
dann geht das Disziplinardelikt in ein Amtsdelikt über. Eine Verleitung zu 
einem Disziplinardelikt durch einen Laien wird nun aber nicht bestraft; jedoch 
nicht deshalb, weil hier eine Anstiftung ausgeschlossen wäre, sondern deshalb, 
weil die Verleitung nur dann zu strafen ist, wenn es sich um einen Fall schwer- 
wiegender Natur handelt und diese Disziplinarsachen nicht so schlimm auf- 
gefaßt werden dürfen. 

Dem Gesagten muß noch folgendes beigefügt werden: Die Verleitungs- 
handlung wird zutreffend auch dann bestraft, wenn es von seiten des Beamten 
nicht zu einer Vollendung, ja auch nicht einmal zu einem strafharen Versuch 
gekommen ist. So ist insbesondere die aktive Bestechung auch dann strafbar, 
wenn der Beamte sich nicht bestechen läßt oder wenn die beabsichtigte pflicht- 
widrige Handlung nicht möglich ist, sei es weil der Beamte im einzelnen Fall 
zu ihr nicht berufen ist, sei es weil er bereits seine Handlung pflichtgemäß aus- 
geübt hat!) Ganz dasselbe wird auch bei sonstigen Amtsdelikten und bei 


15) yv. Bar kommt auf recht verkünsteltem Wege schließlich zu einem 
ähnlichen Ergebnis II, S. 659 f. Über italienisches und französisches Recht 
vgl. meine Abhandl. in diesem Archiv 51, S. 174f. Auch Menochius de 
arb. jud. 353 Nr. 10 (poena extraordinaria). 

16) Vgl. RG. 14. 3. 1880, Entsch. XIX, S. 206. 
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Militärdelikten anzunehmen sein, denn eine derartige Stimme der Verführung 
soll dem Beamten fern bleiben. 

Im umgekehrten Fall, wenn der Beamte sich eines Nichtbeamten bedient, 
um einen Erfolg herbeizuführen, der innerhalb des Amtskreises des Beamten 
liegt, ist der Beamte Täter, nicht Anstifter, z. B. wenn er jemanden veranlaßt, 
eine amtliche Urkunde zu ändern und diese dadurch fälscht; für den Nicht: 
beamten aber gilt das obige.!”) 

Den genannten Sonderdelikten wären etwa diejenigen gleich zu behandeln, 
deren Sonderheit auf der Verletzung höchstpersönlicher Pflichten beruht, wie 
$174/3 und§181/2 StGB: auch dies sind Sonderdelikte, beruhend auf der familien- 
rechtlichen oder beruflichen Stellung des Täters. Dasselbe gilt, wenn jemand 
gegen ein Schweigegebot handelt: er ist durch das Schweigegebot in eine beson- 
dere Rechtsstellung gebracht worden, die dem dritten fremd ist.!8) 


8 6. 

Man hat den Einwurf erhoben, daß nach unserer Anschauung die erfolg- 
lose Anstiftung stets als Versuch zu bestrafen sei, was dem geltenden Recht 
widerspräche. Hier ist aber folgendes zu bemerken: die (erfolglose) Anstiftung 
kann unter denselben Umständen Versuch sein, unter denen die Einwirkung 
auf einen Unzurechnungsfähigen Versuch ist, sofern nämlich in der Einwirkung 
nicht eine bloße Vorbereitungshandlung zu erblicken ist, sondern die Umstände 
so liegen, daß von dem Anreize unmittelbar zur Tat übergegangen werden soll.!P) 


Dies hat auch schon Bartolus ad fr. 11 $ 3 de injur. angenommen: 


Aut est delictum atrox: et tunc ex solo mandato quis tenetur, ut extraordinarie 
puniatur; aut est delictum leve: et tunc non tenetur. 

Hierbei muß man sich erinnern, daß in der Bestrafung des Versuchs bei 
den Italienern der Unterschied zwischen crimen atrox und crimen leve eine 


große Rolle spielt.?°) 


8 7. 

Aus unserer Konstruktion ergibt sich die Entscheidung einer Reihe wich- 
tiger und schwieriger Fragen; so der Frage, ob es eine Anstiftung zur Anstiftung, 
eine Beihilfe zur Beihilfe, eine Beihilfe zur Anstiftung und eine Anstiftung zur 
Beihilfe gibt. In Wahrheit kann es sich immer nur um eine direkte oder indirekte 
Urheberschaft handeln, die möglicherweise zur Beihilfe herabgesetzt ist. Die 
Annahme, daß die „Teilnehmer zweiten Grades“ straflos sind?!), ist ebenso ver- 
kehrt, wie die Annahme, daß der Anstifter oder Gehilfe zweiten Grades nicht zur 
Tat, sondern zur dazwischenliegenden Anstiftung oder Beihilfe ersten Grades 
in rechtliche Beziehung zu setzen sei”); der Anstiffer oder Gehilfe kommt 


17) RG. 14.1.1896, Entsch. XXVIII., S. 109. 

18) Vgl. darüber meine Abhandl. in diesem Archiv 55, S. 11. 

19) Verl. meinen Aufsatz in diesm Archiv 55, S. 3 f. 

20) Strafrecht der italienischen Statuten S. 222 f. 

2!) Hilgemann, Teilnahme an der Teilnahme S.43 f. 

22) Vgl. hierüber RG. 8.7.1882, Entsch. XIV, S. 318. Richtiger Ober- 
tribunal 14. 4.1853 Goltd. Il S. 208, 20. 2.1856 Goltd. IV, S. 409. 
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- immer nur in Betracht, soweit er Anstifter und Gehilfe zur Tat ist; das kann 
er aber auch sein, wenn er die Tat durch das Mittel eines anderen Anstifters 
oder Gehilfen berührt. 


Ebenso ergibt sich hieraus die richtige Behandlung der Teilnahme 
an fahrlässigen Vergehungen. An sich wäre die Kategorie von Anstiftung und 
Beihilfe auch bei fahrlässiger Vergehung möglich; es ist möglich, daß jemand 
fahrlässigerweise einen anderen zu einem Tun verleitet, das eine Fahrlässigkeit 
des Täters enthält und einen verderblichen Erfolg herbeiführt??), und ebenso ist 
es möglich, daß jemand fahrlässigerweise eine unterstützende Tätigkeit voll- 
zieht gegenüber einem anderen, der selbst fahrlässig handelt. In solchen Fällen 
nimmt man eine fahrlässige Urheberschaft eines jeden der beiden an?®); mit Recht, 
doch ist es begründet, die Haftung des unterstützenden Gehilfen auch hier 
nach den Regeln der Gehilfenstrafe zu ermäßigen. 


In gleicher Weise ist auch der Fall zu behandeln, wenn jemand eine fahr- 
lässige Anstiftungs- oder Beihilfehandlung vornimmt gegenüber einem vor- 
sätzlichen Täter. Auch dieser Fall ist nur als mittelbare Täterschaft bei einem 
fahrlässigen Delikt zu konstruieren, welche mittelbare Täterschaft zur verrin- 
gerten Haftung der fahrlässigen Beihilfe herabsinken kann; z. B. es leiht jemand 
dem A. eine Pistole, von dem er hätte wissen sollen, daß er sie zum Mord eines 
anderen verwendet. 

Wie zum Vorsatz des einen die Fahrlässigkeit des anderen, so kann zum 
Vorsatz des einen die Zufälligkeitshandlung des anderen hinzutreten. A. kann 
sich der Tat des B. bedienen, auch wenn B. den Absichten des A. völlig ferne steht: 
z. B. B. hat ohne schlimme Absicht eine Leiter angelegt und A. steigt auf ihr 
ein; R. hat aus ganz anderen Zwecken die Haustür ungeschlossen gelassen, 
A. benutzt dies, um einzuschleichen und zu stehlen; B. hat einen Wohnungsplan 
liegen lassen, A. nimmt davon Anlaß, diese Wohnung in diebischer Weise heim- 
zusuchen. A. ist hier in der gleichen Lage, ob die Handlung des B. vorsätzlich 
oder fahrlässig oder nur zufällig erfolgte. 


Umgekehrt kann die Beihilfstätigkeit des B. eine absichtliche, die Tat 
des A. eine zufällige sein. z. B. B. liefert dem unschuldigen A. patentwidrige 
oder falsch markierte Waren, die sodann A. in Betrieb setzt. Hier ist die Tätig- 
keit des B. so bedeutsam, daß für ihn nicht die Gehilfen-, sondern die Täter- 
strafe angemessen ist.??) So auch wenn ein Steuerbeamter dem Unterbeamten 
falsche Mitteilungen macht, infolge deren dieser in aller Unschuld unberechtigte 
Steuern ae 


23) Man denke sich den Fall, daß jemand einen anderen verleitet, eine 
Wette einzugehen, um in kurzer Zeit ein übermäßiges Quantum von Spirituosen 
zu trinken, was den Tod des Trinkenden herbeiführt. Vgl. die widersprechenden 
Urteile des römischen Cass.-Hofes 29. 3. 1906 und 20. 3. 1906 Giustizia penale 
XII, p. 1360, 1361, auch 27. 11.1905 ib. XII, p. 908. 

24) Vgl. Schacht, fahrlässiges Zusammenwirken, S.20f., Botti. 
La nozione giuridica del pericolo. Contributo alla teorica del concorso di più 
persone nei delitti colposi (Napoli 1905). 

-7 æ) Vgl. mein Warenzeichenrecht S. 195. 

286) Vgl. die italienische Entsch. 10. 2. 1908, Giustizia penale XIV, Pag: 601, 

NT. 474. 
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8 8. 

Handelt es sich um eine Benutzung des menschlichen Willens, so muß der 
Vorsatz des Benützers Absicht, der Dolus Absichtsdolus sein, — weil die Seele 
des Menschen ein so vielstimmiges Organ ist, daß niemand als vorsätzlicher Täter 
verantwortlich sein kann, wenn er ohne Absicht etwas gesagt oder getan hat, 
wovon er weiß, daß es mit größerer oder geringerer Wahrscheinlichkeit eine 
schlimme Tat herbeiführen wird.?”) Dies muß von dem Unzurechnungsfähigen 
in gleicher Weise gelten wie von dem Zurechnungsfähigen, von der Anstiftung 
in gleicher Weise wie von der seelischen (psychischen) Beihilfe. Ob nicht hier im 
einzelnen Falle ein fahrlässiges Delikt anzunehmen ist, muß nach den Umständen 
beurteilt werden; es kommt in Betracht, ob nicht im einzelnen Fall die Verhält- 
nisse des Lebens es einem jeden zur Pflicht machen, wegen der großen Gefahr 
der seelischen Einwirkung von gewissen Aeußerungen abzusehen. Eine solche 
Pflicht ist allerdings niemals vorhanden, wenn es sich um wissenschaftliche 
Forschungen und deren Veröffentlichung oder um die Verfolgung künstlerischer 


Interessen handelt. 


89. 

Man hat sich die erdenklichste Mühe gegeben, die Beihilfe prinzipiell 
von der Täterschaft zu unterscheiden und hat den Unterschied teils in, der 
objektiven Art der Tätigkeit, teils in der persönlichen Beziehung des Gehilfen, 
teils auch in der Art und Weise seines verbrecherischen Vorsatzes’gefunden. Das 
letztere ist nun völlig unhaltbar. Zu sagen, daß ein Gehilfe nicht für sich, son- 
dern für einen anderen arbeite?®), geht darauf hinaus, daß er das Interesse 
eines anderen verfolgt, ein Umstand, der für den Täterschaftsvorsatz nicht in 
Betracht kommt; oder es will besagen, daß der Gehilfe seine Tätigkeit der 
Tätigkeit eines andern unterordnet, zu dem Zweck, damit die Tätigkeit des andern 
den Erfolg habe, der ihr sonst gebräche; damit ist aber nichts weiter gesagt, 
als daß eben der Gehilfe nur eine untergeordnete Tätigkeit ausübt und daß diese 
untergeordnete Art seiner Wirksamkeit sich eben natürlich auch in seinem sub- 
jektiven Verhalten kundgibt.?®) 

Nur in dem einen Falle kann hier die subjektive Theorie einen festen Boden 
finden, wenn nämlich der Gehilfe sich in gewerblicher Tätigkeit vergeht und 
zwar nicht im eigenen Gewerbe, sondern in dem Gewerbe eines andern; 
dann kann man sagen, daß die Unterordnung nicht bloß eine Unterordnung 
unter fremdes Interesse, sondern eine Unterordnung unter die Gesamtheit 
fremder Betätigungen darstellt. Das kann mit ein Grund sein, die Tätigkeit 
geringer zu bewerten, aber es ist nicht der einzige Faktor, der hei der Frage 
der Beihilfe in Betracht kommt. 


27) Richtig bereits Stübel, Teilnahme (1828), S. 17, Vgl. die ita- 
lienische Entsch. 2. 10. 1906 in Giustizia penale, XII p. 1529 Nr. 824. 

3) Mit Recht hebt im Gegensatz dazu die italienische Praxis hervor, daß 
der Gehilfe die scienza e volontà del fine delittuoso haben müsse; so die Entsch. 
21. 7.1908 in Giustizia penale XV, p. 279. 

29) Ich kann mich, was die Dogmengeschichte des vorigen Jahrhunderts 
betrifft, auf Birkmeyer, Vergleichende Darstellung, Allgem. Teil II, 
S. 227, beziehen. 
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Vielmehr gilt folgendes. Ob eine Handlungsweise nur eine untergeordnete 
Bedeutung hat, muß nach den subjektiven und objektiven Umständen beurteilt 
werden. So kann eine und dieselbe Tätigkeit Beihilfe oder auch Mittäter- 
schaft sein, je nach der Art und Weise, wie sich die Persönlichkeit sonst an 
dem Delikt beteiligt. Wenn jemand bei der Deliktsberatung mitgewirkt und 
hierbei dasWachestehen übernommen hat, so muß er sicher als Mittäter behandelt 
werden; denn das Wachestehen ist hier nur die Fortsetzung der in der Beratung 
des Delikts liegenden prinzipiellen Beteiligung. Wenn dagegen jemand, der mit 
der Sache weiter nichts zu tun hat, gegen Geld zum Wachestehen gedungen wird, 
so liegt nur eine untergeordnete Betätigung vor, und er muß darum als Gehilfe 
gelten. Insbesondere wird derjenige nur als Gehilfer erscheinen, der sich der 
Persönlichkeit eines andem vollkommen untergeordnet hat und dieser Per- 
sönlichkeit bei Ausführung der Tat lediglich gewisse Erleichterungen ver- 
schaftt.3%) Hier hängt der Erfolg der Beihilfetätigkeit völlig von der Art und Weise 
ab, wie der Haupttäter diese ihm gegebene Hilfe benutzt und auf diesen Grund 
hin tätig ist. 

Daher ist in vielen Fällen die Beihilfe nichts anderes, als eine mildere Form 
der Mittäterschaft, milder deswegen, weil die Kausalität eine schwächere 
ist und die Beteiligung darum eine nachsichtige Beurteilung verdient.?!) 

Denn es versteht sich von selber, daß man.nicht in der Art argumentieren 
darf: alle Kausalmomente stehen, weil sie unentbehrlich sind, in ihrem Verhältnis 
zum Erfolg einander gleich. Das wäre ein Trugschluß: die unentbehrlichen Ein- 
wirkungen sind nicht etwa wegen der Unentbehrlichkeit auch intensiv gleich; 
es gibt Kausalmomente, welche stärker zur Tat hinneigen als andere, und es gibt 
gewisse Betätigungen, die zwar unentbehrlich sind, aber doch nur imeentfernterer 
und daher abgeschwächter Weise mit dem Erfolg zusammenhängen. Wenn bei 
der Gleichung 5+6-+11 = 22 die Zahl 5 ebenso unentbehrlich ist, um die Summe 
herauszubekommen, als 6 oder 11, so ist es nichtsdestoweniger sicher, daß 11 
dabei schwerer wiegt und eine größere Rolle spielt als 5 oder. 6. 

Diese Betrachtungsweise, die alles auf die Intensität stellt, enthält auch 
die Wahrheit des vielfach verbreiteten Satzes, daß der Hauptgehilfe dem Täter 
gleich bestraft wird. 

Nur nach einer Seite hin läßt sich der Begriff der Beihilfe prinzipiell 
fassen, wenn nämlich der Gehilfe etwas tut, was, wenn es der Täter vollbrächte, 
sich lediglich im Gebiete der Vorbereitungshandlungen bewegte.?®) 

Vorbereitungshandlungen sind beim Täter straflos, wenn es dabei bleibt; 
wenn er jedoch zur Vollendung oder wenigstens zum Versuch gelangt, dann geht 
die Vorbereitungshandlung in Versuch oder Vollendung auf. Wenn nun aber 
ein Dritter etwas tut, was den Charakter der Vorbereitungshandlung hat, so 
liegt zwar ebenfalls das Tun nur dann im Gebiete der Strafbarkeit, wenn der 
Täter zur Vollendung oder mindestens zu einem strafbaren Versuche schreitet; 
eine Absorption der Strafbarkeit des Dritten durch die Strafbarkeit des Täters 


30) Vgl. auch Cass.-Hof Paris 14.4.1904, Sirey 1905 I p.343 (zu 
a. 60 C. pénal). 

31) Verfehlte Polemik bei Löffler in Grünhut X1X S. 523. 

32) Hierüber auch Birkmeyer, Vergleichende Darstellung, Allgem. 
Teil 11, S. 150 und v. Bar, Gesetz und Schuld, Il, S. 604. 
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aber ist ausgeschlossen: der Dritte ist also strafbar; aber es ist sehr gerechtfertigt, 
seine Strafbarkeit zu mindern mit Rücksicht darauf, daß die Handlung sich 
noch in der Vorbereitung bewegt und daher dem Delikterfolge ferner steht. Das 
ist das Richtige an der Unterscheidung früherer Theorie zwischen con- 
cursus remotus und concursus proximus, es ist das Richtige 
an der Vorstellung, die auch im englischen Recht vertreten ist, daß die Handlung 
des accessory before the fact als eine mildere Form der Ver- 
brechensbegehung erscheine.?®) 

Das legislativ Richtige wäre daher, zu sagen: In dem Fall, wenn die Be- 
tätigung in einer der Vollendung vorhergehenden bloßen Vorbereitungshandlung 
besteht, ist die Beihilfe als eine prinzipiell mildere Form der Betätigung gegeben; 
bei der Mittäterschaft aber ist überall, wo die Mitwirkung subjektiv oder objektiv 
eine verhältnismäßig geringe ist, die Bestrafung des Mittäters auf den Stand 
der Bestrafung des Gehilfen herabzusetzen. 

Am richtigsten sagt das Norwegische StGB. § 58.34) 

Haben mehrere zu einem strafbaren Zwecke zusammengewirkt und ist 
die Mitwirkung eines einzelnen entweder im wesentlichen durch seine Ab- 
hängigkeit von einem anderen der Beteiligten veranlaßt worden oder im Ver- 
hältnis zu der anderer von geringer Bedeutung gewesen, so kann in Hinsicht 
seiner die Strafe unter das angedrohte Mindestmaß oder auf eine mildere Strafart 


herabgesetzt werden. Wo nach sonstigen Regeln Geldstrafe verhängt werden 
könnte, sowie bei Übertretungen kann die Strafe ganz fortfallen. 


$ 10. 

Ein Moment möchte ich noch hervorheben, das Sighele in seinem 
neuen Werk „Lecrimeadeux ‘ darlegte Es.ist selbstverständlich, daß 
wir nicht etwa. wenn mehrere Personen sich einerTat verantwortlich machen, die 
Strafe unter die verschiedenen Personen verteilen, sondern jede Person völlig be- 
strafen?°), und zwar mit Rücksicht auf die Intensität ihrer Mitwirkung, im 
übrigen aber ohne daß wegen der Strafe des einen Teilnehmers den übrigen 
etwas abgezogen wird. Es ist ja ebenso, wie wenn jemand die günstigen leblosen 
Hilfsmittel, die ihm zu Gebote stehen, benützt und so mit einer größeren oder 
veringeren Betätigung das Ziel erreicht hätte: auch hier könnte nicht ein Teil 
der Bestrafung auf die Umstände übergewälzt werden. 

Daß der eine unter Mitwirkung anderer gehandelt hat, ist nicht ein 
Milderungs-, sondern im Gegenteil ein Straferhöhungsgrund; denn dieGefährlich- 
keit der mehreren Mittäter, die in technischer Weise ihre Rollen verteilen, von 
denen jeder ein besonderes Hindernis zu überwinden hat, von denen jeder die 
entgegenstehenden Momente erspähen und in ihrem Keime ersticken kann, ist 


33) Der C. pen. a. 60 spricht von ceux qui auront aidé ou assisté Pauteur 
de Faction dans les faits qui auront préparée ou faci- 
litée ou dans ceux qui auront consommée. Dieser Unterschied wird aller- 
dings nicht weiter durchgeführt, da die Strafe des Komplizen der des Täters 
eleichgestellt ist. 

3) Nach der Übersetzung von Rosenberg und Urbye. Ä 

5) Daher schon Bartolus ad fr. 6 arb. furt. caes.: ex pluralitate 
delinquentium poena delicti multiplicatur; und Albericus de Rosate 
Stat. 1] 32 nr. 6, und so die späteren, z.B. Caballus, Resolut. crim. 198, 
Nr. 10. Vel. auch den irischen Senchus Mor Ip. 241 f. 
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offensichtlich eine viel größere, als wenn nur einer tätig ist. Dem stehen aller- 
dings gewisse Schwächen gegenüber: die Möglichkeit des Nichtzusanımen- 
treffens, die Möglichkeit des Verrats durch das Kronzeugnis — allein diese 
Umstände sind von geringerer Bedeutung. 

Was im übrigen die Schuld betrifft, so wird es hier meist nicht ohne Sug- 
gestion abgehen, und ungerecht wäre es, denjenigen, von dem die Suggestion 
ausgeht, nicht höher zu bestrafen, als den, welcher ihr unterlegen ist. Es hat 
daher guten Sinn, wenn das indische Recht den Anstifter höher bestrafte als 
den Täter?®), eine Behandlungsweise, die auch im Abendlande wiederkehrt. i 
Jedenfalls muß seine Bestrafung mindestens eine gleich hohe sein.?®) 


Der Jugendgerichtshof. 


a Von Julian W. Mack. 
Richter am Appelationsgericht im 4. Distrikt von Illinois, früher Richter am 
| Jugendgerichtshof in Chicago. 

(Ins Deutsche übertragen von Elsa Schmidt.) 


Nachfolgendes ist die Übersetzung eines Vortrages, den mein lieber 
Schüler, Julian W. Mack, früher Richter am Jugendgerichtshof zu Chicago, 
‚Illinois, vor der Bar Association gehalten hat. Er ist der Harvard Review 
mit Genehmigung des Verfassers und der Redaktion entnommen. Der 
Leser erkennt hier sofort den sachkundigen und warmherzigen Praktiker, 
der mit Leib und Seele bei seiner Aufgabe weilt, und er gewinnt ein lebens- 
volles Bild der eifrigen humanen menschheitskundigen und menschheits- 
klugen Bestrebungen in einem Staate, der für das Jugendgerichtswesen 
bahnbrechend gewesen ist. 

Der Europäer wird staunen über den Idealismus, der jenseits des at- 
lantischen Ozeans waltet und, ganz dem amerikanischenWesen entsprechend, 
sich nicht in Redensarten bewegt, sondern sofort in die Tat umsetzt, so 
daß alsbald Vermögen, Hände und Köpfe von Tausenden für die Idee tätig 
sind. Für den Juristen sind namentlich die echt amerikanischen Aus- 
führungen über die verfassungsmäßigen Grenzen der Gesetzgebung und die 
bei Ausübung der Jugendfürsorge zu wahrenden verfassungsgemäßen 

` Garantieenvon Wert. Daß der Verfasser aus dem Vollen schöpft, und über 
ein reiches Material gebietet, ergibt sich von selbst. Wir gewinnen aber 
hierdurch auch einen Einblick in das lebhafte Walten der englischen und 
angloamerikanischen Welt auf einem der vielen Gebiete, in dem sie uns 
längst vorangegangen ist, so daß wir am besten tun, wenn wir ihre Ge- 
danken bei uns möglichst einbürgern. Das englische und angloamerikanische 
Leben enthält eine Fülle humaner Gedanken, eine Menge großzügiger Ideen, 
die in unsere kleinbürgerlichen Kreise dringen und dazu beitragen 
müssen, die Philisterhaftigkeit und das Banausentum, das bei uns noch 
so traurig herrscht, zu überwinden. Kohler. 


3) Vgl. indisches Strafrecht in Z. vgl. Rechtsw. XVI, S. 186. 

3) Gandinus de poenis reor. Nr. 12 sagt unter Berufung auf Odo- 
fredus: ille qui mandat et fieri facit aliquod maleficium, videatur illud propria 
manu fecisse...... Quis eorum magis peccat? respond. mandans.... quia 
ipse peccat in se et alium peccare facit et ideo acerbius puniendus est, quam 
si propriis manibus offendisset. Carpzov, Pract. rer. crim ] 50 nr. 35: negari 
non potest, mandantens gravius et plus delinquere quam mandatarium. Vgl. 
auch Böhmer Medit. ad a. 177 § 3. 

3) So auch Stübel, Teilnahme (1828), S. 107. 
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Die letzten 10 Jahre bezeichnen eine Umwälzung in der Haltung der 
Staaten gegenüber den strafbaren Kindern; nicht nur in fast allen amerikanischen 
Staaten, sondern auch in Europa, Australien und einigen anderen Ländern. 
Es ist darum angemessen, von einem Problem zu handeln, das juristisch verhält- 
nismäßig einfach, aber in sozialer Hinsicht von der größten Bedeutung ist, denn 
von seiner richtigen Lösung hängt die Zukunft so vieler aus der nachwachsenden 
Generation ab. Durch unser Verfahren mit den unglücklichen und abgeirrten 
Kindern von heute säen wir die Saat, aus welcher für die nächste Generation 
die Ernte von Gut und Böse aufgehen soll. 

Die gesetzlichen Bestimmungen selbst, obgleich sie nicht verwickelt sind, 
haben trotzdem Anlaß zu manchen Streitfragen und Unstimmigkeiten auf dem 
Gebiet des Verfassungsrechts gegeben. 

Die erste Frage ist, was an dem Jugendgerichtshof neues ist. 

Wir sind mit der Vorstellung vertraut, daß der Staat innerhalb seiner 
Grenzen der höchste und letzte Verwandte aller seiner Untergebenen ist. Wir 
wissen aus einer Praxis von mehr als zwei Jahrhunderten, aus Urteilen des 
Oberhauses, wie des Kanzler-Gerichtshofs in England, daß diese letzteren zum 
Schutze der unglücklichen Kinder ständig Gerichtsbarkeit geübt haben, und 
die Annahme, daß diese Gerichtshöfe nur eintreten können, wenn das Kind Eigen- 
tum besitze, wurde durch North, J. in re Mc. Grath, 1892, 2. Ch. 496 als jeder 
Prinzipien und jeder Autorität entbehrend erklärt. Er fügte hinzu: 

In re Spence, 2 Ph. 247, sagte der Lord Kanzler Cottenham: Ich habe 
keine Zweifel über die Gerichtsbarkeit. Das Einschreiten des Gerichtshofes zu- 
gunsten der Kinder ist nicht auf diejenigen Fälle beschränkt, in denen Vermögen 
vorhanden ist. Dieser Gerichtshof schreitet zum Schutze der Kinder als Kinder 
eih vermöge des Vorrechts, das der Krone als parens patriae zusteht und dessen 
Ausübung dem großen Siegel übertragen ist. 

Und in Brown v. Collins sagt Justice Kay: Unzweifelhaft gebrauchen wir 
das Wort Vormundschaft des Gerichtshofes ın einem solchen Falle in einem 
ganz besonderen Sinne. In gewissem Sinne sind alle britischen Kinder zugleich 
Mündel des Gerichts, weil sie diesem in einer Art verwandtschaftlicher Gerichts- 
barkeit unterliegen, welche dem Gerichtshof in diesem Lande anvertraut ist, 
und welche ständig von den Gerichten der Kanzlerabteilung verwaltet wurden. 
Sie mag, wie es in vielen Fällen geschah, ausgeübt werden, ob Vermögen vor- 
handen ist oder nicht. 

In einem früheren Falle Cowles v. Cowles, 3 Gilman 435 (1846) sagte 
Caton, J.: $ 


Die Gewalt des Kanzler-Gerichtshofes, einzuschreiten und nicht nur die 
Besitztümer, sondern auch die Personen aller minderjährigen innerhalb der 
Grenzen seiner Gerichtsbarkeit zu beaufsichtigen, ist von sehr altem Ursprung 
und kann nicht in Frage gestellt werden. Es ist eine Gewalt, welche notwendiger- 
weise in jeder gut geleiteten Gesellschaft und noch besonders in einem republi- 
kanischen Staate besteht. Eine so ausgedehnte und verantwortliche Gerichts- 
barkeit welche in die häuslichen Beziehungen einer jeden Familie der 
Gemeinschaft eingreifen kann, ist notwendigerweise heikler und verwickelter 
Natur, und doch ist ihre Ausübung in jeder gut geleiteten Gesellschaft un- 
entbehrlich, um die Personen zu schützen und das Eigentum derjenigen zu 
sichern, die unfähig sind, sich selbst zu helfen oder für sich Sorge zu tragen. 

Und kurz darauf in dem Fall Miner v. Miner, 11 TI. 40 (1849) sprach er 
den in der Praxis einstimmig anerkannten Lehrsatz aus, daß die verwandtschaft- 
lichen Rechte immer ein Gegenstand der Kontrolle der Kanzler-Gerichtshöfe 
sind, so bald es das Interesse der Kinder verlangt. 
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Die Annahme, daß ein Eigentumsinteresse erforderlich sei, um ein Ein- 
schreiten zu rechtfertigen, fand darin eine Stütze, daß bis in verhältnismäßig 
neue Zeit die Hilfe des Kanzler-Gerichtshofes in England selten angegangen 
wurde, wenn nicht das Kind ein unabhängiges Vermögen hatte. Aber wie schon 
Lord Eldon sagte, dessen Urteil in dem Wellesley case, 2. Russ. 1 (1827) von 
dem Oberhause (2. Bligh N. S. 124) bestätigt wurde: 

Nicht aus Mangel an Gerichtsbarkeit geschieht es, daß die Gerichte nicht 
einschreiten, sondern aus Mangel an Mitteln, ihre Gerichtsbarkeit auszuüben, 
weil der Gerichtshof den Unterhalt aller Kinder im Königreich nicht auf sich 
nehmen kann. Er kann die Gerichtsbarkeit nur dann wirksam ausüben, wenn 
verwendbares Eigentum für den Unterhalt der Kinder vorhanden ist. 

Dieser Mangel ist nun ergänzt worden, sowohl durch die Ausdehnung 
der verwandtschaftlichen Pflichten, als auch durch öffentliche Stiftungen und 
durch mannigfaltigeEinrichtungen zur Unterstützung, Erhaltung und Ausbildung 
der Kinder. Die Richter des Jugendgerichtshofes haben, während sie ihre 
Rechtsprechung ausübten, in Übereinstimmung mit den fortschrittlichen 
philantropischen Gedanken erkannt, daß der Mangel der Eigenhausfürsorge 
am besten durch eine wahre Pflegvaterschaft ersetzt werden könne. So wertvoll 
die Waisenasyle einer zivilisierten Welt gewesen sind, so sehr sie in den 
letzt verflossenen ‚Jahren Fortschritte aufwiesen, namentlich in ihrer Verwaltung, 
in der größeren Berücksichtigung der Eigenpersönlichkeit der Kinder, in der 
Gewährung eines ländlichen Heims an Stelle der kasernenartigen Waisenhäuser, 
überhaupt in Einrichtungen, welche einen näheren Anschluß an das normale 
Heim mit sich brachten, — trotzdem ist man der glänzenden Führung von 
Massachusetts gefolgt und hat überall große Anstrengungen gemacht, um das 
Problem der dauernd abhängigen oder vernachlässigten Kinder zu lösen, für 
sie ein Pflegeheim zu finden, wo sie die individuelle Liebe und Sorge finden 
sollen, wie sie jeder von uns seinen eigenen Kindern geben und für seine eigenen 
Kinder wünschen möchte. Die Kinderkonferenz, die durch Präsident Roose- 
velt einberufen war, an der die Leiter der Jugend-Gerichtshöfe des Landes Teil 
nahmen, gab einen Anstoß zu dieser modernen stets wachsenden Kinderheim- 
bewegung. 

Während in den meisten Staaten die Gesetze sowohl für das abhängige 
als auch für das vernachlässigte, für das träge wie für das schuldige Kind Für- 
sorge trafen, haben einige der besten Bearbeiter dieses Gebietes Einspruch gegen 
die Tätigkeit solcher Gerichte in Bezug auf Kinder erhoben, deren Eltern 
nur aus Armut oder Unglück Hilfe nachsuchen müssen. Man sagte: Wenn Jie 
Angehörigen oder die Kirchen die nötige Hilfe versagen und die Hilfe des Staates 
aufzusuchen ist, dann sollen hier Armengesetz und Unterstützungskommissäre 
eintreten. Namentlich für die traurigsten Fälle, die oft in den Gerichtshöfen 
verhandelt werden, wenn das von der Frau abhängige Kind der Unterstützung 
des Vaters plötzlich durch Tod oder Unfall beraubt wird, so daß die Frau die 
schwere Last nicht ohne Unterstützung tragen kann, sei das richtige Mittel nicht 
die Auflösung der Familie durch Adoption oder Pflegschaft des Kindes, sondern 
vielmehr die private oder öffentliche Unterstützung, welche die fähige und 
würdire Mutter in den Stand setze, ihre Familie zusammenzuhalten. 

Hiernach soll der Gerichtshof nur im Falle eines ständig trären Kindes, 
oder eines Kindes, welches das Opfer der Vernachlässigung oder der MiB- 
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“ handlung ist, zum Einschreiten angerufen werden, sei es von Seiten anderer, 
sei es von Seiten des Opfers selbst. Und in der Tat sind die neuen und eigen- 
artigen Züge der Jugend-Gerichtsgesetze hauptsächlich bei solchen Kindern 
hervorgetreten, welche bereits Gesetze übertreten haben oder ein solches Leben 
führen, welches unvermeidlich zu solchen Übertretungen führen muß. 


Ich brauche vor Juristen kaum auszuführen, daß unser gewöhnliches 
Strafgesetz keinen Unterschied macht zwischen Erwachsenen und denjenigen 
Minderjährigen, welche das Alter der kriminellen Verantwortlichkeit erreicht 
haben; mit 7 Jahren nach dem gemeinen Recht, in einigen unserer Staaten mit 
10 Jahren, mit der Möglichkeit der Freigebung, wenn die geistige und moralische 
Reife fehlt. Die Majestät und Würde des Staates verlangte bei Übertretungen 
von beiden in gleicher Weise eine Sühne. Der Grundgedanke unseres Straf- 
rechts war und ist in den meisten Staaten nicht die Besserung des Verbrechers, 
sondern die Bestrafung; Bestrafung für das Unrecht und Bestrafung als War- 
nung für andere mögliche Übeltäter. Das Kind wurde verhaftet, in das Ge- 
fängnis gesteckt, durch die große Jury angeklagt, durch die kleine Jury ver- 
urteilt, in allen Formen unseres kriminellen Rechts, wobei man einfach fest- 
stellte, ob es die betreffende Tat beging, nichts weiter, und sodann, wenn es sie 
begangen hatte, die staatliche Strafe auferlegte. 

Allerdings haben bereits im letzten Jahrhundert mildernde Einflüsse 
die Strenge des alten Regimes gelindert: in den letzten 50 Jahren haben unsere 
Reformgefängnisse einen großen und wahrhaft wohltätigen Anteil an der Be- 
handlung jugendlicher Übeltäter genommen. Die eigentlichen Strafanstalten 
wurden dadurch in den Hintergrund geschoben; man bestrebte sich, in ihnen 
während der Strafzeit den Gefangenen zu bessern, zu bilden und zu erziehen, 
so daß, wenn seine Zeit verstrichen war, er in die Welt mit der Befähigung 
hinaustreten konnte, ein ehrliches Leben zu führen. Im Laufe der Zeit wurden in 
verschiedenen Gebieten die jungen Übeltäter von den Erwachsenen in den 
Gefängnissen, Arbeitshäusern getrennt; aber doch nur teilweise, denn gerade 
in unserem Staate wurden Jugendliche und Erwachsene durcheinander gemengt. 
Was war das Resultat? Anstatt die schlechten Kinder zu erziehen und aus 
ihnen ordentliche Bürger zu machen, erniedrigte man sie zu den Parias und 
Ausgestoßenen der Gesellschaft; man kriminalisierte sie geradezu durch die 
Methode der Behandlung. Man fragte nicht nach der Lebensgeschichte des 
Angeschuldigten, nicht nach der Vererbung, der Umgebung, der Gesellschaft, 
in der der Angeklagte aufgewachsen, man fragte nicht, wie er zu der besonderen 
Tat gekommen war, die ihn vor den Gerichtshof brachte; man fragte nur das 
eine: „Hat er das Verbrechen begangen?“ Man fragte nicht: „Was kann man 
für diesen Jungen am besten tun?“ Man machte auch nicht einmal den Versuch, 
ihn durch Strafe zu bessern, sondern die Strafe wurde einfach nach dem Grad 
der Verfehlung auferlegt, wie sie eben in der bestimmten strafbaren Handlung 
zutage trat. Man dachte nicht an die Bedürfnisse des Knaben, nicht an die Be- 
dürfnisse des Staates. Als daher einige vortreffliche Frauen in Chicago sahen, 
wie Kinder von 12 bis 15 Jahren in großer Zahl die Provinzgefängnisse füllten, 
wo sie keine Erziehung, keine Ausbildung erhielten, wo sie sowohl vor als 
nach der Strafverhandlung mit erwachsenen Verbrechern, mit Vagabunden, 
Zuhältern und Trunkenbolden zusammengepfercht wurden, als sie sahen, wie 
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auf solche Weise die Kinder täglich physisch und moralisch befleckt wurden 
da legten sie sich ins Mittel und bewirkten zuerst eine Art von Trennung der 
Jugendlichen von den Erwachsenen. Dann sorgten sie für Lehrer zum Unterricht 
der Kinder und beeinflußten schließlich das Erziehungsamt, in der Strafanstalt 
eine öffentliche Schule zu errichten. 

Bald sagten sie sich weiter: Wenn dies ein gutes Werk ist, warum ist es 
nicht besser, diese Knaben und Mädchen von einem solchen Aufenthaltsort 
ganz fern zu halten? Warum ist es nicht angebracht, die jugendlichen Übel- 
täter so zu behandeln, wie ein weiser und mitleidsvoller Vater mit seinen eigenen 
Kindern verfährt, deren Verirrungen nicht durch die Obrigkeit entdeckt worden 
sind? Warum sollte der Staat nur fragen, ob das Kind ein bestimmtes Vergehen 
begangen hat, und nicht, wie es physisch, geistig und moralisch beschaffen ist? 
und wenn es sich zeigt, daß es den Pfad zum Verbrechen betritt, es in Fürsorge 
zu nehmen, nicht um es zu strafen, sondern um es zu bessern, nicht um es zu 
degradieren, sondern um es aufzurichten, nicht um es zum Verbrecher zu machen, 
sondern zu einem ehrenwerten Bürger! So entstand der Gedanke: wenn ein 
Kind begonnen ‘hat, Unrecht zu tun, aber noch besserungsfähig ist, dann 
soll ihm der Staat nicht wie ein Feind entgegentreten, sondern wie ein Be- 
schützer, als sein höchster und letzter Verwandter. Er soll es in seine Obhut 
nehmen, weil entweder mangelnder Wille oder Unfähigkeit der leiblichen Eltern, 
die das Kind nicht zu einem guten bürgerlichen Leben führen können, das Ein- 
schreiten der öffentlichen Gewalt erfordert. Dieser Grundsatz, der in gewisser 
Ausdehnung bereits in Australien und in einigen amerikanischen Staaten in 
Anwendung war, ist zuerst vollständig und klar in dem Gesetze aufgestellt 
worden, kraft dessen der Jugendgerichtshof von Cookcounty, Illinois, unter dem 
Präsidium des hon. R. S. Tuthill eröffnet wurde. Bald darauf folgte Colorado, 
und seit jener Zeit ist in mehr als 30 amerikanischen Staaten eine ähnliche Ge- 
setzgebung angenommen worden. Ebenso in Großbritannien, in Irland, in 
Canada, in den australischen Kolonien. In Europa und auch in Asien sind 
die amerikanischen Jugendgerichtshöfe Gegenstand sorgfältigen Studiums 
geworden, und hier haben bald Gesetze, bald Verwaltungsordnungen ähnliche 
Gerichtshöfe eingesetzt oder wenigstens einige ihrer leitenden Grundsätze in 
Anwendung gebracht. 

Der Lord Advocate von Schottland erklärte im Verlaufe der Debatte 
über jene zusammenfassende Reform der Kindergesetzgebung, welche Childrens- 
Charter genannt wird und am 4. April 1909 in Kraft trat (Hansard Parl. Deb. 
4. S. V. pag. 1251): 

Es gab eine Zeit in der Geschichte dieses Hauses, wo ein Gesetz dieser Art 
als eine recht revolutionäre Maßnahme behandelt worden wäre; ein halbes Jahr- 
hundert früher hätte man geglaubt, daß, wenn solche Maßnahmen eingeführt 
würden, die britische Verfassung aus den Angeln gehoben würde. 

Dieses Zeitalter ist, wie ich sicher glaube, für immer vorbei. 

Die Gesetzgebung über Jugendgerichtshöfe hat sich nach zwei Rich- 
tungen hin entwickelt: In Großbritannien, in New - York und in einigen anderen 
Staaten verfolgte man das System, das Urteil aufzuschieben, das Kind zu ent- 
lassen und unter fürsorgende Probe (Probation) zu stellen, oder es aus deın Haus 
zu entfernen und in eine Besserungsschule statt in das Gefängnis zu schicken. 
Bei dieser Behandlungsweise bleibt das gerichtliche Verfahren wie bisher. Das 
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Kind wird eines bestimmten Vergehens angeklagt, es wird schuldig oder un- 
schuldig befunden. Ist es unschuldig, so wird es freigesprochen, so sehr es auch 
der Sorge und der Aufsicht bedarf. Ist es schuldig, so wird es im allgemeinen 
wie ein Verbrecher behandelt, und das gilt selbst unter dem New - Yorker Gesetz 
vom 25. Mai 1909, welches bestimmt: 

Wenn ein Kind von mehr als 7 und weniger als 16 Jahren eine Tat begeht, 
welche, wenn von einem Erwachsenen verübt, ein nicht durch Tod oder lebens- 
länglich zu bestrafendes Verbrechen darstellt, so soll es nicht wegen eines Ver- 
brechens beschuldigt werden, sondern wegen einer jugendlichen Missetat........ 

Ein jedes einer Tat oder Unterlassung beschuldigte Kind, welche sich als 
jugendliche Missetat darstellt, soll in derselben Weise bestraft werden, wie ein 
Erwachsener, vorbehaltlich der Sonderbestimmungen, welche für Kinder unter 
16 Jahren gelten. g 

Das ist ja eigentlich nur eine Anderung im Namen, indem man nicht von 


Verbrechen, sondern nur von jugendlicher Missetat spricht. Gewiß mag unter 
solcher Gesetzgebung viel Gutes gestiftet werden, je nach dem Geiste, in dem 
sie ausgeführt wird, insbesondere wenn von dem englischen Gesetz dieVerurteilung 
nicht als kriminelle Verurteilung angesehen wird, so daß dem Kinde in der Zu- 
kunft nicht der geringste Ehrenmakel anhaftet. 

Aber in Illinois und unter der Führung von Illinois ist in den meisten 
anderen Staaten das Verfahren wesentlich verschieden und das mit Recht: Man 
mußte von selber so argumentieren: Wenn das gemeine Recht das Alter der 
gerichtlichen Verantwortung auf 7 Jahre festlegt und wenn dann die Gesetz- 
gebung dieses Alter bis auf 12 Jahre hinaufsetzen kann, warum kann sie es 
nicht bis zu 16, 17 oder 18 Jahren? Und das ist nun in gewissem Maße ge- 
schehen. Nach den meisten Jugendfürsorgegesetzen kann gegen ein Kind unter 
diesem Alter nur dann wie gegen einen Verbrecher vorgegangen werden, wenn der 
Richter des Jugendgerichtshofes ein solches kriminelles Verfahren gegen ein 
Kind oder gegen einen 14- oder A6jährigen als durch die Interessen des Staates 
oder des Kindes geboten erachtet. Wenn nicht, so soll der Strafprozeß unter- 
bleiben. Letzteres sollte durch das Gesetz ausdrücklich ausgesprochen sein. 
In Ermangelung eines solchen Gesetzes hat man verschieden geurteilt: Der 
Gerichtshof von New-Hampshire hat im Fall Staat v. Burt. 74 Atlantic 
Reporter 30, (1908) in solchen Fällen eine strafrechtliche Untersuchung auf- 
recht erhalten, dagegen hat der oberste Gerichtshof von Louisiana im Fall 
Staat v. Reed. 49, Southern Rep. 3 (1909) entschieden, daß gegen ein Kind in 
dieser Altersgrenze ein Verfahren eingestellt und der Fall dem Jugendgerichtshof 
unterbreitet werden solle. 

Die ganze Vorstellung, daß das Kind wie ein Verbrecher behandelt werden 
soll, muß aufgegeben werden. Das Kind muß von dem Brandmal der Strafe 
das ihm sonst für das ganze Leben anhaftet, verschont bleiben; man muß sich 
des Kindes annehmen. nicht um es zu brandmarken, sondern um es zu bessern 
und vor Schande zu schützen. Dieses Ziel sucht man zu erreichen, indem man 
das der Schuld vollkommen überführte Kind dem Jugendgerichtshof überweist, 
der als parens patriae die Obhut führt. Diesem steht es auch zu, für das Kind 
zu sorgen, auch wenn es sich nicht darum handelt, einen Pfleger oder Vormund 
zu ernennen, auch dann, wenn lediglich die Aufgabe hervortritt, zwischen das Kind 
und seine Verwandten zu treten, falls die Tat bewiesen hat, daß seine Familie 
entweder nicht willig oder unfähig ist, das Kind richtig zu erziehen. 
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Man hat manchmal eingewendet, daß dies nichtsdestoweniger ein Straf- 
verfahren bilde und daß darum das Kind vor ein Geschworenengericht zu stellen 
sei mit allen verfassungsmäßigen Mitteln, auf welche der eines Verbrechens Be- 
schuldigte ein Anrecht habe. 

Darauf will ich kurz einige der Antworten anführen, welche von obersten 
Gerichtshöfen unserer Staaten auf diese Einwendungen gegeben worden sind: 

In Commonwealth v. Fisher 213 Pa. St. 48, 62 Atl. 198 (1905) sagt der 
Gerichtshof: 


Um ein Kind von dem Schicksal zu retten, ein Verbrecher zu werden oder 
auf der Laufbahn des Verbrechers fortzuschreiten und dann in einer Reihe von 
Jahren in Öffentliche Bestrafung oder Schande zu verfallen, mag sicher die 
Gesetzgebung Fürsorge zu seiner Rettung treffen, wenn seine Eltern oder Vor- 
münder unfähig oder nicht willig sind, es zu tun, indem man das Kind ohne 
jeglichen Prozeß vor einen der Gerichtshöfe des Staates bringt zu dem Zweck, 
um es dem staatlichen Schutz und der staatlichen Obhut zu unterstellen. 

Diese Tätigkeit geschieht nicht zur strafgerichtlichen Aburteilung eines 
Kindes, das eines Verbrechens beschuldigt ist, sondern um es barmherzig vor 
einer solchen Verurteilung mit Gefängnis oder Arbeitshaus im Hintergrund zu 
retten, wenn des Kindes eigenes Wohl und das dringende Interesse des Staates 
eine solche Rettung rechtfertigt. Ob es angebracht ist, das Kind durch den 
Staat zu retten, ist eben so wenig eine Frage für Geschworene, wie wenn man 
fragt, ob ein Vater, der fähig ist, das Kind zu retten, es retten soll. Das ist nur 
eine Ausübung der höchsten Gewalt des Staates zur Wohlfahrt der Kinder, 
die Ausübung einer Gewalt, kraft welcher der Staat das Kind seinen Eltern 
nehmen und es dahin schicken kann, wohin er will, ohne es gerade einer Pfleg- 
schaft oder einer Vormundschaft zu überweisen; sofern die Wohlfahrt des Kindes 
mit Rücksicht auf sein Alter auf diese Weise am besten gefördert werden kann. 

Der Zweck ist nicht der, das Kind zu bestrafen oder es in Strafhaft zu brin- 
gen, ebenso wenig als die heilsame Zucht, welche ein Vater über sein Kind ver- 
hängt. Die Strenge des Verfahrens muß nach den Erfordernissen des einzelnen 
Falles abgemessen werden, und es ist nicht wahrscheinlich, daß bei Anwendung 
des Gesetzes die Freiheit des Kindes dadurch ungehörig angetastet werden 
könnte. Jedes Gesetz, welches den Kindern als notwendiges Ersatzmittel 
für die elterliche Autorität und die Vollziehung der elterlichen Pflichten, Schutz, 
Fürsorge und Erziehung zu gewähren hat, ist nur eine Anerkennung der Pflicht 
des Staates, als gesetzmässiger Hüter des Kindes da aufzutreten, wo anderer 
Schutz fehlt. Kein verfassungsmäßiges Recht wird dadurch verletzt. 


In einer der neuesten Äußerungen ex parte Sharp, 15 Idaho 120, 96 Pac. 563 
(1908) erklärt der oberste Gerichtshof von Idaho folgendes an den Jugend- 
werichtshof: 


Der Zweck ist, sowohl dem Kind als auch der Gemeinschaft in der Art 
eine Wohltat zu erweisen, daß das Kind besseren und erhebenderen Einflüssen 
unterworfen und zu einem guten Bürger erzogen und ausgebildet und dadurch 
der Gesellschaft gerettet und ihr als gutes und nützliches Mitglied zugeführt wird. 
Dies geschieht für die Minderjährigen zu einer Zeit, wo sie überhaupt nicht zu 
einer absoluten Freiheit berechtigt sind, weder durch das Naturrecht noch durch 
die Gesetze des Landes; zu einer Zeit, wo sie der Zucht und Aufsicht eines natür- 
lichen oder eines gesetzlichen Vormundes unterstellt sind, dem sie Gehorsam 
und Unterwerfung schulden. Kraft dieses Rechts nimmt es der Staat zeitweise auf 
sich, die elterliche Pflicht zu entlasten und die Obhut des Kindes zu übernehmen. 

Es hieße den Schutz der durch die Verfassung verbürgten Rechte sehr weit 
treiben, wollte man diese Verfassungsgarantie bis zu einer freien und unbegrenzten 
Gestattung der Launen, Einfälle oder Capricen des Kindes oder seiner Eltern 
oder Vormünder ausdehnen, die zur Trägheit, Verbrechen, Not und Elend 
führen würden, wollte man derartige Neigungen einfach gewähren lassen. 
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Schon vor Jahren sagte der Oberrichter Gibson in ex parte Crouse, 4 Whar- 
ton 9 (1838), als es sich um das Recht des Gerichtshofes handelte, ein Kind 
in ein Zufluchtsheim zu schicken: 

Können nicht die natürlichen Eltern, wenn sie für die Aufgabe der Er- 
ziehung unfähig sind, durch den parens patriae oder den allgemeinen Hüter 
der Gemeinschaft ersetzt werden ? 


Man darf nicht vergessen, daß das ganze Volk’ein hervorragendes Interesse 
an der Rechtlichkeit und an der Bildung seiner Mitglieder hat, und nach streng- 
stem Recht gehört dazu die Erziehung. Daß die Eltern meistens damit betraut 
sind, geschieht deshalb, weil man sie selten in besseren Händen lassen könnte. 
Aber wenn die Eltern unfähig oder verkommen sind, ist es dann nicht selbstver- 
ständlich, daß die Allgemeinheit ihnen diese Befugnisse entzieht, welche hier 
offenbar nur zum Schaden der Kinder ausgeübt würden ? Das Recht der elter- 
lichen Obhut ist ein natürliches, aber kein unveräußerliches Recht. Es ist nicht 
etwa durch die Deklaration der Rechte der ordentlichen Gesetzgebung entzogen. 

Man muß jedoch dahin trachten, das Kind nicht als Verbrecher zu be- 
handeln. Die City von Detroit ermangelte eine zeitlang des Jugendgerichtshofes 
als Folge der Entscheidung in Robinson v. Wayne Circuit Judges, 151 Mich. 315, 
115, N. W. 682 (1908). Der oberste Gerichtshof wies gemäß den erwähnten 
und zahlreichen anderen Entscheidungen manche Einwendungen gegen die Ver- 
fassungsmäßigkeit des Gesetzes von Detroit über Jugendgerichtshöfe zurück, 
aber er hielt es nichtsdestoweniger für ungültig: 

„Das Gesetz sagt allerdings nicht, daß die Verhandlungen als Straf- 
erhandlungen aufzufassen seien, und doch ist in Art. 14 bestimmt, daß, wenn das 
Kind schuldig erachtet wird, der Gerichtshof den Fall zur Verhandlung bringen 
und ihm eine Strafe auferlegen kann, welche 25 Dollar.mit Kosten nicht über- 
schreiten soll. Das kann keine andere Bedeutung haben als die einer Strafe für 
ein Vergehen, und dieses bedeutet nichts anderes, oder mindestens schließt es 
den Fall in sich, daß jemand ein Gesetz des Staates oder eine Verordnung 
der Stadt verletzt hat. Im gegenwärtigen Fall aber ist das Statut ein wirkliches 
Strafgesetz des Staates: Anklage, Verhandlung werden geregelt und nach 
Feststellung der Tat soll eine Strafe auferlegt werden. Kaum irgend ein Element 
der kriminellen Verfolgung läßt sich hier vermissen, und da Sektion 28 des 
Art. 6 der Verfassung eine Jury von zwölf Mitgliedern bei jeder kriminellen 
Verfolgung verlangt, so ist die Einrichtung einer Jury von sechs Mitgliedern 
für das Vergehen des Angeschuldigten eine Verletzung dieser Section. 

Die spätere Gesetzgebung hat diesen Fehler verbessert. 

Als Antwort auf den Einwand, daß ein solches Gesetz die Eltern unter 
Verletzung ihrer Rechte der Aufsicht über ihre Kinder beraubt, sagt der oberste 
Gerichtshof von Idaho in ex parte Sharp (oben): 

Wenn der Vater Einwendungen dagegen erhebt, daß der Staat in gesetz- 
licher Weise die Obhut des Kindes übernimmt, so mag er erscheinen und seine 


Einwendungen bringen. Wenn er nicht gehört und nicht nach den aner-. 


kannten gesetzlichen Regeln zugezogen wird, dann ist er allerdings durch das 
Urteil nicht gebunden, und keines seiner Rechte ist aufgehoben. 

Der Vater oder Vormund kann nicht durch eine Verfügung oder ein Urteil 
des Probat Court, welcher das Kind als schuldig erklärt und in eine Industrie- 
erziehungsschule schickt, gebunden werden, wenn er nicht den Verhandlungen 
beigewohnt hat oder hinzugezogen worden ist. 

Der oberste Gerichtshof von Utah in Mill. v. Brown, 88, Pac. 609 (1907) 
hebt dieses Erfordernis mit Nachdruck hervor: 

Bevor sich der Staat in die Rechte des Vaters einsetzt, muß positiv dar- 
getan werden, daß der Vater sein natürliches und gesetzliches Recht auf die 
Hütung und Beaufsichtigung des Kindes verwirkt hat, wegen Untätigkeit und 
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Unfähigkeit, Nachlässigkeit und Untüchtigkeit, welche ihn hindern, seine 
Pflicht zu erfüllen und sein Recht auszuüben. Wenn daher nicht beides, nämlich 
die Schuld des Kindes und die Unfähigkeit des Vaters zusammentrifft, dann 
überschreitet der Gerichtshof seine Befugnisse, wenn er das Kind einer ge- 
setzlichen Anstalt überweist. 


Daher ist es hier wichtig, zu verordnen, was jetzt in den meisten Statuten 
vorgeschrieben ist, aber allerdings früher nicht geschah, daß die Eltern 
als Partei zur Verhandlung zugezogen und ihnen Gelegenheit geboten wird, 
in Verteidigung ihrer elterlichen Rechte gehört zu werden. 


Allerdings hat der oberste Gerichtshof von Ill. im Falle People ex rel. 
Schwartz v.Mc. Lain 38 Chicago Legal News 166 (1905) eine andere Note ange- 
schlagen, in einer Entscheidung, welche ein Kind aus der Staatserziehungsanstalt 
für Knaben entließ. Daraufhin aber gestattete der Gerichtshof eine Revisions- 
verhandlung und kam, weil die Verhandlungen wegen des habeas corpus nicht 
fortgesetzt wurden, nicht zu einer schließlichen Entscheidung der Sache. In 
seiner ursprünglichen Meinung aber, welche durch Zulassung des Revisions- 
verfahrens als aufgegeben zu betrachten ist, sagte der Gerichtshof, indem er die 
Verfassungsmäßigkeit eines Jugendgerichtshofes bei Kindern, deren Eltern 
sie noch in ihrem Missetun unterstützen, anerkannte, folgendes: 


„Wenn die Verfügung im vorliegenden Fall wirksam wäre und gegen den 
Einspruch erhebenden Vater durchgesetzt werden könnte, so könnte es nur auf 
Grund der Theorie geschehen, daß es in der Macht des Staates liege, sich eines 
jeden Kindes unter dem Alter von 16 Jahren, welches ein Vergehen begangen 
hat, zu bemächtigen, obgleich der Vater ihm stets ein behagliches, ordentliches, 
ruhiges und sittliches Heim bereitet, ihm auch die entsprechende Schulbildung 
gewährt, seine sittliche Erziehung nicht vernachlässigt hat und stets bereit war 
und noch bereit ist, dem Kinde gegenüber alle Pflichten eines Vaters zu erfüllen. 
Wir nehmen nicht an, daß es in der Macht der Gesetzgebung liegt, in solchen 
Fällen,in die väterlichen Rechte einzugreifen.‘ 


Die Antwort darauf, welche der Anwalt im Revisionsverfahren gab, 
mag wohl als schlüssig erscheinen; er sagte: . 


„Das zu Hause unverbesserliche Kind muß durch den Staat gebessert 
werden; ob die Besserung durch Strafe, Gefängnis oder Überweisung in eine 
Schule geschieht, ist eine Angelegenheit, welche die Gesetzgebung und nicht 
dieser Gerichtshof zu entscheiden hat. 


Dieses Gesetz wendet sich mit gleicher Kraft an den Sohn des Armen und 
an den Sohn des Millionärs, an den Sohn des Ministers (der manchmal der Wolf 
unter der Herde ist) ebenso wie auch an den Sohn eines Verbrechers oder Ver- 
konımenen. 

Die Umstände und Lebensverhältnisse der Eltern sind nicht der Prüfstein, 
nach welchem der Staat seine Gewalt über das Kind bemißt. Das Recht des 
Vaters auf das Zusammenleben und auf seine Dienstleistungen kann mit vollem 
Fug in Schach gehalten werden, wenn der Vater mit seinen Bemühungen, das 
Kind im Respekt gegen das Strafgesetz zu erhalten, nicht zum Ziele kam; dann 
kann er das Kind nicht bei sich behalten und ihm gestatten, geren die 
Gesetze des Staates weiter zu freveln, ohne daß die Staatsgewalt die Befugnis 
hätte, ihm Schranken zu setzen, selbst wenn das Kind ein behagliches und 
sittliches Heim hat. 

Die Art, wie die Macht des Staates geübt wird, und die Ausdehnung 
bis zu welcher eine Entsetzung des Vaters erfolgen kann, ist eine Sache der 
Gesetzgebung, und die Gesetzgebung hat dies dem Kanzlergerichtshof anver- 
traut, wo die elterliche Gewalt des Staates seit unvordenklichen Zeiten gewährt 
und geübt worden ist. 
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Hierbei wird eine Stelle aus einer Entscheidung des Oberrrichtes Gibson 
in ex parte Crouse (oben) mit folgendem Zusatz erwähnt: 

„Das Recht der elterlichen Kontrolle ist ein natürliches, nicht aber ein 
unveräußerliches Recht. Es ist durch die Erklärung der Menschenrechte nicht 
der ordentlichen Gesetzgebung entzogen worden, und darum bleibt es der ge- 
setzgeberischen Gewalt unterworfen, die allerdings, wenn sie willkürlich oder 
ungehörig geübt würde, alsbald verfassungsmäßig eingeschränkt würde, 
deren Zuständigkeit aber nach der ganzen Einrichtung der Regierung nicht be- 
zweifelt werden kann.“ 

Noch eine juristische Frage bleibt übrig: In einer Entscheidung, welche 
der oberste Gerichtshof von Michigan im Falle Robinson (oben) als bemerkens- 
wertes Beispiel kennzeichnete, in welchem Maße die Gerichte oftmals etwas 
Ungesetzliches bestimmen, befreite der oberste Gerichtshof von Ill. in People 
ex. rel. v. Thurner 55, Ill. 280 (1870) ein Kind aus einer Besserungsanstalt aus 
dem Grunde, weil die Besserungsanstalt ein Gefängnis sei, und weil eine Ein- 
sperrung in dieses notwendigerweise eine Strafe für einVerbrechen darstellt, welche 
nur unter Beobachtung der verfassungsmäßigen Rechte des Angeklagten ver- 
hängt werden könnte. Ob diese Kritik gerechtfertigt ist, oder nicht, jedenfalls 
enthält die Äußerung eine wichtige Wahrheit, welche die begeisterten Vertreter 
der Jugendgerichtshöfe leicht übersehen können. Wenn das Kind seinem 
Heim entzogen werden soll, damit an Stelle der natürlichen elterlichen Fürsorge 
diejenige des Staates trete, so muß dabei eine wirkliche Schule, nicht ein ver- 
stecktes Gefängnis in Aussicht genommen sein. Auch hier hat wieder der Staat 
Massachusetts in ausgezeichneter Weise die Führung übernommen. Selbst für das 
verbrecherische Kind sucht man hier mit beträchtlichem Erfolge nötigenfalls 
auf Kosten des Staates ein Pflegschafts- oder Erziehungsheim zu schaffen. 
Natürlich sind viele schuldige Kinder, wenigstens im Anfang, vollkommen 
ungeeignet, in dieser Weise behandelt zu werden, und eine vorherige Erziehung 
in einer Erziehungsschule ist notwendig. .Ob aber eine solche Lebensführung 
in einer Anstalt nur vorbereitend sein mag, bis ein Pflegschaftsheim gefunden 
ist, oder eine längere Dauer hindurch fortgesetzt wird, bis das Kind geheilt seinem 
eigenen Heim oder der vollen Freiheit wiedergegeben werden kann, somuß der Staat 
sowohl um jene verfassungsmäßigen Bedenken, die durch den Fall Turner auf- 
geworfen wurden, zu vermeiden, als auch um seine moralische Verpflichtung zu 
erfüllen, dem Kinde eine angemessene Sorge zuteil werden zu lassen. Das 
kann aber nicht in einem kasernenartigen Gebäude geschehen mit gemeinsamen 
Schlafräumen, mit 2-, 3-, 400 oder mehr Kindern, wo keine Möglichkeit gegeben 
ist, sie nach Altersstufen, nach dem Grade der Verschuldung, individualisierend 
zu behandeln. Was nötig ist, ist ein großes Areal, vorzugsweise auf dem Lande, 
weil diese Art Kinder mehr als die normalen Kinder frischer Luft und der Be- 
rührung mit dem Erdreich bedürfen; draußen auf dem Lande gelegen, die Mög- 
lichkeit eines Familienheims gewährend. Je kleiner das zugewiesene Heim ist, 
desto besser ist es, für 10 Kinder lieber als für 20, für 20 Kinder lieber als für 50. 
In jeder Hütte ein der Aufgabe ergebener Mann oder eine Frau, welche mit den 
Kindern und für sie leben wollen. Schülerstrafen und eine Reihe von ‚Du 
darfst nicht“ müssen zur Einfachheit und zu fortdauernder Ermunterung bei- 
tragen. Schloß und Riegel und andere Kennzeichen des Gefängnisses müssen 
vermieden werden. Menschliche Liebe, verbunden mit humanem Interesse und 
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humaner Wachsamkeit müssen sie zur Ordnung führen. In solchen Schulen 
muß Gelegenheit für landwirtschaftliche und gewerbliche Ausbildung gewährt 
werden, so daß, wenn die Knaben und Mädchen herauskommen, sieim Stande sind, 
als Mann oder Frau sich durch Arbeit zu ernähren, so daß sie sich nicht etwa 
hilflos oder ziellos herumtreiben. Einige Staaten haben angefangen, solchen 
Bedürfnissen abzuhelfen. Ich kenne keine besseren Studien über dieses Problem 
als den Bericht der Kommission zur Auswahl eines Areals für die New - Yorker 
Staatserziehungsschule für Knaben, welcher am 28. April 1909 der gesetzgebe- 
rischen Versammlung vorgelegt und als New - Yorker Senatsdokument No. 39 
veröffentlicht wurde. Aber trotz der großen Ersparnis, welche dem Staat durch 
diese Kinderbehandlung zukommt, welche Ersparnis darin besteht, daß ein 
anständiger Bürger mehr wert ist, als ein Verbrecher, sind die öffentlichen Be- 
hörden noch nicht völlig von diesen neuen Verpflichtungen durchdrungen, 
welche ihnen Geist und Wort der Gesetzgebung auferlegt. Jedoch ist gerade 
in Canada dafür gesorgt worden, daß, bevor die Bundesgesetzgebung in einer 
Provinz in Kraft gesetzt wird, dem Provinzialgouverneur mit seinem Rate 
unter anderem der Nachweis zu führen ist, daß eine Industrieschule, so wie 
das Gesetz es verlangt, besteht, welcher die Übeltäter überwiesen werden 
können. 

Ohne Zweifel wird private Wohltätigkeit in der Zukunft wie in der Ver- 
zangenheit das Werk des Staates in der Sorge für die Übeltäter ergänzen müssen; 
in größerer Ausdehnung geschieht dies durch sektenartige Vereinigungen, 
obgleich manche dieser Organisationen nicht sektenmäßig eingerichtet sind. 
Keine hat mehr Gutes vollbracht oder die Aussicht auf größeren und fort- 
Jauernden Nutzen geboten, als die George jun. Republics und ähnliche Ein- 
richtungen, wie die Allendal Farm bei Chicago, welche eine Selbstregierung, 
Selbsttätigkeit und Erlösung durch ehrliche Arbeit erzielen. 

Mr. Herbert Samuels in der Einführung seiner vortrefflichen Childrens Bill 
im Haus der Gemeinen sagt (Hansard 4. S. Vo. 183 pag. 1434), daß der Teil, 
welcher sich auf jugendliche Übeltäter bezieht, sich auf drei Hauptprinzipien 
stütze: 

„Der erste Grundsatz ist der, daß der jugendliche Missetäter von den er- 
wachsenen Verbrechern getrennt gehalten und daß ihm eine besondere Be- 
handlung zuteil werden soll, die seinen speziellen Bedürfnissen angepaßt 
ist; daß die Gerichtshöfe ebenso für die Aufrichtung wie für die Bestrafung 
der Kinder tätig sein müssen. Wir verlangen im ganzen Lande die Einsetzung 
von Jugendgerichten, das soll heißen: die Stratsachen der Kinder sollen durch 
den Gerichtshof in einem besonderen Raum oder zu besonderer Zeit, getrennt 
von den Verhandlungen über Erwachsene, zur Erörterung kommen, und dem 
Publikum, welches nicht daran beteiligt ist, soll der Zutritt verboten sein. 

Für London schlagen wir vor, durch administrative Verfügung einen be- 
sonderen Beamten für die Kinder einzusetzen, um reihenweise die verschiedenen 
Gerichte zu besuchen. Ferner verlangen wir, daß die polizeilichen Behörden 
im ganzen Lande Verwahrungsheime einrichten, welchen die Kinder, wenn keine 
Bürgschaft für sie geleistet wird oder wenn sie für die Verhandlung zu verwahren 
sind, überwiesen werden sollen, anstatt daß man sie in die Gefängnisse schickt. 

Der zweite Grundsatz, auf den dieser Entwurf gebaut ist, ist der, daß 
das Gefühl der Verantwortung des Vaters für das Unrecht tuende Kind ge- 
steigert wird. Er darf nicht etwa die Erziehung seines Kindes vernachlässigen, 
und wenn er das große Unrecht getan hat, ein verbrecherisches Kind in die 
Gesellschaft hineinzuschicken, seine Hände in Unschuld waschen und dann un- 
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gestraft seiner Wege gehen. Wir verlangen in allen Fällen, wo das Kind ange- 
schuldigt wird, sofern kein triftiger Grund für das Gegenteil besteht, die Zu- 
ziehung des Vaters und wir erweitern die Machtbefugnisse beträchtlich, die 
schon durch das Gesetz über jugendliche Verbrecher von 1901 gewährt worden 
sind, den Vater in geeigneten Fällen für die Geldstrafe wegen Vergehung des 
Kindes in Anspruch zu nehmen. 

Ein dritter Grundsatz, den wir bei diesem Teile des Gesetzentwurfes im 
Auge hatten, ist: die Verhaftung eines Kindes in den gewöhnlichen Gefäng- 
nissen ohne Rücksicht auf die Art des Vergehens ist eine unstatthafte Art der 
Bestrafung. Nach Beratung mit vielen Autoritäten des Rechts und der Gerichte 
kam die Regierung zum Schluß, daß nun die Zeit da sei, wo das Parlament auf- 
gefordert werden könne, die Gefängnisstrafe für Kinder aufzuheben, und wir 
dehnen diesen Vorschlag bis zum 16. Lebensjahre aus, abgesehen von einigen 
genau bezeichneten Ausnahmen. 

Diesem sollte aber als vierter Grundsatz hinzugefügt werden, daß eine 
Fortnahme des Kindes aus dem Heim und eine Überweisung in eine gewerbliche 
Schule so viel als möglich zu vermeiden ist, und als fünfter wichtiger Grundsatz, 
daß, wenn dem Kinde gestattet ist, nach Hause zurückzugehen, dies nur unter 
Einsetzung einer erprobenden Fürsorge geschehen darf, die der Leitung und 
dem liebevollen Interesse des Fürsorgebeamten unterstellt ist, der den Gerichtshof 
vertritt. Das Alter der gerichtlichen Verantwortlichkeit von 7 auf 10, 16 oder 
18 Jahre zu erhöhen ohne Einrichtung eines wirksamen Systems der erprobenden 
Fürsorge wäre in der Tat ein unglücklicher Gedanke, denn in Wahrheit ist gerade 
die erprobende Fürsorge der Schlüssel für das Recht der Jugendfürsorge. 

Wie der Richter Heuisler von Baltimore richtig gesagt hat (Charities 
November 7.31903): 

= Die Arbeit der Kindergerichtshöfe muß in einem Heim der Kinder fort- 
wirken; eine vorübergehende Einwirkung auf das Kind durch einen wohlwollen- 
den Richter, durch Rat, Suggestion, Drohung wird unwirksam, wenn das Kind 
nach der Verhandlung einfach zurückgeschickt und in dieselbe Versuchung 
hineingestoßen wird, durch welche sein Missetun veranlaßt wurde. Das Werk 
muß in das Haus und in das Herz des Kindes und der Seinigen hineingetragen 
werden; nicht das Vergehen allein muß der Prüfung des Gerichts unterstellt 
werden, sondern alle die Versuchungen, Mängel an Gelegenheit zum Fort- 
kommen, schlechtes Beispiel, alle die verführenden Momente müssen aufgehellt, 
und wenn sie klargelegt sind, aus der Welt geschafft werden. Die Jugend 
muß mit Güte und Suggestion geleitet werden. Sie muß die Bedeutung des 
Hauses, des Gesetzes und der notwendigen Disziplin verstehen lernen. Dem 
Kinde muß gesagt werden: wenn es heute noch ein Kind ist, so wird es morgen 
ein Mann sein. Seine rege Intelligenz, seine Hoffnungen, sein Ehrgeiz müssen 
geweckt werden, und die Antwort ist so viel wie sicher. 

Die Stimme des Mitleids und der Teilnahme muß bis in das Haus des 
Kindes, bis zu seinen Eltern reichen, hinab bis zu den tiefsten Stufen seines 
Heimes muß sie dringen. Das Fürsorgesystem muß erkennen, daß wie in der 
materiellen Welt Regen und Sonnenschein, so in der ideellen Welt Mitleid 
und Erbarmen für die Wurzeln ebenso notwendig ist, wie für die Blüten. 

Aber auch das ist nichts grundsätzlich Neues. Schon seit nahezu 40 Jahren 
hatten wir in Massachussets die erprobende Fürsorge und zwar nicht nur für Er- 
wachsene: einige andere Staaten haben jetzt die Einrichtung, daß bei Erwachsenen 
ein verurteilendes Erkenntnis zunächst aufgeschoben wird, so daß man ihnen 
erlaubt, sich frei zu bewegen, aber so, daß sie sich der Kontrolle eines Fürsorge- 
beamten zu unterwerfen haben. Wo immer aber ein Jugendgerichtshof ein- 
gesetzt ist, wurde ein System der erprobenden Fürsorge vorgesehen, und selbst, 
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wo sich das Jugendgerichtssystem nicht völlig entwickelt hat, hat man doch 
einige Schritte getan, um an Stelle der Einkerkerung jugendlicher Verbrecher 
die erprobende Fürsorge treten zu lassen. | 

In einigen Ländern ernennt der Gerichtshof die Fürsorgebeamten, in an- 
deren werden sie nach erfolgter Staatsprüfung ausgewählt. Frühere Landes- 
gesetze bestimmen nichts über die Bezahlung der Fürsorgebeamten durch Staat 
oder Gemeinde. Das ist jetzt meist ohne Schaden geändert worden, jedoch 
vorbehaltlich des Rechts, daß der Richter noch freiwillige Personen für diese 
Arbeit bestimmen kann. Nach dem Vorbild von New - York und Massachussets, 
das auch hier an der Spitze steht, hat man in einigen Staaten Kommissionen 
eingesetzt, um die Tätigkeit der Fürsorgebeamten zu regeln und zu überwachen, 
eine Maßregel, die für die Energie und auch für die Gleichmäßigkeit ihres Wir- 
kens bedeutsam ist. .. 

Die meisten Kinder, die vor dem Gerichtshof erscheinen, sind natürlich 
Kinder der Armen. In vielen Fällen sind die Eltern Ausländer und häufig 
der englischen Sprache unkundig. Diese armen Eltern sind nicht im Stande, für 
ihre Erziehung die nötigen Mittel zu bieben und die Erziehung zu überwachen, wie 
es andere Kinder haben. Sie verstehen oft nicht die amerikanische Art und An- 
schauung; nötiger als alle anderen, brauchen diese einen freundlichen Beistand, 
und es ist das Streben des Jugendgerichts, das einen Fürsorgebeamten für das 
Kind bestimmt, dem Kinde und seinen Eltern nicht so sehr die Übermacht, als 
das freundliche Interesse des Staates fühlen zu lassen und ihnen zu zeigen, daß 
es die Aufgabe des Gerichtshofes sei, behilflich zu sein, um das Kind richtig zu 
erziehen; hierfür müssen geeignete Männer und Frauen als Fürsorgebeamten 
ernannt werden. 

Ihre Pflichten sind mitunter von der heikelsten Art: Takt, Schonung und 
Sympathie mit dem Kinde sind unerläßlich, sowie der volle Einblick in die 
Schwierigkeiten, denen die ärmeren Klassen und insbesondere die Einwanderer 
in großen Städten ausgesetzt sind. 

- Die New - Yorker Fürsorge-Kommission sagt in ihrem Bericht vom Jahre 
1908 S. 32: 

Bei den Gerichten, wo das Fürsorgesystem sich am wirksamsten gestaltet 
hat, zeigt sich eine große Verschiedenheit in der Tätigkeit der Fürsorgebeamten. 
Diejenigen, die am erfolgreichsten wirken, halten die Berichte über die Für- 
sorgepfleglinge für viel weniger wichtig, als den persönlichen Besuch und andere 
durch die Fürsorgebeamten geleisteten Dienste. Die Fürsorgebeamten, die die 
besten Resultate erzielen, treten in nahe freundschaftliche Beziehungen zu ihren 
Pfleglingen, sie wenden alle möglichen Hilfsmittel an, z. B. um dem Pflegling 
Beschäftigung zu verschaffen und Familiendifferenzen zu schlichten, ärztliche 
Behandlung herbeizuschaffen ; sie interessieren hilfreiche Freunde undVerwandte, 
sie suchen die Mitwirkung der Kirche, sozialer Anstalten und sonstiger Ein- 
richtungen auf. Sie ermutigen die Pfleglinge, ihre Gelder auf dieSparkasse zu 
legen, eine bessere Zeiteinteilung zu treffen, mit besserer Gesellschaft umzu- 
gehen, usw. 

Mr. Homer Folks, Präsident der Commission und vielleicht die leitende 
Autorität im Lande in Bezug auf die Kinderfürsorge, stellt die Sache richtig dar, 
wenn er sagt (Conference of charities and correction 1906 pag. 117): 

„Der persönliche Einfluß des Fürsorgehbeamten, der in das Heim des 
Kindes geht, seine Umgebung und die Einflüsse, welche auf seine Laufbahn 
einwirken, und die Vorgänge, welche einen ungünstigen Einfluß ausüben, unter- 
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sucht und so viel als möglich Abhilfe schafft, dieser persönliche Einfluß ist der 
eigentliche Kern des Fürsorgesystems. Die liebevolle Einwirkung ist die wich- 
tigste Seite seines Berufes. Seine Pflicht besteht nicht einfach darin, dem 
Gerichtshof über die Führung des Kindes die nötigen Berichte zu geben, son- 
dern eine dauernde Besserung zu erzielen; er soll nicht ein leidenschaftsloser 
Beobachter sein, sondern einen tätigen Einfluß ausüben. Ohne eine solche 
dauernde Tätigkeit ist der Gerichtshof rat- und hilflos. 


Das System der erprobenden Fürsorge ist wirklich ein neuer Weg, Ubel- 
täter zu behandeln. Es bessert ohne Gefängnismauern und ohne viele Züchtigung, 
und doch sucht es bei jedem Kind die Einflüsse zur Geltung zu bringen, welche 
zu seiner Besserung führen und ihm so viel als möglich im eigenen Heim Mittel 
und Erleichterung zu verschaffen, die zu seiner Erziehung und Zucht beitragen, 
die sonst nur in gemeinsamen Instituten gewährt wurden. 


Diese Arbeit der Fürsorgebeamten muß daher, wenn nicht schon früher, 
im selben Augenblick beginnen, wenn das Kind den Gerichtshof verläßt. Sie 
muß sich im vollsten Maße die Wirkungen zu Nutze machen, die durch den 
Schreck der Verhandlung, durch das gerichtliche Verfahren, durch das Urteil 
des Richters herbeigeführt worden sind. Sie muß kraft des persönlichen Ein- 
flusses, in welcher Weise es auch ist, im Heim des Kindes in erzieherischer Weise 
wirken. 

Wenn heutzutage der bezahlte geübte Arbeiter auf allen Gebieten der 
Menschenfürsorge als unentbehrlich anerkannt ist, so ist nichtsdestoweniger, 
um den höchsten Erfolg zu erzielen, die tätige Mitarbeit der freiwilligen Liebe 
nötig, besonders in unseren Staaten, wo die Behörden nicht gerade geneigt sind, 
für eine genügende Zahl von bezahlten Fürsorgebeamten zu sorgen, so daß 
es oft vorkommt, daß dem Beamten eines Distriktes 100—200 Fürsorgefälle 
zugewiesen sind. viel zu viel für einen Mann oder für eine Frau, um gründlich Sorge 
tragen zu können. Wenn für jeden Knaben oder für jedes Mädchen, das vor 
Gericht kommt, ein wahrer Freund gefunden werden kann, erfüllt von dem Geist 
der Menschenliebe — ein Wort, das unseren Lippen ohne weiteres entfährt, 
aber im Leben so wenig zur Tat wird — der gerne gibt, nicht dasjenige, was ja 
einem jeden von uns so leicht ist, Geld aus seinem Überfluß, sondern dasjenige 
gewährt, was für uns am schwersten ist, nämlich unsere Zeit, unsere Gedanken; 
ein Freund, der gelegentlich den Knaben mit in sein Heim nimmt, um ihn mit 
seinen eigenen Kindern spielen zu lassen, oder ins Theater, der ihm hilft, eine 
Beschäftigung zu finden, der sich in jeder Weise für ihn verwendet und darauf 
sieht, daß Vater und Mutter ihm gegenüber ihre Pflicht erfüllen: dann werden 
die Aufgaben des Gerichtshofes ziemlich gelöst sein. 

In einer Anzahl von Gemeinden haben sich Jugendgerichtskomitees 
im Interesse des öffentlichen Wohls gebildet, zu dem Zweck, um mit den 
Fürsorgebeamten zu verhandeln, sie zu unterstützen und mit ihnen zusammen 
zu wirken, dem Richter zu helfen, und wo die Öffentlichen Behörden es unter- 
lassen, bezahlte Fürsorgebeamte einzustellen, indem sie das nötige Kapital 
einschießen. 

Auf diese Weise ist der Fürsorgebeamte nicht hilflos seinem eigenen Urteil 
und seiner eigenen Tätigkeit in der Ausführung dieser höchst schwierigen und 
heiklen Aufgabe überlassen. Außerdem steht über seinem Wirken eine Aufsicht, 
und die Gefahr, auf Abwege zu geraten und Fehler zu machen, ist begrenzt. 

Nur einige wenige Worte über das gegenwärtige Verfahren der Jugend- 
gerichte und die Art, wie es gehandhabt wird: 
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Die Zahl der Verhaftungen hat bedeutend abgenommen: Das Kind und 
die Eltern werden aufgefordert, vor dem Gerichtshof zu erscheinen, und wenn 
nicht die Fluchtgefahr sehr groß, die Untat sehr schwer oder das Heim für das 
Kind vollkommen ungeeignet ist, so wird die Verhaftung vor dem Verhör für 
unnötig erachtet. Man läßt dem Kind seine Freiheit auf Grund seiner oder seiner 
Eltern sichernder Erklärung oder unter Stell mg von Bürgschaft. 


Fürsorgebeamte sollen ermächtigt sein, in dieser Hinsicht das Nötige 
vorzukehren. Wenn es jedoch nötig wird, das Kind entweder vor dem Verhör 
oder in der Zwischenzeit festzunehmen, oder auch nach dem Urteil, bis es in 
ein Heim oder in ein Institut aufgenommen werden kann, so soll es nicht länger 
im Gefängnis geschehen, sondern in einem besonderen Verwahrungshaus. In 
einigen Staaten gibt es Gesetze, die ausdrücklich bestimmen, daß die Behörde 
für solche Verwahrung sorgen muß, die im Einklang mit dem Geiste der Gesetz- 
gebung ausgeübt wird. Sie sind selbst in den kleinsten Gemeinden möglich, denn 
es genügt das einfachste Gebäude: hier kann ja auch Gericht gehalten werden, 
wie es in einigen der größeren Städte der Fall ist. 


Die Gerichtsbarkeit für diese Angelegenheit ist gewöhnlich einem Gerichte 
anvertraut, welches volle Equity Befugnis hat. In einigen Städten aber gibt es 
Spezialgerichtshöfe mit Richtern, welche ihre ganze Zeit dieser Tätigkeit widmen. 
Wenn diese Gerichte mit der vollen verfügungskräftigen Equity- und Kriminal- 
gerichtsbarkeit ausgestattet sind, so spricht sehr viel zu ihren Gunsten. Be- 
sonders in großen Städten ist die volle Zeit eines Richters hiermit genügend 
ausgefüllt. Man hat mitunter vorgeschlagen, daß die Richter der Gemeinde- 
oder Sondergerichte zu diesen Verhandlungen bestimmt werden sollen, aber 
wenn es auch schätzenswert ist, daß in größeren Gemeinden mehr als ein Ver- 
wahrungshaus ist, so scheint es doch wichtiger zu sein, nur einen einzigen Jugend- 
richter zu haben. 


Die britische Regierung hat dieses System für London angenommen. 
Mr. Herbert Samuels erklärt (Hansard, 4. Ser., v. 186, p. 1298) während der 
Debatte über die Childrens Act: 


„Es ist unmöglich, alle Kinder, Zeugen, Eltern, Fürsorgebeamte und andere 
Beteiligte in einen und denselben Gerichtshof zu bringen. Der beste Weg wird 
sein, in verschiedenen Teilen von London vier Verwahrungsanstalten einzurichten. 
Ich hoffe, daß hierfür ohne weitere Kosten oder mit sehr geringen Kosten Raum 
zu erlangen ist, der auch für Gerichtszwecke verwendet werden kann. Der 
Kinderbeaniıte würde dann abwechselnd an diesen vier Stellen tätig sein. Die 
Folge wäre allerdings, daß zuweilen Kinder über Nacht dort behalten würden, 
die nicht gegen Bürgschaft frei gelassen werden können; aber alle Personen, 
die ich zu Rate zog, meinten, es sei besser, wenn nötig, eine kleine Anzahl Kinder 
in Gewahrsam zu halten, als die große Wohltat einer eigenen Behörde für diesen 
Zweck aufzugeben.‘ 


Auch das Colorado-Gesetz von 1909 hat dafür gesorgt, daß die Verhöre vor 
den Chancerymasters als Disziplinmasters erfolgen, die durch den Jugendrichter 
bestimmt werden, um unter seiner Leitung zu handeln. Dies mag sich wohl als 
die beste Lösung des schwierigen Problems bewähren, da es die Möglichkeit 
einer schnellen Behandlung einfacher Fälle in den verschiedenen Teilen einer 
großen Stadt oder eines Bezirks mit der Einheit der Verwaltung durch den be- 
aufsichtigenden Einzelrichter verbindet. 
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Die Persönlichkeit des Richters ist eine über alles wichtige Sache. Der 
oberste Gerichtshof von Utah sagt in der Sache Mill. vs. Brown, (oben), wo es 
sich um die Wahl eines Laien handelt, der echtes Interesse für Kinder hat, 
Folgendes: 

Um Jugendgesetze in Übereinstimmung mit ihrem wahren Geist und mit 
ihrem Zweck auszuführen, ist ein Mann von beinahe unendlicher Geduld und 
tiefem Gemüt nötig und zugleich jemand, der einen großen Glauben an die 
Menschheit hat und von diesem Glauben durch und durch beseelt ist. Der 
Richter irgend eines Gerichtshofes und speziell eines Jugendgerichtshofes sollte 
zu allen Zeiten nicht nur die gesetzlichen und natürlichen Rechte der Erwachse- 
nen und der Kinder in gleicher Weise achten, sondern sie auch wahren und auf- 
recht erhalten. Die Tatsache, daß das amerikanische System der Verwaltung 
nicht durch Menschen, sondern durch Gesetze regiert wird, kann nicht oft genug 
allen denen eingeprägt werden, welche in irgend einem Zweig der Regierung 
tätig sind. Wo tüchtiger Sinn und gutes Urteil den Führer bildet, wird Unrecht 
und Unterdrückung vermieden. Die Jugendgesetzgebung ist von so außer- 
ordentlicher Wichtigkeit für den Staat und die Gesellschaft, daß sie sicher von 
solchen gehandhabt werden muß, die im Gesetze bewandert und in den Regeln 
des Prozesses erfahren sind, damit die wohltätigen Vorschläge zur Wirkung 
gelangen und damit die individuellen Rechte gewahrt werden können. In der Aus- 
wahl des Richters und in der Übung des Gesetzes muß gleiche Sorgfalt be- 
obachtet werden. ? 

Die Entscheidung betont zugleich die Gefahren, die den Weg des Jugend- 
richters umgeben. Das große Publikum, das seinem Werke an sich so sympathisch 
gegenübersieht, und selbst die Fürsorgebeamten, die nicht Rechtsgelehrte sind, 
sehen den Richter beinahe als einen selbstherrlichen Autokraten an; aber nach 
der großen Macht seines Amtes und nach der Verantwortlichkeit, welche diese 
nach sich zieht, ist es absolut wesentlich, daß er ein geübter Rechtsgelehrter 
und durchaus von dem Satze durchdrungen ist, daß unsere Regierung eine 
Regierung von Gesetzen und nicht eine Regierung von Männern ist. Er muß 
jedoch mehr sein als dieses, er muß sich nachsinnend in die Probleme der Men- 
schenliebe und des Kindes versenken, er muß die Kinder wahrhaft lieben, er 
muß fähig sein, die Auffassung der Knaben in Bezug auf Gesetz und Justiz 
zu verstehen, er muß Geduld haben und bereit sein, die tiefer liegenden Ur- 
sachen des Übels herauszufinden und einen Plan auszuarbeiten, durch welchen 
er, oft durch Mitwirkung vieler anderen Faktoren, die Heilung herbeizuführen 
vermag. 

In einigen sehr wichtigen Bezirken hat sich die wenig empfehlenswerte 
Praxis herausgebildet, daß die Richter für die Jugendgerichte jeden Monat 
oder jedes Vierteljahr wechseln. Da ist es unmöglich, daß der Richter die nötige 
Erfahrung sammelt oder genügende Zeit findet, um sich dem Studium der neuen 
Probleme zu widmen. Der Dienst sollte nie kürzer als ein Jahr sein; und noch 
ein längerer Zeitraum ist vorzuziehen. In einigen unserer Städte, namentlich 
in Denver muß der Richter nicht allein richterlich tätig gewesen sein, sondern 
sich auch als Fürsorgebeamter bewährt haben. Des Richters Lindsey Liebe für 
diesenBeruf und seine Persönlichkeit hat ihn befähigt, einen nachhaltigenEinfluß 
auf die Knaben und Mädchen, die ihm vorgeführt wurden, auszuüben. Während 
nun in einem solchen Gerichtshof zweifelsohne die besten Erfolge erreicht werden 
können, würde schon der Zeitmangel einen Richter in den großen Städten 
hindern, seinen sonstigen richterlichen Pflichten auch noch die Jugendfürsorge 
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hinzuzufügen, selbst wenn es nicht schon an sich äußerst schwer wäre, die 
nötigen Eigenschaften in einer Person vereinigt zu finden. 

Das Problem, das der Jugendrichter zu lösen hat, heißt nicht: hat dieser 
Knabe oder hat dieses Mädchen ein bestimmtes Unrecht begangen, sondern: 
wer ist er und wie ist er zu dem geworden, was er ist? Und was hat für sein und 
des Staates Bestes zu geschehen, um ihn vor der abwärtsführenden Laufbahn 
zu retten? Es ist sofort ersichtlich, daß die gewöhnliche Art richterlicher Unter- 
suchung nicht diejenige ist, die bei dieser Tätigkeit Erfolg erzielt. Eine gründliche 
gewöhnlich durch die Fürsorgebeamten vermittelte Untersuchung wird dem Ge- 
richtshofe manche Auskunft über die Vererbungseinflüsse und die Einflüsse der 
Umgebung des Kindes verschaffen. Diese Untersuchung wird natürlich in jeder 
möglichen Weise ergänzt werden müssen. Aber damit nicht genug: Der phy- 
sische und geistige Zustand des Kindes ist zu erkennen, und daher ist von der 
größten Wichtigkeit, daß dem Jugendgericht, wie es bis jetzt in wenigen Städten 
geschehen ist, Abteilungen für Kinderuntersuchungen beigefügt werden, wo 
jedes Kind vor dem Verhör einer durchgreifenden wissenschaftlichen, körperlichen 
und seelischen Untersuchung unterworfen wird. Die Beziehung zwischen den 
leiblichen Mängeln und dem strafbaren Verhalten ist eine sehr enge. Nehmen wir 
einen Knaben, der an Skrofeln leidet, dessen Eltern aus Unkenntnis oder Nach- 
lässigkeit nichts davon merken: er kann nicht ordentlich atmen, seine Nerven 
sind angegriffen, er kann nicht still sitzen; im Schulraum sind zu viel Schüler 
für einen Lehrer (das ist der Übelstand in allen unseren öffentlichen Schulen); 
sein Gleichgewicht wird gestört, — was ist natürlicher, als daß dieser Knabe 
hinter die Schule geht? Und die Trägheit ist der erste Schritt zu einer ver- 
brecherischen Laufbahn. In hunderten und tausenden von Fällen wird die 
Entdeckung und Heilung des fehlerhaften Sehens oder Hörens oder ein leichter 
chirurgischer Eingriff Veränderungen im Charakter des Knaben herbeiführen. 


Dem Kinde, das dem Gerichtshof zugeführt wird, soll natürlich zum Be- 
wußtsein kommen, daß es von Angesicht zu Angesicht der Macht des Staates 
£erenübersteht; es soll ihm aber zur selben Zeit noch viel eindringlicher klar 
werden, daß es der Gegenstand einer zarten Fürsorge und Pflege ist. Die ge- 
wöhnliche Aufmachung des Gerichtswesens ist bei solchen Verhören nicht 
am Platz. Der Richter, der, auf seinem Richterstuhl sitzend, auf den an den 
Schranken stehenden Knaben herniedersieht, kann niemals eine besonders 
sympathische Stimmung hervorrufen. An einem Pulte sitzend, mit dem Knaben 
an seiner Seite, dem er von Zeit zu Zeit den Arm um die Schulter legen und den 


er an sich heranziehen kann, wird der Richter, ohne etwas von seiner richterlichen . 


Würde zu verlieren, unendlich viel an seelischer Wirksamkeit gewinnen. 


Es ist jedoch noch von viel größerer Wichtigkeit, die Kinder jedem Gerichts- 
hof fernzuhalten, als sie zu dem Jugendgerichtshof zu bringen. In vielen Ge: 
meinden hat der Einfluß der Fürsorgebeamten in ihrer unmittelbaren Umgebung 
es dahin gebracht, daß sie als Schiedsrichter die kleinen Streitigkeiten und 
Unstimmigkeiten begleichen, welche früher nicht nur die Kinder, sondern auch 
die Eltern in Konflikte und vor das Gericht brachten. 
| Der Zweck der Jugendgerichte und der staatlichen Tätigkeit ist natürlich 
keineswegs, den Sinn für die Verantwortung entweder bei dem Kinde oder bei 
den Eltern abzuschwächen oder zu mindern; im Gegenteil, es ist ihr Zweck, 
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diesen zu entwickeln und zu stärken. Deswegen ist in den meisten neuen Ge- 
setzen weislich bestimmt, daß das Fürsorgekind, falls es das arbeitsfähige Alter 
besitzt, gezwungen werden kann, Ersatz für jeden von ihm verursachten Schaden 
zu schaffen. Noch mehr: die Eltern können nicht nur gezwungen werden, zum 
Lebensunterhalt der Kinder, welche man ihnen wegnimmt, beizutragen, sondern 
seit der Coloradoakte von 1903 können sie, ebenso wie andere Erwachsene, für 
Handlungen oder Vernachlässigungen, welche zum Niedergang und Verderben 
der Kinder beigetragen haben, strafrechtlich verantwortlich gemacht werden. 
In den meisten Staaten, welche besondere Jugendgerichtshöfe haben, aber auch 
in einigen anderen, werden alle Kriminalfälle, welche Kinder betreffen, vor dem 
Jugendgerichtshof verhandelt. Bei der Ausarbeitung derartiger Gesetze darf 
man aber nicht übersehen, daß, wenn kriminelle Verhandlungen gegen Er- 
wachsene stattfinden, ihre verfassungsmäßigen Rechte sorgfältig gewahrt bleiben 
müssen. Nach allgemeinen Prinzipien sind solche Strafgesetze streng auszulegen, 
und daher hat der oberste Gerichtshof von Colorado in einem kürzlichen Falle, 
Gibson v. People 99 Pac. 333 (1909), die Anwendung des Verfahrens von 1903 
auf die Eltern und diejenigen, welche in verwandtschaftlichen Beziehungen zu 
dem Kinde stehen. beschränkt. Doch hat Colorado im Jahre 1907, ebenso wie 
einige andere Staaten, das Geltungsrecht solcher Statuten ausdrücklich in der 
Art erweitert, daß jede Persönlichkeit mit einbegriffen ist, gleichviel, ob sie 
Elternstelle vertritt oder nicht. Der oberste Gerichtshof von Oregon bezog im 
Falle Staat v. Dunn 99 Pac. 278 (1909) diese Gesetze auch auf ein sonst nicht 
strafbares Missetun. 

Kentucky hat im Jahre 1908, Colorado darauf 1909, ein Statut erlassen, 
das von Mr. Bernhard Flexner von Louisville entworfen worden ist, einem der 
wenigen hervorragenden Richter, die ein tiefes und volles Interesse an dem Werk 
der Jugendgerichte genommen haben und dem ich für die Zusendung von 
reichlichem Material sehr verbunden bin, welches Statut für die Erzwingung 
der elterlichen Pflichten nicht auf dem Wege der Strafjustiz, sondern auf 
dem Wege des Billigkeitsrechts sorgt. Ein Gerichtsbeschluß nicht nur aut 
Bezahlung von Unterstützungsgeldern, sondern auf Handlungen oder Unter- 
lassungen aller Art, welche für nötig befunden werden, kann nach den Grund- 
sätzen des Contempt of Court erzwungen werden. 

So wertvoll nun aber auch die Einführung der Jugendgerichte in unserem 
System der Rechtsprechung ist, sowohl in ihrer Einwirkung auf das Kind 
als auch auf die Eltern und die bürgerliche Gesellschaft, auch durch die großen 
Ersparnisse, welche dem Staat erwachsen, sofern die Fürsorge an Stelle der 
Gefängnisse tritt, so sind sie doch natürlich keine Panacee für jedes Übel. Fehler 
werden sich auch bei der Fürsorge ergeben, wie bei der Gefängnisverwaltung. 
Wie der Richter Lindsey gesagt hat (Juvenile Court Laws Pamphlet): 

Die Fürsorge kann es nicht unternehmen, alles zu tun, um Kinder zu 
bessern oder Verbrechen zu verhindern. Sie ist nur als eine weit höhere Methode 
zu betrachten im Vergleich zu dem alten Gerichtssystem, welches sich immer 
nur mit der Sache und nicht mit der Person des Kindes beschäftigte. Diese 
Methode aber war mehr oder weniger brutal. Das J ugendgerichtssystem hat die 
Gefahr, zu übermäßiger Milde auszuarten, aber doch ist unter beiden Me- 
thoden die letztere weit vorzuziehen; die Gefahren der Milde aber wie die der 


Brutalität können in den meisten Fällen vermieden werden. Die Arbeiter auf 
dem Gebiet der Jugendptlege dürfen ebenso wenig sentimentale als rücksichts- 
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lose Menschen sein. Kurzum, der Gedanke der Jugendpflege zielt auf ein System 
des Fürsorgewaltens, welches zusammen mit dem Kinde, dem Heim, den 
Eltern, mit den Arbeitgebern die Interessen des Kindes wie die Interessen des 
Staates zu wahren pflegt. Das Prinzip ist, so viel als möglich zu helfen und so 
wenig als möglich zu verletzen, gute Charaktere zu bilden und zu bewirken, 
daß gute Bürger anstatt nutzlose Verbrecher entstehen. Dadurch sorgt der 
Staat für sich selber, eben so gut wie für das Kind, denn das Wohl des Kindes 
ist das Wohl des Staates. 

Aber mehr als dies. Die Arbeit der Jugendgerichte ist auf das höchste 
lindernd und heilend; wir nehmen uns dieser kleinen menschlichen Wesen an, 
die abwärts und abwärts gehen, und wir suchen sie, wie ich denke, mit einigem 
erheblichem Erfolg vor weiterem Niedergang zu retten. Aber das ist nicht 
das Wichtigste. Der Lebensnerv unserer Aufgabe ist, die Kinder von vornherein 
vor jenen Zuständen zu bewahren, in welchen sie mit den Gerichten zu tun haben; 
wir versündigen uns nicht etwa an den Kindern von heute, sondern an den Män- 
nern und Frauen von morgen, wenn wir es vernachlässigen, die Einflüsse zu 
heben, welche sie auf die Laufbahn des Verbrechens bringen, wenn wir es unter- 
lassen, das Unrecht aus ihnen auszurotten und ihnen an Stelle dessen das Gute 
einzuflößen. Es ist gut, daß wir Schulen für schuldige Knaben und Mädchen 
haben, es ist gut, daß, wenn sie hineinkommen, sie eine durchgreifende tech- 
nische Bildung erlangen, so daß sie für das spätere Leben tauglich sind; doch 
wäre es unendlich viel besser, wenn alle Kinder diese Art von Bildung erlangen 
könnten, ehe sie vor den Gerichtshof kommen, und es wäre besser, wenn das 
Verbrechen in seinen Anfängen unterdrückt würde; der Anfang aber ist ge- 
wöhnlich der Müßiggang. Für diese Zwecke müssen wir die Schulen interessieren, 
mehr als es heute geschieht. Wir müssen für die Kinder sorgen, welche nicht 
den ganzen Tag mit geistiger Beschäftigung an ihren Pulten sitzen können. 
Wir müssen körperliche Arbeiten in das ganze Schulsystem bringen, so daß 
hierdurch eine Ablenkung erfolgt für ihre nervöse Energie, so daß sie mit ihren 
Händen zu arbeiten haben, anstatt mit dem Kopf, und wir müssen den Arzt 
und die Pflegerin in die Schule führen, wir dürfen nicht abwarten, bis die 
körperlichen und geistigen Störungen das Kind zum Unrecht führen, so daß 
der Arzt sie erst vor Gericht entdecken kann. 


Und sodann, was ist von den Knaben zu erwarten, wenn ihnen nicht ein 
besonderer Spielplatz gegeben wird? Wenn sie in die Straßen getrieben werden, 
kommen sie natürlich mit der Polizei in Berührung. Natürlich gibt es dann 
Unstimmigkeiten, und die Heldenhaftigkeit und Heldenhaftigkeitssucht wird sie 
dann von selbst in Berührung mit der öffentlichen Gewalt bringen. Wenn diese 
Art von Heldenhaftigkeit beginnt, dann sind sie auf dem Wege des Verbrechens. 
Es soll hier Einhalt geschehen, indem wir den Knaben besondere Spielplätze 
einräumen, nicht nur in unseren Hauptstädten, sondern auch in den kleinen 
Städten und Dörfern; indem wir ihnen kleine Parke einräumen, mit ihren 
Schwimmplätzen und Schlittschuhbahnen, mit Versammlungshallen und Turn- 
geräten; indem wir ihnen auf diese Weise Gelegenheit geben, den Unterneh- 
mungstrieb, der nicht ausgerottet werden kann — denn es ist nicht Menschart, 
allein zu gehen, sondern die Gesellschaft ist das Natürliche — auf vernünftige 
Zwecke zu leiten, zum Guten, statt zum Verderben. Dieser Erfolg wird überall 
erreicht, wo diese kleinen Parke eingerichtet wurden, so besonders in den ge- 
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drängten Vierteln der Hauptstädte. Die Knaben bekommen, was sie brauchen, 
man appelliert an ihren Tatendrang und an ihre Ehre. In jeder Gemeinde bedarf 
man für zurückgebliebene Kinder noch besonderer Räume außerhalb der Ordnung, 
Ferien- und Nachschulen. Man bedarf Gesetze für Kinderarbeit und Zwangs- 
erziehung, für die genügende Bezahlung der dabei Arbeitenden, so daß sie hier 
ihren Unterhalt finden, und viele andere Dinge, deren Darstellung zu weit 
führen würde. 

Nur noch ein Punkt sei erwähnt: Die Zahl der Mädchen, die sich in der 
Großstadt auf falschen Bahnen bewegen, ist groß. Die Mehrzahl von ihnen 
entgleist nicht aus sinnlichen Trieben, sondern aus Hang zur Lebensfreude, 
die jedem normalen Menschen innewohnt. Nehmen wir z. B. das Mädchen, 
das den ganzen Tag arbeitet und dann in ein Heim von 2 oder 3 Zimmern kommt, 
das von einer großen Familie bewohnt ist, in einem schmutzigen Stadtbezirk, 
der nicht sauber gehalten wird; es möchte nicht jeden Abend dort verbringen. 
es möchte ausgehen, es strebt nach Freude und Vergnügen, wie sie unseren 
Mädchen zuteil werden; es liebt den Tanz und das Spiel eben so sehr, wie unsere 
Töchter. Wir lassen unsere jungen Mädchen sich in anständiger Weise und in 
anständiger Umgebung erfreuen; aber was tun wir für solche Mädchen? Die 
öffentlichen Tanzlokale bieten ihnen Erheiterungen und Vergnügungen; aber 
wenn gute Bürger der Stadt ihnen Unterhaltungsstätten böten, wo sie sich in 
unschuldiger Weise und anständiger Art vergnügen könnten, dann würden 
die Mädchen diese Gelegenheit 9 mal unter 10, ja 99 mal unter 100 den öffentlichen 
Lokalen vorziehen. Aber sie müssen irgend eine Ablenkung für ihre Lebenskräfte 
haben, irgend eine Befriedigung für den Ruf nach Freude und Glück und wenn 
wir ihnen dies nicht geben, dann werden sie es auf eine andere Weise zu erlangen 
suchen. 

In einigen Gemeinden haben sich jugendliche Schutzvereine gebildet, 
um diese vorbeugende Arbeit zu leisten, um dafür zu sorgen, daß dem Leben des 
Kindes schädliche Zustände ferngehalten, daß Vergehungen an Kindern gestraft 
werden, daß Gesetze für Zwangserziehung und Kinderarbeit ins Leben treten, 
ohne welche eine Jugendgesetzgebung fast wertlos ist. Auf diese Weise soll das 
Ziel erreicht werden, die ausgedehnteste Garantie zu bieten für eine volle Ent- 
wicklung einer glücklichen Kindheit. 

Ich habe damit die positiven Erfordernisse berührt, die so viel in dem 
Wachstum des Kindes bedeuten, wodurch Verbrechen verhütet werden sollen, 
für welche die Tätigkeit der Jugendgerichte nur eine Heilung bietet. Dem 
Studium der tieferliegenden Ursachen des jugendlichen Verbrechertums und den 
vorbeugenden positiven Maßregeln müssen wir erfahrene Juristen unter glän- 
zender Führung der europäischen Brüder unser Denken und Trachten widmen. 
Unser Werk verlangt vereinte und rege Mitwirkung des ganzen Gemeinwesens 
zu dem Zwecke, um die Kinder vor dem Verbrechertum zu bewahren, und mit 
dem Ziel, daß diejenigen, welche den abschüssigen Weg beschritten haben, 
zurückgeführt werden. 


Um noch einmal die Debatten der Childrens Bill im englischen Hause der 
Gemeinen (Hansard 4. Ser. Vo. 186 pag. 1262) zu erwähnen: 


„Wir möchten zu dem Kinde sagen: Wenn dir die Welt und das Gesetz 
der Welt in der Vergangenheit kein Freund gewesen ist, so soll dies von nun an 
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S, Wir sagen, daß dies die Pflicht eines Parlamentes ist, und daß dieses 
arlament dazu angewiesen ist, das Kind zu heben und aufzurichten, das Tor 
des Gefängnisses zu schließen und das Tor der Hoffnung zu eröffnen. 


Die Behandlung der kriminell gewordenen Jugend 
in Ungarn. 


(XXXVI. Gesetz von 1908 (Strafgesetznovelle) und die Ausführungsver- 
ordnungen vom 27. Dezember 1909). 


Von 
David von Rosnyay, Kolozsvár (Klausenburg).') 


Der im Alter der Entwickelung sich befindende Mensch ist weder physio- 
logisch noch psychologisch gleichwertig mit dem Erwachsenen. Sein Charakter 
ist unausgegoren, dieselbe äußere Impression wird bei ihm eine ganz andere 
Reflexion auswechseln wie bei dem Erwachsenen, das bei dem Zustandekommen 
des Deliktes eine so außerordentlich große Rolle spielende Moralgefühl ist bei dem 
Jugendlichen notwendigerweise entweder gar nicht oder mindestens nicht voll- 
ständig entwickelt. 

Ebenso ist der im Alter der Entwickelung stehende Mensch auch physio- 
logisch mit dem Erwachsenen nicht gleichwertig. Besonders bei Mädchen können 
wir es zur Zeit der ersten Menstruation beobachten, daß auf diese Altersgruppe 
ein weit größerer Prozentsatz der sämtlichen von Frauen vollbrachten Delikte 
fällt, als auf die vorherigen und späteren, wovon die Ursache hauptsächlich darin 
zu suchen ist, daß in dieser Zeit der Organismus auf einmal stark emporschießt, 
während die geistige Fähigkeit dieselbe bleibt, oder wegen der von anderen 
Körperteilen, insbesonders von den Geschlechtsteilen geschehenden großen Blut- 
entziehung müde wird.!®) 

Alle diese Umstände machen bei Jugendlichen den im Verlauf der Willens- 
entscheidung als maßgebendes Moment auftretenden Wahlvorgang inhalt- 
lich zu einem anderen als bei dem Erwachsenen. 

Bei einem solchen gründsätzlich anderen Willensvorgang, wie man es bei 
dem Erwachsenen und dem Jugendlichen beobachten kann, muß auch 
die Beurteilung der Tat eine andere sein. 

Auf diesem Prinzip ruht das vom Il. Abschnitt des X X X VI. Gesetzes 1908 
statuierte ungarische Jugendstrafrecht. Dieses neue Gesetz erhält zwar die 
Gefängnisstrafe (Kerker und Zuchthaus werden abgeschaffen und sind nun- 
mehr nur gegen Erwachsene zulässig), denn wie die Ministerialbegründung 
es sagt, muß im letzten Falle, wenn die Straftat des moralisch und intellek- 
tuell entwickelten Jugendlichen größere Verdorbenheit, Böswilligkeit, sein 
Betragen besonderen Eigensinn beweist, der staatliche Eingriff in Form der 
Strenge sich einfinden, aber eben nach der Ministerialbegründung tritt auch 
hier das Ziel der Erziehung, der Besserung in den Vordergrund. 


1) Der Verfasser hat hierüber in meinem Seminar vorgetragen. Kohler. 

1a) Siehe auch Weinberg. Über den Einfluß der Geschlechtsfunktionen 
auf die weibliche Kriminalität. (Juristisch-psychiatrische Grenzfragen. 
VI. I. Halle 1907.) 
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Der Inhalt des Gesetzes ist folgender: 


a) Auf die einer Straftat schuldigen Kinder ist nicht die Vergeltung, 
sondern es sind die Prinzipien der Errettung und der Erziehung anzuwenden. 


b) Jener Grundgedanke des alten Rechtes, daß das Gericht, beziehentlich 
die Verwaltungsbehörde, im Interesse der Rettung und Erziehung der straf- 
unmündigen Kinder (unter 12 Jahren) auch dann nichtstun kann, wenn es von der 
sittlichen Verdorbenheit seines Milieus und vom Sittenverfall des Kindes über- 
zeugt ist, hat sich alsunhaltbar erwiesen; darum bestimmt der $15 derStrafgesetz- 
novelle, daß gegen denjenigen, der zur Zeit der Begehung eines Verbrechens oder 
Vergehens sein zwölftes Lebensjahr noch nicht überschritten hat (Kind), weder 
eine Anklage erhoben, noch ein Strafverfahren eingeleitet werden kann; hat 
aber das Kind ein Verbrechen oder Vergehen begangen, so kann es von der 
Behörde, vor die es gelangt, der zur Ausübung der häuslichen Zucht berechtigten 
Person, oder wenn es eine öffentliche Schule besucht, seiner Schulbehörde zur 
Bestrafung übergeben werden. Die Schulbehörde kann es mit Verweis oder 
Schularrest bestrafen, körperliche Züchtigung ist verboten. 


Wenn aber das Kind in seiner bisherigen Umgebung dem sittlichen Ver- 
derben ausgesetzt ist, oder dort bereits Zeichen des Verkommens gegeben hat, 
so teilt dies jene Behörde, der es zugewiesen wurde, der Vormundschaftsbehörde 
mit und übergibt das Kind, wenn dies in seiner Interesse unaufschiebbar nötig 
ist, dem nächstgelegenen staatlichen Kinderasyl?). Die Vormundschaftsbehörde 
kann die Fürsorgeerziehung nach den diesbezüglichen Regeln, wenn sie auch nach 
ihrer Ansicht nötig ist, beschließen; in diesem Falle wird das Kind bis zu seinem 
15. Lebensjahre in ein Kinderasyl entgültig aufgenommen. 


Den eben besprochenen $ 15 des Gesetzes ergänzen die zum Gesetze er- 
lassenen Ausführungsverordnungen?). Wenn hiernach das Gericht das Kind 
wegen Züchtigung dem gesetzlichen Vertreter (Vater oder Vormund) übergeben 
will, so muß es den gesetzlichen Vertreter vor sich laden, ihn auf seine Pflicht 
und auf die Folgen der Vernachlässigung aufmerksam machen. 

Wenn das zuständige Gericht das Kind seiner Schulbehörde übergeben will, 
so wird es, mit einer kurzen den Tatbestand angebenden Zuschrift, in Be- 


2) Die staatlichen Kinderasyle sind unter dem Ministerium des Innern 
stehende Anstalten. Der ursprüngliche Zweck war: Heime für verwahrloste 
Kinder bis zum 15. Lebensjahre zu bilden; dementsprechend werden die 
Kinder in der Anstalt selber nur im Krankheitsfalle gehalten, sonst werden 
sie bis zum 7. Jahre auf Staatskosten, vom 7. bis 15. auf Kosten der zu- 
ständigen Gemeinde in Familienerziehung gegeben; dies wurde nach 
meiner Ansicht grundfalsch durch eine gesetzinterpretierende Ministerial- 
verordnung auch auf die geistig und sittlich verwahrlosten Kinder ausgedehnt, 
welche Interpretierung, jetzt auch gesetzlich sanktioniert, bewirkte, daß die 
Asyle zu Fürsorgeerziehungsanstalten für schulptlichtige Kinder wurden, ohne 
daß man für geeignete Mittel zu diesem Zwecke Sorge getragen hätte; an 
welchem Zustand jenes Recht des Asyloberarztes, daß er für besonders 
unbändige Kinder über 12 Jahren die Überweisung in eine eigentliche Für- 
sorgeerziehungsanstalt beantragen kann, wenig bessert. 


3) Zu diesem Paragraphen siehe Justizmin. Verordnung 27,100—909. 
$ 31, 33, Min. des Innern 160,000—909 § 13—14, 46—48, 52, Kultus-Min. 
149,500— 909, alle datiert vom 27. Dezember 1909. 
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gleitung einer dazu geeigneten Person, die aber nie ein uniformierter Be- 
amter sein darf, zu dem Schuldirektor geschickt. 

Die Züchtigung wird in solchen Fällen von dem mit Züchtigungsrecht 
ausgestatteten Lehrer vorgenommen, der gemäß dem ihm bekannten Charakter 
des Zöglings, dem Tatbestand der vollbrachten Tat und nach Erwägung des 
Grades der Schuld einen wörtlichen Verweis unter vier Augen, vor dem 
Kuratorium der Schule (aber nie vor den Schulgenossen), Schularrest ohne 
Hungern, oder Schularrest mit Hungern verhängen kann. Letzterer muß sich 
aber auf die hellen Stunden des Tages beschränken und unter Aufsicht voll- 
zogen werden. 

Außer diesem enthalten die Verordnungen noch einige Winke für den 
Lehrer, wie er den Verweis vollziehen soll, deren wesentlicher Inhalt ist, daß er 
die individuellen Eigenschaften des Kindes ins Auge fassen und das Kind über 
das Unsittliche seiner Tat überzeugen soll. 

Das jugendliche Alter dauert vom 12. bis zum 18. Lebensjahr. (Nach 
dem alten Gesetz 16. Lebensjahr.) 

Außerdem gibt das Gesetz Art und Weise, daß die Jugendlichen nicht nur 
his zum 20., sondern bis zum 21. Lebensjahr in einer Fürsorgeerziehungsanstalt, 
gehalten werden können. 

Zunächst die Erhöhung der Zeitgrenze der relativen Strafbarkeit, das heißt 
die Festseztung des vollendeten 18. Lebensjahres! Wenn wir bedenken, daß aus 
dem Kinde tatsächlich eben zwischen dem 14. und 18. Lebensjahr ein Mann wird, 
und wenn wir bedenken, wie es die ministeriale Begründung treffend hervor- 
hebt, daß der Jüngling eben im Zeitalter zwischen 16—18 Jahren das väterliche 
Haus verlassend, mit einem noch nicht ganz ausgegorenen Charakter sich in die 
Wellen des Lebens wirft, um sich dort eine Position zu verschaffen, wo er aber, 
tausend Klüften ausgesetzt, herumschaukelt, dann werden wir diese Erhöhung 
verstehen und für begründet annehmen, denn von einem in diesem Zeitalter sich 
hefindenden Jüngling kann man ja weder aus physiologischen, noch aus 
psychischem Grunde behaupten, daß er schon reif ist, im Gegenteil steht er viel 
näher zu denen unter 16 Jahren, als zu den Erwachsenen. 

Nach $ 16 sind aber die zwischen 12 und 18 Jahren sich befindenden auch 
nicht absolut strafbar. DasGesetz bricht aber mit dem ‚‚diszernement‘‘, besser ge- 
sagt es modernisiert ihn und stellt anstatt dessen JdasKriterium der zurStrafbarkeit 
erforderlichen geistigen und sittlichen Entwickelung auf; wenn dieses Kriterium 
fehlt, so kann der im oben angegebenen Alter sich befindende strafrechtlich nicht 
verantwortlich gemacht werden. 

Das Gericht hat aber auch in diesem Falle das Recht anzuordnen, daß 
der Jugendliche von seinem gesetzlichen Vertreter, einem seiner Angehörigen 
oder von einer anderen dazu geeigneten Person unter häuslicher Aufsicht ge- 
halten werde, oder es kann veranlassen, daß er in der in $15 schon an- 
reführten Weise eine häusliche oder Schulstrafe erhalte. 

Wenn aber ein solcher Jugendlicher in seiner bisherigen Umgebung dem 
sittlichen Verderben ausgesetzt ist, oder dort bereits Zeichen des Verkommens 
gegeben hat, so ordnet das Gericht die Fürsorgeerziehung des Jugendlichen an.) 


1) Der oben angeführte $ 16 der Strafgesetznovelle ist an Stelle $ 84 des 
ungarischen Strafgesetzb. getreten. Nach diesem wird, wer bei Begehung 
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Nach $ 17 sind gegen denjenigen Jugendlichen, der zur Zeit der Begehung 
eines Verbrechens oder Vergehens im Besitze der zur Strafbarkeit erforderlichen 
geistigen und sittlichen Entwickelung war, folgende Maßnahmen?) zu treffen: 

4. Verweis; 

2. Entlassung zur Probe; 

3. Fürsorgeerziehung; 

4. Gefängnis- oder Staatsgefängnisstrafe. 

Geldstrafe kann gegen einen Jugendlichen weder als Haupt- noch als 
Nebenstrafe verhängt werden; ebenso kann auch auf Amtsverlust und auf zeit- 
weilige Entziehung der politischen Rechte nicht erkannt werden. Die An- 
wendung anderer Nebenstrafen ist nicht ausgeschlossen. 

Die in den Punkten 1—3 bestimmten Maßnahmen haben keine andere 
Rechtswirkung als die, welche ihnen dieses Gesetz beilegt, insbesondere kommt 
eine solche Maßnahme bei der Feststellung des Rückfalles nicht in Betracht, und 
sie hat hinsichtlich der Amtsfähigkeit nicht jene Folgen, welche ein anderes Gesetz 
der Verurteilung beilegt. 

§ 18 gibt dem Richter zur Beurteilung eine kurze Anweisung. Nach diesem 
Paragraphen ist bei der Verhängung der Maßnahme in Betracht zu ziehen: die 
Individualität des Jugendlichen, der Grad seiner geistigen und sittlichen Ent- 
wickelung, seine Lebensverhältnisse und alle übrigen Umstände des Falles. 
Dementsprechend soll das Gericht von den in den Punkten 1—4 des $ 17 be- 


eines Verbrechens oder Vergehens das 12. Lebensjahr zurückgelegt, das 
16. Lebensjahr aber noch nicht vollendet hat, nicht bestraft, wenn ihm die zur 
Erkenntnis der Strafbarkeit seiner Handlung erforderliche Einsicht gefehlt hat. 
Nach dem Ministerialentwurf der Strafgesetznovelle ist der Jugendliche nicht 
strafbar, wenn die entsprechende geistige und sittliche Entwicklung fehlte. 
Das Wort entsprechend wurde von der Justizkommission des Parlaments 
gestrichen und statt dessen der Ausdruck „zurStrafbarkeit erforderliche‘“ gesetzt. 
Nach der Begründung der Justizkommission war dies darum nötig, weil 
das Wort ‚entsprechend‘ dem Richter keine genügende Anweisung gibt 
zur Feststellung, was für eine Entwickelung jene ist, bei der die Strafbarkeit 
ausgeschlossen ist. Darum sieht es die Kommission für begründet, anstatt des 
Wortes „entsprechend“ die einen konkreteren Inhalt gebenden Worte ‚‚zur 
Strafbarkeit erforderliche‘“ zu setzen. Es ist wahr, daß die Fassung des Ent- 
wurfes nicht näher angibt, was unter der zur Strafbarkeit erforderlichen 
geistigen und sittlichen Entwickelung zu verstehen ist, aber dieser Ausdruck 
zwingt den Richter schon an sich dazu, daß er im Angeklagten die zur Straf- 
barkeit erforderliche, der strafrechtlichen Verantwortlichkeit zu Grunde 
liegende sittliche Freiheit suchen soll, welche von der gegenüber den inneren 
Trieben, Neigungen und äußeren Einflüssen widerstandfähigen geistigen und 
sittlichen Kraft getragen ist. 

5) Das Gesetz, entsprechend seinem Grundgedanken, will das Wort 
„Strafe“ nicht gebrauchen, womit keineswegs gesagt werden soll, daß die zu- 
gelassenen „Maßregeln“ nicht auch zugleich repressiv und abschreckend wirken. 
Der Zweck der Vermeidung des Wortes „Strafe“ ist nur, daß der Unterschied 
zwischen der Strafe des auf dem Prinzip der klassischen Schule aufgebauten 
allgemeinen ungarischen Strafrechts (Gesetz 1878 V.) und der des Strafsystems 
der- Novelle auch in der Nomenklatur fühlbar werde. Tatsächlich wirkt die 
durch einen Beschluß verhängte Fürsorgeerziehung (Spezialpräventivmaßregel) 
viel abschreckender, und weil sie zugleich auch eine längere Detention 
bedeutet, vergeltender, als die kurzen Freiheitsstrafen des klassischen 
Strafrechts. 
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stimmten Maßnahmen, innerhalb der Schranken des Gesetzes, jene wählen, 
welche vom Gesichtspunkt der ferneren Aufführung und der sittlichen Ent- 
wickelung des jugendlichen Beschuldigten erwünscht erscheinen. 

Die Handlung, welche nach dem Gesetz ein Verbrechen darstellt, erhält 
mit dieser Maßnahme den Charakter eines Vergehens. Hinsichtlich der Frage 
jedoch, ob die Handlung von Amts wegen oder auf Antrag zu verfolgen ist, 
und bezüglich der Strafbarkeit des Versuches, ist der im allgemeinen Straf- 
gesetz bestimmte Charakter der Handlung maßgebend. 

An diesen Paragraphen knüpft sich die Ausführungsverordnung des 
Justizministers vom 27. Dezember 1909 (27,100—1909). Nach dieser Verordnung 
soll das gegen einen Jugendlichen eingeleitete Verfahren sich außer der Auf- 
klärung der Tat, auch auf die individuellen Eigenschaften des Täters und auf sein 
Milieu erstrecken. Insbesonders sind festzustellen das Vorleben des Jugend- 
lichen, seine Familien- und Vermögensverhältnisse usw. und ob der 
Jugendliche in dem Milieu, wo er eben lebt, der geistlichen und sittlichen Ver- 
wahrlosung nicht ausgesetzt ist. 

Der Grundgedanke der Ausführungsverordnung ist, die gesellschaftlichen 
Kräfte so weit als möglich in die Arbeit einzuziehen; demgemäß sind die oben 
angegebenen Personen, wenn nur möglich, durch einen aus dem Kreise der 
Gesellschaft ernannten Patron aufzuklären und nur im Falle, wenn dies nicht 
gelingen möchte, durch eine amtliche Person. 

Der Verweis besteht darin ($ 19), daß das Gericht an den Verurteilten in 
öffentlicher Verhandlung eine feierliche, ernste Ermahnung richtet und ihn auf- 
merksam macht, daß das Gericht im Falle der Begehung eines neuerlichen Ver- 
brechens oder Vergehens eine strenge Strafe auferlegen wird. 

Ein Verweis kann nicht verhängt werden (§ 20), wenn nach Schwere der 
Handlung eine einen Monat übersteigende Gefängnis- oder Staatsgefängnisstrafe 
bestimmt werden könnte®), oder wenn der Jugendliche schon mit einer einen Monat 
übersteigenden Freiheitsstrafe bestraft worden war. 

Der Verweis wird sofort nach der Verkündigung des Urteils vollzogen 
($ 20), wenn die Königliche Staatsanwaltschaft dagegen keine Berufung ein- 
gelegt hat”). 


e) Nach meiner Ansicht ist unter den Worten ‚eine einen Monat über- 
steigende Gefängnisstrafe verhängt werden könnte‘ nicht das zu verstehen, 
daß der Verweis unzulässig ist, wenn das allgemeine Strafrecht die 
Tat mit einer einen Monat übersteigenden Freiheitsstrafe bedroht, sondern, 
wenn nach den Regeln der Strafgesetznovelle eine längere Freiheitsstrafe 
eintreten würde; allerdings ist dann das Verbot unverständlich, denn nach 
$ 18 ist vom Richter innerhalb der Schranken des Gesetzes jene Maßnahme zu 
wählen, welche vom Gesichtspunkt der ferneren Aufführung und der sittlichen 
Entwickelung des jugendlichen Beschuldigten erwünscht scheint. In unserem 
Paragraphen ist dies noch mehr gesagt: diese Regel schließt es aus, daß in 
jedem Falle, wo Freiheitsstrafe als nötig erscheint, ein Verweis erteilt werde. 


1) Hier muß ich bemerken, daß ich mit dem Gesetze in jenem Punkte 
nicht einverstanden sein kann, daß der Verweis einen Aufschub leidet, wenn 
die Staatsanwaltschaft ein Rechtsmittel, und hier reicht das Gesetz wiederum 
nicht aus, zum Nachteil des Angeklagten, angemeldet hat. Die Ministerial- 
begründung sagt, es ist nicht nötig, daß der Verweis einen Aufschub erleide, 
wenn der Verurteilte oder die zu seinen Gunsten zum Einspruch be- 
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Wenn aber der Verurteilte, im Falle der späteren Vollziehung, zu dem 
anberaumten Termin ungerechtfertigt nicht erscheint oder den Verweis 
nicht mit gebührender Achtung entgegennimmt, so setzt das Gericht das 
Urteil außer Kraft und fällt unter Ausschluß des Verweises eine neue Ent- 
scheidung?). 


Die zweite Maßregel, die der Richter gegen den geistig und sittlich ent- 
wickelten Jugendlichen verhängen kann, ist die Entlassung zur Probe. Sie 
besteht ($ 21) darin, daß das Gericht, ohne ein Urteil zu fällen, den Jugendlichen 
nach entsprechender Belehrung für die Dauer einer einjährigen Bewährungsfrist 
unter einer an strenge Regeln gebundenen Aufsicht bedingungsweise auf freiem 
Fuße beläßt. Sie kann nicht angewendet werden, wenn der Jugendliche mit einer 
einen Monat übersteigenden Freiheitsstrafe schon bestraft war. 


Nach § 22 überträgt das Gericht im Falle der Entlassung zur Probe die 
Aufsicht dem gesetzlichen Vertreter des Jugendlichen, wenn es jedoch vom 
Gesichtspunkte seiner sittlichen Entwickelung erwünscht ist, einem staatlichen 
Kinderasyl (natürlich obwohl dies das Gesetz nicht ausdrücklich sagt, infolge- 
dessen, daß in ein Asyl nur Kinder unter 15 Jahren aufgenommen werden können, 
nur bei Jugendlichen unter 15 Jahren), oder einem anderen zu diesem Zwecke er- 


rechtigten (gesetzlicher Vertreter, Verteidiger) ein Rechtsmittel in Anspruch 
nehmen, denn wenn die obere Jnstanz ihn freispricht, so bekommt er durch 
diese Tatsache sowieso eine Genugtuung und der Erfolg des Verweises ist 
gefährdet, wenn die Vollziehung ganz bis zur Rechtskraft des Urteils 
aufgeschoben wird; aber das Gesetz gibt diesen Erfolg, wenn die Staats- 
anwaltschaft das Rechtsmittel ergreift, preis, damit nicht der Verurteilte 
für dieselbe Tat zwei Strafen erleide. Diese Auffassung ist nach meiner Ansicht 
grundfalsch. Der Verweis ist in seiner psychologischen Wirkung kaum mehr 
als die Feststellung der Schuld und eine an diese Feststellung sich knüpfende 
Mahnung, welche, und hier muß man der Begründung ganz und gar recht 
geben, nur dann nützt, wenn sie so schnell wie möglich nach der Begehung 
der Tat vollzogen wird. Der Verweis kann also nicht für eine solche Strafe an- 
gesehen werden, daß, wenn nach ihr eine andere vollzogen wird, der Täter 
für dieselbeTat mit zwei Übeln bestraft sein möchte. Wenn der obereGerichtshof 
eine andere schwere Maßregel verhängt, so kann der erhaltene Verweis für 
nichts anderes angesehen werden, als wenn dem Angeklagten schon das 
erste Gericht die schwerere Strafe verkündigt hätte. Dies gilt umsomehr, 
weil ja die einfache Verkündigung des Urteils in vielen Fällen eben denselben 
Erfolg haben wird, wie die Vollziehung des Verweises. 


8) Das Gericht kann also anstatt des außer Kraft gesetzten Urteils aih die 
Entlassung zur Probe beschließen. Die Entlassung zur Probe wird aber durch 
einen Beschluß verhängt, und wenn der, gegen den diese Maßregel getroffen 
wurde, den Bedingungen (siehe unten) Genüge tut, so wird gegen ihn das Straf- 
verfahren ohne Urteil eingestellt. Das Urteil, wenn es auch nur auf Verweis lautet, 
führt die rechtlichen Folgen des Urteiles mit sich, vor allem, daß der be- 
mittelte Angeklagte die Kosten des Strafverfahrens tragen muß, dagegen der 
Beschluß der Entlassung zur Probe führt, weiler eDen kein Urteil ist, diese 
rechtlichenFolgen nicht mit sich. DerAngeklagte wird hier also zuerst verurteilt 
mit sämtlichen Rechtsfolgen des Urteils, und jetzt. wenn es sich auszeigt, 
daß das Urteil nicht genügt, wird es aufgehoben und durch einen Beschluß 
ersetzt, dessen Inhalt ist, daß er gar nicht verurteilt werden wird, wenn er sich 
ein Jahr lang gut aufführt. Nach meiner Ansicht ist dies Juristisch ein Unding, 
was schon vom Gesetze ausgeschaltet werden sollte. 
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richteten Amt, einem Kinderschutzverein oder einer hierzu geeigneten Person, 
und veranlaßt im Notfall auch die entsprechende Unterbringung des Jugendlichen. 


Der mit der Aufsicht Betraute überwacht ständig die Aufführung des 
Jugendlichen und erstattet dem Gericht nach anstandslosem Ablauf der Be- 
währungsfrist unverzüglich Meldung. 


Wenn der Jugendliche ($ 23) während der Bewährungsfrist neuerdings 
eine strafbare Handlung begeht, sich dem Trunke ergibt, ein unsittliches oder 
landstreicherisches Leben führt oder auf andere Weise Zeichen des sittlichen 
V’erkommens gibt oder gegen die Regeln der Aufsicht verstößt, so verurteilt ihn 
das Gericht nach Feststellung dieser Tatsachen zur Fürsorgeerziehung oder zu 
einer Gefängnis- oder Staatsgefängnisstrafe. 


War die Aufführung des Jugendlichen während der Bewährungsfrist tadel- 
los, so ist das gegen ihn wegen der begangenen Handlung eingeleitete Verfahren 
einzustellen?). 


Nach der Ausführungsverordnung des Justizministers!®) ist jedem auf Probe 
entlassenen Jugendlichen von dem Gerichte ein Beistand zuzuordnen, dessen 
Aufgabe es ist, dem Jugendlichen in allen Angelegenheiten, wo es notwendig ist, 
Beistand zu leisten und zu beaufsichtigen,ob der auf Probe entlassene den von seiten 
desGerichts vorgeschriebenen VorschriftenGenüge tut. Er hat das Recht, den nicht 
bei ihm wohnenden Jugendlichen wenn immer auf seiner Wohnung aufzu- 
suchen oder ihn auch zu sich zu laden. Wenn dasGericht nicht anders verfügt hat, 
so soll er seinen Schützling im ersten Monat mindestens einmal wöchentlich 
besuchen, später nach seinem Benehmen öfters oder seltener. Der Beistand ist 
verpflichtet, seine Erfahrungen auf ein vom Gericht ihm zu diesem Zwecke aus- 
gehändigten Blatt zu notieren, das er zeitweilig dem Gerichtshofe einsendet. 
Das Beisteheramt ist Ehrenamt und wird nicht honoriert. Der Beistand muB 
hei Frauen eine Frau sein. 


In dem die Entlassung zur Probe anordnenden Beschluß ist derAufenthalts- 
ort des auf Probe entlassenen zu bestimmen, wohin sich letzterer ohne weiteres 
zu begeben und dort eine entsprechende dauernde Beschäftigung zu betreiben 
hat. Wenn es nötig ist, so ist das erkennende Gericht selbst verpflichtet, ihm 
ein Unterkonmen zu verschaffen. Zu diesem Zwecke kann sich das Gericht an 
die Fürsorgevereine oder an die Jugendaufsichtsbehörde!!) wenden. 


>) Bei der praktischen Anwendung dieses Paragraphen ist es höchst 
streitig, ob dasGericht in dem dieEntlassung zurProbe anordnenden Beschluß die 
Schuld festsellen oder sienur in der Begründung des Beschlusses andeuten soll. 
Praktische Gründe sind dafür, daß die Schuld festgestellt werden soll: der 
erheblichste ist der, daß nach dem Eintritt der im $ 23 angegebenen Um- 
stände die ganze Verhandlung wiederholt werden muß; wahrscheinlich 
leitete dies das ungarische Reichsgericht (Königl. Curia), als sie die Fest- 
stellung der Schuld für nötig deklarierte. Nach meiner Ansicht ist dies un- 
richtig, der Begriff des Beschlusses schließt es schon aus, daß durch ihn eine 
res judicata aufgestellt werden könnte. Die Feststellung der Schuld ist 
unzweifelbar ein Spezialbestandteil des juristischen Begriffs des Urteils und 
die Worte „ohne ein Urteil zu fällen“ schließen nicht nur den die Strafe 
verhängenden Bestandteil des Urteils, sondern dessen sämtliche Bestand- 
teile und so auch die der Feststellung der Schuld aus. 

10) 27 100—909, § 46—49. 1) Siehe unten. 
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Der zur Probeentlassene hat sich bei seinem Beistand sofort zu melden, 
st verpflichtet, ein tadelloses, arbeitsames Leben zu führen, und sich streng 
an die Anweisungen jenes Beistandes zu halten. Gegen die Anweisungen des 
letzteren kann er sich an das erkennende Gerichte wenden. Er darf seineWohnung 
und Beschäftigung nur mit Erlaubnis seines Beistandes wechseln. Er ist ver- 
pflichtet, bei seinem Beistand in dem vom Gerichte oder von letzterem fest- 
gesetzten Termine sich zu melden, und auch ohne Anweisung mindestens einmal 
monatlich bei letzterem sich einzufinden. 

Außer diesem kann das Gericht im Interesse der sittlichen und geistigen 
Entwickelung des Jugendlichen auch andere Anordnungen treffen, so z. B. 
kann es dem Jugendlichen den Besuch gewisser Plätze, den Verkehr mit 
gewissen Personen usw. verbieten. Solche Anordnungen können auch vom 
Beistande getroffen werden. 

Nach der Bestehung der Bewährungsfrist hat der Beistand binnen 8 Tagen 
dem Erkennungsgericht Meldung zu tun. Im Falle der Vernachlässigung wird 
er als Zeuge vor das Gericht geladen und verhört. Bei Renitenz kann er mit 
den gegen renitente Zeugen zur Verfügung stehenden Mitteln dazu gezwungen 
werden. 

Wenn die Bewährungsfrist anstandslos verflossen ist, wird das weitere 
Verfahren eingestellt; wenn der auf Probe Entlassene aber die obigen Aufsichts- 
regeln verletzt, so treten die schon eben erwähnten Folgen auf. 


Das Königliche Ministerium für Kultus und Unterrichtswesen hat in seinem 
Erlaß 149 500—909 sämtliche Lehrer und Lehrerinnen aufgefordert, daß, wenn 
sie von einem Gerichtshofe zu Beistände ernannt werden, sie die Ernennung an- 
nehmen und ihr Folge leisten sollen. 


Die Fürsorgeerziehung ordnet das Gericht an ($ 24), wenn der Jugendliche 
in seiner bisherigen Umgebung der Gefahr des Verderbens ausgesetzt ist, Zeichen 
des Verkommens gegeben hat, oder die Fürsorgeerziehung aus einem anderen 
Grunde im Interesse seiner geistigen und sittlichen Entwickelung notwendig 
erscheint. 

Die Fürsorgeerziehung wird in einer unbestimmten Dauer angeordnet, 
doch kann dieselbe sich nicht über den Zeitpunkt der Vollendung des einund- 
zwanzigsten Lebensjahres des Jugendlichen erstrecken. 


Dem Zweck der Fürsorgeerziehung dienen staatliche und andere vom 
Justizminister als hierfür geeignet befundene Anstalten. 

Die Durchführungsart der Fürsorgeerziehung, sowie deren nähere Regeln 
werden nach dem Gesetze vom Justizminister im Einvernehmen mit dem Minister 
des Innern im Verordnungswege bestimmt. 

Nach $ 25 kann der Justizminister den der Fürsorgeerziehung unter- 
zogenen Jugendlichen, wenn er mindestens ein Jahr in der Anstalt zugebracht 
hat und vollständig gebessert erscheint, nach Anhörung der Aufsichtsbehörde 
versuchsweise auf die Dauer einer zweijährigen Bewährungsfrist entlassen. 
Nach anstanıslosem Ablauf der Bewährungsfrist wird die Entlassung endgültig. 
Im entgegengesetzten Fall kann der Justizminister die Zurückführung des 
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versuchsweise Entlassenen in die Anstalt anordnen, falls derselbe sein einund- 
zwanzigstes Lebensjahr noch nicht vollendet hat. 

Die Ausführung der Fürsorgeerziehung ist in der Justizministerialver- 
ordnung 27 200—909 vorgeschrieben. Das Wesentliche dieser Verordnung ist, 
daß die Zöglinge in der Anstalt einen der sechsklassigen Volksschule entsprechen- 
den Unterricht erhalten, und daß sie entweder in einem Handwerk oder in der 
Landwirtschaft oder Gärtnerei berufsmäßig ausgebildet werden. 

Nach 8 26: ist eine strengere Maßnahme notwendig, so verurteilt das Gericht 
den Jugendlichen wegen einer nach dem Gesetz mit dem Tode, mit Zuchthaus, 
Kerker oder Gefängnis bedrohten Handlung zu einer Gefängnisstrafe, wegen 
einer mit Staatsgefängnis bedrohten Handlung zu einer Staatsgefängnisstrafe. 
Gegen einen Jugendlichen aber, der zur Zeit der Begehung der Handlung sein 
fünfzehntes Lebensjahr noch nicht vollendet hatte, kann eine Gefängnisstrafe 
nur in den schwersten Fällen verhängt werden. 

Die Gefängnis- und Staatsgefängnisstrafe ist, der Schwere der Schuld ent- 
sprechend, in einer bestimmten Dauer festzusetzen. Die kürzeste Dauer der 
Gefängnisstrafe beträgt fünfzehn Tage; die längste Dauer, wenn der Jugendliche 
zur Zeit der Begehung der Handlung sein fünfzehntes Lebensjahr schon über- 
schritten hat, und das Gesetz seine Handlung mit Todes- oder Zuchthausstrafe 
bedroht: zehn Jahre, ansonsten fünf Jahre. Die kürzeste Dauer der Staats- 
gefängnisstrafe beträgt einen Tag, die längste zwei Jahre.12) 

Die Gefängnisstrafe ist ($ 24) in besonderen für Jugendliche errichteten 
Gefängnissen zu vollziehen. Die einen Monat nicht übersteigende Gefängnis- 
strafe kann auch in einer Einzelzelle einer anderen Strafanstalt vollzogen werden. 
Das Gericht kann weiterhin anordnen, daß jener Verurteilte, der sein acht- 
zehntes Lebensjahr schon überschritten, das einundzwanzigste Lebensjalır 
jedoch noch nicht vollendet hat, die verhängte Gefängnisstrafe auch im Ge- 
fängnis für Jugendliche verbüße. Die sonstigen auf Jugendliche bezüglichen 
Verordnungen finden auf die Verurteilten keine Anwendung. _ 

Die Vollziehung der Gefängnisstrafe wurde infolge der vom Gesetz ($ 27) 
gegebenen Ermächtigung von der Ministerialverordnung 27 300—909 geregelt. 
Von der mehr als 60 Paragraphen langen Verordnung sollen hier folgende an- 
gegeben sein: 
| In den Jugendgefängnissen haben abweichend von den allgemeinen Ge- 
fängnisregeln sämtliche Gefangene zu arbeiten. Soweit es möglich ist, wird der 
Gefangene in einem Handwerk berufsmäßig ausgebildet. Neben dem Arbeiten 
erhalten die Gefangenen ihrer Vorbildung und der Straflänge gemäß auch 
Unterricht. 

Die Strafe wird gemäß dem in Ungarn angenommenen gemischten System 
teilweise in Einzelhaft. teilweise gemeinschaftlich vollzogen. Und zwar geschieht 
bei längerer Strafe die Vollziehung in vier Perioden. 


12) Der Richter ist also bei der Verfügung der Gefängnisstrafe an 
die Strafen des allgemeinen StrGB. nicht gebunden, im Gegenteil, er ist 
befugt, wenn er es im Interesse der Erziehung für nötig hält, für ein solches 
Delikt, das nach dem allgemeinen Str.GB. z. B. mit einer 1 Jahr nicht über- 
steigenden Gefängnisstrafe bestraft wird, eine Gefängnisstrafe bis zu 
5 Jahren zu verfügen. | l 
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In der ersten Periode kommt der Jugendliche in Einzelhaft. Hier sollen 
thn seine Pfarrer, Lehrer und die Mitglieder der Fürsorgevereine besuchen. Der 
Zweck dieser Besuche ist die Unterrichtung der Gefängnisleitung über den 
Charakter, individuelle Eigenschaften usw. des Gefangenen. Diese Periode soll 
einige Tage lang dauern. 

In der zweiten Periode, die höchstens einen Monat dauert, ist der Gefangene 
mit Unterbrechung in Einzelhaft. 

In die dritte Periode kommt der Gefangene nach Beschluß des aus dem 
Gefängnisleiter, Pfarrer, Lehrer, Arbeitsleiter bestehenden Hausrates. 

In der dritten Periode sind die Gefangenen nur Nachts über in Einzelhaft, 
den Tag vollbringen sie in Gruppen, die nach dem Vorleben, dem vollbrachten 
Delikt und dem Benehmen gebildet werden. Die einzelnen Gruppen er- 
halten mehr oder weniger Begünstigungen. 


Die Gruppen sind die folgenden: A) Jugendliche, bei denen speziell 
individuelle Behandlung nötig ist. (Jene, deren geistiges Normalsein zweifelhaft ist, 
Unverbesserbare, Unzähmbare, Alkoholisten.) B) Jene mit unbescholtenem 
Vorleben. Untergruppen: 1. die ein Delikt aus eigennützigem Vorsatz, Grau- 
samkeit, oder aus Rache vollbracht haben. 2. andere. C) Rückfällige. 
D) Gewohnheitsverbrecher. 

Nach $ 28 kann das Gericht entweder in dem die Gefängnisstrafe ver- 
hängenden Urteil, oder auch später auf Grund des Vorschlages der Aufsichts- 
tehörde (siehe $ 31) anordnen, daß der Jugendliche nach Vollzug der Gefängnis- 
strafe nachträglich noch der Fürsorgeerziehung (siehe $ 24 und 25) unterstellt 
werde, wenn hiervon seine gründliche sittliche Umwandlung zu erwarten ist. 

Nach $ 29 kann der Justizminister nach Anhörung der Aufsichtsbehörde 
dem im Sinne des $ 26 Verurteilten, wenn er Fleiß gezeigt und Zeichen seiner 
Besserung gegeben hat, nach Abbüßung von zwei Dritteln seiner Strafe be- 
dingt entlassen. 

Der bedingt Entlassene steht hinsichtlich seiner Aufführung und Lebens- 
weise unter besonderen Bestimmungen. Verstößt er vor Ablauf der im Urteil 
festgesetzten Strafzeit gegen diese Bestimmungen, so kann der Justizminister 
seine Zurückführung in die Anstalt anordnen. Im entgegengesetzten Fall ist die 
Strafe als verbüßt zu betrachten. Im Falle der Anordnung der Zurückführung 
ist die bedingt in Freiheit zugebrachte Zeit in die Strafzeit nicht einzurechnen. 

Nach $ 30 sorgt im Falle der versuchsweisen (siehe $ 25) oder bedingten 
(siehe $ 29) Entlassung der Vorstand unter Mitwirkung der Kinderschutzvereine 
oder der zu diesem Zwecke organisierten Ämter für die entsprechende Unter- 
bringung der Entlassenen; er überwacht auf dieselbe Weise seine Aufführung 
und erstattet der Aufsichtsbehörde unverzüglich Meldung, wenn der Entlassene 
gegen die für ihn geltenden Bestimmungen verstößt. Der Vorstand sorgt auch 
für die Unterbringung des endgültig Entlassenen. 

Infolge der Anordnung des $ 31 hat die Justizministerialverordnung 
27400—909 die Jugendaufsichtsbehörden organisiert. 

Nach dieser sind an den 11 Oberlandesgerichtssitzen Jugendawsfsichts- 
behörden organisiert, und zwar jede mit dem Wirkungskreise, der demTerritorium 
des betreffenden Oberlandesgerichts entspricht. Außerdem werden am 
Amtssitze jener Landesgerichte, in deren Gebiete Fürsorgeerziehungsanstalten 
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oder Jugendgefängnisse liegen, Jugendaufsichtsbehörden errichtet, sofern der 
Amtssitz mit dem des Oberlandesgerichts nicht zusammenfällt; der Wirkungs- 
kreis dieser Behörden erstreckt sich auf das Territorium des betreffenden 
Landesgerichts. 

Die Mitglieder werden nach Bedarf vom Justizminister auf drei Jahre er- 
nannt ;ihrAmt ist einEhrenamt;sie werden aber beeidigt,und genießen im amtlichen 
Verfahren den strafrechtlichen Schutz der Staatsbeamten. Jede Behörde hat 
einen vom Minister ernannten Präsidenten, etliche Senatspräsidenten und einen 
Sekretär. Die technische Arbeit wird vom Hilfspersonal des Oberlandesgerichts 
oder Landgerichts erledigt. Ihrem Amte nach sind Mitglieder der Jugendauf- 
sichtsbehörde: Zwei Richter, zwei Staatsanwälte, zwei Rechtsanwälte, die 
Präsidenten der Vormundschaftsbehörden, der Bürgermeister und Vizegespan des 
Komitats, der Königliche Schulinspektor, der Direktor des Königlichen Kinder- 
asyles und die Vorstände der auf dem Territorium sich befindenden sämtlichen 
Fürsorgeerziehungsanstalten und Jugendgefängnisse. 

Die ernannten Mitglieder (auch Damen) werden aus allen Klassen und 
Berufen gewählt. 

Die Aufgaben der Jugendaufsichtsbehörde sind folgende: 

1. Sie beaufsichtigt die Fürsorgeerziehungsanstalten und Gefängnisse für 
Jugendliche. 2. Sie erstattet dem Justizminister Gutachtung in den Fällen der 
oben erwähnten probe- und bedingungsweisen Entlassung. 3. Sie wirkt, wenn 
sie von einem Gerichtshofe aufgefordert wird, bei der Unterbringung der Jugend- 
lichen und bei der probe- und bedingungsweisen Entlassung mit. 4. Wenn sie für 
nötig hält, schlägt sie die Zurückführung der probeweise Entlassenen in die 
Fürsorgeerziehungsanstalt oder der bedingungsweise Entlassenen in das Gefäng- 
nis vor. 5. Sie ist befugt, die Anordnung der nachherigen Fürsorgeerziehung 
des zu Gefängnis verurteilten vorzuschlagen. Außerdem ist es ihre Pflicht, die 
gesellschaftlichen Bestrebungen der Fürsorge entsprechend zu unterstützen und 
alles zu tun, was sie im Interesse des sittlichen Heils der dem Verderben entgegen- 
gehenden Jugendlichen für nötig hält. 

Die Jugendaufsichtsbehörde faßt ihre Beschlüsse in Sitzungen, wo 
mindestens 5 Mitglieder anwesend sein müssen. 

Dieses System des staatlichen Schutzes der kriminell gewordenen Jugend- 
lichen ergänzt die Arbeit der freiwilligen Vereine, die in Ungarn über das ganze 
Landesgebiet ausgebreitet und, vom Staate unterstützt, dem Staat in seiner 
Arbeit Beistand leisten!?). 

David von og 


13) Die Gesetze sind, nach der in der Sammlung außerdeutscher Straf- 
gesetzbücher in deutscher Übersetzung, Nr. 30 erschienenen Übersetzung 
zitiert. 
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Militärgerichtsbarkeit und Kommandogewalt. 


Von Kriegsgerichtsrat Dr. Rissom, Flensburg. 
(Fortsetzung zu Band 56, S. 168—183). 


IV. 


Die Militärgerichtsbarkeit Betätigung der Kommandogewalt, nicht über- 
wiesene Nebenbeschäftigung: dies Ergebnis ist in den bisherigen Darlegungen 
aus dem Wesen der militärischen Macht und der geschichtlichen Entwicklung 
des preußischen Heereswesens gewonnen worden. Es handelt sich jetzt darum, 
diese Anschauung im einzelnen durchzuführen, teils um zu prüfen, wo das Gesetz 
die Konsequenzen zieht oder etwa auch nicht zieht, teils um da, wo das Gesetz 
schweigt, auf streitige Fragen die Entscheidung zu finden. 

Dabei ist zu unterscheiden zwischen dem Behördenorganismus (IV) und 
den der Gerichtsgewalt unterworfenen Personen (V). 

Im Behördenorganismus handelt es sich um den Gerichtsherrn und sein 
Verhältnis erstens zu den höheren Kommando- und Aufsichtsstellen, zweitens 
zu seinen Organen, dem Untersuchungsführer und dem erkennenden Gericht. 

4. a) Was nun nach oben hin zunächst die Stellung des Gerichtsheirn 
zu den höheren Kommandostellen anlangt, so scheint hier in der Tat die Alter- 
native: Ausfluß der Kommandogewalt oder Übung der Justizgewalt als An- 
hängsel der ersteren einen Unterschied zu begründen. 

Nach den sehr ausführlichen und sorgfältig begründeten Darlegungen 
von Guderian im Arch. f. öff. R. 19, 493 fg. ist der Gerichtsherr als solcher 
Beamter und deshalb dem vorgesetzten Gerichtsherrn zum Gehorsam verpflichtet. 
Dagegen ist zu bemerken, daß nicht zu ersehen ist, woher bei einer rein äußer- 
lichen Verbindung mit der Kommandogewalt die Unterordnung kommen soll. 
Denn die Unterordnung im Hauptamt hat doch nicht ohne weiteres auch Unter- 
ordnung im Nebenamt zur Folge. Es bliebe schließlich nur eine rein instanz- 
mäßige Überordnung, etwa wie die Strafkammern des Landgerichts dem Amts- 
und Schöffengericht übergeordnet sind, die entweder auf Anrufen z. B. Rechts- 
beschwerde, oder von Amts wegen, wie in den Fällen des $ 24 MStGO. betätigt 
würde. Die Anweisung des höheren Gerichtsherrn an den niederen wäre nach 
der Auffassung von Guderian kein militärischer Befehl, sondern ein gewöhnlicher 
Beamtendienstbefehl. 

Gilt dagegen die Gerichtsbarkeit als Betätigung der Kommandogewalt, 
dann gibt grundsätzlich ohne weiteres die militärische Hierarchie, soweit nicht 
etwa einzelne Stufen, wie z. B. die Brigade, von der Bearbeitung der Gerichts- 
sachen entbunden sind, die Grundlage für die Einwirkung in der Form des 
militärischen Befehls. Es bedarf also, das ist wenigstens der nächstliegende 
Schluß, besonderer Anordnungen, um diese Einwirkung von oben auszuschließen. 
Die Ausnahmen, also die Fälle, in denen eine Einwirkung, wienach $ 24 MStrGO. 
ausgeschlossen ist, wären gezählt. Man käme so zu Ergebnissen, welche von den 
beachtenswerten Ausführungen bei Ph. Otto Mayer Erörterungen S. 3—15 
kaum wesentlich abweichen. (Kleine Einwendungen, wie hinsichtlich der §§ 4, 
450 fg. MStGB. 10, 11—13 Einf.Ges., sind immerhin möglich.) 
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Dieser Anschauung erwächst indessen ein sehr schweres Bedenken 
aus dem geschichtlichen Zusammenhang zwischen dem jetzigen und dem 
alten preußischen Militärstrafprozeß. Es ist verständlich, daß gerade bei Ein- 
führung des neuen Gesetzes die teilweise recht erheblichen Abweichungen 
vom alten Recht stark betont wurden. Dies schließt nicht aus, daß Verfassung 
und Verfahren im letzten Grunde auf der alten preußischen Militärstrafgerichts- 
ordnung von 1845 beruhen. Da ist nun von höchster Bedeutung, daß das Preu- 
Bische Recht, welches, wie früher S. 178 ausgeführt, die Militärgerichtsbarkeit 
durchaus als Betätigung der Kommandogewalt auffaßte, gleichzeitig ein zweites 
Prinzip aufgestellt hatte, welches dem ersten in gewisser Richtung eine Mauer 
vorzog, nämlich das Prinzip der Selbständigkeit des einzelnen Gerichtsherrn. 
„Kein Gerichtsherr darf in die Gerichtsbarkeit eines anderen eingreifen“, 
so ist dieses Prinzip im $ 43 der Preuß. MStrGO. formuliert. 


Daß das neue Recht mit der Übernahme der Figur des Gerichtsherrn 
diesen wohlerwogenen und innerlich begründeten Grundsatz stillschweigend 
fallen gelassen habe, ist nicht anzunehmen. Allerdings dem Absatz 1 des $ 18: 
„Die erkennenden Gerichte sind unabhängig und nur dem Gesetz unterworfen“, 
entspricht keine gleichlautende für den Gerichtsherrn geltende Bestimmung. 
Sie fehlte übrigens auch im Preußischen Recht, wenn man von den Andeutungen 
der $$ 129, 136 Preuß. MStrGO. absieht, für die erkennenden Gerichte, ohne 
daß man deshalb doch den letzteren die Unabhängigkeit streitig machen könnte. 
Der Satz des $ 43 Preuß. MStrGO. eignete sich schon deshalb nicht zur un- 
mittelbaren Übertragung, weil das neue Recht durch Einführung weitreichender 
Rechtsmittel, namentlich der Berufung, eine durchgehende Instanzgliederung 
schuf. Hier aber gibt $ 31 MStrGO. eine dem $ 43 Preuß. MStrGO. entsprechende 
Bestimmung, daB vom höheren Gerichtsherrn im Verhältnis zum niederen 
„die Gerichtsbarkeit nur in der Rechtsbeschwerde — oder Berufungsinstanz 
ausgeübt‘ wird. 

Nun besagt der $ 24 MStrGO., auf dessen Auslegung es hier wesentlich 
ankommt: 

„Der höhere Gerichtsherr ist befugt, den ihm untergebenen Ge- 
richtsherrn anzuweisen, eine Untersuchung einzuleiten oder fortzu- 
setzen, sowie ein Rechtsmittel einzulegen oder zurückzunehmen. Im 
übrigen darf er in den Gang einer eingeleiteten Untersuchung nicht 
eingreifen.‘ 


Betrachtet man diese Vorschrift im Licht des $ 43 Preuß. MStrGO. und 
des $ 31 MStrGO., so liegt der Schwerpunkt im zweiten Satz, der dann den 
über den Wortlaut, wie zugegeben, allerdings etwas hinausgehenden Grundsatz 
aufstellt, daß Akte der Ausübung der Gerichtsbarkeit von der Einwirkung des 
höheren Gerichtsherrn frei bleiben. Die Ausnahmen von diesem das Prinzip 
der Kommandogewalt durchkreuzenden Grundsätze, also die Fälle des zuge- 
lassenen Eingriffs von Amts wegen, sind gezählt. Es sind die vier Fälle des ersten 
Satzes. Diese vier Fälle soll man gewiß nicht allzueng umgrenzen. Ich rechne 
dahin sowohl die Anweisung zur Anklageverfürung als auch die Anweisung 
zur Beantragung des Wiederaufnahmeverfahrens zugunsten des Verurteilten. 
Aber bei den vier Fällen muß es sein Bewenden haben. Das Eingreifen gewinnt 

Archiv. 58. Bd. 4 


50 Militärgerichtsbarkeit und Kommandogewalt. 


auch hier Instanzcharakter, nur daß es, was kein unbedingter Widerspruch ist, 
von Amts wegen erfolgt. 

Eine ihrer Hauptstützen sucht die entgegenstehende Ansicht in einer 
Auffassung des militärgerichtlichen Verfahrens, welche dieses als Parteiprozeß, 
den Gerichtsherrn als strafverfolgende Partei, das erkennende Gericht als zur 
Entscheidung über Ansprüche der Parteien berufen darstellt. Diese grund- 
legende Scheidung der Aufgaben wird gefunden im $ 12 des Gesetzes: „Die 
Militärstrafgerichtsbarkeit wird durch die Gerichtsherrn und durch die er- 
kennenden Gerichte ausgeübt.“ Danach ist in der MStrGO. ‚das akkusatorische 
Prinzip mit nahezu völliger Konsequenz durchgeführt und die Aufgabe der 
Strafverfolgung und des Erkennens scharf geschieden, jedenfalls weit konse- 
quenter, als dies im bürgerlichen Prozeß der Fall ist, in welchem dem Gericht 
eine ganze Reihe von Aufgaben strafverfolgender Natur zugewiesen sind.“ 
(Ph. O. Mayer a. a. O.) Damit ist der Gleichsetzung von Gerichtsherr und Staats- 
anwaltschaft, wie sie schon in der Begründung des Entwurfs S. 57 (Ausgabe von 
Guttentag) sich findet, der Boden bereitet und die den Verhältnissen der Staats- 
anwaltschaft entsprechende verwaltungsmäßige Unterordnung des niederen 
Gerichtsherrn unter den höheren gewissermaßen selbstverständlich gemacht. 


Daß diese uns aus der Theorie des bürgerlichen Strafprozesses geläufigen, 
aber gerade darum für eine unbefangene Würdigung der militärischen Gerichts- 
ordnung gefährlichen Gedankengänge bei der Durchbringung des Gesetzes 
eine Rolle gespielt und die Fassung, wie auch Einzelheiten des Gesetzes be- 
einflußt haben, soll nicht bestritten werden. Aber auch hier ist, wie es scheint, 
der Zusammenhang mit dem geschichtlich Gegebenen nicht genügend gewahrt. 
Die ganze oben dargestellte Konstruktion ließe sich schließlich so gut wie dem 
jetzigen, so auch dem Preußischen Militärstrafverfahren überwerfen. Das wird 
niemand wollen, vielmehr wird allgemeines Einverständnis darüber bestehen, 
daß das Preußische Verfahren nicht vom „akkusatorischen Prinzip“ beherrscht, 
sondern reines, klares Untersuchungsverfahren im Sinne des alten gemein- 
rechtlichen Strafverfahrens und der Preußischen Kriminalordnung von 1805, 
aus der es sich ableitet, ist. Die erst einer späteren Entwicklung angehörige 
Unterscheidung zwischen Strafverfolgung und Rechtsprechung kommt hier 
überhaupt noch nicht in Frage. Das Militärgericht ist der Gerichtsherr ($$ 23 
29, 24, 44, 62, 89 Preuß. MStrGO.). Seine Tätigkeit in der „Untersuchung“ 
ist wie ein geradeaus fließender Strom, in den die Bäche der untersuchenden 
und erkennenden Gerichte einmünden. Was nun aber das heutige Recht angeht, 
so erscheint mir die Bemerkung der Motive S. 56 „Die Stellung des Gerichts- 
herrn entspicht im wesentlichen der ihm in der Preußischen Militärgerichts- 
ordnung zugewiesenen“ unanfechtbar richtig. Eine Widerlegung der bei 
Mittermaier: „Die MStrGO.‘“ gegebenen Nachweise (vgl. insbes. S. 5, 13, 16, 30, 
35—41, 47, 49, 51, 68, 71, 73, 81, 90, 94), welche im folgenden zum Teil wiederholt 
und ergänzt werden sollen, ist bisher noch nicht unternommen, auch nicht z. B. 
in den Entscheidungen des RMG., 10, 237 (wo die Anklageverfügung als ein 
Akt der Strafverfolgung, als ein unmittelbarer Ausfluß der Kommandogewalt 
bezeichnet wird) und 11, 98. (Die MStrGO. steht „auf dem Boden des An- 
klageprinzips“.) In RMG. 11, 55 werden die Entscheidungen des Gerichtsherrn 
als „richterliche Tätigkeit“ bezeichnet, nach RMG. 7, 300 ist er „im Sinne 
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der MStrGO. ein Gericht“. Bei Herz-Ernst, 4. Aufl. derMStrGO., §24 Anm. 6, 
wird gleichfalls die Auffassung vertreten, daß die Funktionen des Gerichts- 
herrn „teilweise richterlicher Natur“ seien. Für die richterliche Eigenschaft 
des Gerichtsherrn auch Elsner von Gronow im Recht 1906 S. 125, 1907 S. 238. 

Die richterliche Eigenschaft des Gerichtsherrn aber steht Eingriffen des 
höheren Gerichtsherrn, wenn sie sie auch nicht absolut ausschließt, doch offenbar 
sehr spröde gegenüber. Sie berechtigt zu der Annahme, daß lediglich die gesetz- 
lich vorgesehenen besonderen Ausnahmefälle dem höheren Gerichtsherrn die 
Möglichkeit zum Eingriff geben. 

Zweifellos enthält der $ 24 MStrGöO. in seiner ihm hier gegebenen Auslegung 
gegenüber dem Preußischen Recht bereits eine erhebliche Stärkung der Kom- 
mandogewalt. Dagegen wäre der Grundsatz der allgemeinen Leitungsbefugnis 
des höheren Gerichtsherrn gerade für die höhere Gerichtsbarkeit geeignet, 
den Schwerpunkt des Verfahrens von der Division zum Generalkommando, 
welches bereits durch die Rechtsmittel und die Aktenrevision nach $ 113 
MStrGO. einen starken Einfluß gewonnen hat, in einer Weise zu verlegen, welche 
dem Geiste des Gesetzes, wie er sich aus der geschichtlichen Anknüpfung ans 
Preußische Recht ergibt, nicht mehr entspricht. 

Das Recht zur Erteilung der vier im $ 24 MStrGO. vorgesehenen An- 
ordnungen (Einleitung und Fortsetzung einer Untersuchung, Einlegung und 
Zurücknahme eines Rechtsmittels) umschließt ohne weiters auch das Recht, 
die Geschäftsführung des unterstellten Gerichtsherrn, soweit sie zu diesen vier 
Anweisungen Anlaß geben kann, nachzuprüfen, insoweit also zu beaufsichtigen. 
Ein Recht auf Rüge in diesen Grenzen, z. B. wegen Nichteinlegung der Berufung 
gegen ein Urteil, wegen erfolgter Einstellung einer Untersuchung, erscheint 
zweifelhaft. Die Rüge würde ja auch mittelbar in letzter Linie das erkennende 
Gericht und den Untersuchungsführer treffen. Hiermit zusammen hängt die 
Frage, ob auf diesen vier Gebieten, z. B. hinsichtlich der Einlegung einer Gegen- 
berufung hinsichtlich des Strafmaßes, allgemeine Anweisungen erteilt werden 
können. Weiffenbach, Militärrechtliche Erörterungen S. 14 erklärt den Gerichts- 
herrn nur für den Einzelfall zu Anweisungen nach $ 24 befugt. Es ist daher 
anzunehmen, daß er auch die Frage nach dem Rügerecht verneinen würde. 
Daneben aber wird man eine allgemeine Dienstaufsicht, weil die Militärgerichts- 
barkeit Betätigung der Kommandogewalt ist und bleibt, nicht völlig aus- 
schließen können. Diese geht im wesentlichen dahin, ob die Wirksamkeit des 
Gerichtsherrn, als Ganzes genommen, ihn zur Ausfüllung der betreffenden 
Befehlshaberstelle dauernd geeignet erscheinen läßt. Mit Einzelheiten soll 
sie sich aber nicht befassen. In diesem Sinne dürften auch die Ausführungen 
der Begründung zu $ 21 des Entwurfs ($ 24 des Gesetzes) zu deuten sein. 


Auf diese Weise läßt sich zugleich eine einigermaßen klare Abgrenzung 
gegenüber den Befugnissen der Militärjustizverwaltung, welche nach $ 141 
MStrGO. vom Reichskanzler, dem Kriegsministerium und gleichstehenden 
Behörden ausgeht, und welcher nach § 112 das. „die Aufsicht über die Ausübung 
der Militärstrafgerichtsbarkeit‘“ zusteht, erzielen. Die Militärjustizverwaltung 
hat zunächst den äußeren Apparat der Rechtspflege, Diensträume, Mittel, 
Beamte, bereit zu stellen. Sie allein, nicht der Gerichtsherr, hat das Recht, 
Pflichtwidrigkeiten der Militärjustizbeamten in bezug auf die Ausführung 
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von Amtshandlungen zu rügen. Vgl. Prüfungsergebnisse des Reichsmilitär- 
gerichts 213, 811, 411. Die letztgenannte Entscheidung behandelt insbesondere 
die Art und Weise der Abfassung eines Urteils. Dagegen ist die Militärjustiz- 
verwaltung nicht Inhaberin einer Kommandogewalt. Hieraus folgt, daß sie 
nicht befugt ist, den Befehlshabern, welche durch Ausübung der Gerichts- 
barkeit Kommandogewalt betätigen, oder den Organen derselben bindende 
Anweisungen in sachlicher Beziehung, z. B. hinsichtlich der Auslegung eines 
Gesetzes, zu erteilen, weder für den einzelnen Fall noch allgemein. Dagegen 
ist sie keineswegs gehindert, ihre Auffassung über die Auslegung von Gesetzen, 
selbstverständlich ohne bindende Wirkung, — vgl. dazu $ 87 Pr. MStrGO. — 
den nachgeordneten Dienststellen, soweit sie dazu Anlaß findet, zur Kenntnis 
zu bringen. Dies gilt selbst den Entscheidungen von Gerichten gegenüber. 
Es sei in dieser Richtung auf die Ausführungen von Laband, über Justizaufsicht 
DJZ. 1905 verwiesen. Vgl. auch Gerland Gerichtssaal 69, 313 und Max Ernst 
Mayer, Die Unabhängigkeit der Militärgerichte, DJZ. 07, 34—40. 

Anlaß zu derartigen Hinweisen können die an sich gleichfalls unverbind- 
lichen Ergebnisse der nach $ 113 in bestimmten Zeiträumen vorzunehmenden 
Prüfung der Urteile und Akten durch die oberen Dienststellen auf „Mängel und 
Verstöße“ geben. Diese gegen früher erheblich ausgebaute Einrichtung ist, wie 
die geschichtliche Zurückführung auf §§ 195, 210 Preuß. MStrGO. und §§ 9— 
105 der Preuß. Kriminal-Ordnung von 1805 ergibt, völlig aus dem Geiste des 
Untersuchungsverfahrens geboren, welches letztere wieder fast untrennbar 
mit dem Prinzip der Kommandogewalt zusammenhängt. Ob damit allein die 
Einrichtung genügend gerechtfertigt wird, ist eine andere Frage. Die Durch- 
prüfung der ganzen schon erledigten Akten auf große und kleine Gesetz- und 
Ordnungswidrigkeiten wird oben unter Seufzen getan, und daß unten die Aus- 
sicht auf eine Nachprüfung der gesamten Tätigkeit auf „Mängel und Verstöße‘ 
die Neigung zum energischen, selbstverantwortlichen Handeln und zurEinstellung 
des Blicks auf das Wesentliche nicht gerade vermehrt, ist wohl anzunehmen. 
Es bedarf nur dreier, die Grundlagen des Gesetzes allerdings zum Teil verlassender 
Änderungen der MStrGO.: Wegfall der niederen Gerichtsbarkeit zugunsten 
einer erweiterten Disziplinarstrafbefugnis, Verschwinden der Untersuchungs- 
akten im Moment der Anklageverfügung, Verteidigung ausnahmslos in jeder 
Strafsache, um auch die Einrichtung der Revisionsbemerkungen zur Aufhebung 
reif zu machen. 

b) Über den höheren Gerichtsherrn hinaus geht die Frage weiter nach den 
Befugnissen der Kontingentsherren, die als oberste Kriegsherren die eigent- 
lichen Träger der Kommandogewalt sind. Die Reichsverfassung hat ihnen diese 
Stellung, wenn auch nicht ohne Einschränkungen, gelassen. Ihre Kommando- 
gewalt enthält daher auch die gesamte Militärgerichtsbarkeit, soweit nicht 
Ausnahmen gemacht sind. Über die Konventionen und die Marine vgl. Guderian 
in dem mehrfach genannten Aufsatz S. 507 fg. 

Nach seiner Grundanschauung, die den Gerichtsherrn als solchen unter 
Beamtenrecht stellt, will Guderian S. 494 dem Staatsoberhaupt, aus dessen 
Machtsphäre alle Beamten ihre Amtsgewalt herleiten, eine Einwirkung in den 
Grenzen des $ 24 MStrGO. zugestehen. Die Richtigkeit dieses Schlusses bleibe 
hier dahingestellt. 
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Jedenfalls für die hier vertretene Auffassung der Militärgerichtsbarkeit 
als Betätigung der Kommandogewalt liegt die Zulässigkeit einer Einwirkung 
des obersten Kriegsherrn, von dem die militärischen Befehlshaber ihreKommando- 
gewalt herleiten, außerordentlich nahe. Nicht zutreffend erscheint es allerdings, 
die Zulässigkeit, wie dies bei Ph. O. Mayer Erörterungen S. 8—10 geschieht, 
darauf zu gründen, daß der oberste Kriegsherr Gerichtsherr im Sinne des Ge- 
setzes sei. Die Begründung nennt ihn zwar gelegentlich einen Gerichtsherrn. 
Er übt auch Gerichtsbarkeit aus, und zwar nicht nur durch Ergänzung der Ge- 
richtsorganisation in gewissen Fällen, sondern auch in der einzelnen Sache selbst, 
namentlich durch die Bestätigung. Aber den obersten Kriegsherrn deshalb 
unter den $ 13 MStrGO. zu bringen, scheint mir nicht möglich. Man müßte 
dann schon mit der Gleichstellung Ernst machen und auch die Rechtsbeschwerde 
gegen Verfügungen des kommandierenden Generals an den obersten Kriegs- 
herrn leiten. Das wird niemand für richtig halten. Man könnte also auch zu 
der Ansicht kommen, die Befugnisse des Kontingentsherrn, wie auch die des. 
Kaisers, so wie sie in der MStrGO. einzeln festgestellt sind, für gezählt, ein An- 
weisungsrecht aus $ 24 also nicht als gegeben zu erachten. So Rehm, Wesen 
der Militärgerichtsbarkeit, Z. f. d. g. Strrwiss. 19, 428. 


Nach $ 103 Preuß. MStrGO. sollte, wenn gegen gewisse höhere Offiziere 
die förmliche Untersuchung einzuleiten war, dazu der „Befehl“ des Königs 
eingeholt werden, der natürlich positiv auf Einleitung, negativ auf Einstellung 
lauten konnte. Daraus konnte ein allgemeines Prinzip, also ein gleiches Befehls- 
recht des Königs auch gegenüber anderen Militärpersonen, um so eher hergeleitet 
werden, als der König überhaupt letzte Instanz und Rechtsquelle war, insbe- 
sondere nach $ 87 das. in letzter Linie „etwanigen Beschwerden in militär- 
gerichtlichen Angelegenheiten abzuhelfen, auch die Zweifel über die Kompetenz 
der Militärgerichte oder über die Anwendung und Auslegung der Militärgesetze 
zu erledigen“ in der Lage war. Diese Grundsätze können nicht ohne weiteres 
als übernommen gelten, vielmehr würde der Umstand, daß das Gesetz die Be- 
fugnisse der Kontingentsherren wie des Kaisers in bestimmten Einzelvorschriften 
aufgezählt hat, eher dafür sprechen, daß diese Aufzählung eine vollständige 
sein sollte. Über Aufsichtsbefugnisse vgl. Guderian S. 513 und 515 Anm. 52. 

Eine Gegenzeichnung des Kriegsministers oder des Reichskanzlers ist für 
die dem Kontingentsherrn und dem Kaiser vorbehaltenen gerichtsherrlichen 
Akte nicht erforderlich. 

2. Auch das Verhältnis des Gerichtsherrn zu den ihm untergeordneten 
Organen der Rechtspflege ist jetzt daraufhin zu prüfen, wie weit auch hier das 
Prinzip der Kommandogewalt in die Erscheinung tritt, teils darin, daß die we- 
sentlichen prozessualen Akte vom Gerichtsherrn ausgehen oder durch ihn 
Kraft gewinnen, teils in der Gehorsamspflicht der Organe. In Frage kommen 
einerseits die allgemeinen, teils beratenden teils ausführenden Organe, nämlich 
die richterlichen Militärjustizbeamten (Gerichtsoffiziere), andererseits die Organe 
für besondere Aufgaben, nämlich die erkennenden Gerichte. 

a) Das Gesetz hat Sorge getragen, daß die einen jeden Abschnitt des 
Verfahrens einleitenden Verfügungen, Anordnung des Ermittlungsverfahrens, 
der Anklage, der Strafvollstreckung (vgl. RMG. 10, 241) ausdrücklich dem 
Gerichtsherrn zugewiesen sind, dem auch sonst im Zweifel die zutreffenden Ent- 
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scheidungen zufallen. Vgl. RMG. 8, 35. Hier fällt nun auf die aus $$ 77—79 
Preuß. MStrGO. entnommene, ganz eigenartige Zusammenspannung des Ge- 
richtsherrn mit einem richterlichen Militärjustizbeamten, der nach $ 97 MStrGO. 
die Entscheidungen des Gerichtsherrn mit wenig Ausnahmen gegenzeichnen 
muß. Offenbar stimmt diese Gegenzeichnung, die auch sonst angefochten ist 
(vgl. M. E. Mayer, Der rechtswidrige Befehl des Vorgesetzten S. 140), nicht recht 
mit der Ableitung der Militärgerichtsbarkeit aus der Kommandogewalt zu- 
sammen. Der Entwurf des Gesetzes hatte daher auch ins Auge gefaßt, für die 
grundlegenden prozessualen Akte die Mitzeichnung ausdrücklich oder stillschwei- 
gend auszuschließen, wobei die Begründung bemerkte, daß Enthebung vom 
Dienst, Haftbefehl, Anklageverfügung Akte der reinen Kommandogewalt 
seien., Der Reichstag setzte für die Anklageverfügung die Mitzeichnung ein. 
Aber auch so wird die Anklageverfügung in RMG. 12, 237 unten, als Tätigkeit 
der reinen Kommandogewalt erklärt, eine Auffassung, welche zwar nicht als 
völlig zutreffend anerkannt werden kann, welche aber von der hier vertretenen 
doch nicht erheblich abweicht. Rechtswirksam, also die Existenz der Ent- 
scheidung bedingend, ist jedenfalls allein die Unterschrift des Gerichtsherrn, 
während die des Beraters, z. B. im Falle einer Meinungsverschiedenheit, auch 
. fehlen kann; RMG. 7, 299, 9, 105. Das Erfordernis der Mitunterschrift ist so 
zu denken, daß der richterliche Beamte genau dieselbe Prüfung der Entscheidung 
vornimmt, als ob er sie selbst als beschließendes Gericht zu treffen hätte, daß 
aber die Willenserklärung als solche dem Gerichtsherrn gebührt. Die Funk- 
tionen sind also nicht dem Umfange nach, etwa nach Tatfrage und Rechtsfrage, 
sondern der Art nach unterschieden. Die Tätigkeit des Beamten ist eine ur- 
teilende, logische, die des Gerichtsherrn konstitutiv, Machtentscheidung. Vgl. 
RMG. 10, 132 und die späteren Ausführungen über Urteil und Bestätigung. 
Maßgebend waren für das Gesetz die drei Zwecke, erstens für die Verantwort- 
lichkeit des Beamten eine erkennbare Grundlage zu schaffen, zweitens den Prozeß- 
gang vor nicht genügend haltbaren Entscheidungen tunlichst zu bewahren, 
drittens den Gerichtsherrn formell nach außen hin zu decken. Näheres Rissom 
Mitprüfungspflicht, Arch. f. Strafr. 06, 236—247, 416—427. 

Das nach Abs. 3 des § 97 MStrGO. zur Entscheidung etwaiger Meinunes 
verschiedenheiten berufene Oberkriegsgericht ist etwas systemwidrig bei Bera- 
tung des Entwurfs eingesetzt. Es ist aber nicht befugt, die Entscheidung des 
Gerichtsherrn aufzuheben, sondern sein Votum bildet nur ein gesetzliches 
Motiv für die demnächstige Aufhebung durch den Gerichtsherrn selbst. Vgl. 
dazu RMG. 10, 232, 239. 


Das Ermittlungsverfahren der MStrGO. entspricht, wie auch ein Vergleich 
der einzelnen Vorschriften ergibt (a. M. Ph. O. Mayer. Erörterungen S. 6), der 
Voruntersuchung des bürgerlichen Strafprozesses, nimmt aber im Ganzen des 
Verfahrens eine weit bDedeutsamere Stelle ein, nicht nur extensiv, da es fast stets 
obligatorisch ist, sondern auch intensiv, da es trotz $ 168 MStrGO. die aus- 
gesprochene Tendenz zeigt, zum Schwerpunkt des ganzen Verfahrens sich zu 
gestalten. Vgl. die zutreffenden Ausführungen bei Mittermaier MStrGO. S. 40 und 
41. Dem Untersuchungsrichter des bürgerlichen Verfahrens entspricht aber der 
Gerichtsherr, der durch ein von seinen Anweisungen ahhängiges Organ, den 
Untersuchungsführer, tätig wird; vgl. RMG. 7, 298—301. Ob man den Unter- 
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suchungsführer selbst mit Rücksicht auf diese seine Abhängigkeit, noch als 
Gericht bezeichnen kann, erscheint sehr zweifelhaft. Die ebengenannte Ent- 
scheidung RMG. 7, 300 hat, wenn auch nicht ohne Bedenken, dem Unter- 
suchungsgericht im Sinne des § 44 Preuß. MStrGO. noch die Eigenschaft eines 
Gerichts zuerkannt. Jedenfalls ist in § 167 MStrGO. die schon früher vorhanden 
gewesene Bestimmung, daß die Untersuchungshandlungen in Abwesenheit 
. des Gerichtsherrn stattfinden, vererbt, die Protokolle über Vernehmungen 
des Untersuchungsführers sind wie sonst richterliche Protokolle in der Haupt- 
verhandlung unter den gesetzlichen Voraussetzungen verlesbar. Vgl. dazu $ 81 
Preuß. MStrGO. Übrigens hat das Gesetz, was hier nicht näher ausgeführt 
werden kann, dem Verhandlungsführer gewisse selbständige Rechte, allerdings 
mehr vorbereitender Natur, gegeben, die freilich in der Praxis bisher nicht 
recht zur Entwicklung gekommen zu sein scheinen. Ein Rügerecht hat der 
Gerichtsherr dem richterlichen Militärjustizbeamten gegenüber hinsichtlich 
der Ausführung des Ermittlungsverfahrens, wie PE. 811 bestätigt, nicht. 

Gerichtsherr ist, wenn auch Ausnahmen vorkommen, die in den $$ 157, 
251 MStrGO. besondere Behandlung gefunden haben, gemäß $$ 13, 25 grund- 
sätzlich ein direkter Disziplinarvorgesetzter. Dies legt die Frage nahe, ob der 
Gerichtsherr in seiner Eigenschaft als direkter Disziplinarvorgesetzter nicht 
selbst Handlungen, welche die Aufklärung des Tatbestandes bezwecken, vor- 
zunehmen berechtigt ist. Der nächste Disziplinarvorgesetzte, also die unterste 
amtsmäßig organisierte Kommandogewalt, hat nach $ 153 MStrGO. bei dem 
Verdacht strafbarer Handlungen den ersten Zugriff. Auf Grund seiner summa- 
rischen Ermittelungen hat er den Tatbericht dem Gerichtsherrn als Grundlage 
weiterer Entschließungen vorzulegen. Dieser hat dann nötigenfalls nach $ 156 
„durch ein von ihm anzuordnendes Ermittlungsverfahren den Sachverhalt 
erforschen zu lassen“. Zweifellos kann nun der Untersuchungsführer sich bei 
seinen Feststellungen der Hilfe des Disziplinarvorgesetzten bedienen. Letz- 
terer wird aber auch von sich aus während des laufenden Verfahrens Ermitt- 
lungen, welche sachdienlich sind und den Plan der Untersuchung nicht durch- 
kreuzen, vornehmen können. Um so mehr würde dies der Gerichtsherr selbst 
als direkter höherer Vorgesetzter, dem die Sache vorgelegt ist, können. Zum 
gleichen Ergebnis gelangt RMG. 2, 160, von der allerdings bedenklichen Analogie 
zwischen Staatsanwalt und Gerichtsherrn ausgehend, durch Bezeichnung der- 
artiger Nachforschungen als militärpolizeilich. Mit diesem Ausdruck kommt 
man allerdings, wie Beling Z. f. d. g. Strrw. 24, 262 nachweist. allein nicht weiter, 
da es sich nicht um sicherheitspolizeiliche, sondern um kriminalpolizeiliche 
Tätigkeit handelt und die Zulässigkeit der letzteren gerade in Frage steht. Für 
die Praxis ist jedenfalls die von Herz-Ernst MStrGO. § 167 A. 3 ausgesprochene 
Warnung vor einem derartigen persönlichen Herabsteigen in die Arena be- 
herzigenswert. 


Schwieriger noch ist das Verhältnis des Gerichtsherrn zum Vertreter 
der Anklage darzustellen. Die vom Gerichtsherren erlassene Anklageverfügung 
entspricht trotz ihres Namens, welcher vielleicht die Herrschaft des Anklage- 
prinzips beweisen sollte, der Eröffnung der förmlichen Untersuchung nach $ 1014 
Preuß. MStrGO. und dem gerichtlichen Eröffnungsbeschluß des bürgerlichen 
Strafverfahrens. Vgl. RMG. 10, 237. Diese Anklareverfügung vertritt der An- 
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klagevertreter. Nicht etwa den Gerichtsherrn selbst. Dieser, der das erkennende 
Gericht, auch den von Amts wegen zu ernennenden Verteidiger, bestellt, schwebt 
parteilos über dem Ganzen. Die Anträge und Ausführungen des Anklage- 
vertreters dürfen, wie anerkannt ist, sich nicht als solche des Gerichtsherrn 
geben oder andeuten. Aus dieser Anschauung folgt, daß der Vertreter dieser 
Anklage keineswegs völlig von den Weisungen des Gerichtsherrn abhängig ist, 
sondern daß auch hier mindestens die Regeln des $ 97 Abs. 3 MStrGO. ein- 
greifen. Vgl. dazu PE. 2,31, aber auch RMG. 4, 37. Es lohnt sich, dieser unklaren 
Figur die scharf umrissene des alten Preußischen Auditeurs gegenüberzustellen, 
der von dem Spruchgericht als Vertreter und Interpret der schriftlichen Unter- 
suchung sein Votum abgab, und dabei nach §§ 77, 78, 132 Abs. 2 Preuß. MStrGO. 
durchaus keiner Einwirkung unterlag, der sogar, nach Aufhebung des Urteils 
und Zurück verweisung der Sache zum neuen Spruch, auf seinem Standpunkt be- 
harren konnte. Man wird dann ermessen können, daß die Stoßkraft der Kom- 
mandogewalt hier gegen früher einen erheblichen Zuwachs erfahren hat. Auf 
. Kosten des juristischen Elements, welches dann wieder durch Aufnahme in das 
Spruchgericht einen gewissen Ausgleich empfangen hat. Über den Anklage- 
vertreter vgl. noch Mittermaier S. 31, „Ein losgelöstes Gerichtsmitglied von 
halber Kraft“, und Bornhak, Zur Reform des Strafprozesses, Z. f. d. g. Strrw. 
19, 64 fg, der seinen idealen Untersuchungsprozeß mit Hauptverhandlung ohne 
Staatsanwalt durchführt. 

b) Auch die erkennenden Gerichte können in derselben Weise wie die 
gleichfalls unabhängigen und nur dem Gesetz unterworfenen Preußischen 
Spruchgerichte als Organe des Gerichtsherrn bezeichnet werden, und zwar 
mit Rücksicht auf die Bestellung durch ihn und auf die Bestätigung des Ur- 
teils. 


Das Wesen der Anklageverfügung ist bereits erörtert. Sie ist gerichtlicher 
Eröffnungsbeschluß, nicht etwa staatsanwaltschaftliche Anklage. Der Ge- 
richtsherr bestimmt auch das Beweismaterial der Hauptverhandlung, aller- 
dings vorbehaltlich späterer Ergänzung. Die erkennenden Gerichte besitzen 
keine Selbständigkeit im Sinne einer dauernden Organisation. Nur für den 
einzelnen Fall werden die allerdings teilweise für einen gewissen Zeitraum 
vorherbestimniten Richter vom Gerichtsherrn zusammenberufen. Die Gerichte 
können dementsprechend die Zuständigkeit ihres Gerichtsherrn gemäß $ 329 
MStrGO. nicht nachprüfen. Auch die sonst verfassungsmäßigen Garantien 
für die Person des Richters fallen wenigstens bei den Offizierrichtern fort. Die 
juristischen Mitglieder sind nach Bedarf Anklagevertreter oder auch sonst Or- 
gane des Gerichtsherrn. Eine strenge Scheidung der Funktionen, wie sie bei 
Schaffung des Gesetzes allerdings erwogen worden ist, wäre nicht nur praktisch 
schwer durchführbar, sondern auch im ganzen Aufbau des Verfahrens nicht be- 
gründet. Das Prinzip der Kommandogewalt ist noch dadurch besonders betont, 
daß unter Ausscheidung des im preußischen Verfahren noch zwei Klassen 
von fünf bildenden Mannschaftselements das Spruchgericht wesentlich mit 
Offizieren besetzt ist, also Vertretern des Berufsstandes, dem die Ausübung der 
Kommandogewalt im Heere anvertraut ist. Auch an die Stellung des Vor- 
sitzenden des Gerichts, dessen Rechte allerdings durch gewisse sitzungspolizeiliche 
Befugnisse des Gerichts ergänzt werden, ist hier zu erinnern. 
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Eine Durchbrechung des Systems ist allerdings die Vorschrift des $ 298 
Abs. 3 MStrGO., nach welcher das erkennende Gericht, das nach Preußischem 
Recht dem Charakter des schriftlichen Verfahrens entsprechend lediglich die 
Akten für nicht spruchreif erklärte, die. Herbeischaffung bestimmter neuer 
Beweismittel „anordnen“ kann. Auch sonst hat die Einführung des Prinzips 
der Unmittelbarkeit der Verhandlung die Folge gehabt, daß tatsächlich, nicht 
rechtlich, die Bedeutung der gerichtlichen Entscheidung ganz erheblich ge- 
wachsen ist. 

Der Gerichtsherr, der also nicht nur äußerlich „die gesamte Veranstaltung, 
in der die militärische Rechtspflege sich vollzieht, repräsentiert“, sondern 
der auch innerlich die tragende und treibende Kraft darstellt, ist selbst bei Ein- 
legung von Rechtsmitteln gegen das Urteil nicht als Partei aufzufassen. Viel- 
mehr erhebt er durch die Einlegung des Rechtsmittels die Sache aus der eigenen 
Zuständigkeit in die des vorgesetzten Gerichtsherrn, der dann, was sehr be- 
zeichnend, grundsätzlich auch das Bestätigungsrecht hat. Eine Analogie 
bietet die Rechtsmitteleinlegung durch den Gerichtsvorsitzenden, wie sie im öster- 
reichischen Militärstrafprozeß, desgl. in der Preußischen Verwaltungsgerichts- 
harkeit bekannt ist und auch von Bornhak in der schon erwähnten Abhandlung 
erwogen wird. 

Hiernach ist der Programmsatz des $ 12 MStrGO., nach welchem die Mili- 
tärgerichtsbarkeit ausgeübt wird durch die Gerichtsherren und die erkennenden 
Gerichte, im wesentlichen nicht mehr und nicht weniger zutreffend, alser bereits 
für die Preußischen Spruchgerichte zutraf. 


Die Betrachtung der Bestätigung führt zum gleichen Ergebnis. Von größter 
Bedeutung wäre es, wenn das schließliche Urteil des erkennenden Gerichts 
nicht nur Wahrspruch, nicht nur deklaratorisch wäre, sondern als echter Urteils- 
hefehl wirkte, in der alle Folgetätigkeiten bis zum letzten Vollstreckungsakt 
in Bewegung setzenden Weise, wie dies in der Maria Stuart IV 41 für die Unter- 
schrift der Königin Elisabeth so anschaulich dargestellt ist. Dieses Zwangs- 
moment fehlt aber gerade den militärgerichtlichen Erkenntnissen. Sie enthalten 
keine Willensentscheidung. Diese liegt vielmehr in der Bestätigung, der sie im 
Felde wie im Frieden bedürftig sind. Die Bestätigung ist die Entscheidung, das 
Urteil entspricht der Bescheinigung der Gesetzlichkeit nach $ 97 MStrGO. 
Damit wird die erkennende Tätigkeit wieder in die Kommandogewalt aufge- 
nommen. Auch hier ergibt sich also, daß die Spruchgerichte im letzten Grunde 
Organe der Kommandogewalt sind, wobei allerdings zu bemerken ist, daß die 
Bestätigung nicht notwendig, wenn auch in der Regel, dem Gerichtsherrn zu 
steht, vielmehr den höheren Befehlshabern oder der höchsten Kommandostelle 
vorbehalten bleiben kann. 

Eine zutreffende Auffassung des vielbesprochenen Bestätigungsrechts im 
jetzigen Gesetz wird man am ehesten gewinnen, wenn man von der Bestätigung 
im Felde ausgeht. Das Verfahren im Felde ist ja auch für den Soldaten das 
eigentliche, normale, ordentliche Verfahren. Gerade dieses ist, wie in anderen 
Stücken, so auch hier, an das Preußische Verfahren (welche Ehrenrettung 
für die ebenso bedeutende wie vielgeschmähte Preußische MStrGO.!) und 
damit an eine lange geschichtliche Entwicklung angeschlossen. 

Im bürgerlichen Verfahren nahm seit dem 16. und 17. Jahrhundert die 
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absolute Fürstengewalt einen weitgehenden persönlichen Einfluß auf die Straf- 
rechtspflege in Anspruch, und insbesondere für Preußen steht die Auffassung 
des Bestätigungsrechts als einer persönlichen oberstrichterlichen Tätigkeit 
des Landesherrn authentisch fest. (Schulze, Preuß. Staatsrecht II 2 S. 348, 
vgl. auch Stölzel, Brand.-Preuß. Rechtsgeschichte II 697; Holtze, Strafrechts- 
pflege unter Friedrich Wilhelm I.) Noch eine AKO. von Friedrich Wilhelm III. 
vom 2. 1. 1801 stellte fest, daß die Befugnis, Strafen zu schärfen, zu mildern und 
zu verwandeln, Vorbehalt der Krone sei. Die Kriminalordnung von 1805 dele- 
gierte dem Justizminister ein umfangreiches Bestätigungsrecht. Erst 1909 wurde 
das Strafschärfungsrecht fallen gelassen und das Bestätigungsrecht auf Urteile 
beschränkt, die auf Todes- oder lebenslängliche Freiheitsstrafe lauteten. Aber noch 
im Jahre 1846 war in einem Falle Lüning aus Paderborn, wie berichtet wird, 
der König nur mit Mühe davon abzuhalten, die Aufhebung des Urteils zu ver- 
fügen. Immerhin wurde in einer besonderen AKO. den beteiligten Richtern 
„ernstes Mißfallen‘“ bezeugt und ein scharfer Verweis erteilt. (Siegel, Zur Ent- 
wicklung der Unabhängigkeit der Rechtsprechung, Hirths Annalen 1898, S. 
221 fg.). In der jetzigen bürgerlichen Strafprozeßordnung können noch das 
Aufhebungsrecht des Gerichts gegenüber dem Wahrspruch der Geschworenen 
nach $ 317 und — trotz ausdrücklicher Verwahrung des Gesetzes gegen diese 
Auffassung — vielleicht auch die aufgeschobene Vollstreckung der Todesurteile 
bis zur Erklärung des Begnadigungsberechtigten nach $ 485 als letzte Ausläufer 
der Bestätigung gelten. 


Im Militärstrafverfahren hatte bereits der Große Kurfürst angeordnet, 
daß alle Urteile vom Generalauditeur geprüft und von diesem gegebenenfalls 
ihm zur Genehmigung vorgelegt werden sollten. Friedrich I. überließ in seiner 
Kriegsgerichtsordnung von 1712 den Befehlshabern ein weitgehendes Bestäti- 
gungsrecht, während er sich selbst nur die Bestätigung der Todesstrafe und 
schwerer Ehrenstrafen vorbehielt. Friedrich Wilhelm I. bestätigte nach einem 
Reglement von 1726 die Urteile gegen Offiziere und regelmäßig auch die anderen 
Urteile, da nur Urteile gegen Unteroffiziere und Soldaten, die auf Degradation 
und Spießruten lauteten, von den Regimentskommandeuren bestätigt wurden. 
Friedrich der Große übertrug 1744 und 1749 den Chefs und Kommandeurs 
die Befugnis, die kriegsgerichtlichen Urteile nach ihrem Ermessen zu schärfen, 
zu mildern oder zu konfirmieren, während er selbst nur von den wichtigsten 
Sachen Kenntnis nahm (v. Marck, Der Militärstrafprozeß I S. 87—92). Nach 
der Preußischen MStrGO. von 1845 bedürfen die Erkenntnisse der Kriegs- 
gerichte und Standgerichte — regelmäßig mit Ausnahme der Urteile gegen 
Militärbeamte — zu ihrer „Rechtsgültigkeit‘‘ der Bestätigung. Diese erfolgt 
. hinsichtlich der schwersten Fälle und bei Urteilen gegen Offiziere durch den 
König, während sie im übrigen den Gerichtsherren, in schwereren Fällen dem 

kommandierenden General, teilweise auch — nicht ganz systemgemäß — dem 
= Kriegsministerium zugewiesen ist. Der bestätigende Befehlshaber kann das 
Erkenntnis bis auf den Mindesthetrag der erkannten Strafart mildern. Die Auf- 
hebung steht allein dem Könige zu. Schärfung des Erkenntnisses ist allgemein 
ausgeschlossen. 

Nach der jetzigen MStrGO. erlangen Urteile der Feld- und Bordgerichte, 
unter Ausschluß von Rechtsmitteln, „Rechtskraft und Vollstreckbarkeit durch 
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die Bestätigung“ ($ 420). Vor der Entscheidung kann eine Vervollständigung 
der Untersuchung angeordnet werden. Vor der Bestätigung oder Aufhebung 
sind schriftliche Rechtsgutachten einzuziehen, die unter Umständen nach $ 428 
die Abgabe der Sache an den höheren Befehlshaber zur Folge haben können. 
Im übrigen sind Normen, nach denen zwischen Bestätigung und Aufhebung 
zu entscheiden wäre, nicht aufgestellt. Wer das Bestätigungs- und Aufhebungs- 
recht üben soll, bestimmt der Kaiser. 

Die Bestätigung ist, prozessual betrachtet, zunächst Ersatz der fehlenden 
Rechtsmittel, die sich im Felde von selbst ausschließen. Die Nachprüfung 
erfolgt auf Grund der Akten und stimmt insofern nicht so gut zum jetzigen 
mündlichen Verfahren, das übrigens im Felde meist zur Schriftlichkeit zurück- 
kehren wird. 

Aber das eigentliche Wesen der Bestätigung liegt auf anderem Gebiet. 
Bei einem Gericht mit wirklich obrigkeitlicher Gewalt ist für eine Bestätigung 
schlecht Raum. Dagegen paßt sie aufs beste zur Ableitung der Gerichtsbarkeit 
aus der Kommandogewalt. Das Urteil des erkennenden Gerichts, eines Kolle- 
giums ohne eigene Kommandogewalt, hat nur deklaratorische Bedeutung. Kon- 
stitutive Kraft hat nur die Bestätigung des Befehlshabers. Er hat zunächst 
die diskretionäre Möglichkeit, das ihm nicht zutreffend erscheinende Urteil 
so lange aufzuheben, bis der Spruch seinem Willen entspricht. Sodann kann 
der Wahrspruch der Richter erst durch die Bestätigung die Eigenschaft einer 
verbindenden Willenserklärung gewinnen. Demgemäß sind der oberste Kriegs- 
herr und die Befehlshaber als dessen Delegatare die Quelle der prozessualen 
Rechtskraft wie der staatsrechtlich autoritativen Wirksamkeit. Gerade hier zeigt 
sich, da man der Bestätigung die Eigenschaft als Rechtspflegeakt nach dem 
ganzen Gange der geschichtlichen Entwicklung nicht wird absprechen können, 
die Identität von Kommandogewalt und Gerichtsbarkeit. Es ist daher auch 
folgerecht, wenn die Bestätigung im Felde dem Kaiser zusteht. 

Ganz unzulässig erscheint es daher mit Rehm, Wesen der Militärgerichts- 
barkeit, S. 420, zu argumentieren: Die Bestätigung sei Ausfluß der Kommando- 
gewalt, träfe dies aber auch für die Militärgerichtsbarkeit zu, so sei nicht abzu- 
sehen, warum die Bestätigung nicht dem Gerichtsherrn als solchem zustehe. 
Man muß eben die Auseinanderlegung der Funktionen als reine Zuständigkeits- 
verurteilung ansehen, wobei nür die Bestätigung als grundsätzlich oberst- 
richterliche Tätigkeit in erster Linie dem Kriegsherrn und den von ihm be- 
stimmten höchsten Befehlshabern zufällt. Praktisch bestätigt übrigens der 
Gerichtsherr in der großen Mehrzahl der Fälle auf Grund der ihm erteilten 
Ermächtigung selbst. Daß die Mitzeichnung nach $ 97 MStrGöO. hier nicht ein- 
tritt, kann keine Schwierigkeiten machen. Die Bescheinigung der Gesetzlichkeit 
ist da. Sie wird hier durch das Spruchgericht ausgestellt. 

Als einen ordentlichen Rechtspflegeakt im Sinne einer oberstrichterlichen 
Tätigkeit konnte man noch im Preußischen Recht das gesetzlich genau festge- 
legte Milderungsrecht der Befehlshaber ansehen, ein Recht, dem in früheren 
Zeiten, wie erwähnt, das Urteilschärfungsrecht entsprach. Im heutigen Recht 
ist die Strafmilderung der Befehlshaber ein delegiertes Begnadigungsrecht. 
Auch die Begnadigung wird man vielleicht als in der Kommmandogewalt des 
obersten Kriegsherrn enthalten ansehen können. Jedenfalls wird als Auslegungs- 
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regel gelten müssen, daß die Begnadigung dem zusteht, der das Bestätigungs- 
recht ausübt oder ausüben läßt, also im Felde dem Kaiser. A. M. v. Koppmanın, 
Kommentar zur MStrGO. $ 422, Anm. 3. 

Diese echte und eigentliche Bestätigung im Felde soll der Idee nach dann, 
und dann auch stets erteilt werden, wenn das Urteil nach seinen rechtlichen und 
sachlichen Grundlagen als gesetzlich anerkannt wird, wenn auch diese Norm 
nicht ausdrücklich aufgestellt ist. Ungleich beengter und doch im letzten Grunde 
eine echte Bestätigung ist die des Friedensverfahrens, des „ordentlichen Ver- 
fahrens‘“ wie das Gesetz sagt. Das komplizierte Gebilde hat manches Kopf- 
schütteln hervorgerufen. Selbst ein so konservativer Beurteiler wie v. Marck, 
der die Beibehaltung der Preußischen Bestätigung auch für Friedenszeiten 
in weitem Umfange befürwortete, hat sich in seiner Kritik des Entwurfs S. 69— 
75 in Ausdrücken wie: falsche Flagge, Selbsttäuschung, Mißbrauch der Sprache, 
innere Unwahrhaftigkeit, nicht genug tun können, 

Die Motive zum Entwurf, die überhaupt von der Kommandogewalt nur 
mit großer Zurückhaltung reden, drücken sich in den beiden den zwei Be- 
stätigungsarten gewidmeten Abschnitten (S. 206—211) außerordentlich vor- 
sichtig aus. Die Friedensbestätigung wird als Begnadigungseinrichtung aus- 
gemalt, die zur Stärkung der persönlichen Beziehungen zum Inhaber der kriegs- 
herrlichen Gewalt wesentlich beitrage. Letzteres trifft allerdings zu, aber doch 
wohl vor allem deshalb, weil die Bestätigung dem Soldaten den Herrn zeigt, 
unter dem er auch hier steht, den Herrn, der ihn straft für das, was er verbrach. 
Auch das Gesetz selbst hat hier etwas von jener zurückhaltenden Art. Nach 
$ 416 Abs. 2 ist in der Bestätigungsorder zum Ausdruck zu bringen, daß das 
Urteil rechtskräftig geworden — diese sonst dem Gerichtsschreiber obliegende 
Funktion war sicher nicht der Grund, die Allerhöchste Stelle in Anspruch zu 
nehmen — und daß es, soweit es auf Verurteilung lautet, zu vollstrecken ist — 
diese Anordnung würde schon nach $ 451 MStrGO. dem Gerichtsherrn, also 
einem Befehlshaber, obliegen, der dann vor der Anordnung das Vorliegen der 
prozessualen Voraussetzungen zu prüfen hätte —. In diesen Momenten, von 
denen das letztgenannte bei freisprechenden und einstellenden Urteilen noch 
dazu wegfällt, wird also das wesentliche der Bestätigung nicht erblickt werden 
können. 

Nach $ 417 bedürfen Strafverfügungen, also richterliche Straffestsetzungen 
des Gerichtsherrn, mithin eines Befehlshabers, keiner Bestätigung, vielmehr 
nur die Urteile der Spruchgerichte. Hieraus und aus dem im § 416 Abs. 1 ge- 
brauchten Wort „Bestätigungsorder‘, einem Wort, das die ganze geschichtliche 
Entwicklung des Instituts in sich schließt, ist der letzte Inhalt zu entnehmen. 
Danach ist auch hier das Erkenntnis des Spruchgerichts zunächst nur de- 
klaratorisch. Mit Autorität erfüllt wird es erst durch die Order, den Befehl der 
Kommandogewalt. Allerdings ist diese insofern gebunden, als das Urteil pro- 
zessual rechtskräftig bereits ist, aber die staatsrechtliche Rechtskraft (Guderian 
S. 531) wird erst durch die Willenserklärung der Kommandogewalt herbeigeführt. 
Die Order ist nach $ 416 Abs. 3 dem Angeklagten bekannt zu machen. Jetzt 
weiß er: Die entscheidende Stelle hat gesprochen. Die Urteile „werden“ mit 
Bestätigungsorder versehen. Von einem „Müssen“ ist hier so wenig gesprochen, 
wie z. B. im Art. 17 der Reichsverfassung hinsichtlich der Verkündung der 
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Gesetze durch den Kaiser. So wird auch hier das Urteil in die Gerichtsbarkeit 
der Kommandogewalt aufgenommen. Vgl. hierzu noch v. Marck, Der Militär- 
strafprozeß, II S. 45, 229, 338—352, Mittermaier S. 88—90. Übrigens ist die 
Bestätigungspflicht auch keine ganz unbedingte. Wenn dem bürgerlichen Ver- 
fahren mit Recht vorgeworfen wird, daß hinreichende Schutzmittel gegen 
absolut nichtige Urteile (Binding, Grundriß d. d. StrPrRechts, 4. Aufl. $ 119) 
nicht gegeben sind, so würde hier die Versagung der Bestätigung Abhilfe zu 
schaffen geeignet sein. 


Das Ergebnis ist also: Das erkennende Gericht ist umklammert und einge- 
schlossen von der Machtfülle des Gerichtsherrn, des Inhabers der Kommando- 
gewalt. Von ihm geht das Gericht aus. Zu ihm kehrt die Entscheidung durch 
das Institut der Bestätigung zurück. So wird hier der Satz, daß die Militär- 
gerichtsbarkeit Betätigung der Kommandogewalt ist, in entscheidender Weise 
bestätigt. ; 

3. Eine besondere Betrachtung verdient das Reichsmilitärgericht, das wie 
anerkannt werden muß, in das aufgestellte Prinzip: ‚„Militärgerichtsbarkeit 
Ausfluß der Kommandogewalt‘“ keineswegs besonders gut hineinpaßt. Im Krieg 
tritt es kaum in Wirksamkeit. Im Frieden ist es wesentlich Revisionsinstanz. 
Wie schon der Name besagt, ist es Reichsbehörde. Der Präsident, welcher nach 
$ 73 MStrGO. an der Rechtsprechung nicht teilnimmt, sondern nur „Spitze“ 
ist, muß ein General sein. Damit ist doch, wie es scheint, das Prinzip der Kom- 
mandogewalt in gewissem Grade anerkannt (a. M. Rehm S. 433). Mit dem Ge- 
richtsherrn ist der Präsident allerdings nur ganz entfernt zu vergleichen. Er 
kann aber doch — und der nähere Inhalt dieses Rechts weist wieder auf die 
Kommandogewalt hin — nach $ 105 MStrGO. in Fragen, welche die Geltung 
oder die Auslegung einer militärischen Dienstvorschrift oder eines militärdienst- 
lichen Grundsatzes betreffen oder allgemeine militärische Interessen berühren 
(Auslegung von Gesetzen gehört nach einer keineswegs bedenkenfreien Be- 
merkung der Motive S. 120 nicht hierher), dem Obermilitäranwalt Anweisungen 
erteilen. Wegen der Frage, ob der Kaiser als Inhaber der Kommandogewalt 
des Reiches dem Präsidenten innerhalb jener Grenzen Anweisungen zu erteilen 
befugt ist, Anweisungen, die durch Vermittlung des Obermilitäranwalts auch 
für den diesem unterstellten Reichsmilitäranwalt beim bayerischen Senat 
verbindlich wären, vgl. Guderian S. 516 fg. und die Ausführungen weiter oben 
über das Anweisungsrecht der Kontingentsherren nach $ 24 MStrGO. 

Fragt man nach der Bestätigung, die nach dem früher Gesagten eine 
wertvolle Probe aufs Exempel hinsichtlich der Machtverteilung gewährt, so 
zeigt sich, daß der Kaiser hinsichtlich des Reichsmilitärgerichts kein Bestäti- 
gungsrecht hat. Die Bestätigung im Frieden gebührt nach $ 418 MStrGO. 
den Kontingentsherren (anders stets bei der Marine). Diese haben nur in Aus- 
nahmefällen, nämlich wenn das Reichsmilitärgericht eine selbständige prozeß- 
erledigende (freisprechende oder einstellende) Entscheidung, sei es im ordent- 
lichen Verfahren nach $ 412 oder im Wiederaufnahmeverfahren nach $ 447 
MStrGO. gefällt hat, dem Präsidenten der insofern also Organ des Kontingents- 
herrn, nicht desKaisers, ist, die Bestätigungsbefugnis delegiert, und zwar Preußen, 
— unter gleichzeitiger Übertragung der Bearbeitung von Bestätigungs- und 
Gnadensachen — Sachsen, Württemberg, nicht aber, soweit ich das feststellen 
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konnte, Bayern. Im übrigen bestätigt grundsätzlich bei mehreren Instanzen 
der Befehlshaber der zweiten Instanz. Die Gestaltung des Bestätigungsrechts 
begründet also nicht die Annahme, daß durch die Einrichtung der gemeinsamen 
Revisionsinstanz die Sache aus der landesherrlichen Kommandogewalt heraus- 
gehoben wird. Vgl. die Ausführungen unter I im Arch. 56, 170 und die Aus- 
übung des Begnadigungsrechts im bürgerlichen Verfahren hinsichtlich der 
vor das Reichsgericht gelangten Sachen. 


V. 


Es soll jetzt das Verhältnis des Gerichtsherrn — nebenher auch seiner 
Organe — zu den der Militärgerichtsbarkeit unterworfenen Personen daraufhin 
geprüft werden, ob und wie weit auch hier das Prinzip: „Gerichtsbarkeit ein 
AusflußB der Kommandogewalt“ zum Ausdruck kommt. 

1. Einer Gerichtsbarkeit unterworfen ist zunächst und vor allem der Be- 
schuldigte. Fragt man nun, wie die Militärstrafgerichtsordnung ihr Herrschafts- 
gebiet in diesem Sinne umgrenzt, so ergibt sich aus §1 Ziff. 1 MStrGO., daß grund- 
legend die Zugehörigkeit zum Heere (der Marine), und zwar zum aktiven Heere, 
also die Unterwerfung unter die Kommandogewalt, die Unterwerfung unter 
die Militärstrafgerichtsbarkeit in sich schließt. Die Einssetzung dieser beiden 
persönlichen Verhältnisse, welche in $ 4 des Preuß. MStrGB., nach welcher das 
materielle Militärstrafrecht dem prozessualen folgte, einen besonders charak- 
teristischen Ausdruck gefunden hat, wird durch die teils aus sachlichen, teils 
aus prozeßtechnischen Rücksichten erfolgten Einschränkungen und Erweite- 
rungen (§§ 3, 4, 7—11 MStrGO.) nicht wesentlich verändert. Die persönlichen 
Verhältnisse der in $ 1 Ziff. 2—7 genannten Klassen sind denen der aktiven 
Heeresangehörigen so gut wie gleich. Die Fälle des § 5 Ziff. 1—3, wesentlich Per- 
sonen des Beurlaubtenstandes betreffend, haben eine leicht erkennbare Be- 
ziehung zur Kommandogewalt, die Fälle der §§ 1 Ziff. 8 und $ 5 Ziff. 4 zeigen die 
Kommandogewalt im Kriege wirksam. 

Dem entspricht auch der für die Zuständigkeitsverteilung grundlegende 
$ 25 MStrGO., „der Gerichtsherr hat die Gerichtsbarkeit über die zu seinem 
Befehlsbereiche gehörenden Personen,‘ ein Verhältnis, das auch bei Wechsel 
des Befehls nach $ 259, soweit irgend möglich, berücksichtigt wird. 

Der vom Gerichtsherrn allein zu unterzeichnende Haftbefehl nach $ 175 
(entsprechendes gilt für die Dienstenthebung nach $ 174), die mitzuzeichnende 
Anklageverfügung nach $ 250, stillschweigend auch die Anordnung des Er- 
mittlungsverfahrens nach $ 156, werden S. 56 der Begründung als Ausfluß der 
Kommandogewalt erklärt. Diese Auffassung kann nur gebilligt werden, wenn 
auch die dort weiter eingeführte in RMG. 9, 4191 und 12, 237 übernommene 
Unterscheidung zwischen mittelbarer und unmittelbarer Betätigung der Kom- 
mandogewalt (unmittelbar die genannten Verfügungen, mittelbar alle anderen 
gerichtsherrlichen Entscheidungen), wie schon oben bemerkt und im Arch. f. 
Strafr. 53 S. 419 näher ausgeführt, nicht anzuerkennen ist. Über den Vollzug des 
Haftbefehls — und einer einfachen Vorführung des Beschuldigten — enthält das 
Gesetz keine Vorschrift. Er erfolgt also durch militärische Gew alt, nach Um- 
Ständen unter Rechtshilfe der Polizeigewalt. 
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Bei der Durchführung des Verfahrens gegen nicht aktive Soldaten oder 
nichtaktive Militärpersonen sieht das Gesetz gelegentlich die Mitwirkung 
bürgerlicher Behörden gestattend oder zwingend vor. Vgl. §§ 140,141 MStrGO. 
über Zustellungen, 238, 239 über Anordnung von Beschlagnahmen und Durch- 
suchungen. In gewisser Weise wird damit die Identität von Kommandogewalt 
und Gerichtsbarkeit indirekt anerkannt. Vgl. dazu auch die Gestaltung der 
Sitzungspolizei gegen Angeklagte nach $ 290. Ein Gegenstück sind die zahl- 
reichen Vorschriften der bürgerlichen Prozeßgesetze, nach denen die allgemeine 
Gerichtsbarkeit vor der Kommandogewalt Halt macht. 

a) Der aktive Soldat wird im Falle dienstlicher Zustellung nach $140MStrGO. 
durch Befehl in Dienstsachen, dessen Nichtbefolgung nach 8 92 MStrGB. strafbar 
ist, zur Annahme des Schriftstücks und zur Bescheinigung des Empfangs ge- 
nötigt. Zu den Vernehmungen wird er gemäß $$ 171, 266 durch militärischen 
Befehl gestellt. Dies wäre auch mit der Annahme einer nur äußerlichen Ver- 
hindung von Kommandogewalt und Gerichtsbarkeit zur Not vereinbar. Die 
Einsetzung beider Gewalten könnte aber, wie Guderian S. 493 ganz zutreffend 
bemerkt, nicht ohne Einfluß auf die Verantwortung für den Inhalt der Aussage 
bleiben. Nach $ 90 MStrGB. wird mit Arrest bestraft, wer auf Befragen eines 
Vorgesetzten in dienstlichen Angelegenheiten wissentlich die Unwahrheit sagt. 
Wenn wirklich die Kommandogewalt als solche vom Untergebenen im Straf- 
verfahren Rechenschaft für seinTun fordert, so sehe ich, vorbehaltlich entgegen- 
stehender besonderer Rechtsgedanken, über derenVorliegen sich ja streiten läßt, 
keine Möglichkeit, von der Anwendung jener Strafbestimmung abzusehen. 
Denn die Angelegenheit, die im Verfahren behandelt wird, ist dann eben sachlich 
eine dienstliche, für den Vorgesetzten sowohl wie für den Untergebenen, in gleicher 
Weise wie eine disziplinare oder ehrengerichtliche Angelegenheit. Gleicher 
Ansicht Gerland, Gerichtssaal 69, 245—249. 

Das Preußische Recht, welches den $ 90 des jetzigen MStrGB. noch nicht 
kannte, hat bereits, ganz im Geiste des Untersuchungsverfahrens, eine Ver- 
antwortlichkeit für den sachlichen Inhalt der Aussage, wenn auch in gewissen 
Grenzen, zum Ausdruck gebracht. $ 74 Ziff. 5 des Preuß. MStrGB. bestimmte, 
daß die höheren Strafgrade jedesmal eintreten sollten, wenn der Verbrecher 
vor seiner Vernehmung vor Gericht frecher Lügen sich schuldig mache. Ent- 
sprechend bestimmte $ 106 Preuß. MStrGO.: 

„Wegen Lügen vor Gericht findet keine Disziplinarstrafe statt; 
dem Angeschuldigten ist aber vorzuhalten, daß hartnäckiges Leugnen 
oder freches Lügen die Erhöhung seiner Strafe zur Folge habe.“ 


Das Reichsmilitärgericht hat sich bereits Entsch. Bd. 8, S. 210, ausführ- 
licher Bd. 10 S. 156 und 157, stillschweigend auch Bd. 11 S. 95 fg., unter Zu- 
stimmung von Ph. O. Mayer, Erörterungen S. 22, auf den Standpunkt gestellt, 
daß der vernehmende Vorgesetzte nicht als solcher, sondern lediglich als Organ 
der Rechtspflege dem Angeklagten gegenübertrete, daß dementsprechend 
soweit er eine Aussage- oder Wahrheitspflicht für den Angeklagten bestehe, diese 
ihren Rechtsgrund nicht in der militärischen Gehorsamspflicht habe, sondern 
in der allgemeinen staatsbürgerlichen Pflicht, sich der staatlichen Gerichts- 
barkeit zu unterwerfen. Zur Begründung wird auf $ 202 MStrGO. verwiesen. 
Vgl. dazu Gerland Gerichtssaal 69, S. 248. Von rein prozessualen Gesichts- 
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punkten ausgehend, haben RMG. 3, 68 und 8, 207 (vgl. auch 9, 191) das Leugnen 
des Angeklagten als „gesetzlich zulässig“ erklärt. Die Begründung damit, 
daß nach §§ 173, 297 Abs. 3, 391 Abs. 2 MStrGO., die Vernehmung des Ange- 
klagten nur ein Mittel zu seiner Verteidigung, nicht aber ein Mittel zu seiner 
Überführung sein dürfe (RMG 8, 209), erscheint allerdings unter keinem Ge- 
sichtspunkt haltbar. Der Plenarbeschluß des RMG. 11, 95 (strenger Ph. O. 
Mayer Erörterungen S. 21 fg.) steht im Ergebnis auf dem gleichen Standpunkt. 
Auch er betrachtet, indem er die MStrGO. als auf dem Boden des ‚„Anklage- 
prinzips‘ stehend erklärt — was nicht zugegeben werden kann — das „Leugnen 
der Tat oder Lügen“ als ein prozessuales Recht des Beschuldigten. Jedoch 
fügt er, in Übereinstimmung mit RG. 38, 208, hinzu, daß ein Mißbrauch dieses 
Verteidigungsrechts möglich und als Straferhöhungsgrund zu berücksichtigen 
sei. Vom Standpunkt des Untersuchungsverfahrens aus, das übrigens den Be- 
schuldigten keineswegs notwendig nur als „Prozeßobjekt‘“ (RMG 11, 98) kennt, 
so wenig wie das Anklageprinzip eine Wahrheitspflicht mit Notwendigkeit aus- 
schließt, würde man zu mehr oder weniger abweichenden Ergebnissen gelangen. 
Jedenfalls aber würde es geboten erscheinen, wenn überhaupt die Militär- 
gerichtsbarkeit als allgemein Öffentlich-rechtliches Hoheitsrecht erklärt wird 
(RMG. 10, 157), die Auffassung der Anklageverfügung, dieser grundlegenden 
Prozeßverfügung des Gerichtsherrn, als eines Aktes der Kommandogewalt 
(RMG. 9, 191) fallen zu lassen. 


Im Prüfungsergebnis des RMG. 2, 156 wird das Ableugnen einer gerichtlich 
strafbaren Handlung sogar dann für straflos erklärt, wenn das Befragen durch 
den Disziplinarvorgesetzten erfolgt. Dieser Grundsatz ist zwar durch PE. 11, 27 
wieder aufgehoben worden unter Vorbehalt einer gerichtlichen Entscheidung 
der Frage. Diese ist in den oben mitgeteilten Urteilen und Beschlüssen des RMG. 
bereits stillschweigend gefällt, und zwar dahin, daß der nächste Disziplinar- 
vorgesetzte, wenn er als Organ der Rechtspflege gemäß § 153 Abs. 2 MStrGO. 
fragt, vom Untergebenen keine wahrheitsgemäße Auskunft verlangen kann, 
wohl aber, wenn er im dienstlichen Interesse fragt. Dem Kompagniechef, der 
eine in seiner Kompagnie vorgekommene Urlaubsüberschreitung feststellt. 
wird sich also darüber klar sein müssen, ob er im Interesse der allgemeinen, 
staatlichen Rechtspflege oder des militärischen Dienstes seine Fragen stellt. 
Die Undurchführbarkeit der Unterscheidung in diesem Falle scheint doch Be- 
denken zulassen, ob die Militärstrafgerichtsbarkeit auf einer solchen Unter- 
scheidung aufgebaut ist. 

b) Ist die Militärgerichtsharkeit Betätigung der Kommandogewalt, so ist es 
selbstverständlich, daß die ihr unterstehenden Personen des Beurlaubtenstandes 
als Beschuldigte gerade an ihrem militärischen Pflichtverhältnis gepackt werden. 
Dieses bei den Beurlaubten sonst ruhende Dienstverhältnis wird wieder in Wirk- 
samkeit gesetzt durch die Inanspruchnahme als Beschuldigter im militärgericht- 
lichen Verfahren. Die Folge ist, daß die Beurlaubten bei einer nicht ganz vor- 
übergehenden Inanspruchnahme, vor allem in militärischer Untersuchungshaft 
und Strafvollstreckung, sich „im Dienst“ im Sinne des $ 6 MStrGB. befinden 
und damit dem Militärstrafgesetzbuch gleichwie aktive Soldaten während dieser 
Zeit unterstehen. Vgl. dazu Arch. f. Strafr. 55 Jg. 93—105, Jahrb. f. d. D. A. 
u. M. 08, 246—252. Das RMG. 9, 176, welches, unter Abweichung von 2, 52 
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und 4, 287, jedoch im Anschluß an die ältere Literatur diese Anschauung neu 
aufgestellt und sicher begründet hat, spricht zwar gelegentlich im Anschluß an 
die Begründung nicht ganz scharf von einer „Verbindung der Gerichtsbarkeit 
mit der Kommandogewalt‘“, einer „Vereinigung beider Gewalten in der Person 
des Gerichtsherrn.““ Indessen wird dort weiterhin ganz klar ausgesprochen, 
daß die Ausübung der gerichtsherrlichen Befugnisse „stets eine Geltendmachung 
dienstlicher Autorität“ sei, welcher die „militärische Gehorsamspflicht“ ent- 
spreche. Auf den weiteren Inhalt der noch in zahlreichen anderen Punkten 
höchst interessanten Entscheidung darf hier verwiesen werden. Es spielt dort 
noch die Unterscheidung zwischen unmittelbarem und mittelbarem Ausfluß 
der Kommandogewalt eine Rolle. Soviel scheint mir jedenfalls gewiß, daß das 
dort erzielte Ergebnis nur auf Grundlage der Auffassung: „Militärgerichtsbarkeit 
Betätigung der Kommandogewalt‘“ möglich ist. Eine nur äußerliche Ver- 
bindung zweier Gewalten wäre schlechtweg außerstande, infolge Geltend- 
machung der Militärgerichtsbarkeit das ruhende Dienstverhältnis aufleben 
zu lassen. 

Als Folgeerscheinungen werden RMG. 9, 191 die Pflicht, sich der kör- 
perlichen Untersuchung zu unterwerfen, und die Pflicht, einem zwecks Straf- 
vollstreckung erlassenen Befehl Folge zu leisten, erwähnt. Wie weit sonst Ge- 
stellungsbefehle, z. B. anstatt einer Ladung gemäß §§ 172, 267 MStrGO. zu- 
lässig sind, erscheint zweifelhaft. Vgl. dazu PE. 2, 157c und 6, 19. 


2. Während die Unterwerfung des Beschuldigten unter die Militärgerichts- 
barkeit grundsätzlich auf die Zugehörigkeit zum Heere, und zwar zum aktiven 
Heere, zurückzuführen ist, gilt gleiches nicht für die Zeugen, Sachverständigen 
und sonst dritte Personen, die etwa zur Duldung einer Beschlagnahme oder 
Durchsuchung genötigt sind. Wenn diese Personen auch öfters Angehörige des 
aktiven Heeres sind, so ist das mehr zufällig. Was den äußeren Gerichtsbetrieb, 
Zustellungen nach $ 141, Gestellungen nach $$ 185, 208, 265, Beschlagnahmen 
und Durchsuchungen nach ’$8$ 230 Abs. 2, 238 MStrGO. anlangt, so wird gegen- 
über aktiven Soldaten die Kommandogewalt in Bewegung gesetzt. Verwei- 
gerung der Aussage und der Beeidigung nach $ 202 und Ungebühr nach § 290 
MStrGO. werden durch die Kommandogewalt, und zwar lediglich durch einen 
Disziplinarvorgesetzten, geahndet. Der $ 90 MStrGB., betr. Belügen von Vor- 
gesetzten auf Befragen in dienstlichen Angelegenheiten, findet nach allgemeiner, 
übrigens nicht durchaus zweifelsfreier Ansicht auf Zeugenaussagen in gericht- 
lichen Angelegenheiten keine Anwendung. Personen des Beurlaubtenstandes 
werden von der Zeugenpflicht nicht in ihrer Eigenschaft als Heeresangehörige 
erfaßt. So auch RMG. 9, 191. Zivilpersonen gegenüber wird der Gerichts- 
zwang, von Verhältnissen im Felde und an Bord ($ 239 Abs. 4) abgesehen, 
grundsätzlich durch Vermittlung der bürgerlichen Gerichtsbarkeit ausgeübt. 
Vgl. Laband Staatsrecht II 459. Dies gilt für Festsetzung und Vollstreckung 
von Strafen wegen Nichterscheinens auf Ladung, wegen Verweigerung der 
Aussage und der Eidesleistung, gemäß $$ 186, 203 MStrGO., ebenso für An- 
ordnung von Beschlagnahmen und Durchsuchungen, während allerdings Un- 
gebührstrafen nach $ 290 Abs. 3 von erkennenden Gericht festgesetzt werden. 
Darin, daß die Entscheidung über diese Maßregeln grundsätzlich dem Amts- 
gericht, und zwar zur freien Entschließung, übertragen ist, kann gleichfalls in 

Archiv. Bd. 58. 5 


66 Streitfragen aus der Lehre vom strafbaren und straflosen Betruge. 


gewissem Grade eine Anerkennung der Auffassung der Militärgerichtsbarkeit 
als Ausfluß der Kommandogewalt gefunden werden. 

Überblickt man die Gesamtheit dieser Darlegungen, so erscheint es, wenn 
auch manche Einzelheiten aus dem Bilde herausfallen, doch möglich, die Grund- 
züge des Gesetzes mit ausreichender Sicherheit zu bestimmen. Wenn es in den 
ersten Jahren des Gesetzes erwünscht sein konnte, das erreichte Neue und die 
Annäherungen an den bürgerlichen Prozeß hervorzuheben, so mag es, nachdem 
die Militärstrafgerichtsordnung als in der Praxis bewährt allgemein anerkannt 
ist, als ein Gebot der Gerechtigkeit erscheinen, darauf hinzuweisen, daß die 
letzten Grundlagen der Militärgerichtsverfassung und des Verfahrens dem schon 
fast vergessenen Preußischen Recht entnommen sind. Diese eng zusammen- 
gehörigen Charakterzüge aber sind für die Verfassung: Betätigung der Kom- 
mandogewalt, für das Verfahren: Untersuchungsform. 


Streitfragen aus der Lehre vom strafbaren und straf- 
losen Betruge. 
Von Dr. Ernst Eckstein, Frankfurt a. O. 
l. Die Vermögensbeschädigung nach ihrem Gegenstande. 


A. Der juristischeundderökonomische Begriffder 
Vermögensschädigung. 


Binding?) schreibt im Eingange seiner Darstellung der Lehre vom Betruge: 

„Betrug ist die vorsätzlich rechtswidrige Schädigung fremder 
Vermögensrechte?)..... u 

Und weiter in bezug auf diesen Fundamentalsatz?): 

„Die juristische Behandlung des Verbrechens ist durch die ewige 
Unterschiebung oft ganz vager wirtschaftlicher Schätzung an Stelle der 
Untersuchung, ob en Vermögensrecht verletzt ist, schwer 
beeinträchtigt. Es wird Zeit, dies Joch der Mode endlich abzuschütteln !“‘ 

Und an anderer Stelle®): À 

„Vermögen bezeichnet die Summe aller Vermögensrechte 
derselben Person.“ 

Und weiter: 4°) 

„wo kein Recht, da kein Betrug.“ 

Mit großem Nachdruck hebt Binding den Gegensatz seiner „juri- 
stischen“ Auffassung des Vermögens zu der „ökonomischen“ der 
herrschenden Lehre hervor. Welche Gründe aber sind es, mit denen er seine 
Anschauung verficht ? Binding stellt seinen Satz hin, wie wenn er einen Ge- 


1) Lehrb. Bes. Teil I?. S. 339 
2) Bei Binding nicht gesperrt. 

3) a. a. O. Anm. 3. 
) 
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setzestext anführt. Auf Gründe stützt er sich weiter nicht. Die gegenteillige 
Ansicht widerlegt er nicht; er kritisiert sie kurz mit einem „vage‘“. 

Es ist richtig, daß wirtschaftliche Begriffe weniger scharfe Umrisse haben, 
als bloße Rechtsbegriffe. Es wäre aber unrichtig, daraus zu schließen, daß die 
Rechtswissenschaft sich des Operierens mit wirtschaftlichen Begriffen enthalten 
müßte. Das wäre eine Betrachtungsweise vom falschen Standpunkt aus. Der 
Weg geht in entgegengesetzter Richtung: die Rechtswissenschaft hat die Be- 
griffe nicht auszuwählen, sie werden ihr vom Gesetz gegeben und ihre Aufgabe 
ist es, diese Begriffe zu umgrenzen, sie damit zu juristischen Begriffen 
zu machen. Die Schaffung von Rechtsbegriffen, die von juri- 
stischen Begriffen völlig verschieden sind, ist auch eine Aufgabe 
der Rechtswissenschaft, sie steht aber auf einem andern Blatte. Ein Beispiel 
mag diesen Gedanken mehr klären: die „Verzeihung“ ist ein ethischer 
Begriff, der vom Gesetz der Wissenschaft gegeben wird zur Umbildung zum 
juristischen Begriff. Begriffe dagegen wie: Nichtigkeit, Widerruf, 
Eigentum, Rechtsgeschäft sind Rechtsbegriffe. 

Es ist methodisch unzulässig, den Vermögensbegriff, wie Binding es tut, 
ohne weiteres als Rechtsbegriff aufzufassen und so jedes wirtschaftliche Moment 
auszuschließen. Binding setzt jenseits des Problems ein, das vorerst zu stellen 
ist, nämlich: überliefert das Gesetz uns in dem Vermögensbegriff einen Öko- 
nomischen, evtl. von der Wissenschaft zum juristischen um- 
zubildenden Begriff oder einen Rechtsbegriff?°) Mit dieser Frage 
beschäftigen wir uns zunächst. 

Wenn Binding Vermögen im Sinne von Vermögensrechte 
nimmt, so greift er nicht zum Naheliegendsten, er entfernt sich vielmehr vom 
Natürlichen. Naheliegend wäre es, Vermögen zunächst im wirtschaftlichen 
Sinne zu nehmen, denn Vermögen ist ein Begriff, der an sich mit dem des Rechts 
nichts zu tun hat.??) 


Freilich muß man sich hier hüten, den Begriff Recht in verschiedener 
Bedeutung zu gebrauchen. 

Stammler hat in seinem Werk „Recht und Wirtschaft‘ nachgewiesen, 
daß Recht und Wirtschaft zusammengehörende Begriffe sind. Stammiler ge- 
braucht aber hier das Wort „Recht“ in anderer Bedeutung als Binding. 

„Recht“ als Form der Wirtschaft würde für Stammler auch sein die Form 
der Abwicklung der auf Bedürfnisbefriedigung gerichteten sozialen Betätigungen, 
selbst wenn die Rechtsordnung sie negiert. Eine Rechtsordnung kann den 
Kartellen und Trusts den Schutz versagen, und es ist dennoch möglich, daß sich 
hier trotz des mangelnden Schutzes der Rechtsordnung ein wirtschaftliches 
Leben entwickelt, dessen „Form“ im Stammilerschen Sinne „Recht“ ist. Es 
liegt dann die Gewähr für den sozialen Zwang nicht im staatlichen e Zwang, 
sondern in gewissen sozialen Spannungen. Solche wirtschaftlichen Gebilde 
haben ihren Halt in sich, wie die Steine eines Rundbogens und, brauchen so wenig 
wie jene einen äußeren Halt, nämlich die Rechtsordnung. Ein anderes Beispiel: 
Die durch Spiel oder Wette sich abwickelnden Güterverschiebungen werden 


5) Das Problem stellt sich Rotering. Gerichtssaal 67, 216. 
5a) Vgl. Rotering, Gerichtssaal 67, S. 216/17. 
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von der Rechtsordnung gemißbilligt und spielen sich dennoch in Formen ab, die 
im Stammlerschen Sinne ‚Recht‘ sind. Ferner die zahllosen Verträge unsitt- 
licher Natur: der Verkauf der ärztlichen Praxis, Wucherverträge, Verträge 
über den Nachlaß noch lebender Dritter usw. sind ohne rechtliche Wirkung. 
Dennoch vollziehen sich derartige Güterverschiebungen in bestimmten Formen; 
die Verträge werden anerkannt, erfüllt usw., wie wenn sie unter dem Schutze‘ 
einer staatlichen Rechtsordnung ständen. Man mag hier von einem juristischen 
nullum sprechen; zu sagen aber, hier lägen keine wirtschaftlichen Werte vor, 
hieße die Dinge verkennen. 

Es würde unrichtig sein, zu fragen:ob Vermögen nur die Summe von 
Vermögensrechten ist; denn beantwortet man die Frage im gewöhn- 
lichen Sinne, so muß sie verneint werden. Im Stammlerschen Sinne mag man 
sie bejahen; doch führt das nicht weiter, da die Stammlerschen Begriffe zu 
formal sind (Recht z. B. ist die Form des wirtschaftlichen Lebens) und sich mit 
den gewöhnlichen Begriffen nicht decken, sodaß sich für die praktische Rechts- 
wissenschaft mit ihnen kaum operieren läßt. 

Richtig würde die Frage lauten: Will das Gesetz mit Vermögen nur die Ver- 
mögensrechte bezeichnen oder nicht? 

Meines Erachtens gelangen wir zu einer Beantwortung dieser Frage nur 
auf Grund der andern Frage: welchen Sinn hat es, daß das Gesetz den über Ver- 
mögensrechte hinausgehenden Vermögenswerten den strafrechtlichen Schutz 
versagt ?®) 

Wir tun hier gut, von der Anschauung, dem Beispiel auszugehen. 

Fall 1: Jemand erteilt gegen Entgelt ein mündliches Schuldversprechen. 
Vor der Erfüllung behauptet er, er habe bereits gezahlt. 

Fall 2: Jemand geht mit einem andern eine Wette ein. Arglistig wirkt 
er nachher auf die Umstände ein, daß er die Wette gewinnt. Ähnlich der Fall 
des Spielbetrugs. 

Fall 3: Einer Gesellschaft wird die Offerte zu einen günstigen Geschäft 
gemacht. Ein Gesellschafter fängt die Offerte ab, lügt den Gesellschaftern vor, 
sie sei an ihn persönlich adressiert gewesen und macht selbst den Gewinn. 

Nach Binding ist der Täter in allen drei Fällen straflos. Ein triftiger 
Grund dafür, daß das Gesetz diese Betrüger nicht strafe, ist nicht vorhanden. 
Zwar sind in diesen Fällen keine „Rechte“ aus den Verträgen entstanden. 
Der Grund dafür liegt aber nicht darin, daß das Gesetz diese Vermögenswerte 
als solche nicht billigt und darum negiert, sondern darin, daß eine gesetzliche 
Billigung dieser Werte als rechtlicher Ansprüche zu praktischen Mißständen 
führen würde. Die sichere Abwickelung des Rechtsverkehrs, der Schutz ge- 
wisser Personen, die praktische Schwierigkeit, so delikate Dinge wie bloße Hoff- 
nungen in rechtliche Schemen zu bringen, sind der Grund, weshalb die Aner- 
kennung dieser Gebilde als Rechtsgebilde versagt wird. Es wäre aber 
von Standpunkt des Strafrechts aus nicht nur unbegreiflich. sondern geradezu 


6) Die Bindingsche Lehre, die diese Frage gar nicht stellt, birgt die Gefahr, 
den Betrugsbegriff gar zu sehr einzuengen. So mag es sich erklären, daß Binding 
den Begriff des Vermögensrechts sehr weit faßt — sollen doch schon aus den 
Vorberedungen zum Vertrage Rechte entstehen, die Gegenstand des Betruges 
sein können. Binding S. 359. 
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verkehrt, wollte es darum, weil diesen vorhandenen wirtschaftlichen Werten 
das Kleid des Rechts fehlt, sie dem ungestraften betrügerischen Verkehr aus- 
liefern. 

Man beachte zu welchen Mißständen das führt: Wer einem gewöhnlichen 
Käufer ein schadhaftes Jagdgewehr als neu verkauft, ist Betrüger. Wer dagegen 
einen Wilderer in gleicher Weise betrügt — ein Tatbestand, bei dem sich dem 
Betruge obendrein noch eine zweite strafwürdige Handlung zugesellt — soll straf- 
los bleiben.) (Ich komme unten auf diesen Fall zurück.) 

Wer eine gemachte Erbschaft betrügerisch zu teuer verkauft, ist strafbar, 
hei einer zu machenden Erbschaft — was doppelt zu mißbilligen ist — nicht. 

Wer einem durch Täuschung einen vertraglich gesicherten Kunden 
abspenstig macht, ist strafbar, beim nur tatsächlich sicheren, vielleicht viel 
sichereren Kunden dagegen nicht. 

Besonders kraß ist zumal der obige Fall der Offerte. Jedermann wird diesen 
Schwindler als einen Betrüger, jeder die Gesellschafter als die Betrogenen an- 
sehen; soll das Gesetz diesen Betrug ignorieren, weil eine Hoffnung kein Recht ist ? 

In diesen Fall spielt noch ein anderer Gesichtspunkt hinein. Ein Recht 
ist die Hoffnung nicht. Wohl aber erkennt das Privatrecht den wirtschaftlichen 
Wert der Hoffnung als solchen an, es erteilt solchen Werten seinen Schutz. 
Wer ohne Täuschung jemanden an solchen Hoffnungen schädigt, ist ersatz- 
pflichtig. Hier erhebt sich nun die mehr als gerechtfertigte Frage: soll das Straf- 
recht ungeschützt lassen, was privatrechtlich geschützt ist? 

Eine unbefangene Betrachtung der Dinge führt mit Notwendigkeit darauf, 
daß die Bindingsche Lehre, nur Rechte seien Gegenstand des Betruges 
zu eng ist. Solange nicht zwingende Gründe für sie vorgebracht werden,”*) 
kann sie nicht geteilt werden. Vermögen ist ein wirtschaftlicher Begriff, ihn ju- 
ristisch festzulegen die Aufgabe des nächsten Abschnittes. 

Binding steht übrigens mit seiner Lehre fast vereinzelt.®) Frühere Ver- 
treter seiner Anschauung sind Merkel,°®) vielleicht auch Hälschner.!%) Wenn 
Binding sich auch auf das Reichsgericht?!) beruft, so kann dem nicht beigetreten 
werden. Dort ist die Rede davon, daß strafrechtlichen Schutz nur die rechtlich 
geschützten Güter genießen. Das ist etwas ganz anderes als ‚‚Vermögensrechte‘“ 
und ein Problem für sich. Daß es aber auch einen rechtlichen Schutz an bloßen 


7) Zu dieser Lehre kommt Kohler, Treu u. Glauben im Verkehr S. 46, 
der allerdings krassere Beispiele anführt. 

7a) Das versucht Rotering a. a. O.; aber gerade der springende Punkt, 
warum die nur ökonomischen Werte ungeschätzt bleiben sollen, scheint mir nicht 
überzeugend. Das Argument, die Rechtsordnung habe ihren eigenen Ver- 
mögensbegriff zu Rechtszwecken sich selbst geschaffen und dieser Begriff sei 
die universitas iuris, enthält für das Strafrecht eine petitio principii, und das 
Argument der mangelnden ziffernmäßigen Bestimmtheit würde auch für Ver- 
mögensrechte (z. B. vertraglich gesicherte Kundschaft) zutreffen. 

8) Als konsequenter Anhänger wäre höchstens Rotering zu nennen, aber 
auch nicht ganz unbedingt. Vgl. Goltd. Arch. Bd. 47, S. 416 ff., Gerichtssaal 
Bd. 60, S. 241 ff. und Bd. 67, S. 219. 

°) Holtzendorff, Handbuch HI, S. 763 und Lehre vom strafrechtl. Be- 
truge, 1864, S. 101. 

10) Gemeines Strafrecht II, S. 256. 

u) Bd. 19, S. 191. 
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Hoffnungen gibt'*), ist oben!?) nachgewiesen. Die gegenwärtige Literatur 
lehnt fast einmütig den Binding-Merkelschen Standpunkt ab; so Olshausen!*), 
Frank'°), Oppenhoff!®), v. Liszt!”), Hegler!®), in anderm Zusammenhang be- 
sonders eingehend, mit treffender Kritik der gesamten, jede wirtschaftliche 
Betrachtungsweise ablehnenden Anschauung Bindings: Graf Gleispach!?). 


B. Präzisierung des Vermögensbegriffs. 


Vermögen im Sinne des $263 ist ein wirtschaft- 
licher Begriff. Was fällt nun unter den Begriff des Vermögens im 
wirtschaftlichen Sinne? 

Der Begriff des Vermögens ist ein sehr vager und sehr komplizierter. Will 
man hier zu einiger Klarheit gelangen, so muß man von elementaren Begriffen 
ausgehen. | 
Vermögen ist eine Summe von Werten. Von welchem Gesichtspunkt aus 
hat ein Etwas für uns Wert? Vom Gesichtspunkte ds Genusses aus. 
Ein Gegenstand, der nicht in irgend einer Weise genossen werden kann, hat keinen 
Wert. Wenn alle Welt auf einmal taub würde, so würde eine Opernvorstellung 
nicht mehr genossen werden können und darum wertlos sein. 

Es wäre aber falsch, Genuß und Wert zu identifizieren. Ein Gegenstand 
hat Wert, insofern er genossen werden kann. Wird er genossen, so verliert er 
gerade seinen Wert. Genuß ist Wertzerstörung (nicht der einzelne Genußakt, 
z. B. einmaliges Spielen eines Klaviers). Wert ist also der Genuß 
in Hinsicht der Zukunft; Wert ist Möglichkeit (die 
Hoffnung) späteren Genusses — je größer die Möglichkeit, desto 
höher der Wert. 

Daraus folgt, daß das Haben eines Gegenstandes von dem Vermögens- 
begriff völlig auszuschalten ist. Ob ich selbst einen Gegenstand habe, ob ein 
anderer, — Wert hat er für mich, insofern für mich eine Möglichkeit des Ge- 
nusses besteht. Das Haben ist nur eine größere Gewähr für den zukünftigen 
Genuß. Und ebensowenig wie es einen Unterschied macht, ob ich einen Gegen- 
stand habe oder zu fordern habe, so wenig kann es auf die äußere 
Form ankommen, in der ein Gegenstand in den Bereich meiner Genuß- 
möglichkeiten tritt. So schaltet auch der Begriff des rechtlichen An- 
spruchs aus. Auch ohne daß ich einen Rechtsanspruch auf einen Gegen- 
stand habe, ist er für mich Vermögensbestandteil, wenn nur eine Möglichkeit, 
eine Hoffnung auf den Genuß besteht. Das wertbildende Moment 
ist in allen drei Fällen: dem Haben, dem Fordern- 
dürfen, dem Hoffendürfen, das gleiche: das Maß der 
Hoffnung auf den Genuß. 


12) BGB. $ 252. 

13) Vgl. das Beispiel S. 68; vgl. unten. 

14) 8 263, Anm. 26 (7. Aufl.). 

15) § 263, Anm. IV (3./4. Aufl.). 

16) 8 263, Anm. 34 (14. Aufl.). 

17) Lehrb.!4/15, S. 472, Anm. 4. 

18) Vergleichende Darst. Bes. Teil VII. S. 425. 
19) Veruntreuung vertretbarer Sachen, 1906, S. 34. 
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Zu irgend einer Einschränkung ist kein Raum. Es ist darum festzuhalten: 
wo Hoffnungen, da Vermögen. Es muß darum unrichtig sein, 
wenn Merkel?®) sagt: ‚Gegenstand des Betruges kann alles sein, was durch 
Vermögensdisposition veräußert werden kann“ oder schärfer Hälschner?!): 
„Gegenstand betrüglicher Beschädigung kann alles sein, worüber durch ein 
Rechtsgeschäft wirksam verfügt werden kann.“ Ähnlich neuerdings auch 
Hegler.??) 

Von diesen Autoren wird übersehen, daß es eine Reihe von Übergängen 
von Vermögenswerten gibt, die sich nicht in Form von Vermögens- 
dispositionen oder rechtsgeschäftlichen Verfügungen 
abspielen. 

Hierher gehören einmal solche Vermögensverschiebungen, die mittelbar 
vor sich gehen. Beispiel: A findet einen echten Stein. B lügt ihm vor, er sei 
unecht, A läßt ihn liegen, B eignet ihn sich später an. Oder ein gleicher Fall, 
vermittelt durch eine Dereliktion. 

Hierher gehören fernerhin die Verschiebung solcher Vermögenswerte, die für 
den Rechtsorganismus viel zu fein sind, als daß sie von ihm umspannt werden 
können, wie zukünftige Rechte?®), reine Hoffnungen usw. 

Definitionen wie die von Merkel oder Hälschner sind brauchbar zur Er- 
läuterung und Vergegenständlichung; faßt man sie aber 
als grundlegende Begriffe, entfernt man das ihnen stets imaginär 
vorgestellte ‚„‚gleichsam‘‘, so schweben die Definitionen in der Luft und die 
daraus gezogenen Konsequenzen (bei Merkel wie bei Hälschner) sind zum min- 
desten vom Gesichtspunkt der Methode aus angreifbar. Man kann nicht sagen, 
eine Hoffnung könne nicht Gegenstand des Betrugs sein, weil über 
sie nicht rechtswirksam verfügt werden kann. Vielmehr muß man selbständig 
feststellen, ob man um Hoffnungen betrogen werden kann, und man mag dann 
nachher empirisch allgemeinere Merkmale aufstellen. — 

Auf Grund der obigen allgemeinen Ausführungen ist also die Vermögens- 
beschädigung zu definieren als die Beeinträchtigung der Hoff- 
nung auf Genuß irgend welcher Güter). 


20) Holtzendorff, Handbuch IH, S. 764. 

=: HUS. 257. 

22) S. 4252, vgl. auch Rotering, Gerichtssaal 67, S. 218, der die Möglich- 
keit des Verzichts zum Kriterium machen will. 

23) Die privatrechtliche Kontroverse, ob zukünftige Rechte veräußert 
werden können, soll hier nicht angeschnitten werden. 

21) Es braucht nicht immer der Selbstgenuß zu sein. Genuß ist es auch, 
wenn ich Futter von meinem Pferde fressen lasse, Sachen von meinen Kindern 
oder Gästen verbrauchen lasse. Beeinträchtigt wird hier nicht das Pferd, das 
Kind, der Gast, sondern der Eigentümer. Die Frage wird an anderer Stelle 
wichtig. Der Vermögensschädigung entspricht die Bereicherung, d. h. die 
Schaffung einer Genußmöglichkeit. Auf den eigenen Genuß kommt es nicht an. 
Betrüger ist auch der, der die erlangte Sache von vornherein einem andern 
hat schenken wollen. Des bedenklichen Umwegs der Entscheidung des RG. 
Rechtspr. 3, S. 203, die Bereicherung in dem für die Schenkung erhaltenen 
idealen Äquivalent zu suchen, bedarf es nicht. — Liegt in der Annahme des 
Geschenks Hehlerei? Ich möchte die Frage gegen Frank! § 259, IV 2 verneinen, 
da der Begriff des Ansichbringens eine positive Tätigkeit erfordert. Herrschende 
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Diese Definition weicht von der herrschenden Auffassung etwas ab. Die 
herrschende läuft auf die Einführung des Geldbegriffes hinaus. 

So sagt Rotering?): „Die Summe der einer Einzelwirtschaft (Gemein- 
wirtschaft) zwecks der Bedürfnisbefriedigung zur Verfügung stehenden Güter- 
Gebrauchsgüter, also Geldwerte.“ 

Verwandt damit die v. Lisztsche?®) Definition: Vermögensbeschädigung 
seien in Geld abschätzbarer Nachteil, eine Verringe- 
rung des Geldwerts des Vermögens. 

Ähnlich auch das Reichsgericht?”): „Verminderung des Gesamtgeld- 
wertes“; ferner Meyer-Allfeld®): ‚Verschlechterung der Vermögenslage 
ihrem Geldwerte nach“?®). 

In der Regel ist eine der herrschenden Definitionen völlig brauchbar. 
Denn die Genußmöglichkeit findet ihren Ausdruck in der allgemeinen Wertung, 
in zweiter Linie im Preise. Aber diese Definition geht nicht auf alle Fälle; nicht 
immer ist Genußmöglichkeit und Geldwert identisch. Geld- 
wert setzt stets voraus eine Mehrheit von wertenden Personen, die Genuß- 
möglichkeit nicht. Geldwert setzt voraus die Abwertbarkeit, Schätzung. Es 
gibt aber viele Vermögensteile, deren Wert unbezweifelbar ist, die aber keinen 
Geldwert haben, weil jeder Maßstab fehlt: z. B. unbeständige Hoffnungen 
oder völlig untaxierbare.. Man denke an den Fall, in einem Preisausschreiben 
veranlaßt jemand seinen Konkurrenten durch Täuschung, seine Arbeit zu spät 
einzuschicken, daß sie für den Preis nicht in Betracht kommt. Andere Fälle 
wären: eine noch unpatentierte Erfindung, ein unveröffentlichtes Textbuch zu 
einer Oper, ein noch unerprobtes Medikament. Zwar können auch solche Gegen- 
stände verkauft und in Geld bezahlt werden, sie erhalten dadurch aber noch 
nicht einen Geldwert. Dazu ist erforderlich eine Mehrheit von Verkäufen und 
somit eine Preisbildung.. — Eine Schädigung an diesen Werten ist 
zweifellos möglich, eine Feststellung der Schadenshöhe nicht. 

Von diesem Gesichtspunkt kann auch die Franksche?®) Definition nicht 
angenommen werden, wonach Vermögensbeschädigung vorliegen soll, wenn 
bei einer venditio bonorum der Erlös geringer wäre ohne die Vermögensdisposition 
Die Definition ist richtig, aber nicht erschöpfend. Jener Apotheker mit dem un- 
erprobten Medikament würde vielleicht zuvor mehr für sein Vermögen ge- 
fordert haben, ob aher ein anderer mehr gegeben hätte, wird man nicht 
ohne weiteres annehmen können. Es werden ferner nicht getroffen die Fälle, 
in denen ein Vermögensobjekt nur für wenige Personen einen Wert hat, für die 
Allgemeinheit aber nicht, z. B. ein Familienbild nur für die Familienangehörigen. 
Dennoch wird man nicht bestreiten können, daß ein strafbarer Betrug vorliegt, 


Lehre wie Frank; zweifelnd v. Schwarze § 25916. Ich denke in einer andern 
Arbeit diese Frage eingehender zu behandeln. 

a O Arch., 47, 418; vgl. auch Gerichtssaal, 67, S. 214 ff. 

) S. 471. 

l 2) Entsch. 16, S. 10, im Anschluß an das Referat Gerichtssaal 43, S. 366 
und S. 308. 

28) Lehrb.®, S. 479/80. 

29) Vgl. eingehend Schlesinger, Vermögensbeschädigung beim Betruge, 
Münch. Diss. 1894, S. 50 ff. Vgl. auch Rubo, Anm. 5/6. 

30) Komm. 4), $ 203,V.; etwas anders die 5./7. Auflage. 
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wenn ein solcher Interessent das Bild einem andern, das er sonst von diesem 
hätte teuer erwerben müssen und erworben hätte, abbetrügt, obwohl nach der 
Disposition über das Bild ein Unterschied bei einer venditio bonorum nicht zu 
konstatieren sein würde, es sei denn, man unterstellt den betrügerischen Inter- 
essenten selber als Käufer. Man überlege auch folgenden interessanten Fall: 
Ein Geschäftsinhaber will sich vergrößern und muß, um das Nachbargrund- 
stück zu erwerben, einen andern durch Abstandsgeld zum Ausziehen ver- 
anlassen. Er weiß, daß dieser seine Zwangslage ausnutzen würde, und lügt 
ihm vor, er habe mit dessen Vorgänger schon im voraus ein bestimmtes, 
niedriges Abstandsgeld vereinbart und er als Nachfolger sei daran gebunden. 
Dieser gibt sich darauf mit niedrigem Entgelt zufrieden. 


C. Kasuistik. 


Vom Ausgangspunkt unserer Definition, nach dr Vermögen der 
Inbegriff der Genußhoffnungen einer Person ist, sind 
nun im einzelnen die praktischen Konsequenzen zu ziehen. 

1. DaßBan Sachen und rechtlich anerkannten Forde- 
rungen auf Sachen, worunter auch Geldforderungen fallen, ein Betrug 
begangen werden kann, ist selbstverständlich. Kontroversen können hier nicht 
bestehen. 

2. Schwieriger schon gestaltet sich die Frage, ob rechtlich nicht 
oder beschränkt anerkannte Forderungen möglicher 
Gegenstand eines strafbaren Betruges sein können. 

a) Die unvollständigen Forderungen. Hierunter sollen 
begriffen werden: die wirksam bestehenden, aber vernichtbaren Forderungen, 
insbesondere anfechtbare, widerrufbare, aber auch bedingte; des weiteren die 
erfüllbaren aber nicht klagbaren Forderungen, schließlich die einredebehafteten, 
insbesondere verjährte Forderungen.?!) 

Wie oben ausgeführt, sind bei allen Vermögenswerten die Holfnungen 
auf einen Genuß das wertbildende Moment. Können wir bei den unvollstän- 
digen Forderungen das Vorhandensein einer solchen Hoffnung bejahen, so ist 
damit die Möglichkeit für einen Betrug gegeben. Es liegt nun aber auf der Hand, 
daß die unvollständige Forderung eine Hoffnung auf einen Genuß enthält, 
nur ist die Hoffnung herabgesetzt durch die Möglichkeit einer Nichterfüllung 
oder Vernichtung. Eine Spielschuld z. B. oder eine verjährte Schuld gegenüber 
einem anständigen Menschen wird eben so sicher bezahlt werden. wie wenn sie 
unter dem Rechtszwange ständen.?) Nur um ein weniges ist die Hoffnung 
verringert, nämlich für den Fall des Todes, des Konkurses usw. Oft mag es 
natürlich vorkommen, daß die Hoffnung eine so geringe ist, daß sie als null 
anzusehen ist, z. B. wegen Drohung anfechtbare Forderungen. Was aber in der 
Regel durch das Unvollständige einer Forderung beeinflußt wird, ist nicht die 


31) Vgl. Referat Gerichtssaal 43, S. 389. 

32) RGEntsch. 36, 208, erkennt den Wert der Spielforderung an, wenn 
der Schuldner zahlungswillig ist. Noch weiter geht RGEntsch. 
40, S. 29, das einen Vermögenswert selbst dann annimmt, wenn der Schuldner 
nicht zahlungswillig ist. 
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Möglichkeit eines Betruges, sondern de Höhe des ab- 
betrogenen Wertes. 

Wer also durch Täuschung einen andern zur Abtretung oder zum Verzicht 
auf eine verjährte oder anfechtbare oder nicht klagbare Forderung veranlaßt, 
ist wegen Betruges zu bestrafen. Und was von der Vernichtung bestehender 
Hoffnungen gilt, muß in gleicher Weise auch von der betrüglichen Schaffung 
solcher Hoffnungen gelten. Wer also einen anderen durch Betrug zur Ein- 
gehung einer Spielschuld veranlaßt, hat einen Betrug im Sinne des Strafrechts 
begangen.°®) 

Freilich muß man im Falle des falschen Spiels eine große Zahl von Un- 
redlichkeiten ausschalten, z. B. wer einem andern etwas in die Karten schielt, 
wer die Würfel so legt, daß sie für ihn günstig fallen müssen, begeht keinen 
Betrug, wie etwa der, der falsche Würfel, gezeichnete Karten benutzt. Die 
scharfsinnigen Scheidungen von Pfizer, der dem Spielbetrug eine eingehende 
Untersuchung widmet,?*) die darauf hinausläuft, die Möglichkeit, sich der Un- 
redlichkeit zu erwehren, zur Scheidewand zu machen, scheinen mir doch den 
Kern der Sache nicht zu treffen. Der Grund, warum die angeführten Fälle nicht 
als Betrug anzusehen sind, liegt in dem Mangel einer greifbaren Täuschung. 
Der Gegner nützt die Unaufmerksamkeit, die zu einem Irrtum führt, aus, er er- 
weckt aber nicht den Irrtum. Erst wenn es sich um eine Pflicht, den Sach- 
verhalt mitzuteilen, handelt, liegt Betrug vor. So in dem Fall, daß der andere die 
Auszahlung des Gewinnes (resp. die Anerkennung des Spiels) abhängig macht 
von der Beantwortung der Frage, ob der Gegner die Karten gesehen habe, und 
dieser dann wahrheitswidrig leugnet.?*) Vor der Stellung einer solchen Frage 
liegt eine Täuschung des Gegners nicht vor. An diesem Punkt scheinen mir 
übrigens auch die komplizierten Schemata Pfizers™) zu versagen. 

In bezug auf die sämtlichen unvollständigen Forderungen liegt folgender 
Einwand nahe: Die tatsächliche Vermögensbeschädigung stehe an sich noch nicht 
fest; es könne ja die Zahlung noch verweigert, die Forderung angefochten 
werden, was ganz im Belieben des Verpflichteten liege. Bis dahin könne über 
eine Vermögensbeschädigung noch gar nichts ausgesagt werden. 

Dieser Einwand trifft nicht zu. Das ergibt eine einfache Parallele mit der 
resolutiv bedingten Forderung. Durch Eintritt der Resolutivbedingung kann 
allerdings sich die Forderung späterhin als gegenstandslos erweisen. Dieses 


33) Vgl. RGEntsch. 28. S. 386 und 401: 36, 5.205; 21, S. 107 (gemißbilligt 
von Kohler, Treu u. Glauben, S. 43), 40, S. 21, Goltd. Arch. 53, S. 170, JW. 37, 
S. 166 und 383, Das Recht 07, S. 996. Vgl. Oppenhoff, Anm. 51, Olshausen, 
Anm. 18. — Kohler (a. a. O. S. 43) sagt: „Wenn man sein Geld in das Glücksrad 
des Zufalls legt, kann man nicht den gleichen Schutz des Strafrechts verlangen, 
wie wenn man durch ernste Geschäfte den Verkehr alimentiert oder eine Tat 
der Liebe vollzieht.“ Nur der gewerbsmäßige Falschspieler solle strafbar sein. — 
Gegen Kohler mit Recht Frank 5/7, Anm. V, S. 438 und Binding, S. 356, Anm. 4. 
— Uber die Strafbarkeit der betrüglichen Weite, siehe RGEntsch. 36, S. 208. 

34) Gerichtssaal 41, 338 ff. 

3.) Zu beachten, daß jemand, der leugnet, nur weil er sich geniert, 
seine Mogelei einzugestehen, zwar täuscht, obwohl er dadurch schädigt, nicht 
aber uber um zu schädigen. Vergl. über diesen Punkt meine demnächst im 
Gerichtssaal erscheinenden Ausführungen. 

3) Besonders S. 300. 
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kommt aber vorher schon zum Ausdruck in ihrem geringeren Wert. Gleichviel 
ob die Forderung sich später als existent erweist oder nicht, hat sie doch einen 
gegenwärtigen Wert, der allerdings hinter dem Eventualwert der Forderung 
zurückbleibt. Wer jemanden um eine solche Forderung betrügt, betrügt ihn 
nicht eventuell um ihren etwaigen späteren Wert, sondern er be- 
trügt ihn unbedingt um den gegenwärtigen Wert*) 37). Wer 
einem ein Los abbetrügt im Werte von 1 .#, das nachher 1000 gewinnt, hat um 
1 .# betrogen, geradeso, wie wenn das Los eine Niete gewesen wäre. Sonst 
müßte man schließlich von jedem anderen Gegenstande ein Gleiches behaupten 
können, nämlich daß, wenn er nachher entwertet wird — ein Pferd kann sterben, 
ein Schuldner flüchtig werden, eine Auflageschuld entfallen durch Widerruf 
der beschwerten Schenkung usw. — sich damit herausstellt, daß ein Betrug 
an ihm gar nicht hat begangen werden können. 

Nicht anders ist die Sachlage aber bei der verjährten, der anfechtbaren 
oder der Spielschuld. Zwar liegt hier die Zahlung in dem freien Belieben des Ver- 
pflichteten — wobei man übrigens auch den etwaigen sittlichen oder sozialen 
Zwang nicht unberücksichtigt lassen sollte — das kann aber bei der bedingten 
Forderung auch der Fall sein, insbesondere bei der Potestativbedingung. Jeden- 
falls hat die Forderung vor der Entscheidung der Zahlung oder Nichtzahlung 
einen bestimmten Wert, und um diesen Wert ist der Gläubiger auf jeden Fall 
geschädigt worden.38) 

Von diesem Gesichtspunkt aus ist auch Stellung zu nehmen zu den be- 
züglichen Ausführungen Bindings.3?) Es scheint mir unzutreffend, wenn er 
sagt: „Betagte oder bedingte Vermögensrechte sind taugliche Objekte für den 
betrügerischen Angriff schon vor dem Eintritt des dies oder der condicio. Bei 
den bedingten RechtenistfreilichEintrittderBedin- 
gung dann Voraussetzung eintretender Schädigung, 
und ihr Ausbleiben bedeutet einen untauglichen 
Versuch.P (Das Reichsgerichtsurteil vom 20. 12. 8331), das Binding hier 
anführt, hat ein anderes Problem zum Gegenstand. Die Bedingung, von der darin 
die Rede ist, ist nicht einer Forderung inhärent, sie ist keine eigentliche Bedin- 
gung, sondern eine Voraussetzung, die von außen hinzutreten muß, um eine 
Vermögensbeschädigung zu ermöglichen.) 

Gegenüber dieser Bindingschen Auffassung, muß an der oben ausgeführten 
festgehalten werden. Es erscheint mir richtiger, zu sagen, der Eintritt einer Be- 
dingung ist im wirtschaftlichen, hier allein maßgebenden, Sinne ein Fortfall 


3) Richtig Obertribunal Goltd. Arch. 21, S. 354 und RG. in Seufferts 
Bl. 74, S. 242. Vgl. v. Schwarze, Anm. 5. 

3) Doch können die Umstände zu einer anderen Auffassung führen. 
Ein Vertrag, bedingt in der Art, daß er der Genehmigung eines andern unter. 
liegt, kann höchstens einen Betrug mit dolus eventualis enthalten, so daß bei 
Verweigerung der Genehmigung Straflosigkeit eintritt. Richtig Bay. ObLGSt. 8, 
S. 308; diesen Gesichtspunkt übersieht dagegen RG. Sächs. Arch. 07, S. 475. 

38) Referat Gerichtssaal 43, S. 389. 

) 


8 

39) S. 344. 

40 

41) Entsch. 10, S. 11, besonders S. 20. 


1 
42) Vgl. aber die Entscheidungen oben, Anm. 37. 


) 
) Bei Binding nicht gesperrt. 
) 
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des Vermögenswertes, wie etwa der Untergang einer Sache. Daß aber vorher 
schon eine Vermögensschädigung ganz unabhängig von dem späteren Eintritt 
der Bedingung vorliegt, ergibt sich aus dem Kriterium, das mit Recht von 
Frank*) aufgestellt ist, nämlich dem Vermögensverkauf. Hier würde nach 
erfolgter Vermögensdisposition vor Eintritt der Bedingung die bereits voll- 
zogene Schädigung sich handgreiflich bemerkbar machen.**) 


Man halte sich auch hier stets die zivilrechtliche Parallele vor Augen. 
Kann hinsichtlich einer bedingten Forderung nicht Schadensersatz vor Eintritt 
der Bedingung verlangt werden unter Berücksichtigung der Wahrscheinlichkeit 
ihres Eintritts ? | 


b) Ungültige aber heilbare Forderungen. Hierher 
gehören insbesondere das formlose Schenkungsversprechen, die formlose Grund- 
stücksveräußerung resp. Bürgschaft. Durch die Möglichkeit einer Heilung 
stellen auch diese Forderungen eine Hoffnung dar und somit einen Vermögens- 
wert an Jem daher strafbarer Betrug begangen werden kann, wenn nicht der 
Vermögenswert als null angesehen werden muß. 


Ein Beispiel: Unter ehrlichen Menschen ist es eine Ehrensache, ein formlos 
erteiltes Schenkungsversprechen zu erfüllen. Wenn jemand, der vielleicht aut 
Grund sozialen Zwangs die Nichtigkeit nie in Anspruch nehmen würde, durch 
die Vortäuschung des zufälligen Untergangs der unwirksam versprochenen 
Sache sich der „Verpflichtung“, der Leistung entzieht, so liegt strafbarer Be- 
trug vor. Die Billigkeit dieses Resultats springt insbesondere dann in die Augen, 
wenn der Täter das Versprechen für wirksam gehalten hat oder wenn er — 
z. B. bei der formlosen Bürgschaft — auf diese Weise irgend eine Gegenleistung 
lucriert; doch spielt dann schon ein anderes Moment herein.”) 


c) Die Nichtforderung. Eine Nichtforderung im Rechts- 
sinne, ist es noch nicht im wirtschaftlichen Sinne. Eine Nicht- 
torderung, deren Erfüllung und Nichtrückforderung sicher ist, ist im oben aus- 
geführten Sinne ganz sicher ein Vermögensbestandteil und folglich möglicher 
Gegenstand eines Betrugs.?) — Beispiel: Die Schuldverhältnisse, die von Minder- 
jährigen eingegangen werden. Wer einen Minderjährigen beim Kauf oder Tausch 
betrügt, ist ebensogut strafbar?%), wie der Betrug, der im gleichen Falle vom 
Minderjährigen begangen wird, mag auch beiden Parteien die Unwirksamkeit 


33) Komm.?/?, Anm. V, s$. 0. 

4) Im ganzen etwas abweichend Referat Gerichtssaal 43, S. 390. 

9%) Heilbar in diesem Sinne ist z. B. auch der an sich nichtige Vertrag 
über die Abtretung einer Invalidenrente; heilbar nämlich durch Auszahlung 
der einzelnen empfangenen Posten. Nicht unbedenklich darum die Entscheidung 
des OLG. Stuttgart: Württ. J. 21, S. 345 und RG. in Das Recht 10, 453 (vgl. 
JW. 35, 490); bedenklicher noch RG. in DJZ. 09, S. 828, wo es sich um die nicht 
notarielle Abtretung eines Geschäftsanteils an einer A m. b. H. handelte. 

36) Nicht einwandsfrei darum RGEntsch. 28. S. 386 (der Tatbestand ist 
leider zu kurz). Die Entscheidung billigt Oppenhoff, Anm. 13. 

a) Anders Entsch. des obersten Gerichtshofs für Bayern, Bd. 9, S. 442. 
mit einer nicht ganz klaren Begründung, in der Gewicht gelegt wird auf den 
Unterschied einer nicht rechtsgültigen und einer nicht entstandenen Forderung. 
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des Vertrages bekannt sein. Der Betrug ist vollendet auch vor Vollzug der 
Leistungen.?”) 43) | 

Ein Spezialfall der Nichtforderung ist die unsittliche Forde- 
rung. Uhnsittliche Forderungen spielen unter gewissen Personen eine gleiche 
Rolle wie rechtlich geschützte Forderungen und werden wie jene mit der gleichen 
Regelmäßigkeit erfüllt. In diesem Sinne spielen diese Forderungen die Rolle 
von Vermögenswerten. Doch wäre es unrichtig, daraufhin von ihnen die Mög- 
lichkeit eines Betruges anzunehmen. SiespielenebennurdieRolle 
von Vermögenswerten, sind aber nicht selbst solche; 
denn jeder muß wissen, daß solche Ansprüche nicht eingefordert und nicht er- 
füllt werden dürfen. Außerdem spielen diese Ansprüche auch nur unter unsitt- 
lichen Personen die Rolle von Vermögenswerten, unter ehrlichen nicht; und das 
Recht kann nicht etwa darauf Rücksicht nehmen, daß unter der Voraussetzung 
der Unsittlichkeit des „Berechtigten“ die Forderung für ihn einen Wert re- 
präsentiert. 

Wer sich also mit einer unsittlichen Schuld belastet, ist ebensowenig an 
seinem Vermögen beschädigt, wie der, der auf eine unsittliche Forderung ver- 
zichtet. Der Darlehnsnehmer, der dem Wucherer die Zinsen nicht zahlt, indem er 
sie als gezahlt vortäuscht, oder wer für ein zu begehendes Delikt durch Vor- 
täuschung der besonderen Gefährlichkeit sich ein ‚unangemessen‘ hohes Entgelt 
versprechen läßt, wer der Dirne als Dirnenlohn ein falsches Geldstück gibt, 
schädigt niemanden an seinem Vermögen. Inwiefern hierbei Vorbereitungshand- 
lungen für einen zu begehenden Betrug in Betracht kommen, gedenke ich an an- 
derer Stelle näher darzustellen, woselbst auch die betrügerische Veranlassung 
zur Abtretung einer unsittlichen Forderung behandelt werden wird, die ich, 
um es hier vorwegzunehmen, für strafbaren vollendeten Betrug halte. (Beispiel: 
ich betrüge den Bestochenen um den Anspruch auf die Bestechungssumme.) 

Eine Ausnahme aber ist anzunehmen für den Fall, daß dem Vertrags- 
gegner die Einsicht in die Unsittlichkeit fehlt. Einige lehrreiche derartige Fälle 
führt Kohler?°) vorzugsweise aus der französischen Praxis an; so z. B. wenn ein 
Schwindler unter der Vortäuschung, er könne dem andern einen Orden ver- 
schaffen, ihm dafür eine Summe Geld abbetrügt.°®) 

3. Dienstleistungen und Geschäftsbesorgungen. 
Die Frage, ob Dienstleistungen und Geschäftsbesorgungen möglicher Gegen- 
stand eines Betruges sein können, ist in der Literatur sehr vernachlässigt. 


%) Anders anscheinend RGEntsch. 42, :S. 58. (Vgl. JW. 09, S. 298.) 

48) Auch umgekehrt muß gelten, daß eine Vermögensbeschädigung nicht 
etwa darum anzunehmen ist, weil die als Aquivalent entstehende Forderung 
juristisch unwirksam ist. Der Minderjährige, der einen andern durch Täuschung 
über die Großjährigkeit zum Abschluß eines unwirksamen Vertrages bestimmt. 
begeht keinen Betrug, es sei denn, daß er auf diesem Wege das Vermögen des 
andern hat schädigen wollen. Die Forderung ist eben wirtschaftlich existent. 
Ein lehrreicher derartiger Fall bei Oppenhoff, Rechtspr. IV, S. 221, wo Betrug 
az ist (zustimmend Oppenhoff, Anm. 70). 

) S. 45. 

50) Vgl. RG., Ztschr. f. Rechtspfl. in Bayern 3, S. 298 und Entsch. 37, 
S. 40. Vgl. ferner Fröschmann, Betrug bei unerlaubten Rechtsgeschäften, 
Erl. Diss. 06, S. 48. 
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Kaum daß Merkel?!) kurz darauf hindeutet, es könne eine Vermögensdispositiont 
auch in einem facere bestehen, nicht nur in einem dare.°?) 

Es ist grundsätzlich davon auszugehen, daß eine Dienstleistung nicht eine 
Vermögensdisposition darstellt, daß demnach die Dienstleistung in der Regel 
auch nicht Gegenstand eines Betruges sein kann. Aber nicht selten wird diese 
Überlegung von einer andern durchbrochen. Es war oben schon bei dem ge- 
täuschten Finder eine Frage berührt, auf die ich in anderem Zusammenhang 
zurückkommen werde, die Frage der Vermögensverschiebung. Der Übergang eines 
Vermögenswertes von dem einen auf den andern geschieht auch indirekt und 
kann sich auch vollziehen durch Übergang nur des Wertes ohne Mitübergang 
des Gegenstandes, der Träger des Wertes ist.”) Ein Dienstmann, der eine 
Dienstleistung unentgeltlich macht, gibt einen Vermögensbestandteil auf 
nicht durch Verrichtung der Leistung°), sondern 
durch die Nichtübernahme entgeltlicher anderer 
Leistungen. Daß diese ungewiß sind und für den Dienstmann nur eine 
Hoffnung darstellen, tut der Annahme einer Vermögensbeschädigung keinen 
Abbruch.) 

Dieser entgangene Gewinn geht nun zwar nicht direk t in das Vermögen 
des Täuschenden über; aber auf Grund der erschlichenen Dienstleistung spart 
der Betrüger unter Umständen den sonst für die Verrichtung erforderlichen 
pekuniären Aufwand. Mehr aber ist zum Betruge nicht erforderlich als nur die 
Vermögensbeschädigung, die rechtswidrige Bereicherungsabsicht und der Kausal- 
zusammenhang. Diese können vorliegen in dem angeführten Fall und insofern 
ist ein Betrug möglich. 

Präziser und allgemeiner formuliert könnte man sagen: Dienst- 
leistungen und Geschäftsbesorgungen können Ge- 
genstand eines strafbaren Betruges sein, wenn dem 
Leistenden durch dieLeistungeinVermögensschaden 
durch Fortfalleiner Gewinnmöglichkeit®®) erwächst 
und dem Leistungsempfänger entsprechend ein Ver- 
mögensvorteil durch Fortfall eines pekuniären Auf- 
wands. 

Es liegt also strafbarer Betrug vor, wenn ein Bauer, der von einem andern für 
die Erntezeit die unentgeltliche Stellung einer Arbeitskraft zu beanspruchen hat, 


51) Holtzendorff, Handbuch III, S. 763. 

52) Vgl. Rotering, Gerichtssaal 60. S. 246 und 264. 

53) Zu eng anscheinend Binding 340. 

54) Anders anscheinend Rotering a. a. O. 

55) Auch in anderer Weise ist eine Vermögensbeschädigung möglich. 
-wenn nämlich jemand durch die Inanspruchnahme seiner Kräfte für Arbeiten 
die er sonst selbst gemacht hätte, eine fremde Kraft in Anspruch nehmen 
und so einen pekuniären Aufwand machen muß. In landwirtschaftlichen 
Betrieben düften solche Fälle nicht selten sein. — Verwandt hiermit ist die 
Schädigung durch pekuniären Aufwand bei der Dienstleistung selbst (vgl. RMG., 
8, S. 274), worauf ich in anderem Zusammenhang zurückzukommen gedenke. 

552) Die Gewinnmöglichkeit kann bestehen gegenüber dem Betrüger 
selbst, wenn dieser nämlich, betröge er nicht, die Dienstleistung wahrscheinlich 
dem Betrogenen gegen Entgelt aufgeben würde. Beispiel: Die Inanspruchnahme 
der Leistung eines Arztes unter der Vorspiegelung Kassenpatient zu sein. 

o 
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unter der Vortäuschung, daß für einige Tage nicht geleistet sei, sich eine unrecht- 
mäßige Nachleistung erschleicht; desgl. wer einem Raseur vorlügt, er habesein 
Abonnment verloren, versichere aber, noch so und soviel Leistungen (mehr als der 
Wahrheit entspricht) zugute zu haben.5%) Ebenso ist der Dienstverpflichtete 
strafbar, wenn er fälschlich behauptet, bereits mehr geleistet zu haben (z. B. 
der Raseur reißt ein Blatt zu viel vom Abonnementsblock) als der Wirklichkeit 
entspricht und sich so durch Leistungsersparnis bereichert. 

Ein Betrug ist zu verneinen, wenn die Leistung für den Leistenden keinen 
mittelbaren Vermögensnachteil herbeiführt, so wenn die Leistung außerhalb der 
üblichen Erwerbszeit erfolgt (zu berücksichtigen ist aber der oben Anm. 55a 
berührte Geischtspunkt); ebenso wenn der Empfänger sich nicht bereichert, 
d. h. wenn er im Nichtleistungsfalle die Arbeit selbst getan oder ganz auf sie 
verzichtet hätte.°”) 


4. Der Besitz als solcher. Der bloße Besitz einer Sache ist 
an sich nicht eine Genußhoffnung und folglich nicht ein Vermögenswert. Der 
Besitz als solcher kann indirekt nur von Bedeutung sein, insofern durch ihn 
andere Werte erhöht werden. Solange also nicht ein solcher Umstand, eine 
andere Betrachtungsweise rechtfertigt, muß die Möglichkeit eines Betruges 
durch arglistige Besitzentwendung verneint werden.) 

Es sei nur beiläufig die unannehmbare Konsequenz der gegenteiligen Mei- 
nung gestreift. Wenn der Besitz als solcher einen Vermögenswert darstellt, 
so müßte derjenige, der sich den Besitz eines Fahrrades erschleicht, um 
damit eine Tour zu machen und es dann zurückzugeben, wegen Betruges strafbar 
sein, während der, der es heimlich zu gleichem Zweck entwendet, alsbloßer 
fur usus straflos bliebe. 

Hierher gehört vor allem der praktisch wichtige Fall der Besitzerschleichung 
mit nachfolgender Aneignung.°?) Es scheint mir durchaus bedenklich mit dem 
Reichsgericht?) bei Gelegenheit einer räuberischen Erpressung zu argumen- 
tieren: „Allein durch den Besitz der geringwertigen Backware würde wegen der 
dadurch gewährten Möglichkeit der tatsächlichen Verfügung oder Verwertung 


56) Der Aufwand des Raseurs oder der Waschfrau an Seife, des Arztes an 
Medikamenten usw., würde einen Fall, wie in Annı. 55a. E. angedeutet, dar- 
stellen. Vgl. RMG. 8, 194. 

5°) Auch hier ist zu prüfen, ob nicht mittelbare Vermögensbereicherung 
vorliegt. Der Dienstmann, der zu einer Geschäftsbesorgung verpflichtet ist, 
läßt sie betrügerischerweise von einem andern machen, um selbst in dieser. 
ersparten Zeit einen andern Auftrag entgeltlich annehmen zu können. Doch 
spielen hier schon andere Fragen hinein. 

58) Bedenklich, und sicher zu allgemein, RGEntsch. 15, 427; nicht ein- 
wandsfrei auch Entsch. 1, S. 55, sowie DJZ. 13. 484, wonach selbst die durch 
Täuschung erlangte Gelegenheit zur bloßen Benutzung eines Fahrrades schon 
Betrug sein müßte. Vgl. Rüdorff-Stenglein, Anm. 6. Richtig Merkel, Betrug 
1867, S. 106. 

59) Oft in Form des betrüglichen Kollektionierens. Auf die Streitfrage, 
ob hier durch die Freiwilligkeit des Gebens ein Betrug ausgeschlossen wird, 
braucht hier nicht eingegangen zu werden, da unserer Ansicht nach unter 
Umständen Unterschlagung vorliegt. Vgl. Merkel, Betrug S. 199. 

60) Goitd. Arch. 47, S. 376. 
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ohne Gegenleistungspflicht das Vermögen der Angeklagten vermehrtund...... 
ihnen (den Tätern) ein Vermögensvorteil verschafft sein, gleichgültig, ob sie durch 
den Erwerb eine Ausgabe, insbesondere eine notwendige, ersparten oder nicht.“ 
Führt man diese Anschauung konsequent durch, so muß man gar zu dem Re- 
sultat kommen, daß auch der, der durch Täuschung einen andern veranlaßt, 
seine Tür nicht zu verschließen, um ihn dann zu bestehlen, einen Betrug begeht.°%) 

Es war oben ausgeführt, daß das Gesetz nicht Rücksicht nehmen kann 
auf die Unsittlichkeit der Personen. Unter Dieben mag der bloße Besitz einer 
fremden Sache einen Vermögenswert darstellen, unter ehrlichen Menschen nicht. 
Und das kommt auch bei dem Frankschen Kriterium®) zum unzweideutigen 
Ausdruck, denn nur ein Dieb würde für das Vermögen nach Besitzerlangung 
der fremden Sache bei der venditio bonorum mehr zahlen als zuvor. Die Ver- 
mögensumkehrung®?) vollzieht sich daher ausschließlich durch die Aneignungs- 
handlung. Die Besitzerschleichung ist nichts als eine 
straflose Vorbereitungshandlung zurnachfolgenden 
Unterschlagung.®) 683) 

Diese Frage, ob die Besitzerschleichung Betrug ist, ist sehr umstritten. 
Dichier vertretene Meinung findet sich bei Hälschner®*) v. Bar) und Binding®®), 
mit etwas anderer Begründung (der Getäuschte selbst beschädige sein 
Vermögen) auch Frank®”). Von der herrschenden Lehre werden dagegen zwei 
Delikte angenommen. Doch herrscht über das Verhältnis beider Delikte (Betrug 
und Unterschlagung) wiederum Streit. Olshausen®®) nimmt Realkonkurrenz an, 
ferner unter einer Beschränkung, die praktisch aber fast immer vorliegt — 
Realkonkurrenz nur dann, wenn bei der betrügerischen Besitzerlangung der Zu- 
eignungswille noch nicht bestanden hat — auch das Reichsgericht.*®?) Merkel”) 
dagegen nimmt an, daß die Betrugshandlung durch die nachfolgende Zueignungs- 
handlung absorbiert wird. Wiederum anders Kapff‘!), der lediglich Betrug an- 
nimmt, wie auch Rüdorff-Stenglein.”?) 

Theoretisch könnte ein Betrug nur möglich sein, sofern der Besitz den Wert 


604) Zutreffend RG. Seufferts Bl. 74, 174. 

6) Oben Anm. 30. 

62) Binding 340. . 

63) Richtig Merkel, Betrug S. 195. Uber eine Einschränkung vgl. unten 
Anm. 163. 

63a) Unter Umständen kann allerdings in der Besitzerschleichung ein 
Betrug liegen: sofern sich nämlich damit die Vorspiegelung verbindet, die auch 
stillschweigend oder durch konkludente Handlung erfolgen kann, von der un- 
rechtmäßig besessenen Sache unrechtmäßigen Gebrauch zu machen, z. B. im 
Prozeß abzuleugnen, damit der Betrogene veranlaßt wird, keine weiteren Schritte 
zur Wiedererlanrung des Besitzes zu tun. Ich werde diesen Gedanken an anderer 
Stelle eingehender ausführen. 

61) |], S. 268,09. 

65) Gerichtssaal 40, S. 492. 
66) S. 354. Vgl. auch Rotering, Goltd. Arch. 47, 428 
6) Komm. ?/*, Anm. V, S. 361. 
8) Anm. 56e II}. 
69) Entsch. 15, S. 428. Vgl. aber Goltd. Arch. 55, S. 324. 
0) Holtzendorff, Handbuch III, S. 764. 
71) Unterschlarung 1879, S. 73. ` 
2) Komm.*, Anm. 4. 


D 
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einer Forderung, resp. einer anderen Hoffnung, z. B. zukünftiges Prozeß- 
verhältnis,’“) erhöht und also als selbständiger Wertträger in Be- 
tracht kommt. Doch scheint mir die Praxis stets die Behandlung von 
einem andern Gesichtpunkt zu erfordern, der diesen Gesichtspunkt ganz 
ausschließt. Es muß nämlich zu einer Vermögensschädigung außer der Besitz- 
entziehung noch eine selbständige weitere Handlung des Betrügers hinzu- 
kommen’?); der Besitz muß verwertet werden. Ein Betrug ist nur denkbar, in- 
sofern die Täuschung selbst die Vermögensbeschädigung verursacht.”*) Ist zu 
deren Verursachung noch eine weitere Handlung erforderlich, so kann die erste 
Handlung nur Vorbereitung zur eigentlich verursachenden 
Handlung sein. So liegt es hier. Die Schädigung liegt nicht in der Besitzent- 
ziehung”?), sondern in der rechtswidrigen Verwertung, die allerdings durch den 
Besitz ermöglicht wird.’®%) Man denke an den Fall, daß jemand ohne Täuschung 
den Besitz erlangt, z.B. zum Zweck der Reparatur, und den Gegenstand dann 
verwertet (z. B. durch Arrest); es liegt auf der Hand, daß nicht die Besitz- 
aufgabe sondern die selbständige Handlung der Verwertung den Vermögens- 
schaden verursacht. Diese letzte Handlung mag zivilrechtlich verantwortlich 
machen: strafbar ist sie nicht, außer im Falle der Unterschlagung. 

Der hier ausgeführte Gesichtspunkt wirft auch ein neues Licht auf das oben 
behandelte Problem der Besitzerschleichung mit nachfolgender Unterschlagung. 
Aus diesen Deduktionen folgt, daß nicht die Besitzentziehung, 
sondern die Entwendungs-(Zueignungs-)handlung die 
Vermögensbeschädigung verursacht, und daß darum schon die arglistige Besitz- 
erschleichung nicht als Betrug angesehen werden kann.‘‘) 78) 

Eine andere Frage ist es, inwiefern die betrügerische Bewirkung der Nicht- 
erlanrung eines Besitzes zu einem Betruge führen kann. Doch gehört diese 
Frage einem andern Gebiet, dem des Betruges an Hoffnungen, an.’?) 

Es sei an dieser Stelle auf ein naheliegendes Problem hingewiesen. Zivilrecht- 
liche Grundsätze dürfen nicht in ihrer logischen Strenge von dem Strafrecht auf- 
genommen werden. Das Strafrecht hat es vielmehr stets mit den allgemeineren 
Laienbegriffen zu tun. Wer daher unter der Vorspiegelung, Bevollmächtigter 
eines Gläubigers zu sein, eine fremde Forderung einzieht, handelt nach außen 
als Stellvertreter, während seine Mentalreservation, selbst Eigentümer des Geldes 
zu werden, irrelevant ist. Er erwirkt daher zivilrechtlich nur Besitz. Dennoch ist 


72a) Vgl. u. Anm. 163. 

13) Anders in dem obigen Beispiel der Dereliction. Hier liegt die Schädigung 
in der Dereliction selbst, nicht in der Aneignung, da jeder zur Aneignung be- 
rechtigt ist. 

*h In dem Fall der Dereliktion liegt die Schädigung in der Nichtausübung 
der Finder- resp. Eigentümerrechte. 

1) Richtig Binding 355. 

16) Bedenklich darum, RGEntsch. 1, 55, wo jemand sich den Besitz von 
Waren durch Täuschung verschafft. sie dann aber zur Deckung eines Wechsels 
verwertet hat. Hier liegt m. E. nur zivilrechtliche Haftung vor. 

7") Bedenklich. RG. Goltd. Arch. 55, 324. 

18) Andeutung des richtigen Gesichtspunktes bei Seufferts Blätter f. Rechts- 
anw. 74, S. 388. Vgl. Rotering, Goltd. Arch. 47, S. 428/29. 

‘») Siehe unten S. 82f. 
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der Fall nicht als Unterschlagung des Geldes anzusehen, sondern als Betrug, 
da er im Sinne des Strafrechts, d. h. nach allgemeiner Anschauung ebenso Eigen- 
tümer wird, wie wenn er es gestohlen hätte (wobei er ja auch zivilrechtlich nur 
Besitz erlangt). Übereinstimmend ein kürzlich gefälltes Reichsgerichtsurteil 
DJZ 19105. 428. Ähnlich liegt der Fall auch beim betrügerischen Kollektionieren. 


5. Hoffnungen. Wie oben ausgeführt, ist das werttragende Moment 
in allen Gegenständen eine Hoffnung. Die Tatsache, daß eine Hoffnung durch 
einen äußeren Umstand — das Haben — oder durch eine rechtliche Beziehung 
— das zu fordern Haben — gefestigt ist, kann darum gegenüber den Hoffnungen 
im engeren Sinne für die rechtliche Behandlung einen Unterschied nicht aus- 
machen. Grundsätzlich müssen wir daher, sofern Hoff- 
nungen Vermögenswerte sind, auch die Möglichkeit 
eines strafbaren Betruges vertreten.°) 

Die gesetzlichen Erben haben eine Hoffnung auf die Erbschaft, der Ge- 
schäftsinhaber eine Hoffnung gegenüber den Kunden hinsichtlich zu schlie- 
Bender Geschäfte, der Jagdberechtigte hinsichtlich des Wildes, jedermann hin- 
sichtlich zu findender Mineralien und Schätze. 

Ein strafbarer Betrug liegt also vor, wenn sich jemand zu seinen Gunsten 
betrügerischerweise nach BGB. $ 2350 einen Erbverzicht erschleicht®!) 8), wer 
durch Täuschung jemanden zur Nennung seiner Kunden — nicht aber Liefe- 
ranten — veranlaßt, wer dem Jagdgenossen eine falsche Schonzeit vorspiegelt 
um selbst mehr zu erlegen, wer unter der Vorspiegelung, nicht selbst suchen oder 
schürfen zu wollen, sich die Nennung des mutmaßlichen Fundorts für Mine- 
ralien oder Schätze erschleicht usw., besonders interessant der oben dargestellte 
Fall, in dem ein Gesellschafter eine der Gesellschaft gemachte Offerte abfängt, 
um selbst das Geschäft abzuschließen.®?) 

In der Regel wird sich der Betrug um Hoffnungen durch Täuschung gegen- 
über einer Mittelsperson®*) abspielen. Auf diese Konstellation komme ich an 
anderer Stelle zurück. 

Die Literatur nimmt im wesentlichen einen andern Standpunkt ein.®) 
Die Kontroversen haben sich aber mehr bei Spezialfragen herausgebildet. 


80) Anders Köstlin, Abhandlungen 1856, S. 143, von dem Gesichtspunkt 
aus, daß Hoffnungen nicht übertragen werden können. Ähnlich Merkel, Betrug 
S. 108. Vgl. auch Rotering, Gerichtssaal 67. S. 218. 

#1) Ein interessantes verwandtes Beispiel: RGEntsch. 42, S. 171: Jemand 
fertigt im Auftrage eines andern für diesen ein Testament an und setzt eigen- 
mächtig ein Vermächtnis aus. Der Betrug — und zwar gegen die Erben, nicht 
gegen den Erblasser -— ist sofort beendet, nicht wie das Reichsgericht will, 
erst mit dem Todesfall. Bedenklich m. E. Frank?” V, S. 436. 

82) Grundsätzlich anders Rotering, Gerichtssaal 67, 217, obwohl nur 
andeutend. 

83) Die Entscheidung dieses zur Zeit schwebenden Falles steht noch aus. 

84) Insbesondere des Prozeßrichters. 

85) Z. B. Rommel, Der Betrug, 1894. S. 126, der nur bei sicheren 
Aussichten, ohne Rücksicht ob ein Rechtsanspruch darauf besteht, eine Betrugs- 
möglichkeit vertritt. Vgl. auch MSt., Gerichtssaal 40, S. 110. 
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Die Vereitelung eines Gewinns wird von Binding®) und Frank®”), wohl 


auch von Hälschner®®), nicht dagegen von Olshausen®®), wie Binding angibt?®),nur 


dann als möglicher Gegenstand eines Betruges angesehen, wenn ein Rechts- 
anspruch darauf vorhanden ist.) Noch weiter geht einmal das Reichsge- 
richt??), das annimmt, es liege bei Gewinnvereitelung nur eine Hoffnungs- 
zerstörung und gar keine Vermögensbeschädigung vor. 
Mehrfach wird zur Voraussetzung für die Möglichkeit einer Vermögensbe- 
schädigung gemacht die Tatsache, daß ohne die Täuschung der Gewinn dem 
Vermögen des Geschädigten mit Sicherheit zugeflossen sein würde. 
So Oppenhoff”), Rüdorff-Stenglein®) und mehrfache Entscheidungen.”) 
Lucas®?) fordert, daß entweder auf den Gewinn ein rechtlicher Anspruch 
bestanden hat oder er mit Sicherheit gemacht worden wäre. Wieder anders 
wird von v. Liszt®), Olshausen®”) und Meyer-Allfeld®) für nur erforderlich 
erachtet, daß eine Wahrscheinlichkeit für den Gewinn vorliegt.”°) 
Nach unserer Anschauung muß die bloße Möglichkeit des Gewinns ge- 
nügen, sofern die Möglichkeit nicht als zu entfernt gleich null ist. Betrug ist es 
demnach, wenn ich durch Täuschung es erreiche, daß die einem andern zuge- 
dachte entgeltliche Leistung mir aufgetragen wird.!®) Ein gleiches gilt von der 


88) S. 3441, 

81) Komm. 3/1 V, S. 361. 

BEL S7257 

8°) § 263. Anm. 21. 

%9) Sehr bedingt dagegen auch vom Reichsgericht. Entsch. 6, 76. 
l 21) Auch Rotering, Gerichtssaal 67, 249 weist beim lucrum cessaus im 
Sinne der Bindingschen Anschauung den ökonomischen Vermögensbegriff 
zurück. Vgl. auch Gryziecki. Studien über den strafbaren Betrug 1870, S. 32, 
ferner RMG. 8, S. 194 und Seufferts Bl. f. Rechtsanw. 73, S. 508. 

92) Entsch. 15, S. 8. 

3%) Anm. 14. 

»1) Anm. 14, ferner v. Schwarze, Anm. 4. 

95) RGEntsch. 23, 57; 26, 228 u. 241; 27, 43; 38, 108. 

#a) Anleitung zur strafr. Praxis 11?, 339. 

æ) Lehrb. 14/5, S. 471. 

%) Anm. 21. 

98) Lehrb. ®, S. 480, Anm. 35; vgl. ferner RG. Seufferts, Bl. f. Rechts- 
anw. 73, S. 508. 

9%) Meist mit Bezugnahme auf BGB $ 252 (vgl. v. Liszt a. a. O., Hegler 
S. 429, RGEntsch. 38, S. 109 und die Anm. 98 zitierte Entscheidung). Das scheint 
mir bedenklich. Der $ 252 will nicht festlegen, wann das Vermögen beschädigt 
ist, sondern inwieweit eine Ersatzpflicht besteht, resp. wie sich bei Ersatz- 
ansprüchen die Beweislast regelt. (Vgl. unten S. 88.) Der Schaden geht viel- 
mehr weiter, wenngleich seine Feststellung schwierig ist. Entsprechend muß 
auch die Möglichkeit des Betruges ausgedehnt werden. Eine Entscheidung 
auf Grund des $ 252 BGB. würde auch gegen das Rechtsgefühl gehen. — Meyer- 
Allfeld, S. 480, nimmt richtigerweise auf $ 252 nicht Bezug. Binding, S. 344, 
Anm. 1 und Rotering, Gerichtssaal 67, S. 220, lehnen mit Recht die Berück- 
sichtigung des $ 252 ausdrücklich ab. 

= 100) Übereinstimmend Rommel S. 83. Dagegen v. Schwarze Anm. 4, 

mit teils anderer Begründung auch Rotering, Gerichtssaal 67. S. 217; vgl. 
terner Goltd. Arch. 4, S. 700 und 5, S. 751. Mehrfach berühren sich mit unserer 
Ansicht — aber unter Betonung des Moments der Wahrscheinlichkeit — die Aus- 
führungen des Reichsgerichts, JW. 37. S. 583. Einen andern Gesichtspunkt führt 


6* 
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Erschleichung eines für einen andern bestimmten Geschenkes!"!), wobei aber 
nach den Umständen zu entscheiden ist ob der Schenker oder der in Wirklichkeit 
Begünstigte der Betrogene ist.!%2) 

Die gleiche Kontroverse besteht bezüglich dr Entziehung einer 
Kundschaft. 

Binding!®) wiederum fordert, seiner Grundanschauung getreu, daß die 
Kundschaft vertragsmäßig gesichert sei. In Übereinstimmung 
damit Hälschner!®®), Frankt®), u. a.t%) Die herrschende Lehre nimmt Betrug 
an, gegenüber der festen Kundschaft. So Olshausen!®) und die von ihm 
angeführten Entscheidungen!®), wohl auch v. Schwarze!°®), Meyer-Allfeld!!9). 
Rommel!!!) 12) 113), Unser Ausgangspunkt führt auch hier noch einen Schritt 
weiter zu der Annahme, daß selbstinbezugaufdiezukünftige 
Kundschaft", Betrug begangen werden kan n.1) 116) 

Dem Betrug um eine vorhandene Hoffnung muß in Parallele 
gesetzt werden der Betrug in Form der Nichtentstehung einer 
Hoffnung. Wer in betrügerischer Absicht den Konkurrenten veranlaßt. 
eine Offerte nicht zu machen, eine Preisarbeit nicht einzureichen (etwa durch 
Täuschung über die Bedingungen), einen Arrest nicht zu beantragen!!®), um 
seine Aussichten zu verbessern, begeht einen strafbaren Betrug. 


a er 


Oppenhoff, Anm. 4, ein. Er leugnet Betrug, weil der Vermögensvorteil durch die 
zu leistende Arbeit ausgeglichen wird. Hiergegen ist einzuwenden, daß nur 
der subjektive Maßstab anwendbar ist (s. unten) und daß in der Tatsache der 
Übernahme des Auftrags gegen das vereinbarte Entgelt zum Ausdruck kommt, 
daß subjektiv die Übernahme für den Übernehmenden ein Vermögensvorteil 
ist. Selbst wenn die Arbeit objektiv ganz unzureichend bezahlt wird, kann 
durch die Umstände, z. B. Not, die Übernahme subjektiv als Vermögensvorteil 
anzusehen sein. 

101) Anders v. Schwarze, Anm. 4 und Goltd. Arch. 7, 716; vgl. auch 
Oppenhoff, Anm. 14. 
102) Vgl. Referat Gerichtssaal 43, S. 370 und 387. 


105) Komm. 3, Anm. V, S. 361. 

106) Zitiert bei Binding a. a. O., Anm. 6; vgl. Hegler, S. 429, Anm. 4, 
ferner Roteringe, Goltd. Arch. 47, S. 429 und Gerichtssaal 67, S. 214. 

107) Anm. 28. 

ros) Insbes. RGEntsch. 26, S. 227. 

109) Anm. 4®. 
110) S, 480. 
a S. 83 und 131. 
12) Dagegen ausdrücklich Hegler, S. 429, Anm. 4. 

113) Eme petitio principii begeht m. E. Johannes Merkel, Vermögens- 
beschädigung beim Betrug, Erl. Diss. 1900, S. 31. mit dem Gedanken, Betrug 
sei nur möglich, wenn die Kundschaft zum Vermögen ge- 
hört. Ich glaube aber, daß auch die nicht gesicherte Kundschaft zum Ver- 
mögen gehört, was bei einem Geschäftsverkauf auch in der Regel zum Ausdruck 
kommt. 

111) Z. B. die Bestellung eines Nichtkunden steht unmittelbar vor ihrem 
Abschluß. 

115) Anders RGEntsch. 6, 75 und 13. 8. Vgl. Olshausen, Anm. 37a. 

13a) Vgl. im übrigen noch RGRechtspr. 3, 202 und 4, 075. 

116) Darüber siehe unten S. 87. 
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An dieser Stelle ist auch de Vermögensgefährdung zu behan- 
deln.11?) Ist unser Ausgangspunkt richtig, wonach eine Vermögensschädigung 
gar nicht anders vorkommen kann als in der Beeinträchtigung von Genuß- 
hoffnungen, so ist es notwendige Konsequenz, die Vermögensgefährdung als 
Vermögensbeschädigung anzusehen und die Möglichkeit eines Betruges zu be- 
jahen, denn die Gefährdung ist eine Hoffnungsbeeinträchtigung.!!8) 

Mit Unrecht hat man hier ein Problem gesehen, wo keines vorliegt. Hälsch- 
ner?19) führt aus, eine Vermögensgefährdung sei dann als Vermögensschädigung 
zu betrachten, wenn sie eine irgendwie hbestimmbare Wertverminderung des 
Vermögens in sich schließt. Der Kern dieses Satzes scheint mir zu sein: eine 
Vermögensgefährdung ist eine Vermögensschädigung, wenn sie eine Vermögens- 
schädigung ist. Ein ähnlicher Gedankengang bei Hegler!?°) und Olshausen!?1) 122), 
Hier hat man ein einzelnes Ding in zwei Teile geteilt. Eine Vermögens- 
eefährdungistals Beeinträchtigung von Hoffnungen 
immer eine Wertverringerung,d.h. Vermögensbeschä- 
digung und umgekehrt, wenn eine anscheinende Vermögensschädigung 
(z. B. Fortfall der Deckung für eine Forderung gegen einen Millionär) keine Wert- 
verringerung zur Folge hat, zeigt sich eben darin, daß eine Vermögens- 
refährdung nicht vorliegt. Einen Unterschied zu machen, wie Hälschner!?), 
zwischen gegenwärtirer Vermögensschädigung und „einer zur Zeit noch un- 
gewissen Möglichkeit künftiger Beschädigung‘, scheint mir unzulässig, da die 
letztere stets eine gegenwärtige Vermögensschädigung enthält.123%) 

Wir müssen also grundsätzlich in jeder Vermögensgefährdung eine Ver- 
mögensschädigung erblicken.!*) Ebenso Köstlin!*) und Merkel”); praktisch 
wohl auch Oppenhoff!?”), da sein einziges Gegenbeispiel — der umstrittene Fall 
der Versendung von Feuerwerkskörpern als ungefährliche Ware!#) — unter 
einen ganz andern Gesichtspunkt, nämlich der Transporterschleichung fällt.!?°) 


117) Vgl. Referat, Gerichtssaal 43, S. 388 mit Anführung älterer Literatur 
und Rechtsprechung. 

118) Es ist aber zu beachten, daß eine Gefährdung da nicht vorliegt. wo 
zur Herbeiführung A Schadens noch eine selbständige unerlaubte Handlung 
hinzutreten muß. Eine Gefährdung liegt nur vor, wenn nach dem 
regelrechten Verlauf der Dinge ein Schaden ein- 
treten kann. Nicht völlig einwandsfrei darum RG. in Seufferts Bl. f. 
Rechtsanw. 74, S. 388 (Erschleichung einer Vollmacht), wenngleich man hier 
schwanken kann; noch weniger RG. JW. 37, S. 383. 

29). 21], Sr. 252,53: 

120) S. 430. 

121) Anm. 20. 

122) Vgl. auch Oppenhoff, Anm. 25, Meyer-Allfeld, S. 480, Referat Gerichts- 
saal 43, S. 388. RMG. 8, 275. 

123 S. 252. 

1232) Bedenklich auch RGEntsch. 42, 174. 

124) Grundsätzlich der gegenteiligen Ansicht, daß Gefährdung und Schä- 
digung nie identisch seien, Johannes Merkel (zit. Anm. 113) S. 31. 

135) Abhandlungen, 1856, S. 151. 

126) Holtzendorff, Handbuch Ill, S. 762. 

RR Anm. 25. 

23) RGEntsch. 9, S. 168. 
129) Vgl. über diese Entscheidung Rommel, S. 117. 
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Grundsätzlich stellt Binding!?®) die Vermögensgefährdung der Ver- 
mögensbeschädigung gegenüber und verneint die Betrugsmöglichkeit.!?!) 
Ebenso Olshausen!??) unter Bezugnahme auf den oben angeführten nicht passen- 
den praktischen Fall, ferner v. Schwarze'®); vermittelnd die oben Zitierten, 
sowie Rüdorff-Stenglein.!*) 

Von praktisch sehr großer Bedeutung sind zwei Gruppen. 

14. Der Kreditbetrug. 

Nach dem oben Ausgeführten kann in dem Kreditbetrug, insbesondere 
der Zechprellerei,!?®) nur dann Betrug erblickt werden, wenn die Krediter- 
schleichung eine Vermögensgefährdung enthält.!) Diese, und damit auch die 
Vermögensschädigung, ist zu leugnen, wenn der Vermögenslage wie der Ver- 
folgbarkeit!*) des Täuschenden nach die gleich zu erfüllende Forderung die- 
selbe Sicherheit, damit auch denselben Wert hat, wie die später zu erfüllende. 
Der Millionär, der sein Portemonnaie vergessen hat, und sich ein Darlehn er- 
schleicht oder ein Mittagessen bestellt, ist darum also nicht Betrüger.!37)!38) 

Vom Kreditbetrug auszuschalten ist der Fall, daß jemand gar nicht zu- 
rückzuzahlen willens ist. Dieser Fall, der mit Unrecht mit dem eigentlichen 
Kreditbetrug zusammen behandelt zu werden pflegt,!?®) ist in Wirklichkeit 
Sachbetrug"?9). 

Der Krediterschleichung steht die Stundungserschleichung!*#) gleich und 
ist unter denselben Voraussetzungen wie jene strafbar.™?) 173) 

130) S, 360. 

131) Hält aber die Krediterschleichung nicht für Gefährdung, sondern 
für Schädigung. 

132) Anm. 18a. E. (siehe aber Anm. 20). 

133) Anm. 6/7, ferner Schlesinger, Vermögensbeschädigung beim Betrug, 
Münch. Diss., 1894, S. 68 und S. 100. 

133) Anm. 15. 134,) S. aber unten, Anm. 140. 

135) Vgl. Rotering, Gerichtssaal 67, S. 211 ff. 

136) Bei falscher Namensangabe! Meist wird dann aber nicht Kredit- 
betrug, sondern — da Rückzahlabsicht fehlen wird — Sachbetrug vorliegen. 

137) Bedenklich RMG. 8, S. 274, die Entscheidung aber dennoch zu billigen. 

138) Von seinem formalistischen Standpunkt aus anders wohl Binding, 
S. 361. Richtig RG., Goltd. Arch. 41, 142 und Frank, Komm. 3/4 § 363 II, 1, 
a. E. (S. 357.) 139) Z. B. Olshausen, Anm. 20, Hegler, S. 431. 

-= M0) Hierher gehört die Zechprellerei im engeren Sinne. Mit Recht wird 
sie von Kronacher: Ist Zechprellerei Betrug? 1906, S. 7, von dem Kredit- 
betrug geschieden. 

1) RGEntsch. 3, 332 und 16, 162. 

i 142) Auch bei uneinbringlichen Forderungen. Der Gläubiger, der die 
Stundung nicht gewährt, kann sich einen vollstreckbaren Titel verschaffen, 
der für ihn insofern Wert hat, als er sofort zugreifen kann, sobald der Schuld- 
ner wieder zu Vermögen kommt. Er steht günstiger als der Gläubiger, der 
Stundung gewährt hat, seine Hoffnungen sind größer. Die Ansicht, daß es hier 
an einem Objekt zum Betruge fehle (so Binding 361, Oppenhoff, Anm. 25, 
RGRechtspr. 9, 364, Entsch. 16, 164, weitere Zitate bei Olshausen, Anm. 35, 
ferner RG. in Das Recht 07, S. 392) kann daher nicht geteilt werden. Ebenso 
RGRechtspr. 1, S. 12. 

18) Es ist zu beachten, daß es oft an einem dolus fehlt, wenn nämlich der 
Täuschenide nach den Umständen eine etwaige Zahlungsunfähirkeit im Augen- 
ar a Fälligkeit nicht hätte voraussehen können. Vel. Köstlin Abhandl., 
S. 150. 
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Die Literatur teilt sich in zwei Gruppen. Von der einen wird grund- 
sätzlich — mehrfach ohne die obige Einschränkung!) — Betrug angenommen. 
So von Oppenhoff!#), v. Liszt!#), Binding!?) (mit der Begründung, daß rech t- 
lich Schädigung, nicht Gefährdung vorliege), Hegler!*) u. a.149) 
Die andere Gruppe läßt die Gefährdung als Schädigung nicht gelten und lehnt 
die Möglichkeit des Betruges ab. So v. Schwarze,15° Gryzieckil®l) u. a. Die 
Rechtsprechung steht im wesentlichen auf dem ersten Standpunkt.'2) 

2. Der Betrug bei der Zwangsvollstreckung. 

Diese Art des Betruges enthält die Beeinträchtigung einer Hoffnung. 
Sie stellt eine Vermögensgefährdung — für den Fall die Forderung 
nicht gezahlt wird — dar und damit eine Vermögensschädigung. 
Es ist zu beachten, daß zuweilen die Absicht der Verschaffung eines 
rechtswidrigen Vermögensvorteils nicht vorliegt, was die Strafbarkeit aus- 
schließt.!3) 

Dieser Betrug kommt in zwei Formen vor: 

a) Durch den Schuldner, undzwar, wenn er betrügerischerweise 
die Freigabe von Pfandstücken erschleicht!°®), sowie wenn er den Gläubiger 
in gleicher Weise veranlaßt, von einer Pfändung Abstand zu nehmen und 
so die Entstehung einer Hoffnung vereitelt.) Der praktisch häufigste 
Fall der Täuschung des Gerichtsvoltziehers wird an anderer Stelle behandelt 
werden.!5%) 

b) Durch den Gläubiger. In Betracht kommt hier der Fall, 
daß ein Gläubiger den andern zur Freigabe eines Pfandstückes oder zur Ab- 
standnahme von einer Pfändung veranlaßt.'5”) Auch eine Schädigung des Gläu- 
bigers durch Täuschung des Schuldners ist denkbar, wenn durch die Unter- 
werfung unter die sofortige Zwangsvollstreckung andern Gläubigern der Zugriff 
entzogen wird. Daß die Zugriffshoffnungen der letzteren sich bereits durch 


144) Anm. 25. 

145) S. 473. 

146) Die aber in anderer Form bei Olshausen, Anm. 20, Berücksichtigung 
findet; vgl. RG. Goltd. Arch. 41, 142. 

14 1) S. 361. 

148) 5. 430. 

149) Vgl. Hegler a. a. O., Anm. 3. 

150) Anm. 7. 

151) S. 405. 
i 152) Z. B. RGEntsch. 3, 332, mit der obigen Einschränkung auch 16, 
S. 161, ferner Rechtspr. 4, S. 89 und Sächs. Arch. 07, S. 91, 113 und 261, ferner 
Warneyer, Rechtspr. 06, S. 80 und — in sehr u Ausdehnung des Betrugs- 
begriffes — RMG. 8, 274. Anders RG. JW. 37, S. 761. 

153) So, wenn die Mittel zur Zahlung in unmittelbarer Aussicht stehen. 
Vgl. Reichsgericht Rechtspr. 1, S. 499. Auf diesem Gesichtspunkt beruht wohl 
auch die Ansicht von Merkel, Betrug S. 289, wonach zwar die Abwendung, 
nicht aber die Hinausschiebung einer Vollstreckung, Betrug darstellt. 

154) RGRechtspr. 1, 13. 

155) Das Recht 07, S. 465. 

156) Vollendeter Betrug ist aber ausgeschlossen, wenn die Pfand- 
verwertung sistiert wird ohne Freigabe der Pfandstücke. Vgl. JW. 35, S. 788. 

157) Anders RGEntsch. 23, 55 (gebilligt von Frank, Komm. 5 § 263 V, 


S. 436. 
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Zahlungseinstellung oder in anderer Weise zu einem Recht verdichtet haben 
müssen, ist nicht erforderlich.'?®) 


An dieser Stelle sei auch darauf hingewiesen, daß der Betrug durch Be- 
einträchtigung von Hoffnungen auch in ganz anderen Formen vorkommen kann, 
wenn jemand z. B. einen andern durch Täuschung veranlaßt, eine in einem späteren 
Prozeß vielleicht erhebliche Beweisurkunde zu vernichten??®), oder ihm Schuld- 
scheine auszuhändigen.’e°) Hierher gehört auch der Fall, den das Reichsgericht!#') 
zu entscheiden hatte: Ein Schuldner hatte durch Täuschung die 
Quittierung des Gläubigers erschlichen.!%) Mit Recht hat das Reichs- 
gericht in der so verursachten Erschwerung der prozessualen Geltendmachung 
der Forderung eine Vermögensschädigung gefunden.!63) 164) 

Der umgekehrte Fall, daß jemand sich für eine bestehende nicht zweifelhafte 
Forderung eine Beweisurkunde resp. eine Sicherung durch Pfand oder Wechsel 
arglistig erschleicht, ist m. E. nicht als Vermögensschädigung anzusehen.!®) 

Es dürfte sich erühbrigen. noch weiter in das Detail einzugehen. 

E (Schluß folgt.) 

158) So, teils mit anderer Begründung, RGEntsch. 21, S. 236; die Ent- 
scheidung ist aber aus einem andern Gesichtspunkt angreifbar: vgl. darüber 
Frank. Ztschr. f. Strafrechtsw. 14, 401. 

1584) Vgl. im übrigen noch RGRechtspr. 1, 744. Das Recht, 07, S. 392, 
Schlesinger a. a. O., S. 73 u. 100 und Merkel a. a. O., S. 285. 

159) Referat Gerichtssaal 43, S. 363. 

160) Degl. S. 389. 

161) Das Recht, 07, 465. 

162) Ahnlich der Fall in Seufterts Bl. f. Rechtsanw. 72. 598. 

163) Vgl. auch den Fall der Nichtrückgabe eines Hypothekenbriefes nach 
erfolgter Zahlung, Württ. J. 21. S. 63 und der betrügerischen Erlangung eines 
Beweismittels für eine nicht erfolgte Zahlung (der oben berührte Gesichtspunkt. 
daß eine Schädigung zu leugnen ist, wenn zu ihrer Realisierung eine selbständige 
Strafbare Handlung erforderlich ist, greift hier nicht ein, da ein Schaden, auch 
im regelmäßigen Verkehrsleben möglich ist: man nehme an. der Betrüger stirbi 
und wird von einem Gutgläubigen beerbt: eine ähnliche Gefährdung würde 
natürlich auch beim Besitzbetrug vorliegen, doch ist diese Schädigung nicht 
gewollt; liegt der Fall aber so, daß der Besitz für einen Prozeß von Be- 
deutung werden soll. so würde auch in der Besitzentziehung Betrug begründet 
sein können. Vgl. oben S. 81). 

o0 1) Auch die Gefährdung, einen Prozeß führen zu müssen. gehört zufolge 
einiger Entscheidungen hierher. Vgl. Ztschr. f. Rechtspfl. in Bayern 3, 66 und 
Bay.OLG. St. 5, 161. 

183) Anders RG., Warneyer 09. S. 88. im Gegensatz zu Binding, S. 363. 
der die oben ausgeführte Ansicht vertritt. Auch ist die so erlangte Ersparung 
der Notwendigkeit, einen Prozeß zu führen, kein (rechtswidriger) Vermögens- 
vorteil. Verl. Binding a. a. O. 
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Die Strafausschließungs-, Schärfungs- und Milderungs- 
gründe des spanischen Strafgesetzbuches.*) 
Von Alfredo Hartwig, Jena. 


Der Gedanke, daß die Schuld ein Begriffsmerkmal des Verbrechens ist, 
und die Zurechenbarkeit des Erfolges die Zurechnungsfähigkeit des Täters 
voraussetzt, hat im spanischen Rechte ungefähr zur gleichen Zeit Eingang ge- 
funden, als in Deutschland der Sachsenspiegel den Satz aufstellte: „Über rechten 
Toren und über sinnenlosen Mann soll man nicht richten.“ Ohne Zurechnungs- 
fähigkeit ist Verschuldung und somit strafbares Verbrechen unmöglich. Daher 
liegt der Schwerpunkt der Lehre von der Zurechnungsfähigkeit in der Darstellung 
derjenigen Zustände, welche ausnahmsweise das Vorhandensein der Zurechnungs- 
fähigkeit ausgeschlossen erscheinen lassen und diese Bedingungen sind in erster 
Linie im spanischen Strafgesetzbuche: 


Geisteskrankheit und Wahnsinn. 

Der großen Schwierigkeit. welche eine scharfe Umgrenzung des Begriffes 
„Zurechnungsfähigkeit“ in seiner Gesamtheit wie in seinen einzelnen Phasen 
erfordern würde, ist der deutsche Gesetzgeber in $ 51 dadurch aus dem Were 
gegangen, daß er von einer Feststellung des Begriffes überhaupt absah und den 
Kernpunkt der Frage in dem „Ausschluß der freien Willensbestimmung‘“ er- 
blickte. Dieser Ausweg war aber nur dann möglich, wenn man jede geistige 
Störung im weitesten Sinne ausschließen wollte. falls sie nicht vom Täter selbst 
absichtlich hervorgerufen worden war, um die nachfolgende Ausführung der Tat 
nicht als actio libera in causa erscheinen zu lassen. Da nun der spanische Ge- 
setzyeber die Grenze der nicht zurechenbaren und somit straflosen Momente 
weit enger ziehen und nicht über das Gebiet der gesetzlich anerkannten Geistes- 
krankheiten hinausgehen lassen wollte, sah er sich vor die Alternative gestellt, 
entweder eine genaue terminologische Definition zu geben oder sich mit einer 
allgemeinen Direktive zu begnügen und die Ausbildung der Begriffe der Ver- 
kehrsanschauung und somit einem sich bildenden Gewohnheitsrechte zu über- 
lassen, welches dann durch die Entscheidungen des obersten Gerichtshofes 
(Tribunal Supremo) die Sanktion als Norm erhalten konnte. Zwar hatten 
sich die spanischen Kommentatoren trotzdem bemüht, eine Definition der Be- 
griffe aufzustellen und behauptet: ,‚Geisteskrankheit‘““ (demencia) sei das 
Fehlen der Fähigkeit zu ruhiger und überlegender Urteilskraft; „Wahnsinn“ 
(locura) bestehe in demselben psychischen Zustande wie die Geisteskrankheit; 
nur treten als besondere Merkmale noch Raserei (delirio) oder Wut (furor) hinzu’). 
Es war also hiernach weniger das innere Wesen der Krankheit maßgebend, 
als vielmehr die Form, in welcher die Geistesstörung in die äußere Erscheinungs- 


* Diese eingehenden Studien haben jetzt, wo man an der Strafrechts- 
reform arbeitet, eine gesteigerte Bedeutung. 

1) Joaquin Francisco Pacheco. El Código penal concordado y comentado. 
Sexta edicion. Madrid 1888. Tomo I. pag. 130. 
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welt trat. Dieser Auffassung ist aber das Tribunal Supremo nicht beigetreten: 
es läßt vielmehr nur diejenige Geisteskrankheit als strafausschließend gelten. 
welche ‚von der Allgemeinheit als solche anerkannt zu werden pflegt“ (demencia 
real y verdadera que todo el mundo reconoce por tal). Dem ‚allgemeinen 
Volksempfinden‘?) (comun pensar de las gentes) wird die Würdigung des rich- 
tigen Maßstabes zuerkannt. Und Pacheco gibt noch eine nähere Erklärung. 
indem er sagt: ,Wer frei herumgeht und sich frei in der Gesellschaft seiner 
Mitmenschen bewegt, welche ihn als ihresgleichen ansehen und aufnehmen. 
hat die Präsumtion — geisteskrank zu sein — nicht; ihn können im entschei- 
denden Augenblicke nur die Begleitumstände der Tat retten. Wohl aber kann 
auf diese Präsumtion derjenige Anspruch machen, welcher sich in einer Anstalt 
eingeschlossen befindet oder von seiner Familie überwacht wird.“ Tatsächlich 
fallen also ohne weiteres unter die schützende Ausnahme des Gesetzes nur die- 
jenigen Personen, welche man als Idioten, Blödsinnige etc. zu bezeichnen pflegt. 
Wenn hiernach schon der Kreis derjenigen Personen, welchen die strat- 
ausschließenden Voraussetzungen des Gesetzes zugute kommen, ein 
sehr begrenzter ist, so erfährt diese Zahl noch eine weitere Einschränkung 
durch den Zusatz, daß der geisteskranke oder wahnsinnige Delinquent nicht in 
einem lichten Augenblicke (intervalo de razon) gehandelt haben dürfte. Die 
Einschaltung dieses sehr bedenklichen Begriffes wird auch von den spanischen 
Juristen allgemein als ein Fehler angesehen. Denn für den wahren Geistes- 
kranken kann ein lucidum intervallum — wie das Wort schon besagt — nur ein 
vorübergehender Zustand von längerer oder kürzerer Dauer sein und die Frage 
nach einem solchen Zustande setzt bereits die Annahme des Vorhandenseins 
einer Erkrankung voraus. Die spanischen Kommentatoren nennen die Ein- 
führung dieses Zusatzes geradezu eine Absurdität, welche sich aus folgender 
Betrachiung — wie Gomez de la Serna ausführt — ohne weiteres ergiebt. „Han- 
delt der Geisteskranke oder Wahnsinnige in einem lichten Zwischenraum, so er- 
geben sich zwei Möglichkeiten: entweder er fällt nicht mehr in die Krankheit 
zurück, dann ist er gesund und auch verantwortlich zur Zeit der Tat gewesen: 
oder aber er fällt wieder in den Krankheitszustand zurück, der dann nichts 
weiter wie eine Fortsetzung des scheinbar unterbrochenen ersten Stadiums 
gewesen ist.‘“*) „Es gibt eben — wie Alvarez Martinez sagt — keinen Mittelweg. 
Entweder ist die Geisteskrankheit in jedem Falle Strafausschließungsgrund, oder 
sie wird in keinem Falle berücksichtigt.‘“°) 

Diese ablehnende Haltung des spanischen Gesetzgebers einer Ausdehnung 
der Begriffe „Geisteskrankheit‘“ und „Wahnsinn“ über den eben geschilderten 
Rahmen hinaus, läßt es als notwendige Folge erscheinen, daß keine ausdrück- 
liche Berücksichtigung derjenigen Zustände stattfindet, welche, ohne unter den 
gesetzlichen Tatbestandshegriff zu fallen, dennoch die freie Willensbestimmung 
aufheben können, also der Auffassung des Deutschen Reichsstrafgesetzbuches 
entsprechen würden, welches allgemein von einem „Zustande von Bewußtlosig- 


2) Alejandro Groizard y Gomez de la Serna. EI Código penal de 1870 
concordado y comentado. Segunda edicion. Madrid 1902. Tomo 1. pag. 195. 

3) J. Fre Pacheco. El Código etc. pag. 134. 

4) Alejandro Groizard y Gomez de la Serna. El Código etc. pag. 198. 

ö) Alvarez Martinez. Comentarios al código Penal. Tomo I. pag. 113. 
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keit oder krankhafter Störung der Geistestätigkeit‘ spricht, durch welchen die 
freie Willensbestimmung des Täters ausgeschlossen war. 

Ursprünglich hatte man im spanischen Strafrechte sehr wohl diese Möglich- 
keiten ins Auge gefaßt und die Siete Partidas®) erklärten in Ley XXI, Tit. 1. 
Part. I in Anlehnung an den begrifflichen Inhalt der römischen Worte „mente 
capti“ und „mente furiosi“ nicht nur denjenigen für straflos, dessen Geistes- 
krankheit bei Ausführung der Tat so beschaffen war, daß ‚er nicht wußte, was 
er tat“ (que fuese loco de tal locura que non sabe lo que se face), sondern 
dehnte inL.IX, Tit. 1, Part.VIl die Wohltat der Gesetze auf nur ‚Geistesgestörte‘“ 
(desmemoriados) aus, welche, so lange der krankhafte Zustand nicht beseitigt 
war, nicht in Anklagezustand versetzt werden sollten. (Eso mesmo decimos 
que serie del loco et del furioso et del desmenioriado que nol pueden acusar 
de cosa que ficiese en cuantol durase la locura.) Ley III, Tit. VIII, Part. VII 
spricht sogar ausdrücklich die Straflosigkeit des irgendwie geisteskranken 
Täters selbst bei Mord auf Grund des fehlenden Erkenntnisvermögens aus 
(Otrosi decimos que si algunt home que fuese loco o desmenoriado.... . matase 
a otro, que non cae porende en pena ninguna, porque non sabe nin entiende el 
verro que face). Diese begriffliche Dreiteilung des anormalen geistigen Zustandes 
hat sich bis in die Gesetzgebung des Jahres 1822 erhalten, deren Artikel 26 
die in den Siete Partidas verstreut enthaltenen Lehren in einen einzigen Satz 
zusammenfaßte und ihnen noch eine Ausdehnung der Bestimmungen erteilte, 
indem der Zustand des Schlafes sowie des unfreiwilligen Beraubtseins der geistigen 
Kräfte dem mangelnden geistigen Bewußtsein, der Geisteskrankheit selbst gleich- 
gestellt wurde. (Tampoco se pueden tener por delincuente ni culpable al que 
comete la accion en estado de demencia ó delirio a privado del uso de su razon 
de cualquier otra manera independiente de su voluntad.) 

Das spanische Gesetz in der uns vorliegenden neuen Fassung von 1870 
hat aber den Boden der Dreiteilung wieder verlassen und läßt — soweit 
Artikel 8? in Frage kommt — somit nur Geisteskrankheit und Wahnsinn in 
dem oben definierten Sinne und Unifange gelten. 

Wie steht es nun aber mit der Beurteilung aller derjenigen psychischen 
Erscheinungen, welche unter den Begriff „AusschließBung der freien Willens- 
hestimmung“ im Sinne des Deutschen Reichsstrafgesetzbuches fallen, sowie 
derjenigen Zustände, auf welche in der modernen deutschen Praxis der Schutz 
des $ 51 in so ausgiebiger Weise in Anspruch genommen zu werden pflegt? 

Uın diese Fragen zu beantworten. muß man sich vergegenwärtigen, welchen 
Zweck das spanische Strafrecht verfolgt, welches die Stellung des Richters ist 
und inwieweit dem Psychiater Einfluß auf das Urteil eingeräumt ist. 

Das spanische Strafrecht müßte kein modernes Recht sein und sich auf den 
Grundsätzen des Code pénal sowie der Strafgesetzbücher von Belgien und 
Italien aufbauen, wenn es sich nicht ebenfalls als Zweck im Recht die möglichste 
Erreichbarkeit gerechter Beurteilung gesetzt hätte. Aber der Gesetzgeber ge- 
steht selbst zu, daß man bei der Behandlung keiner Materie in höherem Maße 
„darauf verzichten müßte, dem gesteckten Ziele, der absoluten Gerechtigkeit 


6) Dieses Gesetzbuch, in den Jahren 1256—1265 entstanden. ist das Le- 
benswerk König Alfons X., des Weisen: eine Gesetzgebung. weit ihrer Zeit 
vorauseilend. ist sie das erste national spanische Recht. 
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nahe zu kommen, wie in der Beurteilung der Zurechnungsfähigkeit; und der 
Richter hätte schon viel gewonnen, wenn es ihm nur in den meisten Fällen ge- 
länge, mit relativer Gerechtigkeit möglichst wenig Schaden anzurichten.‘“*) 
Je enger die Grenzen gezogen sind, innerhalb deren die richterliche Anschauung 
frei walten kann, je scholastischer und dogmatischer die Abfassung der Gesetze 
ist, desto weniger wird es dem Richter gelingen können, zur richtigen Abwägung 
von Schuld und Sühne zu gelangen. Je weiter die Kultur fortschreitet, je kom- 
plizierter das Leben wird, desto mehr muß es dem Richter gestattet sein, in 
freier Beweiswürdigung das Recht den Bedürfnissen des täglichen Lebens, 
dem Volksempfinden anzupassen. Es sind wahrlich keine Sentiments, wenn das 
spanische Recht es dem Richter a priori erspart. sich auf den schwankenden 
Boden zu begeben, auf welchem die Trennungstinie der fließenden Berrifte 
„geistige Gesundheit“ und „beginnende Geistesstörung‘“ oder „momentane 
Verwirrung“ etc. liegt und ihm als Richtschnur sein eigenes gesundes Empfinden 
und die Rücksicht auf die Volksanschauung und Verkehrssitte anempfiehlt. 
Das gesunde Volksempfinden ist oft ein weit besserer Gesetzgeber als die ganze 
Summe jJuristisch-philosophischer Weisheit vom grünen Tisch. Es soll eben. 
— um das bekannte Möser’'sche Argument in negativer Form anzuführen, — 
niemand straflos ausgehen, von dessen Nichtschuld nicht verständige Kenner 
aus dem Volke zu überzeugen sind. Wenn wir gerechter Weise den großen 
Fortschritt des Bürgerlichen Gesetzbuches in Deutschland darin erblicken, 
daß es sich mehr dem Leben anpaßt und es in erhöhtem Maße dem Richter 
überläßt,. den Willen der Parteien zu erforschen und dann erst in gerechter 
Abwägung und Würdigung aller Verhältnisse sein Urteil abzugeben, so können 
wir dem spanischen Strafrechte schwerlich zum Vorwurf machen, was wir 
im eigenen Gesetze als Vorzug anerkennen. 

Nächst dem erwähnten idealen Ziele ist es der Zweck des spanischen 
Strafrechtes, die Allgemeinheit vor dem Verbrecher zu schützen: ein 
Gesichtspunkt, hinter welchem das Wohl des einzelnen bisweilen zurück- 
treten muß. Erwägungen sentimentaler Art oder überstarkes Betonen der per- 
sönlichen Rechte des Verbrechers, welcher sich durch diese Verletzung der 
Rechtssphäre seiner Mitmenschen selbst außerhalb der Rechtssphäre gesetzt 
hat, haben in der spanischen Judikatur keinen Eingang gefunden. Es ist — 
soweit ersichtlich — keinen spanischen Kriminalisten in den Sinn gekommen, 
selbst die Berechtigung der Todesstrafe zu Dezweiteln unter dem Gesichtspunkte 
der vereitelten Besserungesmöglichkeit. Ohne grausamer in der Vollziehunr 
der Todesstrafe zu sein. als es die technische Ausführung erfordert, soll der 
Vollzug nach Möglichkeit abschreckend wirken. Daher ist die Hinrichtung 
auch öffentlich. das Projekt der Intramuran-Hinrichtung abgelehnt.*) 

Wenn der Artikel 8! lediglich den Wahnsinnigen und Geisteskranken 
in dem oben geschilderten Umfange für straflos erklärt. so könnte der Schluß 
nahe liegen, daß das Gesetz andere Arten der Geisteskrankheiten ganz aus- 
schließen und in erster Linie dem Schlate und den schlafähnlichen Zu- 
ständen des Somnambulisinus, der Hypnose. des Nachtwandelns und Ähnlichen 
Erscheinungen die Berechtigung absprechen wollte, Anspruch auf die gleiche 


‘) Alejandro Groizard y Gomez de la Serna. EI Código etc. par. 199. 
s) Die Hinrichtung ertolgt nach Art. 102 durch die Würeschraube. 
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Beurteilung zu erheben. Gerade der Schlafzustand war ja — wie oben erwähnt — 
in Artikel 26 des Strafgesetzbuches von 1822 als strafausschließend berück- 
sichtigt worden und diese Maßnahme gilt noch heute; jedoch nicht nach der 
ratio des Artikels 8, sondern auf Grund der Negation des Verbrechensbegriffes 
als „willensfreier, vorsätzlicher Handlung“ nach Artikel 1. 


Als letzte Konzession hinsichtlich der StrafausschließBung wegen Un- 
zurechnungsfähigrkeit im Sinne des Artikels 8? betrachtet das spanische Gesetz 
diejenige Form der Monomanie, welcher deutlich der Stempel der Geistes- 
krankheit aufgedrückt ist. Diese privilegierten Fälle treten aber nach spanischer 
Auffassung so außerordentlich selten ein, daß die Kommentatoren nur auf ein 
einziges Klassisches Beispiel zurückgreifen können: auf den famosen Ritter 
Don Quixote de la Mancha, wenn er die Flügel der Windmühlen für die riesigen 
Arme seiner Feinde ansehend, seiner Rosinante die Sporen einsetzt und den 
Kampf aufnimmt. Ein solcher Zustand gilt dem Richter nach’eigenem Urteil 
und nach allgemeiner Volksanschauung als strafausschließend resp. kann den 
Wert eines Strafausschließungsgrundes erlangen, wenn seine Qualität als solcher 
vom Verteidiger überzeugend nachgewiesen werden kann, was aber selten gelingt. 
Die Zurechnungsfähigkeit als Voraussetzung der Schuld wird also nicht von 
Amts wegen festgestellt, sondern präsumiert; ihr Mangel muß vom Verteidiger 
bewiesen werden. 

Aus den bisherigen Ausführungen dürfte bereits ein Schluß auf die Über- 
ordnung des Richters über den Psychiater gezogen werden können. Letzterer 
spielt im spanischen Strafprozesse und Strafrechte auch nicht annähernd die 
Rolle, welche ihm z. B. in Deutschland durch die Praxis eingeräumt worden ist. 
Der Psychiater kann sowohl auf Anordnung des Richters wie auf Verlangen des 
Verteidigers herangezogen werden. Wie in Deutsch!and bindet den Richter 
das ärztliche Gutachten nicht und ebensowenig deckt es ihn; die endgültige 
Entscheidung liegt nach wie vor in Händen des Richters, wie das Tribunal 
Supremo in seinem Urteil vom 17. November 1886 ein für alle Mal bestimmt hat. 

Ursprünglich hatte man beabsichtigt, den Einfluß des Psychiaters zu 
erweitern, indem man es mehr in die Hand des Arztes legen wollte auch son- 
stigen Zuständen der Bewußtlosirrkeit im Sinne des $ 51 des Reichsstraigesetz- 
buches den Charakter von Strafausschließungsgründen zu geben und sie auf 
diese Weise auch hinsichtlich der juristischen Beurteilung der Geisteskrankheit 
und dem Wahnsinn anzugliedern. Diese Anregung war jedoch kaum ergangen, 
als einige Juristen und speziell Mediziner eine Liste von 60 bis 80 verschiedenen 
Arten der Geistesstörungen, Monomanien etc. aufstellten, welche sämtlich 
als Strafausschließungsgründe Berücksichtigung finden sollten. Die Kommission 
lehnte aber alle diese Anträge ab, weil sie eine Scheidungsgrenze gegenüber den 
sonst noch möglichen Geistestrübungen als überhaupt unmöglich ansah und 
den Vorschlag somit als uferlos erachtete. Die berriffliche Scheidewand würde — 
wie v. Liszt selbst zugibt — dann weichen und fallen.“®) Die Gefahr lag nach 
spanischer Auffassung ja allerdings sehr nahe, daß ein geschickter Anwalt und 
Psychiater stets einige Momente aus dem Vorleben des Angeklarten oder den 


`a) [Ueber das Strafrecht bei Cervantes vgl. Archiv 52 S. 78. — Kohler.] 
9) v. Liszt. Strafrechtliche Aufsätze und Vorträre 1905. II, 220. 
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Begleitumständen der Tat selbst würde zitieren können, welche unschwer unter 
die eine oder andere Art von krankhafter Geistesstörung zu subsummieren 
wären, welche das reichhaltige Programm vorgesehen hatte. „Die medizinischen 
Hilfswissenschaften (Sachverständigen) — sagt Pacheco — haben uns diese 
Schwierigkeiten gebracht, indem sie nach ihrer Auffassung eine Menge von 
Störungen des Geistes sahen oder zu sehen glaubten, welche unsere Vorgänger 
nicht sahen oder nicht als solche wertschätzten. Indem sich nun die Ärzte einer 
bedauernswerten etwas voreiligen, antimoralischen und materialistischen Tendenz 
hingaben, schlechte Handlungen zu entschuldigen, haben sie häufig Missetäter 
als unverantwortlich für ihre Handlungen hingestellt, welche der gesunde 
Menschenverstand und die öffentliche gewissenhafte Überzeugung als wahre 
Delikte ansah. (cediendo a una deplorable facilidad de excusar las malas av- 
ciones ó a una tendencia antimoral y materialista, se han calificado con fre- 
cuencia de actos irresponsables á los que el buen sentido y la consciencia general 
calificaban de delitos verdaderos.) Auch die Monomanien haben ihre Modezeit 
gehabt, wie die Zwangshandlungen und später die unwiderstehlichen Ver- 
anlagungen, welche durch die Protuberanzen des Gehirns hervorgerufen waren. 
Physiologie und Phrenologie haben oft Begriffsverwirrungen statt Licht in das 
moralische Empfinden und die Gesetzgebung gebracht. Man muß dem Delikte 
seinen natürlichen Charakter lassen und es nicht durch ein System in bloße 
Zwangshandlungen verwandeln wollen, gegen welche es keinen Widerstand gibt. 
Man darf nicht Geisteskrankeit und ihre tatsächlichen und einwandsfreien Wir- 
kungen verwechseln mit den Tatfolgen des Lasters, gemeiner Gesinnung und 
verbrecherischer Gewohnheit.“1°) „Laster können bei Verbrechern keinen 
Grund bilden, die strafrechtliche Verantwortlichkeit auszuschließen.) Denn 
wo liegt die Grenze zwischen Monomanie und der Freude an demselben Delikte ? 
Die letzte Konsequenz derartiger Zugeständnisse würde die Gleichbedeutung 
des anscheinend mangelnden Motivs — der causa facinoris — mit der Unzu- 
rechnungsfähigkeit des Verbrechers selbst sein. Man ist vielfach der Ansicht. 
daß — wie Gomez de la Serna sagt — „zwischen einem großen Verbrechen 
und einem geringfügigen Motiv das Verhältnis von Ursache und Wirkung ein 
zu unproportioniertes sei und man daher eher auf eine Geistesstörung 
zu Schließen geneigt wäre. wie auf den ursächlichen Zusammenhang eben dieses 
Motives zur Tat.) Das Nichterkennen des antreibenden Motives für die 
strafbare Handlung ist aber nicht der induktive Beweis für das Nichtvorhanden- 
sein eines Motives. Es ist eigenartig, daß die Entwürfe sowohl zum spanischen 
Strafgesetzbuche wie die ungefähr gleichzeitigen Motive zum norddeutschen 
Entwurf sich prinzipiell ablehnend gegen die Einräumung einer maßgebenden 
Stimme der Psychiater ausgesprochen haben. Der Standpunkt der spanischen 
Kommentatoren und Mitarbeiter am Gesetzbuche ist soeben kurz geschildert 
worden; er ist ein Seitenstück zu der scharfen Stellungnahme der norddeutschen 
Motive, nach denen die psychiatrischen Sachverständigen als Elemente sich 
kennzeichnen, „welche in Verkennung ihrer Aufgabe, dem Strafresetze, soviel 
an ihnen ist, in Verbindung mit dem Richter zur Geltung zu verhelfen, ihren 


10) Joaquin Fre Pacheco. EI Código etc. pag. 131. 
11) Derselbe pag. 203. 
12) Alejandro Groizard y Gomez de la Serna. El Código etc. par. 200. 
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Ehrgeiz darin suchen, den Angeklagten durch medizinische Argumente, na- 
mentlich solche, welche sie denı Gesetze der Psychiatrie entnehmen, vor dem 
Strafgesetze zu schützen oder wenigstens die Folgen dieser Strafgesetze zu 
mildern.“ „Die Psychiater sind — wie Kahl in seinem Gutachten ausführt — 
überhaupt keine Freunde des Strafrechtes.‘“ 


Die logische Folge der Stellung, welche der spanische Gesetzgeber als 
Indeterminist in der ganzen Frage der Berücksichtigung irgendwelcher Geistes- 
störungen einnimmt, ist die Nichtanerkennung der Trunkenheit als Straf- 
ausschließungsgrund; gleichgültig, welchen Grad dieselbe gehabt hat. Die in 
unverschuldeter Trunkenheit begangene Handlung ist natürlich straflos, weil — 
wie bereits erwähnt — nach Artikel 4 die Freiwilligkeit und Vorsätzlichkeit 
das Charakteristikum für die Qualifikation als Verbrechen oder Übertretung sind. 


Ursprünglich hatte allerdings das spanische Strafrecht die Trunkenheit 
als Strafausschließungsgrund anerkannt. Die Siete Partidas in Ley VI, Tit. Il, 
Part. VII bestimmen ausdrücklich: „Und daher sagen wir, daß wenn jemand 
in der Trunkenheit schlecht vom Könige spricht, er deshalb in keinerlei Strafe 
verfallen soll; denn er tut solches, während er seines Gehirnes beraubt ist (desa- 
poderado de su seso); er weiß also nicht, was er sagt.“ In einem andern Gesetz 
derselben Sammlung — Ley V, Tit.VIH, Part. VII — wird Verbannung über 
den Mörder verhängt, welcher die Tat im Zustande der Trunkenheit verübt hatte. 
Aber auch bei der Behandlung dieser Materie zeigt sich die Wandlung, welche 
die spanische Anschauung in der Wertung derjenigen Zustände durchgemacht 
hat, welche den Grenzgebieten angehören. Als der Beginn des 19. Jahrhunderts 
den Wunsch nach einer Neuordnung der spanischen Strafgesetzgebung. immer 
lauter werden ließ, folgte man dem Prinzip des Code Pénal Artikel 64 und schloß 
sich der Rechtsprechung des französischen Kassationshofes an, welcher die 
Zugehörigkeit der Trunkenheit zur ‚demence“ verneint und dieselbe unter 
keinen Gesichtspunkten als Strafausschließungsgrund behandelt sehen lassen will. 

Die Zurechenbarkeit eines in der Trunkenheit begangenen Deliktes ist im 
Gesetzbuche von 1870 nicht mehr ausdrücklich hervorgehoben; die tatsächliche 
Nichtanerkennung als Strafausschließungsgrund greift aber zurück auf den 
Endabschnitt des Artikels 26 vom Jahre 1822, welcher bestimmte: „Freiwillige 
Betrunkenheit oder irgendwelche gleichartige andere Beraubung oder Störung 
der Vernunft sollen nicht als Entschuldigung des während der Dauer dieses Zu- 
standes hbegangenen Deliktes gelten: auch soll die entsprechende Strafe hierdurch 
keinerlei Milderung erfahren.) Das heutige Strafrecht hat insofern eine Än- 
derung der Bestimmungen eintreten lassen, als es in gewissen Fällen selbst- 
verschuldete Trunkenheit wenigstens als Milderungsgrund ansieht.?$) 


>) Von den Tochterrechten geht Venezuela am weitesten, welches he- 
zür'ich der Ausdehnung der Begriffe „Geisteskrankheit“ und .‚Geistesstörung‘“ 
in Artikel 46 dieselbe Stellung wie das Reichsstrafresetzbuch von Deutschland 
einnimmt, aber die Trunkenheit als Strafausschließungsgrund ausdrücklich 
verneint (.... 6 estando de cualquiera otra manera privado de la razon, sea 
por causa constitutional 6 permanente, sea por causa accidental ú otra, que 
no sea la embriaguez). Ueber das neue St.G.B. von Venezuela vg!. unten 
S. 96. 

14) Strafgesetzbuch Art. 9%. 


96 Die Strafausschließungsgründe usw. des spanischen Strafgesetzbuches. 


Allerdings sind die Möglichkeiten hierzu nicht leicht gegeben. Strat- 
mildernd ist die Trunkenheit nur dann, wenn sie nicht als „gewohnheitsmäßige‘“ 
zu betrachten ist und nicht dem Entschlusse zur Tat folgte. 


Wenn das spanische Recht dem Gewohnheitstrinker die Möglichkeit 
nimmt, in seinem Verhalten einen Milderungsgrund beanspruchen zu können, 
so ist hierfür die Erwägung maßrebend gewesen, daß dem Gewohnheits-Delin- 
quenten eine Berufung auf ein Nichtkennen der Gefährlichkeit seines Handelns 
oder dessen Folgen nicht zuzubilligen sei. Vielleicht dürfte der innere Grund zu 
dieser Bestimmung in der bereits mehrfach besprochenen ablehnenden Haltung 
zu suchen sein, welche der spanische Gesetzgeber dem Psychiater gegenüber 
einnimmt. Denn es ist nicht zu verkennen. daß im andern Falle der Gewohn- 
heitstrinker, als mit einem psychischen Defekt behaftet, das schützende Ein- 
greifen der medizinischen Sachverständigen veranlaßt haben würde. Die Auf- 
fassung des Gesetzgebers ist hart: aber sie entspringt als logische Folge dem 
Bestreben, der indeterministischen Grundauffassung soweit als möglich in der 
Praxis Geltung zu verschaffen. 


Während die heutige Fassung des Gesetzes dem Richter in Ansehung der 
Personen und Tatsachen die Entscheidung der Frage überläßt. wann die Trunken- 
heit im einzelnen Falle als ,„gewohnheitsmäßige‘" zu bezeichnen ist. hatte 
man in dem Reformgesetz von 1850 eine Definition des „gewohnheitsmäßigren‘“ 
Deliktes geben wollen und bestimmt: „Eine Handlung ist als „„gewohnheits- 
mäßige“ anzusehen, wenn sie drei oder mehr Male in Zwischenräumen von 
mindestens vierundzwanzig Stunden von einander ausgeführt wird.“ Zu welch’ 
unglaublichen Ergebnissen eine derartige Auffassung führen mußte, liegt auf 
der Hand. Der Dieb. welcher jeden Tag stiehlt, der Mann, welcher sich täglich 
betrinkt, ist kein Gewohnheitsdelinquent: wohl aber derjenige, welcher — 
soweit nicht Verjährung Platz greift — sich im Zwischenraum von Jahren gegen 
eine und dieselbe Norm des Strafgesetzes vergeht. Gerade diese Entgleisung 
einer noch modernen Strafgesetzgebung ist ein vorzügliches Beispiel dafür, 
zu welchen Absurditäten rein schematische Begriffsbestimmungen und De- 
finitionen führen können! 


Die Tochterrechte haben vielfach einen Standpunkt eingenommen. der 
aus rein praktischen Erwägungen zu recht günstigen Ergebnissen geführt hat. 
Nicht auf die Tatsache der „gewohnheitsmäßigen“ Trunkenheit wird das ent- 
scheidende Kriterium verlegt, sondern auf die erwiesene Neigung des Delin- 
quenten im Stadium der Trunkenheit die zur Bestrafung vorliegenden Delikte 
zu begehen. Die Herbeiführung der Trunkenheit gilt in diesem Falle als eine die 
Strafmilderung ausschließende Bedingung in Brasilien Artikel 42; Uruguay 
Artikel 18: während andere Staaten, wie z.B. Perú Artikel 9; Colombia Artikel 
418 lediglich das Erfordernis aufstellen, daß die Trunkenheit nicht herbeigeführt 
sein dürfe, um den nötigen Mut zur Ausführung zu bekommen oder die vorsätz- 
liche Tat als in der Trunkenheit verübte Zufallshandlung erscheinen zu lassen. 
Dagegen schließen sich dem spanischen Vorbilde ganz oder nur mit unbedeu- 
tenden Abweichungen an Guatemala Artikel 21, Honduras Artikel 8, Vene- 
zuela Artikel 48. Im neuen Strafgesetzbuche von Venezuela ist der Hin- 
weis auf die Trunkenheit überhaupt unterlassen worden in den Straf- 
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milderungsgründen; der Gewohnheitstrinker hat dagegen nach Art. 25°? ge- 
schärfte Strafe zu erwarten. 

Bedauerlicherweise hat aber der Gesetzgeber es unterlassen, eine Be- 
rücksichtigung der Taubstummheit anzuordnen und ist in diesem Falle nicht 
seinen Vorbildern Belgien!) oder Italien!®) sowie Deutschland $ 58 gefolgt, 
welche den Taubstummen die gleiche Behandlung wie den Jugendlichen an- 
gedeihen lassen. Diese Lücke im Gesetz wird auch allgemein als Fehler aner- 
kannt und es steht mit Sicherheit zu erwarten, daß ein neues Strafgesetzbuch 
diese Härte gerechterweise mildern wird. 

Die ablehnende Haltung des spanischen Gesetzgebers in der bisher be- 
sprochenen Materie resultiert also einerseits aus einer indeterministischen 
Grundauffassung, andrerseits aus rein praktischen Gesichtspunkten und Be- 
fürchtungen, denen der Kommentator Gomez de la Serna mit folgenden Worten 
Ausdruck verleiht: „Ohne Schwierigkeit erkennen wir an, daß der Mensch 
bisweilen strauchelt und auch fällt; aber wir gehen nicht soweit, das absurde 
Prinzip aufzustellen — doppelt absurd im Strafrecht —, daß das Nichtfallen 
die Ausnahme bilde. Ein Schritt weiter, einige Schritte weiter auf diesem Wege 
und der Mensch ist immer im Delirium, die Strafen müssen durch therapeutische 
Heilmittel ersetzt werden und anstatt der Straf- und Besserungsanstalten wird 
sich die Menschheit mit Irrenhäusern begnügen.‘‘'?) 

In dem Geisteskranken, welcher ein Delikt begangen hat, sieht das spa- 
nische Strafrecht also keinen Verbrecher; wohl aber eine Gefahr, gegen welche 
die Allgemeinheit sich um so mehr zu schützen berechtigt ist, als die strafrechtliche 
Ahndung fortfallen mußte. Die Gesellschaft hat nicht nur ein Recht zu be- 
strafen, sondern auch die Verpflichtung, soweit als möglich Unglück zu verhüten, 
welches durch geisteskranke Delinquenten verursacht zu werden pflegt.. Maß- 
nahmen richterlicher Polizei müssen eingreifen, wo ein Einfluß auf das Geistes- 
leben sich als unmöglich erweist oder durch Krankheit paralysiert wird. Diesen 
Präventivzweck zu erreichen bieten sich zwei Wege: Einschließung in ein Ho- 
spital oder Stellung unter die bewachende Obhut der Familie. In der Anordnung 
dieser Bestimmungen ist aber das spanische Strafrecht in einen bedauerlichen 
Fehler verfallen, indem es die Anwendung der einen oder andern Maßnahme 
von der Art des begangenen Deliktes abhängig macht. Während für den Täter 
eines „schweren Deliktes‘“ im spanisch-technischen Sinne die Einsperrung in 
ein Hospital erfolgen muß, stellt bei einem „weniger schweren Delikte‘ das 
Gesetz die Wahl in das freie Entscheiden des Richters. Im ersteren Falle hat die 
Einsperrung neben dem Charakter der Schutzhaft noch den einer Strafe, während 
die Möglichkeit der Wahl im zweiten Falle deutlich nur den präventiven Cha- 
rakter der Maßnahme erscheinen läßt. Durch diese Scheidung nach der Art 
der Strafe, welche dem Delikte die Qualifikation als „schweres“ oder „weniger 
schweres‘ Verbrechen geben würde, falls die Tat zur Aburteilung gekommen wäre, 
wird die Durchführung der Zweckabsicht praktisch jedoch in keiner Weise 
gefördert. Eine Handlung, welche strafrechtlich ihre Ahndung nur als Ver- 
gehen finden würde, ist oft weit gemeingefährlicher wie ein Verbrechen. Während 


15) Strafgesetzbuch Art. 73 ff. 
16) Strafgesetzbuch Art. 53 ff. 
1) Alejandro Groizard y Gomez de la Serna. EI Código etc. pag. 583 
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z. B. der Täter eines Münzdeliktes dem Krankenhause überwiesen wird, k an n 
der Täter eines bloßen Vergehens z. B. der Messerstecher der Obhut seiner 
Familie anvertraut werden, welche allerdings ziviliter für den Schaden auf- 
zukommen hat, welcher aus einer mangelhaften Erfüllung der Überwachungs- 
pflicht entstehen könnte. Das Moment der Gefährdung wird bei dieser büro- 
kratischen Verfügung leider stark übersehen. Eine Verurteilung zu einer be- 
stimmten Aufenthaltsdauer findet nicht statt. Der Delinquent darf vielmehr 
die Anstalt erst dann verlassen, wenn völlige Gesundung eingetreten ist und 
dasselbe Gericht, welches die Einschließung angeordnet hat, die Freilassung ge- 
stattet. Zur Beurteilung des psychischen Zustandes sind aber die Ansichten 
der Anstaltsärzte nicht ausreichend. Vielmehr hat auch hier der Richter freie 
Hand in der Wahl der ärztlichen Begutachter, um nach Möglichkeit ein unpar- 
teiisches Bild der Sachlage zu erhalten. Die Reformprojekte haben die prak- 
tischen Mängel der soeben besprochenen Anordnungen auch eingesehen und die 
Entscheidung in jedem Falle dem Richter überlassen, wie es die Tochterrechte 
z. B. Venezuela Artikel 22 und Guatemala Artikel 20 nach dem italienischen 
Vorbilde, Artikel 46, von Anfang an getan haben. 

Ist somit der festgestellte Mangel geistiger Kräfte ein Strafausschließungs- 
grund, so muß auch dem vermuteten sowie zweifelhaften Fehlen sittlicher geistiger 
Reife des Delinquenten hinsichtlich der strafrechtlichen Würdigung Rechnung 
getragen werden. Analog dem Reichsstrafgesetzbuche hat das spanische Recht 
eine doppelte Altersgrenze gezogen, indem es den Zeitraum der vermuteten 
Unzurechnungsfähigkeit bis zum 9. Lebensjahre und denjenigen 
der zweifelhaften Zurechnungsfähigkeit vom 9. bis 15. 
Jahre unterscheidet. Die Bestimmungen dieser Altersgrenzen haben in den 
verschiedenen Epochen des spanischen Strafrechtes geschwankt und unter- 
schieden sich in den Siete Partidas nach der Art des Verbrechens. Die absolute 
Unzurechnungsfähigkeit erstreckte sich bis zum Alter von 101, Jahren, die 
relative bis zum 14. Lebensjahre (Ley 9, Tit. 1. Part. VI1.)') Doch hatte man 
bezüglich der Art der begangenen Delikte insofern unterschieden, als auch bis 
zum Alter von 14 Jahren eine Verurteilung wegen Ehebruchs sowie einiger 
Sittlichkeitsdelikte nicht eintreten konnte (Ley 4, Tit. 19. Part. VI)'?); wohl 
jedoch wegen aller sonstigen Delikte, deren Ahndung allerdings mit milderen 
Strafen erfolgte, wie beim strafrechtlich volljährigen Verbrecher. Für gewisse 
Arten von Delikten war eine Strafmilderung noch bis zum 17. Lebensjahre 
möglich, wenn die Tat weniger aus böser Gesinnung, sondern aus Abenteuerlust 
(Dummejungenstreiche!) begangen worden war (Ley 8, Tit. 31, Part. V11)?°); 

18) Pero si acaesciese que este atal ficiese otro yerro, assi como si firiese 
ó matase ó furtase ó alguno otro yerro semejante destos. el fuese mayor de siez 
azos et medio et menor de catorze años, decimos que bien lo podrien ende acusar. 
Et si a quel yerro le fuese probado, nol deben dar tan grant pena en el cuerpo 
nin en el haber, como farien à otro que fuese de mayor edat, ante gela deben 
dar muy mas lieve; pero si fuese menor de diez años et medio, estonce nol podrien 
acusar de ningun verro que ficiese. 

19) Mas si fuese menor de catorce años. non podrie ser acusado de tal yerro 
nin de otro de luxuria porque non cae aun tal pecado en el. 

0) Et si por aventura. el que oviese asi errado fuese menor de diez años et 


medio, non le deben dar pena ninguna; et si fuere mayor desta edat menor de diez 
et siete años debenle menguar la pena que darien a los otros mayores por tal yerro. 
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eine Unterscheidung, welche das Gesetz schon textlich dadurch zum Ausdruck 
bringt, daß es nicht von einem „Übeltun‘‘, sondern von einem „Irren‘ spricht. 
Spätere Kodifikationen teilten die Lebensabschnitte in 1015, 15 und 17. Lebens- 
jahr ein, bis die Gesetzgebung von 1822 in Artikel 23 die Grenzen nach unten 
auf 7 Jahre erweiterte und den Zeitraum der zweifelhaften Zurechnungsfähigkeit 
zwischen das 7. und 17. Lebensjahr ohne irgend welche Zwischenstufen verlegte. 
Das geltende Recht hat die Grenzen wieder enger gezogen, indem es die Unzu- 
rechnungsfähigkeit nur bis zum 9. Jahre annimmt, vom 9. bis 15. Jahre aber 
nur unter der Bedingung, daß der Täter nicht mit der nötigen Einsicht (dis- 
cernimiento) gehandelt habe; eine Entscheidung, welche lediglich dem Urteil 
des Richters überlassen ist. Der Begriff „‚Discernimiento‘ deckt sich genau mit 
dem ‚„‚Unterscheidungsvermögen“ des Preußischen Strafgesetzbuches, geht 
also begrifflich nicht so weit wie das römische „si jam doli capax sit“. Silvela 
definiert das Unterscheidungsvermögen als ‚das Vermögen, den Unterschied 
der Dinge von einander zu trennen und verstehen zu können, sowie in An- 
wendung auf Sachen moralischen Wertes Gut und Böse zu unterscheiden.“ 
Endlich hat das spanische Recht noch eine dritte Altersstufe eingeführt vom 
15. bis 18. Jahre, welche zwar bezüglich der Zurechnungsfähigkeit nicht mehr 
an den Nachweis des Unterscheidungsvermögens gebunden ist, dem Alter 
des Täters aber insofern noch Rechnung trägt, als dasselbe in allen Fällen als 
Strafmilderungsgrund erachtet wird?!). In allen spanisch-rechtlichen Straf- 
gesetzgebungen findet auf richterlichen Befehl eine Überführung des jugendlichen 
Schuldigungen in ein Findelhaus oder eine Besserungsanstalt statt, oder es wird 
— bei genügender Garantie — die Familie beauftragt, den Delinquenten in 
bessernde Fürsorge zu nehmen; eine Anordnung, welcher dadurch zu praktischer 
Wirksamkeit verholfen wird, daß die zivile Schadenshaftung auf den Beauf- 
sichtigenden übergeht. 


Analog anderen modernen Strafgesetzbüchern schließt auch Spanien 
den Bestimmungen über die Zurechnungsfähigkeit die Behandlung der Not- 
wehr und de Notstandes an. 


Der Begriff der Notwehr hat von jeher im spanischen Rechte eine weite 
Ausdehnung gehabt und umschließt nicht nur den Angriff auf die körperliche 
Integrität, sondern erstreckt seinen Schutz auch auf alle sonstigen Güter. 
welche Gegenstand von Rechten sein können. Jedoch sind drei Bedingungen 
erforderlich, um den Begriff der Notwehr gesetzestechnisch zu erfüllen. 


— 


21) Die Tochterrechte haben im allgemeinen die Alterserenzen auf 10 bis 
15 Jahre festgesetzt (z. B. Argentinien Artikel 81; Guatemala Art. 20; Venezuela 
Art. 22; Honduras Art. 7: Brasilien Art. 27; auf 9 bis 14, ebenso Mexico Art. 34; 
Uruguay Art. 17; auf10bis 14; Perú Art. 8; auf 9 bis 45; Chile Art. 10, auf 10—10. 
Das Alter als Strafmilderungsgrund ist im allgemeinen auf das 18. Lebensjahr 
ausgedehnt. Das Strafgesetzbuch von Colombia verlegt in Art. 29 und 31 die 
Grenze der absoluten Unzurechnungsfähirkeit auf das 7., den Zeitraum der 
vermuteten Unzurechnungsfähigkeit zwischen das 7. und 142. Lebensjahr. 
Während dieser Zeit hat die Überweisung an eine Erziehungsanstalt oder in die 
Obhut der Familie zu erfolgen. Die Dauer des Aufenthaltes in der Anstalt sowie 
die Überwachung durch die Familie dürfen sich in keinem Falle über das 18. L.e- 
bensjahr hinaus erstrecken. Das dritte Zeitalter ist somit ausgeschaltet. 


7* 
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A. Unberechtigter, d.h. rechtswidriger Angriff. 


Der Begriff, „gegenwärtiger rechtswidriger Angriff‘ ist dem spanischen 
Rechte aus rein praktischen Gründen fremd geblieben. Der direkte Angriff 
braucht noch gar nicht begonnen zu haben, während die Gefahr schon vorliegt- 
Die bloße Drohung kann natürlich nicht genügen, um das Erfordernis des ‚An. 
griffes“ zu erfüllen; es muß vielmehr eine Angriffshandlung vorliegen, welche 
gegebenen Falles in einer bloßen Vorbereitungshandlung bestehen kann. Es 
wäre daher logisch gewesen aus dem Fortlassen des Postulates des „gegen- ` 
wärtigen Angriffs“ konsequenterweise die Berücksichtigung des drohenden 
Angriffs zu folgern. Diesen Schluß zu ziehen, hat aber der Gesetzgeber unter- 
lassen und so schwankt denn auch die Rechtsprechung des obersten Gerichts- 
hofes zwischen der Befolgung des toten Buchstabens und der Rücksicht auf die 
Logik des täglichen Lebens und die Erfordernisse des einzelnen konstanten Falles. 
Wenn Beleidigungen, Wortprahlereien oder selbst Drohungen mit einem Übel 
zur Begründung des Notwehrzustandes gerechterweise nicht genügen, wie die 
Entscheidungen des Tribunal Supremo vom 18. März 1873, sowie vom 28. Sep- 
tember 1874 und 22. April 1890 ausdrücklich hervorheben, — so müßten zweifellos 
diejenigen Handlungen genügen, welche — wie z. B. das Hervorholen des Re- 
volvers — theoretisch zwar noch als Vorbereitungshandlung zum Angriff an- 
gesehen werden können, tatsächlich und zeitlich aber mit der direkten Angriffs- 
handlung — z. B. dem Spannen oder Zielen des Revolvers — soweit zusammen- 
fallen, daß eine genaue Festsetzung des die beginnende straflose Abwehr nor- 
mirenden Momentes zur Unmöglichkeit wird. Das Tribunal Supremo hat bei- 
spielshalber in den Entscheidungen vom 4. Februar 1876, 11. Februar 1888, 
21. Oktober 1889, 9. April 1890 sowie 26. April 1890 der Bedrohung mit einem 
Stuhle; der Armbewegung, um einen Stein auf einen Menschen zu schleudern; 
dem Griff nach der Tasche oder dem Gürtel, um das Rasiermesser oder die Pistole 
herauszureißen, die Qualität als „Angriff“ versagt; während es in den Ent- 
scheidungen vom 17. April 1879, 5. Juli 1889, 12. Juli 1889 sowie 8.Oktober 1889 die 
Verabreichung einer Ohrfeige bald als Angriffshandlung ansah, bald als nicht 
ausreichend zur Notwehrhandlung erachtete. Diese eigenartige Auffassung wirkt 
um so befremdender, als das spanische Recht sich in seinen übrigen Materien 
befleißigt, der Volksanschauung gerecht zu werden und seine Urteile populär 
zu gestalten sucht. 


Als weitere Bedingungen erfordert das Gesetz: 


B. Fehlen einer hinreichenden Herausforderung 
seitens des sich Verteidigenden sowie C. Vernunft- 
gemäße Notwendigkeit des zur Abwehr oder zur 
Verhinderung des Angriffs angewendeten Mittels. 


Leider hat die spanische Gesetzgebung unterlassen, dem Artikel über die 
Notwehr zum Schutze eigener Interessen einen Zusatz zu geben, welchen die 
früheren Kodifikationen stets enthielten (Digesta L. IX, Tit. XIV, 1.4; Siete 
Partidas Ley 3, Tit. 8, Part., VII; Novisima Recopilacion Ley 1, 
Tit. 21, Lib. XII; Strafgesetzbuch von 1822, Artikel 621). Dieser Zusatz 
bestimmte unter geringen Abweichungen und Beschränkungen, daß der 
rechtmäßigre Besitzer oder Eigentümer in seinem umfriedeten Besitztum 
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sich einem fremden Eindringling gegenüber stets in Notwehr befinde. 
Die heutige spanische Rechtsprechung hat sich in der Praxis darauf be- 
schränkt, das Notwehrrecht in diesem Falle nur demjenigen zuzu- 


sprechen, welcher sich tatsächlich einem ‚Angriffe‘ gegenüber befindet oder 


mit Recht einen Angriff befürchten mußte oder befürchtete. Ist dagegen der 
Eindringling z. B. nur ein Liebhaber, welcher zu einem Stelldichein im um- 
friedeten fremden Besitz oder Eigentum sich begibt, und als solcher dem Besitzer 
bekannt oder zu vermuten ist, sokann das Notwehrrecht nicht in Anspruch ge- 
nommen werden. Psychologische Vorgänge, wie der Schrecken oder die Furcht, 
sind aber schlechterdings gerichtlich nicht nachweisbar und so sind auch in neu- 
ester Zeit keine Entscheidungen zu verzeichnen, welche die Gewährung des Not- 
wehrrechtes bei einem nächtlichen Renkontre oder Eindringen unter dem Ge- 
sichtspunkte nicht nachweisbarer Furcht oder Schreckens seitens des sich 
Verteidigenden versagt hätten. Stillschweigend besteht also der Schutz des 
dem spanischen Volke seit Jahrhunderten vertrauten Rechtsbegriffes fort. 

Die spanischen Tochterrechte sind in der Auslassung des soeben be- 
sprochenen Zusatzes dem Mutterlande nicht gefolgt, sondern haben die Zweck- 
mäßigkeit der ausdrücklichen Ausdehnung des Notwehrbegriffes anerkannt??); 
wie sie auch in einem andern Falle der Notwehr den Boden des modernen spa- 
nischen Rechtes verlassen und auf die ältere spanische Gesetzgebung zurück- 
gegriffen haben. Bis zum Beginn des XIX. Jahrhunderts hatte man in Anlehnung 
an das römische Recht und die mittelalterlichen deutschen Strafgesetzgebungen 
(z.B. Baj.9, 5; Sax. 4, 4; Rib. 77) dem Ehemann ein Notwehrrecht gegen- 
über der in flagranti ertappten Ehefrau und ihrem Verführer eingeräumt. Die 
Siete Partidas in Ley 13 und 14, Tit. 17, Part. VII bestimmten, daß der Ehe- 


22) Am klarsten und deutlichsten definieren wohl Paraguay in Artikel 152 
die Notwehr und Brasilien im Artikel 32, 34, 35. Ersteres bestimmt: ‚Jede Person 
ist berechtigt, Gebrauch von der persönlichen Kraft zu machen in der Absicht, 
von sich oder ihren Mitmenschen ungesetzliche Verletzungen und verbrecherische 
Angriffe gegen die Person oder ein Rechtsgut abzuweisen, falls es unmöglich ist; 
die Hilfe der Behörden gegen diese Handlungen anzurufen oder falls die Inter- 
vention der Behörde zum Schutze unfähig ist. Jede Gewalttat gegen den An- 
greifer, jedweder Schade, welcher ihm zugefügt wird; selbst der Tod, welcher 
ihm gelegentlich der rechtmäßigen Verteidigung verursacht wird, bleiben völlig 
straftrei, falls die durch das vorliegende Gesetzbuch festgesetzten Grenzen 
nicht überschritten worden sind.“ Das brasilianische Gesetzbuch führt aus: 
„Straflos bleiben diejenigen, welche bei eigener oder fremder gesetzmäßiger 
Verteidigung ein Delikt begehen. Die rechtmäßige Verteidigung beschränkt 
sich nicht auf den Schutz des Lebens, sondern umfaßt alle Rechte, welche ver- 
letzt werden können. $ 34. Um das Delikt im Falle des zweiten Absatzes im Ar- 
tikel 32 zu rechtfertigen, müssen folgende Erfordernisse zusammentreffen: 


4. Gegenwärtiger Angriff. 2. Unmöglichkeit, dem Angriffe vorzubeugen oder ` 


ihn zu vermeiden oder Hilfe von der Obrigkeit zu erbitten oder zu erlangen. 
3. Anwendung entsprechender Mittel, um das Ubel zu verhüten und Anwendung 
der Mittel im Verhältnis zum Angriff. 4. Fehlen einer Herausforderung, welche 
den Angriff begründen könnte. Artikel 35. Als Handeln zu eigener Verteidigung 
oder zum Wohle eines Dritten gilt das Delikt, welches begangen wird, um die- 
jenigen zurückzuweisen, welche nachts in ein Haus einzudringen versuchen 
oder tatsächlich eindringen, in dem ein Mensch wohnt oder sich aufhält, sowie 
in geschlossene Höfe und Nebengebäude des Hauses; ausgenommen in den Fällen 
in denen das Gesetz ein Eindringen gestattet.“ 
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gatte, welcher seine Ehefrau auf frischer Tat überraschte, diese und den Ver- 
führer straflos töten konnte, und dehnten dieses Notwehrrecht auch auf den 
Vater der verheirateten Tochter aus, falls er diese beim Ehebruch im eigenen 
Hause oder dem Hause des Schwiegersohnes antraf. Die Ausschaltung dieser 
Bestimmung im heutigen spanischen Rechte wird allgemein von den Kommen- 
tatoren bedauert und das Kollegium der Rechtsgelehrten in Madrid hat sich 
ausdrücklich dahin ausgesprochen bei der Annahme eines neuen Gesetzentwurfes 
den früheren Rechtszustand wieder herzustellen. 


Aber auch nach dem heutigen Rechte wird in Artikel 438 der Volks- 
‚anschauung hinsichtlich des Strafmaßes noch Rechnung getragen. Denn der 
Ehemann. welcher seine Frau beim Ehebruche überrascht und diese oder den 
Ehebrecher sofort tötet oder ihnen eine schwere Verletzung zufügt, hat nur 
die Strafe der Ortsverweisung zu erwarten, welche sich zwischen 6 Monaten und 
4 Tag bis zum Höchstmaße von 6 Jahren bewegt. Die Ortsverweisung ist — 
wenn auch als Strafe verhängt — mehr als Präventivmaßregel zu betrachten. 
Sie entfernt den Verbannten je nach den Umständen auf 25 bis 250 km vom Orte 
der Tat, um auf diese Weise ein Vergessen der Affäre zu ermöglichen und Rache- 
akte der anderen Partei zu verhüten. Dieselben gesetzlichen Bestimmungen 
finden unter gleichen Umständen auch Anwendung auf die Väter hinsichtlich 
ihrer Töchter unter 20 Jahren und deren Verführer, so lange die Tochter im 
Elternhause wohnt. Um jedoch zu verhüten, daß unter dem Schutze dieses 
Artikels abgekartete Verbrechen begangen werden, hat der Gesetzgeber aus- 
drücklich die Berufung desjenigen Ehemanns oder Vaters auf die vorliegenden 
Bestimmungen ausgeschlossen, auf dessen aktive Veranlassung oder Begünsti- 
gung das sittliche Verhalten der Frau oder des Mädchens als kausale Folge zu- 
rückzuführen ist. | 

Einem Angriff kann man durch einen Gegenangriff begegnen, man kann 
sich ihm aber auch durch die Flucht entziehen. Das Tribunal Supremo hat 
jedoch in seiner Entscheidung vom 22. November 1876 ausdrücklich anerkannt, 
daß die Möglichkeit der Flucht nicht die Straflosigkeit der Notwehrhandlung 
oder das Recht auf Verteidigung aufheben könne und stellt die Wahl des Mittels 
in das Belieben des Angegriffenen. Allerdings wird von den bedeutendsten 
Kommentatoren übereinstimmend das Aushilfsmittel der Flucht in gewissen 
Fällen direkt als logischer und richtiger anempfohlen. So dem Wahnsinnigen, 
einer Frau, alten Leuten oder Anverwandten gegenüber, welchen zwar — be- 
züglich des Gegenrechtes auf Notwehr — gesetzlich keinerlei Ausnahmestellung 
zugestanden wird, denen gegenüber man jedoch die Flucht nicht für schimpflich 
erachtet. 
| Auch die Behörde muß sich ein Gegenrecht der Notwehr gefallen lassen, 
wenn sie selbst oder ihre Agenten ihre gesetzlichen Befugnisse überschreitet 
und somit statt der berechtigten Handlung ein Unrecht, einen Angriff auf das 
Recht begeht, wie dieEntscheidung vom 6.Dezember 1884 ausdrücklich anerkennt. 

Die Notwehr dient aber nicht nur zum Schutze eigener Rechte, sondern 
auch als Nothilfe bei Verteidigung von Verwandten und Fremden. Vor- 
liegen muß in beiden Fällen ein unberechtigter Angriff sowie eine vernunft- 
gemäße Handhabung des Abwehrmittels. Für die Nothilfe bei Verwandten 
ist als drittes Erfordernis die Bedingung gesetzt, daß falls seitens des angegriffenen 
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Verwandten eine Herausforderung stattgefunden hat, sich der Nothelfer hieran 
in keiner Weise beteiligt hat. Die Nothilfe fremden Interessen gegenüber er- 
tordert als dritte Bedingung, daß ‚‚der Verteidiger nicht durch das Gefühl der 
Rache, Abneigung oder sonst einen ungesetzlichen (illegitimen) Grund geleitet 
wird.“ Die Behandlung der Nothilfe sowohl bei Verwandten wie bei Fremden 
ist als ein entschiedener Mißgriif des Gesetzgebers zu bezeichnen. Beide in ge- 
trennten Abschnitten geregelten Materien hätten bei der allgemeinen Fassung 
der Bestimmungen über die persönliche Notwehr mit in diese einbegriffen werden 
können. Wurde bei der Notwehr in Verteidigung der eigenen Person oder Rechte 
die Bedingung gesetzt, daß seitens des Verteidigers keine hinreichende Heraus- 
forderung vorhergegangen sein dürfte, so galt dies Erfordernis logischerweise 
auch für denjenigen Verteidiger, welcher nicht zu gleicher Zeit der Angegriffene 
selbst war. Die scholastische ausführliche Aufzählung der straflos zu rettenden 
Verwandten bis zum 4. Grade hätte sich dann jedenfalls erübrigen lassen. In 
der Notwehr und „im Notstande hat man weder Zeit noch Gelegenheit zum 
Nachschlagen von Registern.‘‘“2) 

Die Betonung des psychologischen Momentes, die Berücksichtigung des 
Motives, aus welchem die Nothilfe Fremden gegenüber erfolgt, ist zwar ein Beweis 
eines anzuerkennenden Prinzips, die Gesinnung als der Tat selbst ebenbürtig 
in die Wagschale richterlicher Beurteilung zu werfen. Praktisch aber kommt 
dieselbe über den Wert eines schönen idealen Gedankens nicht hinaus. Auch 
der Ausweg der Berufung auf die Volksanschauung muß hier versagen; denn es 
handelt sich nicht um ein Unrecht oder ein Delikt, bei dessen Ausführung die 
Gesinnung des Täters in den meisten Fällen ersichtlich sein wird, oder dessen 
Begleitumstände einen Schluß auf die Motive zulassen, sondern um eine Hand- 
lung, welche durch den innern Vorgang erst den Charakter einer lobenswerten 
Tat oder eines strafbaren Unrechtes erhält. Die spanische Rechtsprechung 
hat denn auch einen leitenden Gedanken aus der Praxis nicht herauskristalli- 
sieren können. In erster Linie bleibt die Frage unentschieden, ob die Nothilfe 
gegen Entgelt einen „ungesetzlichen‘“ Grund darstelle oder z. B. die Hilfe einer 
einflußreichen Persönlichkeit gegenüber, um später einmal an das Gefühl einer 
moralischen Verpflichtung appellieren zu können. Ein „gesetzliches“ 
Motiv im spanischen Sinne braucht aber selbst nach der Volksanschauung 
nicht mit dem Begriff des „edlen“ Motives übereinzustimmen und umgekehrt. 
Das Deutsche Reichsstrafgesetzbuch hat daher die Frage nach den Beweg- 
gründen zur Nothilfe mit Recht überhaupt nicht erörtert. Das Leben arbeitet 
mit realen Begriffen. Bei der Nothilfe die Straflosigkeit von schwer zu er- 
weisenden psychologischen Vorgängen abhängig zu machen, heißt die innere 
Berechtigung der Nothilfe verkennen, welche sich lediglich aus dem Momente 
des unberechtigten Angriffes ergeben kann, nicht aber aus der Gesinnung des 
Nothelfers abgeleitet werden darf. 

In allen Fällen muß jedoch das Mittel, um dem Angriff zu begegnen oder 
denselben abzuweisen, ein vernunftgemäßes, rationelles (racional) gewesen sein. 
Das Gesetz gebraucht in richtiger Würdigung einer Notwehrlage nicht den Aus- 
druck „absolut notwendiges Mittel“. Es scheint daher dem Gesetzgeber mehr 


23) Albert Berner. Lehrbuch des deutschen Strafrechtes. 17. Auflage. 
Leipzig 18941. Seite 101. 
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der vernunftgemäße Gebrauch des Abwehrmittels vorgeschwebt zu haben, als 
die Absicht, ein absolut vernunftgemäßes Abwehrmittel (d.h. absolut zweck- 
entsprechendes!) als Erfordernis der Strafausschließung zu verlangen. Dies 
beweist schon die Nichtanerkennung der Verpflichtung zur Flucht, wie bereits 
an anderer Stelle dargelegt wurde. Es steckt in diesem Wörtchen „rationell‘“ 
wieder ein Stükchen anerkannter Verkehrssitte im Strafrecht Spaniens, welches 
ja so überaus reich an derartigen Hinweisungen ist; wie ja auch im Deutschen 
Reichsstrafgesetzbuche an verschiedenen Stellen die rein juristische Definition 
z. B. beim „gefährlichen Werkzeug‘ versagen würde und man daher der Ent- 
scheidung des Richters im Einzelfalle die Beurteilung der Qualität überlassen 
muß. Das Tribunal Supremo hat denn'auch in seiner Entscheidung vom 10. De- 
zember 1876 bestimmt: ‚Die Richter haben bei Abschätzung des Erfordernisses 
der rationellen Notwendigkeit hinsichtlich des angewendeten Mittels sich den 
Regeln der strengsten Kritik zu unterwerfen. Um nun richtig das Gesetz in 
diesem Punkte zu interpretieren, müssen alle Tatumstände und Begleiterschei- 
nungen verglichen und abgewogen werden, welche in die Erscheinung getreten 
waren und mitgewirkt hatten; selbst die persönlichen Eigenschaften und Ver- 
hältnisse des Angreifers sowie des Angegriffenen sind zu berücksichtigen.“ Eine 
frühere Entscheidung vom 16. April 1872 ist noch insofern von Interesse, als sie 
besonders scharf das Moment der drohenden, nicht erst der gegenwärtigen, Ge- 
fahr hervorhebt: „Die Vernunft rechtfertigt das zur Abwehr des Angriffs ange- 
wendete Mittel, wenn es nur gegeben und geeignet war, (oportuno y conveniente), 
die betreffende Person vor der Gefahr zu schützen, in welche sie durch die Drohung 
oder die Durchführung des materiellen Angriffes kommt.“ Daß die Möglichkeit 
der Flucht nicht als rationelles Mittel zur Begegnung des Angriffes aufgefaßt 
wird, ist an anderem Orte bereits erwähnt worden. Das spanische Strafrecht 
befindet sich hier in voller Übereinstimmung mit dem deutschen Rechte, wie 
z. B. die Entscheidung des Reichsgerichtes vom 13. Mai 1887 deutlich erkennen 
läßt: ‚Nicht ausgeschlossen wird die Notwehr, wenn die Flucht unehrenhaft 
oder mit Preisgebung anderer schutzberechtigter Interessen verbunden ist.“ 


Der weitgehende Begriff der Notwehr im spanischen Rechte läßt es als 
begreiflich erscheinen, daß besondere Bestimmungen bezüglich der Überschrei- 
tung der Notwehrrechte nicht erlassen worden sind. Selbst bei objektiver Über- 
schreitung der Notwehr fängt eine Zurechnung der Handlung noch nicht an. 
Das spanische Recht steht auch hier auf dem rein subjektiven Standpunkte 
und unterläßt es daher, im Gesetz eine Grenze zwischen der dolosen Über- 
schreitung und dem durch Furcht, Bestürzung oder Schrecken verursachten 
excessus zu ziehen. Ist die Überschreitung der Notwehr nicht dolos, so entfällt 
von selbst der Begriff der deliktischen Handlung; ist sie dagegen nachweislich 
dolos, so tritt naturgemäß auch eine Bestrafung des Exzesses ein; doch werden: 
auch hier mildernde Umstände der eigenartigen Sachlage Rechnung tragen. 

Handelt es sich bei der Notwehr um die Verteidigung eines Rechtes gegen- 
über dem angreifenden Unrechte, sostehtim Notstande das höhere Recht 
dem niederen Rechte gegenüber. Die Siete Partidas in Ley 12, Tit. 15, Part. 
VII haben in überaus plastischer Weise den Unterschied zwischen Notwehr und 
Notstand dadurch zu erklären verstanden, daß sie in beiden Fällen Beispiele 
gaben und aus den Beispielen heraus die Definitionen folgerten. Wie es denn: 
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überhaupt ein nicht zu unterschätzender Vorteil dieses mittelalterlichen Gesetz- 
buches ist, durch häufig angebrachte Beispiele aus dem täglichen Leben den 
Inhalt und Willen des Gesetzes auch dem Laienpublikum der damaligen Zeit 
verständlich zu machen. So sagen diese Quellen bezüglich des Notstandes: 
„Und deshalb ordnen wir an, daß wenn jemand das Haus seines Nachbarn 
niederreißt, welches sich zwischen dem brennenden Hause und dem eigenen 
befindet, um das Feuer abzuschneiden, auf daß es die eigenen Gebäude nicht 
ergreife, er deshalb in keinerlei Strafe verfallen noch angehalten werden soll, 
für den angerichteten Schaden Buße zu leisten. Das geschieht deswegen, weil 
derjenige, der aus besagtem Grunde das Haus niederreißt, nicht nur im eigenen 
Interesse handelt, sondern zum Wohle der ganzen Stadt. Denn es hätte die Mög- 
lichkeit vorgelegen, daß, wenn er das Feuer nicht in dieser Weise abgedämmt 
hätte, die ganze Stadt oder ein großer Teil derselben verbrannt wäre. Wenn 
er also in guter Absicht gehandelt hat, so kann ihn keine Strafe treffen.“ 
Setzte die Notwehr zur Erfüllung der begrifflichen Definition drei Beding- 
ungen, so stellte auch der Notstand im spanischen Rechte drei Erfordernisse auf: 


A. Tatsächliches Vorhandensein des Übels, umdessen 
Beseitigung es sich handelt. 


Der spanische Gesetzgeber hat — wie die Fassung dieser ersten Bedingung 
bereits deutlich erkennen läßt — die Grenzen des Notstandes nicht engherzig 
auf eine Gefahr für Leib oder Leben des Täters oder eines seiner Angehörigen 
im gesetzlichen Sinne beschränkt. Diese Auffassung steht in schroffem Gegen- 
satze zu derjenigen des Reichsstrafrechtes, welches dem Notstande seine An- 
erkennung versagt bei Gefahr für alle anderen Rechtsgüter, z. B. ‚für die 
persönliche Freiheit, für die Geschlechtsehre, für die wichtigsten staatlichen 
Interessen, deren Bedrohung doch gewiß von größerer Bedeutung als eine gering- 
fügige Körperverletzung, falls nicht etwa der Angriff zugleich als ein gegen die 
körperliche Unversehrtheit gerichteter betrachtet werden kann.“4) Es war 
daher dringend notwendig, daß das Bürgerliche Gesetzbuch diese Lücke aus- 
füllte und die Härten des Strafgesetzbuches durch die Artikel 228 und 904 mil- 
derte. 

Auf die subjektive Verschuldungsfrage beim Notstande geht das spanische 
Recht überhaupt nicht ein; es zeigt sich auch hierin ein Gegensatz zu der in § 54, 
aber nicht in $ 52 aufgestellten Forderung, daß der Notstand ein unverschuldeter 
sein müsse. Selbstverständlich kann auch im spanischen Rechte nicht derjenige 
Notstand als strafausschließend gelten, welcher in doloser Weise von dem Täter 
herbeigeführt worden ist, um sich aus demselben durch eine strafbare Handlung 
zu retten. Es würden hier dieselben Bedingungen vorliegen wie bei der absichtlich 
herbeigeführten Trunkenheit, um der nachfolgenden deliktischen Tat nicht den 
Charakter als actio libera in causa zu geben. Man war lange im Zweifel darüber 
gewesen, ob man für den Begriff des Notstandes das tatsächliche Vorhandensein 
des Übels fordern oder die nur drohende Gefahr als genügend erachten sollte. 
Schließlich ist die Kommission zu der vorliegenden Fassung gelangt, um der 
Möglichkeit vorzubeugen die vermeintliche Gefahr oder die noch zeitlich resp. 


21) v. Liszt. Lehrbuch des deutschen Strafrechts. IX. Auflage. 1898. 
Seite 144. 
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örtlich sehr entfernte Gefährdung unter dem Deckmantel des Notstandes 
für verbrecherische Zwecke auszunutzen. Die Tochterrechte haben sich zu einer 
gleichen Auffassung nicht durchgängig entschließen können, sondern sind ent- 
weder zum Teil dem spanischen Vorbilde gefolgt — so z. B. Chile $ 10; Mexico 
$ 34; Perü $ 8; Paraguay $151; Brasilien $33 —; oder haben die nur drohende 
Gefahr in den Kreis der Berücksichtigung gezogen: so z. B. Guatemala $ 20; 
Argentinien $ 81; Uruguay $ 17; Venezuela $ 49, im neuen Gesetz $ 22°; 
Honduras $ 7. 


B. Das Übel muß größer sein, als der zur Vermeidung 
desselben angerichtete Schaden. 

C. Nichtvorhandensein einesandern durchführbaren 

oder weniger schädlichen Mittels, um das Übel zu vermeiden. 


Auf den ersten Blick könnte es scheinen, als wenn durch diese beiden Be- 
dingungen die Berufung auf den Notstand außerordentlich erschwert wäre, 
da sie eine scharfe Berücksichtigung des objektiven Tatbestandes voraussetzen. 
Aber dieselben Erfordernisse nur in anderer Form treten uns auch im deutschen 
Strafgesetzbuche resp. Bürgerlichen Gesetzbuche entgegen. Letzteres bestimmt 
in $ 228, daß der angerichtete Schaden nicht außer Verhältnis zu der Gefalır 
stehen dürfe — entspricht also der spanischen Bedingung sub B —, während das 
Strafgesetzbuch den Fall eines ‚auf andere Weise nicht zu beseitigenden Not- 
standes‘“ vorsieht und somit in anderen Worten das spanische Erfordernis sub C 
wiedergibt. Beide Bedingungen haben aber mehr präventiven Charakter. Wird 
die Notstandsgefahr in subjektiver Hinsicht überschätzt und überschreitet 
die Abwehrhandlung somit den gesetzlich gestatteten Rahmen, so tritt dennoch 
nicht, ohne weiteres Bestrafung ein, da immer noch ein anderer Strafaus- 
schließBungsgrund von dem Täter ins Feld geführt werden kann, nämlich der 
Artikel 8 1%, welcher von einem Handeln aus unüberwindlicher Furcht vor einem 
gleichen oder größeren Übel spricht und der Täter somit in der strafbaren 
Handlung das einzige Rettungsmittel sah. 

Über die zivile Ersatzpflicht beim Notstande schweigt sich das spanische 
Strafgesetzbuch völlig aus und ebenso die Tochterrechte mit Ausnahme von 
Paraguay, welches im $ 151 des Strafgesetzbuches dem Geschädigten einen 
Ersatzanspruch im Verhältnis zu dem Vorteile gibt, welchen der Notstandshan- 
„Jeinde durch seine Tat erzielt hat. 

Die Liste der Strafausschließungsgründe könnte mit der Aufzählung der 
bisher erläuterten Bedingungen abschließen, ohne daß eine Lücke in den Be- 
stimmungen fühlbar wäre. Der spanische Gesetzgeber fügt jedoch noch sechs 
weitere AusschlieBungsgründe seinem System zu; zuerst die Behandlung der- 
jenigen Delikte, welche ihr Entstehen einem bloßen Zufall, ohne Schuld 
oder Absicht des Täters, verdanken. Die Handlungsweise, welche den ein- 
gelretenen Schaden zum kausalen Erfolg gehabt hat, muß natürlich eine erlaubte 
gewesen und unter Anwendung der notwendigen Vorsicht vorgenommen worden 
sein. Bei diesen reinen Zufallsdelikten konnte auch nach den früheren spa- 
nischen Gesetzgebungen nie eine Bestrafung eintreten. Die Siete Partidas in 
Ley. 4, 5, Tit. 8, Part. VII, welche dieser Materie mehrere ausgedehnte und 
wieder durch Beispiele erläuterte Paragraphen widmen, verlangen für den Fall, 
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daß der Tod eines Menschen die kausale Folge gewesen war, daß der Täter 
feierlich vor Gericht erscheinen und dort das Vorliegen eines reinen Zufalls 
beschwören mußte. Überdies war durch Zeugen (omes buenos) der Beweis zu 
erbringen, daß zwischen dem Täter und dem Verstorbenen keinerlei Feindschaft 
bestanden hatte.??) Der letzte Rest dieser mittelalterlichen Bestimmung hat sich, 
soweit romanische Gesetzgebungen in Frage kommen, in das Strafgesetzbuch 
von Argentinien $ 82 hinübergerettet, wo derjenige, welcher in der Notwehr 
Jen Gegner verwundet oder getötet hat, verpflichtet ist, so bald als möglich 
der nächsten Behörde Mitteilung zu machen; widrigenfalls angenommen wird, 
daß strafbarer Exzeß der Notwehr vorliegt, auch wenn das Vorhandensein eines 
gefährlichen Angriffs nachgewiesen wird. Gelingt es dem Angeklagten, den bis- 
weilen recht schwierigen Gegenbeweis zu führen, so tritt wegen der unterlassenen 
oder entstellten Anzeige Bestrafung mit Haft von ein bis drei Monaten ein. 
Auch in einigen deutschen Rechten hat sich dieser letzte Anklang an den alt- 
germanischen Reinigungseid erhalten, so z. B. in Artikel 50 des Strafgesetz- 
buches von Zürich, welches die Unterlassung der in Frage stehenden Anzeige 
an die Behörde mit Geldstrafe allgemein belegt, während das Gesetzbuch von 
Freiburg in den Artikeln 66 und 336 die Geldstrafe auf 200 Franken als Maximum 
erhob oder Haft bis zu sechs Wochen verhängte. 

Eine besondere Notwendigkeit zur Einschaltung dieser speziellen Be- 
stimmung lag nicht vor, da ihr Inhalt sich logischerweise aus dem Begriff des 
Verbrechens selbst ergibt. Nicht nur Willensbetätigung und Erfolg müssen vor- 
liegen, sondern auch die Beziehung, der innere Zusammenhang zwischen diesen 
heiden Faktoren. Das Reichsstrafgesetzbuch hat bei der Selbstverständlichkeit 
dieser Folgerung es auch unterlassen, einen speziellen Artikel über die Zufalls- 
delikte einzuschieben: doch kann man aus der ratio des Artikel 592 in mittel- 
harer Weise die gleiche Norm folgern. 

Merkwürdig ist übrigens,daß an dieser Stelle (8°) des spanischenGesetzbuches 
zum ersten Male das Wort „culpa“ gebraucht wird, während es im Gesetzbuche 
von 1822 schon mehrfach vor dieser Stelle erwähnt wurde. ,„Culpa“ ist im 
spanischen technischen Sinne diejenige Verschuldung, welche durch Außeracht- 
lassen des „diligencia debida“ entsteht. Während dieromanistische Praxis die culpa 
noch in die drei Unterabteilungen von lata, levis und levissima einteilten, haben 
die Spanier nur die culpa levis und die culpa lata aufgenommen. Der qualifizierte 
Begriff der culpa bedeutet für den Spanier nur die fahrlässige Verschuldung 
derjenigen Personen, welche kraft ihres Amtes oder Berufes zu besonderer 
Sorgfalt verpflichtet sind. 

DaB unwiderstehliche Gewalt als Strafausschließungsgrund 
zu gelten hat, wird ebenfalls noch besonders erwähnt, obwohl durch argu- 
mentum e contrario aus Artikel 4 dieser Satz als selbstverständlich zu erachten 
wäre. Bei physischem Zwang, bei vis absoluta, ist der Gezwungene eben nur 
Durchgangspunkt einer fremden Handlung. 


25) Ebenso bestimmen Fuero Juzgo Ley. A, 2, 3, , Tit. 5, Lib. VI, sowie 
Fuero Real Ley 1, 5, 7, Tit. 17, Lib. 1V, sowie Novisima Recopilacion Ley. 1, 
Tit. 24, Lib. XII, welches genau der Ley. 1, Tit. 17, Lib. 1V des Fuero Real 
entspricht. 
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Die gleiche Beurteilung hat einzutreten, wenn „ein gesetzmäßiger und 
unüberwindlicher Grund“ den Täter gezwungen hat, eine vom Gesetze mit 
Strafe belegte Unterlassung, ein Omissivdelikt zu begehen. Impossibiliun: 
nulla obligatio est. Im Gesetzbuche hat man eigenartigerweise diesem Straf- 
ausschließungsgrunde die letzte Stelle im System eingeräumt, obwohl er unter 
dem Gesichtspunkte der vis major oder vis absoluta der Unmöglichkeit des 
Handelns anzugliedern gewesen wäre. Über die Begehung durch Unterlassung 
sind keine allgemeinen Gesetze gegeben. Der Artikel 1 definiert den Ver- 
brechensbegriff ganz allgemein als „vorsätzliche Handlungen oder Unter- 
lassungen, welche durch das Gesetz bestraft werden“. Auch im besonderen 
Teile sind die Omissivdelikte nicht sehr zahlreich und nur von geringer Bedeu- 
tung. Besonders hervorzuheben sind: $ 380 ff. Ungehorsam und Verweigerung 
von Hilfe von seiten richterlicher- oder Verwaltungsbeamten; § 383 Nichtannahme 
eines Öffentlichen Wahlamtes, ohne der zuständigen Behörde einen gesetzlich 
gültigen Entschuldigungsgrund vorzulegen; $$ 385 bis 387 Vorwegnahme, Ver- 
längerung und Aufgeben von Öffentlichen Ämtern unter besonderen Bedingungen; 
85425 Unterlassung der Konkursanmeldung, wenn die Passiva dreimal so hoch 
wie die Aktiva sind; $445 3 Unterlassung des Sühneversuchs von seiten der Se- 
kundanten; § 5841 Weigerung der Zeitungsbesitzer oder verantwortlichen Re- 
dakteure auf berechtigten Wunsch der Interessenten hin Berichtigungen ergehen 
zu lassen; $ 5921 Weigerung, gesetzliche Landesmünze in Zahlung zu nehmen; 
$ 5991 Unterlassung der den Ärzten auferlegten Anzeigepflicht, falls sie an einer 
von ihnen behandelten Person oder Leiche Anzeichen einer Vergiftung, eines 
verübten Verbrechens oder eines gewaltsamen Todes bemerken; $ 599. Ver- 
nachlässigung oder Unterlassung der gebotenen Aufsichtspflicht von seiten 
derjenigen Personen, welche mit der Bewachung und Beaufsichtigung von 
Geisteskranken betraut sind; 8600 Unterlassung der erforderlichen Eintragungen 
in die Fremdenlisten seitens der Gastwirte oder der ihnen unterstellten Per- 
sonen; $ 601ı Unterlassung gewisser Sicherheitsmaßregeln bei Anlage oder 
Betrieb von Dampfkesseln, Hochöfen und ähnlichen industriellen Maschinen 
oder Bauten; 8603 s-s Unterlassung der notwendigen Sorgfalt in der Überwachung 
und Beaufsichtigung sowie Erziehung von seiten derjenigen Personen, denen 
das leibliche und geistige Wohl von Kindern, Mündeln oder Minderjährigen 
unter 15 Jahren anvertraut ist; $ 603 6—7 Mangel des nötigen Respektes und der 
erforderlichen Achtung, welche Kindern und Minderjährigen gegenüber den 
mit ihrer Erziehung beauftragten Persönlichkeiten zukommt; § 605 9-11 Unter- 
lassung der Hilfeleistung gegenüber ausgesetzten Kindern oder in hilfloser Lage 
angetroffenen Personen. Dagegen ist die Unterlassung der Anzeige über ein 
bevorstehendes Verbrechen — wie § 139 des Reichsstrafgesetzbuches es be- 
stimmt — im spanischen Rechte nicht strafbar. 

(Schluß folgt!) 
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Über die Abgrenzung des Vorsatzbegriffes.') 


Von Dr. jur. W. Lacmann, Amtsrichter in Colmar (Elsaß). 


Wenn wir uns die Aufgabe stellen, durch die Begriffe Vorsätzlichkeit und 
Fahrlässigkeit zwei Formen der schuldhaften Handlung zu kennzeichnen, so 
werden wir alsbald zweierlei als jedem Zweifel entzogen erkennen. 

Erstens: die Fälle, in denen der Täter sich den durch seine Handlung ver- 
wirklichten oder in Aussicht gestellten rechtswidrigen Erfolg, — worunter die 
Gesamtheit der objektiven Merkmale des Deliktstatbestandes verstanden sei —, 
überhaupt nicht als mögliche Folge seiner Handlung vorstellt, können nur der 
leichteren Schuldform zugezählt werden. Auch müssen wir diesen Fällen die- 
jenigen gleichstellen, in denen der Täter für den Eintritt des Erfolges nur ein 
solches Maß von Wahrscheinlichkeit annimmt, dessen Vorhandensein seiner 
Geringfügigkeit halber nicht zureichen würde, um die Handlung als objektiv 
strafrechtlich erheblich erscheinen zu lassen. Das hat selbst dann zu gelten, 
wenn der Erfolg bezweckt ist; es fehlt hier, sofern der Handelnde eine allzu 
geringe Wahrscheinlichkeit des Erfolges annimmt, seinem Streben nach dem Er- 
tolg die nötige Energie, um eine Verschuldung im Rechtssinne zu begründen. 
Wenn jemand einen andern zu einer Eisenbahnfahrt veranlaßt, in der Hoffnung- 
daß jener einem Bahnunglück zum Opfer fallen werde, so kann von einer straf, 
rechtlich erheblichen Vorsätzlichkeit nicht die Rede sein.?2) Erst recht aber ist 
unter der gedachten Voraussetzung die schwerere Schuldform dann ausge- 
schlossen, wenn der rechtswidrige Erfolg nicht bezweckt, sondern nur als 
entfernt mögliche Folge der Handlung angesehen wird: wofür der soeben an- 
geführte Fall unter sinngemäßer Abänderung als Beispiel beibehalten werden 
kann. Daß beidemal nicht auch das Vorhandensein von Fahrlässigkeit aus- 
geschlossen ist, liegt auf der Hand, denn es kann ja sein, daß im Sinn objektiver 
Betrachtung die Wahrscheinlichkeit des Erfolges größer, die Handlung also ge- 


1) Meine Auseinandersetzung mit der Literatur findet sich in den Ab- 
handlungen: ‚Wille und Wollen in ihrer Bedeutung für das Vorsatzproblem‘“ 
(Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft, 30. J., S. 767 ff.), ,„Willens- 
theorie und Unterlassungsdelikt‘“ (Archiv, 56. J., S. 257 ff.) und „Die Ab- 
grenzung der Schuldformen in der Rechtslehre und im Vorentwurf zu einem 
deutschen Strafgesetzbuch“ (Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissen- 
schaft, 31. J., S. 142 ff.) Ich gehe daher im folgenden auf die Literatur nur 
insoweit ein, als die in ihr entwickelten Gedanken mit meinen Ausführungen 
unmittelbare Berührung haben. 

2) Vgl. Kohler, Studien aus dem Strafrecht, I, S. 70, v. Bar, Gesetz 
und Schuld, Bd. 2, S. 309. Mit Unrecht bemerkt dazu v. Hippel — Ver- 
gleichende Darstellung des deutschen und ausländischen Strafrechts, Allge- 
meiner Teil, Bd. 3: Vorsatz, Fahrlässigkeit, Irrtum, S. 493, A. 1 —, hier sei das 
Fehlen der adäquaten Verursachung maßgebend. Dieser Bemerkung 
liegt eine Verwechselung der Gefährlichkeit der Handlung im Sinn objektiver 
Betrachtung und der Vorstellung des Handelnden über die Gefährlichkeit der 
Handlung zugrunde. 
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tährlicher war, als ihr Urheber angenommen hat, und daß jener dies hätte 
erkennen müssen.?) *) Da aber der Täter von dem für die Rechtswidrigkeit seines 
Verhaltens entscheidenden Umstand hier keine Vorstellung hat, so rechtfertigt . 
sich die Gleichstellung so gestalteter Fälle mit denen, in welchen der Täter sich 
den Erfolg überhaupt nicht vorgestellt hat; sie seien im folgenden diesen letzteren 
stets stillschweigend zugerechnet. 

Auf der andern Seite ist — zweitens — ohne Zweifel die schwerere Form 
der schuldhaften Handlung gegeben, wenn der rechtswidrige Erfolg den Zweck 
der Handlung bildet oder, was das gleiche bedeutet, von dem Täter beab- 
sichtigt ist, — nur muß, dem soeben ausgeführten entsprechend, für den 
Erfolg ein solches Maß von Wahrscheinlichkeit angenommen sein, daß das 
Streben nach ihm als ein wirklich ernsthaftes Streben erscheint. 

Die nach Abzug der bezeichneten beiden Kategorien noch verbleibenden 
Fälle, die Fälle also, in denen der Erfolg als gewisse oder mögliche (auch nicht 
äußerst unwahrscheinliche) Folge der Handlung betrachtet, aber nicht bezweckt 
wird, auf die schwerere und die leichtere Schuldfornm zu verteilen, das ist das 
Problem, das zu lösen bleibt. 

Daß freilich die Lösung dieses Problems überhaupt möglich ist, ist nicht 
unbestritten. Entgegen den altüberkommenen gesetzgeberischen Gedanken 
der Zweiteilung der Schuldformen haben neuerdings Löffler®) und Mi- 
ricka®) eine Dreiteilung in dem Sinn befürwortet, daß zwischen die Absicht- 
lichkeit und die Fahrlässigkeit, d. h. das, was die übliche Terminologie unter 
„unbewußter Fahrlässigkeit‘ versteht, die „Wissentlichkeit“ oder, wie Mi- 


3) Welches Mindestmaß von Gefährlichkeit im Sinne objektiver Betrachtung 
erforderlich ist, um die strafrechtliche Bedeutsamkeit einer Handlung zu be- 
gründen und welches Mindestmaß von Gefährlichkeit ihr demnach von ihrem 
Urheber beigemessen werden muß, damit nicht schon dem bisher Gesagten zu- 
folge ihre Beziehung unter die schwerere Schuldform ausgeschlossen ist, soll 
nicht erörtert werden. Zwar ist, streng genommen, auch die Beantwortung 
dieser Frage für die Scheidung der Schuldformen erheblich, weil jedenfalls da, 
wo der rechtswidrige Erfolg bezweckt ist, die Grenze der strafrechtlichen Vor- 
sätzlichkeit sich nach dem Ausfall der Antwort bestimmt. Allein die primäre 
Frage bleibt immer die nach dem für die Strafbarkeit erforderlichen Mindest- 
maß objektiver Gefährlichkeit einer Handlung, und da die Untersuchung hier- 
über ihre systematische Stellung auf dem Gebiet der Kausalitätslehre zu finden 
hat, so scheidet das Problem — mit dem sich insbesondere Miricka (die 
Formen der Strafschuld und ihre gesetzliche Regelung, Leipzig, 1903, S. 140 ff.) 
eingehend befaßt hat, — dem Grunde seines Wesens nach doch aus dem en- 
geren Kreis der spezifischen der Abgrenzung der Schuldformen geltenden 
Fragen aus. 

= *) Als unrichtig muß es erachtet werden, wenn Klee — Der dolus 
indirectus als Grundform der vorsätzlichen Schuld (Berliner juristische Bei- 
träge, 10. Heft), S. 32 — den strafbaren Vorsatz und die strafbare Fahrlässigkeit 
als bedingt durch die adäquate Verursachung selbst auffaßt, d. h. als bedingt 
„durch den im Wege der „nachträglichen Prognose“ (v. Liszt) festzustellenden 
Gefahrscharakter der Handlung“. Denn dieser Charakter der Handlung hat 
mit dem inneren Zustand, in dessen Merkmalen die Verschuldung und mit 
ihr Vorsätzlichkeit oder Fahrlässigkeit in Beziehung auf den Erfolg enthalten 
sind, nichts zu tun. 

5) Die Schuldformen des Strafrechts. I. S.5. 
6) A. a. O., S. 103 ff. 
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ricka sagt, die „bewußte Schuld im engeren Sinne“ (in dem Sinne nämlich, 
daß die Absichtlichkeit ausgeschlossen bleibt) treten soll: d.i. eben der Fall, 
in dem der Handelnde den Erfolg nur als die gewisse oder mögliche Folge seiner 
Handlung betrachtet, aber nicht bezweckt. 

Demgegenüber sind die Fragen zu beantworten: einmal, stellt dieser letzt- 
genannte Fall hinsichtlich des Schuldmomentes wirklich eine Einheit dar in 
dem Sinne, daß er in seinen Einzelerscheinungen nur graduelle Verschiedenheiten, 
— die von keiner Seite bestritten werden, — aufweist, oder läßt sich für einen 
Teil seiner Erscheinungsformen ein Merkmal auffinden, das die in ihnen zutage 
tretende Verschuldung hinsichtlich ihrer Schwere fundamental auszeichnet ? 
Und wofern diese Frage im letzteren Sinn entschieden werden kann: ist nicht 
vielleicht eben dieses Schuldmerkmal das nämliche, wie das, welches den Fall 
der Absichtlichkeit kennzeichnet ? 

Daß die Kategorie der Wissentlichkeit nicht als eine einheitliche Schuld- 
form betrachtet werden kann, erweist folgende Betrachtung. 

Setzen wir den Fall: es steht jemand auf einer Berghöhe und stößt mit dem 
Fuße einen Stein an, sodaß dieser den Hang hinabrollt. Es ist ihm freilich der 
Gedanke gekommen, es könne möglicherweise ein Mensch auf dem an dem Hang 
ninziehenden Wege daher kommen und durch den Felsblock erschlagen werden. 
Er hat aber diese unliebsame Vorstellung beiseite geschoben und sein Vorhaben 
ausgeführt. Wertet dieser Mann vielleicht den Reiz, den das Bild des den Berg- 
hang hinabhüpfenden Steines seinem Auge bieten soll, höher als das Minus, 
das seinem Begehrungsleben die als mögliche Folge seiner Handlung vorgestellte 
Vernichtung eines Menschenlebens bedeutet? Gewiß nicht. So wenig, wie etwa 
dem, der an einer vernarbenden Wunde kratzt, obwohl er weiß, daß durch der- 
artige Manipulationen bisweilen tötliche Blutvergiftungen entstehen, der kör- 
perliche Kitzel mehr wert ist, als sein Leben. Wir dürfen sagen, daß in Fällen 
dieser Art das Handeln durch ein Begehren bestimmt ist, das gegenüber 
der Abneigung gegen den schädirenden Erfolg eine 
untergeordnete Bedeutung hat. 

Vergleichen wir nun.mit Fällen dieser Art diejenigen. in denen der Täter 
die Verwirklichung des selbst nicht bezweckten, an sich vielleicht durchaus 
unerwünschten Erfolges als notwendigerweise mit der Er- 
reichung seines Zweckes verbunden betrachtet. Ein Thomas 
bringt auf ein zur Ausfahrt bereites Schiff eine Höllenmaschine, die auf hoher 
See explodieren und das Schiff vernichten soll. Er hält es für ausgeschlossen, 
daß, wenn sich dieser Zweck seines Tuns erfüllt, die Besatzung gerettet wird. 
Wohl schafft ihm die Vorstellung von der Vernichtung der Menschenleben Ge- 
wissenspein, wohl läßt ihn der Gedanke einer vergeltenden Gerechtigkeit zittern; 
die Gewinnsucht in ihm obsiegt, ihr opfert er die Menschenleben. Das die 
Handlung bestimmende Begehren erweist sich hier als mächtiger denn die Ab- 
neirung gegen den rechtswidrigen Erfolg, der als notwendiger Begleiter der 
Zweckverwirklichung betrachtet wird. Sonst könnte die Selbstbestimmung 
nicht so ausfallen, wie dies geschieht. 

Ein grundlegender Unterschied zwischen diesen Fällen und jenen von der 
vorhin ins Auge gefaßten Art ist hiernach unverkennbar. Es rechnen denn 
auch diejenigen, welche die Zweiteilung der Schuldformen vertreten, ganz durch- 
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gängig den Fall, daß der Täter den rechtswidrigen Erfolg als notwendigerweise 
mit dem bezweckten verbunden sieht, dem Gebiete der Vorsätzlichkeit zu.”) 
Aber selbst solche Schriftsteller, die eine Dreiteilung der Schuldformen verteidigen, 
lassen die schwerste Schuldform diesen Fall umfassen, sodaß die mittlere 
Schuldform nur die Fälle begreift, in denen der Täter den Erfolg als möglich an- 
sieht, ihn aber weder bezweckt, noch als notwendigerweise mit dem bezweckten 
Erfolge verbunden betrachtet; in diesem Sinne scheiden Lammasch‘) 
und Stooß?°) die Schuldformen. 

In der Tat kennzeichnet die Fälle, in denen der rechtswidrige Erfolg be- 
zweckt wird, und diejenigen, in denen er als notwendigerweise mit dem be- 
zweckten Erfolg verbunden betrachtet wird, das nämliche Schuldmoment. 
Daß hier der Täter handelt, obwohl er den rechtswidrigen Erfolg voraus- 
sieht, dort dagegen, weil er ihn voraussieht, begründet nicht, wie M i r i c k a?°) 
annimmt, einen Unterschied hinsichtlich der in der Handlung geoffenbarten 
Verschuldung. Auch wo der rechtswidrige Erfolg beabsichtigt wird, 
wird er nicht seiner Rechtswidrigkeit wegen beabsichtigt. Um deswillen böse 
zu handeln, weil dieses Handeln böse ist, das ist der menschlichen Natur nicht 
gegeben. Wo der Mensch sich durch sein Tun mit Geboten der Sittlichkeit in 
Widerspruch setzt, da geschieht es aus sinnlichen, unter Umständen — bei 
Konflikt der Pflichten — sogar aus sittlichen Bestimmungsgründen.!!) Aller- 
dings kann die eigene Befriedigung gerade in dem Leid, das einem andern zu- 
gefügt wird, gefunden werden. Allein, wenn die Kennzeichnung der schwersten 
Schuldform hierauf abgestellt werden sollte, so hätten aus ihrem Bereich 
offenbar alle die Fälle auszuscheiden, in denen die Herbeiführung des rechts- 
widrigen Erfolges nicht Endzweck, sondern Mittel zur Erreichung eines 
andern Zweckes ist. Doch rechnet Miricka auch die Fälle dieser Art dem 
Gebiete der höchsten Schuldform zu.??) Auch bedingt der Umstand, daß ein 
fremdes Rechtsgut deswegen verletzt wird, weil das seinem Inhaber dadurch 
zugefügte Leid dem Täter Lust bedeutet, keineswegs ohne weiteres das Dasein 
einer schwereren Verschuldung, als sie sich in Fällen offenbart, in denen die 
eigene Befriedigung außerhalb des fremden Leides gefunden wird. Oder sollte, 
wer den Verführer seiner Frau aus Rache mit Überlegung tötet, schuldiger sein 
als etwa ein Spitalwärter, der einen Kranken umbringt, um an der Beerdigung 
der Leiche Geld zu verdienen? In Wirklichkeit tragen die Fälle, in denen der 
rechtswidrige Erfolg bezweckt wird, allein das allgemeine Schuldmerkmal an 
sich, daß die Vorstellung dieses Erfolges nicht ein 


-— -m 


1) Hiermit o nur H orn — vgl. Kausalitäts- und Wirkensbegriff, 
Gerichtssaal, 54. J., S. 328 tf. —, H ut her — vgl. die Kausalität des Willens 
im Strafrecht, Gerichtssaal, 54. J., S. 295 — und anscheinend Lauffer — 
2 Die Kausalität im Vorsatz, Gerichtssaal, 63. J., S. 130 ff. — nicht völlig 
überein. 

8) Handlung und Erfolg,Grünhuts Zeitschrift, 9. J., S. 234 ff. 

°) Dolus eventualis und Gefährdung, Zeitschrift für die gesamte Straf- 
rechtswissenschaft, 15. J., S.194 ff. Bericht über den un zu einem 
schweizerischen Strafgesetzbuch, 1. Teil, S.35 f., 2. Teil, S. 7 f. 

A. a S. 108. 
ui Vgl. auch v. Bar, a.a. O., S.304, 311. 
12) Vgl. insbes. a. a. O., S. 53 f. 
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Motiv wider die Vornahme der Handlung abgibt, 
das stärker wäre als die auf die Vornahme der Hand- 
lung hinstrebenden Interessen: also eben dasselbe Merkmal, 
das, wie wir gesehen haben, die Fälle kennzeichnet, in denen der rechtswidrige 
Erfolg nur als notwendigerweise mit dem bezweckten Erfolg verbunden be- 
‚trachtet wird. Hier wie dort kann das in der Vorstellung des rechtswidrigen 
Erfolges enthaltene Gegenmotiv die verschiedensten Stärkegrade von dem 
Wert null bis zu dem Werte durchlaufen, der durch die Kraft der auf die Hand- 
lung hinstrebenden Interessen eben noch überwogen wird. Denn auch, wenn 
der rechtswidrige Erfolg beabsichtigt wird, verbindet sich ja möglicherweise 
mit der Vorstellung dieses Erfolges zugleich ein negativer Begehrungswert 
von irgendwelcher Stärke. Und das gilt nicht nur in dem Falle, daß der rechts- 
widrige Erfolg lediglich als kausale Bedingung eines andern Erfolges, sondern 
selbst dann, wenn er um seiner selbst willen erstrebt wird. Wer sich aus Rach- 
sucht bereit macht, seinen Feind umzubringen, dem bedeutet zwar die Vor- 
stellung von dessen Tod Befriedigung eines Begehrens, und doch kann diese 
Vorstellung eine Regung des Mitleids und des Gewissens und infolgedessen eine 
Unlust wachrufen, die der Vornahme der Handlung, wenn schon mit unzuläng- 
licher Kraft, widerstrebt. 

Der Fall, daß der rechtswidrige Erfolg bezweckt, und der, daß er als not- 
wendig nit dem bezweckten Erfolg verbunden betrachtet wird, sind hiernach 
der nämlichen Schuldform zuzuweisen. Sie sind dies um deswillen, weil hier wie 
Jort die Handlung offenbart, daß die ihrer Vornahme zustrebenden Interessen 
mit größerer Intensität gewirkt haben als das Begehren nach der Nichtverwirk- 
lichung des rechtswidrigen Erfolges. Erkennen wir aber hierin das ausschlag- 
gebende Moment, so erweitert sich unser Gesichtsfeld. Jetzt ist die Konsequenz 
unvermeidlich: überall da, wo jenes Moment gegeben ist, 
liegt die schwerste Form der Verschuldung, liegt 
„Vorsatz“ in Beziehung auf den rechtswidrigen Er- 
folg vor, mag dieser auch lediglich als die mögliche Folge der Handlung 
angesehen, aber nicht bezweckt, auch nicht als notwendig mit dem bezweckten 
Erfolge verbunden betrachtet sein. 

Nur diese Lösung wird dem Wesen der Aufgabe, daspsychologische Merkmal 
der strafrechtlichen Vorsätzlichkeit aufzuzeigen, gerecht. Die Bestimmung des 
Vorsatzbegriffes ist die, eine schwerere Form der schuldhaften Handlung won 
einer leichteren abzugrenzen. Diesem Richtpunkt muß die Untersuchung zu- 
streben, ohne sich selbst durch irgendeine Voraussetzung vorzugreifen. Eine 
solche unzulässige Voraussetzung bedeutet es aber, wenn man davon ausgeht, 
daß der Vorsatz in Beziehung auf einen gewissen Erfolg durch das „wollen“ 
dieses Erfolges gekennzeichnet sei, und wenn man nunmehr erst weiter den Be- 
griff des Gewollten festzustellen sucht. Zwar stehen die Versuche ganz natur- 
gemäß stets unter dem Einflusse des Bestrebens, die Begriffsbestimmung so zu 
gestalten, daß das „Wollen“ eines rechtswidrigen Erfolges eine schwerere Form 
der Verschuldung gegen eine leichtere abgrenzt: aber der vollen Entfaltung 
dieses, zudem nur verborgen wirkenden, nicht zum legitimen Grundsatz er- 
hobenen. Gedankens wird die ungerechtfertigte Voraussetzung immer wieder 
zum unüberwindlichen Hindernis. Einen Beleg hierfür bietet die später zu er- 
Archiv 38. Bd. 8 
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örternde Theorie v. Hippels, die einen Rest von Fehlerhaftem gerade ihrem 
Standpunkt als ‚Willenstheorie‘“ zuzuschreiben hat. 

Dahin, daß der Voarsatzbegriff in sich selbst das Merkmal der 
Schuldhaftigkeit enthalten müsse, darf das Gesagte nicht verstanden werden. 
Die natürliche — dem allgemeinen Sprachgebrauche nach gültige — Bedeutung 
der Ausdrücke „Vorsatz“ und ‚Fahrlässigkeit‘ weist im Gegenteil darauf hin, 
daß der aufzufindende Begriff an sich auch da anwendbar ist, wo es sich um 
einen nicht rechtswidrigen Erfolg handelt, und daß er seine Funktion, Schuld- 
formen zu unterscheiden, erst in seiner Anwendung auf den 
Fall, daß ein rechtswidriger Erfolg in Betracht steht, erfüllt. Andererseits 
geht aus dem Wesen unserer Aufgabe hervor, daß die natürliche Bedeutung 
des Wortes ‚„‚Vorsatz‘ nicht ohne weiteres bestimmend für den strafrechtlichen 
Vorsatzbegriff sein kann, — sonst könnte die Vorsatzfrage auf der Grundlage 
einer bloß sprachlichen Untersuchung entschieden werden. Vielmehr ist und 
bleibt die Aufgabe des strafrechtlichen Vorsatzbegriffes die, eine schwerste Form 
der Verschuldung zu kennzeichnen. 

Dieser Aufgabe aber entspricht folgende Überlegung. 

Alle Verschuldung vollzieht sich darin, daß die Selbstbestimmung nicht 
durch die — vorhandene oder bei genügender Sorgfalt erreichbare Vorstellung 
eines als gewisse oder mögliche Folge eines bestimmten Verhaltens zu erwär- 
tenden, zufolge einem Gebote des Sittengesetzes aber zu vermeidenden Zustandes 
vermöge der Macht dieses Gebotes im Sinne gegenteiligen Verhaltens entschieden 
wird. Die Wirksamkeit des sittlichen Gebotes gibt sich in der Abneigung gegen 
den ihm widersprechenden Erfolg der Handlung zu erkennen. Je geringer diese 
Abneigung ist, eine umso größere Schwäche des sittlichen Gebotes und mithin 
ein umso größeres Maß von Schuld tut sich kund. Das weist uns. weil stark und 
schwach relative Begriffe sind, darauf hin, die Abneigung gegen den rechts- 
widrigen Erfolg mit einem homogenen seelischen Wert zu vergleichen. Dieser 
homogene Wert aber bietet sich naturgemäß in den auf die Vornahme 
der Handlung hinstrebenden Interessen dar, d. h. in den positiven 
Begehrungswerten, die sich mit den Vorstellungen der Folgen der Handlung 
verknüpfen. Und nunmehr ergibt sich ganz von selbst die Bestimmung der 
schwereren Schuldform, auf die uns vorhin die Vergleichung intuitiv gegebener 
Tatsachen unseres Rechtsbewußtseins hinreführt hatte. Sie lautet: Die 
schwerere Form der schuldhaften Handlung liegt 
vor, wenn die Handlung darauf beruht. dab das In- 
teresse an dem Nichteintritt des rechtswidrigen 
Erfolges anderen, auf die Vornahme der Handlung 
hinstrebenden. Interessen an Wirksamkeit nachge- 
standen hat.) Solche unzulängliche — möglicherweise überhaupt nicht 


13) Allerdings kann im Einzelfalle das Überwiegen der Abneigung 
gegen den rechtswidrigen Erfolg über die auf die Vornahme der Handlung hin- 
strebenden Interessen nicht sowohl auf der Wirksamkeit des sittlichen Gebotes 
als auf einem sinnlichen Moment, — Furcht vor Strafe. vor Rache, vor Nach- 
teilen irgendwelcher Art, — beruhen. Aber offenbar hieße es dem Richter eine 
unmögliche Aufgabe stellen, sollte er abwägen. ob die Macht des sittlichen Ge- 
botes allein zugereicht hat, um dieses UÜberwieren der Abneigung gegen den 
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vorhandene — Abneigung gegen einen als gewiß oder möglich betrachteten 
Erfolg der Handlung bedeutet „Vorsatz“ in Beziehung auf diesen Erfolg; der 
Vorsatz seinerseits kennzeichnet das Dasein einer Verschuldung von der schwe- 
reren Form, wenn der in Betracht stehende Erfolg ein rechtswidriger ist. 

Wie schon zum Ausdruck gebracht wurde, ist hierbei das Wort „Erfolr‘ 
in dem Sinne zu verstehen, daß der Begriff des rechtswidrigen Erfolges die Ge- 
samtheit des Zustandes umfaßt, der den objektiven Tatbestand eines Deliktes 
ausmacht. 


rechtswidrigen Erfolg hervorzubringen. oder nicht: wird dies doch dem han- 
delnden Subjekt selber in den allermeisten Fällen unmöglich sein. Es verbietet 
sich daher, die Unterscheidung der Schuldformen — wie Bünger (Über 
Vorstellung und Wille als Elemente der subjektiven Verschuldung, Zeitschrift 
für die gesamte Strafrechtswissenschaft, 6. J., S. 336 ff.) — darauf abzustellen, 
daß die Wirksamkeit des in der Vorstellung des rechtswidrigen Erfolges liegen- 
den sittlichen Gegenmotivs schwächer ist als die auf die Vornahme der 
Handlung hinstrebenden Interessen. Wir müssen uns vielmehr zugunsten des 
Täters damit begnügen, der Unterscheidung schlechthin das Maß derAbneigung 
gegen den rechtswidrigen Erfolg zugrunde zu legen und demnächst ein Merkmal 
zu erforschen, das uns dessen Überwiegen oder Nichtüberwiegen gegenüber den 
auf die Handlung hinstrebenden Interessen offenbart. Nur so auch besteht die 
Möglichkeit, den Richtpunkt, der uns durch die natürliche Bedeutung der Aus- 
drücke Vorsatz und Fahrlässigkeit gegeben ist, im Auge zu behalten: nämlichein 
Unterscheidungsmoment zu finden, das an sich sowohl in Beziehung auf rechts- 
widrige als auf nichtrechtswidrige Erfolge anwendbar ist, das aber, wenn 
ein rechtswidriger Erfolg in Betracht steht, eine schwerere Form der Verschul- 
dung zu erkennen gibt. 

Hiermit offenbart sich auch, daß dem Umstande, ob der Täter sich der 
Rechtswidriekeit der Handlung bewußt ist oder nicht, und mithin der Frage, 
ob zur Begründung der strafrechtlichen Schuld die Kenntnis der übertretenen 
Rechtsnorm erforderlich ist, für die Unterscheidung der Schuldformen keine Be- 
deutung zukommen kann. Ist die Kenntnis erforderlich, so steht dies von vorn- 
herein fest. Denn dann ist sie gleichmäßig Voraussetzung der rechtswidrigen 
Vorsätzlichkeit wie der rechtswidrigen Fahrlässigkeit. Daß aber eine Sub- 
sumption des als Tatsache vorgestellten Erfolges unter den Tatbestand 
der Rechtsnorm stattfindet — ob das Gegenteil bei Kenntnis der Norm über- 
haupt möglich ist, mag dahingestellt bleiben —, ist hier schon dazu nötig, daß 
die maßgebende Vorstellung überhaupt in ihrer Gesamtheit vorliegt, die Nicht- 
subsumption schließt also auch die Dewußte Fahrlässigkeit aus. Ist die Kenntnis 
der Rechtsnorm aber nicht Merkmal der strafrechtlichen Verschuldung, gibt es 
also eine Verschuldung mit Kenntnis der Norm und eine solche ohne sie, so steht, 
wo im Einzelfalle Unkenntnis der Norm festgestellt ist, allerdings zugleich fest, 
daß das sittliche Gegenmotiv, weil gleich null, schwächer war als die 
auf die Handlung hinstrebenden Interessen des Täters. Müssen wir es aber dem 
Täter, der die übertretene Rechtsnorm kennt. zu gute halten, wenn gleichwohl 
seine etwaige Abneigung gegen den rechtswidrigen Erfolg nicht auf der Macht 
des sittlichen Gebotes, sondern auf sinnlichen Momenten beruht, so müssen wir 
die gleiche Vergünstigung auch dem Täter gewähren, der die Rechtsnorm nicht 
kennt. Sonst würde die nackte Tatsache der Unkenntnis der Norm unter allen 
Umständen Vorsätzlichkeit inBeziehung auf den als möglich vorgestellten Er- 
tolg begründen: eine so offenbar unmörliche Annahme. daß sie kaum der Wider- 
legung bedarf. Läßt uns unser Rechtsgefühl doch keinen Zweifel darüber, daß, 
wenn überhaupt eine Unterscheidung zu machen ist zwischen dem Fall in 
welchem der Täter mit, und dem, in welchem er ohne Bewußtsein der Rechts- 
widrigkeit handelt, der letztere ihm keinesfalls ungünstiger sein darf. 
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Ob in dem Fall, daß die Verwirklichung dieses Tatbestandes lediglich für 
möglich gehalten wird, die Ungewißheit darauf beruht, daß der Täter über das 
Vorhandensein eines von der Handlung unabhängigen Umstandes, — z. B. über 
das Alter des verführten Mädchens, — im Zweifel war, oder darauf, daß er über 
den Eintritt oder Nichteintritt einer bestimmten Veränderung des bestehenden 
Zustandes als Folge seiner Handlung — z. B. über die Vernichtung eines Men- 
schenlebens als Folge einer Brandanlegung, — zweifelte, ist unerheblich. Daß 
für eine Unterscheidung in dieser Beziehung keinerlei Grund bestehen kann. 
läßt die Ableitung des gewonnenen Ergebnisses ohne weiteres erkennen.) 

Was die auf die Vornahme der Handlung hinstrebenden Interessen betrifft. 
so sind unter ihnen nicht ausschließlich solche zu verstehen. deren Befriedigung 
Zweck des Handelns ist. Vielmehr tritt den Begehrungen, die den Willen zu 
bestimmter Entschließung anregen, eine zweite Klasse psychischer Werte 
hinzu, die im Sinne dieser Entschließung wirken können. Es kommt nämlich 
dem Motiv in seinem Kampfe wider das Gegenmotiv, das die Vorstellung einer 
unerwünschten Folge der Handlung enthält, möglicherweise die Wirksanıkeit 
einer Begehrung zuhilfe, welcher der Fall des Eintrittes der an sich unerwünschten 
Folge Befriedigung verheißt. Z. B. jemand. der keinen Pfennig Vermögen hat. 
täuscht einen andern über seine Mittellosigkeit und Destimnit ihn auf diese Weise 
dazu, ein Differenzgeschäft mit ihm einzugehen. Der Zweck des Mannes ist der, 
seine leere Tasche zu füllen. Demgegenüber ist der Gedanke an die Lage, in 
die er im Falle des Verlierens konmt, allerdings geeignet, sein Verhalten in ent- 
gegengesetztem Sinne zu beeinflussen. Die Vorstellung des Ärgers aber, den der 
ihm verhaßte Partner erleiden werde, wenn er sich um seinen Gewinn betrogen 
sehe, wird wiederum jenem Gegenmotiv zum Gegner, und so entsteht der Ent- 
schluß, den betrügerischen Spielvertrag abzuschließen, als Ergebnis der ver- 
einigten Wirksamkeit von Verlangen nach Geld und feindseliger Gesinnung. 
So können wir unter den auf die Vornahme einer Handlung hinstrebenden In- 
teressen zwei Arten unterscheiden: die Interessen, die den Anreiz zu der Hand- 
lung enthalten, und diejenigen, die nur auf den Ausgleich des Gegensatzes zwischen 
jenen und den zuwiderlaufenden Interessen hinwirken. und die deswegen als 
„ausgleichende Momente“ bezeichnet seien. Die Erwähnung dieser Momente 
könnte vorerst als unwichtig erscheinen: sie wird jedoch an einem späteren 
Punkte der Erörterung ihre Bedeutung erweisen. 

Vollzieht sich die Selbstbestimmung im Gegensatz zu dem Interesse des 
Handelnden an dem Ausbleiben eines vorgestellten Erfolges der Handlung und 


11) So gegenüber einer vereinzelt hervorgetretenen gegenteiligen Auf- 
fassung — Huther, Uber den Vorsatz des Reichsstrafgesetzbuchs, Gerichts- 
saal, 56. J.. S. 2905. v. Weinrich, Strafrecht und Kriminalpolitik, Zeit- 
schrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft, 17. J., S. 832 f. —- auch die herr- 
schende Meinung. Vgl. v. Bar. a.a. O.. S.320: v. Hippel. die Grenze 
zwischen Vorsatz und Fahrlissigkeit, S. 2, A. 1, S. 145 ff.:Hauser, Zur Lehre 
vom strafrechtlichen Vorsatz, Gerichtssaal, 54. J., S. 107 fl.; v. Liszt, Gut- 
achten, Verhandlungen des 24. Deutschen Juristentages, 1. Bd.. S. 130, Mi- 
ricka. a. a. O., S.07ff. Ebenso die Rechtsprechung des Reichsgerichtes: 
vel. Entsch. 4. S. 38: 10, S. 234. 337: 12. S. 297. 337: 15, 5.38: 21, S. 420, 
25. S.221. Auf dem nämlichen Standpunkt steht $ 59 des Vorentwurfes zu 
einem deutschen Strafresetzbuch. 
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erklärt sich dies nicht aus der überwiegenden Intensität der auf die Vornahme 
der Handlung hinstrebenden Interessen, so bleibt nur eine Erklärung möglich. 
Sie liegt in der Intensität dr Hoffnung auf den Nichteintritt jenes uner- 
wünschten Erfolges. Die Hoffnung auf die Verwirklichung oder Nichtverwirk- 
lichung einer Erscheinung hat nur da Raum, wo weder die Verwirklichung 
noch die Nichtverwirklichung für gewiß gehalten wird. Ihr Gegensatz ist die 
Befürchtung. Es ist dies die der Hoffnung analoge Empfindung, die sich mit der 
Erkenntnis der Möglichkeit eines unwillkommenen Geschehens verbindet 
(jedoch nicht notwendig mit Furcht im Sinne von Angst gepaart ist). Jedem 
Hoffen steht ein Befürchten gegenüber. Denn wenn mir die Verwirklichung 
einer Vorstellung Lust bedeutet, so muß mir das Gegenteil Unlust bedeuten. 
Unsere Selbstwahrnehmung lehrt uns aber, daß das Hoffen wie das Befürchten 
der verschiedensten Gradabstufungen fähig sind, sie lehrt uns weiter, daß, 
je größer die Intensität einer Hoffnung, umso geringer die der ihr entsprechenden 
Befürchtung ist. Setzen wir nun voraus, es sei die Abneigung gegen eine gewisse 
Folge einer ins Auge gefaßten Handlung stärker als die dieser letzteren zu- 
strebenden Interessen, und nehmen wir weiter an, die Befürchtung, daß jener 
Erfolg eintrete, sei mächtiger als die Hoffnung, daß er nicht eintrete, so ist klar, 
daß die Selbstbestimmung nicht im Sinne der Vornahme der Handlung ausfallen 
wird. Diese Möglichkeit ist vielmehr erst von da ab gegeben, wo das Intensitäts- 
verhältnis von Hoffen und Befürchten zu gunsten des Hoffens den Gleich- 
gewichtspunkt überschreitet, wo das dunkle Bild, das die Vorstellung des Er- 
folges darstellt, zurücktritt gegenüber dem lichten Bilde, das dem Handelnden 
die Erreichung seines Zweckes bei Nichteintritt des unwillkommenen Erfolges 
zeigt. Ist aber der in Frage stehende Erfolg ein solcher, den Sittengesetz und 
Recht zu meiden gebieten, und besitzt die handelnde Person nicht die Gewiß- 
heit seines Ausbleibens, sondern läßt sie sich durch eine bloße,auch nicht auf einen 
besonders hohen Grad von Wahrscheinlichkeit gegründete!) Hoffnung leiten, 
so bedeutet das frevelhaften Leichtsinn. In ihm liegt das Merkmal der „be- 
wußten Fahrlässigkeit“. 

Ob diese mit der „unbewußten Fahrlässigkeit‘ zusammen in dem gleichen 
Sinne eine einheitliche Schuldform kennzeichnet, wie der Fall der Vor- 
sätzlichkeit in Beziehung auf einen rechtswidrigen Erfolg eine solche darstellt, 
oder ob der Begriff des fahrlässigen Deliktes die Zusammenfassung von Fällen 
bedeutet, die nur negativ, durch das Merkmal der Nichtzugehörigkeit 
zu der schwersten Schuldform verbunden sind, kann dahingestellt bleiben. 
Diese Untersuchung hat nur die Aufgabe, festzustellen, wo die Grenze der in sich 
einheitlichen schwersten Schuldform liegt. 

Der Gedanke. das hierfür maßgebende Merkmal dem Intensitätsver- 
hältnis gewisser einander widerstrebender Interessen des Handelnden zu entneh- 
men, ist in der Literatur seit Mer ket!) vielfach vertreten worden. Seine 
schärfste Prägung und eingehendste Darlegung hat er bei v. Hippel ge- 
funden.) v. Hippel nimmt Vorsatz — in der Form des „dolus eventualis“* — 


15) Vgl. oben S. 109. 

16) Lehrbuch. S. 78 f. 

17) Vgl. ferner insbes. Bünger, a.a. 0O., S.336ff, Frank, Vor- 
stellung und Wille, Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft, 10. J., 
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dann an, „wenn dem Täter der Eintritt des erstrebten Erfolges und des rechts- 
widrigen zusammen lieber war als der Verzicht auf seine Interessen“‘.!®) Die 
praktische Probe hierfür findet v. Hippel im Anschluß an dievon Frank 
aufgestellte Formel, derzufolge entscheidend sein soll, daß den Täter „die 
Voraussicht des Erfolges als eines gewissen oder notwendigen vom Handeln 
nicht abgehalten haben würde‘“!°), darin, daß der Täter bei Annahme sicherer 
Verbindung des rechtswidrigen Erfolges mit dem erstrebten unter sonst gleichen 
Umständen ebenso gehandelt hätte, wie er getan.?°) Hingegen wird das Merkmal 
der Fahrlässigkeit darin gefunden, daß die Hoffnung auf das Ausbleiben des 
rechtswidrigen Erfolges entscheidend für die Vornahme der Handlung war.?) 

Trotz der Verwandtschaft, welche diese Auffassung sichtlich mit der im 
vorhergehenden entwickelten Kennzeichnung der Vorsätzlichkeit hat, deckt 
sie sich mit dieser nicht durchaus. Zunächst muß der Frank-v. Hippel- 
schen Theorie entgegengehalten werden, daß ihrer Definition des dolus even- 
tualis zufolge die schwerere Schuldform auch dann gegeben sein kann, wenn 
der Täter sich mit der ihm unliebsamen Vorstellung des rechtswidrigen Erfolges 
durch die überwiegende Hoffnung auf sein Ausbleiben abgefunden hat. Denn 
trotz solcher Voraussetzung ist der Vorsatzbegriff wie ihn Frank und 
v. Hippel bestimmen, erfüllt, insofern nur der Täter, falls die überwiegende 
Hoffnung auf das Ausbleiben des Erfolges keinen Raum gehabt hätte, auf Grund 
einer — in Wirklichkeit nicht vollzogenen — Vergleichung des Interesses an dem 
Ausbleiben des rechtswidrigen Erfolges mit anderen Interessen zu dem nämlichen 
Entschluß gekommen wäre. Dies heißt aber eine Handlung nicht nach ihrer 
konkreten psychischen Grundlage, sondern nach dem Charakter des Täters be- 
urteilen.?2) 

Nach der entgegengesetzten Seite hin ist folgender Unterschied der dar- 
gelegten Auffassung gegenüber der Frank-v. Hippel’schen Theorie zu 
betonen. Diese Theorie läßt der Vorsätzlichkeit da keine Stätte, wo der Täter 


S. 207, Kommentar zum Strafgesetzbuch. 5.—7. Aufl., S.127, Hagen, Der 
' Vorsatz und seine Fesstellung, Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft, 
19. J., S. 192. 

18) Vorsatz, Fahrlässigkeit, Irrtum, S. 506, Die Grenze, S. 140. 

19) Vorstellung und Wille, S. 207. 

20) Die Grenze, S. 135, 141. 

21) Vorsatz, Fahrlässigkeit, Irrtum, S. 506, Die Grenze, S. 140. 

22) Vgl. v. Bar, a.2.0.,S.328; Hauser, a.a. O., S. 161 ff., insbes. 
S.174; Weismann, der Tatbestand der Urkundenfälschung, Zeitschrift 
für die gesamte Strafrechtswissenschaft, 11. J.. S.83. Vgl. ferner meine Ab- 
handlung „Die Abgrenzung der Schuldformen in der Rechtslehre und im Vor- 
entwurf zu einem deutschen Strafgesetzbuch“, Zeitschrift für die gesamte Straf- 
rechtswissenschaft. S. 157 ff. 

Wäre die im Text sogleich weiter zu hehandelnde Frage im SinneFranks 
und v. Hippels zu entscheiden, so ließe sich allerdings soviel sagen: liegt 
Vorsätzlichkeit einer Handlung in Beziehung auf einen von dem Täter als 
möglich vorgestellten Erfolg vor, so hätte der Täter die Handlung auch dann 
vorgenommen. wenn er den Erfole für gewiß gehalten haben würde. Dageren 
ist es unter allen Umständen unzulässig. diesen Satz dahin umzukehren: hätte 
der Täter auch dann gehandelt, wenn er den in Wirklichkeit nur als möglich 
vorgestellten Erfolg für gewiß betrachtet hätte, so ist die Handlung in Beziehung 
auf diesen Erfolg vorsätzlich. 
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den rechtswidrigen Erfolg und den Zweck der Handlung als einander aus- 
schließend betrachtet.*) Z. B., auf einem Jahrmarkt verspricht jemand einem 
Burschen ein Stück Geld für den Fall, daß er einer Schießbudeninhaberin eine 
Glaskugel aus der Hand schieße, ohne das Mädchen zu verletzen. Der Bursche 
kennt sich als unsicheren Schützen und hält es für äußerst wahrscheinlich, 
daß er die Hand des Mädchens statt der Kugel treffen werde. Aber er denkt 
sich: was liegt mir viel daran! Geschieht das Unglück, so mache ich mich aus 
dem Staube, gelingt der Schuß aber, so soll mir das Geld ein willkommener 
Fang sein. Daraufhin gibt er, da sich auch das Schießbudenfräulein bereit finden 
läßt. den Schuß ab und verletzt das Mädchen an der Hand. Sollte dieser Mann 
nicht der vorsätzlichen Körperverletzung schuldig sein? Zwar würde er nicht 
geschossen haben, wenn er die Verletzung für gewiß gehalten hätte, die Hoff- 
nung, die Verletzung zu vermeiden, war für die Vornahme der Handlung be- 
stimmend; aber stärker als die Hoffnung auf die Vermeidung des rechtswidrigen 
Erfolges war die Befürchtung des ungünstigen Ausgangs der Sache — wurde dieser 
doch für äußerst wahrscheinlich gehalten —, und deswegen mußte auch das 
Interesse an der Erlangung des Geldes stärker sein als das an der Vermeidung 
der Verletzung, sonst hätte die Tat nicht geschehen können. Daher ist das 
Merkmal gegeben, das, wie wir gesehen haben, die Verschuldung als eine solche 
Jer schwereren Art kennzeichnet. Mit dieser Entscheidung des Falles stimmt es 
auch durchaus überein, wenn v. Hippel?°®) selbst als Wesensmerkmal der 
bewußten Fahrlässigkeit dn Leichtsinn, als Wesensmerkmal der Vor- 
sätzlichkeit hingegen den Egoismus bezeichnet, womit doch nur die höhere 
Wertung des eigenen Vorteils gegenüber der Meidung fremden Nachteils gemeint 
sein kann. Aber diese Betrachtung folgt bei v. Hippel der Lösung der Vor- 
satzfrage erst nach, statt daß sie für diese Lösung zum maßgebenden Gesichts- 
punkte würde. Als entscheidend für die Vorsätzlichkeit wird vielmehr von vorn- 
herein das ‚Wollen‘ des Erfolges betrachtet. Hierdurch aber in Verbindung 
mit dem Umstande, daß das Merkmal solchen Wollens, soweit es sich um einen 
nicht erstrebten Erfolg handelt, in der Einwirkung der Vorstellung dieses Er- 
folges mit derjenigen des erstrebten Erfolges als einheitlicher Vorstellungs- 
komplex gefunden wird, ist der fehlerfreien Bestimmung des Vorsatzbegriffes 
der Weg versperrt. Dieser muß nunmehr in dem Sinn ausfallen, daß er versagt, 
wo der bezweckte Erfolg und der unerwünschte einander ausschließen. 

Die Auffassung, daß die gegenteilige Entscheidung von Fällen dieser Art 
möglich ist, daß Vorsätzlichkeit sowohl in Beziehung auf einen bestimmten 
begehrten Erfolg als auf einen andern, unwillkommenen Erfolg, dessen Eintritt 
das Ausbleiben des begehrten bedeutet, bestehen kann, mag auf den ersten 
Blick befremden. Indessen liegt der Grund hierfür einzig und allein darin, daß 
wir bei der natürlichen Bedeutung des Wortes „Vorsatz“ die strafrechtliche 
Vorsätzlichkeit mit der Absichtlichkeit, dem „Wollen“ des Erfolges 
im Sinn unserer Umgangssprache, zu verwechseln geneigt sind. Hierauf beruht 
es auch. daß die Bemerkung v. B uris?) einleuchtend zu sein scheint: wenn 


23) Vgl. insbes. v. Hippel, Die Grenze, S.90, A. 2. 
24) Vorsatz, Fahrlässigkeit, Irrtum, S. 510, Die Grenze, S. 142. l 
25) Uber die Begriffe des Vorsatzes und der Handlung, Beiträge zur Theorie 
des Strafrechts, S. 306. 
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jemand einen steilen Weg einschlage mit der vorgestellten Möglichkeit oder 
Wahrscheinlichkeit, er könne in einen Abgrund stürzen, so könne nicht davon 
gesprochen werden, daß er sich vorsätzlich von dem Wege herunter gestürzt 
habe. Beispiele dieser Art haben nämlich insofern etwas irreführendes, als sie 
eine Gedankenassoziation mit dem Begriffe des Selbstmordes wachrufen;: 
begriffliches Merkmal des Selhstmordes aber ist das Verlangen nach Endigung 
des Daseins und dementsprechend die Absicht, den eigenen Tod herbeizu- 
führen. Diese Absicht freilich liegt in dem von v. Buri angeführten Beispiel 
nicht vor, wohl aber kann im strafrechtlichen Sinne „Vorsatz“ des Bergsteigers 
in Hinsicht auf seinen eigenen Tod bestehen.?$) 


Il. 

Mit dem gewonnenen Ergebnis ist die Vorsatzfrage noch nicht gelöst. 
Dieses Ergebnis gründet sich auf Momente, die nur für die Selbstwahrnehmune 
zutage liegen. Bildet es aber auch notwendig die Grundlage der für die Praxis 
maßgebenden Bestimmung des Vorsatzbegriffes, so fordert diese doch die 
Angabe solcher Merkmale, die nicht nur dem Handelnden selbst. sondern auch 
einer dritten Person, — dem Richter, — erkennbar sind. Und dieses Er- 
fordernis könnte es als notwendig erscheinen lassen — und läßt es. wie sich zeigen 
wird, in der Tat als notwendig erscheinen, — den endgültigen Vorsatzbegriif 
gegenüber dem vorläufig gewonnenen, der für die reflektive Betrachtung die 
schwerere Schuldforın kennzeichnet, zu modifizieren, allerdings. soviel versteht 
sich von vornherein, keinesfalls im Sinn einer Erweiterung, wohl aber im 
Sinn einer Einschränkung. 

Zwar der Normalfall der rechtswidrigen Vorsätzlichkeit. der Fall, daß der 
rechtswidrige Erfolg den Zweck einer zur Beurteilung stehenden Handlung 
bildet. wird der richterlichen Diagnose in der Regel keine Schwierigkeit bieten. 
Wie aber, wenn der rechtswidrige Erfolg nicht mit dem bezweckten Erfolge 
zusammenfällt? Wie vermag der Richter hier zu erkennen. ob die Handlung 
darauf beruhte, daß das Interesse an der Vermeidung des Erfolges schwächer 
war als die ihm widerstrebenden Interessen? Er kann dem Angeklagten nicht 
in die Seele blicken. um unmittelbar das Intensitätsverhältnis der gegensätz- 
lichen Begehrungen zu erkennen. Es fragt sich aber, ob ihm nicht ein Schluß 
auf jenes Intensitätsverhältnis aus bestimmten Erscheinungen des Vor- 
stelluneslebens des Täters möglich ist. Denn die Erkenntnis dieser 
Erscheinungen ist ihm nicht unzugänglich. Was sich der Täter bei der Vornahme 
der Handlung vorgestellt und gedacht hat, das vermag der Richter zu erschließen, 
indem er sich den Zustand der Außenwelt vor Augen hält, in dessen Mitte sich 
die Handlung vollzogen hat. und indem er sich weiter vor Augen hält, in welcher 
Weise die durch diesen Zustand gegebenen Eindrücke in dem Vorstellungs- 
leben des Täters weiter gewirkt haben; zu dem letzteren Schlusse werden ihm 
die Kenntnisse verhelfen. die er sich darüber verschafft hat, in welcher Umgebung 
sich das frühere Dasein des Täters abgespielt, welche Eindrücke es ihm geliefert 


%) In gleichem Sinne Klee, 4.2.0. 5.30 Kohlrausch, Lite- 
raturbericht, Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft, 24. J., 
S.753, Miricka. aa O., ïS. 58. 
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hat, und welches das Maß seiner Urteilsfähigkeit ist. Solchergestalt Zustände 
des Begehrungslebens durch Erscheinungen des Vorstellungslebens zu kenn- 
zeichnen, ist der Grundgedanke der ‚„Vorstellungstheorie“. Versuchen wir es, 
diesen Gedanken auf der rundlaße des bisherigen Ergebnisses der Erörterung 
zu verwerten. 

Wir haben gesehen, daß der Vorsatzbegriff zu weit ausgedehnt wäre, wenn 
wir Vorsätzlichkeit in Jedem Fall annehmen wollten, in dem der Täter den Er- 
folg als möglich betrachtet. Wir haben aber weiter gesehen, daß das psycho- 
logische Kennzeichen der Vorsätzlichkeit auch dann gegeben sein kann, wenn 
der Erfolg nicht als notwendig mit dem bezweckten Erfolge verbunden 
betrachtet wird. Es liegt demnach nahe, das maßgebende Merkmal in einen 
Wahrscheinlichkeitsurteil des Täters zu suchen. 

In der Tat haben Bünger und Kohler, von der Bedeutung der 
Ertolgsvorstellung als Gegenmotiv ausgehend, die Kennzeichnung der Vorsätz- 
lichkeit auf ein solches Wahrscheinlichkeitsurteil abgestellt. Nach Bünger””) 
liegt Vorsätzlichkeit nur in dem Falle vor, daß der Handelnde sich den Erfolg 
als wahrscheinlich vorstellt, und Kohler?) stellt das gleiche Erfordernis 
mit der Maßgabe auf, daß, wenn der Erfolg nicht Zweck der Handlung sei, eine 
einfache Wahrscheinlichkeit nicht ausreiche, sondern der Erfolg als sehr 
wahrscheinlich betrachtet sein müsse. In der nämlichen Bahn bewegt 
sich der gesetzgeberische Vorschlag des Vorentwurfes zu einem deutschen 
Strafgesetzbuch, der in seinem $ 59, Abs. 1 und 2, ausspricht: 

„Vorsätzlich handelt, wer die Tat mit Wissen und Willen begeht. 

Wissen und Wille des Täters liegen auch dann vor, wenn er alle 
zum gesetzlichen Tatbestand der strafbharen Handlung gehörigen tat- 
sächlichen Umstände als nicht unwahrscheinlich vorhanden und, 
soweit zu dem gesetzlichen Tatbestand ein bestimmter Eriolg gehört, 
diesen als nicht unwahrscheinlich eintretend ansieht.‘ 

Der Bünger’schen und der Kohler’schen Abgrenzung des Vorsatz- 
hegriffes läßt sich entgegenhalten, daß da. wo der Erfolg von dem Täter be- 
absichtigt ist, doch wohl jedenfalls Vorsätzlichkeit angenommen werden muß, 
auch wenn der Täter den Erfolg nicht für wahrscheinlich hält, falls er ihn nur 
nicht als derart unwahrscheinlich betrachtet, daß überhaupt kein ernsthaftes 
Streben nach seiner Herbeiführung angenommen werden kann.’®) Sonst wäre 
des Tötungsvorsatzes nicht schuldig, wer auf seinen Feind schießt, um ihn ums 
Leben zu bringen, bei der Abgabe des Schusses aber wegen schlechten Lichtes, 
unsicherer Hand oder sonstiger ungünstiger Umstände die Aussicht, tötlich zu 
treffen. für nicht eben bedeutend hält.?°%) Der Vorentwurf vermeidet diese Über- 
spannung des Wahrscheinlichkeitsprinzips: ihm zufolge soll, wie das Wort 
„auch“ im zweiten Absatze des $ 59 erkennen läßt und die Begründung?!) be- 
sonders hervorhebt, in Beziehung auf beabsichtigte Folgen stets Vorsätzlichkeit 
angenommen werden. Daß aber auch die Berriffsbestimmung des Vorent- 
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wurfes nicht einwandfrei ist, wird die folgende Betrachtung zeigen. Sie wird 
jedoch zu gleicher Zeit den Gedanken, den Vorsatzbegriff auf ein Wahrscheinlich- 
keitsurteil des Handelnden abzustellen, als gerechtfertigt erweisen. — 

Wenn ich im Begriffe stehe, einen im Becher geschüttelten Würfel, dessen 
gleichmäßige Bauart ich voraussetze, auf den Tisch fallen zu lassen, so ist mir 
jede Erkenntnis darüber verschlossen, welche Zahl nach oben zu liegen kommen 
wird, und die nämliche Ungewißheit besteht auch dann, wenn der Würfel bereits 
gefallen ist, der Becher ihn aber noch verbirgt. Ich vermag auch keinen Um- 
stand zu entdecken, der zugunsten einer der sechs Möglichkeiten spräche, wie 
dies z. B. dann der Fall wäre, wenn ich wüßte, der Schwerpunkt des Würfels 
liege einer bestimmten Fläche näher als den andern. Dieses negative Moment 
gleichmäßiger Ungewißheit darüber, welche von mehreren Möglichkeiten wirklich 
ist oder wird, bildet den Ausgangspunkt für den Gedanken der Wahrscheinlich- 
keit. Ich sage: es ist ebenso wahrscheinlich, daß die 1, als daß die 2, die 3, die 4. 
die 5 oder die 6 herauskommt. Hieraus ergibt sich weiter: wenn ich die Even- 
tualitäten zu Gruppen zusammenfasse, so hat unter zweien solcher Gruppen 
jeweils die größere, da sie mehr der gleichwertigen Eventualitäten umfaßt, ein 
höheres Maß von Wahrscheinlichkeit für sich. Es ist beim Würfeln mit einem 
gleichmäßig gebauten Würfel eine größere Chance dafür vorhanden, daß entweder 
die 4 oder die 2 oder die 3, als dafür, daß die 4 schlägt, und eine größere Chance 
für das Fallen einer der Zahlen von 1 bis 4 als einer der Zahlen 5 und 6. Die 
Wahrscheinlichkeiten des ersteren Falles sind 3:6 und 1:6, die des zweiten 
4:6 und 2:6, sie verhalten sich also wie 3:1, bzw. wie 2: 1.3?) 

Auch da, wo sich die Chancen nicht mit der gleichen mathematischen 
Präzision ausdrücken lassen, treten Wahrscheinlichkeitsurteile auf. Der Mann. 
der selten sein Ziel verfehlt, betrachtet es, wenn er unter gleichen Verhältnissen. 
wie gewöhnlich, schießt, als wahrscheinlich, daß seine Kugel auch diesmal ihr 
Ziel erreiche. Wer aber keine Übung im Schießen hat und sich der Bedeutung 
dieses Umstandes auch bewußt ist, der wird es für höchst unwahrscheinlich 
erachten, ins Schwarze der hundert Meter vor ihm aufgestellten Scheibe zu 
treffen. Nicht immer freilich, wo wir verschiedene Möglichkeiten gegeben 
sehen, bilden wir uns ein Urteil über ihr Wahrscheinlichkeitsverhältnis. Häufig 
lassen wir es bei dem Bewußtsein, daß verschiedene Möglichkeiten bestehen, 
bewenden: dies nicht nur dann, wenn es an erkennbaren Umständen fehlt, die 
für die eine oder die andere Eventualität sprechen, sondern auch dann, wenn 
objektiv, d. h. eben für den Beurteiler, der alle in Betracht kommenden, der 
menschlichen Erkenntnis erreichbaren Umstände vernünftig erwägt, — denn 
einer größeren Objektivität ist die Wahrscheinlichkeit, die stets ein in seiner 
Erkenntnis beschränktes Subjekt voraussetzt. nicht fähig, — die eine Eventua- 


32) Es gibt in der Objektivität eine Erscheinung, die der Wahrscheinlichkeit 
parallel geht. Die Erfahrung lehrt, daß bei einer großen Anzahl von Schlägen. 
die ich mit einem regelmäßigen Würfel tue, jede der 6 Zahlen annähernd gleich oft 
erscheint. Mit dieser objektiven Erscheinung hat unsere Betrachtung nichts zu 
tun. In der Tat: handelt es sich um einen unregelmäßig gebauten Würfel, so 
werden die einzelnen Ziffern nicht gleich oft zum Vorschein kommen, und doch 
kann ich, wenn ich weiß, daR der Würfel unregelmäßig, jedoch nicht weiß, wie 
er gebaut ist, keine höhere Wahrscheinlichkeit für das Fallen der 4 als für das 
Fallen der 2, der 3 usw. annehmen. 
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lität die größere Wahrscheinlichkeit für sich hat Ja, es kommt selbst vor, 
daß wir uns der Erkenntnis einer überwiegenden Wahrscheinlichkeit, wo es sich 
um unerwünschtes handelt, geradezu verschließen, denn unsere Begehrungen 
sind bekanntermaßen nicht ohne Einfluß auf den Ausfall unserer Urteile. Viel- 
fach aber wird die Situation von hinreichender Beredsanıkeit sein, um das 
Übersehen einer überwiegenden Wahrscheinlichkeit selbst, wo wir zu solchem 
Übersehen geneigt sein möchten, auszuschließen. Demnach kann auch auf ein 
Wahrscheinlichkeitsurteil einer andern Person aus der Betrachtung einer Si- 
tuation, der sich jene Person gegenüber gesehen hat, geschlossen werden. Hierzu 
werden wir zunächst die objektive Wahrscheinlichkeit, die aus der Situation 
für das Dasein oder die Verwirklichung des in Frage stehenden Zustandes zu 
entnehmen war, feststellen®), wir werden hiermit unser Urteil über die Erkennt- 
nisfähigkeit des andern, wie sie sich nach seinen früheren Erfahrungen und 
seinem Fassungsvermögen darstellt, zusammenhalten, werden auch in Betracht 
ziehen. mit welchem Maß von Überlegung er der Situation gegenüber gestanden 
hat: Erwägungen, die solchergestalt analysiert, einigermaßen verwickelt er- 
scheinen mögen, tatsächlich aber etwas alltägliches sind. Es wird also auch der 
Richter in der Lage sein, aus bestimmten ihm bekannt gewordenen Umständen 
darauf zu schließen, daß der Täter über den Eintritt eines in Betracht stehenden 
rechtswidrigen Erfolges seiner Handlung ein gewisses Wahrscheinlichkeitsurteil 
gefällt hat. 

Wie aber ist aus einem Wahrscheinlichkeitsurteil, und aus welchem Urteil 
solcher Art ist auf jenes Verhältnis zwischen der Vorstellung des rechtswidrigen 
Erfolges und den auf die Vornahme der Handlung hinstrebenden Interessen 
zu schließen, das wir als das Merkmal der schwereren Form der Verschuldung 
erkannt haben ? 

Den Schlüssel zur Beantwortung dieser Frage liefern psychologische Tat- 
sachen, die seit alters in der Gestaltung von Glückspielen ihren Ausdruck ge- 
funden haben. 

Auf ein Spiel, bei dem ich im Falle des Gewinnens den Betrag meines 
Einsatzes ausbezahlt erhalte, werde ich mich nur dann einlassen, wenn ich sehe, 
daß die Chance zu gewinnen, dem Risiko, zu verlieren, an Höhe mindestens 
gleich ist. Ist jene kleiner als dieses, so werde ich verlangen, daß der Gewinn, 
der mir in Aussicht gestellt wird, auch entsprechend größer sei als der Verlust, 
den ich riskiere. Freilich ist es denkbar, daß jemand in einem Roulettespiel 
mit zwölf Nummern auf 1—4 setzt, obgleich ausgemacht ist, es solle im Gewinn- 
falle sein Einsatz, verdoppelt werden. Das beweist aber weiter nichts, als 
daß das Verhältnis des Begehrungswertes, der mit der Vorstellung des Ge- 
winnens verbunden ist zu dem negativen Begehrungswerte, der sich mit der 
Vorstellung des Verlierens verknüpft, nicht das nämliche ist wie das Verhältnis 
zwischen der zu gewinnenden und der zu verlierenden Summe. Insbesondere 
kann der Reiz der Gefahr in solchem Sinne mitwirken; denn die Vorstellung 


33) Vgl. die Begründung zum Vorentwurf, S. 210. „Wenn auch die 
Wahrscheinlichkeit nur in dem Bewußtsein des Täters, nicht objektiv, vorhanden 
gewesen zu sein braucht. so wird ihr objektives Vorhandensein doch in der 
Regel das beste und nächste Beweismittel sein, um auf das Bewußtsein des Täters 
zu schließen.“ 
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der glücklichen Überwindung einer Gefahr vermag für sich selbst dem durch die 
Überwindung der Gefahr bedingten Zustande einen Begehrungswert zu ver- 
leihen. Setzen wir aber voraus, es werte jemand den beim Glücksspiel möglichen 
Gewinn und Verlust einfach nach dem zahlenmäßigen Verhältnis der zu ge- 
winnenden und der zu verlierenden Summe, so ist gewiß, daß er sich nicht auf 
das Spiel einlassen wird, wenn sein Risiko, zu verlieren, größer ist als seine Chance, 
zu gewinnen, und ihm nicht eine den riskierten Verlust übersteigende Gewinn- 
summe geboten wird. Verabscheue ich von zwei einander 
ausschließenden Erfolgen den einen mehr, als ich 
den andern begehre, so ist es eine psychologische 
Unmöglichkeit, daß ich, um den begehrten Erfolg 
herbeizuführen, eine Handlung vornehme, als deren 
wahrscheinliche Folge ich den Eintritt des verab- 
scheuten Erfolges ansehe. 

Machen wir von diesem Satze die Anwendung. Wir nehmen an, jemand 
habe zu einem beliebigen Zweck eine Handlung vorgenommen mit der Vor- 
stellung, es sei möglich (jedoch nicht gewiß), daß sie die — nicht bezweckte — 
Verletzung eines fremden Rechtsgutes herbeiführe. 

I. Setzen wir nun zunächst weiter voraus, der Handelnde habe den Fall, 
daßsich weder der bezweckte noch der rechtswidrige Erfolg verwirkliche. 
nicht als möglich betrachtet, so kann seine Vorstellung von dreierlei Beschaffen- 
heit sein. Entweder sie ist die: vielleicht verwirklicht sichdie Zweck vorstellung, 
vielleicht die Rechtsverletzung, das eine aber schließt das andere aus, — oder 
die: die Zweckvorstellung verwirklicht sich jedenfalls, vielleicht verwirklicht 
sich neben ihr auch die Rechtsverletzung, — oder die: vielleicht verwirklicht 
sich dis Zweck vvorstellung allein, vielleicht die Rechtsverletzung allein, vielleicht 
verwirklichen sich auch beide nebeneinander. In allen diesen Fällen ist die 
schwerere Schuldform gegeben, wofern der Handelnde den Ein- 
tritt des rechtswidrigen Erfolges für wahrschein- 
licher hält als sein Ausbleiben. Dies erweist folgende Be- 
trachtung. 

a) Der Täter hat angenommen: vielleicht verwirklicht sich die Zweck- 
vorstellung, vielleicht die Rechtsverletzung, das eine aber schließt das andere 
aus. Hier ergibt sich, wenn der Täter die Verwirklichung der Rechtsverletzung 
für das wahrscheinlichere gehalten hat, aus dem vorangestellten Satz ohne 
weiteres, daß das Interesse an dem Nichteintritt des rechtswidrigen Erfolges — 
zum mindesten vermöge der Abschwächung. die es durch etwa mitwirkende 
„ausgleichende Momente‘ erfährt, — geringer gewesen sein muß als das Interesse 
an der Verwirklichung des Zweckes (jener stellt den riskierten Verlust, diese den 
Gewinn des von dem Täter gewagten Spieles dar). 

b) Der Täter hat angenommen: die Zweckvorstellung verwirklicht sich 
jedenfalls, vielleicht — und wahrscheinlich — verwirklicht sich mit ihr auch 
die Rechtsverletzung. 

a) Die normale Erklärung der Selbstbestimmung ist in diesem Falle die, 
daß der Täter der Vorstellung, es verwirkliche sich sowohl der Zweck als auch 
die Rechtsverletzung, mit mehr Zuneigung als Abneigung gegenüber gestanden 
hat, daß ihm der Eintritt des hbezweckten Erfolges samt derjenigen des recht>- 
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widrigen Erfolges immer noch lieber war als der Verzicht auf das Interesse an 
der Verwirklichung seines Zweckes. In diesem Fall liegt die schwerere Schuld- 
torm oftenbar vor. 

3) Vielleicht gibt es überhaupt keine andere Möglichkeit, die Handlung 
in einem so gelagerten Falle psychologisch zu erklären. Nehmen wir nämlich 
an, daB jemand einen gewissen rechtswidrigen Erfolg einer in Aussicht ge- 
nommenen Handlung als wahrscheinlich betrachtet, und andererseits. daß 
er diesen Erfolg ebenso sehr oder noch mehr verabscheut, als er die Verwirk- 
lichung der zu der Handlung treibenden Vorstellung begehrt, so wird es schwer 
fallen, sich von einer psychischen Konstellation ein Bild zu machen. vermöge 
deren die Handlung gleichwohl erfolgen könnte. Immerhin ist eine solche Kon- 
stellation nicht schlechthin undenkbar. Sie ist die: das Interesse des Handelnden 
an der Erreichung des Zweckes ist zwar an sich geringer oder zum mindesten 
nicht größer als das an der Vermeidung des rechtswidrigen Erfolges. und die 
Vorstellung. es werde sich sowohl der Zweck als die Rechtsverletzung ver- 
wirklichen, enthält daher mehr oder doch zum mindesten ebensoviel unwill- 
kommenes wie willkommenes. Da der Handelnde indessen im Falle des Ein- 
trittes des rechtswidrigen Erfolges immerhin auch seinen Zweck erreicht sieht, 
so ist die Abneigung gegen diese — ein Verlustrisiko bedeutende — Eventualität 
geringer als das Begehren nach der — den Gewinnfall Jdarstellenden — Ver- 
wirklichung des Zweckes ohne gleichzeitigen Eintritt des rechtswidrigen 
Erfolges, (und deswegen wird dieser Gewinnfall trotz des zu seinen Ungunsten 
gelagerten Wahrscheinlichkeitsverhältnisses angestrebt). Wir können die be- 
zeichnete Konstellation durch die Formel darstellen: R—Z<Z, wobei R das 
Interesse an der Vermeidung des rechtswidrigen Erfolges, Z das Interesse an 
der Erreichung des Zweckes bedeutet. Zwar wird der Handelnde, wenn er das 
Nebeneinandereintreten des bezweckten und des rechtswidrigen Erfolges als 
wahrscheinlich betrachtet, sich schwerlich der Vorstellung beider als einer 
Einheit entziehen können, und dies spricht wider die soeben gekennzeichnete 
Erklärung der Handlung. Allein ein strenger Beweis gegen die Möglichkeit einer 
solchen Erklärung wird sich nicht erbringen lassen. Es ist daher von Wichtigkeit, 
festzustellen, daß auch da, wo eine psychische Erschei- 
nung dieser Art vorliegen sollte, dieschwerere Form 
der Verschuldung angenommen werden muß. 

Die Formel R— Z «< Z können wir durch die andere Formel ersetzen: 
E<2Z. Das weist uns darauf hin, daß die Vorstellung. die das Interesse Z 
bezeichnet. in dem Begehrungsleben eine zwiefache Funktion ausübt. 
Es wirkt diese Vorstellung nämlich zugleich. sofern sie den Anreiz zum Handeln 
enthält. als Zweck, und sofern sie die Abneigung gegen den Eintritt des rechts- 
widrigen Erfolges mindert, als ‚‚ausgleichendes Moment“. Nun kommt es aber, 
damit die schwerere Schuldform vorhanden sei. nur darauf an, daß das Interesse 
an der Vermeidung des in Frage stehenden Erfolges gegenüber der Ge- 
samtheit der auf die Vornahme der Handlung hin- 
strebenden Interessen. — die ausgleichenden Momente mit inbe- 
griffen, — unterliegt. Entwickelt also eine und dieselbe Vorstellung sowohl 
die Funktion eines Zweckes als die eines ausgleichenden Momentes und sind diese 
Funktionen in ihrer gemeinschaftlichen Wirksamkeit stärker als das Interesse 
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an der Vermeidung des rechtswidrigen Erfolges, so ist die schwerere Form 
der Verschuldung gegeben. Sie liegt daher unter allen Umständen vor. 
wenn, wie vorausgesetzt, dieZweckverwirklichung als gewiß, der rechtswidrige 
Erfolg als wahrscheinlich betrachtet wird. Hiermit stimmt es überein, daß in 
Fällen dieser Art von einem Überwiegen der Hoffnung auf das Ausbleiben des 
rechtswidrigen Erfolges über die Befürchtung seines Eintrittes oftenbar nicht 
die Rede sein kann. 

c) Der Täter hat angenommen: vielleicht verwirklicht sich die Zweck vor- 
stellung allein, vielleicht ‘die Rechtsverletzung allein, vielleicht verwirklichen 
sich beide nebeneinander. Dieser Fall stellt eine Kombination der unter a und b 
besprochenen Fälle dar, und die sinngemäße Anwendung des hinsichtlich dieser 
Fälle Gesagten führt zu dem nämlichen Ergebnisse, das sich für sie herausgestellt 
hat. Zumal der Vergleich mit dem Fall b läßt dies klar erkennen: ist bei An- 
nahme wahrscheinlichen Eintrittes des rechtswidrigen Erfolges schon dann die 
schwerere Schuldform gegeben, wenn der Täter wenigstens die Erreichung des 
bezweckten Erfolges für gewiß hält, so muß sie erst recht gegeben sein, wenn 
er sogar eine Möglichkeit für den alleinigen Eintritt des rechtswidrigen Erfolges 
annimmt und sich selbst dadurch nicht von der Handlung abhalten läßt. 

Es erweist sich mithin für alle drei Fälle die Richtigkeit des Satzes: war 
die Herbeiführung des rechtswidrigen Erfolges auch nicht Zweck der Handlung. 
so liegt doch die schwerere Form der Verschuldung vor, wenn sein Eintritt als 
wahrscheinlich, d. i. als wahrscheinlicher als sein Nichteintritt, betrachtet wurde. 

II. Nun haben wir bisher außer Betracht gelassen, daß der Handelnde 
auch eine gewisse Möglichkeit dafür erblicken kann, daß weder der be- 
zweckte noch der rechtswidrige Erfolg eintreten werde. 

1. Eine solche Eventualität ist offenbar bedeutungslos, so lange 
der Eintritt des rechtswidrigen Erfolges wahrscheinlicher bleibt als sein Nicht- 
eintritt. Denn je geringer die Aussicht auf die Verwirklichung des Zweckes der 
Handlung ist, um so stärker muß gerade das Interesse an ihr sein, um sich an- 
gesichts der Wahrscheinlichkeit eines unerwünschten Erfolges durchsetzen zu 
können. Der Satz: die schwerere Form der Verschuldung liegt vor, wenn der 
Eintritt des rechtswidrigen Erfolges als wahrscheinlich betrachtet wurde, 
vilt mithin allgemein. 

2. Wie aber, wenn durch den Hinzutritt der neutralen Eventualität Jie 
Wahrscheinlichkeit des rechtswidrigen Erfolges von derjenigen der Wahrschein- 
lichkeit seines Nichteintrittes überwogen wird, obwohl sie — entsprechend der 
Lage in den unter I a—c betrachteten Fällen — größer bleibt als die Wahrschein- 
lichkeit dr Zweckverwirklichung bei Nichteintritt des rechts- 
widrigen Erfolges??% Man kann in solchem Falle den rechtswidrigen Erfolg 


34) Dass Wahrscheinlichkeitsverhältnis läßt sich graphisch so darstellen 
(R.I. rechtswidriger Erfolg, Z.  Zweckverwirklichung, B. beides zu- 


sammen, N.  Neutralfall): Fälle unter 1: 
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im absoluten Sinn — nämlich im Vergleich zu der Eventualität seines Nicht- 
eintrittes — unwahrscheinlich, jedoch relativ — nämlich im Vergleich zu der 
Eventualität seines Nichteintrittes bei Eintritt des bezweckten 
Erfolges — wahrscheinlich nennen. Die Beantwortung der Frage ergibt 
sich aus einer einfachen Fortsetzung der bisherigen Überlegung. Wer sich vor 
die Möglichkeit eines Spiels gestellt sieht, bei dem sein Verlustrisiko größer ist 
als die Gewinnchance, wird nur dann auf das Spiel eingehen, wenn der ihm ge- 
hotene Gewinn höher ist als der Einsatz, einerleiob neben der Ge- 
winn- und der Verlustmöglichkeit noch eine dritte 
Möglichkeit besteht, weder zu gewinnen noch zu 
verlieren, und etwa wegen dieser Möglichkeit die Wahrscheinlichkeit, 
den Einsatz zu verlieren, absolut betrachtet, geringer ist als 1:2. Geht er also 
auf das Spiel ein, so zeigt er, daß er den gebotenen Gewinn höher wertet als den 
Einsatz: die von ihm vorgestellte Möglichkeit, weder zu gewinnen noch zu ver- 
lieren, bleibt für den Schluß auf die in ıhm tätigen Begehrungswerte außer Be- 
tracht. Hieraus ergibt sich, dem vorhin ausgeführten entsprechend: betrachtet 
der Täter es auch nur als wahrscheinlicher, daß der rechtswidrige Erfolg eintritt, 
als daß dieser Erfolg nicht eintritt, dabei aber der Zweck der Handlung sich 
verwirklicht, so liegt die schwerere Form der Verschuldung vor. 

Allerdings kann hier dem Schluß aus dem objektiven Wahrscheinlich- 
keitsverhältnis, d. h. demjenigen, das sich dem die Situation betrachtenden 
Richter darbietet, auf das von dem Täter vorgestellte Wahrscheinlich- 
keitsverhältnis eine besondere Schwierigkeit entgegentreten. Es ist nämlich 


Fälle unter II: 
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denkbar, daß die im absoluten Sinne gegebene Unwahrscheinlichkeit des rechts- 
widrigen Erfolges seine an sich zutage liegende relative Wahrscheinlichkeit dem 
Täter nicht zum Bewußtsein kommen läßt. Z. B., ein Jäger sieht weit vor sich 
ein Stück Wild auftauchen; etwas seitlich der Schußlinie, aber dem Jäger 
beträchtlich näher und deswegen einen größeren Teil des Schußfeldes ein- 
nehmend, bewegt sich ein Jagdhund. Daß ein Schuß nach dem Wilde den Hund 
trifft, erscheint dem Jäger nicht als ausgeschlossen, jedoch angesichts des freien 
Feldes zwischen dem Wild und dem Hund als unwahrscheinlich. Er hofft, das 
zu vermeiden, und überwindet durch diese Hoffnung die gegenteilige Besorgnis. 
Jetzt gibt er, ein wenig geschulter Waidmann, den das Beutefieber gepackt hat, 
den Schuß ab, obwohl er nicht umhin kann, das Treffen des Zieles selbst für 
recht unwahrscheinlich zu halten. Nachdem er einmal die Vorstellung des 
Treffens des Hundes beiseite geschoben hat, ist er gar nicht mehr dazu ge- 
kommen, die Wahrscheinlichkeit ihrer Verwirklichung überhaupt mit der 
Wahrscheinlichkeit der Zweckverwirklichung zu vergleichen. Mag also auch 
das Überwiegen der ersteren Wahrscheinlichkeit für den Richter, welcher die 
dem Vorstellungsleben des Täters dargebotene Situation betrachtet, offen 
zutage liegen, so wird er doch schwerlich urteilen dürfen, auch dem Handelnden 
sei die relative Wahrscheinlichkeit des rechtswidrigen Erfolges zum Bewußtsein 
gekonımen. 

Nicht überall aber vermag sich die absolute Nichtwahrscheinlichkeit des 
rechtswidrigen Erfolges solchergestalt verschleiernd vor seine relative Wahr- 
scheinlichkeit zu legen. Nur insoweit ist dies möglich, als der Handelnde den 
Neutralfall ins Auge fassen kann, ohne dadurch vorstellungsmäßig von der Rich- 
tung auf den bezweckten Erfolg weiter abzurücken, als dies durch die Vorstellung 
des rechtswidrigen Erfolges geschieht. Wie dies zu verstehen ist, mag folgendes 
Beispiel zeigen. Wir erinnern uns an den früher angeführten Fall des Burschen. 
der auf die Glaskugel in der Hand des Mädchens schießt, und denken uns diesen 
Fall folgendermaßen ausgestaltet. Das Mädchen hält die Glaskugel dergestalt 
in beiden Händen, daß sie ringsum von Handteilen umgeben ist. Der Bursche 
betrachtet es bei seiner Unsicherheit im Schießen nicht als wahrscheinlich, 
daß er auch nur eine Stelle der Hände treffe. Es leuchtet nun ein, daß ihm 
diese Vorstellung in seiner Entschließung nicht vorwärtshilft. Während in dem 
vorigen Beispiel ein Schuß in die leere Luft zwischen dem Wild und dem Hund 
dem Treffen des Wildes näher kommt als das Treffen des Hundes, ist es hier vom 
technischen Standpunkt und im Sinne der Annäherung an das erstrebte Ziel 
offenbar besser, daß der Schütze eine Stelle der Hände trifft, als daß sein Schuß 
in die leere Luft geht. Der Täter kann sich also nicht vorerst unbeschadet 
der vorgestellten Aussicht auf die Verwirklichung seines Zweckes mit der Vor- 
stellung des rechtswidrigen Erfolges vermöge des Bewußtseins von der neu- 
tralen Eventualität abfinden. Hier führt ihn vielmehr sein Streben nach dem 
Erfolg von der neutralen Eventualität hinweg in die Zone der Gefährdung des 
fremden Rechtsgutes hinein und drängt ihn, ein etwa zutage tretendes Über- 
wiegen der Wahrscheinlichkeit der Rechtsverletzung über die Wahrscheinlichkeit 
der Zweckverwirklichung zu beachten. Das gleiche gilt z. B. dann, wenn jemand 
einen andern in eine gefährliche Lage zu bringen trachtet, um sich durch dessen 
Rettung aus der Gefahr einen Vorteil zu verschaffen. und wenn er dahei die 
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Möglichkeit erblickt, daß der andere überhaupt nicht in die Gefahr gerät. 
Mag hier auch diese Möglichkeit den rechtswidrigen Erfolg im absoluten Sinne 
als unwahrscheinlich erscheinen lassen, so ist sie doch keinesfalls geeignet, den 
Täter über die Größe der herbeizuführenden Gefahr selbst und damit über die 
Wahrscheinlichkeit hinwegzutäuschen, daß der andere, wenn er in die Gefahr 
gerät. trotz der beabsichtigten Hilfeleistung in ihr umkommt. In Fällen dieser 
Art kann die Betrachtung der Situation sehr wohl den Richter zu dem Schlusse 
berechtigen, daß der Täter jenes Wahrscheinlichkeitsurteil gehabt hat, welches 
das Dasein der schwereren Schuldform kennzeichnet. 

Gilt dies, wie aus den soeben angeführten Beispielen zu ersehen, selbst, 
wenn der bezweckte und der rechtswidrige Erfolg einander ausschließen, so gilt es 
noch augenscheinlicher dann, wenn die Möglichkeit des Eintrittes des rechts- 
widrigen Erfolges gerade für den Fall der Verwirklichung des Zweckes angenom- 
men wird. Und eben hier tritt die Möglichkeit des Vorliegens einer Verschuldung 
von der schwereren Form trotz absoluter Nichtwahrscheinlichkeit des rechts- 
widrigen Erfolges besonders klar zutage. In der Tat kann es keinem Zweifel 
unterliegen, daß sich des Tötungsvorsatzes schuldig macht, wer Brand an ein 
Haus legt mit der Annahme, daß, wenn das Haus in Flammen aufgehe, 
mit Wahrscheinlichkeit ein Mensch darin umkonime, mag er es auch an und für 
sich für nicht eben unwahrscheinlich halten, daß das angezündete Feuer in kurzer 
Zeit, ohne weiter um sich zu greifen, ersticke. Am deutlichsten zeigt sich dies, 
wenn wir die von dem Täter vorgestellte Wahrscheinlichkeit des Ausbleibens des 
rechtswidrigen Erfolges bei Verwirklichung des Zweckes zu den geringsten 
Graden herabmindern und schließlich auf den Wert null sinken lassen, d.h. 
den Fall setzen, daß der Täter den Eintritt des Erfolges als notwendiger- 
weise mit der Erreichung seines Zweckes verbunden 
betrachtet. Hält es in unserem Beispiele der Brandstifter für ausgeschlossen, 
daß die im Hause befindliche Person mit dem Leben davonkomme, wenn das 
Gebäude selbst niederbrenne, so steht der Tötungsvorsatz doch wohl unter allen 
Umständen außer Frage. 
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Vorbemerkung. 


Ehe wir die unserer Betrachtung zugrunde liegende Frage beantworten 
können, muß ein kurzer Überblick über die geschichtliche Entwicklung des 
Instituts des verantwortlichen Redakteurs gegeben werden. Weiter muß der 
Person kurz gedacht werden, die man künstlich geschaffen hat, um den ver- 
antwortlichen Redakteur, obwohl er der eigentlich Schuldige ist, zu seinem eige- 
nen Schutze auszuschalten und an seiner Stelle einen garnicht an der Sache 
Beteiligten in die Bresche springen zu lassen, oder gar eine fingierte Person 
vorzuschützen. Anschließend soll auf die verschiedenen Theorien eingegangen 
werden, die sich mit Begriff und Wesen des verantwortlichen Redakteurs be- 
schäftigen. Hieran reiht sich eine Betrachtung über das Berichtigungsver- 
fahren selbst. Am Schluß soll unsere Frage beantwortet und hieran noch kurz 
Betrachtungen für die Zukunft geknüpft werden. 


A. Geschichtliche Entwicklung. 


Der Begriff „verantwortlicher Redakteur‘ ist unserer Gesetzgebung und 
im allgemeinen Sprachgebrauch längst ein durchaus geläufiges Wort. In wenigen 
Jahren kann das Institut auf ein Jahrhundert zurückblicken. Schon in den 
dem Reichspreßgesetz vom 7. Mai 1874 vorhergehenden l.andesgesetzen wird 
er erwähnt. 
Flößel, S.9 und 11. 
Unser Preßrecht ist aus der französischen Gesetzgebung hervorgegangen. 
Als eine im allgemeinen preßrechtlich verantwortliche Persönlichkeit kennt 
die französische Gesetzgebung zu Anfang des vorigen Jahrhunderts den éditeur 
oder propriétaire responsable im Gesetz vom 9. Juni 1819 (relative à la pu- 
blication des journaux ou écrits périodiques). 
Flößel, S. 14—142 und Note 1, S. 11. 
Miricka i. Goltd. Arch. Bd. 57. S. 139. 
An seine Stelle trat als eine besonders haftende Person durch das Gesetz 
vom 18. Juli 1828 (loi sur les journaux et écrits périodiques du 18 juillet 1828) 
der gerant responsable, 
Flößel, S. 12, Note 2. 
der Geschäftsführer einer Gesellschaft (société en nom collective oder en 
nom commandite), die ein Zeitungsunternehmen betreibt. Dieser war das 
Vorbild für den deutschen verantwortlichen Redakteur. Die Aufgabe der 
gérants ergibt sich aus $5 des genannten Gesetzes. 
Les gérants responsables, ou Pun ou deux d’entre eux sur veilleront et 
Jirigeront par eux-mêmes la rédaction du journal ou écrit périodique. 
Flößel, Note 3 a.a. O. 
Sie hatten also nicht eigentliche Redaktionstätigkeit, sondern Überwachung 
“und Leitung der Redaktion dergestalt, daß sie verhüten mußten, daß die ein- 
zelnen Nummern der Zeitschrift einen strafbaren Inhalt enthielten. War es den- 
noch der Fall, so mußten sie das Erscheinen der betreffenden Nummer verhin- 
dern. Eine besondere Eigentümlichkeit des gérant responsable war noch. daß 
er Eigentümer wenigstens eines Betriebsanteils und mindestens eines Viertels 
der erlegten Kautionssumme sein mußte. 


iai 
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Miricka, S. 139—40 vgl. auch Flößel, S. 12 und Note 5, S. 13. 

Die Haftung des gerant war also eine sehr strenge. Ihn traf die volle Strafe 
des Täters, selbst wenn er bei der Absetzung des angefochtenen Artikels über- 
haupt nicht mitgewirkt hatte. Die besondere Haftung eines geschäftlich Mit- 
interessierten an Stelle eines eigentlichen Redakteurs hat auch das jetzt gel- 
tende französische Gesetz vom 29. Juli 1881 beibehalten. 

Flößel, S. 13. . 

Im Gegensatz zum französischen Recht mit der Betonung der finanziellen 
Beteiligung des Geschäftsführers und der wenigstens nicht notwendigen Eigen- 
schaft eines Redakteurs legen die deutschen Gesetze bei Entscheidung der 
Frage betreffend die strafrechtliche Verantwortlichkeit für den Inhalt einer 
periodischen Druckschrift das Schwergewicht auf die geistige Mitwirkung bei 
dem Zustandekommen dieses Inhalts. 

Miricka, S. 140. 

Der Bundesbeschluß vom 20. September 1819 $ 9!) wies die erste — aller- 
dings der Preßfreiheit feindliche zensorische — Sondervorschrift, betreffend eine 
preßrechtlich haftende Persönlichkeit auf. Er verlangte. daß alle in Deutschland 
erscheinenden Zeitungen und Zeitschriften den Namen des Redakteurs tragen 
mußten. 

Flößel, S. 13. 

Das badische Gesetz über die Polizei der Presse und die Bestrafung der 
Preßvergehen vom 28. Dezember 1831?) milderte diese Bestimmung. Es hatte 
nur noch folgende Repressivmaßregeln: 

1. Benennung eines verantwortlichen Redakteurs bei der Behörde vor 
Gründung einer Zeitung (in Anlehnung an das französische Vorbild, 
Mitteilung der gérants an die Behörde), z 

2. bestimmte Erfordernisse in bezug auf seine Persönlichkeit. 

3. Benennung auf jeder Nummer des Blattes, 

4. Einreichung eines eigenhändig vom verantwortlichen Redakteur 
unterschriebenen Exemplars bei der Behörde. 

Flößel, S. 14, Kloeppel, S. 73. 

An dieses Gesetz lehnten sich die deutschen landesgesetzlichen Bestim- 
mungen an. So enthalten das sächsische Preßgesetz vom 18. November 1848, 
das Bayrische Gesetz zum Schutz gegen den Mißbrauch der Presse vom 17. März 
1850, die Württembergische Verordnung (Titel wie vorher) von 25. Dezember 
1850, das Preußische Gesetz über die Presse vom 12. Mai 1851 $ 24 und das 
Hessische Gesetz vom 1. August 1862 sämtlich die Bestimmung, daß der ver- 
antwortliche Redakteur nach Namen und Wohnort auf der Zeitung benannt 
werde. Manche Bundesgesetze (nicht das preußische, bayrische, sächsische) 
hatten hierbei die aus dem französischen Gesetz stammende Bestimmung mit- 
übernommen. daß der verantwortliche Redakteur vorher der Behörde anzuzeigen 

1) Das sog. „Bundespreßgesetz‘“, welches mit zu den berüchtigten Karls- 
bader Beschlüssen gehörte mit dem Titel: Provisorischer Beschluß zur Ver- 
hütung des Mißbrauchs in bezug auf Zeitungen, Zeit- und Druckschriften. 
Kloeppel. S. 73. 

2) In Kraft seit 1. 3. 1832, als unvereinbar mit der bestehenden Bundes- 
resetzrebung über die Presse am 28. 7. 1832 aufgehoben, am 1. 3. 1848 wieder 
in Kraft gesetzt. 
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sei. Das neue Sächsische Preßgesetz vom 24. März 1870 und ebenso unser Reichs- 
gesetz kennt diese Bestimmung nicht mehr, sondern nur noch die Benennung 
des verantwortlichen Redakteurs auf der Druckschrift. 

Flößel, S. 14. 


B. Begriff des verantwortlichen Redakteurs und Theorieen 
zwecks Bildung dieses Begriffes. 

l. Der verantwortliche Redakteur im Gegensatz zum 

„Sitz - (Schein-) Redakteur bzw. zum „Strohmann‘“. 

Es hat immer Zeiten gegeben, und es kann auch bei der gegenwärtigen 
Gestalt unseres Preßgesetzes nicht gänzlich verhindert werden, daß eine Zeit- 
schrift einen Artikel aufnimmt, obwohl die Redaktion bestimmt weiß oder 
wenigstens damit rechnen kann, daß er aus irgend einem Grunde Angriffspunkte 
geben, vielleicht sogar eine strafrechtliche Verfolgung des verantwortlichen 
Redakteurs nach sich ziehen kann und wird. Das Streben der periodischen 
Druckschrift, welche mit derartigen Eventualitäten rechnet, ist darauf gerichtet, 
den verantwortlichen Redakteur, den eigentlich für die Aufnahme Verant- 
wortlichen, zu seinem eigenen Schutz auszuschalten und an seiner Stelle einen 
nicht beteiligten Redakteur oder vielleicht überhaupt gänzlich uninteressierten 
Dritten — natürlich gegen Entschädigung — die Strafübernahmen zu lassen. 

Ist der betreffende Ersatzmann ein Redakteur des Unternehmens selbst, 
so bezeichnet man ihn als ‚„‚Schein‘“- oder „Sitz‘“redakteur. Ein finanziell oder 
moralisch vom Unternehmen abhängiges Redaktionsmitglied (z. B. in Be- 
drängnis geratene Schriftsteller, Kaufleute, auch wohl Schauspieler, welche 
aus Not derartige Stellungen angenommen haben), nimmt es an Stelle des 
verantwortlichen Redakteurs auf sich, nach außen hin die Haftung für die Auf- 
nahme des inkriminierten Artikels zu tragen, im Falle der Bestrafung läßt er 
sich die Geldstrafe — die im Innenverhältnis die Redaktion übernimmt — 
auferlegen, oder er sitzt die substituierte bzw. in erster Linie erkannte Freiheits- 
strafe ab. 

Vgl. auch v. Schwarze-Appelius, S. 47, Kronecker a. a. O., S. 595. 

Nach dem Gesetz wird diese Art des Einspringens m. E. als „falsche 
Angabe“ (sc. als „verantwortlicher Redakteur‘) bezeichnet und bestraft. 
(818 Abs. 1 Ziff. 2, RStrG.) 

So auch Kloeppel, S. 210. : 

Er ist der „Strohmann‘ (homme de paille) im engeren Sinne, d. h. der- 
jenige, der sich gegen eine Vergütung als verantwortlicher Redakteur hinstellen 
und strafen läßt, dem aber eine Verfügung über Gestaltung des geistigen Inhalts 
nicht zusteht, der aber trotzdem sehr wohl die erforderliche Vorbildung haben 
kann. 

Bülow in Goltd. Arch. Bd. 40, S. 245, Note 4, Gaze a. a. O.. S. 38. 

Ist der Ersatzmann ein untergeordneter, mit redaktioneller Tätigkeit 
überhaupt nicht befaßter Angestellter des Unternehmens oder ist ein dem 
Betriebe ganz fernstehender Dritter, der sich gegen Vergütung als Sündenbock 
zur Verfürung stellt und demgegenüber dem Risiko langer, aber milder Freiheits- 
strafen die Aussicht auf ein meist nicht unansehnliches Gehalt verlockend er- 
scheint, oder wird endlich eine „fingierte‘“ Person vorkommendenfalls als ver- 
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antwortlicher Redakteur angegeben, so könnte man den Ersatzmann ‚Stroh- 
mann im weiteren Sinne“ nennen. Hier liegt zum Uunterschiede von der ‚‚fal- 
schen Angabe“ eine „fälschliche Benennung“ als Redakteur überhaupt im 
Sinne des $ 18, Abs. H, RStrG. vor. 
Delius, Note 4 zu $ 19 RPrG., Flößel, S. 62, Kloeppel, S. 210. 
Kronecker a. a. O. 

Weder dem Staat noch dem verletzten Beteiligten wird durch die langen 
Freiheitsstrafen gedient, wenn in den betreffenden Zeitungen strafbare Ar- 
tikel gleicher Art weiter erscheinen und das einzige praktische Ergebnis des 
ganzen Verfahrens schließlich das ist, daß der Staat die verurteilten Redakteure 
monatelang ernähren muß. 


ll. Die Theorien über Begriff und Wesen des verant- 
wortlichen Redakteurs. 


Wer ist überhaupt der verantwortliche Redakteur? Die früheren deut- 
schen sowie ausländischen Landesgesetze enthalten keine Begriffsbestimmung. 
Auch unser gegenwärtig geltendes Gesetz gibt keine Antwort auf die erwähnte 
Frage. 

Flößel, S. 9. 

Alle Gesetze schrieben nur die Erfüllung zahlreicher Anforderungen 
durch den verantwortlichen Redakteur vor oder verlangten die Innehaltung 
von vielen, seine Person betreffenden Ordnungsvorschriften. Auch $ 8 RPrG. 
verlangt folgende persönliche Eigenschaften: 

„Verantwortliche Redakteure periodischer Druckschriften dürfen 
nur Personen sein, welche 
a) verfügungsfähig, 
b) im Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte sind, 
c) im Deutschen Reiche ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
haben.“ 
Vgl. auch Kloeppel, S. 204, v. Schwarze-Appelius, S. 45. 

Da das Gesetz versagt, müssen wir jetzt wie früher den Begriff nach be- 
stimmten Gesichtspunkten zu konstruieren suchen: Wir müssen dem Sinne 
des Gesetzes unter Berücksichtigung auch der geschichtlichen Entwicklung 
dieses Instituts nachgehen, vor allem die Bedeutung und leicht durchführbare 
Anwendbarkeit des so gewonnenen Begriffes in der Praxis prüfen. 

Flößel a. a. O., S. 10. 

Literətur und Praxis haben sich bemüht, von verschiedenen Gesichts- 
punkten ausgehend eine Begriffsbestimmung des verantwortlichen Redakteurs 
zu schaffen. Fast alle Theorien haben sich für die Praxis als unzulänglich er- 
wiesen, nur die von v. Bülow vertretene wird allen Anforderungen gerecht. 

Diese Theorien lassen sich am besten wieder nach bestimmten Gruppen?) 
ordnen. 

1. Die bisher am meisten vertretene, zum Teil auch noch vorherrschende 
Theorie ist die von Loening begründete „Benennungstheorie“. 


3) Dies tat schon v. Bülow, nach ihm Brenske, Liebig, Flößel u. a. 
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Ihre Hauptvertreter sind neben Loening, v. Schwarze, v. Buri, Groschuff 
und Heilborn.*) In der Praxis sind ihr das Obertribunal (vgl. Goltd. Arch. 
Bd. 23, S. 454 und S. 505) und das Reichsgericht (3. Senat) in mehreren Ent- 
scheidungen (RG. StrS. Bd. 23, S. 9 ff., 25, S. 180 ff., 31, S. 211 ff.) gefolgt. 

Sie stützt sich auf ein Formerfordernis des Gesetzes, daher auch ‚‚for- 
melle“ Theorie genannt, nämlich auf $ 7, RPrG.: 

„Zeitungen und Zeitschriften®)...... müssen....... den Namen 
und Wohnort des verantwortlichen Redakteurs enthalten.“ 

Nach ihr ist verantwortlicher Redakteur einer periodischen Druckschrift 
nur, wer auf der einzelnen Nummer der betr. Druckschrift als verantwortlicher 
Redakteur genannt ist. Nur dieser haftet und zwar auch dann, wenn er die Druck- 
schrift in Wirklichkeit nicht redigiert hat, niemand sonst kommt als verant- 
wortlicher Redakteur in Frage. Umgekehrt wird der tatsächlich Redigierende 
nicht zum verantwortlichen Redakteur, wenn er auf dem Blatt als solcher nicht 
benannt ist. 

Miricka, S. 133. 

Ist niemand auf der betreffenden Nummer benannt, so fehlt der ver- 
antwortliche Redakteur und könnte gemäß §§ 7, 19! RPrG. nur der Verleger 
(hzw. der Verfasser oder Herausgeber) mit einer Ordnungsstrafe belegt werden. 
l.oening®) vertritt insbesondere diese Grundidee bis in ihre letzten Konsequenzen, 
Nach ihm enthält die Benennung des verantwortlichen Redakteurs auf dem 
Blatt die Erklärung, daß die betreffende Nummer nichts Gesetzwidriges ent- 
halte, daß er, der Benannte, dafür hafte und alle Folgen auf sich nehme. (,,Ga- 
rantieerklärung“.) Allerdings ist Loening mit Rücksicht hierauf genötigt, die 
Wirksamkeit der Benennung auf den Fall einzuschränken, daß sie „mit Wissen 
und Willen‘‘ des Benannten erfolgt. Eine ohne sein Wissen oder gar gegen 
seinen Willen erfolgte Nennung auf dem Blatt könnte diese Bedeutung nicht 
haben.?’) Diese Theorie ist für die Praxis unanwendbar. Aus der Fassung des 
Gesetzes, z. B. aus $$ 7, 10, 11 a. a. O. ergibt sich, daß „der“ verantwortliche 
Redakteur nach der ratio legis®) als vorhanden schon vor der Benennung ge- 
dacht wird. nicht erst etwa mit dieser entsteht. 

Während nach der geschichtlichen Entwicklung des Instituts und dem 
Grundgedanken der Preßgesetzgebung die Funktion des verantwortlichen Re- 
dakteurs eine feste, dauernde sein soll. gleicht er nach der Benennungstheorie 


In i 


4) Loening, S. 16, 18, v. Schwarze 1 u. 2 A. d. Komm. S. 37 f., v. Buri 
i. d. Ztschr. f. d. g. StrRW XVI, S. 53, Groschuff i. Goltd. Arch. XXIII, S. 28, 
Heilborn, RPrR., S.19f. vgl. auch Marquardsen, S. 169, v. Mangoldt, S. 17, 
München, Goltd. Arch. Bd. 24, S. 649 (nach v. Schw.-App. 4. A., S. 46, Note 6, 
zitiert). 

5) Beide zusammen bilden die „periodischen Druckschriften“ i. S. d. Ges. 
vgl. auch Goltd. Arch. Bd. 39, S. 22. 

6) A.a. O. S.16 ff. Vgl. auch Flößel. S. 18, 19. Miricka, S. 133. 

?) Die Vertreter der Benennungstheorie stützen sich hinsichtlich der 
Bedeutung der Benennung auf einer periodischen Druckschrift auf den Satz 
des Kommissionsberichtes des Reichstags: .„‚Inden........... der von dem 
verantwortlichen Redakteur selbst öffentlich gegen alle Welt abgegebenen 
Erklärung, daß er verantwortlich für den ganzen Inhalt sei, Glauben geschenkt 
Werde... (Materialien. Goltd. Arch. 22, S. 190). 

8) Vgl. v. Buri, S.53. Flößel, S. 38. Kloeppel, S. 204. 


136 Gibt es eine Zwangsvollstreckung im Berichtigungsverfahren usw. 


einer „Eintagsfliege“. Erscheint das Blatt zwei- oder gar dreimal am Tage, 
und würde jedes Mal ein anderer als verantwortlicher Redakteur benannt, 
so wäre sein Dasein auf eine noch kürzere Spanne bemessen. Die Nichtüber- 
einstimmung von Benennung und Wirklichkeit begünstigt auch das Unwesen 
der Schein- und Sitzredakteure. | 

Vgl. Meves in Goltd. Arch. Bd. 39, S. 22. 

v. Schwarze-Appelius, S. 48. 


Es widerstreitet ferner den Grundsätzen des Strafrechts, daß jemand durch 
eine bloße Erklärung die Verantwortung und strafrechtliche Haftung für eine 
strafbare Handlung auf sich nimmt, die tatsächlich vielleicht ein anderer vor 
ihm begangen hat. 

Miricka, S. 133/34. 
RG. Bd. 27, S. 225, Bd. 36, S. 215. 


Nach dieser Theorie ist weder eine falsche Angabe noch fälschliche Be- 
nennung denkbar, daher die Strafvorschrift des $ 18 a.a. O. eigentlich über- 
flüssie.?) 

Miricka, S. 134. | 

Darum hat ja gerade Loening sie auf den Fall der Benennung „mit Wissen 
und Willen‘ beschränken müssen. Um seine Theorie mit $ 48 in Einklang 
bringen zu können, erklärte Loening den Artikel „der“ verantwortliche Re- 
dakteur, vgl. $ 7 RPrG. einfach für ein Redaktionsversehen des Gesetzgebers. 
der den bestimmten Artikel an Stelle des unbestimmten (.‚eines‘‘) in Anlehnung 
an das Preußische Preßgesetz gesetzt habe, „es sei ein Irrtum des Gesetzgebers 
über den übrigen Inhalt des Gesetzes“. Indessen ist der bestimmte Artikel 
m. E. absichtlich gewählt, keine bloße Zufälligkeit oder Redaktionsversehen. 

Vgl. auch Meves a. a. O., S. 22. 
Flößel, S.39 a. M. v. Schw.-App., S. 48. 


Nach Loening soll eine falsche Angabe oder fälschliche Benennung ($ 18 
RPrG.) nur dann vorliegen, wenn die benannte Person die zur Überwachung 
des Blattes, zur Prüfung der Rechtmäßigkeit seines Inhalts und demgemäß 
zur Übernahme einer ernstlichen Verantwortlichkeit erforderliche Bildung und 
Geistesfähigkeit nicht besitze. 

Loening, S. 44. 

Er übersieht hierbei § 8 RPrG., „eine Minimalstufe von Bildung“ ist dort 
als persönliche Eigenschaft nicht vorgesehen. Die Strafbestimmung des § 18 
kann sich daher auch nicht gegen ein solches Erfordernis (übrigens ein inneres 
Moment) 

Vgl. auch Flößel, S. 41, Note 3. 

Miricka. S. 134. ` 
richten. Endlich steht die Benennungstheorie mit der widerlerbaren Beweis- 
präsumtion des § 20, Abs. 2, RPrG.!®) in Widerspruch, denn die Benennung 


9) Vgl. auch Stenglein-Galli. Note 4 zu $ 7 RPrG. 

1°) Keine Täterschafts-, sondern eine Beweispräsumption, daß der ver- 
antwortliche Redakteur den inkriminierten Artikel mit Kenntnis und Verständnis 
seines Inhalts veröffentlicht habe. Die Anklarehehörde braucht den Schuld- 
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enthält nach jener bereits die Übernahme der Haftung, also einen unwiderleg- 
baren rechtsbegründenden Akt. 
Flößel, S. 42. 

Wir müssen daher diese Theorie für die Praxis ablehnen. 

2. Eine zweite Theorie ist die sogenannte Tätigkeitstheorie (‚‚materielle‘“ 
Theorie). Gestützt auf das materielle Moment des tatsächlichen Redigierens 
($ 7 Abs. 2 a. Schl.: 5:42:44 die Redaktion besorgt“). Vertreter in der Literatur 
sind: Honigmann, Appelius, Meves, Schmid und Stenglein!!) i. d. früh. Aufl., 
in der Praxis fußen auf ihr die Entscheidungen des ObTrib. i. G. A. Bd. 24, 
S. 477 u. RG. i. StrS. Bd. 21, S. 23 ff. 

Flößel, S. 33 u. 51. 

Nach dieser Theorie ist verantwortlicher Redakteur derjenige, der die 
Redaktionstätigkeit rücksichtlich der in Frage kommenden Nummer der perio- 
dischen Druckschrift tatsächlich entwickelt hat. 

Honigmann a. a. O. 

Die Benennung auf dem betreffenden Blatt ist nach dieser Theorie þe- 
deutungslos. Sie enthält höchstens ein außergerichtliches Geständnis, daß der 
Benannte die betreffende Nummer redigiert habe. Dies Geständnis braucht 
aber garnicht einmal wahr zu sein, ist also widerlegbar. Also auch hier ist eine 
Nichtübereinstimmung von Wirklichkeit und Benennung, ein Wechsel der Per- 
son des verantwortlichen Redakteurs möglich, auch hier ist Sitzredakteuren 
und Strohmännern Tür und Tor geöffnet! Es muß immer erst der Beweis ge- 
führt werden, daß die auf dem Blatt benannte Person auch wirklich als Re- 
dakteur tätig gewesen ist. Welche Schwierigkeit, wenn mehrere Personen diese 
Tätigkeit ausgeübt haben! 

Miricka, S. 135. 

Appelius sieht das Kriterium der tatsächlichen Redaktionstätigkeit, 
um als verantwortlicher Redakteur zu gelten, darin, daß verantwortlicher Re- 
dakteur der ist, der bei einer Druckschrift den zur Aufnahme gesammelten, 
resichteten und geordneten Stoff auch auf seine etwaige Strafbarkeit geprüft 
und über die Aufnahme entschieden hat, und wenn die Redaktionsgeschäfte 
unter mehrere geteilt, diese Tätigkeit bei einem bestimmten Teil der Zeitung 
besorgt. Prüfen setzt Kenntnisnehmen und Verstehen des Inhalts voraus. 
Außer dem objektiven Tatbestand (Veröffentlichung) muß die Anklagebehörde 
auch den subjektiven (Sichten, Prüfen in Verbindung mit Kennen und Ver- 
stehen des Inhalts) feststellen. Erst dann gelangt sie zu dem Tatbestand, welcher 
infolge der Vermutung des $ 20 II RPrG. garnicht mehr eines Beweises bedarf. 
Mit dem auf dem Blatt benannten aber darf sich ja die Anklagebehörde nicht 
begnügen, sondern sie darf nur die tatsächlich Redigierenden ermitteln. Sonst 
würde sie sich ja auf den von der Tätigkeitstheorie hekämpften Standpunkt 
der Benennungstheorie stellen. 

Flößel, S. 57/58. 

Besonders gefährlich kann die Theorie namentlich dann werden, wenn 
niemand die Tätigkeit des Redigierens beim Erscheinen an irgend einem be- 
beweis nicht zu führen, andererseits kann der Beschuldigte den Entlastungs- 
beweis gegenüber dieser Vermutung antreten. Beschl. d. v. Str. S. d. RG. v. 
6. 6.91 Bd. 22, S. 65 f. Stenglein-Galli, Note 4 zu $ 7 RPrG. 
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stimmten Tage ausgeübt hat. Dann wäre ein verantwortlicher Redakteur 
überhaupt nicht vorhanden. Will die betreffende Druckschrift z. B. einen Ar- 
tikel beleidigenden oder sonst strafbaren Inhalts erscheinen lassen, so stellt 
der verantwortliche Redakteur, obwohl er vielleicht einen Tag vor der Druck- 
legung von dem Artikel genaue Kenntnis erhalten hat, an dem kritischen Tage 
seine Redaktionstätigkeit einfach ein, z. B. er verreist, er stellt sich krank oder 
treibt sonst „Vogel Strauß“-Politik. Der Artikel erscheint dann ganz zufällig 
oder versehentlich, der gewollte Effekt ist seitens des Blattes glänzend er- 
reicht, aber ein Schuldiger ist nicht da! Nach dieser Theorie geht der ver- 
antwortliche Redakteur, der doch erst durch die Tätigkeit entsteht, gerade 
dann leer aus, wenn er ein Kommissivdelikt durch Unterlassung begeht und 
am pflichtwidrigsten handelt. 
Flößel, S. 52/53. 

Honigmann hat dem vorbeugen wollen und die Appelius`sche Definition 
dahin erweitert, daß er als verantwortlicher Redakteur den bezeichnet, der 
tatsächlich redigiert hat ‚oder kraft seiner Stellung in Gemäßheit seiner Re- 
daktionspflicht hätte redigieren sollen.“ 

Honigmann, S. 119. 

Dieses zweite Moment zerstört aber gerade die Klarheit der Definition 
in ihrem ersten Teil. Aber wer ist dann Redaktionspflichtiger, wodurch wird 
seine Stellung begründet, wiestehts bei einer Mehrheit von Redaktionspflichtigen ? 

Die Entfaltung einer Redaktions,,‚tätigkeit‘“ von Fall zu Fall begründet noch 
nicht die besondere Stellung und Haftung des verantwortlichen Redakteurs. Man 
kann auch nicht mit v. Bülow!?) einwenden, daß ein einzelner bei einem größeren 
Zeitungsunternehmen schon aus physischen Gründen nicht in der Lage wäre. 
die Tätigkeit des Redigierens allein zu entfälten, namentlich die große Zahl 
von Berichtigungsanträgen genau auf ihren strafrechtlichen Inhalt zu prüfen. 
Dieser Einwand wird durch $ 7 II RPrG. hinfällig, der eine Arbeitsteilung unter 
mehrere verantwortliche Redakteure ermöglicht, sofern nur nach Form und Inhalt 
der Benennung ersichtlich wird, für welchen Teil der Zeitung der betreffende 
die Redaktionstätigkeit ausübt. Bei einer derartigen Teilung kann jeder ver- 
antwortliche Sonderredakteur die Eingänge in seinem Ressort doch mindestens 
einmal durchlesen. 

Flößel, S. 53. 

Nach vorstehendem ist also auch diese Theorie nicht praktisch verwendbar. 

3. Eine dritte Gruppe faßt man in Literatur und Praxis als Vertreter der 
sogen. Vereinigungstheorien zusammen. Diese Gruppe zerfällt 
wieder in zwei besondere Gruppen. 

Die von v. Liszt'?) begründete vereinigt die Benennungs- und Tätigkeits- 
theorie. Nach ihr ist verantwortlicher Redakteur 


1) Honigmann, S. 146 ff. v. Schw.-Appelius i. d. 3 u. 4. A., S. 53, App. 
i. d. Ztschr. f. d. g. StrRW. Bd. 27, S. 657, Meves b. GA. Bd. 39, S. 23. Schmid, 
S. 49. Stenglein-Kleinfeller, 3. Aufl., Note 4 zu § 44 RPrG. 

12) Goltd. Arch., Bd. 40, S. 247. 

13) v, Liszt, Lehrh. d. österr. Preßr. § 27, S. 80 f., D. dtsche. Preßr. $ 14 IH, 
1, 5.36 f., sowie S. 189/490 u. in v. Holtzendorffs Rechtslexikon s$. „verantw. 
Red.“ Bd. 3, 1,S.310. Lehrb. d. Strafr. 12.143. Aufl. 1903 § 43, S. 
187 f. namentl. S.188, Note 4. 
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a) wer als solcher auf der Druckschrift benannt, 
b) zugleich wirklich Redakteur ist. 

Es sei nicht der Ausdruck für ein tatsächliches Verhältnis, keine Tätigkeit, 
die durch pflichtgemäße Benennung auf dem Blatt zu deklarieren wäre. Ver- 
antwortlicher Redakteur werde man erst durch freiwillige Benennung 
als solcher. 

v. Liszt haben sich angeschlossen: Baumgarten, Delius, Kloeppel und 
Wahl.!%) Kloeppel a. a. O., S. 162, 203 ff. entlehnt von v. Liszt und Oetker 
die tatsächliche Redaktionstätigkeit und Redakteureigenschaft, von Loening 
zußer der Benennung auch noch die erforderliche Bildung und Geistesfähigkeit 
aur Übernahme einer ernstlichen Verantwortlichkeit. Beide (Kloeppel und 
Loening) sehen in ihr nur eine „Redakteur“eigenschaft, welche sie jedoch, da 
sie nicht im Gesetz besonders vorgesehen ist, auch nicht als besonderes Begriffs- 
moment ansehen können. 

Flößel, S. 26/27. 

Die andere Gruppe verbindet das Moment der Benennung auf dem Blatt 
mit dem der „Bestellung‘‘ als verantwortlicher Redakteur, dem Kriterium 
der später zu besprechenden v. Bülow’schen Bestellungstheorie. Zu ihr bekennen 
sich Oetker und Koller.) Auf dem Boden der v. Liszt’schen Vereinigungs- 
theorie steht auch die Entscheidung des Reichsgerichts (2. Strafsen.) vom 
3.5.1895 (Goltd.Arch. Bd. 43, S. 117). 

Vgl. auch Brenske im Ger.Saal Bd. 60, S. 57. 

Soviel geht aus den Begriffsbestimmungen beider Gruppen schon hervor, 
daß sie auf die „Redakteur“eigenschaft einen gewissen Nachdruck legen, sich 
nicht nur mit der Benennung oder der Redaktionstätigkeit allein begnügen 
und schon einigermaßen auf ein Dauerverhältnis der benannten Person zum 
Zeitungsunternehmen hinzielen. 

In negativer Richtung ergibt sich eine Übereinstimmung der Vereinigungs- 
theorien darin, daß der verantwortliche Redakteur nicht gerade eine führende 
Steliung in der Redaktion zu haben, nicht Chefredakteur zu sein braucht, während 
umgekehrt der Chefredakteur nicht notwendig auch verantwortlicher Redakteur 
sein muß.!%) Positiv verlangte v. Liszt für das Österreichische Preßgesetz a. a. O. 
S. 83, zunächst nur, daß der verantwortliche Redakteur an der Redaktion be- 
teiligt sei. Späterhin erklärte er in seinen Darstellungen des deutschen Preß- 
rechts a. a. O. $ 11, S. 37 für notwendig, aber auch ausreichend. wenn der auf 
‚ der Druckschrift benannten Person die Oberaufsicht über den Gesamtgang 
der Redaktionsgeschäfte nach der Richtung übertragen ist, daß sie den Inhalt 
jeder Nummer auf ihre etwaige kriminelle Bedeutung zu prüfen habe. 

Vgl. Miricka, S. 136/137. 

Die v. Liszt'sche Definition verbessert die Benennungstheorie für die 

Praxis ganz erheblich (Benennung — Redakteursein — Pflichterfüllung als 


14) Baumgarten, Ztschr. f. d. ges. StrRW. V, 519, „wer als solcher b. d. 
Beh. gemeldet u. faktisch redigiert‘, Delius, S. 27, Kloeppel, S. 203 ff., Wahl, 
D. strafr. Haftg. d. v. Red., S. 5. 

15) Oetker, D. strafr. Haftg. d. v. R., S.9 ff. u. i. d. Preuß. Jahrb. Bd. 76, 
S. 385 f., Koller RPrR., S. 66. 
18) Über d. Verh. v. Chefredakteur u. verantw. Red. s. näheres Stenglein- 
"Galli, Note 4 zu $ 7 RPrG., Gaze, S. 49. 
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solcher in der Richtung einer Oberaufsicht zur Verhütung strafbarer Über- 
griffe), erschöpft aber das Wesen der Sache doch nicht völlig. Die Prüfung 
des Zeitungsinhalts in strafrechtlicher Beziehung ist nur eine, nicht die ein- 
zige Pflicht des verantwortlichen Redakteurs. Sie sucht den Sitzredakteuren!‘) 
entgegenzuarbeiten, aber der verantwortliche Redakteur entsteht schließlich 
doch erst durch die freiwillige Benennung auf dem Blatt, erst so tritt die Über- 
nahme der Verantwortlichkeit ein, während sie doch schon vor der Benennung 
etwas Vorhandenes sein soll. 
Flößel, S. 49. 

So bleibt schließlich doch immer eine Tür offen, durch die der Sitzredakteur 
einschlüpfen kann: Der tatsächlich redigierende oder von der Zeitung als ver- 
antwortlicher Redakteur bestellte Redakteur ist ohne Benennung auf dem Blatte 
nicht verantwortlicher Redakteur. Ebensowenig ist der auf dem Blatt be- 
nannte ohne tatsächliche Ausübung oder ohne Anstellung als solcher ver- 
antwortlicher Redakteur. Auf zwei Stützen (Benennung — Ausübung) oder 
(Benennung — Bestelluns) muß die Begriffsbestimmung immer ruhen, andern- 
falls bricht sie zusammen. 

Flößel, S. 30, 49—51. 

Hat der benannte nicht redigiert oder ist er nicht als verantwortlicher 
Redakteur angestellt, so ist er nicht verantwortlicher Redakteur, er kann daher 
als solcher nicht aus $$ 19°, 20, 21 RPrG. bestraft werden, es kann nur eine 
Bestrafung des Verlegers (Verfassers, Herausgebers) aus $ 18, Abs. 1 Ziff. 2 RPrG. 
wegen „solcher Angabe‘ erfolgen. 

4. Als Begründer einer letzten, ganz neuen, bisher noch nicht viel vertrete- 
nen Theorie, der ich selbst beitrete, ist v. Bülow!) anzusehen. Ihm sind Brenske, 
Gaze, Liebich und Zimmermann, in neuester Zeit auch Flößel, Miricka und 
Stenglein-Galli in der neuesten Auflage des Kommentars gefolgt. v. Bülow 
stützt die Theorie auf ein materielles Kriterium, die Bestellung. (Daher ebenfalls 
„materielle Theorie“) Verantwortlicher Redakteur einer periodischen Druck- 
schrift ist nach ihr derjenige, dem diese Stellung von den Eigentümern des Blattes 
oder dem Unternehmer durch privaten Vertrag übertragen ist. (Be- 
stellungstheorie.) 

Auch in der Praxis war diese Ansicht schon vertreten und gewinnt jetzt 
immer mehr an Boden (vgl. Entscheidungen: Ob.-Trib. u. GA. Bd. 24, S. 146, 
477, RG. StrS. (4. Sen.) Bd. 27, S. 246 (insbes. S. 250 und 252, Bd. 34, S. 1871°) 
(2. Sen.), neuerdings Bd. 35, S. 271, 36, S. 215, 39, S. 88. 


17) Die Strohmänner sind durch sie schon von selbst ausgeschlossen, 
die Redakteureigenschaft ist ja das Unterscheidungsmerkmal von den beiden 
vorbehandelten Theorien. 

18) v, Bülow i. GA. Bd. 40, S. 249 ff., 43, S.339 ff. Zeitschr. f. d. g. 
StrRW. 14, S. 649 ff., Brenske, S. 47 u. 48, ders. i. Ger.S. Bd. 60, S. 50 ff., 
Gaze b. GA. Bd. 52, S.86f., Liebig, S. 42, Zimmermann, S. 45, Flößel, 
S. 59 ff., Mirick a, S. 138, Stenglein-Galli, Note 4 zu $ 7. 

Decker Horn Noten 20—30. Jb. 2.12.10. 

19) Bezel. d. Entsch. Bd. 34, S. 189: der dem Willen d. Eigentümers 
gemäß die Obliegenheiten des verantwortlichen Redakteurs, insbesondere da- 
rüber, was aufgenommen werden soll oder nicht, ausübt. D. M. Flößel. A. M. 
v. Liszt: Tätigkeitstheorie (vgl. Lehrh. d. StrR. § 43, S. 188, Note 4), Brenske, 
Vereinirungstheorie. 
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Der Begriff „verantwortlicher Redakteur‘ setzt zunächst Berufsmäßigkeit 
voraus, und ferner, daß der Redakteur kraft Anstellung zu der betreffenden Zeit- 
schrift in einem bestimmten festen Vertragsverhältnis steht. Die bloße An- 
stellung als solcher erzeugt die Eigenschaft, „verantwortlicher Redakteur ‘. 
Er ist ein Angestellter wie das übrige Redaktionspersonal, wird wie dieses an- 
gestellt und wieder entlassen, es ist ganz gleichgültig, ob der Eigentümer oder 
Unternehmer dies selbst besorgt, oder ob ein bloß geschäftsführender Teil- 
haber des Unternehmens damit betraut ist. 

Bülow GA. Bd. 40, S. 249 ff. Flößel, S. 24 u. 63, Miricka, S. 138 
u. Note 6 das. RG. Bd. 36, S. 217. 

Die Bestellungstheorie knüpft allein an die geschichtliche Entwicklung 
an und schafft wirklich ein Dauerinstitut. Ursprünglich von der Bestellung 
und Anzeige von der Bestellung an die Behörde abhängig, wobei die Anzeige 
nur deklaratorische Wirkung hatte, wird die Existenz des verantwortlichen 
Redakteurs nur noch durch die Anstellung begründet, die Benennung auf dem 
Blatt hat ebenfalls wie früher die Anzeige, nur noch deklaratorische Wirkung. 

Flößel, S. 59. 

Die Anstellung ist das wirksame Mittel, das Sitzredakteurtum unschädlich 
zu machen. 

Bülow, GA. 43, S. 325. 

Die Benennung auf dem Blatt ist gegenüber der Anzeige an die Behörde 
praktischer und bequemer. Das Publikum weiß, an wen es sich zu halten hat, 
beim Wechsel in der Person fällt die arbeit- und zeitraubende Meldung bei der 
Behörde fort. 

Flößel, S. 24, 61 u. Note 6 das. 

Wendet sich ein Verletzter an den auf der betreffenden Nummer als ver- 
antwortlicher Redakteur benannten und gelangt an diesen die Einsendung, 
so ist er im Fall desWechsels in der Person des angestellten Redakteurs verpflichtet. 
die Einsendung auch an den Übernehmer der Redaktionsgeschäfte weiterzugeben. 

Delius, Note 2 zu $ 11, Kloeppel, S. 236. 

Ebner Bd. I, S.43, vgl. auch Braunschw. Ztschr,. Bd. 56, S. 122. 
zitiert nach Soergel, Jahrb. d. Strafr. u. Strafproz. IV, Jahrg. 
Hannover 1910. S. 263. 

Bülow?) hat später die Definition, um allen Bedenken gegen seine Theorie 
die Spitze abzubrechen, unter Weglassung des anderen vertragsschließenden 
Teils dahin erweitert: Verantwortlicher Redakteur ist derjenige, der mit der 
Oberaufsicht des Blattes oder eines bestimmten Teiles des Blattes in straf- 
rechtlicher Hinsicht betraut ist. Loening?!) hat z. B. eingewendet, der private 
Akt der Anstellung als verantwortlicher Redakteur könne doch nicht öffentlich- 
rechtliche Wirkungen haben. Deshalb sei die Benennung das wesentliche Merk- 
mal. Dies ist aber nicht stichhaltig. Er selbst gibt a. a. O., S. 16 u. Note 1, 
S. 16 zu, daß der ohne Anzeige nur durch Bestellung geschaffene preußische 
Redakteur schon vor der Benennung eben durch die bloße Bestellung existierte. 


20) Bülow, GA. 43, S. 326. 
21) Loening, S.93. And. Einwendungen vgl. z.B. bei v. Schw.-A pp., 
S. 48—50. 
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Haben wir nicht ähnliche Beispiele und Wirkungen in anderen Gesetzen? 
($ 230 II StGB., strafrechtliche Haftung des Straßenbahnfahrers, Omnibus- 
kutschers, Chauffeurs, Führers eines Luftschiffes oder Aeroplans. Private Be- 
stellung zum Vorstandsmitglied, Geschäftsführer, Prokuristen u. a. m., öffent- 
lich, rechtliche Wirkung dieser Bestellung im gewissen Sinne durch Eintragung 
ins Handelsregister.) 

v. Bülow GA. Bd. 40, S. 255 u. Ztschr. Bd. 14, S. 256. 

Flößel, S. 60 u. Note 3 das. 

Es ist ferner nicht richtig, wenn eingewendet wird, daß die Bestellungs- 
theorie die Anstellung zum Rechtsgrunde der Haftung mache. 

v. Buri, S. 34. 

Sie begründet nur die Qualität als verantwortlicher Redakteur, nicht die 
Strafverantwortlichkeit, und nur die widerlegbare Beweisvermutung des § 20 II 
RPrG., daß er die betreffende Nummer mit Kenntnis und Verständnis des In- 
halts veröffentlicht habe, wogegen ihm dann der Exculpationsbeweis unbe- 
nommen bleiht. 

Loening, S.15 u. Note 1, Flößel, S. 64. 

Die Bestellungstheorie bewährt sich bei allen Eventualitäten. Wir können 
in der Praxis folgende Fälle??) unterscheiden: 

a) Der verantwortliche Redakteur ist als solcher angestellt und benannt — 
preßrechtliche Haftung mit Exkulpationsbeweis aus $ 20 II RPrG; 

b) wie vorher, aber es fehlt die Benennung. Die Anklagebehörde ermittelt 
zunächst den angestellten verantwortlichen Redakteur, dann Haftung und Ent- 
lastungsbeweis wie bei a). 

c) wie vorher, es fehlt die tatsächliche Ausübung durch den verantw. 
Redakteur, diese erfolgte vielmehr diesmal durch einen anderen Redakteur. — 


Ermittelung des verantwortlichen Redakteurs durch die Anklagebehörde, dann 


Haftung und Entlastungsbeweis. 

Durch den Nachweis allein, daß nicht er, sondern ein anderer tatsächlich 
redigiert habe, wird er noch nicht von der Haftung frei, er bezeichnet der Anklage- 
behörde nur den, den sie aus $ 20 I RPrG. belangen kann. Der verantwortliche 
Redakteur muß, um ganz frei zu werden, weiter nachweisen, daß er von dem 
inkrminierten Artikel der betr. Nummer keine Kenntnis gehabt habe. Kann er 
diesen zweiten Beweis nicht führen, so wird er neben dem aus $ 20 I RPrG. haften- 
den tatsächlich Redigierenden gemäß $ 20 II RPrG. in Strafe genommen. 

Flößel. S. 65, 66, 68 u. Note 12, S. 66. 

Außerdem haftet der Verleger auch wegen „falscher Angabe“ aus $ I8 1, 
Ziff. 2. RPrG. 

d) Ein „Strohmann“ ist auf dem Blatt benannt — dieser haftet überhaupt 
nicht, dagegen der Verleger aus $ 18, Abs. II. der bestellte verantwortliche Re- 
dakteur aus § 20 II a.a. O. mit Exkulpationsbeweis. 

e) Es ist niemand auf dem Blatt benannt. Entscheidung wie im Falle b. 

Wenn ein Stellvertreter für den verantwortlichen Redakteur angestellt ist, 
gestaltet sich die Sache wie folgt: 

f) „Der Redakteur-Stellvertreter‘‘, wie wir ihn kurz nennen wollen. ist 


22) Ähnliche Zusammenstellung bei Gaze, GA. Bd. 52, S. 50/54. 
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vom Leiter des Zeitungsunternehmens selbst bestellt oder von einer hiermit 
betrauten Person: Der Redakteur-Stellvertreter haftet, mag er Ferienvertreter, 
Krankheitsvertreter, Vertreter während einer militärischen Übung oder Be- 
hinderung aus irgend welchen sonstigen Gründen sein, wie der vertretene ver- 
antwortliche Redakteur selbst. 

v) Der Redakteur-Stellvertreter ist vom vertretenen verantwortlichen 
Redakteur oder einer anderen von der Leitung nicht mit der Anstellung des 
Personals betrauten Person bestellt, — Haftung des vertretenen ver- 
antwortlichen Redakteurs selbst mit Exkulpationsbeweis. 

h) Daß niemand bestellt und niemand benannt ist, würde dem 
Grundgedanken des Preßgesetzes m. E. widersprechen: Keine periodische 
Druckschrift ohne verantwortlichen Redakteur! Er ist bereits bei Gründung 
des Unternehmens da, seine Obliegenheiten müssen nur noch auf einen bzw. 
mehrere übertragen werden, auf daß nach außen ein Träger der Verantwortung 
für alle strafrechtlichen Verstöße des Unternehmens da sei. Aber selbst wenn 
man unterstellen würde, ein „verantwortlicher“ Redakteur ist vom Unternehmen 
nicht angestellt, würden ‚‚der‘‘ oder ‚die mehreren‘ Redakteure haften müssen. 
Mag schließlich in dem unterstellten Falle der Verfasser im Dunkeln bleiben, 
der verantwortliche Redakteur vom Unternehmer verheimlicht werden, so 
würden doch immer noch der Verleger, der Drucker, der Verbreiter gemäß 
$ 21 RPrG. — selbstverständlich wieder jeder unter Wahrung des Exkulpations- 
beweises — haften. Bei der Bestellungstheorie ist also der verantwortliche 
Redakteur stets zu fassen: vor der Benennung, ohne solche, bei falscher Angabe, 
fälschlicher Benennung, bei eigenmächtiger oder von anderer, aber unbefugter 
Seite erfolgender Bestellung eines Redakteur-Stellvertreters. 

(Schluß folgt.) 


Die Pflicht der strafverfolgenden Behörden, dem Ver- 
letzten zum Schadensersatz zu verhelfen. 
Von Landgerichtsrat Langer in Breslau. 


Jüngst wurde in einer juristischen Zeitschrift*) die Frage aufgeworfen: 
„Wie erfährt der Bestohlene von der Auffindung der gestohlenen Sachen ?“ Es 
war da von einem Falle berichtet, wo ein Bestohlener nur durch Zufall von der Ver- 
wahrung ihm entwendeter Sachen bei der Polizei Kenntnis erlangt hatte, und 
der Rechtszustand beklagt, daß er seine Sachen eingebüßt hätte, wenn ihm dieser 
Zufall nicht zu Hilfe gekommen wäre. Daran wurde der Vorschlag geknüpft, 
die neue StPO. möge die Staatsanwaltschaft zur Mitteilung an den Bestohlenen 
darüber, daß die ihm gestohlenen Sachen in Verwahrung genommen seien. 
verpflichten. Kämen nur Fälle in Betracht, in denen sich die Asservate 
in den Händen gerichtlicher Behörden befinden, so bedürfte es einer gesetz- 
lichen Bestimmung nicht, vielmehr genügte alsdann die Regelung der 
Sache durch die Justizverwaltung. Diese ist nun für Preußen (und wohl auch 
für die andern Bundesstaaten) bereits erfolgt. In Preußen werden nach der 


*) D.J.Z. XV, S. 647, 648. 
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Zirkularverfügung vom 15. Dezember 1881 die Überführungsstücke von den 
aufsichtsführenden Amtsrichtern bzw. Ersten Staatsanwälten vierteljährlich, 
revidiert. Der Revisor hat auch dafür zu sorgen, daß von den betreffenden 
Akten aus in eine Prüfung über die Zulässigkeit der fortdauernden 
Verwahrung eingetreten wird. Mit Rücksicht auf die eventuellen Ersatz- 
ansprüche gegen den Fiskus ist durch die Zirkularverfügung vom 6. Mai 1901 
Vorsicht und Sorgfalt in der geschäftlichen Behandlung der Überführungs- 
stücke zur besonderen Pflicht gemacht. Hiernach ist die Gefahr, daß ein bei der 
Staatsanwaltschaft oder beim Amtsgericht verwahrter Gegenstand dem Eigen- 
tümer nicht oder nicht rechtzeitig ausgehändigt wird und daß der Eigentümer 
überhaupt nichts von der Verwahrung erfährt, sehr gering und außerdem bleibt 
dem Beschädigten, wenn er nachträglich von der Verwahrung des Gegenstandes 
hört, und er durch dessen Vorenthaltung Schaden erlitten hat, der zivilrecht- 
liche Ersatzanspruch an den Fiskus. 

Nun bleiben aber erfahrungsgemäß häufig Überführungsstücke von Wert 
in den Händen der Polizeibehörden. Diesen obliegt natürlich auch deren Aus- 
schüttung. Die Verpflichtung, dem Verletzten von der Inbesitznahme solcher 
Sachen Mitteilung zu machen, besteht m. W. weder für die Polizeibehörden noch 
für die gerichtlichen Behörden, und es ist daher in der Tat möglich, daß der Ver- 
letzte um seine Sachen kommt, weil er nichts von deren Inbesitznahme erfährt. 
Wenn man aber überlegt, ob deswegen der Staatsanwaltschaft die gesetzliche 
Verpflichtung zur Mitteilung an den Verletzten aufzuerlegen sei, so wird man 
zu einem verneinenden Ergebnis kommen müssen, denn einmal würde auch hier 
durch Verwaltungsbestimmungen ausreichend Wandel zu schaffen sein, sodann 
darf man als Regelfall ansehen, daß der an der Wiedererlangung des ge- 
stohlenen Gutes interessierte Verletzte von selbst Nachfrage bei den straf- 
verfolgenden Behörden halten wird. 

Indessen ist der erörterte Fall nur ein seltener unter den häufigen Fällen, 
wo die strafverfolgenden Behörden in der Lage sind, dem Verletzten zur Wieder- 
erlangung des ihm durch die Straftat entzogenen Gutes und weiter, zum 
Ersatz des entstandenen Schadens behilflich zu sein, dies aber unter- 
lassen, weil ihnen eine gesetzliche Verpflichtung dazu nicht auferlegt 
ist. Da erhebt sich allerdings die Frage, ob nicht in dieser viel allge- 
meineren Fassung eine gesetzliche Verpflichtung zu schaffen sei. Diese Frage 
liegt um so näher, als auch die Begründung zum V. E. eines StrGB. I. S., 
189 anerkennt, daß die Rechte des durch eine strafbare Handlung Verletzten 
im bisherigen Gesetzbuch nur in sehr beschränktem Umfange berücksichtigt 
sind, und als der V.E. durch Aufnahme des $ 57 über die den privatrechtlichen 
Schaden des Verletzten betreffende Ersatzpflicht des Täters der alten Forderung 
der J.K.V. (Beschluß I der J. K. V. Mitt. 3, 287), auf die Entschädigung des 
Verletzten mehr als bisher Rücksicht zu nehmen, Rechnung getragen hat. Es 
liegt sowohl im Interesse des Beschuldigten, wie des Verletzten und des Staates, 
daß darauf schon bei laufenden Strafverfahren Rücksicht genommen wird. 
Die italienische sociologische Kriminalistenschule spricht insofern sogar von 
einer Staatspflicht. Der Staat lasse sich als Preis für die dem Bürger versprochene 
öffentliche Sicherheit Steuern zahlen. Er könne sich nicht damit entschuldigen, 
er habe das Verhrechen weder vorhersehen noch verhindern können, der Bürger 
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müsse daher selbst für den Schaden einstehen, vielmehr habe der Staat für den 
dem Opfer des Verbrechens verursachten Schaden aufzukommen und trete dann 
als Zessionar in die Rechte des Beschädigten gegenüber dem Täter ein (Ferri, 
sociol. crim. No. 88). Haben sich auch die Kriminalistenkongresse von Paris 
und Brüssel in ihren Forderungen erheblich beschränkt, so ergibt sich doch, 
daß auch unserm Rechte der Gedanke einer Staatspflicht in dieser Richtung 
nicht fernliegt, denn § 6 der Preußischen Kriminalordnung vom 1. Dezember 1805 
Desart: 

Ein anderer Hauptzweck (sc. der Kriminaluntersuchung), der 
niemals außer acht gelassen werden darf, ist auch der, daß durch die 
Untersuchung demjenigen, der durch ein Verbrechen beschädigt worden 
ist, zum Ersatz seines Schadens verholfen werden soll. 

Dieser Grundsatz ist so allgemeiner Natur, daß er eine Bestimmung, wie in 
dem Aufsatz der D. J. Z. vorgeschlagen, nicht nur mitumfaßt, sondern weit darüber 
hinausgehend die strafverfolgenden Behörden verpflichtet, vom Beginn der Unter- 
suchung an auf Wiederherstellung desjenigen Zustandes hinzuwirken, der bestehen 
würde, wenn die Straftat als der zum Ersatz verpflichtende Umstand nicht einge- 
treten wäre (8 249 BGB.). In die späteren Gesetze ist diese Vorschrift nicht über- 
gegangen. Für die StPO. folgt dies aus $6 E.G. z. StPO. Lucas, Anleitung zur 
strafrechtlichen Praxis I S. 9, ist der Ansicht, daß die Bestimmung der Kriminal- 
ordnung. auch wenn sie in die StPO. nicht aufgenommen sei, dennoch als ein 
selbstverständlicher und durch die natürliche Billirkeit gegebener Grundsatz 
betrachtet und deswegen als fortbestehend angesehen werden müsse. Er meint 
nur. der Grundsatz gelte mit der Einschränkung, daß die Wiederherstellung 
von Zivilrechten, die durch eine strafbare Handlung verletzt sind, lediglich 
eine Folge der öffentlich rechtlichen Verpflichtung des Staates sei, den Bürger 
nach Kräften vor Benachteiligung durch Verbrechen zu schützen. Die staats- 
rechtliche Aufgabe des Strafprozesses werde dadurch also nicht verdunkelt. 

Der Vorteil, eine Vorschrift, wie diejenige der Preußischen Kriminal- 
Ordnung in der StrPO. zu haben, liegt auf der Hand. Ist die ratio legis bei Auf- 
nahme des § 57 V.E. z. StrGB. die gewesen, daß der durch eine strafbare Hand- 
lung Verletzte früher, auf kürzerem Wege und sicherer zur Schadloshaltung 
gelange, als durch einen Zivilprozeß (Beer. S. 190), so sind diese Vorteile um 
so augenfälliger, wenn die Bemühungen zur Schadloshaltung des Verletzten 
schon mit dem Beginn des Strafverfahrens einsetzen. Gleichwohl kann ich der 
Ansicht von Lucas nicht beipflichten, daß die Bestimmung der Kriminalordnung, 
so wie sie ist, als ihrer Selbstverständlichkeit und Billigkeit wegen geltendes 
Recht anzusehen ist. Dazu ist sie zu weit gefaßt. Ebenso wie $ 57 V.E. z. 
StrGB. die Verurteilung zum Ersatz des zivilrechtlichen Schadens davon ab- 
hängig macht, daß seine Feststellung ohne Verzögerung des Strafverfahrens 
möglich ist, so muß diese Beschränkung auch für die Tätigkeit der strafver- 
folgenden Behörden im Vorverfahren gelten, sodaß es sich also in der gedachten 
Tätigkeit nicht „um einen niemals außer acht zu lassenden Hauptzweck des 
Strafverfahrens“ handelt, sondern um einen Nebenzweck desselben, der sich 
dem Hauptzweck des Strafprozesses, der lediglich staatsrechtlicher Natur ist, 
unterzuordnen hat. Wollte man diese Beschränkung nicht zum Ausdruck 
bringen, so würde das Publikum alsbald die strafverfolgenden Behörden als 
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die berufenen Organe zur Verwirklichung aller möglichen zivilrechtlichen 
Ansprüche ansehen und der Beschwerden und Ansprüche gegen Staat und Be- 
amte wäre kein Ende. Man mag es als eine bedauerliche Tatsache bezeichnen. 
daß die moderne Gesetzgebung es noch nicht durchzusetzen weiß, den Ersatz 
des zivilrechtlichen Schadens eines Verbrechens mit der Öffentlichen Strafe 
derart zu verbinden, daß dadurch das soziale Interesse an der Straftat in seiner 
doppelten Richtung vollkommen ausgeglichen wird (Vidal, Cours de droit 
criminel S. 66 u. die dort zit. Literatur), so läßt sich doch bei uns zurzeit eine 
Vermischung der beiden Prozesse in einem höheren Grade, als im Entwurf und 
hier vorgeschlagen, eben noch nicht durchführen. Ja, man wird, mindestens 
im Wege der Interpretation, eine in Anlehnung an $ 6 d. PrKrimO. in die neue 
StrPO. aufzunehmende Bestimmung dahin einschränken müssen, daß die 
Tätigkeit der strafverfolgenden Behörden (nicht etwa bloß der Staatsanwalt- 
schaft) nur insoweit einzutreten hat, als die Verletzung bürgerlicher Rechte 
durch den Verbrecher offenkundig ist, also die zivilrechtliche Schadensersatz- 
pflicht keiner zivilgerichtlichen Erörterung bedarf. Im Fall des Widerspruchs 
von seiten eines Betroffenen müßten die strafverfolgenden Behörden auch be- 
rechtigt sein, eine einstweilige Anordnung des zuständigen Strafrichters herbei- 
zuführen oder den Widersprechenden nach Hinterlegung auf den Zivilprozeß zu 
verweisen oder endlich nach Lage des Falles von der Maßnahme Abstand zu 
nehmen. Gegenüber der neuen Bestimmung würde natürlich der viel enger 
gefaßte $ 111 StrPO., der sich nach der Anschauung der Praxis auf Gegenstände. 
die bei einem Dritten in Beschlag genommen worden sind, überhaupt nicht 
bezieht, in Wegfall kommen. Was die im Entwurf der neuen StrPO. vorge- 
schlagenen Amendements zu $ 111 StrPO. anlangt, so beschäftigen sich diese 
mit der Aushändigung derjenigen Gelder, Wertpapiere und andern Gegenstände. 
von denen zweifellos fessteht, daß sie durch Veräußerung oder durch Anschaffung 
an die Stelle von Gegenständen getreten sind, die durch die strafbare Handlung 
den Verletzten entzogen sind. Die Aufnahme dieser Bestimmungen in die neue 
Vorschrift wird sich m. E. schon zur Feststellung der Grenzen. bis zu denen in 
den Bemühungen der strafverfolgenden Behörden für Schadloshaltung des Ver- 
letzten gegangen werden soll, nicht umgehen lassen. Abgesehen von den Amen- 
dements zu $ 111 StrPO. würde also in die StrPO. an Stelle dieses $ folgende 
Bestimmung aufzunehmen sein: 

Ist durch die strafbare Handlung dem Verletzten offenkundig 
ein nach dem bürgerlichen Recht zu ersetzender Schaden erwachsen, 
so haben die strafverfolgendenBehörden vom Beginn der Untersuchung, 
soweit die Feststellung und die Herbeiführung des Ersatzes des 
Schadens ohne erhebliche Verzögerung des Strafverfahrens möglich 
ist, dafür zu sorgen, daß dem Verletzten zum Ersatz des Schadens 
verholfen wird. 
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Blankettstrafgesetze, Polizeibefehl. 
Von Landgerichtsdirektor Rotering- Magdeburg. 


Die Autonomie der Administrativbehörden!) eines größeren Staatswesens 
ist Rechtsnotwendigkeit. Sie war daher, so lange die Staatsmachtbewährung 
die Lebensverhältnisse der Gewaltuntergebenen im Wege der Gesetzgebung zu 
ordnen in der Lage war. Es gibt viele Dinge, welche die Zentralgewalt von hoher 
Warte herab nicht erkennt, es gibt auch Dinge, die sie nicht in Rücksicht nehmen 
kann, insofern ihre normativen Lebensvorschriften nicht für einzelne Glied- 
distrikte, vielmehr für den gesamten Staatsumfang Geltung beanspruchen sollen. 
Die kulturelle Entwicklung ist sowenig überall dieselbe als Sitten, Gebräuche, 
Lebenseinrichtungen. Solche rechtliche Interessen wollen beachtet sein, auch, 
was schon Beseler?) hervorgehoben hat, der Gegensatz von Stadt und Land, 
Ackerbau, Fabrikation. Handel und Schiffahrt. Da ist der Zentralgewalt ge- 
boten, sich Reserve aufzuerlegen in Hinsicht der Gesetzeshefehle, es erübrigt 
ihr nur, das Reskribieren den ihr untergebenen Instanzen in Würdigung solcher 
Lebenserscheinungen zu übertragen, welche diese den Verhältnissen nahe- 
stehenden Gewalten allein zu beurteilen wissen. 

So entringen sich mit Naturnotwendigkeit jedem geordneten Staatswesen 
die Normen mit partikulärer Rechtsnatur. Sie bilden den Gegensatz zu den 
reichs- oder landesgesetzlichen Lebensvorschriften, sie ergänzen diese als den 
mehr oder weniger feststehenden Grundstock durch nach Ort und Zeit dem 
Wechsel der Verhältnisse unterworfene Rechtssätze. Konnten diese nicht schon 
an höchster Stelle von der Krone selbst erlassen werden, so mußte zwischen ihr 
und dem Volke die Zwischengewalt stehen, die ermächtigt und berufen war, 
solche zusätzliche Normen aufzustellen. Es ist aufliegend, daß es sich stets um 
die minderwichtigen Angelegenheiten handelt. Es ergeht die Reflexion, wie 
schonTacitus sich ausdrückt, de minoribus rebus (principes consultant, de ma- 
joribus omnes), dieser Gegensatz ist nicht verschwunden aus der Legislatur. 
Und als unvermeidliche Begleiterscheinung ist die Zuständigkeit nur für eine 
Ungehorsamsstrafe in geringerer Übelqualität. 

So hatte das Verordnungsrecht, den Bann, wie es damals hieß, der karo- 
lingische Graf, dann auch der Richter mit Königsbann, die Grenze der Straf- 
drohung war gesteckt bei 15 oder 12 Solidis je nach Stammesrecht. Ob der 
Centenar eine geringere Strafe verhängen durfte, sei dahingestellt; der Vogt 
bannte mit 3, der Dinghofsherr mit 30 Schillingen.®) 

Aber doch weniger diesen Rechtsphänomenen als einer anderen Erscheinung 
entspringt das Verordnungsrecht im Sinne der neueren Legislatur. Zwar war auch 
das Amtsrecht durch fortgesetzte Beachtung abseiten der fränkischen Richter 
so oft zum Volksrecht erstarkt‘), aber auf anderer Grundlage war das Ver- 
ordnungsrecht erwachsen in den städtischen Gemeinwesen. Zunächst durch 
die denselben verliehenen kaiserlichen oder landesfürstlichen Privilegien, welche 


1) Autonomie nicht im ursprünglichen Sinne des Worts, v. Schwarze, Kon- 
mentar Exkurs VI. 

2) Beseler Kommentar zum PreußStGB. S. 570. 

3) Zöpfl, Rechtsaltertümer I, § 17. 

1) Brunner, Grundriß, S.89. Schröder, Rechtsgesch. § 52, 53. 
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Stadt und Bürgern das Selbstgesetzgebungsrecht zuerkannten, sowie durch 
Verträge zwischen Städten und Stadtherren mit gleicher Rechtsfolge. Oder die 
Bewidmung mit dem Rechte der Mutterstadt hatte das gleiche rechtliche Er- 
gebnis. schließlich wurde durch Aufzeichnung dessen, was von Alters her als 
Recht gegolten hatte, durch Anlegung von Urteilsbüchern das Selbstkürrecht 
der Stadt begründet. So entstanden die städtischen Küren, Satzungen, Ord- 
nungen, Schraen.?) Im Laufe der Zeit entbieten die städtischen Polizeiordnungen 
die Sammlung derjenigen Normen, welche in der Gegenwart das sog. Polizei- 
strafrecht bilden. Zwei Momente haben die Ausbildung desselben wesentlich 
beeinflußt. Zunächst die einer solchen vorgehende kirchliche Gesetzgebung 
und Gerichtsbarkeit. welche auch die bloßen, der Moral widersprechenden Ord- 
nungswidrigkeiten, immoralitates, wie sie der H. Augustinus de civitate dei 14, 2 
hervorhob, in ihr Bereich zog. Andrerseits hatte die Reichsgesetzgebung aus- 
drücklich anbefohlen, Gesetze „guter Polizei und Ordnung” wegen zu erlassen. 
So die Reichspolizei-Ordnung 1555. Dazu kam in den Handelsstälten eine 
zunächst nur aus dem rechtlichen Gesichtspunkte vertraglicher Einigung an- 
erkannte Autonomie der Zünfte®), welche durch Zunftordnungen gegen „das 
wandelbare, böswirkige, falsche, nicht aufrechte Werk“, die ungestempelte 
Arbeit, Überschreitung der Taxe oder die Sonntagsarbeit mit Ordnungsstrafen 
vorgingen. Die Aufzeichnung der Gewohnheitsrechte hatte in Bauerschaften 
und den Dörfern zu den Bauernsprachen oder Dorfordnungen, Flurordnungen 
als einer Nachbildung der städtischen Sammlungen, in den Marken zu den 
Marken-Ordnungen überleiten können. Die Ausbildung der fürstlichen Landes- 
hoheit freilich hat die Autonomie beaufsichtigt, eingeschränkt und bevormund- 
schaftet, so zunächst diejenige, welcher das flache Land sich untertan fühlte. 
Es war Ahbnormität, daß „unverständige Bauern sollten Recht schaffen können‘. 
In den landesherrlich gewordenen Marken ordneten Forstordnungen die 
Rechtslage, die Zünfte schließlich waren veraltet und erstarben unter dem 
Drucke der Polizeigewalt. Keineswegs aber war die Autonomie auch der Bischofs- 
städte oder sonstigen Landesstädte damit beseitigt. Das Allg. P. Landrecht 
fand sie vor, es erwähnt ‚‚der Polizeigesetze des Orts“ — Polizeiordnungen — 
Polizeiverordnungen — und Statuten mit ihren Strafdrohungen‘). Allein 
die Rechtsauffassungr hatte sich gewandelt. schon bezeichnete § 6, II, 13 
das Recht, „allgemeine®) Polizeiverordnungen zu geben“, als ein Majestäts- 
recht. Damit war dasselbe, losgelöst von der alten Gerichtsgewalt”), dem 
Rechtsgedanken des „privilegium civibus civitatis concessum‘®), nur 
noch delegiertes Hoheitsrecht. Die Geschäftsinstruktion für die Re- 
rierungen v. 23. 10. 1817 anerkannte das Verordnungsrecht dieser Be- 
hörden. die Praxis dasjenige der Ortsbehörde unter höherer Genehmigung. Mit 
Rechtsnotwendigkeit schließlich führte die Verfassung zur Neuregelung der 


©”) Gierke, Genossensch.-Recht II, S. 627, Privilegierung der universitas 
civium. 

6) Gierke I, S. 935. 

1) §§ 239, 732, 1292, 1540, 1555, T. I, 20. 

8) Roedenbeck Polizei V. S. 47. 

9) Bornhack, VerwR. § 167. Rosin, Begriff d. Polizei S. 34. 

10) Gierke, GenR. I. S. 627. 
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Dinge. Durch Gesetz v. 11. 3. 1850 wurde den Behörden die Delegation über- 
tragen, Polizeiverordnungen in beschränktem Umfange hinsichtlich der Normen- 
festsetzung sowohl als der Srtafsanktion zu erlassen —, während die süddeut- 
schen Staaten (Bayern, Württemberg, Baden, Elsaß-Lothringen) das System 
der bloßen Normenfeststellung zu übernehmen beliebten. 

Ihrer Rechtsnatur nach sind nun Polizeistrafverordnungen formell nicht 
Gesetz, weil nicht im verfassungsmäßigen Werdegang unter Zuziehung der dazu 
herufenen Faktoren erwachsene Rechtsvorschriften, materiell aber, ihrer Wir- 
kung nach, sind sie Rechtssatz, Rechtsregel, Rechtsvorschrift, überhaupt 
Rechtsnormen. Ein Irrtum in Hinsicht des Normeninhaltes ist Strafrechtsirrtum 
und begründet die Revision im Sinne $ 376 StPO.!! Die Doktrin hat sich ge- 
wöhnt, das auf dem Wege dieser Verordnungen gewonnene Recht als Bezirks- 
strafrecht, als Gegenstand der sog. kleinen Gesetzgebung in die Betrachtung 
zu Ziehen. 

Mit der Regelung der Lebensbetätigung durch reichs- oder landesgesetzliche 
Normen einerseits, durch landespolizeiverordnungsmäßige Vorschriften andrer- 
seits sind nicht alle Möglichkeiten erschöpft. Noch gibt es einen Mittelweg und 
die gesetzgebenden Faktoren haben diesen als gangbar betrachtet. Nach dem 
Vorgange des Code penal hatte schon die deutsche Partikulargesetzgebung den 
Gesetzesbefehlen unter Festlegung eines Strafrahmens in der Form der lex 
imperfecta eine unvollständige Fassung verliehen, unter Anerkennung des Be- 
dürfnisses „partikulärer oder lokaler Normen‘ den Deliktstatbestand nur nach 
allvemeinen Umrissen. nur generell bezeichnend. auf die ergänzende, die Delikts- 
merknnale spezialisierende, außerhalb seiner selbst liegende besondere Vorschrift 
verwiesen.1?2) Wir stehen sonach vor offenen, auch sog. blinden Strafdrohungen. 
Die Gesetzgebung hat aber auch die alsofort sich einsetzende Frage, durch 
welcher Art Vorschriften das Schließen der lex imperfecta erfolgen kann oder 
muß, nicht unbeantwortet gelassen. Sie hat in dem noch ungeschlossenen Ge- 
setzesbefehle den Vorbehalt der Vervollständigung durch Behörden gestattet, 
welchen die Befehlsmacht anderweitig verliehen, nicht erst jetzt delegiert ist.'?) 
Mit der Ergänzungsvorschrift ist die Strafdrohung geschlossen. Sie hat aber 
auch die Rechtsnatur der ersteren nicht selten des näheren bezeichnet, wo dann 
diese als Gesetzessuplement den vorgezeichneten Postulaten zu entsprechen 
hat. Erst dann ist dem Blankett der reale Inhalt verliehen, ein Zuwiderhandeln 
ist erst von diesem Momente an ermöglicht; das Blankettstrafgesetz tritt in 
seine Wirksamkeit. 


IT. 


Welche in dem Reichsstrafgesetzbuche aufgestellten Deliktstatbestände, 
die immerhin noch der Ergänzung durch eine fernere autoritative Willens- 
äußerung harren, bevor ein Zuwiderhandeln als ermöglicht erscheint, aus diesem 
Grunde unter die Blankettstrafgesetze einzureihen sind, ist nicht ganz und gar 
außerhalb der Rechtsungewißheit gestellt. Entgegen der von Binding unter- 


1) ERG. 38, S. 195. Goltd. Arch. 45, S.50 u. v. Bülow S. 326. 

12) Altes Beispiel lex Rib. 65, 1. Si quis legibus in utilitatem regis. 
hannitus fuerit et minime adimpleverit. 60 solidos multetur. 

3) Roedenbeck, Polizei-V. S. 74, Rosin P. V. § 3. 
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nommenen Zusammenstellung?!) dürften diejenigen unvollständigen Straf- 
drohungen auszuscheiden sein, welche an einen im Einzelfall erlassenen Polizei- 
befehl der zuständigen Beamten sich anlehnen, so $ 367, 135), ferner im Falle der 
Nothilfe $ 360, 10, weil in diesen Gesetzen (wie im $ 361, 10) die polizeiliche Aut- 
forderung zur Vornahme der individuell zu bezeichnenden Handlung nur als 
eine nach der Natur der Sache freilich empfangsbedürftige beziehungsweise 
bekannt zu gebende Bedingung der Strafbarkeit, nicht der Ungehorsam gegen 
den Amıtsbefehl als solchen als das kriminelle erscheint. In dem $ 360, 1 und 2- 
ist der Deliktstatbestand in der Norm selbst enthalten — das Errichten de. 
Versicherungsanstalten, — das Waffensammeln — nur das gesetzliche oder be- 
hördliche Verbot ist die besonders ausgeworfene Bedingung der Strafbarkeit 
Es ist nicht die Normenfeststellung einer anderen Behörde überlassen.!®) Nicht 
anders ist der Deliktstatbestand des $ 361, 1StGB. zu beurteilen, Daß nämlich, 
den Polizeiobservaten das Betreten bestimmter Orte untersagt werden kann 
ist schon $ 39 zum Ausdrucke gebracht, die Bezeichnung dieser Orte durch die 
höhere Landespolizeibehörde bildet nicht erst die zu beachtende Norm, ist viel- 
mehr nur Strafbarkeitsvoraussetzung hinsichtlich der noch zu spezialisierenden 
Räumlichkeiten. 


II. 


In der Ausgestaltung der die Blankettstrafgesetze treffenden Doktrin 
lassen sich einzelne Rechtssätze gewinnen, deren Bedeutung auch insoweit nicht 
zu verkennen ist, als sich offene Strafdrohuingen noch außerhalb der Kodi- 
fikation des RStGB. vorfinden können. 

Wenn das Blankettgesetz seinen Schutz zuwendet, sei es dem subjektiven 
Recht, einer Staats- oder Verkehrsinstitution oder anderen als Kulturinteressen 
aufrecht zu erhaltenden Beziehungen und in Beziehung auf diese die ergänzende 
Norm vorbehalten ist, braucht eine solche nicht als eine in Zukunft zu erlassende 
gedacht zu werden. Vielmehr kann das Gesetz nicht beabsichtigen, eine an sich 
erforderliche Schutznorm bloß aus dem Grunde jetzt die Anerkennung zu 
versagen, weil diese schon früher mit der Strafdrohung ausgerüstet war.!’) 
Deshalb besteht auch das Verbot des $ 345, 7, PreußStGB. noch zu Recht, 
es ist Suplementvorschrift für den $ 367, 9, RStGB.') 

Es läßt sich indessen der aufgestellte Rechtssatz auch direkt beweisen. 
Eine die Sonntagsheiligung treffende Norm des § 340, 8, PStGB ist erwachsen 
aus der Kab.-Ordre v. 7. 2. 1837. Diese nämlich entschied. um bestehende 
Rechtsbedenken zu heben. daß ‚die Regierungen, die nach den Verhältnissen 
der einzelnen Orte oder Gegenden ihres Bezirks zu diesem Zwecke (die äußere 
Heiligung der Sonn- und Festtage zu bewahren) erforderlichen Anordnungen 
zu erlassen haben.“ Und so ist die Bezeichnung der jenem Zwecke dienenden 
Befehle gerade als „Anordnungen“ in das Strafgesetz überkommen. Jedes Be- 
denken, ob das letztere an erster Stelle auf das schon bestehende Recht ver- 


u) Binding. Normen IT, S462. Lehrb. S. 743. 

15) Olshausen, Kommentar, h. l. 

16) Anders auch Olshausen h. 1. 

17) Binding. Normen l. S. 87. 

18) Frank. Olshausen. Oppenhoff, Stenglein h.1. 
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weisen wollte, ist damit als ausgeschlossen zu erachten. Demnächst ist die 
Norm des $ 340, 8, PStGB. unverändert in das Reichsstrafgesetzbuch über- 
nommen.?!*) 

Der Rechtsgedanke, daß eine Schutzvorschrift wohl die Erhöhung aber 
nicht die Minderung eines schon bestehenden Schutzes bezielen kann, ist dann 
auch hinsichtlich anderer Blankettvorschriften und zwar in dem Sinne an- 
erkannt, daß diese schon als geschlossen dann zu erachten sind, wenn ältere 
Normen bestehen, welche das in der offenen Strafdrohung generell nur ange- 
merkte kriminelle Reat zu decken berufen sind. Nur der alte Strafrahmen ist 
beseitigt und hier gilt das Strafmaximum des neuen Gesetzes auch dann, wenn 
dieses weniger weit ausgreift. So auch Urt. KG. betreffend die älteren feuer- 
polizeilichen Vorschriften in Ergänzung § 368, 5 u. 8.°°) Es bestehen auch ältere 
Vorschriften, welche betreffen das vorzeitige Beerdigen im Sinne $ 367, 2.°!) 
Es anerkennt das K.G. auch die Kab.-Ordre v. 24. 2. 1816 betreffend Verun- 
reinigung von Gewässern als eine zur Blankettausfüllung hinsichtlich $ 366,10 
veeignete Bestimmung?). So ist die Allgemeingültigkeit des aufgestellten 
«rundsatzes ohne Bedenken. 


19) Roedenbeck, S. 71. 

22) Goltd. Arch. 41, S. 67. 

20) Goltd. Arch. 42, S. 281, Oppenhoff, Kommentar n.1. 
21) Frank, Kommentar h.|. 
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Vergleichende Darstellung 
des deutschen und ausländischen Strafrechts. 


Berichte von Staatsanwalt und Privatdozent Dr. Klee, Berlin. 
Bericht 1X (Allgem. Teil Bd. V: Zurechnungsfähigkeit. Strafbarkeit juristischer Per- 


sonen. Jugendliches Alter. Vollendung und Versuch Konkurrenz. — Bd VI: Legis- 
lative Technik Räumliche und zeitliche Herıschaft des Strafgesetzes — Registerband.) 


Die geltenden Bestimmungen über Zurechnungsfähigkeit 
wünscht v. Lilienthal in formeller Beziehung dahin abgeändert, das 
der in $51 StGB. gebrauchte Ausdruck „freie Willensbestiimmung' beseitigt 
und durch die in wachsendem Maße in der Doktrin für maßxebend erklärte 
„normale Bestimmbarkeit durch Motive“ ersetzt werde; es müsse auch 
der Anschein wegfallen, als solle hier die außerhalb des Strafrechts 
liegende Frage der Willensireiheit autoritativ beantwortet werden. 
v. Lilienthal selbst legt am meisten Gewicht auf den allgemeinen 
Mangel normaler Motivierbarkeit als Kriterium der Unzurechnunzgsfähig- 
keit; die von v. Liszt gleichfalls hierher sezählten Unverbesserlichen, 
bei denen die abnorme Motivierbarkeit nur für ganz bestimmte Gebiete 
besteht — gefährliche Raufbolde sind häung ganz chrliche Menschen — 
bezicht er nicht ein, gibt aber zu, daß auch sie für die motivierende 
Kraft der Strafe unzugänelich, mithin cbenso wie die gemeingelährlichen 
Gieisteskranken Sicherungsmaßregeln zu unterwerfen sind. Um die dem 
praktischen Bedürmis allein gerecht werdende Aufiassung der Unzurech- 
nungsfähigeit als eines persönlichen Strafausschließungsgrundes zu gc- 
wälhrleisten — das Reichsgericht stützt die Freisprechung des zurech- 
nungstähigen Gehülfen eines Unzurechnungstähigen auf die Eingangsworte 
des Gesetzes „eine strafbare Handlung ist nicht vorhanden“ ---, empfiehlt 
v. Lilienthal, die Fassung der Eingangsworte dem Wortlaut im 
jetzigen S 55, daß der Täter wegen der Handlung nicht bestraft werden 
könne, zu nähern.) Matcriell erhebt v. Lilienthal gegen den $ 51 nur 
das eine wesentliche Bedenken, daß er für die sinnlose Trunkenheit keine 
besonderen, die gänzliche Straflosigkeit ausschließenden Bestimmungen 
setrolien habe. Sehr richtig weist v. Lilienthal darauf hin, daß die 
normale Bestimmbarkeit durch Motive schon in Stadien fehlt, die in der 
Praxis keineswegs als sinnlose Trunkenheit gelten, daß daher streng gce- 
nommen weit mehr Freisprechungen Trunkener wegen Unzurechnungs- 
fähigkeit erfolgen müßten, als tatsächlich vorkommen. Aber der Verf. ist 
sich auf der anderen Scite darüber klar, dab man im Ernste nicht daran 
denken kann, die Zahl der Freisprechnngen wegen Betrunkenheit zu ver- 
mehren. Die Lösung der gesetzgeberischen Aufgabe, den Betrunkenen 
ohne Verlengnung der allgemeinen, für den Ausschluß der Zurechnungs- 
fähigkeit geltenden Grundsätze zu bestraien, weil er sich be- 
trunken hat, ist in verschiedener Weise denkbar. Manche Gesetz- 
gebungen (Frankreich, England und Schottland, Norwegen, Rußland, 
Schweden), ebenso der 1892 dem Reichstag vorgelegte Entwurf eines 
Trunksuchtsgesetzes. belegen die Trunkenheit mit einer milden Über- 
tretungsstraie, die zudem an die Voraussetzungen der Öficentlicheit, der 
Ärgerniserrexzung und der Rıhestörung weknüpft ist. Fine solche Behand- 
lung der Trunksucht erscheint v. Lilienthalmißlich, weil die Bestrafung 
häufig davon abhängen werde, ob der Betrunkene arm oder reich, ob er 


1) So der Vorentwurf X 03. 
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„nach Hause geht oder nach Hause fährt“. Ein die Trunkenheit als solche 
und nicht nur die durch sichervorgerufene Störung der Ordnung bestrafendes. 
(iesetz sei aber praktisch gar nicht durchführbar, abgesehen von dem zu 
gewärtigenden kriminalpolitisch unerfreulichen Erfolg einer ungemessenen 
Vermehrung der kurzzeitigen Freiheitstrafen. Der Verf. betont, daß die 
Begehung strafbarer Handiungen in trunkenem Zustande nur dann gc- 
troffen werde, wenn man die Herbeitührung dieses Zustandes, wie es bereits 
der deutsche Trunksuchtsgesetz-Entwurf von 1831 tat, unter dem Gesichts- 
punkt der Fahrlässigkeit betrachte. Allerdings genügt es nach seiner An- 
sicht nicht, einfach die Vorschriften über die Straibarkeit fahrlässiger 
Delikte anzuwenden (Norwegisches StGB.) Einmal, weil dann cine Reihe 
in betrunkenem Zustande häulig begangener Delikte strailos bleiben 
würde, wie Z. B. Widerstand gegen die Staatsgewalt, Sachbeschädirung, 
Sittlichkeitsdelikte. Ferner steht ein theoretisches Bedenken entgegen: 
Die Zahl der als Folge der Trunkenheit möglicherweise eintretenden ver- 
letzenden Eriolge ist eine erheblich große und ihr Eintritt hängt regel- 
mäßig von einer Menge anderer, nicht vorausschbarer Umstände ab, so- 
daß von fTahrlässiser Verursachung des Erfolges in technuschem Sinne 
nicht überall gesprochen werden könne. Die hier gegebene besondere 
Fahrlässigkeit besteht darin, daß sich der Täter, indem er sich betriukt, 
der Herrschaft über sich selbst begibt, obwohl er wissen mußte, dah icder 
der verschiedenartigen Erfolge eintreten konnte. Diese rechtsgelährdende 
actio libera — nicht handelt es sich um eine actio libera in causa — soll 
als solche nach dem Muster von Österreich, Portugal und des Schweizer 
Entwurfs als geimeingefährlich pönalisiert werden, entweder unter Aul- 
stellung eines allgemeinen Strafmaßes oder, für den Fall der Beibehaltung 
der Erfolgshaftung, Abstufunz nach der Schwere der begangenen Tat, 
wobei nur der Fall der unverschuldeten Versetzung in den Zustand der 
Trunkenheit (vgl. $ 827 BGB.) auszimehmen. 

Die Frage der Strafbarkeit juristischer Personen 
bedarf, wie v.Lilienthalausführt, positiver gesetzlicher Lösung.) Der 
Veri. hält es hierbei für gleichgültig, welcher Theorie über die juristische 
Person man huldigt, da das Wollen und Handeln natürlicher Personen 
auf die juristische Person stets zurückbezogen werden und dann als ihr 
Wollen und Handeln gelten könne: so kont es, daß gerade in den Rechts- 
gebieten -- England und Nordamerika —, in denen die Fiktionstheorie 
herrscht, man am weitesten in der Bestrafung von Korporationen gehe. 
Da sie cisene Rechtsgüter habe, könne eine juristische Person tatsächlich 
schr wohl bestraft werden: v. Lilienthal verneint aber im großen und 
ganzen die praktische Notwendigkeit ihrer Bestrafung, er hält es für 
durchaus genügend, eine Verbandsperson, wenn sie durch ihre Organe 
eine Straftat begangen hat, in ihren Organen zu Strafen, zumal in den 
meisten Fällen die cin für allemal bestellten repräsentativen Organe, die 
aus wenigen, sehr oft nur aus einer Person, bestehen, den Gesamtwillen 
(Verbandswillen) bilden. Überdies ist der Kreis der Strafmittel gegen eine 
juristische Person schnell erschöpft; verwertbar ist, abgesehen von der 
ihrer Natur nach cine Verwaltungsmaßregel darstellenden Auflösung, nur 
die das Vermögen treffende Geldstrafe, womit man im wesentlichen auf 
dem Gebiet des Polizcistrafrechts bliebe. Dies läuft in allen schweren 


?) Ebenso Vorentwurf $ 64. 
N Vom Vorentwurf abgelehnt. 
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Fällen auf die ausschließliche strafrechtliche Verantwortlichkeit des Or- 
ganes hinaus, die v. Lilienthal entsprechend dem § 244 K.O. allgemein 
erweitert wissen will: jeder, der als Organ einer Verbandsperson eine 
Handlung vorgenonmunen hat, ist strafrechtlich so zu behandeln, als habe 
er sein eigenes Geschäft geführt. 


Grundsätzlich unterscheidet sich die moderne Fragestellung betreffend 

die Behandlung des deliktuosen iugendlichen Alters von der 
früheren. Voin früheren Standpunkte aus bildet die Strafe die Regel, die 
Erziehung die nicht oft zugelassene Ausnahme. Umgekehrt geht die heu- 

tige Doktrin überwiegend davon aus, daß bis zum Alter voller Straifähig- 

keit die Erziehung die Regel, die Strafe die möglichst seltene Ausnahme 
bilden soll. Äußerlich will v. Lilienthal die Stafielung des geltenden 

Rechts in Strafunmündigkeit, bedingte und unbedingte Straffähigkeit auf- 

recht erhalten.‘) Es soll auch bei der Vollendung des 18. Lebensjahres als 
Höchstgrenze der bedingten Straffähirkeit, zumal in Anbetracht der be- 

sonders hohen Kriminalität der Altersklasse von 18—21 Jahren, sein Be- 

wenden behalten, da die Erziehbarkcit im eigentlichen Sinne des Wortes 

dann ihr Ende erreiche. Dagegen wünscht v. Lilienthal Heraufsetzung 

des Alters der absoluten Straimündigkceıt auf das 14. Lebensijahr.”) Den 
dagegen hauptsächlich erhobenen Einwand, daß das Alter von 12 bis 

14 Jahren stark an der Kriminalität beteiligt sei, sucht er mit dem Hinweis 

zu entkräften, daß die Kriminalität erheblich geringer ist, als die der hö- 

heren Altersklassen, daß das neuerliche Anwachsen der Kriminalität der 

12 bis 14iährigen auf der Zunahme der in diesem Alter bei dem wenig 

entwickelten Eigentumssinn besonders erklärlichen Diebstähle beruhe, vor 

allem aber damit, daß es sehr fragwürdig sei, der Strafe vor der Er- 

ziehungsmaßregel gegenüber dieser noch mit Haus und Schule verwach- 

senen Personenkategorie den Vorzug zu geben. Einigkeit stellt weiter 

v. Lilienthal darüber fest, daß das vom StGB. für die relative Strat- 

mündigkeit aufgestellte Merkmal der zur Erkenntnis der Strafbarkeit er- 

forderlichen Einsicht in einseitiger Weise auf die Entwicklung der Intel- 

ligenz abstelle, ohne gleichzeitig auf die Reife des Charakters Rücksicht 

zu nehmen.‘) Erfolgt wegen mangelnder Reife Freisprechung, so bleibt die 
Anordnung erforderlich erscheinender Erziehungsmaßregeln offen. Im 

Falle der Verurteilung habe der Richter — in Anlehnung an das nieder- 

ländische StGB., das für die Jugendlichen grundsätzlich andere Strafen 

wie für die Erwachsenen vorsieht, — in leichten Fällen auf Geldstrafe, in 

schwereren auf Unterbringung in einer Erziehungs- oder in einer Strai- 

anstalt zu erkennen, die für Jugendliche ausschließlich bestimmt ist und 

in der für den Strafvollzug der Zweck der Erziehung maßgebend ist. Die 

vom Richter bestimmte Dauer der Unterbringung in einer Erziehungs- 

oder „Straferzichungs“-Anstalt ist abkürzbar durch gceignetes Verhalten 

des zu Erziehenden, jedoch nicht über ein vom Gesetz im allgemeinen oder 

vom Richter im einzelnen Falle zu bestimmendes Mindestmaß hinaus. 

Dieser Vorschlag begegnet sich mit dem Freudenthal'schen, die un- 

bestimmten Strafurteile Jugendlichen gegenüber einzuführen. Sowohl dic 

Straf- als die Erziehungsmaßregeln sollen bedingt verhängbar sein. 


— 


*) Der Vorentwurf beseitigt die relative Strafmündigkeit. 

5) Ebenso der V. S 09. 

®) Der V. beseitigt das Kriterivm der „Einsicht“ ganz, ermöglicht aber völlive 
Straflosigkeit eintreten zu lassen (SS 99, 70). 
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Wie bei den Jugendlichen soll auch bei den Taubstummien künftig 
die Strafibarkeit nicht abhängig sein von dem intellektuellen Moment; sie 
soll vielmehr entfallen, wenn die Manzelhaftirkeit der Sinnesorgane — 
der Taubstummheit stellt v. Lilienthal d. l. f. andere Sinnesdeickte, 
2. B. Blindheit gleich —- die ganze geistige Entwicklung derart beeinflußt 
hat, daß sie der bei dem normalen Menschen vorauszusetzenden nicht ent- 
spricht.) Beim Fehlen der normalen Reife kommt ihre Überweisung an 
besondere Anstalten in Frage, falls Ausbildung und Erziehung noch mög- 
lich, andernialls und unter der Voraussetzung der Gemeingefährlichkeit 
ihre dauernde Verwalırung. 

Für die strafrechtliche Behandlung des Versuchs stellt Frank 
eine Reihe beachtenswerter legislativer Gesichtspunkte auf, die von der 
im strafbaren Versuch liegenden Störung des Rechtsiriedens ausgehen. 
Zunächst soll unter Aufgabe des schablonenhaften Standpunkts des gel- 
tenden Rechts, den Versuch bei Verbrechen stcts und bei Vergehen nur 
dann zu Strafen, wenn dies ausdrücklich bestimmt ist, jedes einzelne Ver- 
brechen darauf untersucht werden (Schweden), ob es schon im Versuchs- 
stadium eine erhebliche Störung des Rechtsfriedens enthält. Frank gibt 
aber zu, daß kriminalpolitische Erwägungen bei einzelnen Delikten zu 
einer Bestrafung des Versuchs führen können, ohne daß von einer Störung 
des Rechtsfriedens die Rede wäre. Die Bedeutung der Streitfrage, ob der 
Versuch milder oder gleich der Vollendung zu strafen, führt Frank auf 
das richtige Maß zurück: Der Ausschluß der Maximalstrafie spielt prak- 
tisch bei den relativ bestimmten Strafen so gut wie Keine Rolle. Wie soli 
es aber bei den absolut bestimmten und den unteilbarcn Strafen gehalten 
werden? Die Erfahrungen, die man in England und in Frankreich ge- 
macht hat, scheinen dem Verf. hier gegen eine Gleichstellung der Ver- 
suchsstrafe mit der des vollendeten Delikts zu sprechen, von der auch das 
natürliche Rechtsgefühl trotz aller kriminalpolitischen Erwägungen nichts 
wissen will. In der Tat vermag der Gesichtspunkt der Friedensstörung 
die Strafbarkeit des Versuchs nicht auf die gleiche Höhe mit der des voll- 
endeten Delikts zu heben. Die Friedensstörung kann so gering sein, daf 
mit dem Schweizer Entwurf der Richter zu einer weitgehenden Straf- 
milderung zu ermächtigen ist.) Das System, den Augenblick der Voll- 
endung teils in das Stadium der Verletzung, teils in das der Gefährdung 
(Erpressung, Urkundenfälschung, Münzfälschung u. s. f.) zu legen, soil 
durch ein einheitliches ersetzt werden, und zwar habe der Gesetzgeber, 
solange er überhaupt zwischen Vollendung und Versuch unterscheide und 
nicht etwa den von Seuffert vertretenen Gedanken annehmen wolle, 
nach dem alle wichtigen Verbrechen als Versuchsverbrechen zu formu- 
lieren sind, für die Regel daran festzuhalten, daß nicht die in der Absicht 
der Interessenverletzung vorgenommene Handlung die Vollendung in sich 
schließt, sondern nur die Interessenverletzung selbst. Denn nicht überail 
kann, wie Frank hervorhebt, der Gesetzgeber die Frage der Vollendung 
nach dem Gesichtspunkt der Verletzung oder Gefährdung eines Rechts- 
guts (Carrara) bestimmen; er ist hierbei vielmehr häufig — bei dem Aus- 
einanderfallen des Straischutzes und des Rechtsgüterschutzes — auf den 
allgemeinen Begriff des staatlichen Interesses angewiesen. Dem von 
Verf. an die Spitze gestellten Gedanken entsprechend, soll die Straibarkek 


7) Die Taubstummen werden als solche im V. nicht mehr berücksichtigt: siè 
iallen evtl. in die Kategorie der vermindert Zurechnungsiähigen (S 63, Abs. 2): 
8) Der V. läßt sogar u. U. Straflosigekeit zu (X 70. Abs. 2). 
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des Versuchs bezinnen und die straflose vorbcereitende Handlung aufhören 
in dem Augenblick, ii welchen von einer Störung des Reclhıtsfriedens 
die Rede sein kann. Der Begriff „Anfang der Ausführung“ reicht hierzu 
nicht aus; Frank schlägt daher vor, unter Festhaltung dieses Grund- 
begrifis für die Regel, bei einzelien Delikten das Gebict des strafbaren 
Versuchs darüber hinaus zu erweitern, damit nicht, wie de lege lata, zwar 
wer eingestiegen ist, um zu stehlen, strafbar, dagegen, wer eingestiegen 
ist, um zu morden, straflos bleibe. Die herrschende Praxis und mit ihr die 
Theorie verlangt nämlich, daß mit der Ausführung wenigstens einer zum 
Tatbestande der beabsichtigten Straftat gehörenden Handlungen der An- 
fang gemacht werde, damit Versuch vorliegxe. Dann ist z. B. auch der 
„Klingeliahrer“ straflos, der an der zu bestehlenden Wohnung klingelt, um 
zu sehen, ob die Bewohner sie verlassen haben, solange er nicht den schon 
bereit gehaltenen Dietrich ansetzt. Es will uns richtiger scheinen, wenn 
das Gesetz den zu diesem unbefriedigenden Ergebnis führenden Begrifi 
des Anfanges der Ausiührung auigäbe und allgemein eine Handlung ge- 
nügen ließe, die einen sicheren Beweis für den verbrecherischen Entschluß 
und seine nachhaltige Energie darstellt. Der Einwand Franks, daß auf 
diese Weise die Frage lediglich dem freien richterlichen Ermessen an- 
heimzestellt und der Nachprüfung durch das Revisionsgericht entzogen 
wäre, erscheint uns nicht stichhaltig. Die Situationen und Persönlichkeiten 
sind so verschiedener Art, daß hier eine gleichmäßige Lösung verlangen, 
das Leben vergewalticen hieße.) Im Gegensatz zu $ 46 StGB. will 
Frank die Voraussetzungen des straflos machenden Rücktritts für den 
nicht beendigten und den beendigten Versuch in gleicher Weise geregelt 
wissen (Schweizer Entwürfe).'’) Die Streitfrage, ob objektive Entdeckung 
oder die Entdeckungsfurcht die Straflosigkeit beseitigt, soll der Gesetz- 
geber in dem dem Freiwilligkeitserfordernis allein gerecht werdenden sub- 
jektiven Sinne entscheiden (Norwegen). Auch zu der Frage, ob bei Rück- 
tritt von der: Tötung die Handlung als Körperverletzung strafbar bleibt, 
soll der Gesetzgeber Stellung nehmen. Frank hält hier eine Bestrafung 
wegen fahrlässiger Körperverletzung für angezeigt. Ein Armutszengnis 
wäre es auch nach Franks Ansicht, wollte der Gesetzgeber wie bisher 
die Frage nach der Straibarkeit des untauglichen Versuchs auf 
die Wissenschaft abwälzen.'') Sehr richtig betont Frank, daß das dem 
Gesetzgeber einen Fingerzeig gebende natürliche Rechtsempfinden in den 
meisten Fällen die Bestrafung ohne Rücksicht auf Tauglichkeit oder Un- 
tausslichkeit verlangt, dab es andererseits gerade auf diesem Gebiete 
Folgerungen gibt, die nicht notwendigerweise gezogen zu werden 
brauchen und die abzuschneiden immer in der Hand des Gesetzgebers 
steht. Frank stellt entsprechend seiner oben wiedergegebenen Auf- 


fassung von der Strafe als Staats- — nicht Rechtseüterschutz — darauf ab, 
welches Interesse der Staat selbst — nicht der einzelne im Genuß des 
Rechtsguts Bedrohte — an dem Unterbleiben eines untauglichen Ver- 


sıchs habe. An sich verletzt nun jede Handlung, die der Täter für 
rechtswidrig hält, das Interesse des Staats an die Beobachtung des 
Rechts. Dieser Gesichtspunkt der Gefährlichkeit für die Rechtsordnung 
im ganzen (Kohler) würde die Bestrafung des abergläubischen un- 
tauglichen Versuchs, ia des Wahnverbrechens rechtfertigen. Auf der 

°) V, 8 76 bleibt bei dem „Beginn der Ausführung“. 

10) So auch V. 

11) V. ändert nichts. 
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andern Seite hat der Staat aber nur ein Interesse an der Befolgung des 
tatsächlichen bestehenden Rechts, nicht des eingcbildeten. Das Putativ- 
delikt scheidet mithin aus. Im übrigen kann ienes staatliche Interesse ver- 
letzt werden, soweit der Täter seine Handlıng für geeignet hält, die Ver- 
letzung des tatsächlichen bestehenden Rechts herbeizniühren. Aber die 
hiermit gegebene Straibarkeit des abergläubischen Versuchs entfällt im 
Hinblick auf krimimnalpolitische ökonomische Erwärunsren (so Rußland aus- 
driücklich). Die vom RG. beliebte Erstreckung des Versuchsbesrifis auf 
den Mangel am Tatbestand (jemand, der seine cisene Sache in der Mei- 
nung, es Sei eine fremde, wegnimmt, wird wegen versuchten Diebstahls 
bestraft) verwirft Frank d. l. l. und d. 1. f. als ein Produkt grübelnder 
Jurisprudenz. Der Versuch setzt nach der natürlichen Auffassung voraus, 
daß sich in der Außenwelt weniger ereignet hat, als der Täter zewollt 
oder sich vorgestellt hat. Der Versuch sei mit Crivellari als ein 
„Uelietum in itinere“ zu betrachten. Jedenfalls dürfe die Strafbarkeit nicht 
anf die Fälle ausgedehnt werden, bei welchen der Mangel am Tatbestand 
im Subjekt liegt: eine Handlung, die nach dem Gesetz nur von bestimmten 
Personen straibar begangen werden kann, läßt sich im Einzelfälle nicht 
deshalb bestrafen, weil sich der Täter tür eine solche Person gehalten hat. 
(Abtreibungsversuch der sich für schwanger haltenden Frauensperson). 

Merkel behandelt die Fragen der Konkurrenz rechtsver- 
zleichend. Anlangend die Gesetzeskonkurrenz glaubt M. d. L i. 
ciner vom Niederländischen StGB. nur für einen Spezialiall aufgestellten 
gcsetzlichen Bestinmiung nicht entraten zu können, dahin, daß die Ver- 
wirklichung der in einem Haupttatbestande geforderten Absicht keine 
neue Straftat begründet: Der Dieb, der die entwendete Sache verkauit, 
macht sich nicht außerdem der Unterschlasung schuldig. Es ist aber 
wohl noch weiter zu gehen: Auch der Dicb, der die gestohlene Sache ver- 
pfündet, begeht keinen selbständig verfolgbaren Betrug gegenüber dem 
Pranduchmer. Allgemein muß also die wirtschartliche Verwertung einer 
mittels einer Straftat erlangten Sache seitens des Täters durch die Haupt- 
tat für nonsumiert gelten. Der nach Merkels Vorschlag im Versuchs- 
paragraphen beizubehaltende Satz: „wenn die vorgesetzte Straftat nicht 
zur Vollendung gekommen ist,“ würde die an sich zweckmäßige Vor- 
schrift erübrigen, daß Konsumtion auch eintritt, wenn Versuchshandlungen 
nach einem oder mehreren Mißeriolgen zur Vollendung führen. Dagegen 
erscheint dem Verf. auf jeden Fall notwendig eine den Regeln über die 
Teilnahme zuzufügende Bestimmung, wonach von mehreren Formen, der 
Beteiligung an einer Straftat nur die schwerste Bestrafung nach sich zieht: 
wer also ein Delikt, zu dem er anstiftet, mit ausfulrt, ist nur als Mittäter 
zu strafen. Was das Collektivdelikt und die Verbrechens- 
konkurrenz betriiit, so will Merkel den künftigen Strafrichter hier 
wie dort von dem Zwange befreien, entweder Verbrechenseinheit oder 
Verbrechensmiehrheit anzunehmen. Vielmehr soll der Richter ermächtigt 
werden, die Fälle des Kollektivdelikts (gewohnheits- und gewerbsmäßige 
Begehung) sowohl als Verbrechenseinheit (mit Strafschärfung) wie auch 
als Verbrechensmehrheit (mehrtätige Konkurrenz) zu behandeln. Als 
Unterart der mehrtätigen Verbrechenskonkurrenz kommt zunächst die 
gleichartige. konnexe Konkurrenz, insbesondere der Fall des sogen. fort- 
gesetzten Delikts, in Frage. Stiehlt jemand eine Anzahl zusammengelegter 
Überzieher von einem Tische, so begeht er einen einzigen Diebstahl; 
nimmt er aber von dem Haufen erst den einen und nach ciniger Zeit einen 
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zweiten, dann hat er mehrere Diebstähle verwirkt. Einen Grund zu ge- 
setzlichen Unterscheidunzen zwischen diesen Fällen erkennt der Veri. 
nicht an, er glaubt auch nicht, daß sich die flüssige Grenze zwischen Ver- 
brechenseinheit und — Mehrheit festlegen lasse durch den Begriff der 
Einheit der Handlung oder des Entschlusses. Er empfichlt daher, künftig 
dem Richter lediglich de Möglichkeit zu geben, auf eine Mehrheit 
von Verwirklichungen desselben Tatbestandes cine Strafe nach dem 
darin aufgestellten Strafrahmen zu bestimmen. Im übrigen soll beim 
mehrtätigen -- sei es gleichartigen, sei es ungleichartigen — Zusammen- 
treffen (Realkonkurrenz) der Richter nicht an das Asperationsprinzip des 
geltenden Rechts ($ 74 StGB.) gebunden, sondern sowohl in der Lage sein, 
die reine Strafschärfung anzuwenden — die Wiederholung von Verbrechen 
zeigt den Täter oft ebenso gemeingefährlich wie der Rückfall —, als bis 
auf den Mindestbetrag herabzugehen, der unter den für die begangenen 
Straftaten angedrohten der höchste ist; denn es gibt Fälle, die sich vom 
eintätigen Zusammentreffen (Idealkonkurrenz) nur durch den zufälligen 
Umstand unterscheiden, daß die Straftaten in getrennten Akten verübt 
worden sind. Im Falle der Kuinulation verschiedener Strafarten soll in 
weiterem Umfange als bisher Absorption im Wege der Umwandlung der 
einen in die andere Strafart eintreten; auch die Haft, die Festungshaft und 
die Geldstrafe sollen künftig in die Gesamtstrafe einbeziehbar sein. Be- 
denklich erscheint der weitere Vorschlag Merkels, den Richter nicht 
zu zwingen, die Gesamtstrafe in der schwersten Strafart fetzusetzeiı, 
sondern ihn zu ermächtigen, die neben Gefängnis erkannte kurze Zucht- 
hausstrafe in eine ausgiebige Getängnisstrafe, die neben Geldstrafe er- 
kannte Freiheitsstrafe in entsprechende Geldstrafe umzuwandeln. Die 
dem geltenden Recht entsprechende Kumulation der Todesstrafe und der 
lebenslänglichen Freiheitsstrafe mit anderen Strafen bezeichnet Merkel 
als widersiunnig und dem Laien unverständlich. Anderseits verschließt cr 
sich auch nicht ganz dem Gesichtspunkt, da die prozessualen Schick- 
Sale des Konkurrenzfalles die Berücksichtigung der übrigen Strafen neben 
den ihrer Natur nach absorbierenden schwersten Strafen nötig machen 
kann. Er schlägt daher vor, eine der letzteren — bei Konkurrenz von 
Todesstrafe und lebenslänglicher Freiheitsstrafe die Todesstrafe — un- 
bedingt, die daneben erkannten zeitigen Freiheitsstrafen dagegen nur für 
den Fall auszusprechen, daß es aus irgend welchen Gründen wie Z. B. 
Freisprechung in der höheren Instanz, Begnadigung, nicht zur Voll- 
streckung der unbedingt ausgesprochenen Strate kommt. Während der 
Verf. für die Fälle der Realkonkurrenz dem Richter d. 1. f. gestatten will, 
bei der Umwandlung verschiedener Strafen in eine Gesamtstrafe auch 
die mildere zu Grunde zu legen, soll es im Falle der Idealkonkurrenz bei 
der Maßgeblichkeit der schwersten Strafart verbleiben. Im übrigen soll 
hier die Strafe nach einer eigentümlichen Kombinationsmethode der 
neuesten Österreichischen Entwürfe und des Norwegischen StGB. ge- 
funden werden: Der Höchst- und Mindestbetrax der zu findenden Strafe 
soll durch den schwersten der für die einzelnen begangenen Straftaten 
angedrohten Höchst- und Mindestbeträge gebildet werden; sind für eine 
der Straftaten mehrere Strafrahmen wahlweise angedroht, so soll dem 
Richter die Wahl bleiben, welchen er für die kombinierte Strafe an- 
wenden will. In besonders schweren Fällen will der Verf. dem Richter 
nach dem Vorbilde Norwegens ges.atten, den so ermittelten Höchstbetrag 
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bis zu einem Drittel des Strafrahmens, jedoch nicht über den gesetzlichen 
Höchstbetrag der Straftat hinaus zu überschreiten. Zweifellos verdient 
diese Kombinationsmethode den Vorzug vor der Absorptionsmethode des 
X 73 StGB., denn diese bringt es imit sich, daß u. U. jemand milder bestraft 
wird, bloß weil er durch eine Handlung außer dem leichteren Delikt mit 
höherem Straimininum noch ein schwereres mit geringerem Strai- 
minimum begeht (bei Tateinheit zwischen gemeinschaitlichem Haus- 
friedensbruch, auf den nur Gefängnis steht, mit gefährlicher Körperver- 
letzung kanı z. B. der Täter mit Geldstrafe davon kommen); ferner 
schließt die Absorption die Verhängung vorgeschriebener oder zuge- 
'assener Nebenstraien der an sich weniger schweren Delikte aus, so ent- 
iällt z. B. die Publikationsbeiugnis des Verletzten bei Tateinheit der 
wissenschaftlich falschen Anschuldigung mit Urkundenfälschung.'®) Die 
Kompbinationsmethode verhindert die Möglichkeit gelinderer Bestrafung 
des mehrere Straigesetze gleichzeitig verletzenden Täters und ermöglicht 
weiter die Aufrechterhaltung der Nebensfraien und dadurch eine ge- 
nügende Berücksichtigung der Eigenart der Straftaten, die an sich in der 
schwersten Tat aufgehen. 

Die tür den Fall, daß mehrere koukurrierende Straftaten nicht Gegen- 
stand desselben Prozesses sind, aufgestellte Regel des $ 79 StGB. will 
Merkel auf die Straitaten ausdehnen, deren zuerkannmte Strafen bereits 
verbüßt, verjährt oder erlassen sind. Am einfachsten geschieht dies naclı 
seiner Ansicht, wenn man den von ihm für die Realkonkurrenz vorge- 
Schlasenen Gesetzesworten: „Begeht jemand durch verschiedene Hand- 
lungen mchrere Straftaten,‘ den Zusatz beifügt, „bevor ihm scine end- 
zültige Verurteilung für cine von ihnen bekannt gemacht worden ist." 
Nicht einzuschen ist aber, warum künftig statt des nachträglichen Ge- 
samıtstrafenbeschlusses des $ 492 StPO. ein nachträgliches Urteil ergehen 
soll, zumal wenn es ohne mündliche Verhandlung zu fällen ist. 

Wertvolle Regeln der legislativen Technik gibt Wach, an 
Ihering anknüpfend, dem Gesetzgeber an die Hand. Dem heutigen 
deutschen Strafrecht haften schwere Mängel an zesetzxeberischer Logik 
und Ökonomie an. Selbst wenn die legislative Aufgabe nur darin tke- 
stände, der lex lata eine neue bessere, innerlich folgerichtirere Gestalt 
zu geben, wäre dies nach des Verf. Ansicht eine große mit dem Schlag- 
worte der „redaktionellen“ oder „kodifizierenden“ Tätigkeit nicht zu er- 
schöpfende, vielmehr ein vollständiges geistiges Durchdringen des Stotis 
eriordernde Aufgabe. Rein äußerlich betrachtet, verlangt Wach eine 
einfache, durchsichtige und volkstümliche Sprache an Stelle der im 
geltenden Recht vielfach schwerfällixgen Ausdrucksweise. 

Von Wichtigkeit ist insbesondere eine treffende, dem Volksempfinden 
entsprechende Terminologie; so soll mit dem stets einen besonderen 
Makel aufdrückenden Begriff „Diebstahl“ vorsichtig umgegangen, er nicht 
zu weit auf Bagatellen und auf Fälle der Wegnahmice obne Berceicherungs- 
absicht ausgedehnt, der Mundraub ferner auch als Unterschlagung'*) und als 
„Raub“ privilegiert werden. damit nicht der Junge, der einem Schul- 
kameraden auf dem Schulwege die Frühstückssemmel fortreißt, um sie 
zu verspeisen, als Straßienräuber ($ 250 Ziff. 3) figuriere. Schief ist die 
Bezeichnung der Bermächtigung in der Absicht der Aussetzung (S 234) als 


12?) Nur in diesem Punkte folgt V. den Vorschlägen M's. (S 9). 
1) Vel. V. S 272. 
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„Menschenraub“. Auch Bestimmtheit und Gleichförmigkeit der Ausdrucks- 
weise läßt das StGB. vermissen; so braucht es den Begriff der Urkunde 
($$ 267, 274 Ziff. 1) in verschiedener Bedeutung, läßt es offen, ob es unter 
„Vorteil“ (S$ 49a, 257, 259, 331) nur pekuniären oder auch sonstigen ver- 
steht usf. Als unerläßlich bezeichnet hier als Abhilfe Wach die (von 
Norwegen, den Niederlanden, dem englischen Draft Code ausgiebig ange- 
wandte) Legaldeiinition, soweit positivrechtliche Begrifie in Frage 
kominen,'*) die tatbeständliche Elemente bilden und anderweit (außerstrai- 
rechtlich) nicht genügend feststehen. Prozessuale Redewendungen (z. B. 
S 56:.... ist freizusprechen, $ 55: kann . . nicht strafrechtlich verfolgt 
werden) im matericllen Strafrecht verwiritt Wach als verwirrend. 

Die Systematik anlangend, bekämpft Wach zunächst die Dreiteilur« 
der Delikte in $1 StGB. als grundlos und schädlich.) Anstatt hierbei nur 
die Schwere der Delikte in concreto für die mit der Trichotomie ver- 
knüpften und sic charakterisierenden Wirkungen entscheidend sein zu 
lassen, stelle das StGB. schablonenhaft auf den Höchstbetrag der ange- 
drohten Strafe ab. Weiter behandele das Gesetz Ungleichartiges gleich- 
artig, indem cs Verbrechen und Polizeidelikte., Ernstes und Lappalie, 
systemlos zusammienwerfe, beides nur durch untergeordnete Quantitäts- 
unterschiede differenziere. Statt dessen fordert Wach scharfe Betonung 
des Gegensatzes der Verbrechen (kriminell strafbare Handlungen) und der 
Polizcidelikte, am besten durch Ausscheiden der Polizeidelikte — mit Aus- 
nahme der ihnen beigemischten leichteren Verletzungsdelikte — aus dem 
StGB. und ihre Verweisung in Reichs- oder Landespolizeiordnungen. Auf 
der anderen Seite trenne die „wortgläubige"“ Antithese der Trichotomie 
„Verbrechen und Vergehen“ schematisch Gleichartiges voneinander (z.B. 
in SS 43 Abs. 2, 49a, 241). Eine Definition des Vorsatzes, der Fahrlässig- 
keit, des Kausalzusammenhanges erachtet der Verf. auch künftig nicht für 
erforderlich, ja im Interesse der Freiheit der wissenschaftlichen Erkennt- 
nis für nicht angezeizt.'") Dagegen erscheint ihm unentbehrlich eine Vor- 
schrift über die Grenzen, in denen die Fahrlässigkeit strafbar sein soll,'") 
und über die Schuld als allgemeine Voraussetzung der Strafbarkeit. In 
ersterer Bezichung soll zur Beseitigung mannigfacher Zweifel bei den ein- 
zelnen Tatbeständen im Allgemeinen Teil ausgesprochen werden, daß die 
fahrlässige Begehung nur strafbar ist, wo das Gesetz es ausdrücklich be- 
stimmt.) Weiter soll das Gesetz die Erfolgshaftung rewxchn, d. h. bestimmen. 
ob Zurechenbarkeit des schwereren Erfolges (z. B. in §§ 224, 226, 229, 314 
bis 316R.St.G.B3.) zur Schuld erforderlich"”) oder ob Kausalität genügt. Ange- 
sichts der Möglichkeit kriminalpolitischer Rechtfertigung des theoretisch 
nicht feststehenden Satzes error iuris nocet ist nach Ansicht des Verf. auch 
eine Vorschrift über den Rechtsirrtum in folgerichtieem Ausbau des $ 59 un- 
umgänglich, und zwar empfichlt er in Verbesserung entsprechender Be- 
stimmungen im norwegischen StGB. und im Schweizer Entwurf die 
Statuierung der Zulässigkeit milderer Bestrafung, wenn der Täter ein Ver- 
brechen begeht in dem Glauben, die Handlung sei erlaubt.””) Als unerläß- 


11) Vgl. V. $ 12. 

>) V, § 1 behält sie bei. 

1") V. SS 59, 60 definiert Vorsatz und Fahrlässigkeit 
t) Ebenso Referent oben im Bericht VHI. 

19) V, § 5S. 
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liche Ergänzung der Bestimmungen über die räumliche und die zeitliche 
Herrschaft des Gesetzes und über die Verjährung wird ferner eine Vor- 
schrift über Zeit und Ort der Begehung der Tat bezeichnet, etwa im Sinne 
des Schweizer Entwurfs, der auch den Ort des eingetretenen oder be- 
absichtigten Erfolges als Ort der Begangenschaft ansieht, deren Zeitpunkt 
bis zum Abschluß der Tätigkeit des Täters zu erstrecken wäre.‘ Rechts- 
unsicherheit ist die Folge des Fehlens eines gesetzlichen Ausspruchs über 
die Strafbarkeit des untauglichen Versuchs, zu der mithin künftig vom 
Gesetz Stellung zu nehmen ist (vgl. oben Frank), Als widerspruchsvoll ist 
zu beseitigen die Straflosigkeit des Versuchs einer Reihe von Vergehen (Frei- 
heitsberaubung, Untreue, Körperverletzung) gegenüber der Strafbarkeit an- 
derer z. T. damit verwandter (Nötigung, Unterschlagung, Sachbeschädigunz). 
Nicht zustimmen können wir Wachs Ansicht, daß sich eine gesetzliche 
Bestimmung über die Wirkung der Einwilligung erübrige; wir sind viel- 
mehr mit Gerlan d°!) der Überzeugung, daß das Gesctz hier dem nicht 
zur Ruhe kommenden Streit der Meinungen ein Ende bereiten muß; dies 
ist praktisches Bedürfnis. Von guter Vorbedeutung für ein friedliches Zu- 
saınmengehen der alten und neuen Schule bei der Gesetzgebungsarbeit ist 
es, aus Wachs Munde zu hören, es wäre systematische Pedanterie, 
wenn man glaubte, von den eigentlichen Strafen die Sicherungsmaßregeln 
im Interesse des sozialen Schutzes gegen Gemeingefährliche und die Er- 
ziehungs- und Besserungsmaßnahmen gegen Jugendliche schlechterdings 
trennen und diese aus dem Strafgesetz herausweisen zu müssen. Umso- 
mehr wird man die Forderung Wachs unterstützen müssen, daß das 
neue StGB. den Inhalt der verschiedenen Strafen eingehend charakteri- 
siere; der zu erwartenden Strafvollzugsordnung dürfe demgegenüber nur 
noch die Ausführung des gesetzlich festgelegten Willens verbleiben. 
Logischer scheint es wie dem Verf. auch uns, bei der äußeren Anordnung 
des Stoffes im Allgemeinen Teil auf den Abschnitt über das Strafensystem 
die Bestimmungen über die. Schuldfähigkeit, die sog. Strafausschließungs- 
gründe und erst dann Versuch und Teilnahme, Strafzumessung und Kon- 
kurrenz folgen zu lassen. Im Besonderen Teil ist auf logische Tatbestands- 
gruppierung mehr als bisher Gewicht zu legen. Die Tötungsdelikte des 
geltenden StGB. bilden z. B. ein Muster der Unordnung mit praktisch be- 
denklichen Wirkungen (zweifellaite Grenze zwischen „Mensch“ und 
„Leibesfrucht“, unklare Formulierung des Abtreibungstatbestandes, $ 216: 
delictum suigeneris oder nur Strafmilderung?); ebenso unklar ist das Ver- 
hältnis zwischen Beleidigung und falscher Anschuldigung, zwischen Be- 
leidigung und Majestätsbeleidigung. Aufzulösen sei die aus eigentlichen 
und uneigentlichen Amtsverbrechen zusammengesetzte Sammelgruppe der 
Amitsdelikte. In der Gruppe der gemeingefährlichen Delikte sei die „ab- 
strakte“ Gefahr als unzulässige Fiktion zu beseitigen”*), der Gesichtspunkt 
der Gemeingefahr anderseits wie in Norwegen zu verallgcimeinern. Als 
falsch, weil nicht erschöpfend, wird die Rubrizierung unter den Stich- 
wörtern „Beleidigung des Landesherrn“ und „Beleidigung von Bundes- 
fürsten‘ beanstandet. Die Reihenfolge der Delikte möchte der Verf. um- 
ändern, er hält es für angemessener, von den Delikten gegen die Privat- 
person zum Konmnplizierteren der Delikte gegen die Gesellschaft und den 
Staat aufzusteigen. 


21) Vgl. Bericht VII. 
22) V. §§ 181 fi. 


Archiv 58. Bd. 11 
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Des Formalismus kann das Strafgesetz bis zu einem gewissen Grade 
nicht entraten; so — im Interesse der Rechtssicherheit — bei der Fixierung 
des Strafmündigkeitsterniins und des Eintritts der Verjährung. Unge- 
sunden, sich praktisch namentlich bei den Rückfallbestimmungen zeigenden 
Formalismus der Zahl sieht aber Wach in der willkürlichen Abgrenzung 
des Feld- und Forstdiebstahls vom gemeinen Diebstahl nach dem Wert 
des Entwendeten. Als Rechtsformalismus werden die Schuldpräsumtionen 
mit formeller Beweiskraft des präsumtiv Schuldigen, wie sie sich in der 
handelsrechtlichen Gesetzgebung finden, verworfen. Weiter weist der 
Verf. auf die, zumal bei dem Ausschluß der Analogie fühlbaren Mängel 
der Kasuistik hin; drastische, sattsam bekannte Beispiele aus den Vor- 
schriften des StGB. über den „schweren“ Diebstahl, den Rückfall, den auf 
Nahrungs- und Genußmittel beschränkten Mundraub sowie über die 
Körperverletzung führt er als Beleg an. Doch darf der Gesetzgeber auf 
der Flucht vor der Scylla der Kasuistik, deren Grundfehler in ungenügender 
Verallgemeinerung des Tatbestandes besteht, sich nicht der Charybdis der 
puren Generalisierung in die Arme werfen, die die Gefahr zu großer Un- 
bestimmtheit und Vielseitigkeit, des „Kautschukbegriffes“ in sich birgt. 
Aus dem Dilemma gibt es nur den Ausweg der Exemplifikation: das Ge- 
setz drückt den allgemeinen Rechtsgedanken — die ratio der Straf- 
vorschrift — aus und erläutert ihn durch greifbare Beispiele. So könnte 
z. B. — nach dem Muster des Norwegischen StGB. — der Grundgedanke 
der besonderen Leibes- und Lebensgefährdung des $ 223a StGB. unter 
Abstoßung der heterogenen Elemente der „Gemeinschaftlichkeit“ und des 
„hinterlistigen Überfalls“, hervorgehoben und die Anwendung von Gift, 
Waffen, ätzenden Stoffen als Beispiel aufgeführt werden.°?) 


Bei Erörterung der Struktur des Strafgesetzes dringt Wach ins- 
besondere auf klare Trennung der außerhalb des Tatbestandes liegenden 
objektiven Bedingungen der Strafbarkeit vom Tatbestand selbst; sorg- 
fältig ist hierbei zu prüfen, was sich zur bloß objektiven Bedingung eignet. 
So ist es ein Fehler des Gesetzes, die Zahlungseinstellung, die in schuld- 
haftem ursächlichem Zusammenhang mit den Konkursdelikten stehen 
müßte, zu objektivieren.”*) Der Schwerpunkt der Wachschen Er- 
örterungen der legislativen Technik liegt in den Anregungen, die er für 
die Bildung der gesetzlichen Tatbestände selbst gibt. Er geht daven 
aus, daß wie bisher auch in Zukunft gruppenbildendes Kriterium die Natur 
des angerrifienen Rechtsgutes bleiben werde, wir nach wie vor Ver- 
brechen wider Leib, Leben, Ehre, Freiheit usw. unterscheiden werden, und 
daß die Art des Angriffs (Motiv, Gesinnung, Bande, Waffen) ebensowenig 
wie die Persönlichkeit des Täters (Gewohnheitsverbrecher, Augenblicks- 
delinquent) nicht die Grundlage für die Konstruktion der Hauptarten der 
Verbrechen sein kann. Als widerspruchsvoll und haltlos bezeichnet es 
der Verfasser, wenn das geltende Recht grundsätzlich die mildere Straf- 
barkeit des Versuchs gegenüber der Vollendung proklaniert und diesen 
Grundsatz an allen Ecken und Enden durch die Aufstellung von Absichts- 


2) Ähnlich V. $ 229, Abs. 2. 

a) Vgl. hierzu Bericht VI über Wach’'s Erörterung der Bankerutt-Delikte 
der lex lata (Jahrg. 55 S. 304), die für ihn weiterhin ein drastisches Beispiel des 
Verstoßes gegen das Prinzip sind, daß die Form der Alternativbegehung nur ge- 
wählt werglen dari bei Gleichwertigkeit der wenn auch oft verbunden vor- 
kommenden mehrfachen Begxchungsarten (falsche Buchführung und Beiseiic- 
Schaffung von Vermögensstücken sind heterogen). 


Vergleichende Darstellung des deutschen u. ausländischen Strafrechts. 163 


delikten durchbricht Es sei daher der Satz der milderen Bestrafung des 
‚Versuchs aufzugeben, im übrigen tatbestandlich womöglich auf die Voll- 
endung — den Eintritt der materiellen Verletzung — abzustellen, wo- 
durch die heikle Frage nach der Möglichkeit des Versuchs eines solchen 
delictum sui generis (z. B. der Vergiftung des $ 229, Begünstigung des 
$ 257) und des straflos machenden Rücktritts entfiele und eine gerechte 
Würdigung des verschiedenen Maßes der Verwirklichung des ver- 
brecherischen Willens ermöglicht würde. Dies unbeschadet der selbst- 
ständigen Strafbarkeit einzelner Vorbereitungshandlungen und einzelner 
Ausnahmen, in denen eine Versuchshandlung auch d. Il. f. als vollendetes 
Delikt behandelt werden könne. Wach tadelt weiter die Melıraktigkeit 
mancher Tatbestände nach geltendem Recht, insbesondere der Urkunden- 
fälschung, bei welcher das eigentlich strafbare und daher künftig wic in 
Norwegen und im österreichischen Entwurf allein zu pönalisierende die 
täuschende Benutzung (wie auch aus dem dem $ 267 inkonzinnen $ 270 er- 
helle), nicht die vorbereitende Fälschung sei.®) Als wesentliches Er- 
fordernis einer gesunden, befriedigenden Tatbestandsbildung überhaupt 
bezeichnet Wach — und hier erheben sich seine Betrachtungen zu einer 
Höhe, daß sie der Ausgangspunkt einer neuen Ära auf dem Gebiet der 
Strafgesetzgebung werden können — das Ausscheiden forinaljuristischer 
üiberkommener Elemente und alles Zufälligen (Kasuistischen) und mög- 
lichste Vereinfachung und Lebenswahrheit. „Dabei hat man die Bande 
der Scholastik, des Doktrinarismus, der juristischen Spitzfindigkeit rück- 
sichtslos zu brechen und sich gegenwärtig zu halten, daß es nicht 
gilt, traditionelle Begriffe und Schablonen fort- 
zuschleppen, sondern dafür zu sorgen, daß gerecht 
bestraft werde.“ Auf diesem lebensfrischen Boden erwächst 
Wachs Vorschlag, die Wesensgleichheit unserer vielnamigen Delikte 
stärker als bisher zu betonen. „Wir scheiden Diebstahl, Unterschlagung, 
Raub, Betrug. Erpressung mit einer Schärfe, als handle es sich um im 
Leben völlig getrennte, eigenartige Erscheinungen. 
Tatsächlich aber fließt das alles häufig ineinander, und die Differenzierung 
erscheint für die der Wirklichkeit entsprechende Beurteilung des Angriffs 
bedeutungslos.“ Der Verfasser gibt u. a. folgendes Beispiel zur Illustrierung 
seines Gedankenganges: A will sich eine dem B gehörige an X verkaufte 
Sache verschaffen; er versucht vergeblich sie ihm durch Täuschung (etwa 
durch Vorspiegelung der Vertretung des X) abzugewinnen, geht zur 
Drohung über und entreißt sie endlich dem widerstrebenden Eigentümer. 
Nach heutigem Recht, sagt Wach, hätten wir widersinnig Versuch des 
Betrugs oder der Unterschlagung, der Erpressung und vollendeten Raub 
in Realkonkurrenz. Würde sich der Gesetzgeber nun in Durchbrechung 
der Tradition entschließen, ein Vermögensgrunddelikt zu konstruieren unter 
Berücksichtigung der verschiedenen, wesentlich gleichwertigen, jetzt in 
den Tatbeständen der verschiedenen Vermögensdelikte verstreuten 
Formen der Handlung, so würden die eine natürliche Einheit darstellenden 
Handlungen des A ein Delikt bilden. Der umfassende Mischtatbestand 
würde nach Wachs Vorschlag etwa zu lauten haben: Wer in der Ab- 
sicht, sich (oder einem Dritten?°®)einen rechtswidrigen Vermögensvorteil 


23) Weismann will demgegenüber die bloße Fälschung u. U. bestrait 
wissen; vgl. Bericht VI (Jahrg. 55. S. 301); vgl. auch V. $ 282. 

2) Wach rügt grundsätzlich die Gleichstellung der egoistischen und alt- 
ruistischen Alternative. 


p” 
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zu verschaffen, das Vermögen eines anderen durch Aneignung diesem ge- 
höriger beweglicher Sachen oder durch Täuschung oder Zwang beschädigt, 
wird... . bestraft. (Die gleiche Strafdrohung für Diebstahl, Erpressung, 
Raub erklärt er, wenn weit genug bemessen, für unbedenklich und gerecht 
im Hinblick insbesondere auf die denkbare Geringfügigkeit des Zwanges.) 
Treffend führt Wach aus, daß mit Anerkennung eines solchen allgemeinen 
Tatbestandes, der durch Einschaltung der Alternative des Mißbrauchs der 
Verfügungsgewalt noch auf die Untreue ausgedehnt werden könnte, die 
nur den Scholastiker erfreuenden haarspaltenden Untersuchungen über 
den Gewahrsam, die zivilistischen Tüfteleien, ob Diebstahl, ob Unter- 
schlagung, ob Aneignungsdelikt oder Betrug, ihre Bedeutung und damit 
ihren die Strafrechtspflege kompromittierenden 
Wert verlieren würden. Die Gefahr, die mit der Aufstellung solcher 
allgemeinen Tatbestände — Wach gibt weiter ein einheitliches vorsätz- 
liches Vermögensbeschädigungsdelikt zur Erwägung”')— verbunden ist, 
verkennt Wach nicht, er nennt das Motiv, aus dem heraus man der- 
artigen Verallgemeinerungen widerstreben könnte, nämlich die allgemeine 
Abneigung gegen Vermehrung der Straffälle, respektabel. ®) Nicht geringer 
Kunst des Gesetzgebers wird es bedürfen, die Gefahr allzugroßer Dehn- 
barkeit der verallgemeinerten Tatbestände, die ohne Zweifel an sich einen 
bedeutenden Fortschritt von der Begriffsiurisprudenz zur Erfassung der 
einfachen kriminalistischen Grundgedanken darstellen würden, auszu- 
schließen oder doch soweit zu mindern, daß verständiges richterliches Er- 
messen, ohne den Eindruck der Willkür hervorzurufen, die Grenze der 
Strafbarkeit in concreto ziehen kann. 

Scharf beleuchtet der Verfasser die Unvollkonımenheit des geltenden 
Rechts in der gesamten Materie der Strafzumessung mit seiner 
willkürlichen Verwertung von Strafschärfungs- und Milderungsgründen 
und dem wertlosen System der mildernden Umstände. Die Hauptfrage — 
Wach nennt sie „vielleicht das wichtigste Problem in der beabsichtigten 
Nenbildung des Strafrechts“ — ist, ob der Gesctzgeber zu allgemeinen ge- 
setzlichen Strafzumessungsgründen aufsteigen soll unter möglichster Re- 
duktion der Tatbestände auf die einfachen Begriffe, also unter Vermeidung 
der qualifizierten und privilegierten Fälle, oder ob er bei diesen haften 
bleiben soll. Wach beantwortet sie — mit dem Vorbehalt von Sonder- 
vorschriften bei einzelnen Tatbeständen — im Einklang mit seiner Befür- 
wortung größerer Verallgemeinerung der Tatbestände im Sinne der 
ersteren Alternative, wobei er ebenso wie Rosenfeld”") nach dem 
Muster Englands und des Schweizer Entwurfs warm für eine freiere Aus- 
gestaltung des richterlichen Strafmilderungs- und Befreiungsrechts plä- 
diert,”®) die unbestimmte Verurteilung aber als „Verwaltungsjustiz“ ablehnt. 
Wachs Ansichten über die Behandlung der Jugendlichen und den be- 
dingten Straierlaß decken sich im wesentlichen mit denen v. Lilien- 
thalsundv.Liszts, welchletzterer ebenso wie er in der Schutzfürsorge 


En 2) Von Schmoller wird es abgelehnt; vgl. Bericht VI, Jahre. 55, S. 294 u. 
"EX 391. 

28) Jedenfalls tritt Wach für eine Zusammenfassung von Diebstahl und 
Unterschlaxung im Gegensatz zu der auch vom Referenten (s. Bericht VI, Jahrg. 55, 
S. 295) nicht gebilligsten Ergebnissen Harburger’ und für eine Zusammen- 
fassung von Erpressung, Raub und Betrug ein. 

22) Vgl. Bericht VHL 

30) Vol, V. $S 5I Íi. 
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das Hauptelemennt des bedingten Strafaufschubs erblickt; für die Lehre von 
der Konkurrenz der Verbrechen gelangt der Verf. im ganzen zu denselben 
Ergebnissen wie Merkel: „Jeder Gedanke an mathematisch oder mecha- 
nisch bestimmte Konkurrenzwirkung muß von der Hand gewiesen 
werden.“ 

Die Erörterung des räumlichen Herrschaftsgebiets 
des Strafgesetzes führt Mendelssohn-Bartholdy zu der 
Forderung, dieses Herrschaftsgebiet, das sich der absolut-abstrakten Re- 
gelung entzieht und nur zu einem gegebenen StGB. mit bestimmten In- 
halt gefunden werden kann, unabhängig vom Auslieferungsrecht gesetz- 
lich festzulegen, welch letzteres von der Praxis (Verträge) in Anpassung 
an Verhältnisse, die mit dem Recht nichts zu tun haben, geschaffen ist. 
Das internationale Strafrecht, das für die gleichmäßige Ausübung der 
Jurisdiktion gegenüber In- und Ausländern Bürgschaften gewähren muß . 
und im letzten Grund dem Delinquenten selbst eine klare und feste Be- 
stimmung des Geltungsbereichs- der Strafgesetze schuldig ist, darf nicht 
unter den politischen Gesichtspunkt der Auslieferung gerückt werden. 
Im Anschluß an die materiellrechtlichen Bestimmungen über das inter- 
nationale Strafrecht erklärt der Verf. eine reichsgesetzliche Regelung der 
Auslieferung und die Schaffung von eigenen Auslieferungsgerichten, denen 
auch die Ausweisung wegen strafbarer Handlungen zu unterstellen, für 
geboten. Das einzige geschichtlich fundierte Prinzip des internationalen 
Strafrechts, das ein Gegengewicht für die an sich formell überall aner- 
kannte Kompetenz — Kompetenz des Strafgesetzgebers enthält, ist 
nach Ansicht des Verf. das Territorialitätsprinzip, das im 
Allgemeinen Teil des neuen StGB. demgemäß als Regel aufzustellen wäre: 
das Strafgesetz erstreckt seine Herrschaft auf alle im Gebiet des Deutschen 
Reichs, ob nun von In- oder Ausländer begangenen, von ihm für strafbar 
erklärten Handlungen. Unbedenklich ist Mendelssohn-Bartholdy 
darin zuzustimmen, daß an die Annahme des Prinzips der Universalität, der 
Weltstrafiustiz, die das Deutsche Reich in die Lage setzen würde, eine in 
irgend einem Staat von irgend einer Person begangene Straftat nach 
deutschem oder dem in Frage kommenden ausländischen Strafrecht vor 
sein Forum zu ziehen, nicht zu denken ist; die Zeiten des Weltstrafrechts 
sind noch nicht gekommen. Auch die bei gewissen Sittlichkeitsdelikten, 
bei denen die Sittlichkeit des Täters selbst gefährdet ist, allenfalls zu 
rechtfertigende Personalität des Strafgesetzes, die dem inländischen Staat 
eine Strafgewalt über alle irgendwo von seinen Staatsangehörigen ver- 
übten Straftaten verleiht, verwirft der Verf. Dieses Prinzip hat man 
praktisch zu rechtfertigen versucht durch den Hinweis auf Mißbräuche des 
Asylrechts für die Staatsangehörigen des Zufluchtsstaats. Dieser Versuch 
wird von M. als widerspruchsvoll bezeichnet, insofern er die Bestimmung 
des zur strafrechtlichen Qualifikation einer Handlung zuständigen Gesetzes 
vom Recht der Auslieferung abhängig macht. Neben dem Territorialitäts- 
prinzip gönnt der Verf. aber bei einer Reihe von Delikten, z. B. Hoch- 
verrat, Verbrechen und Vergehen in Beziehung auf die Ausübung staats- 
bürgerlicher Rechte, Widerstand gegen Amtshandlungen, Amtsanmaßung, 
Meineid, Bankerott, dem Realprinzip Raum, das sich vom Universalitäts- 
prinzip dadurch unterscheidet, daß es auf die im inländischen Strafeesetz 
geschützten Rechtsgüter beschränkt ist. Prozessual will der Verf. d. l. f. 
die Fälle der territorialen Regelkompetenz im Gegensatz zum geltenden 
Recht gleich behandelt wissen den Fällen einer ausnahmsweise zuge- 
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lassenen exterritorialen Zuständigkeit des inländischen Strafrechts: bleibe 
künftig das Legalitätsprinzip erhalten, habe es auch für diese jetzt vom 
Opportunitätsprinzip beherrschten Ausnahmefälle zu gelten. Die Unab- 
hängigkeit des materiellen internationalen Strafrechts von der Aus- 
lieferungsmöglichkeit würde nach dem Vorschlag des Verf. auch eine ein- 
fache Erledigung der Frage der Berücksichtigung fremder Strafverfolgungen 
mit sich bringen, indem eine solche Berücksichtigung nirgends obligatorisch 
und an feste Berechnungsregeln gebunden sein würde, Urteil (Frei- 
sprechung), Straferlaß, Begnadigung des Auslands überhaupt einflußlos 
wären und der inländische Richter nur die Befugnis erhielte, die im Ausland 
wegen derselben Handlung schon verbüßte Strafe bei der Strafzumessung 
in Rechnung zu stellen. 

Die Vorschläge Träger’s zur Materie der zeitlichen Herr- 
* schaft des Strafgesetzes laufen auf eine tiefgreifende Umge- 
staltung und zugleich auf erhebliche Vermehrung der bisherigen kurzen 
Vorschriften des $ 2 StGB. hinaus. Für ergänzungsbedürftig erachtet der 
Verf. den $ 2 im Hinblick auf die mit dem Mangel besonderer gesetzlicher 
Regelung dieser Materie nach dem Inkrafttreten des Norddeutschen 
Bundesstrafgesetzbuches gemachten trüben Erfahrungen zunächst nach der 
Richtung, daß Bestimmungen über die Voraussetzungen der Klageerhebung 
aufzunehmen. Und zwar sollen an sich die bezüglichen Voraussetzungen 
des neuen Gesetzes auch auf die Straftaten aus früherer Zeit Anwendung 
tinden. Ist jedoch die öffentliche Klage rechtsgültig erhoben, so soll es 
ohne Einfluß auf die Fortsetzung des Verfahrens sein, wenn das inzwischen 
in Kraft getretene neue Gesetz andere Voraussetzungen (Antrag, Er- 
mächtigung) zur Klageerhebung fordert oder den Weg der Privatklage 
vorschreibt. Hat das neue Gesetz aus dem früheren Offizialdelikt ein 
Antragsdelikt gemacht, so sei die Antragsfrist auch in diesem Falle von der 
Kenntnis der Tat und des Täters zu berechnen, mit der Maßgabe, daß eine 
vor dem Inkrafttreten des neuen Gesetzes erfolgte Anzeige des nach 
neuem Gesetze zum Antrage Berechtigten die Stelle des Antrags vertritt, 
beim Fehlen einer solchen Anzeige aber der Antragsberechtigte von der 
Verfolgungsbehörde zu einer binnen einer Frist (von 30 Tagen) abzu- 
gcbenden Erklärung aufzufordern, ob er die Verfolgung beantrage, 
widrigenfalls das Verfahren eingestellt werde. Nicht minder notwendig 
sind nach Traegers Ansicht Vorschriften, welche die Rückwirkung 
des neuen Strafgesetzes auch auf rechtskräftig entschiedene 
Sachen anordnen, insofern das neue Gesetz die frühere Strafdrohung 
wesentlich gemildert oder gar für bestimmte Verbrechen die Strafe gänz- 
lich beseitigt hat — ein Gebot der Gerechtigkeit und Menschlichkeit, das, 
wie der Verf. sagt, nicht mehr so gänzlich unbeachtet bleiben darf, wie 
es in den meisten Gesetzgebungen der Kulturstaaten und namentlich auch 
im RStGB. geblieben ist. Des Verf. Vorschläge gehen dahin: die Strafe und 
alle sonstigen Wirkungen des Strafurteils entfallen, wenn eine bisher mit 
Strafe bedrohte Handlung infolge eines neuen Gesetzes aufhört, strafbar 
zu sein; die Bestimmungen des neuen Gesetzes hinsichtlich der Ehren- 
strafen, der Unfähigkeit zum Dienst im Heer und in der Marine, zur Be- 
kleidung öffentlicher Ämter, zur Ausübung eines Berufs oder "Gewerbes 
sowie die Bestimmungen über die Polizeiaufsicht finden auf frühere Ver- 
urteilungen Anwendung, sofern sie für den Verurteilten günstiger sind. Im 
einzelnen ist eine vor Inkrafttreten des neuen StGB. erkannte Todesstrafe 
umzuwandeln in eine Freiheitsstrafe, das Maß einer früher erkannten 


Vergleichende Darstellung des deutschen u. ausländischen Strafrechts. 167 


Freiheitsstrafe oder Geldstrafe soweit herabzusetzen, als es das im neuen 
Gesetz festgesetzte Höchstmaß überschreitet. Ferner tritt Umwandlung 
der Freiheitsstrafe in Geldstrafe ein, wenn das neue Gesetz für eine Hand- 
lung der Art der abgeurteilten ausschließlich Geldstrafe vorsieht. Die 
Umwandlung kann eintreten, wenn Geldstrafe wahlweise mit Freiheits- 
strafe angedroht ist. Aufhebung, Änderung oder Umwandlung der rechts- 
kräftig erkannten Strafen in den vorgedachten Fällen soll auf Antrag der 
Staatsanwaltschaft oder des Verurteilten durch Beschluß oder, falls Er- 
neuerung der Hauptverhandlung erforderlich erscheint, durch Urteil des 
erkennenden Gerichts erfolgen und zwar unanfechtbar. 

Was die noch nicht abgeurteilten Straftaten aus früherer 
Zeit betrifft, so will Traeger den $ 2 StGB. nach dem Vorbilde des 
neuen russischen StGB. dahin abändern, daß den neuen Strafsatzungen 
auch insoweit rückwirkende Kraft beigelegt wird, als sie strenger als die 
zur Zeit der Begehung der Tat geltenden sind. Hiergegen hat man von 
jeher geltend gemacht, der Täter habe zur Zeit der Begehung seiner Hand- 
lung das eine’ schwerere Strafe androhende neue Gesetz nicht kennen 
können; seine Rechtssicherheit und Freiheit würde demnach in unzu- 
lässiger und ungerechter Weise gefährdet, wenn ihn die strengere nicht 
voraussehbare Strafe des neuen Gesetzes statt der milderen, vielleicht in 
Rechnung gezogenen Strafe des alten Gesetzes treffen könnte. Mit Recht 
bekämpft Traeger diese Argumentation mit dem Hinweis darauf, daß 
die Verurteilung eines Verbrechers auf Grund eines bestimmten Gesetzes 
überhaupt nicht davon abhängt, daß er bei Begehung der Tat dieses be- 
stimmte Strafgesetz, zumal Art und Höhe der angedroliten Strafe, hat 
kennen können. Nichts steht z. B. der Bestrafung wegen schweren Dieb- . 
stahls entgegen, wenn der Täter seine Handlung, die vielleicht erst vom 
Richter dritter Instanz zutreffend als dieses Verbrechen charakterisiert 
wird, für einen bloßen Mundraub in Übereinstimmung mit den beiden 
unteren Instanzen gehalten hat. Und kriminalpolitisch hebt Traeger 
hervor, es gebe keinen sichereren Beweis dafür, daß die beabsichtigte Er- 
höhung eines Strafrahmens für ein bestimmtes Verbrechen gerecht ist, als 
wenn wir das neue strengere Gesetz auch in seiner Anwendung auf früher 
begangene Verbrechen gerecht finden müssen. Überdies ist es, wie auch 
von den Motiven des russischen StGB. hervorgehoben wird, unter dem 
Gesichtspunkt der Verschiedenheit und Unvergleichbarkeit der Strafen 
des alten und neuen Gesetzes praktisch schwierig, ja kaum durchführbar, 
die strengeren Strafsatzungen des neuen Gesetzes von der Rückwirkung 
auszuschließen. Jedenfalls will der Verf. die Vorschriften des neuen Ge- 
setzes über die Veriährung auch dann für anwendbar erklärt wissen, wenn 
sie für den Gesetzesübertreter ungünstiger als die des alten Gesetzes sind. 
Für den Fall der Beibehaltung des Grundsatzes des $ 2 von der Nicht- 
rückwirkung der strengeren Strafsatzungen ™) hält Traezer nach dem 
Muster des niederländischen Einführungsgesetzes eingehende Vor- 
schriften, die das Verhältnis der früheren zu den neuen Strafarten be- 
stimmen, für unbedingt erforderlich. 

Gegen die Rückwirkung auch der strengeren Strafbestimmungen auf 
die noch nicht abgeurtcilten Straftaten wird sich Triftiges nicht einwenden 
lassen. Die Konsequenz scheint uns aber noch mehr zu verlangen, näm- 
lich eine der von Traeger für die bereits rechtskräftig entschiedenen 
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Verurteilungen angeregten Strafmilderung entsprechende Umwandlung der 
unter der Herrschaft des alten Gesetzes rechtskräftig erkannten und erst 
unter der Geltung des neuen Gesetzes zur Vollstreckung kommenden mil- 
deren Strafe in eine vom neuen Gesetz für eine Handlung von der Art der 
abgeurteilten angedrohte strengere Strafe. — 


Der Überblick über den gewaltigen Stoff der 9 Bände des Besonderen 
und der 6 Bände des Allgemeinen Teils wird erleichtert durch das einen 
besonderen Band füllende Register, bearbeitet von Rechtsanwalt 
Dr. O. Netter. Der Registerband besteht aus einem Inhaltsverzeichnis 
sämtlicher Bände, anfangend mit dem Allgemeinen Teil, einem Gesetzes- 
(Quellen-JRegister und einem alphabetischen Register. In letzterem sind 
die Bestimmungen des ausländischen Strafrechts im allgemeinen nur unter 
dem Namen des betreffenden Landes aufgenommen; die sachlichen Stich- 
worte enthalten nur Zitate auf Grund des deutschen Strafrechts sowie die- 
jenigen Materien, die zwar im ausländischen Recht behandelt, aber von 
besonderer grundlegender oder aktueller Bedeutung sind. — 


Wir sind am Ende unserer Wanderung angelangt. Sie hat uns geführt 
oft weit, großzügig, gerade angelegte und aufwärts führende, oft auch ver- 
schlungene, vom Unkraut des Doktrinarismus überwucherte und vom 
praktischen Ziele abführende Wege. 

Noch niemals hat wohl ein Strafgesetzgeber die Bausteine zum Auf- 
bau des neuen Gebäudes in solcher Fülle und in so gründlicher Bearbeitung 
vorgefunden als der Schöpfer des neuen Deutschen StGB., das berufen 
ist, der von deutscher Gründlichkeit und deutschem Idealismus geschaffene 
Niederschlag einer gereiften Kulturanschauung auf dem Gebiete des 
Kriminalrechts zu werden, milde und ökonomisch-weise, willens- 
stark und realpolitisch zugleich. Noch niemals war aber auch für den 
deutschen Strafgesetzgeber die Aufgabe so sclıwierig, einen einheitlichen 
organisch-festen Bau des Strafrechts zu errichten, zumal wenn in ihm 
der Gedanke lebendig ist — ein Gedanke, der ihm hinwiederum auch 
einen gewaltigen Impuls zu geben imstande ist —, daß die in erster Linie 
nationale Aufgabe, wie wir einleitend aus dem Vorwort des großen rechts- 
vergleichenden Werks referierten, in gewissem Sinn zugleich eine inter- 
nationale ist, wenn er sich bewußt bleibt, daß die Entwicklung des 
deutschen Strafrechts im Fluß der allgemeinen Rechtsentwicklung steht. 
Die Stärkung dieser Erkenntnis ist jedenfalls der unverlierbare Gewinn 
der im ganzen betrachteten „Rechtsvergleichenden Darstellunz des 
deutschen und ausländischen Strafrechts“. 
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Aus der Praxis. 


A. Entscheidungen der Strafsenate des Reichsgerichts. 


Mitgeteilt von Oberreichsanwalt Dr. Zweigert, Leipzig. 


SIGB. $ 181. Die Pflicht des Ehemannes, der Unzucht seiner Ehefrau enl- 
gegenzulrelen, nöligl ihn, falls ibm nach dieser Richtung nicht geeignete Machtmillel 
zu Gebole stehen, nicht, auf den Willen der Mannsperson, welche mil der Ehefrau 
Unzuchl zu Treiben babsichtigl, bei vorhandener Gelegenheit eine, vielleicht erfolg- 
reiche, Einwirkung zu unternehmen. 

ll. StrS. U. v. 21. März 1910 g. T. 3 D 47/10. 

Aus den Gründen: Nach den Feststellungen des Urteils trat Zeuge J. 
an den Angeklagten mit der Äußerung heran, er (J.) wolle eine Scheidung seiner 
Ehe möglich machen, er habe schon vor 20 Jahren mit des Angeklagten Ehefrau 
geschlechtlich verkehrt, diese würde sich auch jetzt noch mit ihm einlassen, er 
könne dem Angeklagten dann eine Frau mit 5000 Taler Vermögen anschaffen. 
Angeklagter zweifelte daran, daß dem J. seine Absicht gelingen würde, rechnete 
aber mit der Möglichkeit, daß es zu einem Geschlechtsverkehre zwischen J. und 
seiner Frau kommen könne, begleitete J. zur Wohnung seiner Frau, wartete, bis 
J. wieder herauskam und fragte ihn, wie es abgelaufen sei. J. hat mit der Frau 
den Beischlaf vollzogen. 

Die Strafkammer verneint auf Grund dieses Tatbestandes mit Recht, daß 
Angeklagter der Unzucht seiner Frau mit J. durch Vermittlung oder Gewährung 
von Gelegenheit oder auch durch Verschaffung von Gelegenheit in der Form 
aktiven Tätigwerdens Vorschub geleistet habe. Sie prüft weiter die Frage, ob 
er etwa durch pflichtwidriges Unterlassen günstigere Bedingungen für die Aus- 
übung der Unzucht seiner Ehefrau geschaffen habe und verneint auch diese Frage 
in der Erwägung, daß Angeklagter, selbst wenn man annehmen wollte, er sei 
mit Rücksicht darauf, daß er von seiner Ehefrau getrennt lebte und alle Be- 
ziehungen mit ihr abgebrochen hatte, trotzdem rechtlich verpflichtet gewesen, 
deren Unzucht zu hindern, tatsächlich zu solcher Hinderung nicht in der Lage 
wewesen sei. Daß er nicht in der Lage war, wird daraus hergeleitet, daB die 
Ehefrau eine eigene Wohnung von ihrem eigenen Gelde gemietet hatte, daB dem 
Angeklagten über diese Wohnung keinerlei Verfügung zustand, er von seiner 
Ehefrau aus dieser Wohnung schon einmal ausdrücklich hinausgewiesen war, 
daß er die Beziehungen zu seiner Frau vollständig abgebrochen hatte. Diese Fest- 
stellungen werden von der Staatsanwaltschaft ohne Grund als ungenügend an- 
gegriffen. 

Wenn In er Revision geltend gemacht wird, nach den Urteilsgründen sei 
anzunehmen, J. habe nur mit Rücksicht auf das Einverständnis des Angeklagten 
gehandelt und würde sich durch dessen Widerstand von seinem Vorhaben haben 
abhalten lassen, so wird hiermit ein neuer tatsächlicher Gesichtspunkt in das 
Urteil hineingetragen; die Strafkammer hat diesen Schluß nicht gezogen und 
war nach der Sachlage nicht veranlaßt, ihn zu ziehen. Aber selbst angenommen, 
die Unterstellung der Revision wäre richtig, so hat doch Angeklagter der Un- 
zucht des J. mit seiner Ehefrau durch dessen Nichtzurückhalten nicht objektiv 
günstigere Bedingungen durch Gewährung von Gelegenheit geschaffen. Es könnte 
nur ein Unterlassen in Frage kommen. Dieses steht dem Vorschubleisten durch 
positives Tun nur gleich, wenn der Angeklarte rechtlich verpflichtet und tat- 
sächlich in der Lage ist, die Unzucht zu verhindern und trotzdem dies wissent- 
lich unterläßt. Die rechtliche Verpflichtung, der Unzucht seiner Ehefrau ent- 
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gegenzutreten, bestand für den Angeklagten und zwar ohne Rücksicht auf die 
nur tatsächlich, nicht rechtlich aufgehobene eheliche Gemeinschaft (88 1354, 1575. 
1586 BGB.). Die Strafkammer hat aber, wie schon oben erwähnt, unter Anfüh 
rung der vorliegenden besonderen Umstände festgestellt, daß dem Angeklagten 
die Geltendmachung seiner ehelichen Rechte und Pflichten tatsächlich nicht mög- 
lich war. Den ihm fremden J. von der beabsichtigten Unzucht fernzuhalten, war 
er rechtlich nicht verpflichtet, auch dann nicht, wenn die Unzucht mit seineı 
Ehefrau getrieben werden sollte, und er hatte nach dieser Richtung auch keine 
Machtmittel. 

Daß er auf J. irgendwie auch nur intellektuell eingewirkt hat, Entsch. 8 
236; Rechtspr. 10 133, oder daß er dessen Bereitwilligkeit zur Unzucht durch ir- 
gend eine getroffene Veranstaltung hervorgerufen oder befördert hat, Entsch. 30 
324, ist nicht festgestellt; letzteres ist insbesondere in dem bloßen Begleiten des 
J. zu der diesem bekannten eigenen Wohnung der Ehefrau nicht gefunden. 

Die nn war daher enstprechend dem Antrage des Oberreichsanwalts 
zu verwerfen. 


KonkOrd. § 240 Nr. 3. Der Talbestand des Verheimlichens, Vernichlens 
und der unordenllicben Führung der Handelsbücher erfordert, daß letztere in ihrer 
Gesamtheit verbeimlicht, vernichlel oder unordentlich geführt sind. Die y ernichlung 
eines einzelnen Handelsbuchs kann daher nur für die Annahme einer unordent- 
lichen Buchführung Bedeulung haben.*) 

Ill. StrS. U. v. 21. März 1910 g. W. 3 D 109/1910. 

Gründe: Die Anwendung des $ 240 Nr. 3 KO. gibt zu einem recht- 
lichen Bedenken Anlaß. Bei den in diese Vorschrift zusammengefaßten Tatbe- 
ständen sind es die den Inbegriff der kaufmännischen Buchführung darstellenden 
Handelsbücher in ihrer Gesamtheit, die den Gegenstand der unter Strafe ge- 
stellten Handlungen bilden. Wie die Unterlassung der Buchführung nur dann 
Platz greift, wenn Handelsbücher überhaupt nicht geführt sind, so verwirklicht 
sich auch der Tatbestand des Verheimlichens, Vernichtens und der unordentlichen 
Führung der Handelsbücher nur, wenn die Bücher in ihrer Gesamtheit ver- 
heimlicht, vernichtet oder unorJentlich geführt sind. Die Vernichtung eines 
einzelnen von mehreren Handelsbüchern kann daher, wie übrigens das Reichs- 
gericht bereits ausgesprochen hat, den Tatbestand des Vernichtens der Handels- 
bücher im Sinne jener Vorschrift nicht begründen, und die Feststellung des Ur- 
teils, daB der Angeklagte ein Handelsbuch, nämlich das Kassabuch vernichtet 
hat, die Anwendung des $ 240 Nr. 3 KO. für sich allein nicht rechtfertigen. Sie 
kann aber Bedeutung gewinnen für die Beantwortung der Frage, ob das Merkmal 
der unordentlichen Buchführung erfüllt ist, insofern durch das Fehlen des einen 
Buchs den übrigen in ihrem Jückenhaften Zustande die Fähigkeit entzogen sein 
kann, den Anforderungen einer ordentlichen Buchführung zu genügen und eine 
Übersicht des Vermögensstandes zu gewähren. Von diesem Gesichtspunkt aus 
ist der Sachverhalt im angefochtenen Urteil nicht geprüft. ! Das Urteil stellt sich 


— m 


*, Anm. Die Annahme, daß die Vernichtung oder Verheimlichung eines 
einzelnen Handelsbuchs noch nicht den Tatbestand des $ 240 Nr. 3 
(oder 239 Nr. 4) KO. erbringen könne. ist von dem RG. bereits ausgesprochen 
in dem Urteil IV v. 6. Juni 1894 g. L. D 2087 94 Jur.W Schr. 94 S. 502, kann aber 
nicht für zutreffend erachtet werden. da für die Strafbarkeit der Vernichtung 
und Verheimlichune nicht vorausgesetzt wird, daß dadurch eine Übersicht des 
Vermögenszustandes unmöglich gemacht w erde, letzteres vielmehr nur bei der 
Veränderung und unordentlichen Führung.der Bücher als Erfordernis hingestellt 
wird. Daraus folgt, daß für die Vernichtung und Verheimlichung die Bücher in 
ihrer Gesamtheit überhaupt nicht in Betracht kommen. so daß nicht zu ersehen 
ist, weshalb nicht schon die Vernichtung oder Verheimlichung auch nur eines 
Buches strafbar sein soll. Zweigert. 


p 
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in Gegensatz zum Eröffnungsbeschluß, der auf der Annahme der unordentlichen 
Buchführung beruht, indem es wegen des Fehlens des Kassabuchs diesen Tat- 
bestand für nicht nachweisbar erachtet. Es konnte und mußte aber in eine 
Prüfung der Frage eingetreten werden, ob die Bücher, wie sie zur Zeit der Kon- 
kurseröffnung vorhanden waren, als ein Ganzes betrachtet, für sich noch eine 
Übersicht des Vermögensstandes zu gewähren vermochten, oder diese Eigen- 
schaft nicht hatten, sei es wegen des Fehlens des Kassabuchs, sei es aus sonstigen, 
in der Beschaffenheit der vorhandenen Bücher liegenden Gründen. Von dem 
Ergebnis dieser nachzuholenden Prüfung wird es abhängen, ob nach Ausscheiden 
des Merkmals des Vernichtens der Handelsbücher die Anwendung des $ 240 Nr. 3 
KO. unter dem Gesichtspunkte der unordentlichen Buchführung aufrecht 
zu erhalten ist. 

Aus diesem Grunde war das Urteil aufzuheben, da eine Beeinflussung des 
Strafmaßes durch die Heranziehung des $ 240 Nr. 3 KO. nicht ausgeschlossen 
ist, und zwar, wenngleich die Anwendung des $ 240 Nr. 4 das. keinem Bedenken 
le wegen des einheitlichen Zusammentreffens beider Delikte im ganzen 

Imfange 


SIGB. $ 267. Gebrauchmachen zum Zwecke der Täuschung liegt auch vor, 
wenn die gefälschle Urkunde vom Angeklagten seinem eigenen Gesellschafler vor- 
gelegt wird, um ihn durch die Täuschung zu einem Handeln namens der gemein 
schaftlichen Firma zu bestimmen. 

I. Str$S. U. v. 7. April 1910 g. T. 4 D 161/1910. 

Ausden Gründen: Nach den Urteilsgründen hat der Angeklagte die 
beiden von ihm verfälschten Bestellscheine an seinen Gesellschafter H. einge- 
sandt, um diesen, der mit der kaufmännischen Leitung des gemeinschaftlichen 
Geschäfts betraut war, zu bestimmen, die übermittelten Aufträge so auszuführen, 
wie sie nach Inhalt der verfälschten Urkunden lauteten. Die Bestellscheine 
sollten sonach dem Gesellschafter, der sie namens der Firma in Empfang nahnı, 
als urkundliche Beweismittel über Inhalt und Umfang der von dem Angeklagten 
übermittelten Kundenaufträge dienen. Danach ist die Annahme, der Angeklagte 
habe von den verfälschten Urkunden zum Zwecke einer Täuschung Gebrauch 
gemacht, nicht zu beanstanden. 

In der Revisionsschrift wird dem Umstand zu Unrecht Bedeutung beige- 
messen, daß die erfolgreich unternommene Täuschung gegenüber dem Gesell- 
schafter des Angeklagten erfolgte und daß dieser dadurch bestimmt werden 
sollte, für die Firma, deren Teilhaber der Angeklagte war, mit Wirkung für 
das Gesellschaftsvermögen und sonach auch für den Angeklagten in Gestalt der 
Lieferung unbestellter Warenmengen geschäftliche Maßnahmen von rechtlicher 
Erheblichkeit zu treffen. Durch die Vorlage der Bestellscheine auch an den Ge- 
sellschafter sind die verfälschten Urkunden von dem Angeklagten einerdritten 
Person gegenüber gebraucht worden, und zwar, wie die Urteilsgründe ergeben, 
um im Rechtsleben Beweis gerade für dasjenige Rechtsverhältnis zu er- 
bringen, das sie nach ihrem gedanklichen Inhalt zu erweisen bestimmt waren. 
Die Beziehungen der Gesellschafter zueinander sind rechtlicher Art; ver- 
tragswidrige Mehrlieferungen, die ein Gesellschafter ausgeführt wissen will, kann 
ein anderer Gesellschafter untersagen und verhindern. Der Gesellschafter des 
Angeklagten war sonach nicht verpflichtet, die von dem Angeklagten unbefugt 
aufgegebenen Mehrbestellungen auszuführen. Deshalb konnte eine Täuschung 
dieses Gesellschafters über den Umfang der tatsächlich erfolgten Bestellung 
sehr wohl die Folge haben. die das Urteil als in der Absicht des Angeklagten 
gelegen ansieht, daß nämlich die Mehrlieferung ausgeführt wurde, während sie 
bei Kenntnis des wahren Sachverhalts unterblieben wäre. Daher ist die An- 
nahme, die Urkunden seien im Rechtsleben rechtswidrig zu Beweiszwecken ge- 
braucht worden, zutreffend. 

Daß die verfälschten Urkunden nicht gerade den dadurch verpflichteten 
Personen gegenüber gebraucht sein müssen. ist in feststehender Rechtsprechung 
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anerkannt; es war daher zur Vollendung des Verbrechens nicht nötig, daß der 
Angeklagte, sei es selbst, sei es durch Vermittlung des getäuschten Gesellschafters, 
die Urkunden den Bestellern gegenüber zum Nachweis der angeblich auf- 
as erfolgten Lieferung verwendete, so wie er es gegebenenfalls tun 
wollte. 

Selbstverständlich ist es für die Strafbarkeit des Gebrauchs der Urkunden 
gegenüber dem Gesellschafter H. gleichgültig, daß der Angeklagte diesen über 
die Höhe der Aufträge auch ohne Benutzung der verfälschten Bestellscheine 
durch einfache Mitteilung hätte täuschen können. 


SIGB. $ 223. BGB. $$ 1356, 1601. Körperverlelzung seitens der ange- 
klaglen Eheleute durch Verabreichung mangelhafter und unzureichender Nahrung 
seitens der Ehefrau an ihren im Haushalt lebenden Schwiegervater. 

IV. StrS. U. v. 8. April 1910 g. Eheleute P. 4 D 184/1910. 

Aus den Gründen: Das vom Verteidiger in der Rechtfertigungs- 
schrift Vorgebrachte vermag den Rechtsmitteln der Angeklagten nicht Erfolg 
zu verschaffen ..... Nach dem Inhalte der Urteilsgründe ist für erwiesen er- 
achtet, daß die Angeklagten innerhalb des letzten Jahres vor dem 6. Oktober 
1909 dem in ihren Haushalt aufgenommenen, durch Alter und Krankheit ge- 
schwächten Vater des angeklagten Ehemanns fortgesetzt nicht ausreichende und 
überdies nicht in einwandfreiem Zustande befindliche Nahrung, — nur Kar- 
toffeln und Leinöl — gewährt und ihn in Schmutz und Ungeziefer haben ver- 
kommen lassen. Durch die Verabreichung dieser unzureichenden und mangel- 
haften Kost, die, wie an anderer Stelle gesagt ist, dicht an das Verhungernlassen 
gegrenzt hat, ist die infolge des Alters und eines Beinleidens vorhandene Unter- 
ernährung gesteigert und der Vater des P. an der Gesundheit beschädigt worden. 

Die Annahme der Strafkammer, daß in dem Verhalten beider Angeklagten 
die Verletzung einer jedem von ihnen obliegenden rechtlichen Verpflichtung zum 
Handeln enthalten sei, ist nicht zu beanstanden. Es kann dahingestellt bleiben, 
ob diese für die in Gütergemeinschaft lebenden Ehegatten nicht schon dadurch 
begründet wurde, daß der Ehemann gegen Gewährung des Betrages von 2400 ft ., 
wenn auch nur mündlich, seinem Vater zugesichert hatte, ihın und bezw. seiner 
Mutter bis an ihr Ende Wohnung und Nahrungzugewähren. Für den ange- 
klagten Ehemann konnte eine solche rechtliche Verpflichtung jedenfalls darin 
gefunden werden, daß er nach $ 1601 BGB. zur Gewährung des Unterhalts in 
dem nach $ 1610 Abs. 2 ebenda geregelten Umfange an seinen bedürftigen und 
erwerbsunfähigen Vater verpflichtet war, zumal er ihn vorbehaltlos in seine 
häusliche Gemeinschaft aufgenommen hatte. Aber auch die rechtliche Ver- 
pflichtung der Ehefrau zur Verabreichung geeigneter Nahrung und Verpflegung 
des alten Schwierrervaters ist ohne Bedenken daraus hergeleitet worden, daß ihr 
nach $ 1356 BGB. die Leitung des Hauswesens ihres Ehemannes und damit auch 
die an sich diesem obliegende Versorgung des in die häusliche Gemeinschaft aut- 
ne Vaters nach Maßgabe der vorhandenen Vermögensverhältnisse 
zufiel. 

Daß aber die Angeklagten nach ihrer Vermögenslage imstande gewesen 
sind, dem Vater P. geeirnetere Kost, namentlich Brot, warmen Kaffee oder eine 
Suppe, zu gewähren, und selbst keineswegs auf Pellkartoffeln und Leinöl als 
einzige Nahrung für sich und ihre Kinder sich beschränkt haben, ist im Ur- 
teil ausreichend festrestellt..... 

Da auch sonst die Prüfung des Urteils einen Irrtum bei Anwendung des 
Gesetzes nicht erkennen läßt. insbesondere sowohl der subjektive Tatbestand 
als die Mittäterschaft beider Angeklagten ausreichend begründet ist, mußten die 
Revisionen als unbegründet, nach § 505 StPO. kostenpflichtig, verworfen werden. 


SIGB. §$ 73. 74. Nahrungsmiltelgeselz vom 14. Mai 1879 $ ro Nr. I und 2: 
Weingeselz v. 24. Mai 190182 Nr. 48 3 Abs.2, 8 13 Abs. INr.ı. Die Herstellung 
einerseils und das Feilballen oder der Verkauf derselben verfälschlen Ware 
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andrerseils stellen regelmäßig nur ein und dieselbe Handlung i. S. des § 73 SIGB. 
dar, mögen die Bestimmungen des Nahrungsmillelgesetzes oder die des Weingesetzes 
allein oder die beider Geseke vermischtl zur Anwendung kommen. 

I. StrS. U. v. 14. April 1910 g. D. 1 D 4136/1910. 

Gründe: Der Eröffnungsbeschluß nimmt unter Bezugnahme auf $ 74 
StGB. zweiselbständige Handlungen an, indem er dem Angeklagten 
einerseits ein Verfälschen von Wein durch Zusatz erheblicher Mengen von Zucker- 
wasser ohne die Absicht der Verbesserung und andererseits das Feilhalten und 
Jen Verkauf von Wein, den teils der Angeklagte selbst, teils sein früherer Ge- 
sellschafter P. überstreckt hatten, zur Last legt. Hinsichtlich des Verkaufs des 
von diesem verdünnten Weines erachtet das angefochtene Urteil den Angeklagten 
eines Vergehens nach $ 13 Abs. 1 Nr. 4 des Weingesetzes v. 24. Mai 1901 nicht 
für überführt. Im übrigen stellte es sich auf den gleichen Standpunkt, wie der 
Eröffnungsbeschluß, und erklärt den Angeklagten zw eier sachlich zusammen- 
treffender Vergehen gegen $ 10 Nr. 2 des Nahrungsmittelgesetzes v. 14. Mai 
1879, verübt durch die Überstreckung von Wein, und gegen $ 13 Abs. 1 Nr. 1, in 
Verbindung mit $ 2 Nr. 4, $ 3 Abs. 2 des Weingesetzes, begangen durch das Feil- 
halten und den Verkauf des so verfälschten Weines, für schuldig. Einheitliches 
fortgesetztes strafbares Handeln des Angeklagten sieht es nur insofern nachge- 
wiesen an, als der Angeklagte das Verfälschen wie nachher das Feilhalten und 
das Verkaufen je durch mehrere den gesetzlichen Tatbestand der einen oder der 
anderen der angeführten Gesetzesstellen erschöpfende unselbständige Einzel- 
handlungen betätigt. Der Revision kann insoweit nicht entgegengetreten werden, 
als sie sich über die Verletzung des $ 73 des StGB. durch Nichtanwendung be- 
schwert. Die rechtliche Möglichkeit besteht allerdings, daß die Vergehen, wegen 
derer der Angeklagte strafrechtlich verantwortlich gemacht wurde, sachlich zu- 
sammentreffen. Regelmäßig stellen jedoch die Herstellung und das Feil- 
halten oder der Verkauf derselben verfälschten Ware, den erforder- 
lichen einheitlichen Vorsatz vorausgesetzt, nur eine und dieselbe Handlung 
im Sinne des $ 73 StGB. dar, mögen die Bestimmungen des Nahrungsmittel- 
gesetzes oder die des Weingesetzes allein oder die beiden Gesetze vermischt 
zur Anwendung gelangen. Die Annahme von verschiedenen selbständigen Hand- 
lungen bedarf als Ausnahme der besonderen Begründung. Bezüglich des Ver- 
hältnisses der Nummer 1 und 2 des $ 10 des Nahrungsmittelgesetzes hat dies 
das Reichsgericht schon mehrfach ausgesprochen — Entsch. 11 355 (357), 25 101. 
Urt. des 5. Strafs. v. 8. Juni 1906 5 D. 175/06 Goltd. 53 289. Urt. des 3. Strafs. 
v. 4. März 1909 3 D. 1048/08 —. Dieselben Grundsätze müssen aber auch für 
die verschiedenen Verletzungen des Nahrungsmittelgesetzes und des Wein- 
gesetzes sowie des letzteren ausschließlich gelten. Im Urteil fehlt aber jeder An- 
halt, daß eine derartige Ausnahme hier vorliegen könnte. Aus den Gründen er- 
gibt sich jedenfalls so viel, daß der Angeklagte schon bei der Verfälschung des 
Weines, die er zu dem Zwecke der Täuschung im Handel und Verkehr vornahnı 
oder vornehmen ließ, das Feilhalten und Verkaufen des überstreckten Weines 
innerhalb des von ihm geleiteten Gewerbebetriebes in Aussicht genommen hat. 

Der hervorgehobene Mangel mußte zur Aufhebung des Urteils in seinem 
ganzen Umfang führen, soweit gegen den Angeklagten auf Strafe und Kosten 
erkannt ist. 


SIGB. § 359. Auch ein nur auf Grund eines gewerblichen Dienstverlrags an- 
venommener „Poslaushelfer“ kann nach Arl der ibm übertragenen und von ihm 
übernommenen poslalischen Geschäfte „Beamleneigenschaft" erlangen. 

Ill. Strs. U. v. 18. April 1910 g. S. 3 D 2/10. 

Aus den Gründen: Die Staatsanwaltschaft rügt mit Recht, daß die 
Strafkammer aus rechtlich unzutreffendem Grunde die Beamteneigenschaft des 
Angeklagten verneint hat. Die Erwägung des Urteils, daB der Angeklagte die 
von ihm als Postaushelfer wahrsenommenen öffentlich-rechtlichen Funktionen 
lediglich auf Grund eines gewerblichen Dienstvertrages, nicht aber einer An- 
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stellung im Staatsdienste ausgeübt hat, ist nicht geeignet, den Beamtenbegriff 
im Sinne des § 359 StGB. auszuschließen. Das hier aufgestellte Erfordernis der 
Anstellung, also der von zuständiger Stelle ausgehenden Berufung einer Person 
zur Wahrnehmung der dem Staatszwecke dienenden öffentlichen Verrichtungen 
kann auch, wenn es an einem ausdrücklichen Berufungsakte fehlt, aus den Um- 
ständen gefolgert werden, sofern sich daraus der Wille der Anstellungsbehörde 
mit zwingender Notwendigkeit ergibt, der betreffenden Person die von ihr tat- 
sächlich ausgeübten öffentlich-rechtlichen Funktionen, also solche Obliegenheiten, 
die ihrer Natur nach vermöge der Bestimmungen des öffentlichen Rechts nur 
durch einen Beamten wahrgenommen werden können, als Dienstverrichtung zu 
übertragen. Aus Umständen dieser Art kann auch, wenn die Berufung auf 
Grund eines privatrechtlichen Dienstvertrages erfolgt ist, auf den Willen der An- 
stellungsbehörde geschlossen werden, nur das innere Verhältnis als ein privat- 
rechtliches gelten zu lassen, und der Person nach außen hin amtliche Eigen- 
schaft zu verleihen (Entsch. 16 378, 35 325). Von diesen maßgebenden Gesichts- 
punkten aus ist der Sachverhalt einer Prüfung nicht unterzogen worden. „Aus- 
helfer‘‘, also Personen, die zur Deckung eines vorübergehenden Bedürfnisses, oder 
für nicht mehr als einen Tag wöchentlich beschäftigt werden (Allg. Dienst- 
anweisung für Post und Telegraphie Abschn. X 1. Abt. 2 8 68 Abs. 3), stehen zur 
Postverwaltung in einem privatrechtlichen Verhältnis (das. Anh. $ 345 und 
Abt. 4 Anl. 1). Die hieraus sich ergebende Rechtsfolge besteht darin, daß der 
Aushelfer die auf der Beamtengesetzgebung beruhenden wirtschaftlichen Ver- 
günstigungen nicht genießt, mangels Vereinbarung einer Kündigung jederzeit 
entlassen werden kann, und der Disziplinarbestrafung nicht unterliegt (das. 
Abt. 4 $ 110). Er kann indes zur Stellvertretung oder zur Aushilfe im Unter- 
beamtendienst verwendet werden (Abt. 2 Anh. $ 353). Aushelfer, die mit Post- 
sendungen oder Telegrammen Befassung haben, sind durch Handschlag zur Amts- 
verschwiegenheit, insbesondere zur Beachtung des Brief- und Telegraphen- 
geheininisses und zur treuen Erfüllung ihrer Obliegenheiten zu verpflichten 
(Abt.1 § 7 Abs. 4 und Abt. 2 Anh. $ 351 Abs. 2). Die Dienstverrichtungen des 
Aushelfers können sonach mechanischer Art sein, sie können aber auch in 
solchen Leistungen bestehen, die nur Ausfluß eines Öffentlichen Amts sein 
können. War dem Angeklagten die Bestellung von gewöhnlichen Briefsendungen 
und Briefen mit Zustellungsurkunde einschließlich der Aufnahme der Urkunden, 
von Einschreibebriefen, Geldbriefen, Postanweisungen mit den Beträgen und 
den sonstigen zum Bestelldienst gehörigen Verrichtungen übertragen, so würde 
es sich um Obliegenheiten handeln, die zur zweiten Gruppe zu rechnen sind. 
Auf dieser Grundlage ist zu prüfen, ob es dem Willen des hierfür zuständigen 
Organs der Postverwaltung entsprach, dem Angeklagten die Tätigkeit eines Post- 
beamten zu übertragen und ihm hierdurch nach außen hin amtliche Eigenschaft 
zu verleihen. Die Anwendung des $ 350 StGB. ist alsdann noch von dem fer- 
neren Nachweise abhängig, daß der Angeklagte sich seiner Beamteneigenschaft 
bewußt war. Dieses Erfordernis wird indes schon dann für erfüllt zu erachten 
sein, wenn er diejenigen Tatumstände gekannt hat. aus denen die rechtliche 
Folgerung seiner amtlichen Eigenschaft abgeleitet ist. 
Hiernach rechtfertigt sich die getroffene Entscheidung. 


SIGB. §§ 158, 163 Abs. 2. Der „Widerruf“ verlangt nicht die Angabe der 
richligen Tatsachen. Es genügt die Zurücknahme der falschen. 

V. StrSs. U. v. 19. April 1910 g. W. 5 D 57/10. 

Aus den Gründen: Was den vom Angeklagten am 7. Mai 1908 
geleisteten Offenbarungseid anlangt, so hat das Gericht angenommen, daß An- 
veklagter etwas unrichtiges beschworen und sich dabei einer Fahrlässigkeit 
schuldig gemacht habe. Der Vorderrichter ist aber zur Freisprechung gelangt. 
weil er in der an das Vollstreckungsgericht gerichteten Eingabe v. 9. Mai 1908 
einen Widerruf im Sinne des $ 163 Abs. 2 StGB. gefunden hat. Die hiergegen 
gerichtete Revision der Staatsanwaltschalt konnte keinen Erfolg haben. 
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Nach der bezeichneten Vorschrift tritt Straflosigkeit wegen eines fahr- 
lässig falsch abgeleisteten Eides ein, wenn der Täter seine falsche Aussage.... 
bei der Behörde, bei der er sie abgegeben hat, widerruft. Nun handelt es sich im 
vorliegenden Falle um die Leistung eines Offenbarungseides gemäß $ 807 ZPO. 
Die in Rede stehende eidliche ‚„Aussage‘‘ des Angeklagten war deshalb dahin- 
gegangen, daß er — bei Gelegenheit der Eidesleistung — nach bestem Wissen 
sein Vermögen so vollständig angegeben habe, als er dazu imstande gewesen 
sei. Da eine bestimmte Form für den Widerruf im Gesetz nicht vorge- 
schrieben ist, so muß jede Erklärung als genügend angesehen werden, durch die 
der Erklärende den Inhalt einer von ihm früher abgegebenen eidlichen Erklärung 
als unrichtig anerkennt. Dieses Anerkenntnis der Unrichtigkeit der früheren 
Aussage ist das allein wesentliche. Es braucht deshalb kein ausdrückliches zu 
sein, vielmehr reicht auch ein indirektes aus. (Entsch. 7 154; 24 259). Die Be- 
hauptung der Staatsanwaltschaft, ein Widerruf erfordere ferner, daß die Un- 
richtigkeit der eidlichen Erklärung vollständig beseitigt werde, kann als richtig 
nicht anerkannt werden. Unter einer vollständigen Beseitigung der Unrichtig- 
keit versteht die Staatsanwaltschaft nämlich, wie aus dem Zusammenhange der 
Revisionsbegründung hervorgeht, die Angabe der richtigen Tatsachen. Eine solche 
Richtigstellung der Aussage geht jedoch über den Begriff des Widerrufes hin- 
aus, dem keine den gewöhnlichen Sprachgebrauch überschreitende Bedeutung 
beizulegen ist. Eine behauptete Tatsache widerrufen ist gleichbedeutend mit 
„sie zurücknehmen“, für falsch erklären. Dieser Begriff enthält daher nur die 
eine Seite einer „Berichtigung“. Denn nur zu einer solchen gehört es, daß gleich- 
zeitig diejenigen Tatsachen angegeben werden, die an die Stelle der beseitigten 
treten sollen. Im vorliegenden Falle war deshalb ein dem Gesetze entsprechen- 
der Widerruf erfolgt, wenn der Angeklagte in der maßgebenden Eingabe, wenn 
' auch indirekt, anerkannte, daß er sein Vermögen bei der Eidesleistung 
nicht vollständig angegeben habe. Das aber hat das Gericht als erwiesen be- 
zeichnet. Dabei muß es sein Bewenden behalten, da die Auslegung einer Er- 
klärung dem Gebiete der Tatsachenwürdigung angehört und demnach der Nach- 
prüfung durch den Revisionsrichter entzogen ist. 

. Die Verwerfung der Revision der Staatsanwaltschaft war demnach in 
Übereinstimmung mit dem Antrage des Oberreichsanwaltes geboten. 


Sprengsloffgeselz v. 9. Juni 1884 8 9 Abs. 2. Preuß. Polizeiverordnung vom 
14. Seplember 1905 belr. den Verkehr mil Sprengstoffen (Min.-Bl. der Handels- und 
Gew.-Verw. S.282) $ 27. Die durch $ 27 der Polizeiverordnung vorgeschriebene 
Buchführung über die Verausgabung von Sprengstoffen im Betriebe enthält eine An- 
ordnung über den „Verkehr mil Sprengstoffen“. 

l. StrS. U. v. 28. April 1910 g. M. 4 D 218/10. 

Aus den Gründen: In Übereinstimmung mit der Auffassung, die in 
der Polizeiverordnung vom 14. September 1905 zum Ausdruck gelangt, ist auch 
in feststehender Rechtsprechung vom Reichsgericht anerkannt, daß die „Ver- 
ausgabung von Sprengstoffen innerhalb des Betriebs von Bergwerken, 
Steinbrüchen, Bauten und gewerblichen Anlagen‘ unter den gesetzlichen Be- 
griff des „Verkehrs‘‘ mit Sprengstoffen fällt, weil sich in der Verausgabung eine 
Besitz übertragung im Sinne der Überlassung der tatsächlichen Gewalt und 
Innehabung an dem Sprengstoff vollzieht (Entsch. 15 245/246 unten, 34 344, 
41 381; Rechtspr. 9 681, Goltd. 36 152, 50 102, Urt. des 4. Senats g. Th. v. 7. Ok- 
tober 1902 D 2666/02 und namentlich Urt. des erkennenden Senats g. M. 
v. 7. Mai 1906 4 D 142/06). 

Daher sind die Bestimmungen in $ 27 der angeführten Verordnung, in 
denen die Verausgabung von Sprengstoffen innerhalb eines Betriebes ge- 
regelt wird, Anordnungen über den „Verkehr“ mit Sprengstoffen; sie finden als 
solche ihre gesetzliche Grundlage in $ 9 Abs. 2 des Ges. v. 9. Juni 1884 und 
ihre Übertretung ist nach Maßgabe dieser Gesetzesvorschrift zu bestrafen, wenn 
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sich wie hier die Verausgabung auf Dynamit, also einen unter das Gesetz fallen- 
den Sprengstoff bezogen hat ($ 9 Abs. 2 des Sprengstoffges., $ 35 der ange- 
führten Verordnung, Entsch. 13 22, 15 245/247). 

Das gilt nicht nur für diejenigen Bestimmungen in $ 27-a. a. O., wodurch 
die Verausgabung nur den Betriebsleitern, Beamten und Aufsehern gestattet wird. 
die persönlich zum Besitz von Sprengstoffen berechtigt sind, sondern ebenso 
auch von der weiteren Bestimmung, wodurch die genannten Personen zu genau 
vorgeschriebenen Buchungen verpflichtet werden. Denn auch diese Bestim- 
mungen bezwecken, den Gefahren vorzubeugen, die sich aus dem Verkehr mit 
Sprengstoffen gelegentlich der Überlassung an andere Personen ergeben können; 
sie wollen die Abgabe an Unbefugte oder unzuverlässige Empfänger verhüten, 
der Polizeibehörde die Überwachung der mit ihrer Ermächtigung in dem Besitz 
der Ausgebenden gelangten Sprengstoffe, die Ermittlung des Verbleibs der in 
andere Hände gelangten Sprengmittel ermöglichen (Rechtspr. 9 341). 


SIGB.% 267. Das Zeugnis des Direktors eines Lehrerseminars über den Besuch 
einer bestimmien Klasse und den freiwilligen Abgang vom Seminar ist eine öffent- 
liche Urkunde. Die Vorlegung eines solchen gefälschten Zeugnisses zum Zwecke der 
Aufnahme in eine höhere Klasse fällt nicht unter $ 363, sondern unter $ 267 SIGB. 

IV. StrS. U. v. 29. April 1910 g. S. 4 D 218/10. (Vgl. Urt. I. v. 28. Februar 
4910 g. H. 14 D 1016/09. Entsch. 43 271.) 

Gründe: Nach den Feststellungen des Urteils hat der Angeklagte ein 
vom Direktor des Lehrerseminars zu T. ihm auf Verlangen ausgestelltes Zeugnis, 
inhalts dessen er vom Oktober 1904 bis Oktober 1906 die 3. Klasse des König- 
lichen Schullehrerseminars besucht hat und freiwillig abgegangen ist, dadurch 
verfälscht, daß er hinter ‚3. „u. 2.“ selbst hinzugesetzt hat, und dieses Zeugnis - 
an das Königliche Provinzialschulkollegium in P. mit einem Gesuch um seine 
Aufnahme in das Königliche Lehrerseminar zu B. eingesandt. Während wegen 
dieser Handlung das Hauptverfahren wegen Vergehens im Sinne $ 267 StGB. ge- 
gen ihn eröffnet worden war, ist seine Verurteilung nur wegen UÜbertretung 
des $ 363 des StGB. erfolgt. 

Der auf Verletzung der $$ 267, 363 StGB. gestützten Revision der Staats- 
anwaltschaft ist der Erfolg nicht zu versagen. 

Die Annahme der Strafkammer, daß die Bescheinigung als ein sog. Fähig- 
keitszeugnis anzusehen sei, weil darin bescheinigt wird, daß der Angeklagte 
trotz zweijährigen Besuchs der dritten Seminarklasse es nicht bis zur zweiten 
Klasse gebracht hat, findet in dem Inhalt des Zeugnisses keine Unterstützung. 
Es ist lediglich bekundet, daß der Angeklagte die dritte Seminarklasse zwei 
Jahre lang besucht hat und dann freiwillig abgegangen ist. Darin aber ist 
weder die positive noch die negative Bezeugung einer Fähigkeit oder von ihm 
erlangten Befähigung zu finden. Ebensowenig aber kann die Bescheinigung 
unter den Begriff eines „auf Grund besonderer Vorschriften auszustellenden 
Zeugnisses“ gebracht werden. 

Zu Bedenken Veranlassung gibt weiter auch der Ausspruch des ersten 
Gerichts, daß der Angeklagte die Verfälschung und den Gebrauch des Zeugnisses 
„zum Zwecke seines besseren Fortkommens‘“ vorgenommen habe. 

Richtig ist allerdings, daß, wie das Reichsgericht in Entsch. 26 83 aus- 
gesprochen hat, der § 363 StGB. in subjektiver Beziehung voraussetzt, daß die 
Absicht des Täters. sich günstigere Bedingungen für sein Fortkommen zu ver- 
schaffen. eine allgemeine, unbestimmte sei und sich nicht gegen ein konkretes 
Recht eines Dritten richte. Die Annahme aber, daß dies im vorliegenden Falle 
zutreffe, erscheint nicht berründet. Wie im Urteil ausgeführt ist, war es dem 
Angeklagten darum zu tun. durch die Veränderung des Zeugnisses die Aufnahme 
in ein Lehrerseminar zu erreichen. um später Lehrer zu werden, also eine An- 
stellung als solcher zu erlangen. Es kann dahingestellt bleiben, ob diese seine 
Willensrichtung schon deshalb als allgemeine. unbestimmte angesehen werden 
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kann, weil er die Erreichung der Anstellung oder einer gewissen Anwartschaft 
auf dieselbe nicht als unmittelbaren, sondern als mittelbaren Erfolg seiner Hand- 
lungsweise ins Auge gefaßt hatte. Fehl geht die Annahme, daß sein Handeln 
weder gegen ein öffentliches, noch ein privates Recht verstoßen habe. Das 
Reichsgericht hat bereits in einer früheren, in Goltd. 39 341 abgedruckten Ent- 
scheidung, auf die hiermit verwiesen wird, dargelegt, daß die in der Absicht, 
sich durch Täuschung den Eintritt in das Seminar und infolgedessen die An- 
stellung als Lehrer zu verschaffen, unternommene Handlung sich gegen ein 
bestimmtes Öffentliches Recht des Staates richte, nämlich das Recht, zu ver- 
langen, daß nur solchen Personen die Anstellung als Lehrer oder die Be- 
tähigung zu solcher zuteil werde, welche den gesetzlich vorgeschriebenen Er- 
fordernissen genügt haben. Eine gleiche Verletzung eines öffentlichen Rechts, 
wird auch dann anzunehmen sein, wenn auf Grund gefälschter Zeugnisse die 
Zulassung zu einer höheren Klasse einer öffentlichen Lehranstalt erstrebt wird. 

Ob dies auch dann zu gelten haben würde, wenn nur die Zulassung zu 
einer Aufnahmeprüfung bezweckt wird, kann unerörtert bleiben. Die 
Annahme, daß der Angeklagte die Zulassung zur Aufnahmeprüfung allein ins 
Auge aı habe, steht mit der Sachdarstellung des ersten Gerichts in Wider- 
spruch. 

Da hiernach die Nichtanwendung des $ 267 StGB. einer irrtumsfreien 
Begründung entbehrt, war die Aufrechterhaltung des Urteils nicht tunlich; es 
mußte vielmehr, wie geschehen, erkannt werden. 


SIGB. $ 267. Ein schriftliches Privatlzeugnis kann, insofern es nach $ 399 
Nr. 5 StPO. als neues Beweismiltel im Wicderaufnabmeverfahren in Betracht 
kommt, eine beweiserhebliche Privaturkunde i. S. des & 267 sein. 

II. StrS. U. v. 3. Mai 1910 g. L. 2 D 193/10. 

Aus den Gründen: Der Angeklagte war aus $$ 270, 267 StGB. 
rechtskräftig zu 1 Woche Gefängnis verurteilt worden. Die Verurteilung beruhte 
auf der Feststellung, daß auf seine Veranlassung Frau K. vier Versicherungs- 
anträge mit dem Namen ihres Mannes ohne dessen Wissen und Wollen unter- 
schrieben und daß der Angeklagte diese Anträge der Versicherungsgesellschaft 
Viktoria zum Zwecke der Täuschung eingereicht habe. Der Angeklagte hat zur 
Begründung eines Gesuchs um Wiederaufnahme des Verfahrens u. a. behauptet, 
es sei Ihm gelungen, die beiliegende Erklärung zu finden, welche Frau K. seiner- 
zeit ihm auf Befragen, ob ihr Mann die Unterschrift geleistet habe, ausgestellt 
habe. Diese Erklärung lautet: 

Hiermit erkläre ich ausdrücklich, daß die 4 Unterschriften der 

4 Anträge 4.20 Pfennig von meinem Manne unterschrieben worden sind. 

Frau Anna K. 

Dieses Schriftstück, welches der Angeklagte nach den Urteilsgründen fälsch- 
lich angefertigt hat, ist eine Privaturkunde der in $ 267 StGB. bezeichneten Art. 
Zu solchen Urkunden gehören nach der Rechtsprechung des Reichsgerichts zwar 
schriftliche Privatzeugnisse in der Regel nicht. Für den vorliegenden Fall er- 
gibt sich jedoch eine Ausnahme aus $ 399 fg. StPO. War die wiedergegebene 
Erklärung echt, so widersprach sie der zeugeneidlichen Aussage der Frau K. 
Sie bildete ein neues Beweismittel, das nach $ 399° vom Gericht dahin 
zu prüfen war, ob es allein oder in Verbindung mit den früher erhobenen Be- 
weisen die Freisprechung zu begründen geeignet sei. Das Schriftstück konnte 
dem Gericht Anlaß geben, nach $ 400 Abs. 2 einen Aufschub der Strafvoll- 
streckung anzuordnen. Es war also für die Rechtsverhältnisse des Strafver- 
tahrens gegen den Angeklagten von Bedeutung und zum Beweise eines Wieder- 
aufnahmegrundes geeignet. 

Ä 28. Oktober 187° 
Gesch über das Postiwesen des Deutschen Reichs vom PD Dean 
la, 2a, zum Begriff der ‚Privatbeförderunesanslah“. 
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III. StrS. U. v. 9. Mai 1910 g. K. u. Gen. 3 D 89/1910. (Vgl. Urt. II v. 
9. November 1909 g. H. u. Gen. 2 D 629/09. Entsch. 43 25.) 

Aus den Gründen: Nach den Feststellungen des Urteils war am 
34. Oktober 1908 in K. die Eilbotengesellschaft Blitz (Messenger Boys) G. m. b. H. 
begründet worden, deren gewerbsmäßiger Betrieb nach Eintragung und Prospekt 
umfaßte: „den Betrieb eines Boteninstituts usw., Erledigung von Rückantwort 
benötigenden Geschäften, Verteilung von Offerten aller Art, Preislisten, 
Broschüren, Zeitungen usw., Einziehung von Rechnungen, Beiträgen, sowie die 
Besorgung von Paketen, die der Blitzbote bei den Abonnenten täglich zweimal 
abholt und besorgt.“ 

Die Angeklagten H. und Sch. waren Geschäftsführer, K. war Geschäfts- 
leiter der Gesellschaft, die Angeklagten L., P. und R. waren angestellte Boten, 
O., Lü., M. und S. haben die Dienste der Gesellschaft zur Beförderung ver- 
schlossener und unverschlossener Briefe im Ursprungsorte K. in Anspruch ge- 
nommen. 

Folgende Einzelfälle stattgehhabter Briefbeförderung durch die Gesellschaft 
und ihre Boten sind festgestellt: 


1. Versendung von 30 000 gedruckten Reklamezirkularen in nicht adressierten 
Umsschlägen, von denen wenigstens 25 000 durch firmierte Oblatenmarken 
verschlossen waren, im Auftrage von O.; 

. Versendung von 800 gedruckten Zetteln im Auftrage des Bürgeraus- 
schusses zu K., insbesondere des Schriftführers Lü. und des H., der hier 
insbesondere in seiner Eigenschaft als Mitglied des Bürgerausschusses 
in Betracht kommt; die Zettel, in Telegrammmform, enthielten Erinne- 
rungen zur sofortigen Erfüllung der Wahlpflicht, trugen die Adressen be- 
stimmter Empfänger; etwa 500 Stück waren mit Verschlußmarken zu- 
geklebt, etwa 300 Stück waren unverschlossen; 

3. Versendung von etwa 60 verschlossenen, adressierten Briefen, die Rech- 

nungen enthielten, im Auftrage M.’s; 

4. 5.6. Versendung verschlossener, adressierter Briefe, von denen hier nur 

der vom Angeklagten S. aufgegebene interessiert. 


Das angefochtene Urteil unterscheidet zutreffend zwischen der Verschickung 
verschlossener Briefe ohne Rücksicht, ob sie mit der Adresse bestimmter 
Empfänger versehen waren oder nicht, und zwischen der Beförderung unver- 
schlossener, mit der Aufschrift bestimmter Empfänger versehener Briefe 
und beurteilt die Strafbarkeit der Absender und Beförderer der ersteren nach 
$$ 1, 1a, 27 Nr. 1, $ 2a des Postgesetzes, die Strafbarkeit der Angeklagten Sch. 
und vielleicht H. als Betreiber einer Anstalt zur gewerhsmäßigen Beförderung 
unverschlossener adressierter Briefe unter dem Gesichtspunkte des Art. 3 des 
Ges. v. 20. Dezember 1899. Hinsichtlich der Beförderung verschlossener 
Sendungen geht das Urteil rechtsirrtumfrei davon aus, daß diese ohne Rück- 
sicht, ob sie adressiert waren oder nicht, Briefe im Sinne des $ 4 des Postee- 
setzes waren, daß als Verschicker die Angeklagten O., Lü., M. und S., als Be- 
förderer diejenigen Vorstandsmitglieder und Angestellten der Gesellschaft, welche 
die Beförderung veranlaßt oder ausgeführt oder es schuldhaft unterlassen haben. 
die Austragung durch die Boten zu verhindern, in Betracht kommen, daß die Be- 
förderung in allen Fällen gegen Bezahlung erfolgte und daß die Bestimmung des 
$ 2 über die expressen Boten als nur auf $ 1 (Fernverkehr). nicht auch auf $ 1a 
(Ortsverkehr) bezüglich ausscheilet. Sodann prüft das Urteil, ob und wieweit 
die Bestimmung des $ 2a des Postgesetzes auf die Verschickung und Beförderung 
dieser verschlossenen Sendungen Anwendung tinden könne und gelangt zu dem 
Schlusse, daß nach dieser Gesetzesbestimmung die Verschickung und Beförderung 
dieser verschlossenen Briefe zulässig gewesen sei, da die Boten weder die Ein- 
sammlung von Briefen usw. gewerbsmäßig betrieben, noch im Dienste einer 
Privatbeförderungsanstalt standen. Erstere Erwägung trifft zu, letztere nicht, 
der Begriff der Privatbeförderungsanstalt ist im Urteile zu eng gefaßt. Nach 
der Anschauung der Strafkammer setzt eine Privatbeförderungsanstalt einen 
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postähnlichen Gesamtbetrieb, eine postalisch eingerichtete Organisation voraus, 
die anstelle der Reichspost dem Publikum oder doch größeren Verkehrskreisen 
zu dienen bestimmt ist, die Schaffung von Einrichtungen, vermöge deren die 
Einsammlung, Verteilung oder Beförderung von Briefen usw. planmäßig bewirkt 
wird. Diese Anschauung, wonach unter einer Privatbeförderungsanstalt nur eine 
Privatbriefbeförderungsanstalt zu verstehen sei, kann nicht gebilligt werden. 
Weder der Wortlaut noch der Zusammenhang der einschlägigen Gesetzesstellen, 
noch ihr gesetzgeberischer Zweck rechtfertigen eine solche einschränkende Aus- 
legung. $ 2a (Art. 2 II der Novelle) spricht nur allgemein von „Privatbeförde- 
rungsanstalten“, während Art. 4 der Novelle den Begriff Privatbrief be- 
förderungsanstalt hervorhebt; § 2a enthält keine Bezugnahme auf Art. 3 der 
Novelle oder auf §§ 1 (1a) des Postgesetzes. Der erkennende Senat tritt hinsicht- 
lich der Bestimmung des Begriffes der Privatbeförderungsanstalt im Sinne des 
$ 2a völlig den Ausführungen im Urteile des II. Strafsenats vom 9. November 
1909, 2 D 629/09, Entsch. 43 25 bei. Wie dort erörtert ist, deutet $ 2a nicht an. 
daß unter Privatbeförderungsanstalt nur Briefbeförderungsanstalten, insbe- 
sondere Anstalten zur Beförderung (Einsammlung, Verteilung) verschlossener 
Briefe oder mit der Aufschrift bestimmter Empfänger versehener unverschlossener 
Briefe, Karten usw. verstanden werden sollen, also Anstalten, deren Betrieb 
regelmäßig gegen $$ 1, 1a des Postgesetzes verstoßen würde (Anstalten zur Be- 
törderung verschlossener Briefe) oder Anstalten, deren Betrieb nach Art. 3 
der Postgesetznovelle untersagt ist. 


Das Verbot, zur Beförderung verschlossener Briefe im Ursprungsorte 
Boten zu verwenden, die im Dienste einer Privatbeförderungsanstalt stehen, be- 
ruht mit Rücksicht darauf, daß $ 2a dem gewerbsmäßigen Priv atpostbetriebe 
entgegentreten wollte, offenbar auf der Erwägung, daß aus der Verwendung 
solcher Angestellter als Boten leicht ein mehr oder weniger organisierter Be- 
förderungsbetrieb sich entwickeln könne. Diese Erwägung trifft aber nicht nur 
gegenüber von Angestellten der in Art. 3 genannten Anstalten (Privatbrief- 
beförderungsanstalten nach Art. 4 der Novelle). sondern in gleicher Weise auf 
die Angestellten aller Beförderungsanstalten zu. Die Angestellten von Paket- 
heförderungsanstalten, Zeitungsspediteuren usw. können bei ihren vielfach regel- 
mäßigen Bestellgängen oder Fahrten leicht einem von ihnen übernommenen 
Briefbestelldienste jene Regelmäßigkeit verleihen, die einem organisierten 
Postdienste eigen ist. Dieser Konkurrenzgefahr für die Reichspost sollte ent- 
gegengetreten werden, und da sie bei den Angestellten anderer Beförderungs- 
anstalten in gleicher Weise besteht, wie bei den Angestellten von Privat- 
b r i ef beförderungsanstalten, muß angenommen werden, daß $ 2a nicht nur die 
letztgenannten, sondern alle Privatbeförderungsanstalten, wie Paketbeförderungs- 
anstalten, Speditionsgeschäfte, Anstalten zur Beförderung von Personen usw. 
im Auge hat, überhaupt jede organisierte Einrichtung, deren Betrieb Betör- 
derungen irgendw elcher Art bezweckt. Wie in dem erwähnten Urteile des II. 
Strafsenats weiter ausgeführt wird, enthält Art. 3 keineswegs eine Begriffs- 
bestimmung der Privatbeförderungsanstalt überhaupt, sondern nur ein Verbot 
des Betriebes einer gewissen Art von Beförderungsanstalten, und es kam bei der 
Beratung des Art. 3 im Reichstage (Stenogr. Ber. X Legisl.-Per. I. Sess. 1898 — 
1900, S. 2837) auch zum Ausdruck, daß es noch andere als die im Art. 3 verbote- 
nen Privatbeförderungsanstalten gebe und daß der Begriff sich nicht auf P ri- 
vat brief beförderungsanstalten beschränke. Gerade gegen die Angestellten 
derartiger erlaubter Privatbeförderungsanstalten sollte sich $ 2a richten. 


Die Gleichstellung der Blitzgesellschaft mit einem Dienstmanninstitute — 
diese fallen, wie das angefochtene Urteil zutreffend bemerkt. in der Regel und 
solange sie sich nicht zu Privatbeförderungsanstalten im vorbezeichneten Sinne 
ausgebildet haben, nicht unter $ 2a —, würde nur dann zutreffen, wenn die Blitz- 
gesellschaft sich darauf beschränken würde, ihre Boten als Arbeiter zu persön- 
lichen Dienstleistungen jeder Art auf gewisse Zeit zur Verfügung zu stellen. Nach 
den Feststellungen des Urteils beschränkt sie sich aber hierauf nicht, sondern 
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schließt auch gewerbsmäßig Beförderungsverträge ab, wie dies mit O., mit M. 
und dem Bürgerausschusse und weiter in all den Fällen geschehen ist, in denen 
sie bei ihren Abonnenten Pakete täglich zweimal abholen und bestellen läßt. 
Ihr Gewerbsbetrieb im allgemeinen umfaßt also den Abschluß von Beförderungs- 
verträgen, und dieser Gesamtcharakter des Unternehmens bedingt, daß die Blitz- 
gesellschaft auch in den Einzelfällen, in welchen ein solcher Beförderungsvertrag 
nicht abgeschlossen, sondern ein Bote zu beliebigen Diensten zur Verfügung ge- 
stellt und vom Besteller für Beförderung eines verschlossenen Briefes verwendet 
wird, als Privatbeförderungsanstalt zu betrachten, der den Brief befördernde 
Bote als im Dienste einer Privatbeförderungsanstalt im Sinne des $ 2a stehend 
zu erachten ist. 

Hiernach mußte das Urteil, das, ohne auf den subjektiven Tatbestand näher 
einzugehen, hinsichtlich der Verschickung und Beförderung verschlossener 
Briefe schon um deswillen zur Freisprechung gelangte, weil es der Blitzgesell- 
schaft die Eigenschaft einer Privatbeförderungsanstalt absprach, zunächst 
insoweit der Aufhebung unterliegen. 

Soweit es sich um die Beförderung unverschlossener, mit der 
Aufschrift eines bestimmten Empfängers versehener Briefe handelt, kommt nur 
ein Fall in Frage, die Versendung der Wahlerinnerungen, sofern sie unver- 
schlossen waren. Es kann dahingestellt bleiben, ob die Erwägungen des Urteils 
über die Anwendbarkeit des Art. 3 der Novelle auf diesen Fall zutreffen. (vgl. 
Entsch. 37 280). Die Verneinung der Schuldfrage wird hier durch die tatsäch- 
liche Feststellung getragen, daß die Beförderung solcher unverschlossener 
adressierter Sendungen nicht den bestimmungsmäßigen Zweck der Anstalt bil- 
dete, der Wille, Beförderungen dieser Art dauernd in den Geschäftsbetrieb der 
Anstalt einzuschließen, nicht erkennbar geworden ist. 

Da die Versendung der 300 unverschlossenen Briefe in Tateinheit mit der 
Versendung der 500 verschlossenen erfolgt ist, mußte das Urteil im ganzen Um- 
u aufgehoben werden entsprechend dem vom Oberreichsanwalte gestellten 
Antrage. 


SIGB. $ 184 Abs. I Nr. 3. Zum subjektiven Tatlbestande des Delikts. 

V. StrS. U. v. 20. Mai 1910 g. St. 5 D 16/1910. 

Aus den Günden: Die Revision erweist sich als begründet. 

Nach den Urteilsfeststellungen hat die Angeklagte St. „dem Publikum“ — 
wenn auch nur Ehefrauen — empfängnisverhütende Mittel angekündigt. Der 
Erstrichter geht im Anschluß an die stetige Rechtsprechung des Reichsgerichts 
(Entsch. 34 305, 366) bei der Beurteilung des äußeren (objektiven) Tatbestandes 
davon aus, daß die angekündigten Mittel sich im Sinne des $ 184 Abs. 1 Nr. 3 
StGB. als Gegenstände darstellen, die „zum unzüchtigen Gebrauche bestimmt“ 
sind, weil sie nach ihrer Beschaffenheit sich zum unzüchtigen Gebrauche beim 
außerehelichen Geschlechtsverkehr eignen und auch dabei erfahrungsgemäß An- 
wendung zu finden pflegen. Der Erstrichter gelangt jedoch zur Freisprechung, 
weil er nicht festzustellen vermag. daß die Angeklagte das Bewußtsein hatte, daß 
die angepriesenen Gegenstände „zu unzüchtirgem Gebrauche bestimmt seine‘. 
Dem äußeren Anscheine nach wird durch diese Feststellung lediglich verneint, 
daß die Angeklagte in Kenntnis der zum gesetzlichen Tatbestande der strafbaren 
Handlung gehörigen tatsächlichen Umstände — des objektiven Tatbestandes — 
gehandelt hat. und in diesem Sinne gemacht würde die Feststellung allerdings 
die Freisprechung rechtfertigen. weil § 184 Abs. 1 Nr. 3 StGB. nur den für strafbar 
erklärt. der vorsätzlich handelt. In Wirklichkeit ist aber die Feststellung nicht 
in diesem Sinne gemacht. Die Begründung des angefochtenen Urteils ergibt in 
ihrem Zusammenhange. daß der Erstrichter. wenn er bei der Beurteilung des 
inneren (subjektiven) Tatbestandes von „Bestimmung zum unzüchtigen Ge- 
brauche“ spricht, darunter etwas anderes versteht, als bei der Beurteilung des 
äußeren Tatbestandes. Nach seiner Anschauung genügt es nicht zur Strafbar- 
keit. daß der Ankündiger in dem Bewußtsein handelt. die angekündigten Gegen- 
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stände seien „objektiv“ zum unzüchtigen Gebrauch bestimmt, d. h. Gegenstände 
dieser Art seien zum unzüchtigen Gebrauch geeignet und pflegten dabei er- 
fahrungsgemäß verwendet zu werden, sondern es ist nach seiner Anschauung 
nötig, daß der Ankündiger darüber hinaus, wenn nicht mit der Absicht handelt, 
doch wenigstens mit der Möglichkeit rechnet, daß seine Ankündigung unzüchtigen 
Gebrauch herbeiführt. 

Dieser Rechtsanschauung kann nicht beigepflichtet werden. Sie scheint 
zwar durch die Entscheidung des 3. Strafsenats des Reichsgerichts v. 27. April 
1907, III D 186/07 gestützt zu werden, in der gesagt ist: 

„Insubjektiver Richtung bedurfte es der Prüfung und Feststellung, 
ob der Angeklagte nach den Verhältnissen des vorliegenden Falles sich 
bewußt war, daß die angepriesenen Gegenstände bestimmt seien, un- 
züchtigen Verkehr herbeizuführen. Dieses Bewußtsein entfiel 
wenn der Angeklagte überzeugt war, die Gegenstände würden im 
konkreten Falle mit Rücksicht auf die Art der 
Anpreisung nurimehelichen Geschlechtsverkehr Anwendung finden, 
auch nicht einmal mit der Möglichkeit anderweitiger Verwendung 
rechnete.‘“ 


Sofern in diesen — vom 3. Senat auch in der Entscheidung v. 11. Januar 
1908 III D 881/07 wiederholten Ausführungen die Meinung aufgestellt wird, der 
Ankündiger müsse nicht nur das Bewußtsein haben, daB er Gegenstände an- 
kündige, die zu unzüchtigem Gebrauch (beim außerehelichen Geschlechtsverkehr) 
an sich geeignet sind und dabei erfahrungsgemäß verwendet zu werden pflegen. 
sondern er müsse auch das Bewußtsein haben, durch seine Ankündigung mög- 
licherweise den Unzuchtsverkehr zu befördern, kann der jetzt erkennende Senat 
dem 3. Senat nicht folgen und deshalb auch seine eigene Entscheidung v. 2. Juni 
1908 5 D 360/08, soweit sie auf diesem Standpunkte steht, nicht aufrecht erhalten. 


Unbestrittenermaßen erschöpft sich in der Regel das Wesen des strafbaren 
Vorsatzes darin, daß der Täter mit dem Wissen und Willen handelt, die äußeren 
(objektiven) Tatbestandsmerkmale der strafbaren Handlungen zu verwirklichen. 
Andere Anforderungen an Wissen und Willen des Täters sind nur dann zu stellen. 
wenn es vom Gesetze besonders bestimmt ist. Solche Bestimmungen finden 
sich u. a. dort, wo die Strafbarkeit oder erhöhte Strafbarkeit davon abhängig 
gemacht wird, daß der Täter beabsichtigt, sich einen Vorteil zu verschaffen oder 
einem anderen einen Nachteil zuzufügren. (Vgl. z.B. die $$ 263, 266, 268, 274 StGB.). 
Die Frage aber, ob auch im § 184 Abs. 1 Nr. 3 StGB. ein solches außergewöhn- 
liches subjektives Tathbestandserfordernis aufgestellt ist, muß verneint werden. 
Nimmt man an, wie es nach dem Vorgange der Entscheidung in Band 34 Seite 365 
allenthalben widerspruchslos angenommen ist. daß im $ 184 Abs. 4 Nr. 3 die 
Worte: „zu unzüchtigem Gebrauch bestimmt‘ lediglich das objektive Tathe- 
standsmerkmal der Eigenschaft der angekündigten Gegenstände bezeichnen 
sollen, so bleibt im Wortlaute dieser Gesetzesvorschrift nichts ührig, was auf ein 
besonderes subjektives Tatbestandserfordernis deuten würde. Denn als ausge- 
schlossen muß es erscheinen, daß etwa das Wort .‚bestimmt‘‘ sowohl zur Auf- 
stellung eines Tatbestandserfordernisses des objektiven Tatbestandes als auch 
gleichzeitig zur Aufstellung eines wesentlich anders gearteten Tatbestands- 
erfordernisses des subjektiven Tatbestandes gebraucht sein sollte. Versagt so 
der Wortlaut des Gesetzes bei der Nachforschung nach einem besonderen sub- 
jektiven Tatbestandserfordernisse, so läßt sich ein solches Ergebnis auch nicht 
aus Entstehungsgeschichte, Sinn und Zweck des Gesetzes ermitteln. In den 
Gründen der Entscheidung des Reichsgerichts (I. Strafsenat) v. 23. September 
1901 (Entsch. 34 366) ist näher dargelegt. und in der weiteren Entscheidung des 
Il. Strafsenats v. 23. März 1906 (39 313. 314) ist wiederholt nachdrücklich darauf 
hingewiesen, daß der Zweck der Vorschrift im $ 184 Nr. 3 nicht der ist. zu ver- 
hüten, daß durch Ankündigungen der bezeichneten Art unzüchtirer Verkehr 
herbeigeführt oder befördert werde, sondern vielmehr der, zu verhüten, daß 
durch Ankündigung und Anpreisung zu unzüchtigem Zwecke bestimmter Gegen- 
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stände Ärgernis erregt werde. Daß solches Ärgernis auch dann durch die An- 
kündigung erregt werden kann, wenn die Ankündigung nur an Eheleute gerichtet 
ist und in der Folge eine Förderung des Unzuchtverkehrs nicht in sich schließt, 
liegt auf der Hand, ebenso, daß das Ärgernis gerade bei den Eheleuten entstehen 
kann, an die sich die Ankündigung richtet, und daß kein Grund besteht, den straf- 
gesetzlichen Schutz gegen ärgerniserregende Ankündigungen solcher Art, gerade- 
den Eheleuten zu versagen. Die Zweckbestimmung der Gesetzesvorschrift führt 
sozu der Annahme, daß es nicht im Sinne des Gesetzes liegt, seine Anwendbarkeit 
auf die Fälle einzuschränken, in denen eine Förderung der Unzucht von der An- 
kündigung zu befürchten ist. Noch weniger kann es aber dann im Sinne des Ge- 
setzes liegen, seine Anwendung schon deshalb auszuschließen, weil die An- 
kündiger oder Anpreiser mit der Möglichkeit einer solchen Förderung nicht ge- 
rechnet haben. Was in den Entscheidungen des Reichsgerichts v. 23. September 
1901 und v. 23. März 1906 (34 366, 39 314) für den objektiven Tatbestand über den 
Zweck des Gesetzes gesagt und aus ihm abgeleitet ist, gilt sonach in noch ver- 
stärktem Maße für den subjektiven Tatbestand. Auch für den subjektiven Tatbe- 
stand gilt der Satz, daß die Frage, ob der angekündigte Gegenstand zu unzüchti- 
gem Gebrauche bestimmt ist, nicht vom Standpunkte der ankündigenden Person 
zu beurteilen, sondern aus der Art des angekündigten Gegenstandes selbst 
zu beantworten ist, m. a. W.: es kommt nicht darauf an, ob es nach der Meinung 
des Ankündigers infolge der Ankündigung zu einem unzüchtigen Gebrauche der 
angekündigten Gegenstände kommen soll, kommen wird oder auch nur kommen 
kann, sondern nur darauf, ob der Täter das Bewußtsein hatte, Gegenstände an- 
zukündigen oder anzupreisen, die ihrer Art nach in dem näher dargelegten ob- _ 
jektiven Sinne zum unzüchtigen Gebrauche bestimmt sind. Hiergegen hat der 
Erstrichter verstoßen. Daß das Urteil auf dem Verstoße beruht, läßt sich nicht 
verneinen. Der Verstoß betrifft auch gleichmäßig die Entscheidung über die 
Anklage gegen die Hauptangeklagte St. wie die Entscheidung über die Anklage 
gegen den der Beihilfe beschuldigten Mitangeklagten B. 
Das Urteil mußte darum im ganzen der Aufhebung verfallen. 


Die Voraussetzungen des $ 137 Abs. 1 GVG. erachtet der Senat nicht für 
gegeben, einmal um deswillen, weil die in der Entscheidung des dritten Straf- 
senats am Schlusse aufgestellte Voraussetzung, „daß der Ankündiger auch nicht 
einmal mit der Möglichkeit anderweitiger Verwendung rechnete‘, die Deutung 
im Sinne des Mangels des Bewußtseins der objektiven Bestimmung zum unzüch- 
tigen Gebrauche nicht völlig ausschließt, sondern auch, weil die Entscheidung 
des dritten Strafsenats, wenn sie in dem von dem angefochtenen Urteil ange- 
nommenen Sinne erfolgt sein sollte, ihrerseits mit einer größeren Zahl von Ent- 
scheidungen der übrigen Strafsenate im Widerspruche stehen würde. So ins- 
besondere mit den beiden schon erwähnten gedruckten Entscheidungen des I. und 
l1. Strafsenats in Band 34 und 39 der Sammlung der Entscheidungen, aber auch 
mit den ungedruckten Entscheidungen des I. Strafsenats v. 10. Juni 1907 und 
7. Januar 1909, 1 D. 232/07, 949/08, des IV. Strafsenats v. 23. Januar 1906. 
5. Januar 1909 und 25. Februar 1910— 4 D. 1072/05, 969/08. 117409, endlich des 
V. Strafsenats v. 21. Januar 1908. 2. Juli 1909 und 21. Dezember 1909, 5 D 806/07. 
415/09. 831/09. Hiernach handelt es sich für den erkennenden Senat nicht sowohl 
um ein Abweichen von der Entscheidung eines anderen Senats als um das Be- 
harren auf dem von ihm selbst und den übrigen Senaten schon vorher ein- 
genommenen Standpunkte. 

Demgemäß war zu erkennen, wie geschehen. 

SIGB.$ 65 Abs. 2. BGB. § 1910 Abs. 2. Auch für den im Sinne von $ 104. 
Nr.2 BGB. geschäftsunfähigen Volljährigen kann zum Zwecke der Strajantrag- 
stellung ein Pfleger bestelli werden. 

V. StrS. U. v. 31. Mai 1910 g. O. u. Gen. 5 D 1256,00. 

Gründe: Die Staatsanwaltschaft rügt in ihrer Revision. daß das Gericht 
x Stellung der Hilfsfrage nach tätlicher Beleidigung zu Unrecht abgelehnt 
hahe. 
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Die Rüge ist begründet und durchgreifend. 


Die Ablehnung ist ausweislich des Sitzungsprotokolls mit der Begründung 
erfolgt, daß die Voraussetzungen, aus denen nach $ 1909 Abs. 3, $ 1910 BGB. eine 
Prlegschaft über die Verletzte, die W. B., eingeleitet werden konnte, nicht vor- 
lägen, die Strafanträge des Klägers daher rechtsunwirksam seien. Die Ent- 
scheidung hängt hiernach wesentlich davon ab, ob die Strafanträge rechtswirksanı 
gestellt sind oder nicht. Trifft ersteres zu, so ist die Rüge begründet. Die Frage, 
um die es sich dabei handelt, betrifft eine Prozeßvoraussetzung. Ihre Prüfung 
unterliegt daher auch nach der tatsächlichen Seite der freien Beurteilung des 
Revisionsgerichts. Da nach dem aus dem Akteninhalte bisher ersichtlichen Be- 
weisergebnisse kein abschließendes Urteil über den Geisteszustand der B. zu 
vewinnen war, hat das Revisionsgericht ein gerichtsärztliches Gutachten darüber 
erfordert, ob die B. von der Zeit, in der die aus der Anklageschrift ersichtlichen 
Handlungen an ihr vorgenommen wurden, bis jedenfalls Ende Mai 1909, im Sinne 
des 8104 Nr. 2 BGB. geschäftsunfähig war, oder ob sie sich nur in einem 
Zustandevon Geistesschwäche befand, der den Voraussetzungen der be- 
zeichneten Gesetzesvorschrift nicht entsprach. Das Gutachten ist in ein- 
gehender Begründung von dem Gerichtsarzte Dr. K. dahin erstattet, daß die B. 
an schwerem angeborenem Blödsinn (Idiotie) leide und zwar in einem Grade, 
der unter den Begriff der krankhaften Störung der Geistestätigkeit falle. Durch 
diese Störung sei bei ihr die freie Willensbestimmung dauernd ausgeschlossen. 
Der Zustand habe bereits zur Zeit der hier fraglichen Handlungen bestanden und 
dauere seitdem noch an. Eine wesentliche Besserung sei nicht zu erwarten. 
Die B. sei daher als dauernd geschäftsunfähig im Sinne des $ 104 Nr. 2 BGB. zu 
erachten. Das Revisionsgericht hat kein Bedenken getragen, sich diesem Gut- 
achten anzuschließen. 


Daraus ergibt sich zunächst, daß die Voraussetzungen, unter denen nach 
$ 1910 BGB. eine Pflegschaft eingeleitet werden durfte, an sich gegeben waren. 
Denn auch derjenige, der nach $ 104 Nr. 2 das. geschäftsunfähig ist, gehört zu 
denen, die infolge eines geistigen Gebrechens einzelne ihrer Angelegenheiten 
oder einen bestimmten Kreis ihrer Angelegenheiten nicht zu besorgen vermögen. 
Nach dem von Sachverständigen festgestellten geistigen Zustande der B. ist 
auch anzunehmen, daß eine Verständigung mit ihr nicht möglich ist, daß ihre 
Einwilligung in die Anordnung der Pflegschaft daher nicht geboten war. Die 
Anordnung der Pflegschaft war mithin von solcher Einwilligung rechtlich nicht 
abhängig. Daß nach den Pflegschaftsakten gleichwohl eine dahingehende 
Erklärung der B. eingeholt worden ist, war daher für Einleitung und Wirk- 
samkeit der Pflegschaft ohne Belang. Beschl. des Obersten Landesgerichts in 
München v. 6. Mai 1905 (RJA. Entsch. in Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit 6 27); Jahrbücher des Kammergerichts 30 A. Seite 295; Beschl. 
des Reichsgerichts v. 10. Mai 1906 IV. B. 103/06. 


War hiernach die Bestellung des Pflegers für die Zwecke der Stellung des 
Strafantrags sachlich gerechtfertigt, so war der Pfleger als gesetzlicher Ver- 
treter der geschäftsunfähigen B. befugt, für diese den Strafantrag zu stellen. 
Der Antrag entspricht den gesetzlichen Formen und ist jedenfalls auch recht- 
zeitig gestellt. Denn gegenüber der geschäftsunfähigen B. lief überhaupt keine 
Antragsfrist. Diese hatte mithin zurzeit der Bestellung des Pflegers noch nicht 
zu laufen begonnen, war zu dieser Zeit am wenigsten schon abgelaufen. Der 
Umstand, daß zurzeit der Antragstellung seitens des Pflegers, die unmittelbar 
nach dessen Bestellung am 22. Mai 1909, nämlich am 23. dess. Mts. erfolgte, seit 
Begehung der Taten möglicherweise mehr als drei Monate verstrichen sind, 
würde daher der Wirksanıkeit des Strafantrags nicht entgegenstehen. 


Daß das Urteil auf dem gerügten Verstoße auch beruht. bedarf keiner 
Ausführung. 


Dem Rechtsmittel war daher stattzugeben. 
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StPO. $ 243 Abs. 2. Welche Pflicht hat das Gericht gegenüber dem in der 
Verhandlung gestellten Beweisantrage: „Gegen einen Zeugen erwachsene Strai- 
aklen zu erheben und ihren gesamlen Inhalt zu verlesen“? 

l. StrS. U. v. 26. Mai 1910. g. E. 1 D 101/10. 

Ausden Gründen: Rechtlich bedenklich zeigt sich die Begründung, 
mit welcher der Antrag des Verteidigers, „die Akten zu erholen, in denen die 
Untersuchung gegen den Zeugen W. wegen Sittlichkeitsverbrechens eingestellt 
wurde“, und ihren gesamten Inhalt zu verlesen, abgelehnt wurde. Bewiesen 
sollte dadurch werden, daß die Belastungszeugninnen G. und Z. auch schon 
in einem früheren Falle unternommen haben, gegen einen Dritten eine auf un- 
wahre Tatsachen aufgebaute Strafanzeige zu erstatten. Wenn die Strafkamnıer 
in ihrem ablehnenden Beschlusse die beantragte Verlesung des gesamten Akten- 
inhalts für unzulässig erklärte, so ist das nicht zu beanstanden. Akten stellen 
eine Sammlung von Schriftstücken dar, unter denen sich nach $ 248 StPO. 
verlesbare Urkunden befinden können, sie sind jedoch als solche keine Beweis- 
mittel, die Gegenstand der Beweisaufnahme und eines Beweisantrages sein könn- 
ten. Nicht ausgeschlossen war aber, daß die vom Verteidiger bezeichneten 
Akten herbeigezogen und vorgelegt wurden, um dadurch dem Angeklagten und 
seinem Verteidiger die Möglichkeit und Gelegenheit zu geben, die darin ent- 
haltenen Urkunden und Schriftstücke, die sich etwa zur Verlesung eigneten. 
zu benutzen — Entsch. 21 108 (110) —. Die Verweigerung der Verlesung des 
ganzen Inhaltes der Akten war daher gerechtfertigt, sie erledigte aber nur den 
zweiten, vorsorglich gestellten Teil des Antrages und ließ den ersten auf Ein- 
holung der Akten gerichteten Teil unberührt. Denn damit, daß der Verteidiger 
einen nicht zulässigen Gebrauch der Akten für die Zukunft erstrebte, war sein 
Gesuch um Herbeischaffung der Akten nicht gleichfalls unzulässig geworden. 
Es war abzuwarten, ob er in ersterer Beziehung nicht doch noch das Richtige 
treffen werde. Pflicht des Gerichts war es, sofern gegen die Heranziehung der 
Akten ein gesetzliches oder tatsächliches Hindernis nicht vorlag, was nicht er- 
sichtlich ist, die herbeigeschafften Akten dem Angeklagten und seinem Verteidiger 
zur Verfügung zu stellen, die auf andere Weise in deren Besitz nicht zu ge- 
langen vermochten und es ihnen zu überlassen, die geeigneten, dem Gesetz 
entsprechenden Anträge zu stellen. Nicht verständlich ist dagegen, wie das 
Gericht glauben konnte, zu einer Zurückweisung des Antrages auch in seinem 
ersten Teil deshalb befugt zu sein, weil „die fraglichen Akten nach Angabe des 
Verteidigers und des Zeugen W. einen das Verfahren beendigenden Gerichts- 
beschluß nicht enthalten, und im übrigen die unter Beweis gestellten Tatsachen 
durch Vernehmung der heute anwesenden Zeugen festgestellt werden können.‘ 
Für die unter Beweis gestellte Tatsache der Erstattung einer falschen Anzeige 
durch die Zeuginnen war von größter, möglicherweise ausschlaggebender Be- 
deutung der Wortlaut des Aktenstücks, das die Anzeige enthielt und dieses 
Beweismittel war auch kaum ersetzbar durch die zeugschaftliche Vernehmung. 
der betroffenen Personen. Der das Verfahren beendigende Gerichtsbeschluß 
hatte aber damit gar nichts zu tun. 


SIGB. § 223. Anspucken — als Körperverletzung. 

Ill. StrS. U. v. 30. Mai 1910 g. S. u. Gen. 3 D 359/10. 

Aus den Gründen: Die Rüge der Revision des Angeklagten G., 
daß seine Verurteilung aus § 111 StGB. insofern zu Bedenken Anlaß gebe, als 
der erste Richter aus den von ihm getroftenen Feststellungen die Schlußfolgerunn 
gezogen habe, daß G. vor einer Menschenmenge zur Begehung einer strafbaree 
Handlung — der öffentlichen Beleidigung und der körperlichen Miß- 
handlung — aufgefordert hat, und zwar, indem die Aufforderung die straf- 
bare Handlung zur Folge gehabt hat, erscheint verfehlt. 

Das Urteil stellt nämlich fest, daß G. bei einem Arbeiterausstand durch 
die Worte: „Immer feste, Jungens. spuckt nur immer feste die Krepels!“ Kinder 
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dazu angetrieben habe, die Arbeitswilligen zu bespeien, und zwar mit dem Er- 
folge, daß die Kinder immer wütender gegen die Arbeitswilligen spieen, der- 
gestalt, daß einige in ihren Kleidern über und über mit Speichel besudelt waren. 
In dieser Aufforderung des Angeklagten konnte der erste Richter ohne 
Rechtsirrtum sowohl die Aufforderung zur Begehung einer Beleidigung, wie 
ener Körperverletzung erblicken. Denn durch das Anspeien drückten 
die Kinder nicht bloß ihre Mißachtung der dadurch betroffenen Personen aus, 
machten sich also insofern einer Beleidigung schuldig, sondern begingen zugleich 
auch eine Körperverletzung im Sinne des $ 223 StGB. Das Anspucken kann näm- 
lich ohne Rechtsirrttum dann als Körperverletzung aufgefaßt werden, wenn 
es geeignet ist, Ekel, also eine auf das körperliche Befinden störend wirkende 
physische Einwirkung hervorzurufen. (Vgl. E. O. Tr. v. 13. Juni 1873: Steng- 
leins Zeitschrift für Gerichtspraxis und Rechtswissenschaft 2 353.) 


1. SIGB. § rro. Aufforderung zur Teilnahme an polizeilich nicht 
genehmigten öffentlichen Aufzügen als Ungeborsam gegen die dem § 7 des Reichs- 
V er v. 19. April 1908 zugrunde liegende Norm. 

2. SIGB. § 130. Klasse der Besilkenden und Klasse der Besitzlosen als 
vi ‚rschiedene Klassen der Bevölkerung. 

V. Strs. U. v. 3. Juni 1910 g. B. 5 D 377/10. 

Aus den Gründen: I. Der Erstrichter hat auf Grund tatsächlicher 
und daher dem Revisionsangriff entzogener Erwägungen ($ 376 StPO.) ange- 
nommen, daß der Angeklagte in der Nr. 37 der „Arbeiterzeitung‘“ v. 14. Februar 
1910 die Leser zu Aufzügen auf Öffentlichen Straßen auch für den Fall auf- 
` gefordert hat, daß — wie vorauszusehen —, die Genehmigung zu diesen Auf- 
zügen nach $ 7 Abs. 2 des Vereinsges. v. 19. April 1908 werde versagt werden. 
Daß hierin das Landgericht eine Aufforderung zum Ungehorsam gegen das 
Gesetz gesehen hat, ist nicht rechtsirrig. Verfehlt ist der Einwand des Ange- 
klagten, daß die Beteiligung an einem der Genehmigung entbehrenden Aufzug 
auf Öffentlicher Straße keinen Ungehorsam gegen das Vereinsgesetz enthalte, 
weil nach § 19 dieses Gesetzes nur die Veranstalter und Leiter des Aufzugs, nicht 
auch die sonstigen Teilnehmer mit Strafe bedroht sind. Die Bestimmung im 
$ 7 des Vereinsgesetzes, daß Aufzüge auf öffentlichen Straßen der Genehmigung 
der Polizeibehörde bedürfen, enthält die Gesetzesanordnung, nicht genehmigte 
Aufzüge auf öffentlichen Straßen zu unterlassen. Dieses Gesetzesgebot richtet 
sich nicht nur gegen die Leiter und Veranstalter solcher Aufzüge, gegen die es 
durch Strafandrohung verschärft ist, sondern gegen Jedermann. Die grund- 
sätzliche Zuwiderhandlung gegen dieses Gebot ist auch bei den einfachen Teil- 
nehmern an dem Aufzug, die nicht mit Strafe bedroht sind, Ungehorsam gegen 
das Gesetz. Denn Ungehorsam gegen das Gesetz ist jede bewußte Zuwiderhand- 
lung gegen ein Gesetzesgebot, mag es durch Strafdrohung gesichert sein oder 
nicht, wenn sie im Sinne der Mißachtung der Autorität des Gesetzes erfolgt. 
Mit Unrecht hält ferner der Beschwerdeführer dem Urteil entgegen, es fehle 
an der Feststellung des Bewußtseins des Angeklagten, daß seine Aufforderung 
geeignet gewesen sei, in den Lesern den Willen zu einem bestinnmten Tun her- 
vorzurufen. Der Zusammenhang der Urteilsgründe läßt keinen Zweifel darüber, 
daß nach der Annahme des Erstrichters der Angeklagte das Bewußtsein hatte, 
in den Lesern den Willen hervorzurufen, an den bevorstehenden Straßen- 
aufzügen, auch wenn sie nicht genehmigt sein würden, unter Mißachtung des 
vereinsgesetzlichen Verbots teilzunehmen. Damit steht die weitere Annahme, 
daß durch den Artikel des Angeklarten die Arbeitermassen auf die Straßen- 
demonstration vorbereitet und willfährig gemacht werden sollten, sich auf 
den Ruf der Leitung bereit zu halten, nicht im Widerspruch. Denn auch damit 
wird der Wille des Angeklagten, die Massen zur Teilnahme an den bevorstehenden 
Aufzügen zu bewegen, festgestellt. Die bezielte Teilnahme an den Straßenauf- 
zügen aber ist ein hinreichend „„Destimmtes’" Tun. 
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Il. Die Revision der Staatsanwaltschaft erweist sich als begründet. Der 
Erstrichter geht davon aus, daß der unter Anklage stehende Artikel sich gegen 
die von dem Angeklagten als „Herrscherkaste‘‘ bezeichneten ‚„Besitzenden‘ 
richtet, verneint aber die Möglichkeit der Anwendung des $ 130 StGB. um 
Jeswillen, weil der Begriff ‚„Herrscherkaste‘“ oder ‚„Besitzende‘“ zu allgemein 
sei, um darunter eine bestimmte Bevölkerungsklasse verstehen zu können. 
Diese Erwägung ist rechtlich zu beanstanden. Sie läßt nicht ersehen, welche 
Anforderungen der Erstrichter zur Erfüllung des Begriffs Bevölkerungsklasse 
stellt und schließt die Möglichkeit nicht aus, daß er rechtsirrigerweise zu hohe 
Anforderungen stellt, nämlich annimmt, daß als „‚Bevölkerungsklasse“ nur solche 
Personenkreise zu erachten sind, die gesellschaftlich oder in anderer Weise fest- 
gegliedert und vollkommen sicher von einander abgegrenzt sind. Nach der fest- 
` stehenden Rechtsprechung des Reichsgerichts können unter besonderen Umstän- 
denin der Bevölkerung Klassenunterschiede hervortreten, die sich nicht auf eine 
solche feste Gliederung zurückführen lassen und nicht eine vollkommen sichere, 
sondern nur einigermaßen sichere Abgrenzung zulassen. Als solcher Klassen- 
unterschied ist insbesondere auch der Unterschied zwischen der mehr oder minder 
besitzlosen Arbeiterbevölkerung und der besitzenden Klasse anerkannt worden. 
Der Umstand, daß die Grenze zwischen beiden Klassen nicht sicher, sondern 
flüssig ist, erschien nicht als Hindernis gegen die Annahme der Selbständigkeit 
und Besonderheit beider Klassen. Vgl. Entsch. 22 293 ff., 26 63 ff., 

Sofern daher der Erstrichter davon ausgeht, das Vergehen des $ 130 
StGB. könne durch Anreizung der besitzlosen Klasse der Bevölkerung zu Ge- 
walttätigkeiten gegen die Klasse der „Besitzenden“ nicht begangen werden, 
befindet er sich im Rechtsirrtum. Daß das Urteil auf diesem Rechtsirrtum 
beruht, ist nach Lage der Sache nicht ausgeschlossen. 

Aus diesem Grunde war der Revision der Staatsanwaltschaft stattzugeben. 


SIGB. 88 253, 43. Es liegt nur Versuch der Erpressung vor, wenn auf die 
Drobung eine geringere als die verlangte Summe angebolen und diese dem von 
vorn herein gejaßten Entschlusse: nicht weniger als die verlangte Summe anzunehmen 
entsprechend zurückgewiesen wird. 

Il. StrS. U. v. 4. Juni 1910 g. K. 1 D 43/10. 

Aus den Gründen: Der sachliche Revisionsangriff zeigt sich ge- 
rechtfertigt. 

Festgestelltermaßen haben der Angeklagte K. und sein Genosse H. als 
Mittäter handelnd, von dem Zeugen S. unter Drohungen 50 Pf. verlangt und das 
von S. aus seinem Geldtäschchen geholte, ihnen angebotene Zehnpfennigstück 
„höhnisch abgelehnt‘, indem sie nunmehr — doch ohne Erfolg — mit dem Ver- 
sprechen, nachmittags 1,50 .$6 wiederzubringen, ein von ihnen im Geldtäschchen 
des S. wahrgenommenes Zweimarkstück forderten. Sie sind der vollendeten 
Erpressung aus $ 253 vgl. mit $ 47 StGB. schuldig befunden, weil $ 253 nicht die 
Erreichung des bezweckten rechtswidrigen Vermögensvorteils, sondern nur soviel 
voraussetze, daß sich der Bedrohte zu einer Handlung bestimmen lasse, die 
(„objektiv“) geeignet sei, den rechtswidrigen Vermögensvorteil zu gewähren. 

Nach dem klaren Wortlaut des Gesetzes trifft die erste Erwägung voll- 
kommen zu; dagegen bestehen gegen die zweite Erwägung in ihrer vorbehalt- 
losen Allgemeinheit und in ihrer Anwendung auf die gegenwärtige Strafsache 
rewichtige Bedenken. 

Wie das Reichsgericht bereits in einem älteren Erkenntnisse Entsch. 33 
78 (79) ausgeführt hat, muß im Geltungsbereich des § 253 StGB., damit der Tat- 
bestand erfüllt ist, die Handlung des Genötigten das Mittel, das den vom Täter 
erstrebten Vermögensv orteil verwirklichen soll, oder — anders ausgedrückt — 
so beschaffen sein, daß sich der Täter von ihr den begehrten Vorteil verspricht. 
In welchem Maße diese Erwerbung in Erfüllung geht, ist ohne jeden Einfluß 
auf die Frage der Vollendung. und dies gilt namentlich da, wo der Täter es auf 
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eine bestimmte Geldsumme abgesehen hat, aber mit einer geringeren vorlieb 
nimmt; denn der kleinere Betrag ist begrifflich und unverkennbar in dem größeren 
enthalten. Somit ergibt sich als Regel, daß der Täter, der einen bestimmten 
Betrag fordert, in schlüssiger Weise den Angeforderten zugleich zur Leistung 
auch eines geringeren nötigen will. Allein ein besonderer, die Anwendung der 
Regel ausschließender Ausnahmefall, wie ihn das erwähnte reichsgerichtliche 
Erkenntnis selbst vorbehält, scheint nach dem urteilsmäßigen Sachverhalt, 
gegenüber dem Angeklagten und seinem Genossen gegeben. Wäre nämlich 
aus der „höhnischen Ablehnung“ des ihnen angebotenen Zehnpfennigstücks 
zu folgern, daß sie von vornherein fest entschlossen waren, nicht weniger als 
die verlangten 50 Pf. anzunehmen, so hätte die von S. unter dem Drucke ihrer 
Drohungen vorgenommene Handlung — das Anbieten des Zehnpfennigstücks — 
ihrem Willen überhaupt nicht entsprochen, vielmehr rechtlich betrachtet 
etwas anderes, nicht ein wenigeres dargestellt, als was sie durch ihre Drohungen 
zu erreichen gedachten. Dann wäre die Tat nicht bis zur Vollendung gediehen, ` 
sondern auf der Stufe des (sog. beendeten) Versuchs nach $ 43 StGB. stehen 
geblieben und unter Beachtung der Vorschriften in $ 44 Abs. 4 StGB. zu ahnden. 
Da die Urteilsgründe jene „höhnische Ablehnung‘ des angebotenen Zehn- 
pfennigstücks nicht erörtern, ließ sich die Verurteilung des Beschwerdeführers 
wegen vollendeter Erpressung und nach $ 397 StPO. auch die seines Genossen 
nicht halten. 


SIGB. $ 147, 43. Versuch des Verbrechens gegen $ 147 SIGB. zweite Alter- 
nalive ist gegeben, wenn der Angeklagte nachgemachtes oder verfälschles Geld sich 
verschafft oder zu verschaffen versucht in der Absicht, es in Verkehr zu bringen. 

V StrS. U. v. 7. Juni 1910 g. B. 5 D 963/10. 

Aus den Gründen: Die in dem Urteil getroffenen Feststellungen 
erforderten in erster Linie eine Erörterung und Prüfung der Frage, ob sich der 
Angeklagte nicht des versuchten Münzverbrechens im Sinne der §§ 147, 43 
StGB. schuldig gemacht hat. 

Nach dem Urteilsinhalte hatte der Angeklagte den Entschluß gefaßt, sich 
unter Vermittelung des Geflügelhändlers H. falsches Geld zu besorgen, um es 
sodann zum eigenen Nutzen als echtes zu verausgaben. Sein Entschluß ging m. 
a. W. dahin, sich nachgemachtes oder verfälschtes Geld zu verschaffen und es 
in Verkehr zu bringen, hatte also die Begehung eines Verbrechens im Sinne des 
$ 147 StGB. zum Gegenstand und Ziele. Der Angeklagte hat nach den Urteils- 
teststellungen mit der Ausführung seines Entschlusses auch begonnen. Denn 
er war danach nicht nur in der von H. eingeleiteten Weise mit dem im Urteile 
gedachten unbekannten Dritten wegen der Beschaffung des falschen Geldes 
in Verbindung getreten und hatte mit ihm schließlich das im Urteile bezeichnete 
Abkommen getroffen, wonach er von ihm gegen Zahlung einer bestimmten 
Summe falsche Geldstücke der ebenda beschriebenen Art erhalten sollte, son- 
dern war auch zur Vollziehung dieses Abkommens geschritten, indem er als 
bedungenen ‚„Preis‘“ 860 it zahlte und sich dafür die ihrer Beschaffenheit nach 
ebenfalls im Urteil eingehend beschriebenen Papierrollen aushändigen ließ, 
die nach der Angabe des Dritten das zugesagte falsche Geld enthielten. Nach der 
Auffassung der Strafkammer hat der Angeklagte an die Richtigkeit dieser An- 
gabe geglaubt und gerade im Vertrauen auf sie die von ihm zugesagte Zahlung 
geleistet. 

Hätte die Angabe des Dritten in der Tat der Wahrheit entsprochen, so 
wäre damit das eine wesentliche Tatbestandsmerkmal des $ 147 StGB. — das 
Sichverschaffen nachgemachten oder falschen Geldes — nach der Seite des äußeren 
wie des inneren Tatbestandes verwirklicht worden. Es wäre in diesen beiden 
Beziehungen eine Handlung, die sich im Verhältnisse zu dem vollen Verbrechens- 
tatbestand als Ausführungshandlung darstellt, nicht nur, was zur Erfüllung 
der Voraussetzungen des $ 43 StGB. an sich hinreichen würde, begonnen, son- 
dern sogar auch vollständig durchgeführt worden. Entsch. 3136, 646, 981,16111. 
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Damit würde das Verbrechen des$ 147 das. im Sinne des $ 43 jedenfalls 
als versucht zu erachten sein. Wenn ein Verbrechenstatbestand, wie der hier 
fragliche, aus zwei in sich abgeschlossenen Handlungen besteht, von denen die 
eine der anderen zeitlich nachfolgen muß, ist dasVerbrechen nicht erst dann ver- 
sucht, wenn mit dieser zweiten, das Verbrechen gegebenenfalls vollendenden 
Ausführungshandlung der Anfang gemacht ist. : Vielmehr genügt zum Versuch, 
im Hinblick auf die rechtliche Einheit des Verbrechenstatbestandes, auch schon 
der Beginn der ersten Ausführungshandlung. Dies ist vom Reichsgerichte für 
e a gleicher Art wiederholt anerkannt. Entsch. 7 54, 
13 41 u.a. 

Andererseits steht der Annahme von Versuch die Tatsache nicht entgegen, 
daß die gedachten Papierrollen falsches Geld in Wirklichkeit nicht enthielten. 
der Angeklagte sich also solches Geld tatsächlich nicht verschafft hat. Es reicht 
vielmehr hin, daß er, wie die Strafkammer annimmt, des Glaubens war, falsches 
Geld zu erhalten und daß er in dieser Vorstellung die Handlung des Sichver- 
schaffens vornahm. Auch unter solcher Voraussetzung schließt seine Handlungs- 
weise eine Betätigung des Entschlusses in sich, das Verbrechen zu begehen. 
Entsch. 1 439, 451, 17 158. 

Unter diesen Gesichtspunkten hat die Strafkammer den Sachverhalt 
offenbar überhaupt nicht betrachtet. 


SIGB. $ 61. Braunschweigisches Medizinalgeselz v. 9. März 1903 (GS., 
S. 81) $69. Strafantragsberechtigt ist, wenn die Kammer der Aerzte und Apotheker 
des Herzogtums Braunschweig verletzt ist, nur die Kammer selbst, nicht ibr Vor- 
sitzender. Die Kenntnis des Lekteren von der Tal und dem Täter setzt daher die 
Antragsfrist nicht in Lauf. 

Ill. StrS. U. v. 13. Juni 1910 g. B. 3 D 286/10. 

Gründe: Zur Stellung des Strafantrags wegen der gegen sie gerich- 
teten Beleidigung war die Kammer der Arzte und Apotheker des Herzogtunıs 
Braunschweig als Verletzte und unmittelbar Beteiligte berechtigt. Der Straf- 
antrag ist von ihr auf Grund ihres in der Sitzung v. 31. Juli 1909 gefaßten Be- 
schlusses gestellt und von ihrem Vorsitzenden als ihrem ausführenden Organ 
zur Kenntnis der Staatsanwaltschaft gebracht worden. Der zum Antrag Be- 
rechtigte i. S. des $ 61 StGB., dessen Kenntnis von der Handlung und der 
Person des Täters für den Beginn der dreimonatlichen Antragsfrist maßgebend 
ist, war daher die Kammer als solche, nicht ihr Vorsitzender. Nur die Kenntnis 
desjenigen, der den Antrag wirksam stellen kann, setzt die Frist in Gang, also 
die Kenntnis des Verletzten und seines gesetzlichen Vertreters, dessen Be- 
rechtigung zur selbständigen Stellung des Strafantrags unmittelbar aus dem 
Gesetze folgt. (Entsch. 6 119). Die Stellung eines zur Vertretung der Kammer 
berufenen Organs ist nach den einschlägigen Bestimmungen dem Vorsitzenden 
nicht übertragen. Nach § 69 des Medizinalges. v. 9. März 1903 wählt die Kammer 
aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden, der die Geschäfte nach der Geschäfts- 
ordnung zu leiten hat. Nach der Geschäftsordnung vom April 1905 hat der Vor- 
sitzende den Geschäftsgang zu beaufsichtigen, die Geschäfte der Kammer zu 
leiten. den Vorsitz in den Sitzungen zu führen, die an die Kammer gerichteten 
Eingaben zu empfangen, die Erlasse der Kammer zu unterzeichnen, die Tages- 
ordnung zu bestimmen und Beschlußfassungen zu veranlassen (§§ 1, 2, 7, 10. 
13, 14). Keine dieser Obliegenheiten schließt die Befugnis zur Stellvertretung 
im Willen in sich, das Recht zur Empfangnahme von Eingaben begründet nicht 
die Ermächtigung zur Entgegennahme von Willenserklärungen; es wird dadurch 
nur eine äußere Empfangsberechtigung hergestellt; der Vorsitzende wird als 
die Stelle bezeichnet, an welche die für die Kammer bestimmten Schriftstücke 
abzuliefern sind, und es bleibt sodann ihm überlassen, den Inhalt geeigneten- 
falls zur Kenntnis der Kammer zu bringen, sei es durch Bekanntgabe in einer 
Sitzung. sei es im Were des Rundschreibens ($ 71 des Medizinalees.. $ 14 der 
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Geschäftsordnung). Auch im vorliegenden Falle, wo die beleidigende Äußerung 
in einer an den Disziplinarhof gerichteten, nach $ 67 Abs. 3 des Medizinalges. 
bei der Kammer eingereichten Beschwerde enthalten war, hat der Vorsitzende, 
wenn er die Beschwerdeschrift empfing und weiter beförderte, von ihrem Inhalt 
nicht als Vertreter der Kammer Kenntnis genommen. 

Ohne Grund beruft sich das Landgericht für seine entgegengesetzte Auf- 
fassung auf das Urteil des Reichsgerichts Entsch. 35 267. Dieses Urteil beruht 
auf der von den Bestimmungen des Braunschweigischen Rechts abweichenden 
Organisation der preußischen Arztekammern, namentlich auf der in § 9 Abs. 4 
der preußischen Verordnung v. 25. Mai 1887 ausgesprochenen Befugnis des 
Vorstandes, die Arztekammer nach außen zu vertreten. Dort war der Straf- 
antrag von dem Vorstande als dem Vertreter der Kammer gestellt, und das 
Urteil konnte folgerichtig den Beginn der Antragsfrist von dem Zeitpunkte 
berechnen, in welchem der Vorstand als solcher von der Handlung und der Person 
des Täters Kenntnis erhalten hatte. 

Die Annahme des Landgerichts, daß die Antragsfrist am 5. Januar 1909 
begann, ist daher irrig. Hat aber erst am 5. Juni 1909 die Kammer von der 
heleidigenden Außerung Kenntnis erhalten, so war der am 6. August 1909 ein- 
vegangene Strafantrag nicht verspätet. 

Hiernach rechtfertigt sich die getroffene Entscheidung. 


Zigarrellensteuergeselz v. 3. Juni 1906 $ 16 Abs. ı Salz 2, 17a. Zum Begriff des 
„Nachfüllens“ geöffneter, ganz oder teilweise enlleerler Packungen i.S.des $ 16 a. O. 
Il. Strs. U. v. 16. Juni 1910 g. B. 3 D 213/10. 

Gründe: Dem Rechtsmittel der Kgl. Oberzolldirektion für die Provinz 
Pommern als Nebenklägerin war der Erfolg nicht zu versagen. 

Die Revision bekämpft die Auslegung, die der Berufungsrichter dem Satz 2 
Abs. 4 des $ 16 des Zigarettensteuerges. v. 3. Juni 1906 gegeben, als zu eng und 
sucht nachzuweisen, daß den in diesem Satze enthaltenen Worten ‚geöffnete‘ 
und „ganz oder teilweise entleerte Packungen“ eine in sich verschiedene Be- 
deutung dahin beigelegt werden müsse, daß auch das „Nachfüllen‘“ ganzer 
Packungen, wenn sie auch lediglich geöffnet und ohne daß Zigaretten bereits 
aus ihnen entnommen seien, mithin zu den noch vollen Packungen weitere 
Zigaretten hinzugefüllt würden, von dem Gesetz betroffen werde. Andernfalls 
würde die Möglichkeit geschaffen, unversteuerte Zigaretten in die Packungen 
zu bringen, während $ 16 Abs. 1 Satz 2 verhüten wolle, daß der Inhalt einer 
Packung nach ihrer Eröffnung in anderer Weise als durch Entnahme zum 
Einzelverkauf verändert werde, und aus diesem Grunde sei als „Nachfüllen“ 
jede Tätigkeit zu erachten, durch die einer geöffneten Packung andere Zigaretten 
— sei es bereits versteuerte oder nicht versteuerte — zugefügt werden. 

Den Ausführungen der Beschwerdeführerin war beizutreten. 

Die Auslegung, die der Berufungsrichter dem Begriff „nachfüllen“ im Sinne 
der genannten Bestimmung sowie dem Satz überhaupt gegeben hat, konnte für 
zutreffend nicht erachtet werden. Die Berufungskammer hat auch selbst aner- 
kennen müssen, daß von „Nachfüllen‘ in der Bedeutung, die sie dem Worte 
gibt, bei völlig entleerten Packungen streng logisch nicht gesprochen werden 
xönne, und somit selbst eingeräumt, daß ihre Begriffsbestimmung in einem Falle, 
in dem auch ihrerseits ein ,Nachfüllen‘ angenommen werden würde, nicht aus- 
reiche und daher nicht zutreffe. 

. Gegen die Auslegung des Vorderrichters spricht aber auch die ganze Ten- 
denz des Gesetzes. 

Vorschriftsgemäß hat jede Packung ein Steuerzeichen zu tragen. Diese 
Steuerzeichen dienen neben dem Beweis für die erfolgte Versteuerung dazu, 
der Packung einen Verschluß zu geben, der sie gegen defraudatorische Ver- 
änderung ihres Inhalts schützen soll, bis ihre Offnung vom Käufer oder vom 
Verkäufer zum Zweck des Verkaufs im einzelnen erfolgt. Wird nun hinzure- 
nommen, daß nach $ 42 der Ausführungsbestimmungen v. 16. Juni 1906 im 
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Einzelverkauf Zigaretten unmittelbar den mit Steuerzeichen versehenen ‚„zu- 
gehörigen“ Umschließungen entnommen werden sollen, in den Verkaufsstätten 
für den Einzelverkauf nur eine Umschließung von jeder Sorte eröffnet und 
nur aus dieser verkauft werden darf, diese auch nach Verkauf ihres Inhalts un- 
brauchbar und zu entfernen ist, mithin auf jede Weise vorgebeugt werden soll, 
daß aus einer UmschließBung mehr Zigaretten verkauft werden können, als sie 
ursprünglich enthalten hat, so kann dem Ausdruck „Nachfüllen‘“ Keine andere 
Bedeutung zukommen, als daßer jede Veränderung des Inhalts einer Packung 
umfaßt, also nicht nur das Ergänzen, sondern auch das Vermehren desselben, 
wie dies tatsächlich vom Vorderrichter festgestellt worden ist. 
Demgemäß war, wie geschehen, zu erkennen. 


SIGB. 8 116. Die zit. Bestimmung findet gegen den keine Anwendung, der 
auf die Aufforderung sich von der Menge loslöst, auch wenn er sich auf einem 
Wege entfernt, dessen Betrelen der Auffordernde unlersagt hatte und in einer Rich- 
lung, von der die Menge gerade abgelenkt werden sollte. 

Ill. StrS. U. v. 16. Juni 1910 g. St. u. Gen. 3 D 439/10. 

Aus den Gründen: Nach der maßgebenden Feststellung des Urteils 
hat der zuständige Polizeibeamte an die Menschenmenge, zu der die vier Ange- 
klagten gehörten, die Aufforderung gerichtet, auseinanderzugehen und sich 
zu entfernen. Diese Aufforderung genügte, um den Tatbestand des $ 116 StGB. 
zur Erfüllung zu bringen. Die Aneinanderreihung der beiden Ausdrücke ergab 
den erkennbaren Sinn, daß die Versammelten nicht geschlossen, sondern nach 
vorherigem Auseinandergehen, also vereinzelt sich entfernen sollten; und gerade 
in dieser Fassung entsprach die Aufforderung dem Sinne der Strafvorschrift, 
die den Zweck verfolgt, eine Auflösung der Menschenansammilung herbeizuführen. 

9 (Folgt Ausführung, daß die Revision von 3 Mitangeklagten unbegründet 
sei. 

Die Verurteilung des Angeklagten St. ist dagegen, wie sie begründet ist, 
nicht geeignet, die Annahme einer Verkennung des Tatbestandes des § 116 
StGB. auszuschließen. Die Strafbarkeit dieses Angeklagten wird daraus gefolgert, 
daß er sich aus der Menschenmenge nicht nach einer der Seitenstraßen hin ent- 
fernt, sondern den abgesperrten Weg nach dem Markt hin eingeschlagen und die 
Erlaubnis dazu unter dem wahrheitswidrigen Vorgeben der Absicht erwirkt hat, 
aus der nahe dem Markte gelegenen Löwenapotheke eine nach Rezept aus- 
geführte Arznei abzuholen. Diese Auffassung ist rechtsirrtümlich. Die Vor- 
schrift des § 116 StGB. will der Fortdauer der Menschenansammlung entgegen- 
treten, und findet gegen den keine Anwendung, der auf die Aufforderung sich 
aus der Menge loslöst, so daß er nicht mehr zu ihr gehört, auch wenn er sich auf 
einem Wege entfernt, dessen Betreten untersagt ist, und in einer Richtung. 
von der die Menge abgelenkt werden soll. Es bedarf hiernach näherer Darlegung. 
ob der Angeklagte alsbald nach dem Erlaß der dritten Aufforderung den Weg 
in der Richtung auf den Markt eingeschlagen und ob er hierdurch die Menschen- 
ansammlung, auf welche sich die Aufforderung bezog, verlassen hat. Eine 
Unterlassung, wie sie $ 116 StGB. mit Strafe bedroht, würde in diesem Falle 
nicht vorlieren. 

Hiernach rechtfertigt sich die getroffene Entscheidung. 


SIGB. § 114. Die von einem Beamten, der zur Volliebung von Aufträgen 
der Verwaltungsbehörde im V erwaltungszwangsverfahren bestellt ist, vorsunebmende 
Zwangsvollstreckung verliert dadurch die Eigenschaft einer „Amtsbandlung‘“ 
dieses Beamten nicht, daß der Anspruch der Verwaltungsbehörde ein privat- 
rechllicher ist und daher nicht im Verwaltungszwangsverfahren, sondern nur auf 
Grund eines gerichtlichen Schuldtitels beizulreiben war ; hieran ändert selbst der 
Umstand nichts, daß nach der Landesgeselzsgebung die Verwaltungsbehörde nur 


Aus der Praxis des Reichsgerichts. 191 


die ihr „zustehenden“ Zwangsvollstreckungen durch diesen Vollziebungsbeamlen 
ausführen darf. 

Ill. StrS. U. v. 16. Juni 1910 g. D. 3 D 329/10. (Vgl. Urt. IV 
v. 14. Dezember 1894 Entsch. 26 287.) 

Gründe: Die Revision ist unbegründet, soweit sie sich gegen die 
Verwerfung des Ablehnungsgesuchs des Angeklagten richtet. Maßgebend sind 
diejenigen Anführungen, die zur Begründung des Gesuchs in dem Schriftsatz 
vom 1. März 1910 vorgebracht sind. Die abgelehnten Richter sollen hiernach 
in einer Zivilprozeßsache bei Erlaß eines Urteils mitgewirkt haben, das auf der 
Annahme der privatrechtlichen Natur des Erbpachtkanons beruhe, mit dessen 
Beitreibung der vom Angeklagten bedrohte Vollziehungsbeamte beauftragt 
worden war. 


Wenn ein Richter in einer anderen Sache seine Rechtsauffassung über 
eine Frage zu erkennen gegeben hat, die auch in der anhängigen Strafsache 
von Bedeutung ist, so ist hieraus ein Anlaß zum Mißtrauen in seine Unparteilichkeit 
bei Entscheidung der Strafsache nich? zu entnehmen. 


Der Gemeindediener K. hatte die Vornahme der Zwangsvollstreckung, 
die er in S. ausführen wollte, dem Angeklagten in A. angekündigt. Die Drohung 
des Angeklagten richtete sich also gegen eine Vollstreckungshandlung, die noch 
nicht begonnen hatte; insoweit ergeben sich gegen die Annahme des Tatbestandes 
des $ 114 StGB. keine Bedenken. Auch darin ist dem Landgericht beizutreten, 
daß es für die Erfüllung der Voraussetzungen dieses Vergehens ohne Belang ist. 
ob die in Aussicht genommene Amtshandlung rechtmäßig war oder nicht. Im 
Gegensatz zu $ 113 stellt $ 114 StGB. das Erfordernis der Rechtmäßigkeit der 
Amtshandlung nicht auf und aus dem Begriff der Amitshandlung folgt nichts 
weiter als daß die Handlung von einem Beamten in der Ausübung des ihm 
übertragenen Amtes vorgenommen, also eine solche gewesen wäre, die er kraft 
der ihm innerhalb des Gefüges des allgemeinen Staatswesens zugewiesenen 
Amtstätigkeit ausgeübt hätte. In diesem Sinne mag der Begriff der Amts- 
handlung das Erfordernis der örtlichen und sachlichen Zuständigkeit in sich 
schließen (Entsch. 18 350). Aber es wird hier nicht die sogenannte konkrete 
sachliche Zuständigkeit erfordert, wie sie durch den Begriff der Rechtmäßigkeit 
bedingt wird, sondern es genügt, wenn die Handlung zu denen gehört, die der 
Beamte im allgemeinen nach seiner amtlichen Stellung auszuüben hat und unter 
gewissen Voraussetzungen vorzunehmen berechtigt ist. Die Frage, ob diese 
Voraussetzungen im Einzelfalle vorliegen, fällt dagegen in das Gebiet der Be- 
urteilung der Rechtmäßigkeit. Die Voraussetzung dieser allgemeinen sachlichen 
Zuständigkeit des Gemeindedieners K. war begründet. Das Urteil bezeichnet 
ihn als den der Regierung zu Vollstreckungen im Verwaltungswege beigegebenen 
Beamten; er war das zur Vollziehung von Aufträgen der Regierung im Ver- 
waltungszwangsverfahren amtlich bestellte Organ. Ein in. dieser Richtung 
zielender Auftrag der Regierung lag vor; der Fall, in welchem K. als Voll- 
ziehungsbeaniter auftreten und eine Vollstreckungshandlung vornehmen konnte 
und sollte, war daher gegeben. Ob der Auftrag der Regierung zulässig war, 
ob namentlich die Voraussetzung des Verwaltungszwangsverfahrens vorlag 
oder der Anspruch bei seiner privatrechtlichen Natur auf gerichtlichen Wege 
geltend gemacht werden mußte, war für die Prüfung der erforderlichen all- 
gemeinen sachlichen Zuständigkeit belanglos. Auch diese Frage hatte nur Be- 
deutung für die Beurteilung des Erfordernisses der Rechtmäßigkeit (Entsch. 
26 287). Dieser Auffassung steht nicht entgegen, daß nach der Ausdrucksweise 
des Art. 5 des Oldenburgischen Ges. v. 14. April 1882 die Verwaltungsbehörden 
nur die ihnen „zustehenden“ Zwangsvollstreckungen durch den ihnen bei- 
gegebenen Vollziehungsbeaniten auszuführen haben. Denn wenn die Regierung 
im Einzelfalle diese Zuständigkeit überschritt, so wurde dadurch der Voll- 
ziehung ihres Auftrags die Eigenschaft der Rechtmäßigkeit, nicht aber das in 
der allgemeinen sachlichen Zuständigkeit begründete Merkmal der 
Amtshandlung entzogen. 
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Das Tatbestandsmerkmal der Drohung ist in objektiver und subjektiver 
Beziehung ohne Rechtsirrtum und unter widerspruchsloser Begründung fest- 
gestellt. 

Das Rechtsmittel war daher zu verwerfen. 


StGB. $$ 267, 363. Heerordnung v. 21. November 1888. Fälschung einer 
Abmeldebescheinigung des Bezirksteldwebels im Datum, um eine verspälele 
Anmeldung zu verdecken, fälll nicht unter $ 363, sondern unler $ 267. 

Il. StrS. U. v. 21. Juni 1910 g. P. 2 D 431/10. 

Gründe: Die von den Bezirksfeldwebeln nach Vorschrift des § 35 der 
deutschen Heerordnung vom 22. November 1888 ausgefertigten Bescheinigungen 
über Meldungen von Mannschaften des Beurlaubtenstandes sind, wenn sie in 
der vorgeschriebenen Form angefertigt sind, von einer mit öffentlichem Glauben 
versehenen Person innerhalb ihres Geschäftskreises ausgestellt, und sind daher 
öffentliche Urkunden im Sinne des $ 267 StGB. Vgl. Entsch. 34 302. 

Ein begrifflicher Unterschied zwischen Urkunden und Legitimations- 
papieren im Sinne des $ 363 StGB. besteht nicht, auch die Legitimationspapiere 
sind Urkunden. Vgl. Entsch. 42 249. 

Hat der Angeklagte die öffentliche Urkunde hinsichtlich des Datums ver- 
fälscht, um die in ihr bescheinigte Abmeldung als erst am 29. Dezember 1909 er- 
folgt erscheinen zu lassen und dadurch die Verspätung seiner Anmeldung in B. 
zu verdecken, so hat er nicht in der unbestimmten, allgemeinen Absicht ge- 
handelt, sich für sein Fortkommen günstigere Verhältnisse zu schaffen, sondern 
mit dem Vorsatze, die Ausübung des der militärischen Kontrolibehörde zu- 
stehenden Rechtes auf einen Nachweis der Erfüllung der Meldepflicht und auf die 
Handhabung der Disziplin einer Verletzung der Meldepflicht gegenüber durch 
Täuschung zu vereiteln. Dieser Vorsatz aber schließt die Anwendbarkeit des 
$ 363 StGB. aus. Vgl. Entsch. 27 56. 

Das angefochtene Urteil hat den $ 363 unrichtig angewendet. 

| a ist deshalb, entsprechend dem Antrage des Oberreichsanwalts, auf- 
zuheben. 


SIGB. 88 277, 267. Der $ 277 unterscheidet nicht, ob die Zeugnisse von. 
einem beamlelen oder einem nicht beamleten Arzte ausgestellt werden, auch Fäl- 
schung von Zeugnissen der ersteren Art fällt nur unter $ 277, nicht unler $ 267. 

II. StrS. U. v. 21. Juni 1910 g. K. 2 D 392/10. 

Aus den Gründen: Die Verurteilung des Angeklagten wegen 
Vergehens gegen $ 267 StGB. in zwei Fällen verletzt das materielle Recht. 

Allerdings wären die beiden Zeugnisse des Kreisarztes Medizinalrats 
Dr. W. im Falle ihrer Echtheit öffentliche Urkunden. Sie wären aber auch 
Zeugnisse eines Arztes über den Gesundheitszustand eines Menschen, wie sie 
$ 277 StGB. voraussetzt. Diese Vorschrift unterscheidet nicht, ob die Zeugnisse 
von einem beamiteten Arzte als Öffentliche Urkunden oder ob sie von einem 
nicht heamteten Arzte als privatärztliche Zeugnisse ausgestellt werden. Mit 
Recht hat die Strafkammer auf den von ihr festgestellten Tatbestand den $ 277 
StGB. angewendet. Dieser Tatbestand ist aber gegenüber demjenigen des 
$ 207 StGB. der engere: er schließt deshalb die Anwendung dieser Vorschrift. — 
deren sämtliche Tatbestandsmerkmale nach den Feststellungen an sich gegeben 
sein würden, — aus. Vgl. Entsch. 6 1. 

Die Verurteilung wegen Urkundenfälschung in zwei Fällen nach $ 267 
StGB. ist hiernach nicht aufrecht zu erhalten. 

Nach § 393 Abs. 2 StPO. sind die dieser Verurteilung zu Grunde lie- 
genden Feststellungen — die Schuldfeststellungen — aufzuheben, da sie durch 
die Gesetzesverletzung betroffen werden. 

Nicht betroffen durch die Gesetzesverletzung ist die Feststellung des 
Verrehens gegen $ 277 StGB. in zwei Fällen. Der Sachverhalt, welcher der Ver- 
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urteillung zugrunde liegt, ist völlig aufgeklärt. Es ist ausgeschlossen, daß neben 
lem Tatbestande des Vergehens gegen $ 277 in zwei Fällen derjenige des Ver- 
vehens gegen $ 267 StGB. oder einer anderen Straftat zur Feststellung gelangen 
kann. Einer erneuten Verhandlung über die Schuldfrage bedarf es bei dieser 
Sachlage nicht, und die Feststellung des Vergehens gegen $ 277 StGB. in zwei 
Fällen bleibt bestehen. 


RGes. zum Schutze der Warenbezeichnungen v. 12. Mai 1894 § 13. Der 
Namensträger wird durch die Eintragung eines Warenzeichens gehindert, auf 
Waren usw. seinen Namen in einer Zusammenselzung anzubringen, die als Ganzes 
lediglich das geschülzle Warenzeichen nachahmt. 

Il. StrS. U. v. 28. Juni 1910 g. M. 2 D 100/10. 

Aus den Gründen: Es ist etwas anderes, seinen Namen auf 
Waren anzubringen und en Warenzeichen darauf anzubringen, das 
aus dem Namen in Verbindung mit anderen Lauten hergestellt ist. Ersteres ist 
unter allen Umständen erlaubt, letzteres verboten, wenn es sich um ein für einen 
Anderen geschütztes Warenzeichen handelt. Das Wort M.-Brause hatte sich 
die Nebenklägerin als ihr Warenzeichen patentamtlich schützen lassen. Damit 
war es dem Angeklagten verwehrt, sich desselben Warenzeichens zu bedienen; 
er durfte auch ferner seinen Namen M. auf seinen Waren anbringen, nicht aber 
in einer Zusammensetzung, die als Ganzes lediglich das der Nebenklägerin ge- 
schützte Zeichen nachahmte. Ob das Wort „Brause“ eine allgemeine Bezeich- 
nung für moussierende Getränke ist, kommt nicht in Betracht: denn nicht mit 
dem Worte „Brause“, sondern mit dem Worte „M.-Brause‘“ hat der Angeklagte 
seine Waren bezeichnet. Durch die willkürliche Aneinanderreihung 
zweier Angaben, deren’jede für sich erlaubt war, hat er in unerlaubter Weise 
in das der Nebenklägerin ausschließlich zustehende Recht des Gebrauchs ihres 
Warenzeichens eingegriffen. Vgl. Urt. RG. (Il. ZS.) v. 2. Juni 1905 
abgedruckt im Blatt für Patent-, Muster- und Zeichenwesen, Jahrg. 1905, S. 251. 


SIGB. § 268. Will sich der Täler durch die Urkundenfälschung gegen Enl- 
richtung des vollen Werts einen Gegenstand verschaffen, der ihm die Begehung 
sewinnbringender Straflaten ermöglichen soll (bier einen Stempel zur Jälschlichen 
Anfertigung von Freifahrtscheinen), so handelt er bei der Urkundenfälschung noch 
nicht in gewinnsüchliger Absicht. 

l. StrS. U. v. 30. Juni 1910 g. K. 1 D 375/10. 

Ausden Gründen: Das Urteil hat in folgendem Punkte zu Bedenken 
Veranlassung gegeben. Die Strafkammer hat hinsichtlich der Urkundenfälschung, 
welche die Angeklagten K. und F. im April 1909 gegenüber der Firma Th. u. Cie. 
begangen haben, angenommen, daß die Täter die Urkundenfälschung in der Ab- 
sicht begangen haben, sich einen Vermögensvorteil zu verschaffen. Sie erkennt 
an, daß dieser nicht in dem Erwerb des Stempels, den sie unter falschem Namen 
bestellten, zu finden sei, glaubt aber den $ 268 StGB. deshalb anwenden zu müssen, 
weil die Absicht der Angeklagten dahin ging, unter Verwendung des Stempels 
Freifahrtscheine fälschlich anzufertigen, die sie dann zu ihrem Vorteil benutzen 
wollten. Nun ist zwar dem ersten Richter zuzugeben, und auch bereits vom 
Reichsgericht ausgesprochen, daß es nicht erfordert wird, daß die durch den 
Gebrauch der falschen Urkunde erzielte Täuschung schon allein hinreiche, 
den erstrebten Vermögensvorteil zu beschaffen, immer aber muß, wenigstens 
in der Vorstellung des Täters, ein Zusammenhang zwischen der begangenen 
Urkundenfälschung und der Bereicherungsabsicht vorliegen. Dies trifft noch 
zu, wenn der Täter die Urkundenfälschung Degeht, um einen Lohn dafür zu er- 
halten (vgl. Entsch. 18 145). Hier aber haben die Angeklagten K. und F. durch 
Urkundenfälschung sich einen Stempel verschafft, für den sie — wie nicht anders 
anzunehmen ist — mindestens den vollen Gegenwert bezahlt haben. einen Vor- 
teil wollten sie also nicht schon durch die Begehung dieser Urkunden- 
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fälschung erzielen, sondern erst durch eine weitere von ihnen noch geplante 
Straftat, zu deren Begehung ihnen der Stempel allerdings von Nutzen sein 
konnte. Dieser noch in unbestimmter Zukunft liegende von weiteren Ent- 
schlüssen der Angeklagten abhängige Vorteil steht nicht mehr im Zusammenhang 
mit der jetzt abzuurteilenden Urkundenfälschung. 


StPO. $ 264. Ist das Hauptverfahren wegen mehrerer selbständiger Hand- 
lungen eröffnet und soll Verurteilung wegen eines fortgesetzien Vergebens 
erfolgen, so genügl nicht ein Hinweis darauf, daß die Bestrafung möglicher- 
weise aus $ 73 SIGB. erfolgen könne. 

V. StrS. U. v. A. Juli 1910 g. L. 5 D 453/10. 

Gründe: Die Prozeßbeschwerde muß dem Rechtsmittel zum Erfolge 
verhelfen. Gegen den Angeklagten war das Hauptverfahren eröffnet worden, 
weil er hinreichend verdächtig erschien, sich durch mehrere selbständige Hand- 
lungen der Unterschlagung schuldig gemacht zu haben. Verurteilt ist er nur 
wegen eines einzigen fortgesetzten Deliktes. Infolgedessen war Angeklagter 
gemäß § 264 StPO. vorher auf die möglicherweise eintretende Veränderung des 
rechtlichen Gesichtspunkts besonders hinzuweisen (Entsch. 20 226). Das hat 
zwar das Gericht nicht verkannt. Allein der Hinweis ist ausweislich des nach 
§ 274 StPO. maßgebenden Sitzungsprotokolls nur dahin gegangen, daß ‚die 
Bestrafung möglicherweise aus $ 73 StGB. erfolgen“ könne. Dies kann im vor- 
liegenden Falle als ausreichend nicht bezeichnet werden. Wenn auch eine be- 
sondere Form für den Hinweis im Gesetz nicht vorgeschrieben ist, so muß er 
doch in der Weise erfolgen, daß der Angeklagte unzweideutig entnehmen kann. 
welche bestimmte andere rechtliche Beurteilung der ihm zur Last gelegten 
Straftat das Gericht im Auge hat. Nun schreibt $ 73 StGB. nichts weiter vor. 
als daß das... „schwerste“ Gesetz zur Anwendung kommt, wenn ein und dieselbe 
Handlung mehrere Strafgesetze verletzt; er bezieht sich also lediglich auf den 
Fall der Idealkonkurrenz. Mag auch zuweilen in gerichtlichen Entscheidungen 
§ 73 StGB. angezogen worden sein, wenn es sich umAngabe des anzuwendenden 
Strafgesetzes handelt und ein fortgesetztes Delikt in Frage stand, seiner Natur 
nach regelt derselbe ein wesentlich anderes rechtliches Verhältnis. Der Begriff 
des fortgesetzten Delikts ist lediglich durch die Rechtslehre und Rechtsprechung 
bestimmt worden, weil es einem Bedürfnis der letzteren entspricht. Im Gesetz 
selbst hat es keine ausdrückliche Normierung gefunden. Deshalb vermag der 
Angeklagte aus dem Hinweis allein, daß $ 73 StGB. zur Anwendung kommen 
könne, nicht zu erkennen, worum es sich handelt. Er hätte vielmehr ausdrücklich 
darauf aufmerksam gemacht werden müssen, daß das Gericht mit der Möglich- 
keit rechne, die einzelnen Straftaten zur juristischen Einheit eines fortgesetzten 
Deliktes zusammenzufassen. Denn der Dolus des Angeklagten ist, wie die Re- 
vision mit Recht betont, im letzteren Falle ein wesentlich anderer als im ersten. 
Lag nämlich ein fortgesetztes Delikt vor, so mußte der Angeklagte hier von 
vornherein den Vorsatz gefaßt haben, die aus dem Geschäftsverkehr 
mit O. eingehenden Gelder sich ganz oder teilweise anzueignen. Da er nach 
Inhalt des Eröffnungsbeschlusses keine Veranlassung hatte, sich in dieser 
Richtung zu verteidigen, so kann nicht verneint werden. daß das angegriffene 
Urteil auf dem gerügten Prozeßverstoße beruhe. Demgemäß mußte dessen 
Aufhebung erfolgen, und es war die Sache an die Vorinstanz, zur anderweiten 
Verhandlung und Entscheidung zurückzuverweisen. 


8GB. 8286. Die Lotterie verlangt nicht, daß die Einzahlenden sich in ihren 
Gewinnaussichlen gegenseitig beschränken. Veranstaltung einer Lolterie trotz 
Gründung einer sog. Losgesellschaft, falls solche nur zum Schein erfolgt; Ver- 
bällnis solchenfalls zu $ 116 BGB. | 

V. Strs. U. v. 5. Juli 1910 g. J. u. Gen. 5 D 464/10. 

Aus den Gründen: Dem angefochtenen Urteile liegt die Rechts- 
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auffassung zu Grunde, daß eine Veranstaltung zum Vertriebe von Losen obrig- 
keitlich genehmigter Lotterien, bei der es sich darum handelt, die Teilnehmer 
zu Eigentümern jener Lose zu machen, nicht als Lotterieveranstaltung im Sinne 
des $ 286 StGB. erachtet werden kann, wohl aber eine solche Veranstaltung. 
durch die den Teilnehmern ohne Übertragung des Eigentums jener Lose lediglich 
die gleiche Gewinnhoffnung verschafft werden soll, wie sie sich bei dem Erwerb 
jener Lose ergeben würde. Diese Auffassung ist vom Reichsgerichte wiederholt 
gebilligt. Vgl. Entsch. 1 133, 134; 4 80, 82; 7 161, 166; 9 405, 606; 27 
S. 233, 237. 

Der erkennende Senat sieht keinen Grund, von dieser Rechtsanschauung 
abzuweichen. Er kann insbesondere den Beschwerdeführern darin nicht bei- 
treten, daß das Ausbieten von Gewinnhoffnungen im Anschluß an eine be- 
stehende Lotterie um deswillen die Veranstaltung einer eigenen Lotterie nicht 
enthalten könne, weil der Veranstalter in solchem Falle „auf die Gestaltung der 
Lotterie, d. h. auf die Auslosung an sich einen Einfluß nicht nehme.“ Für den 
Begriff der Lotterie ist es wesentlich, daß der Gewinn von einem ungewissen, 
vom Zufall zu entscheidenden Ereignisse abhängig gemacht wird. Eine Aus- 
losung aber ist nicht Wesenserfordernis, noch weniger, daß der Unternehmer eine 
solche selbst vornimmt oder veranlaßt. Dem Erfordernisse der Abhängigkeit 
des Gewinnens von einem ungewissen, vom Zufall zu entscheidenden Ereignisse 
(Entsch. 34 448, 449) ist auch dann genügt, wenn der Gewinn von dem Ergebnis 
der Ziehung einer anderen bestehenden Lotterie abhängig gemacht ist. Der 
Senat kann ferner dem von den Beschwerdeführern aufgestellten Satze nicht bei- 
pflichten, daß eine Lotterie nur dann vorliege, wenn die Teilnehmer gegeneinander 
spielten, indem jeder durch seinen Gewinn die Gewinnhoffnung der übrigen be- 
schränke. Nach dem Begriffe der Lotterie ist es kein Erfordernis, daß der in 
Aussicht gestellte Gewinn nur Einzelnen der Einzahlenden zufalle und daß die 
Einzahlenden sich in ihren Gewinnaussichten gegenseitig beschränken. Es ist 
vielmehr die Gestaltung des Spielplans nach dieser Richtung im freien Er- 
messen des Unternehmers. Die Beschwerdeführer übersehen aber auch, daß, 
wenn, wie in einem Teil der vorliegenden Fälle, die Spieler in Gruppen abgeteilt 
und für jede dieser Gruppen besondere Nummern derselben Losgattung bestimmt 
werden, die Teilnehmer gruppenweise gegeneinander spielen und ihre Gewinn- 
aussichten gegenseitig beschränken können. 

Auch insoweit befindet sich der Erstrichter mit der Rechtsprechung des 
Reichsgerichts im Einklange, als er annimmt, für die Frage, ob eine Veranstaltung 
zum Vertriebe von Losen oder eine Lotterieveranstaltung vorliege, sei nicht 
allein der Wortlaut der von dem Unternehmer gemachten Ankündigungen und 
Angebote, Bedingungen und Satzungen entscheidend, es komme vielmehr we- 
sentlich darauf an, ob nach dem erkennbaren wahren Willen des Veran- 
stalters das eine oder das andere bezielt war. Vgl. Entsch. 9 405 und die nicht 
gedruckten Entsch. v. 3. Januar 1901, I D. 4238/00 und v. 24. Januar 1910 
3 D. 928/09. 

Im vorliegenden Falle hat der Erstrichter als erwiesen erachtet, daß der 
Br’er l.osverein Brunonia, dessen Zweck nach $ 1 der Satzung sein sollte: 

„Serien- und Prämienlose auf gemeinsame Rechnung der Mit- 
glieder anzukaufen und die Gewinne gleichmäßig zu verteilen“, 
und nach dessen Satzung ($ 9/10) 

„die Originallose sofort in das Eigentum der Mitglieder übergehen‘ 
sollten, trotz dieses Satzungswortlauts doch in Wirklichkeit erkennbar nur 
zu dem Zwecke gegründet und betrieben worden ist, den Teilnehmern nicht die 
aufgegebenen Lose, sondern nur die ihnen entsprechenden Gewinnhoffnungen 
zu verschaffen. Die Vereinsgründung erfolgte nach der Annahme des Erstrichters 
nur zum Schein, um vor dem § 286 StGB. Deckung zu schaffen und Leicht- 
vläubige über die Sicherheit der Sache zu täuschen. Dem gleichen Zwecke diente 
die nach Annahme des Erstrichters erkennbar nicht ernstremeinte Zu- 
sage der Verschaffung des Eigentums an den Losen. In Wirklichkeit ging 
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nach der Annahme des Erstrichters de erkennbare Absicht des Ange- 
klagten H. lediglich dahin, den Spiellustigen die Gelegenheit zu bieten, gegen 
ihre Einsätze Lotteriegewinnhoffnungen zu erlangen, und sie durch Ver- 
lockung zu der so veranstalteten, äußerst ungünstigen Lotterie zugunsten des 
Unternehmers umi ihr Geld zu bringen. Die Erwägungen, auf Grund deren 
der Erstrichter zu diesem Ergebnisse gelangt, sind tatsächlicher Art, die Fest- 
stellungen sind als tatsächliche Feststellungen der Nachprüfung durch das 
Revisionsgericht entzogen. Zu Unrecht bekämpfen sie den aus jenen Feststellun- 
gen gezogenen Schluß auf Vorliegen einer Lotterieveranstaltung mit dem Hin- 
weise auf $ 116 BGB. Allerdings ist zuzugeben — was sich der Erstrichter nicht 
stets gegenwärtig gehalten zu haben scheint — daß das Zustandekommen 
eines Gesellschaftsvertrages nicht dadurch gehindert worden wäre, daß der 
Angeklagte H. sich beim Anbieten eines solchen insgeheim vorbehalten hätte, 
nicht einen Gesellschaftsvertrag, sondern einen Lotterievertrag zu wollen. 
Allein ganz abgesehen davon, daß bei der nach Annahme des Erstrichters ge- 
gebenen Durchsichtigkeit der Scheingeschäftsnatur des angebotenen Gesell- 
schaftsvertrags die Anwendbarkeit des $ 116 BGB. auf den vorliegenden Fall 
keineswegs ohne weiteres anzuerkennen ist, muß der Angriff der Revision schon 
daran scheitern, daß für die Frage der Anwendbarkeit des $ 286 StGB. nicht die 
Rechtslage beim Geschäftsabschluß mit dem einzelnen Teilnehmer und noch 
weniger die Rechtslage beim Erwerb der später etwa gekauften Lose, sondern 
vielmehr die Rechtslage in einem wesentlich früheren Zeitpunkte maßgebend 
ist. Der $ 286 StGB. bedroht nicht den Abschluß von Lotterie- 
verträgen, sondern de Veranstaltung öffentlicher Lotterien 
ohne obrigkeitliche Erlaubnis mit Strafe. Eine Lotterie ‚‚veranstaltet‘‘, wer die 
Einrichtungen schafft, durch die dem Publikum der Abschluß von Lotterie- 
verträgen ermöglicht wird. (Entsch. 42 430, 432.) Daß das Unternehmen 
zu Ende geführt, Teilnehmer gewonnen, Verträge abgeschlossen, Lose aus- 
gegeben sind, ist nicht erforderlich. Es genügt zur Vollendung der Veranstaltung, 
daß dem Publikum die Beteiligung zugänglich gemacht wird, daß der Unter- 
nehmer seine Bereitwilligkeit zum Abschluß von Lotterieverträgen so zur 
Kenntnis gebracht hat, daß die Einzelnen imstande sind, dem gemachten An- 
xebote, so, wie es gemeint ist, Folge zu geben. Vgl. Entsch. 1 357, 359; 5 432, 
434; 27 233, 237. 

Für die Frage, ob eine Lotterie veranstaltet ist, ist es darum entscheidend, 
ob dem Publikum durch die Veranstaltung des Unternehmers die Möglichkeit 
gegeben war, auf,den der wirklichen Absicht des Ange- 
hots entsprechenden Lotterievertrag einzugehen; 
dagegen kann es nicht von ausschlaggebender Bedeutung sein, ob infolge der — 
unter dem Deckmantel des Losvereins getroffenen — Veranstaltung späterhin 
Personen, die das Scheingeschäft als solches durchschauten, ihren Beitritt 
erklärten. um damit sich an der Lotterie als solcher zu beteiligen. oder ob andere 
Personen, die die Scheingeschäftsnatur nicht durchschauten. ihre Erklärung ab- 
gaben und ihren Beitrag zahlten, um dadurch Gesellschafter und Miteigentümer 
der Lose zu werden. Ebenso ist es belanglos, welche Rechtswirkungen dadurch 
entstanden, daß die Beitretenden ihre Beitrittserklärung in dem einen oder 
ın dem anderen Sinne abgaben. Sollte daher der Erstrichter, wie ihm die Be- 
schwerdeführer vorwerfen, über die Frage dieser Rechtswirkungen sich im un- 
klaren oder im Irrtum befunden haben, so könnte doch darauf, weil es für die 
Entscheidung nicht von Belang ist, die Revision nicht gestützt werden. 


War das Lotterievergehen gemäß $ 286 StGB. schon durch die Mitteilung 
der Beitrittsaufforderungen an das Publikum vollendet, so konnte es auch nicht 
dadurch rückgängig gemacht werden. daß späterhin die aufgegebenen Lose 
durch die Verfügung des Veranstalters in das Eigentum derer gelangten, die der 
wirklichen oder vermeintlichen Gesellschaft beigetreten waren. Es wäre darum 
auch unschädlich, wenn der Erstrichter zu Unrecht angenommen hätte. daß die 
tür die „Brunonia“ gekauften Lose nicht Eigentum der wirklichen oder vermeint- 
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lichen Gesellschafter geworden, sondern Eigentum des Angeklagten H. geblieben 
oder geworden sind. Wenn also auch zuzugeben ist, daß die Feststellungen des 
angefochtenen Urteils in diesem Punkte Zweifel übrig lassen, so gefährdet doch 
auch dies nicht den Bestand des Urteils. 


StPO. $ 293. SIGB. § 47. Fragestellung nach Mittäterschaft. Nicht genii- 
gend: „mil einem andern handelnd‘“. 

V. StrS. U. v. 8. Juli 1910 g. R. u. W. 5 D 526/10. 

Aus den Gründen: Die Rüge der Verletzung des materiellen Rechts 
ist begründet. 

Nach dem Spruche der Geschworenen ist jeder der beiden Angeklagten 
für schuldig erklärt: 

„Zu H. im Jahre 1908 allein oder mit einem anderen 
handelnd, den Entschluß, eine inländische öffentliche Urkunde 
fälschlich anzufertigen und von derselben zum Zwecke der Täuschung 
Gebrauch zu machen, und zwar in der weiteren Absicht, sich oder einem 
anderen einen Vermögensvorteil zu verschaffen, durch Handlungen 
betätigt zu haben, welche einen Anfang der Ausführung der beabsich- 
tigten aber nicht zur Vollendung gekommenen Straftat enthalten.“ 

Auf Grund dieses Spruchs ist jeder der Angeklagten wegen Versuchs 
der schweren Urkundenfälschung zur Strafe verurteilt. 

Der Revision kann nun zwar insoweit nicht beigetreten werden, als sie 
die alternative Fragestellung als solche beanstandet, weil bei der einfachen 
Bejahung der Frage, ob der Angeklagte allein oder mit einem anderen handelnd 
sich verfehlt habe, ungewiß bleibe, welchen der beiden Fälle die Geschworenen 
als erwiesen erachtet haben. Denn das Reichsgericht hat trotz dieser nicht in 
Abrede zu ziehenden Ungewißheit in ständiger Rechtsprechung eine derartige 
Fragestellung für zulässig erklärt (vgl. Entsch. 37 215, 216) und der jetzt erken- 
nende Senat findet keinen genügenden Grund, im vorliegenden Falle von dieser 
Rechtsprechung abzuweichen. Dagegen ist der Revision darin zu folgen, daß die 
Worte des Wahrspruchs, jeder der Angeklagten sei schuldig, den Urkunden- 
fälschungsversuch 

„allein oder mit einem Anderen handelnd‘ 

begangen zu haben, nicht mit der nötigen zweifellosen Klarheit zum Ausdrucke 
bringen, daß die Geschworenen jeden der Angeklagten der Täterschaft oder 
der Mittäterschaft an dem Fälschungsversuche für überführt erachtet 
haben. Der Tatbestand der Mittäterschaft liegt darin, daß mehrere eine Straftat 
gemeinschaftlich ausführen. ($ 47 StGB.) Wer eine Straftat 
mit einem anderen gemeinschaftlich ausführt, handelt mit einem andern. Aber 
nicht jeder, der mit einem anderen handelt, ist Mittäter. Auch wer sich bei der 
Ausführung einer Tat eines Gehilfen bedient, handelt mit diesem und keiner 
von beiden ist in diesem Falle Mittäter. Umspannt aber hiernach das „Handeln 
mit einem andern‘ auch den Fall der Beihilfe, so ist die Fassung, „allein oder 
mit einem andern handelnd‘ unklar und zweideutig und deshalb nicht geeignet. 
der Verurteilung wegen ‚„Täterschaft oder Mittäterschaft‘ zur Grundlage zu 
dienen. Die Verurteilungen auf Grund dieses Spruches konnten darum nicht 
aufrecht erhalten werden. 


StPO. 88 309, 308, 30T, 237. Uebergibt der Vorsilende den Geschworenen 
einen Fragebogen, auf dem er die Fragen nicht unlerzeichnet hat und stellt 
sich dieser Mangel nach V erlesung des Spruchs heraus, so ist für ein Berichligungs- 
verfahren kein Raum, weil ein solches einen Spruch voraussekt, der auf Grund 
von Fragen ergangen ist, die den Geschworenen in geselslicher Form vorgelegt sind. 
Der Vorsitzende hat vielmehr gemäß $ 237 SIPO. den fehlerhaften Teil der Haupt- 
verbandlung zu wiederholen. 

FerS. U. v. 8. September 1910 g. H. 3 D 764/10. 

Aus den Gründen: Die erhobene Rüge greift nicht durch. 
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Inhalts des nach $$ 273, 274 StPO. maßgebenden Hauptverhandlungs- 
protokolls ist der mit Anlage II bezeichnete Fragebogen den Geschworenen 
übergeben worden, ohne daß er zuvor von dem Vorsitzenden unterzeichnet war. 
Diese Tatsache stellte sich heraus, als der zu diesem Fragebogen abgegebene 
Spruch der Geschworenen durch den Obmann vorschriftsmäßig kundgegeben 
war. 

Der hiernach gegebene Verstoß gegen die Vorschrift des $ 301 Satz 1 StPO. 
bedingte ohne weiteres die Nichtigkeit des sich anschließenden weiteren Ver- 
fahrens, soweit es sich auf jenen Verstoß stützte (Entsch. 85 407). Es ist daher 
der Revision zuzugeben, daß der zu dem Fragebogen II ergangene Geschworenen- 
spruch der Rechtsgültigkeit ermangelt. 

Der Revision kann aber nicht dahin beigetreten werden, daß auf diesem 
Verstoße das angegriffene Urteil beruht, Wie das Protokoll weiter nachweist, 
ist dem erwähnten Mangel des Verfahrens sofort nach seiner Entdeckung und 
vor Fortführung der Verhandlung in der Weise abgeholfen worden, daß zunächst 
der von dem Mangel betroffene Teil der Verhandlung wiederholt und diese erst 
auf dieser Grundlage zu Ende geführt wurde. Der Fragebogen Anlage II wurde 
neu angefertigt, dergestalt, daß das neue zn. mit dem früheren, wie eine 
Vergleichung dartut, wörtlich übereinstimmte. Dieses Exemplar unterzeichnete 
der Vorsitzende in Gegenwart des wieder in den Sitzungssaal eingetretenen 
Angeklagten und übergab es den Geschworenen mit dem Ersuchen, in eine 
neue Beratung einzutreten, bei der sie an keinen Teil des früheren Spruches ge- 
bunden wären. Demnächst zogen sich die Geschworenen wieder in das Beratungs- 
zimmer zurück, während der Angeklagte aus dem Sitzungszimmer entfernt 
wurde. Nach abermaliger Rückkehr der Geschworenen in das Sitzungszimmer 
wurde dann von dem Obmann der in dem Protokoll als Anlage III bezeichnete, 
bei Nr. 95 der Akten befindliche Spruch kundgegeben und dem weiteren Ver- 
fahren, insbesondere auch dem verkündeten Urteile zugrunde gelegt. 

Bei den von der Revision beanstandeten Maßnahmen des Vorsitzenden 
handelte es sich sonach nicht um ein der zuvorigen Beschlußfassung des Ge- 
richts unterliegendes Berichtigungsverfahren im Sinne der $$ 309 ff. StPO. 
Ein solches hätte nur in Frage kommen können, wenn der Spruch der Ge- 
schworenen auf Grund von Fragen ergangen war, die ihnen in gesetzlicher Form 
vorgelegt waren. Dies traf aber im vorliegenden Falle nicht zu, da der den Ge- 
schworenen übergebene Fragebogen der gesetzlich vorgeschriebenen Unterschrift 
des Vorsitzenden entbehrte, so daß der auf dieser Grundlage abgegebene Ge- 
schworenenspruch als ein Spruch im Sinne der $$ 308 ff. StPO. nicht anzusehen 
war. Unter diesen Umständen war es gemäß $ 237 StPO. das Recht und die Pflicht 
des Vorsitzenden, aus eigener Entschließung die Wiederholung des mit einem 
Fehler behafteten Teils der Hauptverhandlung unter Vermeidung des früheren 
Verstoßes herbeizuführen. 

Eine solche Wiederholung eines Verhandlungsabschnittes verstößt gegen 
keine prozeßrechtliche Vorschrift und muß als zulässig angesehen werden, 
wenn sie, wie vorliegenden Falles, dem Zwecke dient, ein vorgekommenes, 
prozessuales Versehen zu beseitiren. Dieser Auffassung steht auch nicht der 
Umstand entzegen. daß dabei die Geschworenen in die Lage kamen, dieselben 
Ihnen vorgelegten Schullfragen zum 2. Male zu beantworten. Im übrigen kann 
sich der Angeklagte nicht dadurch beschwert fühlen, wenn, wie vorliegend, 
ein Ihm ungünstiger Geschworenenspruch für ungültig erklärt und so den Ge- 
schworenen in derselben Hauptverhandlung Gelegenheit gegeben wird, zu den 
Schuldfragen anderweitig und möglicherweise in einem dem Angeklagten 
günstigeren Sinne Stellung zu nehmen. 

War aber die Wiederholung des hier in Rede stehenden Verhandlungs- 
abschnittes zulässig, so ergibt sich, daß dem weiteren Verfahren und insbesondere 
dem Urteil nicht, wie die Revision meint, der Spruch in dem Fragebogen Anlage 11, 
sondern der in dem Stück Nr. 95 d. A. niedergeschriebene Geschworenenspruch 
zugrunde zu legen war, wie dies ausweislich des Protokolls auch geschehen ist. 
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SIGB. $ 204. Freiwillige Aufgabe des Zweikampfes liegt nicht vor, wenn 
zwar beide Gegner absichllich in die Luft schießen, wenn aber jeder von ihnen ge- 
ylaubt hat, daß der andre einen ernstllichen Kamp} beabsichtige und sich der Kugel 
seines Gegners hat aussetzen wollen. 

I. StrS. U. v. 26. September 1910 g. M. 1 D 489/10. 

Aus den Gründen: Richtig ist es, daß die Herausforderung als 
Vorbereitungshandlung für den Zweikampf einen Teil der im Eröffnungsbeschluß 
bezeichneten „Tat“ im Sinne des $ 263 StPO. bildet, deren Bestrafung zwar 
bei Verurteilung wegen des Zweikampfs wegfällt (Entsch. 4 408), aber in der Regel 
eintreten muß, wenn es zum Zweikampf nicht gekommen ist. Die Strafkammer 
hat diese Frage überhaupt nicht erörtert, und zwar, wie anzunehmen, aus 
Rechtsirrtum. Dies würde nicht zur Aufhebung des Urteils führen, wenn im 
vorliegenden Fall die Verurteilung des Angeklagten wegen der von ihm nach 
den Urteilsgründen ernst gemeinten Herausforderung des Dr. K. durch die 
Vorschrift des $ 204 StGB. ausgeschlossen wäre. Allein eine Feststellung, daß 
die Parteien den Zweikampf vor dessen Beginn freiwillig aufgegeben hätten. 
ist in dem Urteil nicht getroffen, und sie ist auch dem Inhalt der Urteilsgründe 
nicht zu entnehmen. Zwar ist nicht festzustellen gewesen, daß wenigstens 
Dr. K. den Angeklagten hat treffen wollen, und es muß daher zugunsten des An- 
geklagten angenommen werden, daß dies nicht der Fall gewesen und daß es daher 
zu einem Zweikampf im Sinne des Gesetzes überhaupt nicht gekommen ist, 
also auch vom Beginn eines Zweikampfs nicht die Rede sein kann. 

Aber die Parteien haben nach den Urteilsgründen den Zweikampf nicht 
freiwillig aufgegeben. Die Strafkammer stellt bezüglich des Dr. K. aus- 
drücklich fest, hat aber auch hinsichtlich des Angeklagten offenbar angenommen, 
daß keiner von beiden gewußt hat, daß der andere nicht auf ihn zielen würde 
und ihn nicht treffen wollte. Jeder von beiden hat sich also der Kugel des 
andern aussetzen wollen und geglaubt, daß es sich wenigstens bei dem andern 
um einen ernstlichen Kampf handle. Wenn es bei einem Scheinkampf geblieben 
ist, so entsprach dies nicht dem freien Willen der einzelnen Partei selbst, sondern 
war die Folge des Willens des Gegners. 

Danach war das Urteil aufzuheben. 


B. Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts. 
Mitgeteilt von Oberverwaltungsgerichtsrat Spangenberg, Berlin. 
I. 


Zur Auslegung des § 8 des Reichsvereinsgeselzes vom 19. April 1908, wonach 
eine Versammlung, die in einem geschlossenen Raume veranslallet wird, nicht 
schon deshalb als Versammlung unter freiem Himmel anzusehen ist, weil sie in 
einen mil dem Versammlungsraume zusammenhbängenden umfriedelen Hof oder 
Garten verlegt wird. 

l. Senat. Urteil vom 9. November 1909. Nr. I. A. 200/08. 

Aus den Gründen: Da die Veranstaltung im Garten eines Restau- 
rants stattfinden sollte, fragt es sich, ob hier nicht der Ausnahmefall des $ 8 
les Reichsvereinsgesetzes vom 19. April 1908 vorliegt. Denn wenn dort be- 
stimmt ist, daß eine Versammlung, die in einem geschlossenen Raume veran- 
staltet wird, nicht schon deshalb als eine Versammlung unter freiem Himmel 
anzusehen ist, weil die Versammlung in einen mit dem Versammlungsraume 
zusammenhängenden umfriedeten Hof oder Garten verlegt wird, so können 
Zweifel darüber entstehen, ob nicht diese Bestimmung auch auf eine von vorn- 
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herein in das Zubehör eines geschlossenen Raumes einberufene Versammlung 
Anwendung finden muß. Diese Frage ist indessen zu verneinen. 

Die erwähnte Bestimmung war im Gesetzentwurfe nicht enthalten. In 
der Kommission (Kommissionsbericht Seite 71) stellte ein süddeutscher Ab- 
geordneter (vgl. stenographische Berichte Seite 4608/9) die Anfrage, ob es als 
Veranstaltung einer öffentlichen Versammlung unter freiem Himmel anzusehen 
sei, wenn die Teilnehmer einer in geschlossenem Raume tagenden Versammlung 
sich im Laufe der Verhandlungen in einen hinter dem Versammlungslokale lie- 
genden umfriedeten Raum begäben, um dort weiter zu beraten. Anlaß zu der 
Anfrage gab die in Süddeutschland verbreitete Sitte, daß öffentliche Versamm- 
lungen in geschlossenen Räumen von Keller- oder Gartenwirtschaften ausge- 
schrieben, bei günstiger Witterung oder besonders großem Andrang aber in den 
Wirtschaftsgarten verlegt werden und daß auf die eventuelle Verlegung bereits 
in der Ausschreibung hingewiesen wird. Dem Fragesteller kam es darauf an. 
diese Sitte gesichert zu wissen, ohne daß die Abhaltung der Versammlung im 
Garten der Genehmigungspflicht aus § 4 — jetzt $ 7 — des Reichsvereins- 
gesetzes unterstellt würde. Der Staatssekretär des Innern gab auf die Anfrage 
in erster Lesung die Erklärung ab (Kommissionsbericht Seite 71/72): 

„daß nach seiner persönlichen Auffassung man es kaum als Veranstaltung: 
einer öffentlichen Versammlung unter freiem Himmel im eigentlichen 
Sinne betrachten könne, wenn eine Versammlung, die in einem ge- 
schlossenen Raum berufen und dort zusammengetreten sei, ihre Verhand- 
lungen in einen anschließenden dazu gehörenden Hof oder Garten verlege. 
wenn dieser nach außen abgeschlossen sei.‘ 

Demgegenüber wurde bemerkt, die bloße Erklärung der Regierung genüge 
im Hinblick auf die Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts Band 46, Seite 
435 nicht, vielmehr bedürfe es einer Bestimmung im Gesetze selbst. Diese for- 
mulierte der Fragesteller als Antrag 42 dahin (a. a. O. Seite 66): 

„Öffentliche Versammlungen in einem mit dem Versammlungs- 
lokal zusammenhängenden eingefriedigten Hof oder Garten gelten nicht 
als öffentliche Versammlungen unter freiem Himmel.‘ 

Nachdem in der Kommission noch bemerkt worden war, es solle der Ver- 
such gemacht werden, eine Gesetzesbestimmung zu formulieren, daß das ‚„Zu- 
behör“ des Saales mit zum Versammlungslokal gehöre (Konmnissionsbericht 
S. 72), wurde der Antrag angenommen (a. a. O. S. 73). 

In der zweiten Lesung wurde die Bestimmung so formuliert, wie sie später 
in das Gesetz übergegangen ist (a. a. O. S. 141). Der Staatssekretär gab dazu 
folgende Erklärung ab (a. a. O. S. 142): 

„Als Veranstaltung einer Versammlung unter freiem Himmel 
im eirentlichen Sinne wird es nicht anzusehen sein, wenn sich an einer 
in geschlossenem Raume abgehaltenen Versammlung einige außerhalb 
dieses Raumes befindliche Personen beteiligen, oder wenn eine Versamm- 
lung, die in einen geschlossenen Raum berufen und dort zusammengetreten 
ist, ihre Verhandlungen in einen damit zusammenhängenden, nach 
außen abgeschlossenen Hof oder Garten verlegt. Dagegen kann die 
Vorschrift des 8 4a — jetzt § 8 — selbstverständlich dann keine An- 
wendung finden, wenn besondere Umstände, wie etwa ein von vornherein 
bestehendes Mißverhältnis zwischen der Größe und Beschaffenheit des 
Versammlungsraums und der Zahl der zu erwartenden Teilnehmer, die 
Annahme gerechtfertigt erscheinen lassen, daß die Einberufung der Ver- 
sammlung in den geschlossenen Raum nur zurUmgehung der Bestimmungen 
tür Versammlungen unter freiem Himmel hat dienen sollen. Voraus- 
setzung ist daher, daß der Versammlungsraum an und für sich geeignet 
für die Versammlung war, und daß später hinzutretende Umstände das 
Ahbgehen von der ursprünglichen Absicht, die Versammlung in dem ge- 
schlossenen Raume abzuhalten, angezeigt erscheinen lassen.“ 

Der ursprüngliche Antragsteller erachtete die neue Formulierung für eine 
Verschlechterung und beantragte, an Stelle der Worte „verlegt wird“ zu setzen: 
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„stattfindet“ (Kommissionsbericht S. 142, Drucksachen Nr. 832). Die bean- 
standete Formulierung wurde indessen von der Kommission beschlossen (Kom- 
missionsbericht S. 142). 


Bei der Beratung im Plenum sprach zunächst der Abgeordnete Hildebrand 
zu der Bestimmung u.a. wie folgt: 

FATE nach den Erklärungen des Herrn Staatssekretärs steht es wohl 
fest, daß, wenn in Zukunft eine öffentliche Versammlung in einem Lokal 
stattfindet und, sei es durch Überfüllung, sei es bei einem schönen Tage, 
im Interesse der Gesundheit oder aus sonstigen Gründen, die Versammlung 
den Willen hat, sich auf den Garten oder Hof auszudehnen, dann die 
Polizei, wie das seither in vielen Fällen in Preußen und in Sachsen vor- 
kam, diese Versammlung nicht mehr als eine Versammlung unter freiem 
Himmel konstruieren und die Genehmigungspflicht dazu herleiten 
kann.“ 

Demnächst äußerte sich der Abgeordnete Kohl, der die Sache ursprünglich 
angeregt hatte, und bemerkte, die spätere Formulierung entspreche zwar so 
ziemlich dem Beispiele, das er in der Kommission vorgetragen habe. Gleichwohl 
sei in der ersten Lesung der Kommission der Gesamtgedanke, den er mit seiner 
Anregung bezweckt habe, in viel weiterer und vollständigerer Weise angenommen 
in einer Fassung, die in der zweiten Lesung bedeutend verschlechtert worden sei. 
Nach dieser letzteren Fassung sei der Gedanke dahin eingeschränkt, daß eine 
Versammlung in einem geschlossenen Raunıe, in einem Saale beginnen, zu- 
sammentreten müßte und dann erst unter freien Himmel verlegt werden könnte. 
Er bitte den Staatssekretär um eine Erklärung darüber, ob auch eine in der Aus- 
schreibung enthaltene Ankündigung, daß die Versammlung in geschlossenem 
Saale stattfinden, aber bei günstiger Witterung in den Garten oder Hofraum 
verlegt werden solle, unter den Begriff der Verlegung fallen solle. Treffe dies 
zu, so sei sein Hauptbedenken gegen die neue Fassung geschwunden. 


Der Staatssekretär wiederholte darauf seine in der Kommission abgegebene 
Erklärung und bemerkte dazu: 

TETE Demnach ist doch die Situation ganz klar. Es sollen nicht 
getroffen werden Versammlungen unter freiem Himmel, bei denen 
von vornherein weder die Absicht noch selbst die Möglichkeit bestand, 
die Teilnehmer in dem geschlossenen Raume zu vereinigen; sondern die 
Bestimmung soll nur auf diejenigen Fälle Anwendung finden, wo eine 
Versammlung bei schlechtem Wetter in dem geschlossenen Versammlungs- 
raume stattfinden soll, nachher in den Garten hinausgeht. Sie werden 
also mit der Kommissionsfassung durchaus das erreichen, was der Grund- 
gedanke der Anregung ist, über den wir uns in der ersten Lesung der Kom- 
mission, wie.der Herr Abgeordnete Kohl ja zugegeben hat, verständigt 
haben.“ 

Der Abgeordnete Kohl verblieb demgegenüber bei seinem Antrage, der 
aber abgelehnt wurde (a. a. O. S. 4612), nachdem der Vertreter der verbün- 
deten Regierungen noch erklärt hatte. daß eine Konstitutierung der Versammlung 
nicht erforderlich sei, bevor die Verlegung ins Freie stattfinde (a. a. O. S. 4611). 


Nach dieser Entstehungsgeschichte der Bestimmung besteht für ihre Trag- 
weite, die unter allen Umständen maßgebliche Schranke darin, daß der Ver- 
sammlungsort nicht von einem geschlossenen Raume losgelöst und unabhängig 
davon bestimmt werden darf. Wird eine Versammlung ausdrücklich nur in den 
Hof oder Garten eines Etablissements einberufen, so bleibt sie eine Versammlung 
unter freiem Himmel auch dann, wenn der Hof oder Garten das Zubehör eines 
geschlossenen Raumes bildet. Wollte man weiter gehen, so wäre nicht einzusehen, 
was die Konkurrenz eines geschlossenen Raumes überhaupt noch sollte; dann 
müßte vielmehr jede Versammlung auf einem umfriedeten Grundstück einerlei. 
ob darauf ein geschlossener Versammlungsraum sich befindet oder nicht, unter 
dem Privilegium des § 8 stehen. Damit würde an Stelle des Gerensatzes zwischen 
Versammlungen in geschlossenen Räumen und solchen unter freiem Himmel 
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ein völlig anderer, nämlich der zwischen Versammlungen in umfriedeten Räumen 
und solchen unter freiem Himmel gesetzt sein, der in Wahrheit einen Gegensatz 
überhaupt nicht bildet. Das Reichsvereinsgesetz hat den Begriff des geschlossenen 
Raumes erweitern, aber nicht beseitigen wollen. 


lI. 


Kabinellsorder vom 22. Februar 1842. 

Zur Frage der rechllichen Stellung der Kriegervereine, insbesondere in bezug 
auf das Vereinsrecht. 

I. Senat. Urteil vom 29. Januar 1909. Nr. I. B. 20/08. 

Aus den Gründen: Dem Vorderrichter ist darin beizutreten, daß 
der Garde-Verein M. ein Kriegerverein ist, auf den die Kabinettsorder vom 22. Fe- 
bruar 1842 (Ministerialblatt der inneren Verwaltung S. 98) Anwendung findet. 
Die in der ersten Instanz vom Kläger vertretene Ansicht, er sei kein Krieger- 
verein, weil und so lange er dem Landeskriegerverbande nicht beigetreten sei, 
ist völlig verfehlt. „Wesentlich ist allein, ob eine Vereinigung ehemaliger An- 
gehöriger des Heeres sich unter Bedingungen zusammengeschlossen hat, welche 
der Kabinettsorder vom 22. Februar 1842 entsprechen. Dies muß bei dem 
klagenden Vereine bejaht werden, da sein Statut, insbesondere der in $ 1 be- 
zeichnete Zweck, die aus une der Mitgliedschaft ($ 2) und die Organisation 
($ 10) alles dasjenige enthält, was die Order für „Vereine ehemaliger Krieger 
zum militärischen Begräbnisse verstorbener Kameraden,“ die jetzigen Krieger- 
vereine, an charakteristischen Merkmalen aufführt. Eine Zugehörigkeit der 
Kriegervereine zum Landeskriegerverbande ist nirgends vorgeschrieben; es 
bestehen auch noch zahlreiche Kriegervereine außerhalb des Landeskrieger- 
verbandes. Wie wenig der Verein selbst früher daran gezweifelt hat, daß er zu 
den Kriegervereinen gehöre, ergibt sich daraus, daß er in der seiner Gründung 
folgenden Anmeldung vom 12. März 1898 die Polizeibehörde auf die Kabinetts- 
order von 1842 hingewiesen hat; er ist denn auch als Kriegerverein behandelt 
worden, indem ihm gemäß $ 4 der Order die ortspolizeiliche Bestätigung erteilt 
und seine Gründung dem Königlichen Bezirkskommando mitgeteilt worden ist. 
Endlich hat der Verein es für geboten erachtet, eine im Mai 1907 beschlossene 
Ergänzung der Statuten der Ortspolizeibehörde zur „Genehmigung“ zu über- 
reichen, was er zweifelsohne nicht getan hätte, wenn er sich nicht für einen 
Kriegerverein, sondern, wie die Schriftsätze in erster Instanz behaupten, für 
einen Privatverein gehalten hätte. 

Ist aber der klagende Verein ein Kriegerverein im Sinne der Kabinetts- 
order vom 22. Februar 1842, so hat er einerseits mit seiner Bestätigung Be- 
fugnisse erhalten, welche über das im Gesetze vom 11. März 1850 geregelte 
Vereinsrecht hinausgehen (vgl. Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts 
Band 36 S. 427), anderseits eine Ausnahmestellung gegenüber anderen Vereinen 
insofern bekommen, als die Polizeibehörde einmal befugt ist, die Bestätigung zu- 
rückzunehmen. wenn die Tätigkeit des Vereins mit dem ihm zur Förderung 
anvertrauten Öffentlichen Interesse in Widerspruch tritt (vgl. Entscheidung 
des Oberverwaltungseerichts vom 11. Dezember 1878 im Ministerialblatt der 
inneren Verwaltung 1879 S. 76), und zweitens zu diesem Behufe berechtigt ist, 
tortgesetzt eine Kontrolle über die Vereinstätigkeit zu üben. Die Kabinettsorder 
wollte nach ihrer Einleitung den Kriegervereinen „die zu ihrem Bestehen not- 
wendige allgemeine gesetzliche Übereinstimmung geben“ und ist nach 
dem damaligen Rechtszustande (vgl. Verordnung vom 28. März 1811, Gesetz- 
sammlung S. 165) durch die Amtsblätter — im Regierungsbezirke Münster am 
2. April 1842 durch das Amtsblatt Nr. 14 (S. 112:113) — veröffentlicht worden, 
hat also Gesetzeskraft. Danach hat die bevorrechtigte Stellung der Krieger- 
vereine, welche sich hauptsächlich darin zeigt, daß sie ein für alle Male 
die Erlaubnis haben, die Leichen verstorbener Waffenrefährten militärisch zu 
begleiten ($ 5 der Order) und von den Beschränkungen der §§ 7, 9 des Vereins- 
gesetzes vom 11. März 1850 befreit sind (vgl. Verfügung vom 19. November 1875 
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Ministerialblatt der inneren Verwaltung S. 5, 6), ihre Kehrseite in dem beson- 
Jeren Kontrollrechte der Polizeibehörde; ohne dieses würde die Ausübung des 
Rechtes, dem Vereine die Bestätigung bei ordnungswidrigem Verhalten zu ent- 
ziehen, nicht möglich und durchführbar sein. Alle Anordnungen gegenüber 
Kriegervereinen, welche die Polizeibehörde in Ausübung des ihr nach der Ka- 
binettsorder vom 22. Februar 1842 zustehenden Aufsichtsrechts trifft, haben 
ihre rechtliche Grundlage nicht in dem gemeinen Vereinsrechte, sondern in den 
Sondervorschriften dieser Order und sind daher keine polizeilichen Verfügungen 
im Sinne der $$ 127 flg. des Landesverwaltungsgesetzes vom 30. Juli 1883. 
In der Rechtsprechung des Gerichtshofs (vgl. die oben angeführten Entschei- 
dungen) ist bereits dargelegt, daß weder gegen die Versagung noch gegen die 
Zurücknahme der Bestätigung der Statuten eines Kriegervereins die Rechts- 
kontrolle durch den Verwaltungsrichter stattfindet, weil ein polizeilicher Ein- 
griff in die subjektiven Rechte der Beteiligten nicht vorliegt. Dasselbe muß be- 
züglich solcher Anordnungen der Polizeibehörden gelten. welche sich mit der 
Frage befassen, ob und wie ein Kriegerverein eine Fahne führen dürfe. Gegen- 
iiber der Versagung und Zurücknahme der Bestätigung der Kriegervereins- 
statuten bedeutet das Verbot der Fahnenführung ein Geringeres; denn es be- 
trifft nur die Art und Weise des Bestehens des Kriegervereins, die äußeren Um- 
stände, unter denen er in der Öffentlichkeit auftreten darf, während jene Ver- 
tügungen sein Bestehen selbst zum Gegenstande haben. Enthalten letztere 
keine Eingriffe id die subjektiven Rechte der Beteiligten, so ist es bei der Re- 
gelung der Art und Weise des Bestehens erst recht nicht der Fall. 


II. 

Zur Frage der rechtlichen Wirkung einer irrtümlich erfolgten Aushändigung 
der Naluralisalionsurkunde. 

Reichsgesetz über die Erwerbung und den Verlust der Reichs- und Staals- 
angehörigkeit vom I. Juni 1870 88 2, 6, 8. 

I. Senat. Urteil vom 24. September 1909. Nr. I. B. 2/09. 

Aus den Gründen: Die Annahme des beklagten Polizeipräsidenten, 
daß die Aushändigung der Naturalisationsurkunde an den Kläger keine rechtliche 
Wirkung habe erzeugen können. weil sie entgegen dem Willen des Regierungs- 
präsidenten geschehen sei, ist nicht zutreffend. Der Gerichtshof hat in wieder- 
holten Entscheidungen (Entscheidungen Band 13 S. 408, Band 27 S. 410) dar- 
retan, daß die Aushändigung der von einer zuständigen Behörde erteilten 
Naturalisationsurkunde, auch wenn die Erteilung unter irriger Voraussetzung 
erfolgt ist, als rechts erzeugender Formalakt nicht annulliert werden kann. 
Es sind allerdings Fälle möglich, in welchen eine Naturalisationsurkunde als 
nichtig zu behandeln ist. Schon in dem oben angeführten in Band 13 S. 408 der 
Entscheidungen abgedruckten Urteil vom 23. Juni 1886 ist als Beispiel hierfür 
auf die Ausstellung durch eine unzuständige Behörde hingewiesen. Ebenso ist 
es denkbar, daß auch der Aushändigungsakt an einem Mangel leidet, der seine 
rechtliche Wirksamkeit auszuschließen geeignet ist. Beispielsweise würde dies 
dann anzunehmen sein. wenn eine ausgefertigrte, aber nicht zur Aushändigung 
bestimmte Naturalisationsurkunde von einem ungetreuen Beaniten im Einver- 
nehmen oder unter Vorwissen des zu Naturalisierenden aus ihrem Gewahrsanı 
fortgenommen und unter Verletzung der Dienstpflicht ausgehändigt wird. 
Um einen solchen Fall handelt es sich vorliegend nicht. Vielmehr steht lediglich 
ein Versehen eines zur Aushändigung der Urkunde an sich befugten Polizei- 
organs in Frage, von welchem der zu Naturalisierende keine Kenntnis hatte 
undnach Lage der Sache auch keine Kenntnis haben konnte. Derartige Versehen 
vermögen aber auf die Rechtsgültirkeit des Aktes an sich ebensowenig eine 
Einwirkung auszuüben, wie bei der Ausstellung der Urkunde selbst vorgekommene 
Irrtümer. Würde das Gegenteil angenommen. so würde, wie dies in dem Er- 
kenntnis vom 23. Juni 1886 dargelegt ist, dasjenige, was das Staatsangehörig- 
keitsresetz durch die scharfe Formulierung der für die Naturalisation erforder- 
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lichen Vorbedingungen erreichen wollte, vereitelt, und an Stelle einer festen 
und bestimmten Ordnung in bezug auf die wichtigsten Ööffentlich-rechtlichen 
Statusverhältnisse Unsicherheit erzeugt und zum Nachteil sowohl des Ein- 
zelnen wie auch der ganzen Verwaltung selbst weitgehende Verwirrung in sie 
hineingetragen werden können. Aus der Tatsache, daß der Polizeibeamte in 
irrtümlicher Auslegung des ihm gewordenen Auftrages dem Kläger mit der 
Geburts- und Eheschließungsurkunde zusammen auch die Naturalisations- 
urkunde aushändigte, kann daher eine Nichtigkeit dieses Verwaltungsaktes 
nicht hergeleitet werden, auch wenn sich der betreffende Beamte vielleicht 
nap NARBEN wegen mangelnder Achtsamkeit verantwortlich gemacht haben 
sollte. 

Irrtümlich sind auch die ferneren Ausführungen des Beklagten, daß der 
Regierungspräsident in diesem Falle gar nicht befugt gewesen wäre, die Na- 
turalisation auszusprechen, weil nach den bestehenden ministeriellen Vorschriften 
die Naturalisation des Klägers nur für den Fall erfolgen durfte, daß er in dem 
Oberersatzgeschäft als tauglich für den aktiven Militärdienst befunden worden 
wäre. Nach $ 6 des Reichsgesetzes über die Erwerbung und den Verlust der 
Reichs- und Staatsangehörigkeit vom 1. Juni 1870 und $ 155 des Zuständigkeits- 
gesetzes vom 1. August 1883 übt die der höheren Verwaltungsbehörde beigelegten 
Befugnisse der Regierungspräsident aus. Dieser ist daher nach außen die allein 
maßgebende Behörde. Etwaige ministerielle Instruktionen heben seine gesetz- 
liche Zuständigkeit nicht auf. Diese sind lediglich als Anweisungen für den 
inneren Dienstbetrieb anzusehen. 


IV. 

Reichsgesetz über die Erwerbung und den Verlust der Reichs- und Staats- 
angehörigkeit vom I. Juni 1870 88 I, 2, 3, 6, 9, 27. 

Landesverweisung einer slaalenlosen Person. 

Voraussekungen und Wirkungen der Option für Dänemark, gemäß Art. XIX 
Abs. ı des Wiener Friedensiraklats vom 30. Oklober 1864. 

Zur Frage der Renaluralisalion eines Oplanten und ihres Ersalzes durch 
die Bestallung als Beamler (Gemeindevorsteber usw). 

Die Heranziehung zum Militärdienst im deutschen Heere ersetzt die Na- 
Iuralisation nicht. 

l. Senat. Urteil vom 2. Juli 1909. Nr. I. A. 60/09. 

Aus den Gründen: Die Klage richtet sich gegen eine Landes- 
verweisung und ist deshalb nur zulässig, wenn der Kläger (Bankbeamter M.) 
Reichsangehöriger ist (vgl. $ 130 Abs. 3 des Landesverwaltungsgesetzes vom 
30. Juli 1883), wo es heißt: ‚Gegen die Landesverweisung steht Personen. 
welche nicht Reichsangehörige sind, die Klage nicht zu.“ Auch sachlich kann 
die Klage nur darauf gestützt werden, daß der Kläger die Reichsangehörigkeit 
besitze, da er nur unter dieser Voraussetzung durch die Landesverweisung in 
seinen Rechten verletzt sein würde ($ 127 a. a. O.). Demnach hat der Kläger 
zu beweisen, daß er Reichsangehöriger ist (vgl. Entscheidungen des Oberver- 
waltungsgerichts Band 16 Seite 385, Band 41 S. 394), und muß unterliegen. 
wenn er diesen Beweis nicht führt. Er hat sich in erster Linie darauf berufen. 
daß seine Staatsangehöriekeit in Preußen durch Abstammung begründet sei: 
in diesem Falle würde seine Reichsangehörirkeit nach den §§ 1, 2, 3 des Reichs- 
gesetzes über die Erwerbung und den Verlust der Reichs- und Staatsangehörigkeit 
vom 1. Juni 1870 anzuerkennen sein. Indessen ist dem Kläger der Nachweis. 
daß sein Vater im Jahre 1875 Deutscher gewesen sei, nicht gelungen. Wie er 
selbst vorträgt, hat sein Vater am 23. Juli 1870 für Dänemark optiert und ist 
vom Oktober 1870 bis Mitte Januar 1871 in Dänemark gewesen. Mit Unrecht 
stellt der Kläger die Gültigkeit dieser Option in Abrede. Sie war zulässig, da 
nach Art. XIX Absatz 1 des Wiener Friedenstraktats vom 30. Oktober 1864 
(Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein und Lauenburg, Jahrgang 1863 
S. 1) die in den abgetretenen. ehemals dänischen Gebieten domizilierten Unter- 
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tanen — zu denen der Vater des Klägers unstreitig gehörte — berechtigt waren, 
während sechs Jahre, vom Tage der Auswechslung der Ratifikation — 16. No- 
vember 1864 — an gerechnet, mittels einer vorgängigen Anzeige an die zuständige 
Behörde ihr Mobiliarvermögen zollfrei auszuführen und sich mit ihren Familien 
in die Staaten Seiner dänischen Maiestät zurückzuziehen, in welchem Falle 
ihnen ihre Eigenschaft als dänische Untertanen vorbehalten blieb. Die sechs- 
jährige Frist war im Oktober 1870 noch nicht abgelaufen. Der weiter vom 
Kläger betonte Umstand, daß sein Vater zum Militärdienste in Preußen ver- 
pflichtet war, steht der Option nicht entgegen, da nach dem Friedenstraktate 
das Optionsrecht in keiner Weise beschränkt ist. Welche Absicht der Optant 
hei der Option hatte, ob er insbesondere sich dem preußischen Militärdienste 
entziehen wollte, ist völlig belanglos; die Erklärung vor der zuständigen Behörde, 
die sich über die Beweggründe nicht zu verbreiten hat, genügt in Verbindung 
mit der Überwanderung, um dem Optanten die Eigenschaft eines dänischen 
Untertanen zu geben. Auch über die Dauer der im Anschluß an die Options- 
erklärung zu vollziehenden Überwanderung in die dänischen Staaten bestimnit 
der Friedensvertrag nichts; insbesondere ist es nicht, wie der Kläger meint, 
notwendig, daß wirklich in Dänemark ein neuer Wohnsitz begründet worden sei. 
Alles, was der Kläger in dieser Hinsicht vorgebracht hat, kann daher unerörtert 
bleiben. Jedenfalls reicht ein der Optionserklärung unmittelbar folgender, 
mehrere Monate dauernder Aufenthalt in Dänemark, wie ihn der Vater des 
Klägers in Dänemark unbestritten genommen hat, zum Erwerbe der dänischen 
Staatsangehörigkeit aus (vgl. Urteil vom 7. Januar 1902. Entscheidungen des 
Oberverwaltungsgerichts Band 41 S. 392, dessen Grundsätze als maßgebend 
zu gelten haben. — vgl. Stenographische Berichte des Abgeordnetenhauses von 
1903 S. 1038). Darüber hat auch kein Zweifel geherrscht, daß M. senior dänischer 
Untertan geworden war; denn auf seinen Antrag ist er nach dem vom Kläger 
ohne hinreichende Gründe bemängelten Erlasse des dänischen Ministers des 
Innern vom 27. April 1871 „von seinem Untertanenverhältnis zu Dänemark 
hefreit‘‘ worden, was doch nur geschehen konnte, wenn er infolge der Option 
Däne geblieben oder geworden war. Ob die preußischen Regierungsbehörden 
M. zu dem Antrag auf Entlassung aus dem dänischen Untertanenverbande 
veranlaßt hatten, wie der Kläger vorgetragen hat. bedarf keiner Feststellung; 
auch wenn die Angabe des Klägers richtig wäre, würde damit für seine Ansicht, 
daß sein Vater durch die Entlassung aus dem dänischen Staatsverbande die 
Staatsangehörirkeit in Preußen erworben habe. nichts gewonnen sein. Denn zu 
der Zeit, als M. senior nach J. zurückkehrte — Mitte Januar 1874 — galt bereits 
das mit dem 1. Januar 1874 in Kraft getretene Reichsgesetz vom 1. Juni 1870 
(vgl. § 27 dieses Gesetzes) und damit der Grundsatz, daß die Staatsangehörigkeit 
in einem Bundesstaate für einen Ausländer nur durch Naturalisation begründet 
werden kann ($ 2 Nr.5 a.a.O). Daß M. senior seine Naturalisation nach- 
gesucht bzw. die nach § 6 a. a. ©. erforderliche Naturalisationsurkunde erhalten 
habe, behauptet aber der Kläger selbst nicht. 

Für die infolge der Mobilmachung des Jahres 1870 nach Dänemark über- 
xetretenen Wehrpflichtigen sind in der sogenannten Apenrader Konvention 
(Amtsblatt der Regierung zu Schleswig von 1872, S. 359) besondere Grundsätze 
aufgestellt worden. Diese gelten indessen nur für diejenigen Personen, welche in 
den ihr angeschlossenen Listen A, B, C und Cb namentlich aufgeführt sind. 
Der Name des Vaters des Klägers findet sich in den Listen zwar nicht, aber die 
in der Konvention enthaltenen Grundsätze zeigen indirekt, daß die oben ent- 
wickelte Auffassung zutrifft, M. senior habe nach der Rückkehr aus Dänemark 
nur durch Naturalisation preußischer Staatsangehöriger werden können. Zur 
Klasse C der durch die Konvention betroffenen Personen werden nämlich die- 
jenigen gezählt, welche sich der Empfangnahme der Einberufungsorder durch 
Entfernung aus ihrem Wohnort entzogen hatten. nach Dänemark übergetreten 
waren und vor Ablauf der sechsjährigen Frist des Wiener Friedenstraktats 
die Übertrittserklärung abgegeben hatten. Von diesen Personen wird gesagt, 
daß sie, sofern sie nach Schleswig zurückzukehren wünschen, sich daselbst 
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in der Eigenschaft als dänische Untertanen sollen aufhalten dürfen. Zum 
Schlusse heißt es: ‚Sollten einige von den Zurückkehrenden die Absicht zu er- 
kennen geben, aus dem dänischen in den preußischen Staatsverband wieder 
überzutreten, so sind deren Anträge einzusenden, damit die Renaturalisations- 
urkunden, sofern dem keine gesetzliche Hindernisse entgegenstehen, erteilt 
werden können. Die einfache Erklärung, die Pflichten als preußischer Untertan 
erfüllen zu wollen, genügt hierzu nicht.“ Da derVater des Klägers sich in derselben 
Rechtslage befand wie die in der Liste C der Apenrader Konvention bezeichneten 
Personen, gilt auch für ihn, daß er als Däne im Januar 1871 nach Preußen 
zurückkam und der Naturalisation bedurfte, um Preuße zu werden. Seine 
Entlassung aus dem dänischen Untertanenverbande hatte mithin nur zur Folge. 
daß er von da ab weder Däne noch Preuße war; er war also von diesem Zeitpunkt 
ab staatenlos. Unter diesen Umständen wurde der Kläger am 18. November 
1875 als Sohn eines staatenlosen Vaters geboren und damit auch selbst staatenlos 
(vgl. Cahn, das Reichsgesetz vom 1. Juni 1870, 3. Auflage, S. 43 Note 4 zu $ 5). 
In zweiter Linie hat sich der Kläger darauf berufen, daß sein Vater am 
5. November 1879 den Diensteid als Gemeindevorsteher der Gemeinde J. ge- 
leistet und eine Anstellungsurkunde erhalten habe. Er nimmt somit anscheinend 
an, daß die Naturalisation hierdurch ersetzt worden sei. Dies ist jedoch unzu- 
treffend; denn nach $ 9 des Gesetzes vom 1. Juni 1870 vertritt nur eine „von 
der Regierung oder von einer Zentral- oder höheren Verwaltungsbehörde eines 
Bundesstaates vollzogene oder bestätigte Bestallung für einen in dem unmittel- 
baren oder mittelbaren Staatsdienst oder in den Kirchen-, Schul- oder Kommunal- 
dienst aufgenommenen Ausländer“ die Stelle der Naturalisationsurkunde. 
sofern nicht ein entgegenstehender Vorbehalt in der Bestallung ausgedrückt ist. 
Die Bestallung zum Gemeindevorsteher begründet zwar den Eintritt in den mittel- 
baren Staatsdienst, bedarf aber nur der Bestätigung durch den Landrat, nicht 
derjenigen durch die Regierung oder eine Zentral- oder höhere Verwaltungs- 
behörde; die Bestallungsurkunde für P. H. M. ist denn auch nicht von 
einer dieser Behörden, sondern von der Hardesvogtei zu Hadersleben aus- 
gestellt worden, die als Organ des Landrats und Distrikts- (untere Polizeiver- 
waltungs-) behörde fungiert hat (vgl. $ 20 der Verordnung, betreffend die Land- 
emeindeverfassung, und § 3 der Verordnung, betreffend die Organisation der 
Behörden in Schleswig und Holstein, beide vom 22. September 1867, Gesetz- 
sammlung S. 1603 bzw. S. 1587). | 
Danach ist es ausgeschlossen, daß der Vater des Klägers mit seiner Be- 
stallung zum Gemeindevorsteher in J. stillschweigend die Staatsangehörigkeit 
in Preußen erworben habe. Daß das Amt eines Gemeindevorstehers im Sinne 
des § 6 des Gesetzes vom 31. Dezember 1842, an dessen Stelle der $9 des Reichs- 
rresetzes vom 1. Juni 1870 getreten ist, die Naturalisation nicht ersetzt, ist 
bereits in dem Urteile des Oberverwaltungsgerichts vom 30. Juni 1886 (Mi- 
nisterialblatt der inneren Verwaltung 1886 S. 207 unten) ausgesprochen worden. 
Bei den übrigen Amtern, welche der Vater des Klägers außerdem bekleidet 
haben soll, liegt die Sache nicht günstiger für den Kläger: auch der Schieds- 
mann, der Kreistagsabreordnete, der Gegenvormund, Schöffe und Geschworene 
erhalten keine Bestallung, wie sie in $ 9 des Reichsgesetzes vom 1. Juni 1870 
bezeichnet ist. Wenn auch M. senior zu allen diesen Amtern offenbar in der 
Annahme herangezogen worden ist. daß er Preluße sei. so ist doch die fehlende 
Naturalisation damit nicht ersetzt worden, wei eben Bestallungen von der Re- 
gierung oder von einer Zentral- oder höheren Verwaltungesbehörde ihm hierzu 
nicht zu erteilen waren und nicht erteilt worden sind. Endlich hat der Kläger 
geltend gemacht, daß er selbst im Jahre 1901 als Einjährig-Freiwilliger des 
l. Seebacaillons in Kiel den Fahneneid geleistet und damit anerkannt habe. 
der König von Preußen sei sein Landesherr. Da der Kläger daran die Behauptung 
knüpit, hiernach müsse er in Preußen staatsangehörig sein, so will er offenbar 
behaupten, daß die Heranziehung zum Militärdienst im deutschen Heere die 
Naturalisation ersetze. Diese Annahme des Klägers ist rechtsirrtümlich. wie in 
den Urteilen des Oberverwaltungsgerichts vom 21. April 1899 und vom 22. Mai 
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1900 (Entscheidungen Band 35 S.423 und Band 38 S. 393, besonders Seite 405), 
auf deren Begründung verwiesen werden kann, eingehend dargelegt worden ist. 
Wenn der Kläger schließlich noch hervorgehoben hat, daß ihm nach dem 
Deutsch-Dänischen Vertrage vom 11. Januar 1907 ein Recht auf Naturalisation 
zustehe, weil er ein Optantenkind sei, und zum Beweise für letztere Anführung 
darauf hinweist, daß in der Verwaltungsstreitsache seines Vaters gegen den 
Regierungspräsidenten zu Schleswig vom Beklagten im Jahre 1902 die Op- 
tanteneigenschaft seines Vaters anerkannt worden sei, so bedarf es eines Ein- 
gehens auf die Bedeutung des Vertrags vom 11. Januar 1907 und der vom 
damaligen Beklagten in der früheren Strafsache abgegebenen Erklärung nicht. 
Denn selbst wenn dem Kläger, wie er glaubt, das Recht auf Naturalisation 
zustände, so steht dieses doch dem Besitze der preußischen Staatsangehörigkeit 
bzw. der Reichsangehörigkeit nicht gleich; dem Kläger als einer staatenlosen 
Person fehlt die Reichsangehörigkeit so lange, als er seinen vermeintlichen An- 
spruch auf Naturalisation nicht durchgesetzt hat, und darum ist er gegen- 
wärtig noch Reichsausländer. In einem Verfahren gegen die Landesverweisung 
kann das Verwaltungsgericht nicht einen Anspruch auf Naturalisation aner- 
kennen und daraufhin der Klage stattgeben (vgl. Urteil vom 13. Oktober 1886. 
Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts Band 14 Seite 388, besonders 


Seite 393, 394). 


V 


Strafprozeßordnung §$ 158, 159, I6I, 490. 

Strafgesetzbuch $$ 38, 39, 361. 

Zur Frage, ob die Verfügung der Landespolizeibehörde, durch welche die 
Stellung unter Polizeiaufsichl und eine Aufenthallsbeschränkung angeordnet wird. 
nur millels Beschwerde bei dem ordentlichen Gericht angefochten werden kann. 

Das Reichstrafgeselxbuch macht von der in $ 39 Ziff. ı der Landespolizci- 
behörde eingeräumien Befugnis, einem Verurteilten den Aufenthalt an einzelnen 
bestimmten Orten zu untersagen, keine Ausnahme zugunsten irgendeines Ortes. 
auch nicht des Heimalortes oder des Ortes des Unterstülzungswohnsilzes. Die Aus- 
übung der Befugnis darf iedoch nicht einer Landesverweisung gleichkommen. 

I. Senat. Urteil vom 2. November 1909. Nr. I. A. 57/09. 

Aus den Gründen: Ist durch ein rechtskräftiges strafgerichtliches 
Erkenntnis neben der Freiheitsstrafe auf die Zulässigkeit von Polizeiaufsicht 
erkannt worden, so erhält damit gemäß $ 38 Abs. 2 und 3 des Reichsstrafgesetz- 
huchs die Landespolizeibehörde die Befugnis, nach Anhörung der Gefängnis- 
verwaltung den Verurteilten auf die Dauer von höchstens fünf Jahren, von dem 
Tage an gerechnet, wo die Freiheitsstrafe verbüßt, verjährt oder erlassen ist, 
unter Polizeiaufsicht zu stellen. Nach $ 39 Ziff. 1 a. a. O. hat die Polizeiaufsicht 
die Wirkung, daß dem Verurteilten der Aufenthalt an einzelnen bestimmten 
Orten von der Landespolizeibehörde untersagt werden kann. 

Auf die Vorschrift des $ 39 stützt sich die vom Königlichen Polizeipräsi- 
denten verfügte Ausweisung des Klägers aus Berlin und dessen näheren und 
weiteren Umgebung. Im Hinblick auf diese gesetzliche Grundlage entsteht die 
Frage, ob dem Verurteilten zur Anfechtung der Verfügung — nach voran- 
gegangenem erfolglosen Beschwerdeverfahren — der Weg der Klage im Ver- 
waltungsstreitverfahren offen steht. Die Beantwortung hängt davon ab, wie die 
Verfügung zu charakterisieren ist. Würde sie sich auf kriminalpolizeilichem Ge- 
biete bewegen, so könnte sie nur mittels Beschwerde im Justizaufsichtsweg an- 
gegriffen werden (vgl. Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts Band 26 
S. 386). Indessen um Ausübung der gerichtlichen Polizei handelt es sich bei dem 
Erlasse der streitigen Verfügung nicht. Verfügungen der Kriminalpolizei ver- 
folgen, mögen sie von der Behörde aus eigener Bewegung ($ 161 der Straf- 
prozeßordnung) oder auf Ersuchen der Staatsanwaltschaft ($ 159 das.) getroffen 
werden, den Zweck, der Entschließung der letzteren den Boden dafür zu bereiten, 
ob die öffentliche Klage zu erheben sei ($ 158 Jdas.). Davon ist hier nicht die Rede. 
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Mit der streitigen Verfügung wird nicht die Ermittelung strafbarer Handitmngen, 
insbesondere keiner, bei welcher der Kläger beteiligt ist, beabsichtigt; sie ist 
vielmehr ergangen, um eine Strafe, auf die der Strafrichter erkannt hat, zur 
Vollstreckung zu bringen. Denn wenn auch nach dem Vorentwurfe zu einem 
deutschen Strafgesetzbuche vom Jahre 1909, welcher das Institut der Polizei- 
aufsicht ausscheidet, der Befugnis zur Aufenthaltsbeschränkung, als einer poli- 
zeilichen Sicherheitsmaßregel besonderer Art, er Strafcharakter fehlt (Be- 
gründung zu dem Vorentwurf, Allgemeiner Teil, S. 180), so unterliegt es doch 
keinem Zweifel, daß nach der herrschenden Ansicht die Polizeiaufsicht das 
Wesen einer Nebenstrafe besitzt (Begründung a. a. O. Anmerkung 2). Indem 
daher der Polizeipräsident den Kläger unter Polizeiaufsicht stellte und ihn 
gleichzeitig als Folge davon in der Freiheit der Wahl seines Aufenthalts be- 
schränkte, vollstreckte er die durch das Urteil des Landgerichts vom 17. Mai 1906 
über ihn verhängte Nebenstrafe. 

Von der Strafvollstreckung handelt der erste Abschnitt des siebenten 
Buchs der StrafprozeßBordnung; Einwendungen gegen die Zulässigkeit einer 
Strafvollstreckung unterliegen nach $ 490 der Strafprozeßordnung der Ent- 
scheidung des ordentlichen Gerichts. Ob hiernach die Verfügung der Landes- 
polizei. durch welche die Stellung unter Polizeiaufsicht und eine Aufenthalts- 
beschränkung angeordnet wird, nur mittels Beschwerde bei dem Gericht ange- 
fochten werden kann, ist in der Literatur bestritten (vgl. darüber Olshausens 
Kommentar zum Strafgesetzbuch achte Auflage, Band I, S. 130, Anmerkung 14). 
Die Frage ist aber aus folgenden Gründen zu verneinen. Die Strafprozeßordnung 
bezeichnet im siebenten Buche als Organ der Strafvollstreckung die Staats- 
anwaltschaft, eventuell kraft Anordnung der Landesjustizverwaltung, den 
Amtsrichter. Sie regelt die Strafvollstreckung nur im Rahmen der Zuständigkeit 
der Justizbehörden. Wird daher in dem von der Strafvollstreckung handelnden 
Abschnitte von der Landespolizei als einem Organ der Vollstreckung nicht ge- 
sprochen, so ist auch für die Anwendung der Vorschrift des $ 490 in denjenigen 
ällen kein Raum, wo die Strafvollstreckung nicht in die Hand der Justiz- 
behörden gelegt ist. Daraus folgt, daß die streitige Verfügung, wie jede andere 
landespolizeiliche Verfügung der Anfechtung durch die, in $ 130 des Landes- 
verwaltungsgesetzes vom 30. Juli 1883 gegebenen Rechtsmittel unterliegt 
(vgl. von Conta, die Ausweisung, S. 94). 

Die hiernach zulässige Klage im Verwaltungsstreitverfahren erweist sich 
teils als begründet, teils als unbegründet. 

Seine Stellung unter Polizeiaufsicht hat der Kläger nicht bemängelt; 
sie ist auch nicht zu beanstanden. Wie die im Termine zur mündlichen Verhand- 
lung vorgelegten Akten ergeben, ist sie nach Anhörung der Gefängnisverwaltung 
verfügt, und ihre Dauer überschreitet auch, da Kläger am 17. November 1907 
aus der Strafanstalt entlassen war, nicht die zulässige zeitliche Grenze. An- 
gefochten hat der Kläger lediglich seine Ausweisung aus Berlin und Umgegend. 

Der $ 361 des Strafgesetzbuchs unterstellt in Ziffer 1 denienigen einer 
Strafe, der, „nachdem er unter Polizeiaufsicht gestellt worden ist, den infolge 
derselben ihm auferlegten Beschränkungen zuwiderhandelt‘“. Daher darf die 
in einem Aufenthaltsverbot enthaltene Beschränkung, um wirksam zu sein, 
nicht über die durch das Strafgesetz zugelassenen räumlichen Grenzen hinaus- 
gehen. Zugelassen ist die Untersagung des Aufenthalts ,.an einzelnen bestimmten 
Orten“. Steht nun auch diese durch § 39 Ziffer 1 des Strafgesetzbuchs festgesetzte 
Beschränkung nicht der Möglichkeit entgegen. einen Verurteilten von dem Auf- 
enthalt in einem größeren Distrikt auszuschließen. sofern nur die sämtlichen 
innerhalb des Distrikts belegenen Orte einzeln in der Verfürung bezeichnet 
werden. so ist es doch nicht statthaft, ohne Bestimmung der Orte im einzelnen 
einem Verurteilten den Aufenthalt in einem Verwaltungsbezirke zu untersagen 
(vgl. Urteil des Reichseerichts vom 28. Juli 1906, Goltdammers Archiv für Straf- 
recht 53. Jahrgang, S. 444). Soweit daher die anrefochtene Verfügung den Kläger 
aus einer Reihe von Amtsbezirken ohne Angabe der dazu gehörigen Ortschaften 
ausweist, ist sie unzulässig. Daran ändert auch der Umstand nichts. daß der 
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Umfang einiger Amtsbezirke sich mit den Grenzen der gleichnamigen Ge- 
meinden deckt. 

Im übrigen steht die Untersagung des Aufenthalts während der Zeit bis 
zum 17. November 1912 in Berlin und den in der Verfügung namentlich auf- 
geführten andern Orten im Einklange mit dem Gesetze. Der Kläger ist freilich 
der Ansicht, daß er aus Berlin, weil er daselbst ortsangehörig sei, nicht aus- 
gewiesen werden könne. Auch in der Literatur (vgl. z. B. Berner, Lehrbuch des 
deutschen Strafrechts 1898, S. 225) hat es nicht an Stimmen gefehlt, welche 
davon ausgehen, daß die Untersagung des Aufenthalts an sämtlichen Orten des 
Inlandes auf eine unzulässige Landesverweisung hinauslaufen würde, und darum 
fordern, dem unter Polizeiaufsicht Gestellten dürfe der Aufenthalt mindestens 
an einem Orte nicht verboten werden, und als dieser Ort sei der Heimatsort 
zu betrachten. Es gibt jedoch kein Gesetz, welches die Landespolizei in der Aus- 
übung der ihr durch $ 39 Ziffer 4 des Strafgesetzbuchs zugewiesenen Befugnis 
dahin einschränkte, daß sie einer unter Polizeiaufsicht gestellten Person den 
Aufenthalt gerade an einem bestimmten Orte nicht untersagen dürfe. Ins- 
besondere gilt dies nicht von dem Orte des Unterstützungswohnsitzes, den der 
Kläger im Auge zu haben scheint, wenn er behauptet, in Berlin sei er orts- 
angehörig. Durch den Erwerb des Unterstützungswohnsitzes wird kein Auf- 
enthaltsrecht begründet; das Gesetz über den Unterstützungswohnsitz vom 
6. Juni 1870 regelt überhaupt nicht das Recht zum Aufenthalt oder zur Nieder- 
lassung; davon handelt vielmehr das Gesetz über die Freizügigkeit vom 1. No- 
vember 1867. Dieses gewährt aber kein unbedingtes Aufenthaltsrecht, wie sich 
aus seiner Vorschrift in $ 3 ergibt; denn danach behält es, insoweit bestrafte 
Personen nach den Landesgesetzen Aufenthaltsbeschränkungen durch die 
Polizeibehörde unterworfen werden können, sein Bewenden. Ist aber gegenüber 
bestraften Personen auf Grund Landesrechts die Einschränkung des Aufent- 
haltsrechts zulässig, so ist eine solche nicht minder statthaft auf Grund des 
später als das Freizügigkeitsgesetz erlassenen Strafgesetzbuchs für das Deutsche 

eich (vgl. auch Erlaß de& Württembergischen Ministeriums vom 21. Dezember 
1880, Reger IV, S. 348). Dieses aber macht von der in $ 39 Ziffer 1 der Landes- 
polizei gegebenen Befugnis, einem Verurteilten den Aufenthalt an einzelnen 
bestimmten Orten zu untersagen, keine Ausnahme zugunsten irgendeines Ortes. 
Auch der Vorentwurf zu einem deutschen Strafgesetzbuche läßt in dieser Be- 
ziehung keine Anderung eintreten. In seiner Begründung (Allgemeiner Teil, 
S.183) heißt es, es sei nicht angängig, die Untersagung des Aufenthalts an 
bestimmten Orten gesetzlich davon abhängig zu machen, daß die Möglichkeit 
eines anderweitigen Unterkommens für den Verurteilten gesichert sei, da dieser, 
indem er sich um kein anderes Unterkommen bemühte, es sonst in der Hand 
habe, die Wirkung des Richterspruchs zu beseitigen. 

Der Kläger hat somit keinen gesetzlichen Anspruch darauf, in Berlin seinen 
Aufenthalt beibehalten zu können. Würde ein solcher durch eine Bestimmung 
des Allgemeinen Landrechts, auf welches sich Kläger beruft, begründet gewesen 
sein, so wäre sie, weil mit dem Reichsstrafgesetzbuch unvereinbar, durch dieses 
außer Kraft gesetzt. Daß dem Kläger aber bei Aufrechterhaltung seiner Aus- 
schließung von Berlin die Möglichkeit abgeschnitten wäre, an irgendeinem Orte 
des preußischen Staates seinen Aufenthalt zu nehmen — was einer allerdings 
unzulässigen Landesverweisung gleichkommen würde —, behauptet er selbst 
nicht. Die Frage, ob es notwendig oder zweckmäßig ist, ihm den Aufenthalt 
in Berlin zu untersagen, untersteht nicht der Beurteilung des auf die Rechts- 
kontrolle beschränkten Verwaltungsrichters. 


VI. 


Reichspreßgeselz vom 7. Mai 1874 $$ 2, 3. 
Reichsgewerbeordnung 88 I, 33a, 33b. 
$ ro Titel 17, Teil II, Allgemeines Landrecht. 
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Gesetz über die Polizeiverwallung vom ır. März 1850 $ 6. 

Durch Polizeiverordnung kann rechtsgüllig vorgeschrieben werden, daß die 
in einem Kinemalographen-Thealter zur Darstellung bestimmten Bilder nicht cher 
vorgeführt werden, als die Polizei ibre Unbedenklichkeil geprüft und festgestelll hat. 

Ill. Senat. Urteil vom 21. Juni 1909. Nr. III. B. 116/08. 

Aus den Gründen: Die Polizeiverordnung des Polizeipräsidenten 
zu Berlin vom 5. Mai 1906, auf welche der Beklagte sich beruft, hat folgenden 
Wortlaut: 

„Polizeiverordnung. 

Auf Grund der $$ 137, 139, 42 Abs. 2, 43 Absatz 3 des Gesetzes 
über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Gesetzsammlung 
S. 195), der $$ 1, 2, Ziffer 1 des Gesetzes vom 13. Juni 1900, betreffend 
die Polizeiverwaltung in den Stadtkreisen Charlottenburg, Schöneberg 
und Rixdorf (Gesetzsammlung S. 247), sowie der $$ 6, 12 und 15 des 
Gesetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 (Gesetzsammlung 
S. 265) verordne ich für den Umfang des Landespolizeibezirks Berlin 
mit Zustimmung des Herrn Oberpräsidenten der Provinz Brandenburg 
in Ergänzung der Polizeiverordnung über öffentliche Theater- und 

ähnliche Vorstellungen vom 10. Juli 1854 und der Polizeiverordnung 
über die Dauer der öffentlichen Theater vorstellungen vom 8. Dezember 1874 
was folgt: 
81. 


Den Theatervorstellungen im Sinne der vorgenannten Verordnungen 
vom 10. Juli 18541 und vom 8. Dezember 1874 werden gleichgestellt alle 
dort nicht schon bezeichneten Darbietungen, welche bei gewerbsmäßiger 
Veranstaltung einer Erlaubnis aus $ 33 a der Reichsgewerbeordnung 
bedürfen, sowie alle kinematographischen und phonographischen Vor- 

| stellungen. 
8 2. = 

Diese Polizeiverordnung tritt sofort in Kraft. Zugleich wird der 
Geltungsbereich der vorgenannten Verordnungen auf diejenigen Teile 
des Landespolizeibezirks Berlin, in welchem sie bisher nicht gelten. 
hierdurch ausgedehnt.“ 

$ 5 der hier in Bezug genommenen Polizeiverordnung ‚über Öffentliche 
Theater- und ähnliche Vorstellungen in Berlin“ vom 10. Juli 1851 (Amtsblatt 
der Königlichen Regierung zu Potsdam, S. 219) lautet: 

„Die Erlaubnis zur Veranstaltung einer Öffentlichen Theater- 
vorstellung muß von dem Unternehmer unter Angabe der zur Aufführung 
bestimmten Zeit zeitig bei dem Königlichen Polizeipräsidium schriftlich 
nachgesucht werden. Dem Gesuche muß, wenn nicht in einzelnen Fällen 
eine Ausnahme hiervon aus besonderen Gründen gestattet wird, das zur 
Aufführung oder zum Vortrage bestimmte Stück oder Gedicht, bei 
musikalischen Darstellungen das Textbuch, bei mimischen oder plastischen 
Vorstellungen eine genaue Beschreibung des Gegenstandes derselben in 
zwei gleichlautenden Exemplaren beigefügt werden. Der Unternehmer 
hat ferner das Lokal, in welchem die Vorstellung stattfinden soll, namhaft 
zu machen und anzuzeigen, ob und in welchem Betrage Eintrittsgeld er- 
hoben und zu welchen Zwecken dasselbe verwendet werden soll. 

Endlich ist der Unternehmer verpflichtet, dem Königlichen Polizei- 
präsidium auf Verlangen jede auf die Vorstellung bezügliche Auskunft 
zu erteilen, namentlich auch die Zulassung eines Beamten zur General- 
probe zu gestatten.“ 

An erster Stelle kommt in Betracht, ob die hier in Frage stehenden Vor- 
schriften der Polizeiverordnung vom 5. Mai 1906 mit den Bestimmungen des 
Reichsgesetzes über die Presse vom 7. Mai 1874 (Reichsgesetzblatt S. 65) in 
Widerspruch stehen, wie die Berufungsrechtfertigung darzulegen versucht. 
Das ist aber in Übereinstimmung mit dem Bezirksausschusse zu verneinen. 
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In dieser Beziehung hat der Gerichtshof bereits in der Entscheidung vom 1. Mai 
1908 (Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts Band 52, S. 286, 289, 
terner abgedruckt im Ministerialblatt für die innere Verwaltung S. 137) folgendes 
ausgeführt: 

„Wäre eine solche Vorführung als ein Ausstellen im Sinne des $ 3 
des Preßgesetzes zu betrachten, so würden auch hierfür die Bestimmungen 
des Preßgesetzes gelten und würde danach ein präventives polizeiliches 
Einschreiten gleichfalls für unzulässig erachtet werden müssen. Aber 
eine kinematographische Vorführung geht über ein bloßes Ausstellen 
von Bildern im Sinne des $ 3 des Preßgesetzes — als einer Form der 
Verbreitung von Druckschriften und was diesen gleichsteht — hinaus 
und ist eine zu den Lustbarkeiten gehörige Schaustellung (vgl. Urteil 
vom 11. Mai 1903, Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts Band 43. 
S. 305). Denn $ 3 des Preßgesetzes betrifft ein Zuränglichmachen der 
Bilder mittels des Ausstellens (vgl. von Schwarze, Preßgesetz, 4. Auf- 
lage S. 16; von Liszt, Preßgesetz, S. 150; Berner, Preßrecht, § 59), während 
durch den kinematographischen Apparat ein neues, bisher nicht vor- 
handenes, Bild eines bewegten Vorganges erzeugt und vorgeführt wird. 
Daher kommen hier die Vorschriften des Preßgesetzes nicht in Betracht.“ 


An dieser Rechtsauffassung ist lediglich festzuhalten, und es bedarf des- 
halb eines Eingehens darauf überhaupt nicht, ob etwa der Film als solcher, 
wie Kläger (Besitzer eines Kinematographentheaters) vertritt, unter $ 2 des 
Preßgesetzes fällt, wonach das Gesetz Anwendung findet ‚auf alle Erzeugnisse 
der Buchdruckerpresse sowie auf alle anderen, durch mechanische oder chemische 
Mittel bewirkten, zur Verbreitung bestimmten Vervielfältigungen von Schriften 
und bildlichen Darstellungen mit oder ohne Schrift, und von Musikalien mit 
Text oder Erläuterungen.“ 

Ferner kommt in Betracht, ob die Bestimmungen derReichsgewerbe- 
ordnung, insbesondere die Vorschrift des $ 1 Abs. 1 daselbst: 


„Der Betrieb eines Gewerbes ist Jedermann gestattet, soweit nicht 
durch dieses Gesetz Ausnahmen oder Beschränkungen vorgeschrieben 
oder zurelassen sind.“ 

der Rechtsgültigkeit der hier in Frage stehenden Vorschriften der Polizeiver- 
ordnung vom 5. Mai 1906 entgegenstehen. Das ist aber ebenfalls zu verneinen. 
Wie der Gerichtshof bereits in dem vom Bezirksausschuß in Bezug genommenen 
Urteile vom 1. Dezember 1892 über das Recht der Polizeibehörden zur Ubune 
der Theaterzensur (Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts Band 24, S. 311) 
näher dargelegt hat, bezieht sich der $ 4 der Reichsgewerbeordnung, welcher das 
Prinzip der Gewerbefreiheit zum Ausdrucke bringt, nur auf diepersönliche 
Zulassung zum Gewerbebetriebe und schließt in keiner Weise polizeiliche 
Anordnungen aus, welche die Regelung der Ausübung der Gewerbe. 
namentlich im Interesse der öffentlichen Ordnung und Sittlichkeit, zum Gegen- 
stande haben. 

Ebenso wie bei der Übung der Theaterzensur, deren Zulässigkeit der.Ge- 
richtshof in dem angeführten Urteil anerkannt hat, handelt es sich aber hier ` 
lediglich um eine Regelung der Ausübung des Gewerbes als Unternehmer ki- 
nematographischer Vorstellungen im Interesse der öffentlichen Ordnung und der 
Sittlichkeit. Die angefochtenen polizeilichen Verfügungen laufen nicht darauf 
hinaus, die gewerbsmäßige Darbietung kinematographischer Vorstellungen 
durch den Kläger von einer besonderen polizeilichen Erlaubnis abhängig zu 
machen, was unzulässig sein würde (vgl. Urteil vom 19. Dezember 1904 Band 40. 
S. 343 der Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts). sondern sie beschränken 
die Ausübung seines Gewerhebetriehs dahin, daß er die von ihm zur Darstellung 
bestimmten Bilder nicht eher vorführen darf, als die Polizei ihre Un- 
bedenklichkeit geprüft und festgestellt hat. 


Steht demnach weder das Reichspreßgesetz noch die Reichsgewerbeord- 
nung der Gültigkeit der Polizeiverordnung vom 5. Mai 1906. soweit ihre Vor- 
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schriften hier in Betracht kommen, entgegen, so fragt sich nur noch, ob die Ver- 
ordnung ihre Grundlage in $ 10 Titel 17 Teil II des Allgemeinen Landrechts 
und $ 6 des Gesetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 findet, 
wonach es das Amt der Polizei ist, die nötigen Anstalten zur Erhaltung der 
öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung und zur Abwendung der dem Publi- 
kum oder einzelnen Mitgliedern desselben bevorstehenden Gefahr zu treffen. 
Daß darunter insbesondere auch solche Gefahren zu verstehen sind,welche dem 
Publikum in sittlicher Beziehung drohen, ist anerkannten Rechtens und es 
bedarf auch keiner weiteren Ausführung, daß kinematographische Vorstellungen, 
welche beispielsweise unzüchtige Szenen zum Gegenstande haben, derartige 
Gefahren mit sich bringen und daß dies in ganz besonderem Grade dann zutrifft, 
wenn die Vorführungen vor Personen jugendlichen Alters erfolgen. 

Wenn der Beklagte danach berechtigt ist, die vorzuführenden Bilder 
einer polizeilichen Zensur in bezug auf ihre Unbedenklichkeit zu unterwerfen, 
so folgt daraus weiter, daß er auch die zur Durchführung dieser Zensur notwen- 
digen allgemeinen Anordnungen treffen kann. In dieser Beziehung ist aber klar, 
daß die Prüfung der zur Vorführung bestimmten Bilder nur einheitlich von einer 
Stelle aus erfolgen kann, schon damit widersprechende Verfügungen in bezug auf 
ein und dasselbe Bild vermieden werden, und daß es daher ausgeschlossen ist, 
daß bei der großen Zahl der in Betracht kommenden kinematographischen 
Unternehmungen die Vorführungen an allen einzelnen Orten, an denen sie statt- 
finden sollen, einer Prüfung unterzogen werden können. Der Beklagte konnte 
daher anordnen, daß die Vorführung der einzelnen Bilder auf dem Polizeipräsidium 
zu erfolgen habe, sofern der Kläger nicht durch die Angabe der Ursprungsfirma 
die Prüfung, ob das Bild bereits genehmigt sei, ermögliche und dadurch die 
erneute Vorführung unnötig mache. Diese Anordnung entspricht auch in bezug 
auf die Zensur kinematographischer Vorführungen sinngemäß dem, was in dem 
oben wiedergegebenen $ 5 der Polizeiverordnung vom 10. Juli 1851 auf dem Ge- 
biete der Theaterzensur vorgeschrieben ist. Wenn der Kläger endlich noch gel- 
tend macht, daß die Vorführung eines Kinematographen nicht unter $ 33 a, 
sondern vielmehr unter $ 33 b der Gewerbeordnung falle, so trifft das zwar zu 
(vgl. das Urteil vom 141. Mai 1903, Band 43, S. 304 der Entscheidungen des 
Oberverwaltungsgerichts), für die Entscheidung der hier in Betracht kom- 
menden Streitfrage ist es aber ohne Bedeutung, da selbstverständlich auch die 
in § 33 b aufgeführten Lustbarkeiten einer polizeilichen Regelung in bezug auf 
die Ausübung des Gewerbebetriebs unterworfen werden können. 


VII. 

Reichsgewerbeordnung $ 33a. 

Zur Auslegung des Begrifjs „Schaustellungen von Personen“ in § 33a der 
Reichsgewerbeordnung. 

IH. Senat. Urteil vom 20. September 1909. Nr. III. B. 107/08. 

Der Schausteller H. in B. veranstaltete im November 1907 auf einem 
unbebauten Grundstücke zu B. ohne polizeiliche Genehmigung mnemotechnische 
Vorstellungen und ferner eine Reihe von sogenannten 1llusionsvorstellungen. 
Diese, die er „die Lotosblume‘‘, „der mysteriöse Sarg“ usw. nannte, bestanden 
im wesentlichen darin, daß durch Spiegelungen vorher nicht sichtbare weibliche 
Personen an bestimmten Stellen, z. B. auf der Lotosblume, in dem Sarge usw. 
erschienen. Die Abhaltung dieser Vorstellungen wurde von der Polizeihehörde 
untersagt, weil es sich dabei um Schaustellungen von Personen handle, die nach 
$ 33 a der Reichsgewerbeordnung nur mit polizeilicher Genehmigung zulässig 
seien. Auf die hiergegen gerichtete Klage wurde das angefochtene polizeiliche 
Verbot. soweit es sich auf die mnemotechnischen Vorstellungen bezog, außer 
Kraft gesetzt, im übrigen aber die Klage abgewiesen. 

Gründe: Die Entscheidung hängt davon ab, was unter einer „Schau- 
stellung von Personen“ im Sinne des $ 33 a der Reichsgewerbeordnung zu ver- 
stehen ist. ob. wie der Kläger will, in einem engeren Sinne nur diejenige Vor- 
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führung, worin Personen, die, wie z. B. Riesen, Zwerge usw., um ihrer selbst 
willen, weil sie eine Sehenswürdigkeit sind, zur Schau gestellt werden, oder, 
wie Beklagter annimmt, auch eine solche, bei der nicht die körperliche Beschaffen- 
heit von Menschen, sondern die von ihnen gezeigten Kunstfertigkeiten und Lei- 
stungen den Gegenstand der Vorstellung bilden. 

Schon der Wortlaut des Gesetzes und die Nebeneinanderstellung der 
„‚Singspiele, Gesangs- und deklamatorischen Vorträge und theatralischen 
Vorstellungen“ einerseits und der „Schaustellungen von Personen“ anderer- 
seits sprechen dafür, daß der zuletzt genannte Begriff nicht im weitesten Sinne 
von jeder Vorführung von Personen aufzufassen ist. Der angewendete Ausdruck 
steht jedenfalls der Auslegung nicht entgegen, daß nur solche Vorführungen 
gemeint sind, bei denen Menschen in ihrer körperlichen Erscheinung, nicht in ihren 
Leistungen Gegenstände (Objekte) der Beschauung sind und ihre Vorführung 
den Zweck der Veranstaltungen bildet. Die Entstehungsgeschichte des $ 33 a 
der Reichsgewerbeordnung (vgl. Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts 
Band 17, S. 386, Reichstagsverhandlungen V, Legislaturperiode ll, Session 
1882/83, Drucksachen Nr. 324, Stenographische Berichte S. 2582 ff.), auf die 
auch der Vorderrichter Bezug nimmt, bietet für die Auslegung keinen sicheren 
Anhalt. Es ergibt sich daraus aber soviel, daß man bei Einbringung des Antrags 
auf Erlaß der streitigen Bestimmung im wesentlichen Schaustellungen von 
solchen Personen im Auge hatte, die wegen ihrer Körperbeschaffenheit, wie 
Riesen, Zwerge usw., eine Sehenswürdigkeit bildeten, sowie daß man dann bei 
den weiteren Verhandlungen davon ausging, daß nicht jede Vorführung von 
Personen unter den Begriff der Schaustellungen von Personen fallen sollte. 
Die Verhandlungen zeigen speziell bei der Erörterung der Frage, ob akrobatische 
und mimische Vorstellungen darunter zu rechnen seien, daß gewisse Fälle als 
möglich angenommen wurden, bei denen man zweifelhaft sein könne, ob es sich 
bei Vorführung von Personen um „Schaustellungen von Personen“ in dem ge- 
wollten Sinne handle oder nicht. Hiernach wird bei der Auslegung der hier strei- 
tigen Bestimmung im allgemeinen davon auszugehen sein, daß der Begriff der 
Schaustellung von Personen nicht im weitesten Sinne zu nehmen ist und daß 
jedenfalls nicht solche Fälle darunter zu rechnen sind, in denen es sich lediglich 
um die Vorführung von Kunstfertigkeiten, zumal von solchen handelt, -die im 
wesentlichen auf geistigen Fähigkeiten beruhen oder solche kund tun sollen, 
wo also die Person und die körperliche Beschaffenheit völlig zurücktreten. 
Allgemeine Grundsätze darüber, wann dies im einzelnen Falle anzunehmen ist, 
lassen sich nicht aufstellen. Es kommt immer auf die Lage des einzelnen Falles 
an, zumal es zahlreiche Grenzfälle gibt, bei denen es zweifelhaft sein kann, ob 
es sich um solche „Schaustellungen von Personen‘ handelt oder nicht. 


Hiernach kann es nicht zweifelhaft sein, daß die Vorführung der mne- 
motechnischen Fertigkeiten nicht unter die Schaustellung von Personen fällt. 
Dabei handelt es sich lediglich um die Vorführung der geistigen Fähigkeiten 
des Darstellenden. Dessen Person selbst in ihrer körperlichen Erscheinung und 
Beschaffenheit tritt demgegenüber völlig zurück. 


Die übrigen Vorführungen müssen dagegen als Schaustellungen von Per- 
sonen angesehen werden. Bei ihnen tritt gegenüber dem Umstande, daß und in 
welcher Weise durch Spiegelungen Illusionen bei dem Beschauer hervorgerufen 
werden können, die darstellende Person keineswegs völlig zurück. Die Vor- 
führung der Person in ihrer körperlichen Erscheinung bildet vielmehr den 
wesentlichen Gegenstand der Schaustellung. Das wird auch dadurch bestätigt. 
daß gerade weibliche Personen gezeigt werden, und daß es offenbar darauf an- 
gelegt ist, dem Beschauer diese in einem reizvollen Bilde darzustellen. Die in 
der Entscheidung des Oberverwältungsgerichts Band 43, S. 304 ausgesprochenen 
Grundsätze können hier nicht zur Anwendung kommen. In dem dieser Ent- 
scheidung zugrunde liegenden Falle handelte es sich um kinematographische 
Vorstellungen. bei denen tatsächlich nur Bilder vorgeführt werden. Hier 
sind dagegen die vorgeführten Personen körperlich gegenwärtig und werden so, 
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wie sie im Augenblick beschaffen sind und sich geben, durch Spiegelung vor- 
geführt. 


VHI. 

Zur Auslegung des Begriffs „Nachrichlen für den gewerblichen Verkehr“ 
in § 9 des preußischen Preßgeselzes vom 12. Mai 1851. 

I. Senat. Urteil vom 16. Februar 1909. Nr. I. A. 114/07. 

Aus den Gründen: Nach dem durch $ 30 des Reichspreßgesetzes 
von 7. Mai 1874 aufrecht erhaltenen $9 des preußischen Preßgesetzes vom 12. Mai 
1851 dürfen Anschlagzettel und Plakate, welche einen anderen Inhalt haben als 
Ankündigungen über gesetzlich nicht verbotene Versammlungen. über öffent- 
liche Vergnügungen, über gestohlene, verlorene oder gefundene Sachen, über 
Verkäufe oder andere Nachrichten für den gewerblichen Verkehr, nicht an- 
veschlagen, angeheftet oder in sonstiger Weise öffentlich ausgestellt werden. 
Hier kann nur in Frage kommen, ob die Plakate — als solche sind auch die 
Karten, welche den Verkauf „boykottfreier Backware‘“ ankündigten, zu betrach- 
ten — Nachrichten für den gewerblichen Verkehr enthielten. Dies muß jedoch 
verneint werden. Nach der Rechtsprechung des Kammergerichts (Jahrbuch 
der Entscheidungen Band 20 C. S. 32 und Band 31 C. S. 36, sowie Deutsche 
Juristenzeitung Jahrgang III S.62), von welcher abzuweichen kein Anlaß 
vorliegt, ist daraus, daß in der in Frage kommenden Gesetzesstelle Ankündi- 
eungen über Verkäufe und andere Nachrichten für den gewerblichen Ver- 
kehr zusammengestellt werden, zu entnehmen, daß der Gesetzgeber hierbei 
lediglich gewerbliche Nachrichten, Reklamen, Ankündigungen für das große 
Publikum, wie z. B. Angebote von Waren, Mietwohnungen und dergl. im Auge 
eehabt hat. Daher wird der Rahmen der „Nachrichten für den gewerblichen 
Verkehr‘ überschritten, wenn mit einer Ankündigung geschäftlicher Art völlig 
anders geartete politische Hinweise verbunden werden und hierdurch dem 
Plakat der rein geschäftliche Charakter genommen wird. Demgemäß hat das 
Kammergericht ausgesprochen, es handle sich nicht um eine Nachricht für 
den gewerblichen Verkehr, einmal bei Ausstellung eines Plakats, auf welchem 
das Wappen des ehemaligen Königreichs Hannover, getragen von Soldaten in 
hannöverscher Uniform, mit der Unterschrift „Jung hol fest“ angebracht war, 
und auf welchem „echter alter hannoverscher Kümmel“ empfohlen wurde 
(Deutsche Juristenzeitung, Jahrgang Ill, S. 62) und ferner in einem Falle, als 
in Schankwirtschaften Plakate ausgehängt worden waren, wonach daselbst 
hoykottfreies Bier verzapft wurde (Jahrbuch Band 31 C., S. 36). In dem letzteren 
Falle führte das Kammergericht aus, durch die Plakate solle auf die Brauereien 
ein Druck ausgeübt und ihnen ein Schaden angedroht werden, wenn sie dem 
Verbande der Brauereiarbeiter Widerstand entgerensetzten. Wenn die Plakate 
auch nebenbei gewerblichen Zwecken der Wirte dienten. so sei das nicht ent- 
scheidend. 

Nicht anders ist der vorliegende Fall zu beurteilen. 

Weder mit der Mitteilung an die Kundschaft. daß der Geschäftsinhaber 
die Forderungen des Verbandes der Bäcker bewilligt habe, noch mit der An- 
kündigung, der Geschäftsinhaber verkaufe nur boykottfreie Backwaren, die 
unter den vom Bäckerverbande aufgestellten Lohn- und Arbeitsbedingungen 
hergestellt seien. werden rein geschäftliche Zwecke verfolgt. Mögen die klagenden 
Bäckermeister bei Ausstellung der Plakate auch beabsichtigt haben, ihren 
Geschäften neue Kunden zuzuführen oder sich ihre alten Kunden zu erhalten, 
so ist doch — wie in dem Falle, in dem bekannt gegeben wurde, daß ‚„boykott- 
treies Bier“ verzapft werde — bei der Verbreitung der Plakate von der Streik- 
leitung offensichtlich der Zweck verfolgt worden. einen Druck auf die Bäcker- 
meister auszuüben, welche die Forderungen des Verbandes der Bäcker nicht 
bewilligt und ihre Waren nicht unter den von diesem Verbande aufgestellten 
Lohn- und Arbeitsbedingungen hatten herstellen lassen, und die Kläger haben 
sich durch die Ausstellung der Plakate diesem Zwecke dienstbar gemacht. Dafür 
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spricht überzeugend die auf den Ankündigungen befindliche Bestätigung der 
Richtigkeit durch den Verbandsstempel der Bäcker und Berufsgenossen Deutsch- 
lands. Zu Unrecht wird daher in der Klage behauptet, mit der Ausstellung der 
Plakate sei lediglich die Erhaltung des Kundenkreises der Kläger beab- 
sichtigt worden. Auch das in der Klage angeführte Beispiel trifft den hier zu 
entscheidenden Fall nicht. Wird mit der Mitteilung, ‚daB nur österreichische 
Bäckergesellen beschäftigt werden, einzig und allein bezweckt, dem Publikum 
die feilgehaltene Ware als besonders gute anzupreisen, weil die österreichischen 
Bäckergesellen für vorzugsweise tüchtig in ihrem Fache gelten, so wird man dies 
gewiß als eine Nachricht für den gewerblichen Verkehr ansehen können. Hier 
aber liegt der Sachverhalt wesentlich anders: durch die ausgehängten Plakate 
soll, wie dargetan, nicht nur das Publikum zum Kaufen bestimmt, sondern 
daneben auch ein Druck auf die Bäckermeister ausgeübt werden, welche sich den 
Forderungen des Verbandes nicht fügen. Sonach beschränkt sich der Inhalt 
der Plakate nicht auf Nachrichten für den gewerblichen Verkehr. 

Der Aushang in den Schaufenstern war ein Öffentliches Ausstellen im 
Sinne des § 9 des Gesetzes vom 12. Mai 1851. Da die Plakate einen anderen Inhalt 
nn. als das Gesetz erlaubt, so war die Polizei berechtigt, ihre Entfernung 
anzuordnen. 


IX. 


Auch bei den von der Staatseisenbahnwerwallung auszuführenden Baulen 
sind die Vorschriflen der örtlichen Baupolizeiverordnungen zu befolgen. Ver- 
pflichlung des Vorstandes der Eıisenbahnbetriebsinspeklion zur Erstallung der 
darin vorgeschriebenen Anzeigen. Inhalt der Entscheidung über den Konflikt. 

l. Senat. Urteil vom 11. Mai 1909. Nr. I. A. 157/08. 

Aus den Gründen: Die Frage, ob der Konflikt begründet ist, 
hängt davon ab, ob die Annahme, die Erstattung der unterlassenen Anzeige 
habe zu den dienstlichen Obliegenheiten des Angeklagten (Vorstandes einer 
Eisenbahnbetriebsinspektion) gehört, für zutreffend zu erachten ist oder nicht. 
Die Königliche Eisenbahndirektion hat dieszwar verneint, dienstliche Vorschriften 
indessen für ihre Auffassung nicht anzuführen vermocht und nur erklärt, daß 
ausdrückliche Bestimmungen in bezug auf den streitigen Punkt nicht beständen. 

Nach $ 6 der Baupolizeiordnung vom 7. März 1903 hat der „Bauherr“ 
die Anzeige über die Vollendung des Rohbaues hei der Ortspolizeibehörde 
zu machen. Bauherr war im vorliegenden Falle der Eisenbahnfiskus. Seine Ver- 
tretung konnte nur durch denjenigen Beaınten erfolgen, welcher nach Maßgabe 
der für den staatlichen Eisenbahndienst bestehenden Organisation zur Wahr- 
nehmung derselben berufen war. Entscheidend hierfür ist die am 23. Dezember 
1901 Allerhöchst genehmigte Verwaltungsordnung für die Staatseisenbahnen 
(Gesetzsammlung 1902, S. 129 ff.), sowie die auf Grund des Vorbehalts in $ 2 
dieser Ordnung, unter Berücksichtigung des $ 9 daselbst, von dem Minister 
der öffentlichen Arbeiten erlassene Geschäftsanweisung für die Vorstände der 
Eisenbahn-Betriebsinspektionen von 1. April 1902 (Eisenbahn-Verordnungsblatt, 
Jahrgang 1902, S. 246 ff ). Nach der letzteren sind die Vorstände der Eisenbahn- 
Betriebsinspektionen besondere örtliche Verwaltungsstellen für die Ausführung 
und Überwachung des Bahnunterhaltungs-, Bahnbewachungs- und Betriebs- 
dienstes innerhalb ihres Amtsbezirkes. In dieser Eigenschaft liegt ihnen gemäß 
$ 4 zu b die Unterhaltung der Bahn mit allen zugehörigen baulichen Anlagen, 
sowie nach lit. c die Ausführung von Bauten an den zu b bezeichneten An!agen 
ob, soweit ihnen solche von der Eisenbahndirektion durch die Etats oder auf 
Grund anderer Bestimmung überlassen wird. Sie sind in diesem Unifange mit 
weitgehender Selbständigkeit ausgestattet, ihre Stellvertretung ıst besonders 
reregelt (Erlaß des Ministers der öffentlichen Arbeiten vom 3. Februar 1905, 
Eisenbahn-Verordnungsblatt 1905, S. 83). Der Vorstand der Eisenbahn-Betriebs- 
inspektion ist hiernach innerhalb seines Amtsbereichs für die ihm zugewiesenen 
Angelegenheiten, darunter insbesondere auch Bauausführungen, soweit dieselben 
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nicht der Eisenbahndirektion, was im vorliegenden Falle nicht zutrifft, vor- 
behalten sind, als der gesetzmäßig berufene Vertreter des Eisenbahnfiskus 
anzusehen, während der Bahnmeister ein Beamter ist, der mit rein lokalen 
Aufsichtsfunktionen betraut ist (vgl. zivilrechtliche Entscheidungen des Reichs- 
gerichts vom 15. Januar 1903 und 29. Juni 1903 bei Eger, Eisenbahnrechtliche 
Entscheidungen, Band 20, S. 42 und 239; Eger, Handbuch des Preußischen 
Eisenbahnrechts Band 2, S. 128). Auch durch die Übertragung der örtlichen 
Leitung des Baues erhält ein derartiger Beamter noch nicht die Ermächtigung 
zur Vertretung des Eisenbahnfiskus als Bauherrn. Ob der Bahnmeister in diesem 
letzteren Falle als Bauleiter d. h. als die mit der Leitung oder Ausführung des 
Baues betraute Person anzusehen und aus diesem Grunde nach $ 72 der Baupolizei- 
ordnung gleichfalls zur Anzeige berufen gewesen wäre, kann dahingestellt bleiben. 
Als Vertreter des Bauherrn kann nach dem vorher Gesagten nur der Vorstand der 
Betriebsinspektion, also der Angeklagte, verantwortlich gemacht werden. 
Entsprechend dieser Auffassung ist auch die Bauerlaubnis seinerzeit von dem 
Angeklagten bei der Polizeiverwaltung eingeholt worden, ebenso sind die Bau- 
zeichnungen von ihm unterschrieben. Übereinstimmend hiermit ist in der Ent- 
scheidung des Gerichtshofs vom 26. Juni 1900 (Preußisches Verwaltungsblatt, 
Jahrgang 22, S. 129) zur Einholung des Baukonsenses diejenige Behörde für 
verpflichtet erklärt worden, welche den Bauherrn, den Eisenbahnfiskus, zu ver- 
treten hat, d.i. die Eisenbahn-Betriebsinspektion bzw. der an ihrer Spitze 
stehende Beamte. 

Daß auch bei den von der Staatseisenbahnverwaltung auszuführenden 
Bauten die Vorschriften der örtlichen Baupolizeiverordnungen zu befolgen sind, 
ist in der Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts vom 5. September 1878 
(Entscheidungen Band 5, S. 324) eingehend dargelegt und aus Anlaß dieser 
Entscheidung durch Erlaß des Handelsministers vom 11. November 1878 den 
Königlichen Eisenbahndirektionen eingeschärft worden (cfr. Eger, Handbuch des 
Preußischen Eisenbahnrechts Band I, S. 477, 478). 

In der Unterlassung der durch die Baupolizeiordnung‘ vorgeschriebenen 
Anzeige liegt somit die Unterlassung einer dem Angeklagten als Vorstand der 
Betriebsinspektion obliegenden Amtshandlung. Der Konflikt war hiernach für 
unbegründet zu erachten. 

Mit Bezug auf den Schlußsatz in dem Beschlusse der Königlichen Eisen- 
bahndirektion vom 1. März 1908 wird darauf hingewiesen, daß zufolge $ 11 
des Einführungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetz vom 27. Januar 1877 
sich die Vorentscheidung darauf, ob eine „zur gerichtlichen Verfolgung ge- 
eignete‘‘ Überschreitung der Amtsbefugnisse vorliegt, nicht mehr zu erstrecken. 
sondern sich auf die Prüfung zu beschränken hat, ob in der gerichtlich verfolgten 
Handlung objektiv eine Amtsüberschreitung oder Unterlassung liegt. 


X. 

Zur Frage der Zulässigkeit des polizeilichen Impfzwanges nach dem Impf- 
geselie vom 8. April 1874. 

l. Senat. Urteil vom 24. September 1909. Nr. I. C. 17/08. 

Aus den Gründen: Der $4 des Impfgesetzes vom 8. April 1874 
bestimmt: 

„Ist die Impfung ohne gesetzlichen Grund (8$ 1, 2) unterblieben, 
so ist sie binnen einer von der zuständigen Behörde zu setzenden Frist 
nachzuholen.“ 

Der Kläger, welcher auf Grund des $14 Abs. 2 des Impfgesetzes bestraft 
zu sein behauptet, danach also bereits einmal eine Aufforderung zur Nachholung 
der Impfung des Kindes erhalten hat. bezeichnet den Erlaß der von der Polizei- 
verwaltung an ihn gerichteten zweiten Aufforderung als unzulässig. Es kann 
dahingestellt bleiben, ob die Nichtachtung der wiederholten Aufforderung, 
was von dem Kammergericht in der Entscheidung vom 10. November 1892 
(Johow Band 12, S. 375) bejaht, von den Oberlandesgerichten in Düsseldorf und 
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Celle in den vom Kläger in je einem Abdruck überreichten Entscheidungen ver- 
neint wird, unter Strafe gestellt ist. Denn im vorliegenden Verfahren handelt 
es sich nur darum, ob die polizeiliche Verfügung statthaft war oder nicht. Der 
$ 4 des impfgesetzes bestimmt nun für den Fall, daß die Impfung ohne gesetz- 
ichen Grund unterblieben sei, daß sie nachzuholen „ist“. Das Gesetz vertritt 
damit den Standpunkt, daß ein Zustand, wonach ein Kind ohne gesetzlichen Be- 
freiungsgrund der Impfung entzogen blerbt, mit den Interessen der öffentlichen 
Gesundheitspflege unvereinbar sei. Indem es ferner bestimmt, daß ein Kind, 
das ohne Gefahr für sein Leben oder seine Gesundheit nicht geimpft werden 
kann, gleichwohl der Impfung zu unterziehen ist, sobald der diese Gefahr be- 
gründende Zustand aufgehört hat ($ 2), sowie daß eine Impfung, wenn sie 
erfolglos geblieben ist, zu wiederholen sei (§§ 3, 10), benimmt das Gesetz jeden 
Zweifel darüber, daß die Impfung — von Befreiungsgründen abgesehen — uner- 
läßlich sei. Zur Herbeiführung eines dem Gesetze entsprechenden Zustandes, 
den die sanitäre Sicherheit gebietet, ist die Polizei berufen. Und gerade für den 
Fall, daß die Unterlassung der Impfung nur nach Nichtachtung der ersten ent- 
sprechenden Aufforderung einer Bestrafung unterstellt sein sollte, bietet das 
polizeiliche Einschreiten den allein gewiesenen Weg, um der gesetzlichen Anfor- 
derung zur Durchführung zu verhelfen. 


Denn die Annahme, daß das Impfgesetz ein polizeiliches Einschreiten 
ausschließe, findet in seinen Vorschriften keine Stütze. Das Gegenteil läßt 
sich auch aus $ 18 Abs. 3, lautend: 


„Die in den einzelnen Bundesstaaten bestehenden Bestimmungen 
über Zwangsimpfungen bei dem Ausbruch einer Pockenepidemie werden 
durch dieses Gesetz nicht berührt‘ 

nicht entnehmen. Aus dem Unistande, daß hier die nach Landesrecht bestehenden 
Bestimmungen über die Zwangsimpfungen bei dem Ausbruch einer Pocken- 
epidemie aufrecht erhalten werden, läßt sich nicht folgern, daß eine Impfung 
im Zwangswege auf die Fälle beschränkt ist, wo sie unter jener Voraussetzung 
nach Landesrecht zulässig war. Eine solche Beschränkung würde auch mit 
der Absicht des Impfgesetzes nicht in Einklang zu bringen sein. Wenn es an der 
Möglichkeit fehlen würde, die Impfung eines nach dem Impfgesetze Impfpflichti- 
gen zwangsweise herbeizuführen, so würde in allen den Fällen, wo die Straf- 
bestimmungen des $ 14 keinen indirekten Zwang auszuüben vermögen, die 
Impfung unterbleiben und damit ein Zustand geschaffen werden, den das Gesetz 
bekämpft. 

Eine abweichende Ansicht läßt sich auch nicht aus der Entstehungs- 
geschichte des Gesetzes begründen. Es ist dies eingehend in den Entscheidungen 
des unterzeichneten Gerichtshofes vom 2. April 1892 und vom A. März 1895 
(Sammlung Band 23, S. 384 und Band 28, S. 396) dargelegt worden. Der 
dort vertretene Standpunkt ist auch in der neuerdings ergangenen Entscheidung 
vom 30. Oktober 1908 (Preußisches Verwaltungsblatt, Jahrgang 30, S. 338) 
bei abermaliger Prüfung festgehalten worden. Die Angriffe, welche der Kläger 
gegen die Begründung: der Entscheidung vom 1. März 1895 erhebt, sind verfehlt. 


Der $ 14 des Regierungsentwurfs betraf die Impfflicht bei Ausbruch einer 
Blatternkrankheit (Stenographische Berichte 1874 Band lII, S. 23). Zur Er- 
gänzung dieser Vorschrift brachten vor der zweiten Beratung des Gesetzentwurfs 
die Abgeordneten von Winter und Genossen (die sogenannte freie Kommission} 
die Bestimmung in Vorschlag: 

Wird diese Frist — zur Impfung — ohne gesetzlichen Grund ver- 
säumt und eine amtliche Aufforderung zur Nachholung der Impfung nicht 
befolgt, so kann die letztere mittels Vorführung vor den öffentlichen 
Impfarzt erzwungen werden. 

(Stenographische Berichte Band lII, S. 184). 

Der $ 15 des Entwurfes lautete: 

Wenn ein Impfpflichtiger ohne gesetzlichen Grund der Impfung ent- 
zogen geblieben ist, und eine amtliche Aufforderung zu deren Nachholung 


218 Aus der Praxis des Oberverwaltungsgerichts, 


sich fruchtlos erweist, so kann die Impfung mittels Zuführung zur Impf- 
stelle erzwungen werden. 

Der $ 18 des Entwurfes bestimmte: 

Wer unbefugterweise Impfungen vornimmt, wird ............ 
bestraft. 

Bei der zweiten Beratung des Gesetzentwurfes in der Sitzung des Reichs- 
tages vom 9. März 1874 erklärte der Abgeordnete Lasker (Stenographische 
Berichte Band I, S. 256): 

„Ich bitte Sie, bei den 88 14 und 15 eine Veränderung vorzunehmen, 
sowohl gegen die Intention der Regierung, wie auch gegen die Intention 
der freien Kommission..... Wirkönnen.... niemals einen 
solchen Rechtszustand aufrecht erhalten, daß 
ineinemKreisedieerwachsenenPersonen zwangs- 
weise zum Arzte gebracht und zur Impfung ge- 
stellt werden....... 

Wenn wir die Vorführung gestatten bei 
minderjährigen Personen, so ist dies eben bloß 
deswegen gerechtfertigt, weil wir annehmen, 
daß diejenigen, denen sie zur Pflege empfohlen 
sind, nicht ihrer Pflicht genügen, und der Staat 
tritt an die Stelle der Väter und Pfleger und 
wir setzen voraus, daß die Unmündigen frei- 
willig die Impfung an sich vornehmen lassen. 
Aber erwachsene Personen, die nicht freiwillig zur Impfung erscheinen 
wollen, etwa gebunden vor den Arzt zu bringen, um dann an ihnen die 
Operation vorzunehmen, das liegt gewiß nicht im Geiste unserer Gesetz- 
gebung..... Das einzige Mittel, um Erwachsene (hierzu) zu veranlassen 
.... besteht in der Strafe und ich habe mir deswegen erlaubt, Ihnen 
auch eine solche Strafe vorzuschlagen.“ 

Der hier erwähnte Vorschlag war in Laskers Abändenungsantrag vom 
6. März 1874 (Stenographische Berichte Band III, S. 227) gemacht und ging 
dahin, den $ 15 des Entwurfes als Absatz zu $ 14 dahin zu fassen: 


Wer diese Frist.... versäumt.... wird mit Geldstrafe bis zu 
150 .#& oder mit Haft bis zu 14 Tagen bestraft. 
Im Verlaufe derselben Sitzung und wiederum bei der Erörterung der §§ 14 
und 15 des Regierungsentwurfes bzw. des Abänderungsantrages der freien Kon- 
mission äußerte Lasker (Stenographische Berichte Band I, S. 261): 


„Das niedrigste Maß der Strafe, welche ich vorschlage, ist eine 
Mark — also keineswegs eine Summe, bei der anzunehmen ist, daß die 
Strafe von dem Durchschnitt der Arbeiter nicht erlegt werden könne.“ 


Die oben durch den Druck hervorgehobenen Sätze aus der Rede des Ab- 
geordneten Lasker sind es, die in der Entscheidung des unterzeichneten Gerichts- 
hofes vom 1. März 1895 wiedergegeben sind. Mit Recht ist aus ihnen in Ver- 
bindung mit dem weiteren Ergebnisse der Verhandlungen der Schluß auf die 
Zulässigkeit der zwangsweisen Vorführung von Kindern zur Impfung 
vezorgen worden. Die Annahme des Klägers, daß die Äußerung Laskers zum $ 18 
Abs. 3 des Gesetzes, dessen Inhalt bereits oben mitgeteilt ist. gefallen sei, ist 
unzutreffend. Der § 18 bestand nach dem Regierungsentwurfe nur aus einem 
Absatz. der bei der Schlußredaktion des Gesetzes die Paragraphennummer 
16 erhalten hat. Der Abs. 3 des $18 des Gesetzes beruht auf einem Antrage des Ah- 
geordneten Loewe vom 14. März 1874. (Stenographische BerichteBand I1, S. 272), 
konnte daher in der Sitzung vom 9. März, als Lasker seine Rede hielt, über- 
haupt nicht Gegenstand der Beratung sein. Im übrigen ergeben aber auch die 
Eingangsworte der Rede, daß sie sich lediglich mit den 88 14 und 15 des Gesetzes 
beschäftigen. Nur gegen die Zwangsimpfung Erwachsener wandte sich der Ab- 
geordnete: gegen Erwachsene hielt er die Androhung einer Geldstrafe, deren 
Mindestmaß sich auf eine Mark bezifferte. für ausreichend. 
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Richtig ist, daß der fünfte Absatz des $ 13 des Entwurfes, lautend: 

Zöglingen, welche der gesetzlichen Impfung entzogen geblieben sind, 
darf, so lange die nachträgliche Vornahme nicht dargetan wird, ein Ab- 
gangsgzeugnis nicht erteilt werden 


von dem Reichstage abgelehnt worden ist. Es geschah dies auf den Vorschlag 
Loewes, an den sich keine weitere Erörterung anschloß (Stenographische Berichte 
Band I, S. 255). Loewe erklärte: 


Wenn angeordnet ist, daß jemand nicht in eine Schule aufge- 
nommen wird, so steht das mit dem Geiste des Gesetzes insofern 
in Zusammenhang, als er als ein Nichtgeimpfter eine Gefahr für die Mit- 
schüler und für die ganze Gesellschaft ist, in der er sich bewegt. Daß er 
aber nicht entlassen werden soll, ist eine ganz willkürlich gegriffene 
Disziplinarstrafe, die wir nicht gerechtfertigt halten. 


Mit der Bestimmung des Gesetzentwurfes war beabsichtigt worden, einen 
Druck auf den Vertreter des Schülers durch die Schulbehörde auszuüben, daß 
er ihn impfen lasse. Wie aus der Streichung dieser Bestimmung, zumal im Hin- 
blick auf die Begründung Loewes, ein Schluß auf die Absicht des Gesetzgebers, 
damit die Anwendung polizeilichen Zwanges auszuschließen oder zu mißbilligen, 
gezogen werden könnte, ist nicht ersichtlich. Eine solche Folgerung läßt sich auch 
aus der Änderung der Überschrift des Gesetzes nicht herleiten. Nachdem bei 
der zweiten Beratung der $ 14 des Entwurfs mit dem Amendement Lasker an- 
genommen, der $ 15 und der fünfte Absatz des $ 13 abgelehnt, im übrigen der 
Entwurf in einigen Beziehungen modifiziert und ergänzt war, erklärt am Schlusse 
dieser Beratung der Abgeordnete Loewe (Stenographische Berichte Band I, 
S. 268): 

Es ist selbstverständlich nach den Veränderungen.. daß die 
Überschrift des Gesetzes, die die Regierungsvorlage trägt, selbst wenn sie 
ursprünglich ganz den Inhalt des Gesetzes gedeckt hätte, jetzt nicht mehr 
in voller Übereinstimmung mit demselben steht. Wir sind aber auch der 
Meinung gewesen, daß schon die ursprüngliche Vorlage viel weiter ging. 
als gerade der Titel des Gesetzes als ein solches über ,Impfzwang“ 
ausdrückt. Der Impfzwang war nur ein Teil desjenigen, was das Ge 
hier regeln wollte. Das Gesetz ordnet in der Tat das ganze Impfwesen 
in der Bevölkerung und indem es das tut, glaubten wir, der zweck- 
mäßigste und kürzeste Ausdruck würde eben sein: „Impfgesetz“. 


Nachdem darauf der Präsident des Reichskanzleranıtes diesen Vorschlag 
als eine „dankenswerte Verbesserung“ bezeichnet hatte, wurde die vorge- 
schlagene Überschrift ohne weitere Erörterung angenommen. Aus den Gründen, 
die der Abgeordnete Loewe für die Änderung der Überschrift angeführt hat, 
ergibt sich, daß nach seiner unwidersprochen gebliebenen Ansicht schon der 
Regierungsentwurf, weil er mehr als lediglich den Impfzwang regeln wollte, 
richtiger die Bezeichnung als Impfgesetz verdient hätte; daß aber nunmehr mit 
Rücksicht auf die getroffenen Veränderungen um so mehr diese Überschrift 
geboten sei. Daß er dabei an diejenigen Änderungen, die in der Ablehnung des 
$ 15 oder gar des $ 13 Abs. 5 des Entwurfes bestanden, gedacht haben sollte, 
erscheint ausgeschlossen. Denn der $ 4 des Entwurfes, der als $ 4 auch Gesetz 
geworden ist, war vorher von dem Reichstage angenommen, Laskers Ausführung 
dagegen, die sich gegen die zwangsweise Impfung Erwachsener wendete, die Vor- 
führung Minderjähriger aber für zulässig erklärte, war von Loewe selbst (Steno- 
graphische Berichte Band I, S. 256) — übrigens auch im wesentlichen von dem 
Abgeordneten Abeken (das. 256.257) — gebilligt worden; die Zulassung der 
Zwangsimpfung der Kinder ist von keiner Seite in Frage gestellt worden. Die 
Anderung in der Überschrift des Gesetzes sollte vielmehr seinem Zwecke, nicht 
nur den Impfzwang gegenüber Kindern, sondern das ganze Impfwesen zu ordnen, 
Rechnung tragen. Bei Beginn der dritten Beratung des Reichstares in der Sitzung 
vom 14. März 1874 sprachen nacheinander die Abgeordneten Dr. Merkle, Dr. Heine 
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und Dr. Löwe zu $ 4 des Gesetzes. Die ersten beiden Redner erklärten sich als 
Gegner desselben. Dr. Merkle bemerkte unter anderem: 

Allerdings ist in der zweiten Lesung beschlossen worden, statt 
„Impfzwanggesetz“ zu setzen „Impfgesetz“; allein der Zwang durchzieht 
dieses Gesetz wie ein roter Faden von Anfang bis zu Ende..... 

Dr. Heine begründete seine Stellung damit, daß ein Impfzwang, wie er 
in unserem Gesetz beschlossen ist, ganz gewiß nicht zum Segen gereicht. In 
der Erwiderung Loewes findet sich die Äußerung: 

Von einem absoluten Zwang der Impfung ist schon gar nicht mehr 
die Rede, denn der Zwang, wie er nach den Veränderungen der zweiten 
Lesung erscheint, ist, wenn Sie so wollen, nichts weiter als eine Steuer, 
die auf das Nichtimpfen gelegt ist...... 

Der $ 4 wurde sodann ohne weitere Debatte angenommen; über die Über- 
schrift fand eine Diskussion überhaupt nicht statt; (Stenographischer Bericht 
Band I, 5.337, 338, 339, 340, 357). 

Der an letzter Stelle mitgeteilten Äußerung des Abgeordneten Loewe wird 
in dem Urteil des Oberverwaltungsgerichts vom 1. März 1895 kein entscheidender 
Wert beigelegt. Richtig ist, daß dort die Äußerung als die subjektive Ansicht 
eines Arztes bezeichnet wird. Aber lediglich aus diesem Grunde ist der Äußerung 
nicht die Bedeutung abgesprochen. Das Hauptgewicht ist vielmehr daraufgelegt, 
daß die Äußerung sich auf die Rechtswirkung des Laskerschen Amendements 
zu $ 14 des Entwurfs bezieht, das in zweiter Lesung angenommen war, mit dessen 
Fortbestand also Loewe bei der Erörterung zu $ 1 rechnen konnte. DasAmende- 
ment zu $ 14 wurde jedoch, wie überhaupt der ganze $ 14 im weiteren Verlaufe 
der dritten Lesung abgelehnt und ist nicht Gesetz geworden. Aus einer Äußerung, 
die sich auf die Bestimmung des $ 14 bezog, die, um mit den Worten des Ab- 
geordneten Dr. Reichensperger-Crefeld zu sprechen (Stenographische Berichte 
Band I, S. 343), 

eine ganze Bevölkerung, alt und jung, gebrechlich oder nicht gebrechlich, 

geimpft oder nicht geimpft, samt und sonders dem Impfarzt überliefert, 
läßt sich daher kein Schluß arauf ziehen, daß der Abgeordnete Dr. Loewe 
seinen bei der zweiten Lesung eingenommenen Standpunkt geändert hat, noch 
weniger, daß die Majorität dadurch, daß sie bei der dritten Beratung darauf den 
$ 1 akzeptierte, ihm in der unterstellten Änderung gefolgt ist. Die Tatsache, daß 
die Überschrift des Gesetzes durch den Reichstag — unter Zustimmung des 
Bundesrats — geändert ist, kann daher der Kläger zugunsten der von ihm 
vertretenen Ansicht nicht verwerten. Übrigens bildet eine solche Tatsache auch 
kein Unikum. Auch sonst kommt es vor, daß der Titel eines Gesetzentwurfs 
im Laufe und infolge der parlamentarischen Verhandlungen geändert wird, ohne 
daß damit eine wesentliche Änderung seiner Bedeutung und Tragweite bezweckt 
ist. Es mag in dieser Beziehung nur darauf verwiesen werden, daß das Gesetz 
über die Fürsorgeerziehung Minderjähriger vom 2. Juli 1900 (Gesetzsammlung 
S. 264) nach der Regierungsvorlage von der Zwangserziehung Minderjähriger 
sprach. Durch den Wechsel im Ausdrucke, der auf einem Kommissionsbeschlusse 
des Hauses der Abgeordneten beruht, ist die Bedetuung des Gesetzes als eines 
Zwangserziehungsgesetzes nicht berührt worden (Entscheidungen des Ober- 
verwaltungsgerichts Band 52, S. 191). 

Weiter bekämpft der Kläger den in dem Urteile vom 1. März 1895 ent- 
haltenen Satz: 

Wenn bei der Beratung des Impfgesetzes mehrfach von einer ein- 
heitlichen Regelung des Impfwesens durch das Reich die Rede gewesen 
ist. so war doch diese Einheitlichkeit nicht einmal bezüglich der Impf- 
pflicht (818 Abs. 3) und noch weniger wegen der Ausführungsmodalitäten 
(8 18 Abs. 2) eine derart absolute, daß sie zu einem Rückschlusse e con- 
trario auf die Minderung der landesgesetzlich bestehenden Machtbe- 
fugnisse der ausführenden Landesbehörden berechtigen könnte; (a. a. O. 
Band 28, S. 400). 
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Dieser Satz gibt auch nicht einmal andeutungsweise einen Anhalt für die 
Annahme, als solle die landesgesetzliche Befugnis zur Ausübung polizeilichen 
Impfzwanges gegen Minderjährige auf die Vorschrift des $ 18 Abs. 3 des Impf- 
resetzes gestützt und das Landesverwaltungsgesetz als reine Ausführungs- 
vorschrift im Sinne des $ 18 Abs. 2 des Impfgesetzes betrachtet werden. Das 
Urteil geht vielmehr davon aus (a. a. O. Band 28, S. 397, 398), daß die Durch- 
führung des durch das Reichsgesetz begründeten Impfzwanges den Bundesstaaten 
nach Maßgabe der Landesgesetzgebung zustehe. Mit jenem oben wiedergegebenen 
Satze begegnet das Urteil nur dem Einwande, der gegen jene Annahme aus dem 
Grunde erhoben werden möchte, daß, weil von einer einheitlichen Regelung 
der Materie gesprochen sei, für eine Zuständigkeit der bundesstaatlichen Organe 
und die Handhabung landesgesetzlicher Vorschriften kein Raum sei. Was der 
Kläger mit der Berufung auf das Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetz- 
buche beabsichtigt, ist nicht recht verständlich. In den Art. 55 ff. wird von 
dem Verhältnis landesrechtlicher Vorschriften, die dem Privatrecht angehören, 
zum Bürgerlichen Gesetzbuche gehandelt. Die Vorschriften, welche die Polizei- 
gewalt betreffen, gehören nicht dem privaten, sondern dem öffentlichen Rechte an. 


Zur Beseitigung eines gesetzwidrigen Zustandes ist die Polizei jederzeit 
und solange einzuschreiten befugt, als der gesetzwidrige Zustand dauert. Es 
versteht sich auch von selbst, daß überall da, wo ein Reichsgesetz die Ausführung 
seiner Vorschriften den Landesbehörden ohne nähere Abgrenzung ihrer Be- 
fugnisse überläßt, diese diejenigen Machtmittel anzuwenden berechtigt sind, 
die ihnen nach Landesrecht zustehen. 


XI. 


Zur Auslegung des Begriffs ,Inundaltionsgebiet“ im § ı des Deichgeselzes 
- vom 28. Januar 1848. 

Ill. Senat. Urteil vom 27. Mai 1909. Nr. IHI. A. 40/08. 

Aus den Gründen: Über die Auslegung des Wortes „Inundations- 
gebiet‘ im $ 4 des Deichgesetzes hat der Gerichtshof sich in dem Urteile vom 
15. Oktober 1903 (Band 44,5. 318 der Entscheidungen) und das Kammergericht 
in dem Urteile vom 30. März 1835 (Jahrbuch Band 5, S. 341) ausgesprochen. 
Zu der Frage ist ferner Stellung genommen in der Begründung zum Entwurfe 
eines Preußischen Wassergesetzes vom Jahre 1894 (S. 200). In dem Urteile des 
Oberverwaltungsgerichts heißt es: 

„Es kommt nur noch darauf an, ob sie (die abgelagerten Erd- 
massen) im Überschwemmungsgebiet der Ruhr liegen. Hierbei war in 
Übereinstimmung mit dem Urteile des Kammergerichts vom 30. März 
1885 und mit den Ausführungen in der Begründung zu dem Entwurfe 
eines Preußischen Wassergesetzes von 1894, S. 200 davon auszugehen, 
daß für die Bestimmung der Grenzen des Überschwemmungsgebiets 
außergewöhnliche (abnorme) Hochwasser nicht zu berücksichtigen sind.‘ 
Und im Urteile des Kammergerichts (Band 5, S. 344 a.a. O.) ist gesagt: 

„Zwar darin ist dem Vorderrichter beizutreten, daß nicht der höchste 
Stand des Hochwassers, den etwa unter dem Zusammentreffen abnormer 
Verhältnisse ein Fluß seit Menschengedenken einmal erreicht hat, für 
die Feststellung des Inundationsgebiets bestimmend und genügend sein 
kann...... Allgemein wird sich nur sagen lassen, daß auch ein die ge- 
wöhnlichen Frühjahrs- und Herbstüberschwemmungen weit übersteigen- 
der Hochwasserstand dann für die Feststellung des Inundationsgebiets 
herangezogen werden muß, wenn derselbe, soweit die Erfahrung reicht. 
auch nur in größeren Zeitabschnitten mit einer gewissen Regelmäßigkeit 
wiederkehrt.“.... | 


Die Begründung zum Entwurfe des Wassergesetzes (S. 200) wiederholt im 
wesentlichen diese Ausführungen des Kammergerichts. 


IV 
IV 
IV 
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An der im Vorstehenden wiedergegebenen Auslegung des $ 1 des Deich- 
gesetzes hält der Gerichtshof fest. Nach der ausdrücklichen Bestimmung des 
$ 1 gehört zum Inundationsgebiet das ganze Gebiet, welches das Wasser bei der 
höchsten Überschwemmung einnimmt; dazu gehören nur diejenigen 
Flächen nicht, welche das Hochwasser bei regelmäßigem Verlaufe nicht über- 
schwemmt haben würde, welche vielmehr nur durch das Hinzutreten außer- 
gewöhnlicher Begleitumstände (z. B.: Bruch von Deichen oder Talsperren, 
Eisverstopfungen und dergleichen) ausnahmsweise mit unter Wasser gesetzt 
worden sind. Daß derartig abnorme Verhältnisse vorgelegen haben, muß im ein- 
zelnen Falle nachgewiesen werden; der Umstand allein, daß häufigere Uber- 
schwemmungen der in Betracht kommenden Fläche nicht nachweisbar sind. 
genügt dazu nicht. Ebensowenig schließt der Umstand, daß eine Reihe von Uber- 
flutungen der Fläche im Laufe der Jahre vorgekommen sind, den Nachweis aus. 
daß in allen diesen Fällen abnorme Verhältnisse (Deichbrüche, Eisverstopfungen 
usw.) vorgelegen haben. Im allgemeinen wird sich nur sagen lassen, daß häufigere 
Überschwemmungen derselben Fläche bei Hochwasser wesentlich für die An- 
nahme ins Gewicht fallen, die Fläche gehöre zum Inundationsgebiet, während 
der Nachweis, daß die Überschwemmung nur durch das Zusammentreffen ab- 
normer Verhältnisse verursacht sei, leichter zu erbringen sein wird, wenn es sich 
um eine Fläche handelt, die früher nach Menschengedenken nicht überflutet 
vewesen ist. 

Im vorliegenden Falle ist das Gehöft in den letzten 100 Jahren mindestens 
in nn Fällen, nämlich in den Jahren 1813, 1831, 1854 und 1903 überschwemmit 
worden. 

Dafür, daß in allen diesen Fällen abnorme Verhältnisse im Sinne der obigen 
Ausführungen obgewaltet hätten, liegt irgend ein tatsächlicher Anhaltspunkt 
nicht vor; der Kläger hat auch nicht einmal bestimmte Behauptungen aufge- 
stellt, die zu weiteren Ermittelungen in dieser Richtung Anlaß geben könnten. 
Mit dem Beklagten muß daher angenommen werden, daß das Gehöft im Inun- 
dationsgebiete liegt. 


XII. 


Zur Auslegung der 881, 3 des Schlachlhausgeselzes vom 18. März 18565, 
9. März 1881. Die Veröffentlichung des Gemeindebeschlusses über Einführung des 
g hlachlzwanges kann schon vor Eröffnung des Schlachlhauses mit rechtlicher 
Wirkung stallfinden. 
IX. Senat. Urteil vom 12. März 1910 Nr. IX C. 38/09. 
N Aus den Gründen: Wenn es im $ 1 des Schlachthausgesetzes 
eißt: 
„In denjenigen Gemeinden. für welche eine Gemeindeanstalt zum 
Schlachten von Vieh (öffentliches Schlachthaus) errichtet ist, 
kann durch Gemeindebeschluß angeordnet werden. daß innerhalb des 
ganzen Gemeindebezirks oder eines Teiles desselben das Schlachten 
sämtlicher oder einzelner Gattungen von Vieh sowie gewisse mit dem 
Schlachten in unmittelbarem Zusammenhange stehende, bestimmt zu 
bezeichnende Verrichtungen ausschließlich in dem öffentlichen Schlacht- 
haus oder in den öffentlichen Schlachthäusern vorgenommen werden 
dürfen, 
so ist damit nichts weiter gesagt, als daß Gemeinden, für welche ein öffentliches 
Schlachthaus errichtet ist, den Schlachtzwang einführen dürfen. Daß der Schlacht- 
zwang nicht eher eingeführt werden kann, als bis das Schlachthaus in betriebs- 
fähigen Zustande errichtet ist, ist selbstverständlich, da es andernfalls an der 
Schlachtstätte, für welche der Schlachtzwang gelten soll, fehlen würde. Nur 
unter dieser Voraussetzung darf durch den Gemeindebeschluß nach der Ge- 
setzesvorschrift die Anordnung des Schlachtzwanres getroffen werden. Daraus 
folget aber noch nicht, daß die Einführung des Schlachtzwanges nicht schon 
vor der Inbeiriebsetzung des Schlachthauses beschlossen werden kann. 
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Denn es ist nicht abzusehen, warum die Gemeinden zufolge der Vorschrift im 
$ 3 Absatz 2 des Schlachthausgesetzes in die Lage versetzt werden sollten, ihr 
. betriebsfähiges Schlachthaus 6 Monate lang unbenutzt stehen zu lassen. Die Be- 
eründungen zu dem Gesetzentwurfe, betreffend die Errichtung öffentlicher, 
ausschließlich zu benutzender Schlachthäuser, lassen in keiner Weise erkennen, 
daß bei Erlaß des Gesetzes eine solche Absicht obgewaltet habe. Es ist zwar in 
den Motiven (Drucksachen des Herrenhauses für 1867/68 Nr. 51, S. 9) anerkannt 
worden, daß die mit den öffentlichen Schlachthäusern verbundene Zwangs- 
verpflichtung tief in die bestehenden Verhältnisse des Schlächtergewerbes 
eingreift und erfahrungsmäßig binnen kurzer Zeit eine wesentliche Umge- 
staltung dieses Gewerbes zur Folge hat, doch erachtete der Gesetzgeber zum 
Schutze gegen etwaige Schädigungen die in $ 3 Absatz 2 und $$ 7 fg. des Ent- 
wurfs getroffenen Vorkehrungen für ausreichend. Insbesondere soll die Be- 
stimmung im $ 3 Absatz 2 dazu dienen, mit möglichster Schonung die be- 
stehenden Interessen in die neuen Verhältnisse überzuleiten; den Besitzern 
von Privatschlachthäusern wurde damit eine Frist von 6 Monaten gewährt, sich 
auf die Einführung des Schlachtzwanges einzurichten. Eine weitergehende 
Absicht des Gesetzgebers ist aus den Motiven nicht zu entnehmen. Die sechs- 
monatliche Frist blieb den Besitzern von Privatschlachtstätten kraft Gesetzes 
ohne Rücksicht darauf gewahrt, ob der Gemeindebeschluß über Einführung 
des Schlachtzwanges vor oder nach Fertigstellung des Schlachthauses ver- 
öffentlicht wurde. Aus dem Zweck dieser Vorschrift kann daher nicht gefolgert 
werden, daß dieser Beschluß erst nach Errichtung des Schlachthauses gefaßt 
werden durfte. Die gleiche Ansicht ist auch in dem Erlaß des Ministers für 
Handel und Gewerbe vom 12. Mai 1894 (B. 10597/93) ausgesprochen, wonach die 
Genehmigung des Gemeindebeschlusses schon vor tatsächlicher Errichtung des 
Schlachthauses erfolgen kann, wenn der zuständigen Stelle in überzeugender 
Weise dargetan ist, daß die zur Errichtung des öffentlichen Schlachthauses 
getroffenen baulichen Maßnahmen sowohl an sich dazu geeignet als auch soweit 
gefördert worden sind, daß sie die Fertigstellung und Inbetriebsetzung des Baues 
in einer seiner Bestimmung entsprechenden Weise zurzeit des Inkrafttretens 
des Ortsstatuts nach pflichtmäßigem Ermessen gesichert erscheinen lassen. 


Auch das Kammergericht hat in der vom Kläger überreichten Entscheidung 
vom 10. Mai 1909 sich dahin ausgesprochen, daß es nicht dem Sinne des Schlacht- 
hausgesetzes entsprechen würde, dessen $ 1 dahin auszulegen, daß das Schlacht- 
haus vor Erlaß und Genehmigung des die Einführung des Schlachtzwanges be- 
treffenden Gemeindebeschlusses fertiggestellt sein müßte. Wenn aber das 
Kammergericht zu einer Freisprechung des Klägers von der Übertretung des 
Schlachtverbots außerhalb des Öffentlichen Schlachthauses deshalb gelangt, 
weil der Gemeindebeschluß über die Einführung des Schlachtzwanges nicht früher 
als mit der Eröffnung des Schlachthauses in Wirksamkeit treten könne, so ver- 
mag sich der Gerichtshof dieser Ansicht nicht anzuschließen. Gestützt wird 
diese Ansicht allein auf die Erwägung, daß, wenn die Veröffentlichung des 
Gemeindebeschlusses über Einführung des Schlachtzwanges vor Eröffnung des 
Schlachthauses mit rechtlicher Wirkung stattfinde, der Fall ein- 
treten könnte, daß nach $ 3 Absatz 2 des Schlachthausgesetzes das Verbot der 
Benutzung anderer Schlachtstätten vor der Eröffnung des Schlachthauses in 
Kraft trete. Deser Fall kann nach Ansicht des Gerichtshofes niemals eintreten. 
Denn da nach $ 1 des Gesetzes der Schlachtzwang darin besteht, daß die Schlach- 
tung sämtlicher oder einzelner Gattungen von Vieh innerhalb des Gemeinde- 
bezirks ausschließlich in dem öffentlichen Schlachthaus vorgenommen werden 
darf, so folgt daraus begrifflich, daß, gleichviel wann der Gemeindebeschluß 
publiziert worden ist, der Schlachtzwang nicht eher eintritt, als bis im Schlacht- 
hause geschlachtet werden kann, das Schlachthaus also in Betrieb gesetzt 
worden ist. Demnach kann die rechtliche Wirkung des veröffentlichten Gemeinde- 
meindebeschlusses niemals darin bestehen. daß 6 Monate nach seiner Publikation 
auch dann nicht weiter in Privatschlachtstätten geschlachtet werden darf, wenn 
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zu dieser Zeit der Betrieb im Schlachthause noch nicht eröffnet worden ist. 
Vielmehr hat die Veröffentlichung des Gemeindebeschlusses nach dem oben dar- 
gelegten Zweck der Bestimmung im $ 3 Absatz 2 des Gesetzes hinsichtlich des 
Schlachtverbots außerhalb des öffentlichen Schlachthauses nur die Wirkung, 
daß dieses frühestens erst 6 Monate nach der Publikation eintreten 
darf. Diese Frist verlängert sich, wie aus dem Begriff des Schlachtzwanges 
folgt, von selbst, wenn nach ihrem Ablauf wegen nicht erfolgter Fertigstellung 
des Schlachthauses der Schlachtzwang noch nicht eintreten kann, bis zur Er- 
öffnung des Schlachthauses. Hat demnach die Veröffentlichung des Gemeinde- 
beschlusses nicht die vom Kammergericht angenomniene rechtliche Wirkung, so 
kann daraus auch nicht die Notwendigkeit hergeleitet werden, den Lauf der im 
$ 3 Absatz 2 des Gesetzes bezeichneten sechsmonatlichen Frist erst vom Tage 
der Eröffnung des Schlachthauses beginnen zu lassen. Eine derartige Auslerung 
des Gesetzes würde zu den vorerwähnten, praktisch unannehmbaren Ergebnissen 
für die Schlachthausgemeinden führen, die der Gesetzgeber nicht gewollt haben 
kann. 


C. Entscheidungen des Bayerischen Obersten 


'Landesgerichtes. 


Mitgeteilt vom Rat am Obersten Landesgericht und Universitäts- 
Professor Dr. Harburger in München. 


SIPO. $$ 260, 263, 264; 369; 393, 394. Im Falle der Verneinung des Vor- 
liegens einer Idealkonkurrenz auf Grund der Ergebnisse der Hauptverhandlung 
muß eine ausdrückliche Freisprechung von der wegfallenden Anschuldigung im 
Urteilssatz erfolgen. Unerläßlich ist dies zum mindesten dann, wenn dieser Fall 
in der Hauplverbandlung vor einem Rechlismillelgericht eintritt. 


Urteil vom 19. Oktober 1909 (Rev.Reg. Nr. 386/09). 


Aus den Gründen: In der Rechtsprechung (vgl. Entsch. des 
RG. Bd. 3, S. 43, Bd. 36 S. 276; Rechtspr. des RG. Bd. 4, S. 210, Bd. 5 S. 604, 
Goltd. Arch. Bd. 38, S. 188) und in der Rechtslehre (vgl. von Kries, Lehrb. des 
Strafprozeßrechts, S. 584, und Glaser, Handb. des Strafprozesses, Bd. 2, S. 33 ff., 
39, 553) wird allerdings die Ansicht vertreten, daß im Fall einer angenommenen 
Idealkonkurrenz bei Verneinung eines der als ideell konkurrierend angesehenen 
rechtlichen Gesichtspunkte in dieser Richtung keine Freisprechung erfolgen 
könne, und zwar deshalb, weil die Freisprechung sich stets nur auf die Tat 
als solche beziehen und wegen derselben Tat, wenn schon einmal von einem 
anderen rechtlichen Gesichtspunkt aus eine Verurteiung stattfinden muß, doch 
nicht zugleich eine Freisprechung erfolgen könne. Es ist aber auch die gegen- 
teilige Meinung aufgestellt worden (vgl. Binding, Grundriß des Strafprozeß- 
rechts, 5. Aufl., S. 226, $ 114 Nr. IHI, 2 und Höpfner, Einheit und Mehrheit 
der Verbrechen, Bd. 2. S.74 Note 10), daß nämlich, wenn ein vermeintlich 
konkurrierender rechtlicher Gesichtspunkt nicht zutrifft, im Urteilssatze die 
Freisprechung von der bezüglichen Anklage zu erfolgen habe. Wird hierfür die 
zutreffende Ausdrucksweise gewählt, indem die Entscheidung etwa in die Formel 
rekleidet wird, daß der Angeklagte. soweit er eines Verbrechens nach dem 
einen Paragraphen beschuldigt wurde, freigesprochen, daß aber wegen eines 
Verbrechens nach dem andern Paragraphen für schuldig erachtet und hiewegen 
zur Strafe verurteilt werde; so sind dies zwei Aussprüche, die sich ganz gut 
miteinander vertragen. 

Gerade weil es richtig ist. daß nach dem $ 263 der Strafprozeßordnung 
Gerenstand der Urteilsfindung die in der Anklage bezeichnete Tat nach allen 
ihren bei der Hauptverhandlung sich darbietenden rechtlichen Gesichtspunkten 
ist (vgl. Entsch. d. RG. Bd. 3. S. 44) und daß deshalb bei vorliegender Ideal- 
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konkurrenz die Verurteilung wegen aller konkurrierenden Delikte in der Urteils- 
formel ausgesprochen werden muß, da nur auf diese Weise die Berücksichtigung 
der Verurteilung hinsichtlich des milderen ideell konkurrierenden Delikts bei der 
Feststellung des Rückfalls in späteren Fällen gesichert werden kann (vgl. Entsch. 
d. RG. Bd. 27, S. 87), muß eine gegenteiliges Ergebnis, daß nämlich die allseitige 
Prüfung des Vorfalls zu der Erkenntnis der Unanwendbarkeit eines zuvor für 
anwendbar erachteten rechtlichen Gesichtspunkts geführt hat, aus den gleichen 
Erwägungen ebenfalls zum Ausdrucke gelangen. Diese Notwendigkeit besteht 
namentlich für die Gerichte, die über Rechtsmittel zu befinden haben. Wenn 
nämlich in einem Falle der Verurteilung wegen ideell konkurrierender Delikte 
auf die Einlegung der Berufung oder der Revision hin das Rechtsmittelgericht 
zu dem Schlusse gelangt, daß infolge eines tatsächlichen oder eines rechtlichen 
Irrttums der Vorderrichter mit Unrecht ein Tatbestandsmerkmal des einen der 
beiden Delikte als gegeben angenommen und eine dementsprechende Ver- 
urteilung ausgesprochen hat, so muß diese Verurteilung wieder beseitigt werden, 
damit sie nicht später einmal bei der Prüfung der Rückfälligkeit des Täters 
ihm mit Unrecht zu Lasten gelegt wird. Eine einfache Verwerfung des Rechts- 
mittels, ohne, außer in den Entscheidungsgründen, irgendwie die teilweise 
Unrichtigkeit der angefochtenen Entscheidung auch äußerlich erkennbar zu 
machen, ist daher unter solchen Umständen nicht angängig. Es stehen dann 
zwei Wege zur Verfügung: Entweder muß die Aufhebung des angefochtenen 
Urteils erfolgen und für seine Ersetzung durch eine Entscheidung gesorgt werden, 
die der mit Unrecht angenommenen Idealkonkurrenz keine Erwähnung mehr 
tut, oder es kann unter Aufrechterhaltung des übrigen Teiles der angefochtenen 
Entscheidung erkannt werden, daß die von dem einen rechtlichen Gesichtspunkt 
aus irrtümlich erfolgteVerurteilung aufgehoben und insoweit der Angeklagte 
N rochen werde. Schriebe nicht der $ 73 des Strafgesetzbuchs vor, daß 
im alle der Idealkonkurrenz nur das Gesetz anzuwenden ist, das die schwerste 
Strafdrohung enthält, und hätten vielmehr, wie nach der Sonderbestimmung 
des $ 159 des Vereinszollgesetzes vom 1. Juli 1869, alle auf die ideell konkurrie- 
renden Delikte angedrohten Strafen nebeneinander zur Anwendung zu kommen, 
so würde wohl niemals der Gedanke aufgetaucht sein, daß bei der Verneinung 
des Vorliegens einer Idealkonkurrenz eine ausdrückliche Freisprechung von der 
wegfallenden Anschuldigung nicht stattfinden dürfe. Da davon, ob das Gesetz 
für die Idealkonkurrenz das Absorptionsprinzip oder das Kumulationsprinzi 
hinsichtlich der angedrohten Strafen angenommen hat, das Wesen der Ideal- 
konkurrenz nicht berührt wird, kann davon auch nicht die Entscheidung der 
Frage abhängen, ob die Verneinung des Vorliegens einer Idealkonkurrenz 
durch eine ausdrückliche Freisprechung erkennbar gemacht werden darf. Ge- 
schieht dies nun in der oben angegebenen Weise, so kann für niemand ein Zweifel 
darüber obwalten, daß die Freisprechung sich nicht auf die Tat selbst, sondern 
nur auf die eine unzutreffende rechtliche Beurteilung bezieht, daß nicht die Be- 
gehung einer strafbaren Handlung überhaupt, sondern nur deren Subsumier- 
barkeit unter einen bestimmten rechtlichen Gesichtspunkt, unter eine bestimmte 
einzelne Gesetzesbestimmung verneint wird. Hieraus erhellt, daß der Haupt- 
grund für die gegenteilige Ansicht nicht stichhaltig ist. 


Da die ausdrückliche Freisprechung, indem sie die Aufhebung des Urteils 
und eine unter Umständen notwendig damit zu verbindende Zurück verweisung 
der Sache in die Vorinstanz vermeidbar macht, zugleich die einfachere Lösung 
der Schwierigkeit darstellt und doch praktische Unzukömmilichkeiten nicht 
mit sich bringt, hat der erkennende Senat in diesem Sinne entschieden. 


Archiv 59. Bd. 15 
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Entscheidungen des Königl. Kammergerichts. 


Mitgeteilt vom Geheimen Justizrat Stubenrauch, Berlin. 


SIPO. $$ 399 Nr. 5, 406, 408. Worauf hat bei wiederhollen Anträgen auf 
Wiederaufnahme des Verfahrens die Prüfung des Gerichts sich zu richten? 
ll. StrS. B. v. 27. März 1908 g. K. 2 W. 240/08. 
Auf die sofortige Beschwerde des Angeklagten über den Beschluß des 
Königlichen Landgerichts I zu B. ist 
in Erwägung, 
daß der vorliegende — vierte — Antrag auf Wiederaufnahme des Ver- 
fahrens im wesentlichen nur den Inhalt der früheren Anträge wiederholt, 
auf den ausdrücklich Bezug genommen wird, 
daß die Strafkammer mit Recht abgelehnt hat, das wiederholte Vor- 
bringen von neuem zu prüfen, weil die früheren Beschlüsse nach Zurück- 
weisung der Beschwerden rechtskräftig geworden sind und der Angeklagte 
nicht befugt ist, durch unausgesetzte Wiederholung desselben Vorbringens 
die Gerichte stets von neuem zur Prüfung der Schuldfrage zu nötigen 
(Beschlüsse des Senats vom 13. Dezember 1904 und 17. März 1908 — 
2 W. 70/04 und 2 W. 202/08), 
daß bei wiederholten Anträgen auf Wiederaufnahme des Verfahrens nur 
zu prüfen ist, ob und welche Tatsachen neu vorgebracht sind und ob 
diese Tatsachen geeignet sind, die Feststellungen des Urteils zu er- 
schüttern, daß aber bei dieser Prüfung auf den durch frühere Beschlüsse 
bereits erledigten Tatsachenstoff nicht mehr zurückgegangen zu werden 
braucht, sofern er nicht in Verbindung mit dem früheren Vorbringen 
erheblich wird, 
daß das, was der Angeklagte überhaupt noch neu vorgebracht hat, in dem 
angegriffenen Beschluß zutreffend gewürdigt worden ist, 
daß die in der Beschwerde neu vorgebrachte Tatsache, ein Gutachten des 
Bücherrevisors B., schon mangels der in $ 406 StPO. vorgeschriebenen 
Form nicht beachtet werden kann, übrigens auch zugunsten des Ange- 
klagten nichts enthält, 
daß das sonstige Vorbringen der Beschwerde unerheblich ist, 
beschlossen worden: 
die sofortige Beschwerde auf Kosten des Angeklagten zurückzuweisen. 


SIPO. §§ 170, 171. GKG. 889. Nolwendiger Inhalt eines Antrages aus $ 170 
SIPO. Ist Bezugnahme auf den Inball anderer Schriftstücke stattbaft? 

Il. StrS. B. v. 31. Mai 1910 g. K. 2 W. 538/10. 

Gründe: Der Antrag aus $ 170 StPO. muß die Tatsachen. welche die 
Erhebung der öffentlichen Klage begründen sollen, und die Beweismittel angeben. 
Aus dieser Vorschrift ist ohne weiteres zu folgern. daß der Antrag auch den Be- 
schuldigten in erkennbarer Weise bezeichnen muß, was durch den Namen allein 
nicht geschehen kann. Den Fornivorschriften des $ 170 StPO. genügt der vor- 
liegende Antrag in keiner Weise. In $ 170 StPO. wird dem verletzten Antrag- 
steller ein selbständiges Rechtsmittel gewährt, das durch Bezugnahme auf den 
Inhalt anderer Schriftstücke nicht begründet werden darf. Der Antrag muß eine 
in sich verständliche Sachdarstellung enthalten, die dem Gericht die Ent- 
scheidung darüber ermöglicht, ob der vorgetragene Sachverhalt ausreicht, um 
die Erhebung der öffentlichen Klage zu beschließen, oder ob noch die Einsicht 
der von der Staatsanwaltschaft geführten Verhandlungen erforderlich ist. 
$ 171 StPO. 
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Der Antrag beginnt mit der Bemerkung, daß die Anzeige wegen falscher 
Anschuldigung zu unrecht zurückgeweisen sei, und nimmt Bezug auf den Inhalt 
von drei früheren Eingaben. Worin die falsche Anschuldigung bestanden hat, 
an welche Behörde sie gerichtet war, wird in dem Antrag nicht gesagt. Ebenso 
wird in bezug auf die „Verletzung der Eidespflicht“ nur auf frühere Eingaben 
Bezug genommen, ohne daß auch nur angedeutet wird, worin die Verletzung 
der Eidespflicht bestanden haben soll. 


Die Kosten hat der Antragsteller nach $ 89 GKG. zu tragen. 


SIGB. $$ 73, 185, 186, 194, 197, 200. SIPO. §§ 369, 398. 


Darf in dem Falle, daß in dem Eröffnungsbeschluß angenommen ist, der 
Angeklagte habe durch eine Handlung mehrere beleidigt, und in erster Instanz 
der Angeklagte wegen Beleidigung einer Personenkalegorie verurteilt ist, das Be- 
rufungsgericht wegen der nach seiner Ansicht nicht zutreffenden Beurteilung der 
Tat nach der Richtung der Beleidigung den Angeklagten freisprechen, wegen eines 
anderen rechllichen Gesichtspunkltes aber die Sache an die erste Instanz zurück- 
verweisen? Liegt darin eine unzulässige Teilung des Schuldausspruchs? Folgen 
eines solchen Ausspruchs. Wird das Revisionsgericht bei Aufhebung eines der- 
arligen Berufungsurteils infolge der Revision der Staalsanwaltschaft durch die 
Revisionsanträge beschränkt ? 

Il. StrS. U. v. 7. Juni 1910 g. P. 2 S. 339/10. 

Aus den Gründen: Durch den Beschluß über die Eröffnung des 
Hauptverfahrens wird dem Angeklagten zur Last gelegt: ‚im März 1909 den 
Stadtverordnetenvorsteher und die Stadtverordneten von J. durch den Inhalt 
eines näher bezeichneten Flugblattes öffentlich beleidigt“ und sich dadurch gegen 
§§ 185, 186, 194 StGB. vergangen zu haben. 


Das Schöffengericht hat den Angeklagten „wegen Beleidigung der Stadt- 
verordneten der Stadt J.“ auf Grund der $$ 185, 186, 200 StGB. verurteilt, die 
Strafkammer hat auf die Berufung des Angeklagten dahin erkannt: ‚Der 
Angeklagte wird freigesprochen, soweit er wegen Beleidigung der J.er Stadt- 
verordnetenversaınmlung verurteilt worden ist. Insoweit treffen die Kosten die 
Staatskasse. Im übrigen wird die Sache an die erste Instanz zur Erledigung 
des Eröffnungsbeschlusses zurück verwiesen.‘ 


Die Strafkammer geht davon aus, daß das Urteil des Schöffengerichts 
eine Beleidigung der Stadtverordnetenversammlung festgestellt habe. Die Straf- 
kammer verneint diese, hält aber den Eröffnungsbeschluß nicht für erledigt, 
weil das Schöffengericht noch hätte prüfen müssen, ob nicht die einzelnen Mit- 
glieder der Stadtverordnetenversammlung, namentlich deren Vorsteher, beleidigt 
worden seien. 

Die Revision der Königlichen Staatsanwaltschaft, auf deren formelle Be- 
handlung später einzugehen sein wird, rügt Verletzung der §§ 185, 186, 197, 73 
StGB. und führt aus, daß in dem Flugblatt eine Beleidigung der Stadt verordneten- 
versammlung gefunden werden müsse. .......... Das Urteil der Strafkammıer 
ist unhaltbar........... 

Der Eröffnungsbeschluß und anscheinend auch das Urteil des Schöffen- 
gerichts gehen von der Ansicht aus, daß der Angeklagte durch eine Handlung 
. die Stadtverordnetenversammlung, einzelne Stadtverordnete und den Vor- 
steher Dr. B. beleidigt hat. Wenn die Strafkammer der Ansicht war, daß nur 
eine Beleidigung einzelner Stadtverordneten vorläge, so mußte sie den Ange- 
klagten deshalb verurteilen und ihre Ansicht in den Gründen und in der Urteils- 
formel entsprechend ausdrücken. Die Strafkanımer durfte den Angeklagten 
aber nicht wegen der nach ihrer Ansicht nicht zutreffenden Beurteilung der Tat 
freisprechen. Denn das war eine unzulässige Teilung des Schuldausspruchs 
(RG.Rspr. 4, 86, RGSt. 29, 143). Solange die Strafkammer eine Tat des 
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Angeklagten annahm, konnte sie wegen dieser einen Tat nur verurteilen 
oder freisprechen. Dadurch, daß die Strafkammer wegen eines rechtlichen 
Gesichtspunktes freigesprochen, wegen des anderen aber die Sache an das 
Schöffengericht zurückverwiesen hat, ist eine unhaltbare Sachlage geschaffen 
worden. Wenn die Revision der Staatsanwaltschaft erfolglos geblieben wäre, 
so blieb es bei der Freisprechung des Angeklagten von der Beleidigung der 
Stadtverordnetenversammlung. Das würde aber das Schöffengericht nicht ge- 
hindert haben, den Angeklagten wiederum wegen Beleidigung der Stadtver- 
ordnetenversammilung zu verurteilen. Denn das Schöffengericht ist in den 
Fällen des $ 369 StPO. an die rechtliche Beurteilung des Berufungsgerichts 
nicht gebunden, weil eine dem $ 398 StPO. entsprechende Vorschrift fehlt. 
Das Berufungsgericht durfte eine teilweise Freisprechung nur dann aussprechen. 
wenn es mehrere verschiedene selbständige Handlungen annahm. Das ıst nicht 
geschehen, auch würde diese Annahme erheblichen rechtlichen Bedenken unter- 
liegen, auf die gegenwärtig nicht näher eingegangen zu werden braucht (vgl. 
RGRspr. 3, 485; 8, 149; 4,46, 287). 


Nach vorstehenden Ausführungen ist die Aufhebung des Berufungsurteils 
geboten. Es fragt sich nur noch, ob das Urteil in seinem ganzen Umfange auf- 
zuheben war oder ob das Revisionsgericht in dieser Beziehung durch die Re- 
visionsanträge beschränkt wird. 


Die Revision war zunächst unbeschränkt mit dem Antrage auf Aufhebung 
des Urteils in seinem ganzen Umfange eingelegt. Sie ist aber noch vor dem Ein- 
gang bei dem Revisionsgericht zurückgenommen worden, soweit das Berufungs- 
gericht die Sache an die erste Instanz zurück verwiesen hat. Wenn das Revisions- 
gericht an diese Erklärung gebunden wäre, so müßte der bereits als unhaltbar 
gekennzeichnete Zustand eintreten, daß zwei Instanzen über dieselbe Tat zu 
entscheiden hätten, das Berufungsgericht über den rechtlichen Gesichtspunkt 
der Beleidigung gegen die Stadtverordnetenversammlung, das Schöffengericht 
über den der Beleidigung gegen einzelne Stadtverordnete. Ein derartiges Ver- 
fahren ist rechtlich ausgeschlossen, weil der mit der Erörterung der Schuldfrage 
befaßte Tatrichter über die Schuld nach allen rechtlichen Beziehungen einheitlich 
entscheiden muß. Da die Beschränkung der Revision praktisch darauf hinaus- 
läuft, daß dem Revisionsgericht nur ein Teil der möglichen Rechtsbeziehungen 
einer Tat zur Entscheidung unterbreitet werden soll, so muß der Beschränkung 
jede rechtliche Wirkung abgesprochen werden. Zu einer Beschränkung des 
Rechtsmittels auf einen einzigen rechtlichen Gesichtspunkt ist die Staatsanwalt- 
schaft nicht befugt. Das Reichsgericht hat sich in ähnlich liegenden Fällen 
dahin ausgesprochen, daß eine beschränkte materiell-rechtliche Anfechtung 
eine beschränkte Wirkung nur soweit ausüben kann, als der innere Zusammen- 
hang der Urteilsbestandteile eine Teilung des Urteils erlaubt. als der angegriffene 
Teil des Urteils rechtlich losgelöst werden kann und unabhängig von dem nicht 
angerriffenen Entscheidungsteile eine selbständige Prüfung gestattet. RGSt. 33, 
17 (22). 37, 284. RGRspr. 8, 385. Eine Trennung der Urteilsbestandteile in 
diesem Sinne ist im vorliegenden Fall nicht möglich, weil beim Versagen des 
einen rechtlichen Gesichtspunktes der andere an seine Stelle tritt, weil beide 
Gesichtspunkte, deren Trennung das Berufungsgericht entschieden hat, auch 
nebeneinander bestehen können. Daß die Tat nicht nach allen rechtlichen Ge- 
sichtspunkten verfolgt werden kann, steht dieser Auffassung nicht entgegen. 


Das Urteil war deshalb trotz der Beschränkung der Revision in seinem 
ganzen Umfang aufzuheben, was in der Urteilsformel besonders hervorgehoben 
worden ist. Damit erledigt sich die weitere Verhandlung vor dem Schöffengericht 
von selbst, ohne daß es hierüber noch eines besonderen Einstellungsbeschlusses 
durch das Schöffengericht bedarf. 
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StPO. $ 384 Abs. 1. SIGB.$ 193. HGB $ 250. Ist ein formeller Revisions- 
antrag für unbedingt erforderlich zu erachten, oder genügt es, wenn sich aus dem 
Gesamlinhalt der Revisionsschrift ergibt, in welchem Umfange die Vorentscheidung 
angefochten wird? Zum Begriff der berechliglen Interessen im Sinne des $ 193 
StGB. Sind die die Aktiengesellschaft berührenden allgemeinen Interessen, für die 
der Aktionär in der Generalversammlung einzutreten befugt ist, nur rein kapila- 
listische oder können es auch ideale sein? 


Il. Strs. U. v. 28. Juni 1910 A. g. E. 2 V. 117/10. 


Aus den Gründen: In bezug auf die Zulässigkeit der Revision 
ist zu bemerken, daß ein formeller Revisionsantrag fehlt. Ein solcher wird von 
einer Anzahl von Oberlandesgerichten für unbedingt erforderlich erachtet. 

So OLG. Dresden (Sächs. Archiv 2, S. 69, Goltd. Arch. 54, S. 321), 
Frankfurt a. M. Frankf. Rundschau 42, S. 176); Kiel (Schlesw. Anz. 07, 
S. 320); Braunschweig (Deutsche Jur.-Zeitung 11, S. 771). 
Dieser Ansicht ist nicht beizutreten. 

Der Zweck der Vorschrift des $ 384 Abs. 1 StPO. ist der, daß der Umfang 
der Revisionsbeschwerde außer Zweifel gestellt werden soll. Es muß daher ge- 
nügen, wenn sich aus dem Gesamtinhalt der Revisionsschrift ergibt, in welchem 
Umfange die Vorentscheidung angefochten wird. 

(Vgl. RGESt. 5, S. 186; RGRspr. 9, S. 420.) 

Im vorliegenden Fall ist Verurteilung nur wegen einer strafbaren 
Handlung erfolgt, und die Revisionsbegründung läßt keinen Zweifel darüber. 
daß der Angeklagte wegen seiner Verurteilung Beschwerde führt. Der Vorschrift 
des $ 384 Abs. 1 StPO. ist mithin Genüge geschehen. 
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Die Revisionsschrift enthält jedoch unter C auch die Behauptung, daß der 

festgestellte Sachverhalt die Verletzung einer materiellen Rechtsnorm, 
nämlich des $ 193 StGB. erkennen lasse. Die Revision ist deshalb zulässig, und 
es ist zu prüfen, ob das Berufungsgericht bei Nichtanwendung des $ 193 StGB. 
von unrichtigen Erwägungen ausgegangen ist. 
: Das Berufungsgericht hat die Frage, ob der Angeklagte die beileidigende 
Außerung in der Generalversammlung der Aktiengesellschaft in Wahrnehmung 
berechtigter Interessen getan hat, in erster Linie mit der Begründung verneint, 
daß der Aktionär als solcher lediglich ein kapitalistisches, kein persönliches 
Interesse habe. Ihn gehe, so führt das Landgericht aus, nur die ökonomische 
Verwaltung seiner Gesellschaft etwas an, d. h. er habe nur ein Interesse daran, 
daß die Gesellschaft ordnungsmäßig verwaltet werde, damit sein Kapitalanteil 
ihm erhalten bleibe und sich rentiere. Alle Interessen, die darüber hinausgingen, 
seien nicht Interessen des Aktionärs als solchen. 

Diesen Ausführungen ist nicht beizutreten. 

Die Rechte, die den Aktionären in Angelegenheiten der Gesellschaft und 
in bezug auf die Führung der Geschäfte zustehen, werden in der Generalversamm- 
lung ausgeübt (§ 250 HGB.). Der Aktionär ist mithin befugt, in der General- 
versammlung für die allgemeinen Interessen, die die Aktiengesellschaft be- 
rühren, einzutreten. Dies sind aber nicht nur rein kapitalistische, sondern es 
können auch ideale sein. So kann es insbesondere auch im Interesse der Gesell- 
schaft liegen, daß einem ausscheidenden Direktor eine Entschädigung, auf 
die er keinen Anspruch hat, gewährt werde, und es kann daher einem Aktionär 
nicht verwehrt werden, in der Generalversammlung seine Meinung hierüber 
zu äußern. Der Aktionär vertritt hierbei in berechtigter Weise die Interessen 
der Aktiengesellschaft, auch wenn er sich beim Aussprechen seiner Ansicht von 
seinen eigenen Interessen leiten läßt. 


Wenn aber das Berufungsgericht die Befugnisse des Aktionärs auch zu 
eng begrenzt hat, so kann dies zur Aufhebung seines Urteils doch nicht führen. 
weil es auf diesem Rechtsirrtum nicht beruht. 

Als Hilfsgrund verwertet das Berufungsgericht, daß der Angeklagte, auch 
wenn man ihm die Wahrnehmung berechtigter Interessen bei seinem Eintreten 
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für die Gewährung einer Entschädigung an den Direktor S. zusprechen wolle, 
doch seine Angriffe gegen den Privatkläger nicht zur Wahrnehmung dieser 
berechtigten Interessen gerichtet habe, sondern nur bei Gelegenheit dieser 
Wahrnehmung. 
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StrPO. $ 418. Welche Bedeutung ist in dem Falle, daß von seiten verschie- 
dener Vertreter des Privatklägers Revision eingelegt worden ist und der eine, hierzu 
ermächtigle Verireler die Revision zurückgenommen bat, der Erklärung eines der 
anderen Vertreter, daß die seinerseits eingelegte Revision aufrecht erhalten werde, 
beizumessen? 

Il. StrS. B. v. 11. Oktober 1910. S. g. T. 2 V. 178/10. 


Gründe: Der Privatkläger hat auf Grund des $ 418 StPO. durch 
schriftliche Vollmacht mit seiner Vertretung einerseits den Rechtsanwalt Dr. B., 
andererseits die Rechtsanwälte Th. L., Dr. K. L. und Dr. J. F. beauftragt. 
Gegen das Urteil des Landgerichts vom 23. Juni 1910 ist von seiten beider Ver- 
treter frist- und formgerecht Revision eingelegt worden. Der Rechtsanwalt 
Th. L., der vom Privatkläger in der schriftlichen Vollmacht ausdrücklich zur 
Zurücknahme von Rechtsmitteln ermächtigt ist, hat demnächst die „namens 
des Privatklägers .... eingelegte .... Revision“ zurückgenommen, während 
der Rechtsanwalt Dr. B. das Rechtsmittel rechtzeitig begründet hat. Auf eine 
Anfrage des Gerichts hat er erklärt, daß ‚‚die diesseits eingelegte Revision auf- 
recht erhalten wird.“ Diese Erklärung ist wirkungslos. 

Den Vertretern als solchen stand überhaupt kein Rechtsmittel zu, sondern 
nur dem Privatkläger selbst. Diesem aber stehen nicht mehrere, durch verschie- 
dene Vertreter in entgegengesetztem Sinne verfolgbare Rechtsmittel zu, sondern 
nur ein Rechtsmittel. Über dieses Rechtsmittel hat der eine, hierzu ordnungs- 
mäßig und rechtsgültig ermächtigte Vertreter durch Zurücknahme der Revision 
wirksam verfügt. Damit war der Privatkläger des Rechtsmittels verlustig 
gegangen und, da von anderer Seite Revision nicht eingelegt ist, das Verfahren 
rechtskräftig beendet. Für eine Verfolgung der namens des Privat- 
Klägers eingelegten Revision durch einen anderen Vertreter war hiernach 
kein Raum mehr. Die Erklärung des Rechtsanwalts Dr. B., daß er trotz der 
Zurücknahme des Rechtsmittels durch den Rechtsanwalt L. die Revision 
„aufrecht erhalte“, ist nichts anderes, als ein Widerruf der rechtswirksam 
erklärten Zurücknahme des Rechtsmittels. Ein solcher Widerruf ist nach der 
ständigen Rechtsprechung des Reichsgerichts und des Kammergerichts un- 
zulässig. 


GVG.$ 180. SIGB. § 193. Zum Begriffe der Ungebühr im Sinne des $ 180 
GVG. Kommt es für die Frage des Vorliegens einer Ungebühr darauf an, ob der 
Täter zur Wahrnehmung berechtigter Interessen gehandelt hal? Ist erforderlich, 
dap sich die ungebührliche Handlung unmillelbar gegen das Gericht selbst richtet? 


II. StrS. B. v. 25. Oktober 1910 g. W. 2 W. 1135/10. 


Aus den Gründen: Den Begriff der Ungebühr im Sinne des $ 180 
GVG. hat der Senat bereits in einem Beschlusse vom 8. April 1910 — 2 W. 
3406,10 — grundsätzlich erörtert. 

Ungebühr ist ein Verstoß gegen die Würde des Gerichts, eine Verletzung 
der dem Gericht schuldigen Achtung. Sie setzt weder eine Störung der öffent- 
lichen Ordnung, noch eine Störung der äußeren Ordnung der Verhandlung 
voraus. Sie beschränkt sich nicht auf eine Überschreitung der zulässigen Form, 
auch der Inhalt einer Äußerung kann eine Ungebühr darstellen. Die Überzeu- 
gung von der Richtigkeit der aufgestellten Behauptung schließt eine Ungebühr 
nicht aus. Der $ 180 GVG. erfordert nicht einmal Vorsatz. Unerheblich für die 
Frage des Vorliegens einer Ungebühr ist, ob der Täter zur Wahrnehmung be- 
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rechtigter Interessen gehandelt hat. Auch die Wahrnehmung berechtigter 
Interessen kann „ungebührlich“ im Sinne des $ 180 GVG. geschehen. Jene 
schützt nur gegen die Strafe wegen Beleidigung ($ 193 StGB.), nicht gegen 
die Verhängung einer Ordnungsstrafe ($ 180 GVG.). Nicht erforderlich ist, 
daß sich die ungebührliche Handlung unmittelbar gegen das Gericht selbst 
richtet. Auch Handlungen, die sich zunächst nur gegen einen Prozeßbeteiligten 
oder eine andere an der Verhandlung beteiligte Person richten, können mittelbar 
die Achtung vor dem Gericht verletzen...... 


SIGB. $$ 198, 61. Zur Auslegung des $ 198 SIGB. Ist die Anwendung 
dieser Bestimmung von einer weileren Vorausselzung abhängig? Darf die An- 
tragsfrist für die dem Angeklagten vom Privalkläger zugefügle Beleidigung zur 
Zeit der Erhebung der Privalklage oder bei Begehung der Beleidigung durch den 
Angeklagten noch nicht abgelaufen sein? 


II. StrS. U. v. 7. Oktober 1910. D. g. H. 2 V. 168/10. 


Aus den Gründen: Das angefochtene Urteil verletzt den $ 198 
StGB., indem es das Verfahren auf die Widerklage eingestellt hat, weil die 
angeblich von dem Privatkläger begangenen Beleidigungen nicht innerhalb 
der letzten drei Monate vor Erhebung der Privatklage gefallen seien. 

Zwar hat der Senat früher die dem Urteile des Landgerichts zugrunde 
liegende Rechtsauffassung geteilt (vgl. Goltd. Arch. Bd. 49, S. 143), doch steht 
er heute auf dem Standpunkt, daß es nicht auf die Zeit der Erhebung der Privat- 
klage, sondern darauf ankommt, ob bei Begehung der Beleidigung durch den 
Angeklagten die dreimonatige Antragsfrist des Angeklagten abgelaufen war 
oder nicht, ob also zu dem Zeitpunkt, als die zweite Beleidigung erfolgte und damit 
das gesetzliche Erfordernis, daß gegenseitige Beleidigungen begangen sind, 
erfüllt wurde, die erste Beleidigung noch strafrechtlich verfolgbar war. 

Die Ansicht von Olshausen und Oppenhoff (Olshausen, StrGB., 8. Aufl., 
Anm. 5 zu $ 198, Oppenhoff, StrGB. 14. Aufl., Anm. 1 zu $ 198), wonach der 
$ 198 StGB. auf alle vom Privatkläger dem Angeklagten gegenüber begangenen 
Beleidigungen Anwendung finden soll, sofern sie noch nicht verjährt sind, 
ist unzutreffend, denn sie berücksichtigt lediglich den Wortsinn der Gesetzes- 
bestimmung, nicht aber ihren gesetzgeberischen Zweck. Der $ 198 StGB. 
wollte, und insoweit steht der Senat nach wie vor auf dem Standpunkt seines 
bei Goltdammer Bd. 49, S. 143 abgedruckten Urteils vom 23. November 1901, 
nicht die Ausgrabung alter Beleidigungen ermöglichen, sondern nur die listige, 
die Vereitelung des gegnerischen Antragsrechts bezweckende Verzögerung 
der Privatklage verhindern. Das geht aus der Entstehungsgeschichte des § 198 
StGB. unzweideutig hervor, wie in dem erwähnten Urteil des Senats ausgeführt ist. 


Der Gesetzgeber wollte nach dem dort Gesagten keineswegs, daß der 
Angeklagte am Schluß der Verhandlung in erster Instanz noch Strafantrag 
weren einer ihm vom Privatkläger vor fünf Jahren weniger einem Tage zu- 
gefügten Beleidigung stellen dürfe. Es muß deshalb neben der nach vorwärts 
gesetzten Grenze, Schluß der Verhandlung in erster Instanz, eine Grenze nach 
rückwärts gezogen werden. Diese Grenze wurde nach der bisherigen Recht- 
sprechung des Senats auf den Zeitpunkt ‚‚drei Monate vor Erhebung der Privat- 
klage“ gesetzt, und es ist richtig, daß dadurch dem gesetzgeberischen Willen 
genügt wurde, die Ausgrabung alter Beleidigungen unmöglich zu machen. 
Nicht erreicht wurde durch diese Grenze aber der Zweck des Gesetzgebers, 
die listige Verzögerung der Privatklage zu verhindern, was aus folgendem 
Beispiel erhellt: A. beleidigt B. am 1. April, B. den A. am 2. April; A. wartet 
mit Erhebung der Privatklage bis zum 1. Juli; da die Antragsfrist des B. mit 
Ablauf des 30. Juni erloschen ist, würde B. nach der bisherigen Rechtsprechung 
nicht mehr Widerklage erheben können, ein Ergebnis, das dem Willen des Gesetz- 
£ebers zuwiderläuft. 
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Legt man dagegen entscheidende Bedeutung auf die Zeit der Begehung 
der Beleidigung durch den Angeklagten, so ist das Ergebnis in jedem Fall das 
vom Gesetzgeber bezweckte. Es wird hierdurch sowohl die Ausgrabung alter 
vom Privatkläger begangener Beleidigungen unmöglich gemacht, für die die 
Antragsfrist bei Begehung der Beleidigung durch den Angeklagten bereits ab- 
gelaufen war, als auch der listigen Verzögerung der Privatklage ein . Riegel 
vorgeschoben, denn das Antragsrecht des Angeklagten erstreckt sich bis zum 
Schluß der Verhandlung in erster Instanz. Nur eine Auslegung des $ 198 in 
diesem Sinne wird somit dem Willen des Gesetzgebers in vollem Maße gerecht. 


Der jetzige Standpunkt des Senats wird übrigens auch von sämtlichen 
bekannt gewordenen Entscheidungen der Obergerichte vertreten. Das Ober- 
appellationsgericht in Jena (Vollert, Blätter für Rechtspflege in Thüringen 
und Anhalt Bd. 20, S. 311, 313), der oberste Gerichtshof in München (Samm- 
lung von Entscheidungen in Gegenständen des Strafrechts und Strafprozesses 
Bd. 4, S. 269), das Oberlandesgericht in München (OLG. München St. Bd. 1, 
S.173) und das Oberlandesgericht in Dresden (Annalen Bd. 18, S. 416, 419) 
halten ebenfalls für den entscheidenden Zeitpunkt die Begehung der Beleidigung 
durch den Angeklagten. Die Entscheidung des Reichsgerichts Bd. 2, S. 87 
steht dieser Auffassung ebensowenig entgegen, wie sie sich für die Ansicht von 
Olshausen verwerten läßt. 


Der Einwand, ein einmal erloschenes Antragsrecht könne nicht wieder 
aufleben, ist von der Vorstellung beeinflußt, daß im Falle des $ 198 StGB. 
die Antragsfrist des Angeklagten drei Monate betrage. Dies ist unrichtig. Die 
Antragsfrist des Angeklagten verkürzt der $ 198 StGB. für den einen Teil der 
Fälle, für den anderen Teil der Fälle verlängert er sie über drei Monate hinaus. 
Für die dreimonatige Antragsfrist bleibt also insoweit nichts übrig, sie wird 
vollkommen ausgeschaltet. Der $ 198 StGB. bestimmt sachlich: Ist bei wechsel- 
seitigen Beleidigungen von einem Teil auf Bestrafung angetragen worden, 
so gilt die Vorschrift des $61 StGB. für den Angeklagten nicht. Die Antragsfrist 
beträgt für ihn nicht drei Monate, sondern läuft bis zum Schluß der Verhandlung 
in erster Instanz. Weil in diesem Falle die Antragsfrist überhaupt nicht drei 
Monate beträgt, bewirkt auch der rechtlich unerhebliche Ablauf eines Zeit- 
raums von drei Monaten seit der Kenntnis von Tat und Täter nicht das Er- 
löschen des Antragsrechts, wenn es bis dahin noch nicht zum Schluß der Ver- 
handlung in erster Instanz gekommen ist. Und weil bis dahin das Antragsrecht 
nicht erloschen war, kommt auch ein Wiederaufleben nicht in Frage. 


Soweit das angefochtene Urteil das Verfahren auf die Widerklage ein- 
gestellt hat, ist es sonach rechtsirrtümlich und unterliegt der Aufhebung. Das 
Landgericht wird festzustellen haben, ob zur Zeit der Begehung der Beleidigung 
durch den Angeklagten dessen Antragsfrist wegen der ihm vom Privatkläger 
angeblich zugefügten Beleidigung noch lief, und bejahendenfalls dem Ver- 
fahren der Widerklage gemäß $ 198 StGB. stattgeben und in eine materielle 
Prüfung eintreten müssen. 


Oberlandesgericht Breslau. 
Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Theuner, Breslau. 


Muß aus der durch § 5 RVG. geforderten Anzeige zu erkennen sein, daß cs 
sich um eine politische Versammlung handelt? 
Urteil vom 26. April 1910. 


Gründe: Die Revision ficht die Vorentscheidung wegen Verletzung der 
ss 5, 18°? RVG. an. Ihre Angriffe erscheinen jedoch verfehlt. 
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Was die erste Frage anlangt, ob der Beschwerdeführer durch die Anzeige, 
„daß der Verein „Jungfreisinn‘‘ Montag abend 81, Uhr eine öffentliche 
Versammlung im Vereinszimmer, G.straße parterre, abhält‘“, 
seiner durch $ 5 RVG. vorgeschriebenen. Pflicht genügt habe, insofern aus ihr 
habe entnommen werden können, daß es sich um eine politische Ver- 
sammlung handele, so hat der erkennende Senat erst kürzlich den Grundsatz 
aufgestellt, daß zwar nicht verlangt werden könne, daß die angemeldete Ver- 
sammlung in der Anzeige ausdrücklich als politische bezeichnet werde, daß aber 
mindestens gefordert werden müsse, daß unzweideutig daraus hervorgehe, 
daß es sich um eine solche handele. 


Die Ausführungen der Revision geben keinen Anlaß, hiervon abzugeheın. 


Dabei kann freilich das Wort ‚hiervon‘ im $ 5 außer Betracht bleiben. 
Auch wenn es nicht dastände, würde das Ergebnis dasselbe sein. Denn der $ 5 
schreibt mit klaren Worten vor, daß von einer öffentlichen Verhandlung, sofern 
sie zur Erörterung politischer Angelegenheiten bestimmt ist, Anzeige zu 
erstatten ist. Wenn nun auch das Gesetz eine Vorschrift über den Wortlaut der 
Anzeige nicht aufstellt, und deshalb die ausdrückliche Bezeichnung 
der Versammlung als einer politischen darin nicht notwendig erscheint, so ist 
doch das oben als grundsätzlich bezeichnete Erfordernis unbedingt aus dem 
ganzen Zwecke der Anzeigepflicht zu entnehmen. Der geht dahin, daß die 
Polizei bei pflichtmäßiger Aufmerksamkeit rechtzeitig Kenntnis von dem Statt- 

finden einer politischen Versammlung erhalten kann (vgl. Verordn. d. Min. d. 
- Inn. v. 8. 5. 08), weil sie in der Lage sein muß, sich über die ihr etwa nötig er- 
scheinende Entsendung von Beamten oder über Maßnahmen zur Aufrechter- 
haltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung zu entscheiden. Wollte man 
davon absehen, daß der Inhalt der Anzeige den politischen Charakter der Ver- 
sammlung klar erkennen lassen müsse, so wäre es ein Leichtes, die Polizei irre 
zu führen, sie durch die unvollständige Anzeige zur Unterlassung der Über- 
wachung und sonstiger Vorkehrungen zu verleiten und sich nachher gleichwohl 
mit jener Anmeldung zu entschuldigen. Das kann nicht die Absicht des Gesetz- 
gebers gewesen sein, mag er sonst auch freiheitliche Tendenzen verfolgt haben. 
Denn dann wäre die Auferlegung der Anzeigepflicht ohne jeden Wert. Es kann 
daher der Revision nicht zugegeben werden, daß in der Aufstellung des erwähnten 
Erfordernisses eine dem Sinne des Vereinsgesetzes widersprechende, unnötige 
Beschränkung der Versammlungsfreiheit zu finden sei. 


Wenn die Strafkammer, übrigens in Übereinstimmung mit den Kommen- 
tatoren des Gesetzes, dem $ 5 diese Auslegung gibt, so kann dem rechtlich nur 
beigetreten werden. Der Vorderrichter irrt aber auch nicht, wenn er weiterhin 
auf Grund tatsächlicher Erwägungen verneint, daß die Anzeige jenem 
grundsätzlichen Erfordernisse etwa deshalb genügt habe, weil der Verein „Jung- 
freisinn“ ein politischer sei. Denn auch ein solcher kann öffentliche Versamm- 
lungen zu anderen als politischen Zwecken veranstalten, und andererseits folgt 
aus der Tatsache der Anmeldung noch keineswegs, daß auch die Pflicht dazu 
vorlag. Ein sicherer Rückschluß auf den Charakter der angemeldeten Ver- 
sammlung läßt sich aus diesen Tatsachen allein nicht ziehen. 


Ebensowenig sind aber auch die Folgerungen der Revision richtig, die 
sie zum andern aus der Erteilung der Bescheinigung durch die Polizei in dem 
Sinne herleitet, daß ihr Besitz den Veranstalter oder Leiter in jedem Falle von 
einem Strafverfahren aus $ 18° d. Ges. schützen müsse. Dieser Bescheinigung, 
die nach § 5 unbedingt und sofort zu erteilen ist, wohnt die ihr vom Beschwerde- 
führer beigelegte Bedeutung nicht inne. Sie bezeugt nur formell die Tatsache, 
nicht die Vorschriftsmäßigkeit der erfolgten Anzeige. Auf letztere allein kommt 
esan. Wenn auch Umstände denkbar sind, unter denen einen mit dem Anzeigen- 
den nicht identischen Leiter der Versammlung die bloße Einsichtnahme in die 
Bescheinigung vor Strafe schützen kann, insofern ihm nämlich mangels anderer 
Erkundigungsmöglichkeit, also aus tatsächlichen Gründen, keine Fahrlässigkeit 
zur Last fällt, so kann doch dies niemals auf den untergebenen Fall übertragen 
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werden, wo der Anzeigende und Veranstalter der Versammlung dieselbe Person 
ist. Er wußte, in welcher Art er die Anzeige erstattet hatte, und er kann sich des- 
halb auf die Bescheinigung nicht berufen, weil, wie dargelegt, der Inhalt der 
Anzeige dem Gesetze nicht entsprach. Ein Irrtum hierüber betrifft nur das 
Strafgesetz und entschuldigt ihn daher nicht. 

Ob es angezeigt sein mochte, daß die Polizeibehörde, wenn sie die 
Unvollständigkeit der Anmeldung erkannte, den Angeklagten auf den Mangel 
aufmerksam machte, oder sich ihr aufdrängende Zweifel durch näheres Befragen 
zu beseitigen versuchte, wie sie es nach der Behauptung desRevidenten in einem 
ale Falle getan haben soll, darüber steht dem Gericht eine Entscheidung 
nicht zu. 

Der Revision war aus diesen Gründen der Erfolg zu versagen. — 


Wird Jemand dadurch, daß er talsächlich ‚die Kassierergeschäfte aus- 
übt“, ohne von der hierzu salzungsmäßig allein zuständigen Generalverssammlung 
gewählt zu sein, Vorstandsmilglied ? 

Urteil vom 5. April 1910. 

Gründe: Der Erfolg konnte der Revision nicht versagt werden. 

Zwar greift die Rüge, daß nur von der Generalversammlung gewählte Per- 
' sonen Vorstandsmitglieder sein könnten, wenn die Satzung dies bestimme und 
dementsprechend nur durch Wahl der Generalversammlung eine Änderung 
im Vorstande durch Eintritt neuer Mitglieder erfolgen könne, nicht durch. 
Allerdings wird regelmäßig die Satzung zunächst Auskunft geben, wer 
die Leitung der Geschäfte hat. In den Fällen aber, wo sie versagt, oder im 
Widerspruch mit ihr die tatsächliche Leitung bei anderen als den dort 
bezeichneten Personen liegt, entscheiden im Gegensatz zum Statut die tat- 
sächlichen Verhältnisse. (Vgl. Stier-Somlo, RVG., S. 88/89, Delius, Deutsches 
Vereinsrecht, S. 394, Urt. des Senats v. 8. Febr. 1910). Dasselbe muß für die 
Übertragung der tatsächlichen Ausübung der Vorstandsgeschäfte unter Umgehung 
der Statuten gelten, weil sonst der mit der Auferlegung der Anzeigepflicht er- 
strebte Zweck, der Polizeibehörde den Geschäftsbetrieb zu ermöglichen oder 
zu erleichtern, vereitelt würde. 

Dagegen war das Urteil aus den folgenden Gründen aufzuheben. 

ie ee Sodann läßt die in dem Berufungsurteil enthaltene Fest- 
stellung, daß die Arbeiter Kl. und K. „die Kassierergeschäfte ausgeübt haben“, 
nicht erkennen, daß der Vorderrichter den Rechtsbegriff ‚„Vorstandsmitglied“ 
bedenkenfrei aufrefaßt und angewendet hat. Die Stellung eines solchen bedingt 
begrifflich, daß der Betreffende für die mehr oder weniger umfassende Vereins- 
tätigkeit die leitende Persönlichkeit ist, einen leitenden Einfluß auf die Führung, 
der Vereinsgeschäfte, sei es allein, sei es mit Anderen, besitzt (vgl. Goltd. Arch. 
Bd. 44, S. 185). In der Führung der Kassierergeschäfte ist ein solcher leitender 
Einfluß an sich nicht notwendig begründet (vgl. Stier-Somlo, a. a. O., S. 89) 
wie z. B. die Kirchenkassengeschäfte häufig einem besonderen, nicht zum Vor- 
stand gehörigen Rendanten übertragen werden. Nach dieser Richtung entbehrt 
das Urteil einer in erster Reihe dem Statut zu entnelhmenden Feststellung. 

Vällig unzureichend ist aber auch die Feststellung, daß Kl. und K. die 
„Kassierergeschäfte‘“ ausgeübt haben. Denn es erhellt nicht, was der Berufungs- 
richter darunter versteht. Es ist aber ein Unterschied, ob den Beiden sämtliche 
Verwaltungsgeschäfte des Kassiereramts ein für allemal für die Fälle der Behin- 
derung des ordentlichen Kassierers, oder, ob ihnen nur von Fall zu Fall diese 
Tätigkeit oder gar nur einzelne bestimmte Hilfeleistungen, z.B. das Einsammeln 
der Mitgliederbeiträre übertragen wurden. In den letzteren Fällen wäre keine 
Stellvertretung, sondern eine zeitweilige Hilfstätigkeit zu erblicken, die eine 
Anzeigepflicht nach $ 3 RVG. nicht begründen würde...... . 
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Macht sich der Ausgewiesene, der nach verbolswidriger Rückkehr in das 
Bundesgebiet wegen Bannbruchs bestraft ist, durch weiteres Verweilen im Inlande 
von neuem strafbar? 8 361 Nr. 2 SirGB. — 


Urteil vom 15. Februar 1910. 


Gründe: Die Rüge der Revision, daß das Landgericht den $ 361 Nr. 2 
StrGB. verkannt habe, erscheint begründet. 

Das Landgericht ist der Ansicht, daß nur die verbotswidrige Rückkehr 
des Ausgewiesenen, nicht aber der verbotswidrige Aufenthalt in $ 361 
Nr. 2 mit Strafe bedroht sei, daß also das weitere Verweilen des Ausgewiesenen 
auf deutschem Gebiete, nachdem er einmal wegen der Rückkehr dorthin bestraft 
worden sei, straflos sei. Diese auf den Wortlaut des $ 361 Nr. 2 gestützte Mei- 
nung teilt auch Oppenhoff, Anm. 166 zu $ 361 Nr. 2 und Goltd. Archiv, Bd. 38, 
S. 218. Sie ist jedoch nach der Ansicht des Strafsenats schon deswegen nicht 
zutreffend, weil sie zu dem vom Gesetzgeber offenbar nicht gewollten Ergebnis 
führt, daß der Ausgewiesene durch die einmal erfolgte Bestrafung einen Fre:- 
brief zu beliebigem Verweilen im Bundesgebiet trotz Fortbestehens der Aus- 
weisungsverfügung erhalten würde. . 

Der Bannbruch ist ein Dauerdelikt, das mit dem Uberschreiten der Grenze 
beginnt und solange fortdauert, als sich der Ausgewiesene auf deutschem Gebiete 
aufhält. Solange besteht auch dessen Willen, dem Rückkehrverbote, das ihn 
vom deutschen Gebiete dauernd fernhalten will, entgegenzuhandeln. Demnach 
ist nicht nur in dem tatsächlichen Vorgange des Uberschreitens der Grenze 
eine Übertretung des § 361 Nr. 2 StrGB. zu sehen, sondern das für die Straf- 
barkeit Wesentliche ist gerade der verbotswidrige Aufenthalt im Inlande (vgl. 
Entsch. KG. v. 11. Januar 1904, D. J. Z., S. 366). Wenn daher der Ausgewiesene 
während seines verbotswidrigen Aufenthalts in Deutschland wegen Bannbruchs 
bestraft wird, so ist damit zwar die Übertretung bis zum Zeitpunkt dieser Be- 
strafung abgeurteilt. Verweilt er aber weiterhin verbotswidrig und freiwillig 
auf deutschem Gebiete, so setzt er das durch die Verurteilung unterbrochene 
Delikt zwar auf Grund der nur einmal erfolgten Rückkehr, aber durch die Be- 
tätigung eines besonderen, neuen Entschlusses fort und ist wiederum wegen 
Bannbruches strafbar. 

Daß der $ 361 Nr. 2 nicht zutrifft, wenn jemand trotz Ausweisung das 
Inland überhaupt nicht verläßt, mag richtig sein (vgl. Begründung des Vorent- 
wurfs zum Deutschen StrGB., Bes. Teil, S. 853), steht aber der vorstehenden 
Beurteilung nicht entgegen, weil dann eben eine Rückkehr in das Bundesgebiet 
überhaupt nicht vorliegt. 

Somit ist die Freisprechung des Angeklagten aus den Gründen der Vor- 
instanz nicht gerechtfertigt, und das Urteil unterliegt der Aufhebung. 

Bei der erneuten Verhandlung wird das Landgericht die Frage zu prüfen 
haben, ob der weitere Aufenthalt des Angeklagten nach seiner Verurteilung 
ein bewußt rechtswidriger gewesen, oder ob er vielleicht durch irgend eine Zwangs- 
lage (Krankheit ?) wider seinen Willen in Deutschland festgehalten oder auf dem 
Wege nach seiner Heimat aufgegriffen worden ist. 


$8 3, 18 RVG. 


Hat ein slellvertretendes Vorstandsmitglied unter allen Umständen die 
Ameigepflicht aus $ 3 RVG. ? 


Urteil vom 8. Februar 1910. 


Aus den Gründen: .... Nach §3 RVG. liegt dem Vorstande 
eines politischen Vereins die Verpflichtung ob, binnen einer Frist von 2 Wochen 
nach Gründung des Vereins die Satzung sowie das Verzeichnis der Mitglieder des 
Vorstands der zuständigen Polizeibehörde einzureichen, und nach $ 17 dürfen 
Personen, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, nicht Mitglieder 
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von politischen Vereinen sein. Zuwiderhandlungen dagegen werden durch 
§ 18! u. ® mit Strafe bedroht. 

Diese Strafbestimmungen treffen aber nur diejenigen Mitglieder des Ver- 
einsvorstands, welche die diesen obliegende Tätigkeit auch wirklich ausüben. 
Das trifft hinsichtlich der Angeklagten B. und M. nicht zu. Allerdings ist hierfür 
der Ausspruch des Statuts, daß sie als „Beiräte“ nicht zum Vorstande ge- 
hören, nicht ausschlaggebend. Aber sie hatten doch nur beratende Stim- 
men und waren im übrigen nur stellvertretende Vorstandsmitglieder. 
Ihre Pflichten beginnen also erst mit dem nicht eingetretenen Falle der Behin- 
derung der ordentlichen Mitglieder. Vorher dürfen sie gar nicht tätig werden, 
und sie können deshalb mangels eines persönlichen Verschuldens auch straf- 
rechtlich nicht zur Verantwortung gezogen werden. 

Die nach dieser Richtung erhobene Revisionsbeschwerde ist sonach be- 
u und mußte zur Aufhebung des gegen B. und M. ergangenen Urteils 
ühren. 


Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Dr. Ehrhardt- Breslau. 


Einstellung des Privatklageverfahrens durch Beschluß nach Zurück- 
nahme des Strafanlrages? 

Ist gegenüber der Bestimmung des $ 503 Abs. 2 SIPO. eine abweichende 
Parteiabrede zu berücksichtigen ? 

Beschluß v. 15. Februar 1910. 


Der Angeklagte im Privatklageverfahren verlangt, als Beschwerdeführer, 
ohne die durch Beschluß bewirkte Einstellung des Verfahrens als solche an- 
zugreifen, nur Abänderung des Beschlusses hinsichtlich der darin getroffenen 
Kostenentscheidung, indem er anführt, daß außer dem dem Gericht vorgelegten 
und zur Grundlage der angefochtenen Entscheidung gemachte Vergleich vom 
7. Juni 1909, worin der Angeklagte die sämtlichen Kosten des Verfahrens 
übernimmt, ein zweiter Vergleich geschlossen sei, der eine den vorgelegten Ver- 
gleich abändernde Bestimmung über die Pflicht der Kostentragung enthalte. 


Eines Eingehens auf die tatsächlichen Anführungen bedurfte es nicht, 
da der angegriffene Beschluß hinsichtlich der Kostenentscheidung schon aus 
anderen Gründen der Aufhebung unterlag. 

Es kann hier dahingestellt bleiben, ob die Einstellung des Verfahrens 
durch Beschluß nach Zurücknahme des Strafantrages das richtige und 
allein zur Anwendung zu bringende Verfahren darstellt (vgl. Oberlandesgericht 
Dresden in der Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft Band V, 
S. 383 und Frese a. a. O., S. 692). Hier liegt ein Einstellungsbeschluß vor, 
der als solcher nicht angefochten worden ist. 

Die darin ausgesprochene Pflicht des Angeklagten zur Kostentragung 
ist von diesem mit der Beschwerde anfechtbar. (Löwe, Kom. A 7 zu $ 496) und 
zwar mit der einfachen Beschwerde, da — anders als im Falle des $ 501 StPO. — 
die sofortige Beschwerde nicht ausdrücklich vorgeschrieben ist. 

Die Beschwerde erscheint begründet. 

Die Kostenfrage in Strafsachen ist durch die Vorschriften der Strafprozeß- 
ordnung in klarer und hindender Weise geordnet. Sie schreibt vor, daß eine 
einstellende Entscheidung darüber Bestimmung treffen muß, von wem die 
Kosten des Verfahrens zu tragen sind. ($ 496 Abs. 1). Diese Bestimmung hat 
gemäß § 503 Abs. 2 im Falle der Einstellung der Privatklage dahin zu erfolgen, 
daß dem Privatkläger die Kosten zur Last fallen. Diese Vorschrift 
schließt schon nach ihrem Wortlaut eine abweichende Parteiabrede aus; denn nach 
allgemeinen Auslegungsregeln enthält die Strafprozeßordnung nur in den Fällen 
dispositives Recht. in denen dies aus den betreffenden Paragraphen selbst her- 
vorgeht. Aus dem Wortlaut des § 503 verglichen mit $ 501 StPO. ergibt sich 
aber deutlich, daß jedes Abweichen von der Vorschrift ausgeschlossen sein soll 
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(so Gorden in Goltdammer Archiv Bd. 45, S. 21; Oberlandesgericht Dresden 
in den Annalen des Sächs. OLG. Bd. 6, S. 106, Zeitschrift für die ges. Straf- 
rechtswissenschaft Bd. 5, S. 683; Dalcke A 13 zu $ 503). 


Hiergegen kann nicht auf $ 86 des Gerichtskostengesetzes bezug ge- 
nommen werden. (Goltd. Archiv Bd. 52, S. 265, Bd. 40, S. 462, Löwe Komm. 
A 6b zu $ 503). Diese Bestimmung leidet um deswillen keine Anwendung, weil 
$ 86 GKG. voraussetzt, daß — anders als im vorliegenden Falle, — eine ge- 
richtliche Entscheidung über die Kosten nicht vorliegt. Für die hier 
vertretene Ansicht spricht noch folgende Erwägung: 


Die Vorschrift des $ 502 StPO., nach der im Falle der Zurücknahme des 
Strafantrages der Antragsteller die Kosten des Verfahrens zu tragen hat, ist 
eine unbedingte, und es steht — wie in Literatur und Praxis ziemlich unbe- 
stritten ist — dem Gericht nicht frei, davon abzugehen; auch ein Überein- 
kommen der Beteiligten über den Kostenpunkt hebt die Verpflichtung des Ge- 
richts, dem Antragsteller die Kosten aufzuerlegen, nicht auf (so: Löwe Komm. 
A 4 zu $ 502, Stenglein Komm. A. 4 zu $ 502 und RG.-Entsch. in Strafs. Bd. 23, 
S. 197). Dieselbe Auslegung muß die Vorschrift des $ 503 StPO., der eine An- 
wendung des im $ 502 StPO. niedergelegten allgemeinen Prinzips auf den spe- 
ziellen Fall der Privatklage enthält, erfahren. Dieselben Erwägungen, die dahin 
führen, im Falle des $ 502 ein Privatabkommen unberücksichtigt zu lassen 
(cfr. Motive zu $ 423 des Entwurfs, dem jetzigen $ 502 StPO.) können auch im 
Falle des $ 503 Abs. 2 Geltung beanspruchen. 


Aus diesen Gründen war der Beschwerde stattzugeben. 


Fällt die Weigerung des Leiters einer öffentlichen Versammlung, den Be- 
auftraglen der Polizei zuzulassen, unler die Strafvorschrift des $ 18°? RVG. ? 


Reicht die Öffentlichkeit einer Versammlung aus, um der Polizei 
die Befugnis zur Entsendung eines Beauftragten zu geben, oder darf die Ent- 
sendung nur bei öffentlichen politischen Versammlungen geschehen? *) 

Urteil v. 1. November 1910. 


Dem Rechtsmittel des 1. Staatsanwalts war der Erfolg nicht zu ver- 
sagen. 

Die Ansicht der Strafkammer, daß die Weigerung des Angeklagten, als 
Leiter der Versammlung, den Beauftragten der Polizei zuzulassen, nicht 
unter die Strafvorschrift des $ 18°? RVG. falle, kann als zutreffend nicht an- 
erkannt werden. Die dieser Ansicht gegebene Begründung, daß die verschiedene 
Bezugnahme des $ 13, des Absatz 1 in $ 14°, des Absatz 2 in $ 18°, erkennen 
lasse, daB es sich um zwei verschiedene Tatbestände handele, von denen der 
eine (die Nichtanweisung eines angemessenen Platzes) nur die Bestrafung nach 
$ 18°, der andere (die Weigerung der Zulassung) nur die Auflösung nach § 14? 
zur Folge habe, erscheint nicht stichhaltig. 


Die verschiedenartige Bezugnahme des $ 13 in $ 14 und in $ 18 hat ihren 
guten Grund. Die Anführung auch des $ 13 Absatz 1 in $ 18° würde jeg- 
lichen Sinnes entbehren, denn in Absatz 1, der sich an die Beauftragten der 
Polizei wendet, ist der Tatbestand einer möglicherweise strafbaren Handlung 
nicht enthalten. Aus der Unterlassung der Anführung des Absatz 1 in $ 18° ge- 
zogene Schlußfolgerungen erscheinen deshalb nicht begründet. Uhnrichtig ist 
weiter die Annahme der Vorinstanz, daß die Maßregel der Auflösung einer Ver- 
sammlung die Bestrafung des Leiters ausschließe. In einer Reihe der in $ 14 
aufgeführten, einen Auflösungsgrund abgehenden Fälle ist im Gegenteil außer- 
dem in $$ 18, 19 deren Strafbarkeit ausgesprochen. 


*) Dazu unten S. 249 ff. 
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Die Verpflichtung zur Einräumung eines angemessenen Platzes ist nicht 
eine mit der einmal erfolgten Anweisung sich erschöpfende, sondern eine während 
des ganzen Verlaufs der Versammlung andauernde, so daß auch dann, wenn 
ursprünglich die Anweisung eines solchen Platzes stattgefunden hat, eine solche 
Einräumung bei hinterher erfolgter Verweigerung der Zulassung nicht mehr 
stattfindet, woraus sich auch in diesem Falle eine Strafbarkeit wegen man- 
gelnder Anweisung eines angemessenen Platzes ergibt. . 

Mit dieser Ansicht befindet sich das Revisionsgericht in Übereinstimmung 
mit derjenigen der Kommentatoren des Reichsvereinsgesetzes. 

(Müller-Schmid S. 178, Delius S. 502, Stier-Somlo A. 5 zu $ 18, Steng- 
lein A. 14 zu $ 18 und die dort Zitierten.) 

Hieraus folgte die Notwendigkeit der Aufhebung des Vorderurteils, dessen 
Nachprüfung in den übrigen Ausführungen eine Gesetzesverletzung nicht 
erkennen läßt. 

Rechtlich bedenkenfrei ist auf Grund der tatsächlichen Feststellungen 
der Angeklagte als ‚‚Leiter‘‘ der Versammlung bezeichnet und die Öffentlichkeit 
der in Rede stehenden Versammlung angenommen. Zutreffend ist schließlich 
die Ansicht des Vorderrichters, daß die Öffentlichkeit einer Versammlung aus- 
reicht, um der Polizei die Befugnis zur Entsendung eines Beauftragten zu 
geben, und daß, um diese Befugnis zu begründen, neben der Eiegenschaft einer 
Versammlung als öffentlichen nicht noch das weitere Merkmal einer politischen 
Versammlung zu fordern ist. Dieser letzteren von Delius S. 472, Fieber-Bazille 
im Zitat bei Stier-Somlo S. 178 vertretenen, auch in der Verfügung des Ministers 
des Innern vom 13. Mai 1908 (Ministerialblatt für die innere Verwaltung 1909, 
S. 161) ausgesprochenen Ansicht ist das Revisionsgericht nicht beigetreten. 
Die uneingeschränkte Bezugnahme des ganzen $ 6 in $ 13 läßt erkennen, daß 
Versammlungen auch der in Absatz 3 des $ 6 beschriebenen Art, sofern sie 
öffentlich sind, durch $ 13 haben getroffen werden sollen. Diese Ansicht erhält 
eine Unterstützung noch durch die Erwägung, daß auch die durch $ 12 ge- 
regelten Versammlungen in $ 13 angezogen worden sind, worunter zweifellos 
alle öffentliche Versammlungen, gleichgültig, ob politisch oder nicht, ver- 
standen werden. Die vom Revisionsgericht vertretene Ansicht, die auch allein 
dem Sinn und Zweck des Gesetzes gerecht wird, wird von den meisten Kommen- 
tatoren geteilt (Stier-Somlo, S. 176, 177, 178, 127, Stenglein A. 2 zu $ 13, 
Müller-Schmid, S. 94), ist auch sonst schon von der Rechtsprechung ange- 
nommen worden. 

(Sächs. Ober-Verwaltungsgericht vom 1. April 1909 Jahrbuch 13, 330, 
Reger 30, 165 D. J. Z. 1906, zitiert und abgedruckt in der 19. Spruchsamm- 
lung zur D. J. Z. zu $ 13.) 

Der Aufhebung der dem aufzuhebenden Urteil zugrunde liegenden Fest- 
stellungen bedurfte es nicht, da dieselben durch die Gesetzesverletzung, wegen 
deren die Aufhebung erfolgt, im Sinne des $ 393 StrPO. nicht betroffen sind. 


Oberlandesgericht Celle. 


Mitgeteilt von Geh. Justizrat Bergmann in Celle. 

Geselg betr. die Schlachtvieb- und Fleischbeschau, vom 3. Juni 1900 $$ 1. 2, 
27, ijj. 2. 

Ueber den Begriff des „eigenen Haushalts des Besitzers“ im Sinne des § 2 
des oben angeführten Gesetzes. Zum cigenen Haushalte gehören auch Hockzeits- 
gäsle, und zwar auch solche, die zu einer sog. Gabenhochzeil geladen sind. 

Urteil von 9. April 1906. (3. S. 36,06.) 

Der Anreklarte ist vom Berufungsgericht wegen Übertretung der $ 27 
Ziff. 2 des Reichsgesetzes vom 3. Juni 1900, betr. die Schlachtvieh- und Fleisch- 
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beschau zu Strafe verurteilt worden. Auf seine Revision hat das Revisions- 
gericht ihn freigesprochen. 


Das angefochtene Urteil stellt fest, daß derAngeklagte am 27.November 1905 
im Wege der Hausschlächterei ein Schwein geschlachtet hat, das vor der Schlach- 
tung von dem zuständigen Fleischbeschauer nicht besichtigt ist. Der Fleisch- 
beschauer hat später nur das tote Schwein besichtigt, das Fleisch untersucht 
und ur nachdem er es für gesund befunden hatte. Das Fleisch des 
Schweins ist bei einer sog. Gabenhochzeit, die der Angeklagte veranstaltete, 
von dem Angeklagten, seinen Hausgenossen und den etwa 300 eingeladenen 
Personen verzehrt worden. Der Angeklagte hatte schon vor der Schlachtung 
dieses Schwein dazu bestimmt, bei der Gabenhochzeit verbraucht zu werden. 
Bei einer sog. Gabenhochzeit pflegen, der dortigen Sitte gemäß, die geladenen 
Gäste beim Fortgang von der Hochzeit dem Hochzeitgeber, um sich erkenntlich 
zu zeigen, einen Geldbetrag einzuhändigen (2—5 .#). Diese Gabe ist freiwillig, 
sie wird jedoch erwartet, und es wäre unanständig, sie zu unterlassen. 


Der Angeklagte hat geltend gemacht, die Lebendschau sei nicht notwendig 
gewesen, da das Fleisch des Schweins ausschließlich in seinem eigenen Haushalt 
hätte verwandt werden sollen. Das Landgericht hat jedoch den Umfang des 
„eigenen Haushaltes‘“ auf diejenigen Personen beschränkt, welche herkömmilich 
von dem Besitzer des geschlachteten Tieres ihre Verköstigung in natura emp- 
fangen, und hat diese Begriffsbestimmung auf den gegenwärtigen Fall, wo 
das Fleisch etwa 300 Personen, von denen ein großer Teil dem Angeklagten 
fernsteht, zugänglich gemacht werde, nicht für anwendbar erklärt. Diese Dar- 
legung beruht auf einer irrtümlichen Auffassung des Begriffes „Verwendung 
ausschließlich im eigenen Haushalt‘. 


Das Gesetz gibt keine Definition des Begriffes. Daß es aber denselben 
nicht auf den Hausherren und seine Familienangehörigen, allenfalls noch auf 
die Dienstboten beschränken will, sondern auch die Gäste des Hauses mit darunter 
rechnet, ergibt sich aus der Geschichte des Gesetzes. In der Begründung des 
Gesetzentwurfes (Aktenstück 138 zu der Verhandlung des Reichstages 1898/1900, 
S. 1102) werden die Gäste des Hauses unter denjenigen Personen aufgeführt, 
deren Gesundheit und Wohlbefinden bei der Abwägung der Umstände, die für 
oder gegen eine Befreiung der Hausschlachtungen vom Schauzwang sprechen, 
in Betracht zu ziehen sind. Das entspricht auch den allgemeinen Anschauungen 
des Lebens. Das für die Gäste des Hauses bestimmte Fleisch anders zu be- 
handeln als das für die regelmäßigen Angehörigen des eigenen Haushaltes 
bestimmte, liegt kein Grund vor, besonders wenn man erwägt, welches nach den 
Motiven und den Verhandlungen in der Kommission und im Plenum die Gründe 
gewesen sind, die Hausschlachtungen hinsichtlich desjenigen Fleisches, welches 
ausschließlich im eigenen Haushalt des Besitzers verwendet werden soll, von der 
Lebendschau zu befreien. Abgesehen von den Schwierigkeiten, welche eine 
Lebendschau in manchen Gegenden mit sich bringt, und von den Kosten, mit 
denen man den kleinen Besitzer nicht hat belasten wollen, ist der Gesichtspunkt 
maßgebend gewesen, daß der Hausherr für sich und für diejenigen, welche an 
seinem Tische Speise empfangen, möglichst gutes Fleisch verwendet wird, und 
daß schon die Sorge um das eigene Wohlbefinden und für die Gesundheit der- 
jenigen, welche ihm anvertraut sind oder welche sich ihm anvertrauen und für 
deren Gesundheit er verantwortlich ist, ihn Bedenken tragen lassen wird, das 
Fleisch von Tieren, welche ihm verdächtig erscheinen, für seinen Haushalt zu 
verwenden. Dieser Gesichtspunkt trifft auch auf Gäste des Hauses zu, denen 
der Durchschnittsmensch möglichst Gutes vorzusetzen bestrebt sein wird. 
Ob es sich im einzelnen Fall um viele oder um einige Gäste handelt, das kann 
keinen Unterschied machen. Für eine derartige Unterscheidung bietet das Ge- 
setz keinen Anhalt. Man kann sogar aus dem $ 2 Abs. 3 des Gesetzes schließen, 
daß nach dem Willen des Gesetzgebers die Menge der in dem Haushalt zu 
speisenden Personen an sich bedeutungslos sein soll. Wenn bei einer gewissen 
großen Menge schon mit Rücksicht auf die Zahl der zu Speisenden Jie Be- 
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freiung von der Lebendschau ausgeschaltet sein sollte, so würde es nicht für 
nötig befunden sein, gewisse Kategorien von großen Haushaltungen, für welche 
es bei der Regel der Lebendschau sein Bewenden behalten soll, besonders heraus- 
zuheben. Die Gründe, welche hierfür maßgebend gewesen sind, brauchen an 
dieser Stelle nicht erörtert zu werden. 

Nach den Feststellungen des angefochtenen Urteils ist das Fleisch des 
fraglichen Schweins von vornherein bestimmt gewesen zur Speisung der Hoch- 
zeitsgesellschaft, d. h. des Angeklagten, seiner Angehörigen und der geladenen 
Hochzeitsgäste zu M. Deshalb brauchte der Angeklagte das Schwein in lebenden 
Zustande nach $ 2 Abs. 1 des Gesetzes vom 3. Juni 1900 vor der Schlachtung 
nicht untersuchen zu lassen. 

Auch dadurch wird die Sachlage nicht zu seinem Nachteil verschoben, 
daß die Gäste beim_.Weggehen ihm ein Geldgeschenk gegeben haben. Diese 
Gabe trägt den Charakter eines Gegengeschenks, durch welches der Gast sich 
für die Einladung erkenntlich zeigen will. Und wenn auch nach der Feststellung 
des Vorderrichters diese Gabe erwartet wird, so bleibt trotzdem die geladene 
Person der Gast des Hausherren. 


SIGB. $$ 54, 367 Nr. 8. 


Für die Frage, ob ein Nolsland im Sinne des $ 54 SIGB. vorliegt, kommt es 
nicht darauf an, ob der Täter sich vor Eintritt des Notstandes mil anderen Mitteln, 
als dem angewendelen (Schießen mil einen scharf geladenen Revolver) hälle ver- 
sehen können, sondern darauf, ob zur Zeil der Tal der Nolstand nicht auf andere 
Weise zu beseiligen war. 


Urteil vom 5. März 1906. (3. S. 23/06). 

Der Angeklagte, der sich auf einem Fahrrade befand, hat auf einen ihn 
anfallenden Hund aus einem Revolver geschossen. 

Seine Revision ist begründet. Der Berufungsrichter führt aus, daß der 
Angeklagte, auch wenn er die Handlung in einem unverschuldeten, auf andere 
Weise nicht zu beseitigenden Notstand zur Rettung aus einer ihm drohenden 
gegenwärtigen Gefahr für Leib und Leben begangen hätte, dennoch aus $ 367 
No. 8 RStGB. zu strafen wäre, weil er sich nicht mit anderen Mitteln, als mit 
einem scharf geladenen Revolver versehen hatte, um solchen Fällen von Gefahr 
vorzubeugen. Diese Ausführung verstößt gegen $ 54 RStGB. Hat der Ange- 
klagte die Handlung in einem unverschuldeten auf andere Weise nicht zu be- 
seitigenden Notstand zur Rettung aus gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben 
begangen, so liegt nach $ 54 a. a. O. eine strafbare Handlung nicht vor. 
Die_Handlung ist auch dann nicht strafbar, wenn der Täter sich vor Eintritt 
des Notstandes mit anderen Mitteln, als dem angewandten hätte versehen 
können, um solchen Fällen von Gefahr vorzubeugen. Es kommt darauf an, 
ob zur Zeit der Tat der Notstand nicht auf andere Weise zu beseitigen 
war, z.B. durch langsames Fahren mit dem Rade oder durch gänzliches Anhalten. 
Letzteres hat der Berufungsrichter aber nicht festgestellt. 


Vereinszollgesetz vom I. Juni 1869 88 134, 152 ; Verordnung des Regierungs- 
präsidenten in Osnabrück vom 27. Juni 1894. 

Es liegt keine Kontrebande vor, wenn trotig eines bestehenden Einfuhrverbots 
Vieh. das auf einemGrundstück, das teils auf deutschem Gebiet liegt, sich aber teils 
in ausländisches (holländisches ) Gebiet ersireckl, beim Weiden nach dem Uebertrili 
aus dem deutschen Teil des Grundstücks in den ausländischen Teil desselben aus 
dem lekteren in den deutschen Teil zurückgelrieben oder gelockt wird. 

Urteil von 19. Februar 1906 (3. S. 16/06). 

Die Verordnung des Regierungspräsidenten in Osnabrück vom 27. Juni 
1894 verbietet die Einfuhr von Wiederkäuern und Schweinen aus dem Königreich 
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der Niederlande über die Landesgrenze des Regierungsbezirks Osnabrück ohne 
jede Einschränkung abgesehen von nicht mehr in Betracht kommenden Über- 
vangsbestimmungen. 

Das Revisionsurteil führt dann zunächst aus, daß es weder auf den Ur- 
sprung der Tiere, noch darauf ankommt, ob sie aus dem Besitz oder der Ver- 
fügung des deutschen Eigentümers nicht herausgekommen sind, noch auch 
darauf, wie lange sich die Tiere auf holländischem Boden aufgehalten haben. 
Dann fährt das Urteil fort: 

Dagegen ist nach dem Inhalt und Zweck des Verbots nicht anzunehmen, 
daß es auf solche Fälle sich hat beziehen sollen, in welchen Tiere, die im Inlande 
ihren Standort haben, bei Abweidung eines deutschen, ohne erkennbare Ab- 
grenzung wie Wege, Gräben, Wälle oder Zäune in holländisches Gebiet sich er- 
streckenden, wirtschaftlich eine Einheit bildenden Grundstücks nach Übertritt 
in den holländischen Teil des Grundstücks auf das deutsche Gebiet zurückge- 
trieben oder gelockt werden. Für die Annahme, daß dem Verbot diese Trag- 
weite nicht beizumessen ist, spricht die Erwägung, daß sonst die Benutzung 
derartiger Grundstücke als Viehweiden so gut wie ausgeschlossen sein würde, 
und dies als durch die Verordnung beabsichtigt nicht angesehen werden kann. 


Das Berufungsurteil war daher aufzuheben. 


StPO. 88 147, 347 Sak 2. 
I. Der Verteidiger hat keinen Anspruch darauf, daß ihm die Gerichtsaklen 
zur Einsicht außerhalb der Gerichtsstelle vorgelegt werden. 


2. Zu den „drillen Personen“ im Sinne des $ 347 Salz 2 StPO. gehört auch 
der Verteidiger, wenn er selbst, nicht nur der von ihm vertrelene Angeklagte, durch 
die gelroffene Anordnung beschwert ist. 


Beschluß vom 29. Januar 1907 (3. W. 28/07). 


Der Beschwerdeführer hat als Verteidiger des Angeklagten kurze Zeit 
vor dem bereits anberaumten Hauptverhandlungstermine vor dem Königlichen 
Landgericht in Stade den Antrag gestellt, die Akten an das Königliche Amts- 
gericht in Altona zu schicken und ihm zur Einsichtnahme vorlegen zu lassen. 
Er ist vom Vorsitzenden der erkennenden Strafkammer dahin beschieden, daß 
er die Akten auf der Gerichtsschreiberei des Landgerichts in Stade werktäglich 
in den Geschäftsstunden einsehen könne, daß aber die Übersendung an das 
Amtsgericht Altona abgelehnt werde. Er hat dagegen Beschwerde erhoben. 
Diese ist in der Hauptsache erledigt, da der Beschwerdeführer nach der Haupt- 
verhandlung vom 23. Januar 1907 die Akten eingesehen und daher jetzt offenbar 
kein Interesse mehr daran hat, daß sie nach Altona geschickt werden. Wäre 
die Beschwerde sachlich zu erledigen, so müßte sie als unzulässig verworfen wer- 
den. Zwar ist gegen Verfügungen des Vorsitzenden des erkennenden Gerichts 
die Beschwerde an sich statthaft, sofern dritte Personen betroffen sind (§ 347, 
Satz 2 StPO.) und zu den „dritten Personen“ ist auch der Verteidiger zu rechnen, 
wenn er selbst, nicht nur der von ihm vertretene Angeklagte, durch die ge- 
troffene Anordnung beschwert ist. Aber die Beschwerde ist nicht gegeben, 
weil der Verteidiger keinen Anspruch darauf hat, daß ihm ermöglicht werde, 
die Akten beim Amtsgericht seines Wohnortes einzusehen. — Die Strafprozeß- 
ordnung gewährt dem Verteidiger von einem bestimmten Zeitpunkt ab die Be- 
fugnis „zur Einsicht der dem Gericht vorliegenden Akten“ ($ 147 Abs. 1), 
ohne — abgesehen vom Abs. 4 leg. cit. — näher anzugeben, in welcher Weise 
diese Befugnis ausgeübt werden darf. Mangels besonderer Bestimmungen über 
diesen Punkt muß angenommen werden, daß der Verteidiger dort Einsicht 
nehmen soll, wo sich die Akten befinden, also regelmäßig auf der Gerichts- 
schreiberei des erkennenden Gerichts. — Hätte der Gesetzgeber ein anderes 
gewollt, so würde es ausgesprochen sein. Zweckmäßigkeitsgründe sprechen 
sicherlich dafür, die Befugnis des Verteidigers in der angegebenen Weise zu be- 
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schränken, da vielfach noch kurz vor dem Hauptverhandlungstermine An- 
träge und andere Schriftstücke bei dem erkennenden Gericht einlaufen, die eine 
Bearbeitung und Berücksichtigung des Akteninhalts erfordern, so daß eine 
Verzögerung des Verfahrens eintreten kann, wenn die Akten nicht zur Hand sind. 
Selbstverständlich ist andererseits, daß die Befugnis des Verteidigers nicht un- 
nötig eingeschränkt werden soll, und daß, wenn keine Bedenken entgegen- 
stehen, ausnahmsweise auch die Akten zum Zweck der Einsichtnahme einem 
auswärtigen Amtsgericht übersandt werden können; ein Verbot bestehtnicht; 
ob aber der Vorsitzende von der durch das Schweigen des Gesetzes gewährten 
Möglichkeit, die Akten zu verschicken, Gebrauch machen will, hängt lediglich 
von seinem Ermessen ab; einen Anspruch auf Vorlegung der Akten außer- 
halb der Gerichtsstelle hat der Verteidiger nicht. Daher ist eine Beschwerde 
im Instanzenzuge gegen den ablehnenden Bescheid des Gerichtsvorsitzenden 
ausgeschlossen, gleichviel welche Gründe für die Ablehnung angegeben sind. 
Da sonach die Beschwerde, wenn sie nicht gegenstandslos geworden wäre, hätte 
verworfen werden müssen, so sind dem Beschwerdeführer die durch sie veran- 
laßten Kosten aufzulegen. ($ 505 StPO.) 


GewO. 88 136, 146 Nr. 2, 138, 149 Nr. 7, I51. 


Ueber den Begriff der Fahrlässigkeit einer zur Leilung eines Gewerbebetriches 
oder eines Teils desselben bestellten Person bei Ueberwachung der Innebaltung der 
für die Arbeiter vorgeschriebenen Arbeilspausen. 


Urteil vom 5. März 1906 (3. S. 29/06). 


Zutreffend ist der Berufungsrichter davon ausgegangen, daß das Ver 
gehen gegen $$ 136, 146 Nr. 2 GewO. nicht bloß durch Vorsatz, sondern auch 
durch Fahrlässigkeit begangen werden kann (vgl. Entsch. d. RG. Bd. 27, 
S. 140). Die Revision rügt nun insbesondere, daß der Begriff der Fahrlässigkeit 
verkannt sei. Diese Rüge ist unbegründet. 

Der Angeklagte ist wegen Vergehens gegen $$ 136, 146 Nr. 2 GewO. 
verurteilt worden, weil er jugendliche Arbeiter während der festgesetzten und 
der Ortspolizeibehörde angezeigten Zeit der Nachmittagspause fahrlässigerweise . 
beschäftigt habe, und zwar als eine zur Leitung eines Teils des Betriebes in der 
W.’schen Maschinenfabrik bestellte Person. 

Mit Recht hat der Berufungsrichter an die nach diesen Bestimmungen 
in Verbindung mit $ 151 GewO. dem Angeklagten obliegende Aufsichtspflicht 
strenge Anforderungen gestellt, weil sonst die Durchführung dieser Vorschriften 
und die Kontrolle ihrer Beachtung durch die staatlichen Organe erheblich er- 
schwert, wenn nicht unmöglich gemacht würde. Mit Recht ist es daher nicht 
für genügend erachtet, daß der Angeklagte den jugendlichen Arbeitern die Inne- 
haltung der Arbeitspausen selbst überließ. Es ist nicht rechtsirrtümlcih, wenn 
als seinePflicht hingestellt wird, daß er auf den Beginn und die Zeit der Pausen 
selbst zu achten und sich zu vergewissern hatte, daß die jugendlichen Arbeiter 
hei Beginn der Pausen nicht mehr an der Arbeit waren und den Arbeitsraum 
verlassen hatten. In der Unterlassung dieser Pflicht lag eine Fahrlässigkeit. 
Der Berufungsrichter hat auch ohne Rechtsirrtum angenommen, daß es den 
Angeklagten nicht entschuldige, wenn er sich auf die Signalpfeife, welche den 
Beginn der Pause ankündigt, verließ und in den Nebenraum, in welchem er 
arbeitete, infolge des großen Geräusches, welches durch den Schmelzofen ver- 
ursacht wurde, die Signalpfeife überhörte. Dem Angeklagten mußten diese 
Verhältnisse und also die Möglichkeit des Überhörens der Signalpfeife bekannt 
sein. Ein Verlassen auf dieselbe zur Feststellung des Beginns der Pause ge- 
nügte daher nicht: er mußte vielmehr rechtzeitig nach der Uhr sehen, um das 
A e der jugendlichen Arbeiter nach Beginn der Pause verhindern 
zu können. 
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Mitgeteilt vom Ersten Staatsanwalt Olbricht in Lüneburg. 


Zu dem nach $ 361 Z.ıo SIGB. unterballungspflichligen Personen gehört 
auch der uneheliche Valer. 


Urteil vom 8. Dezember 1908. — 3. S. 128/08. 


Aus den Gründen: dGerügt ist zunächst Verletzung des $ 361!" 
StGB. insofern als derselbe auf die Väter unehelicher Kinder überhaupt keine 
Anwendung finde. Das Gericht vermag sich dieser vom Kammergericht ver- 
tretenen Ansicht nicht anzuschließen. Es erachtet vielmehr im Hinblick auf 
den Wortlaut des Gesetzes auch außereheliche Väter der Bestimmung unter- 
liegend und kann nicht, wie das Kammergericht in seiner neuen Entscheidung 
vom 17. Januar 1908 (Goltd. Arch. 55, S. 238) aus der Entstehungsgeschichte 
des Gesetzes etwas Anderes folgern. 

Die Strafbestimmung des $ 361° StrGB. ist eingefügt durch das Gesetz 
hetr. die Änderung des Gesetzes über den Unterstützungswohnsitz und die Er- 
gänzung des Strafgesetzbuchs vom 12. März 1894. Art. I und II des Gesetzes 
stehen in engstem Zusammenhange, insofern der die Strafvorschrift enthaltende 
Artikel II berechnet ist, den Armenverbänden, zu deren Schutz sich der § 361°? 
StrGB. nicht als ausreichend erwiesen hatte, diesen Schutz in erweitertem 
Maße zu gewähren (9. Legislaturp. Il. Session 1893/94, Anlagen I, S. 470). 

Richtig ist, daß hier in den Motiven die Rede ist von Personen, die ihren 
Angehörigen den Unterhalt nicht gewähren und daß auch in bezug auf 
$ 361° StrGB. ausgeführt wird, es würden darnach Personen bestraft, 
die durch Spiel usw. in einen Zustand geraten, daß zu ihrem oder ihrer Ange- 
hörigen Unterhalt fremde Hilfe in Anspruch genommen werden müsse. 
Auch bei der Beratung im Plenum tritt das Moment der Familienangehörigkeit 
stets in den Vordergrund, und ebenso in dem Bericht der Kommission, wie dies 
vom Kammergericht in seinem oben zit. Urteil näher hervorgehoben ist. 

Allein trotzdem kann dies für die Auslegung nicht allein maßgebend sein. 
Zwar legt das Gericht kein Gewicht darauf, daß bei der ersten Einbringung der 
Vorlage in der damaligen Kommission ein Artikel I A eingefügt wurde zur 
Ausdehnung des $ 4 Z. 3 des Lohnbeschlagnahmegesetzes und des $ 749 ZPO. 
auch auf die Ansprüche unehelicher Kinder. Denn einmal ist nicht ersichtlich, 
daß diese Bestimmung eine direkte Beziehung auf die unter Art. II aufgeführte 
Strafbestimmung hatte, und zum andern ist sie bei der zweiten Einbringung 
des Entwurfs fortgelassen. Sie wird nur einmal kurz gestreift vom Abgeordneten 
Gamp (9. Legisl. II. S. 1893/94 B. 2, S. 981 A), der seinem Bedauern Ausdruck 
gibt, daß die Kommission die diesbezüglichen Anträge abgelehnt habe. Die Be- 
ratungen des Entwurfs im Plenum lassen aber erkennen, daß mit den Ausdrücken 
„Familienangehörige, Verwandte, Ehegatten, Familienväter‘‘, die vielfach wohl 
nur der Kürze wegen gewählt wurden.nicht beabsichtigt ist, den Kreis der Per- 
sonen festzulegen, die unter die Gesetzesbestimmung. fallen sollten. Schon bei 
Beratung des ersten Entwurfs hatte der Abgeordnete Molkenbuhr (Session 
1892/93, S. 1703 B. und C.) darauf hingewiesen, daß sich der Begriff der unter- 
haltungspflichtigen Personen nach den landesgesetzlichen Bestimmungen 
richte, und daß hiernach unter Umständen auch Schwiegereltern unterhaltungs- 
berechtigt seien. In dem Bericht der ersten Kommission, welchen die 2. Konm- 
mission ihrem mündlichen Bericht als Anlage beigefügt hat (Anl. 1, S. 738) 
ist ferner atısgeführt, daß von einer Seite die beantragte Erweiterung des Strat- 
gesetzbuches um so mehr abgelehnt werde, als betreffs der Alimentationspflicht 
gar keine feste Begrenzung versucht werde und somit die größte Verschieden- 
heit über den Kreis derjenigen Personen bestehen bleibe, für welche die Unter- 
haltungspflicht auszuüben sei, daß diesen Bedenken entgegengestellt sei, die ge- 
setzliche Regelung der Alimentationspflicht von Familienangehörigen stelle einen 
Teil des bürgerlichen Rechts dar, das erst mit dem bürgerlichen Gesetzbuch 
eine einheitliche Regelung für das ganze Reich erhalten werde. Dieselben Be- 
denken wie früher erhebt der Abgeordnete Molkenbuhr bei der ersten Lesung 
des Gesetz gewordenen Entwurfs (9. Leg., II. Sess. 93.94 Band I, S. 202). 
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In der 2. Lesung äußert sich der Berichterstatter Abgeordnete Schröder 
auf diese Bedenken dahin (Band Il, S. 898 B): Es sei ja richtig, daß in verschie- 
denen deutschen Landesteilen der Umfang der Alimentationspflicht durch die 
Landesgesetze verschieden geordnet sei, es bleibe aber doch für die reichs- 
gesetzliche Bestimmung, deren Erlaß hier in Frage stehe, immer die gleiche 
rechtliche Grundlage in allen Fällen dahin bestehen, daß es sich um die schuld- 
hafte Nichterfüllung einer gesetzlichen Verpflichtung handele. 


Von größter Bedeutung sind aber für die Auslegung die weiteren Debatten, 
welche sich an den in der dritten Lesung gestellten Antrag der Abgeordneten 
Spahn und Gröber anknüpfen, der die Bestimmung ausdrücklich auf Eltern, 
Kinder und Ehegatten beschränken wollte. Zur Begründung führt der 
Abgeordnete Spahn aus, (S. 984 D), daß die Fassung der Vorlage, wie sie auch 
Gesetz geworden ist, nicht korrekt sei und über das Bedürfnis weit hinausgehe. 
Er legt weiter dar, wie die Unterhaltungspflicht in den einzelnen in Deutschland 
geltenden Rechten durchaus verschieden sei, und hebt hier auch hervor (S. 985 C), 
daß nach bayerischem Landrecht der Aszendent des außerehelichen 
Vaters eines Kindes verpflichtet sei, das außereheliche Kind seines 
Sohnes zu alimentieren, und zwar, wenn die Vorlage Gesetz würde, 
unter Strafe. Von Interesse sind die ferneren Ausführungen desselben 
Abgeordneten auf S. 993 D, wo er darlegt: „Die Unterhaltungspflicht ist eine 
obligationenrechtliche, mögen wir sie nun in das Familienrecht oder in das 
Obligationenrecht fallend auffassen, das ist gleichgültig. Was hier angestrebt 
wird, ist eine Bestrafung des Kontraktbruches, wenn man diesen Ausdruck an- 
wenden darf auf derartige Verhältnisse, die auf quasikontraktlichen VerpfJich- 
tungen beruhen.“ Hingewiesen werden mag auch noch auf die Ausführungen 
des Abgeordneten Bekh (S. 993 A), daß die Verpflichtung eine für den Richter un- 
geheuer zweifelhafte sei, wenn die von der Kommission vorgeschlagene Redaktion 
angenommen werde. Bezeichnend für die damalige Auffassung des 
$ 361° StrGB. und gegen die vom Kammergericht demselben gegebene enge 
Auslegung sprechend sind die Ausführungen des Berichterstatters Schroeder 
und des Staatssekretärs v. Bötticher. Ersterer äußert sich dahin (S. 992. A): 
„Ich meine, daß bei dieser Gelegenheit ein Eingriff in die landesgesetzlichen 
Bestimmungen über den Umfang der Alimentationspflicht schon darum nicht 
möglich ist, weil das bestehende Strafgesetz in $ 361° StrGB. die Landes- 
gesetzgebungen in dieser Beziehung als Grundlage für die strafrechtliche Be- 
handlung der Sache anerkennt.“ Und v. Bötticher (S. 988), die Fassung des 
Gesetzes im Anschluß an $ 361° StrGB. verteidigend, führt an, daß jemand, 
der sich dem Spiel oder Müßiggang in einer Weise hingibt, daß er nicht im - 
stande ist. für seinen Großvater zu sorgen, bestraft werde, daß er aber 
nach dem Antrage von Spahn nicht bestraft werden würde, wenn er fri- 
volerweise solches unterlasse. Diese Ausführungen sprechen also gegen 
die enge Auslegung des $ 361° StrGB., wie sie das Kammergericht auf 
S. 240 giht. 

Es kann nun einmal überhaupt nicht anerkannt werden, daß eine im 
Gesetz nirgends zum Ausdruck gekommene Beschränkung auf einen bestimmten 
Kreis von Personen zulässig ist; es zwingen aber die Ausführungen des KG. 
über das Verhältnis des Gesetzes vom 21. Mai 1855 zu dem Gesetz vom 6. Januar 
1843 nicht zu dem daraus gezogenen Schluß. Denn ein an sich schon bedenk- 
licher Rückschluß von dem Gesetz von 1855 auf die mit dem Gesetz 
von 4843 verfolgte Absicht ist um so weniger gerechtfertigt, als das letztere 
ein reines Strafgesetz ist. das erstere aber eine Ergänzung der Gesetze vom 
31. Dezember 1842 über die Verpflichtung zur Armenptlege, und über die Aut- 
nahme von anziehenden Personen, und es in den Artt. 11 bis 13 die zwangs- 
weise Unterbringung gewisser Personen in einer Arbeitsanstalt durch die 
Verwaltungsbehörde ermöglicht. 


Auf den Unterschied solcher Bestimmungen zu den Strafgesetzen weisen 
auch die Motive hin. (Oben zit. S. 470.) 


Cad 
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Daß durch den Ausdruck: „zu deren Ernährung er verpflichtet 
ist“, dem Gesetz keine von der Unterhaltspflicht abweichende Be- 
deutung hat gegeben werden sollen, ist mit den diesbezüglichen Ausführungen des 
Kammergerichts ohne weiteres anzunehmen. 

Ergibt sich so aus dem Wortlaut des Gesetzes und der Entstehungs- 
geschichte, daß die Verletzung der Unterhaltspflicht allgemein unter den in 
§ 361° StrGB. näher angegebenen Voraussetzungen strafbar ist, und daß sie 
nicht beschränkt ist auf Familienangehörigkeit im engeren Sinne, so liegt kein 
Anlaß vor, den unehelichen Vater auszunehmen. Ob die aus dem 
Haftpflichtgesetz und den Vorschriften des BGB. über unerlaubte Handlungen 
denı Verletzten zu zahlende Geldrente als ein zu gewährender Unterhalt im 
Sinne des $ 361!° StrGB. anzusehen ist, kann hier unerörtert bleiben, das Gesetz 
selbst bezeichnet die Ansprüche nicht als Unterhalts-, sondern als Schaden- 
ersatzansprüche. Die Pflicht des unehelichen Vaters ist geregeltim Familien- 
recht, sie entspringt nicht einem Delikt, sondern dem insoweit anerkannten 
Verwandtschaftsverhältnis zum Kinde. Daß ihr durch die Entrichtung einer 
Geldrente genügt wird, kann um so weniger gegen die Anwendung des § 36419 
StrGB. sprechen, als auch in $ 1612 BGB. als allgemeine Vorschrift für die 
Unterhaltungspflicht dr Verwandten die Entrichtung einer Geldrente 
gegeben ist, die ferner bei Ehegatten in manchen Fällen die einzig zugelassene 
Art der Gewährung des Unterhalts ist ($ 1361 BGB.). 

Der $ 65 des Preußischen Ausführungsgesetzes zum Gesetz über den Unter- 
stützungswohnsitz kann hier nach Ansicht des Gerichts zur Unterstützung der 
einen oder anderen Ansicht ii nicht herangezogen werden. Die Gründe 
sind dieselben, die oben bei dem Verhältnis des Gesetzes von 1855 zu dem 
Gesetz von 1843 entwickelt sind. 

Mit der hier vertretenen Meinung, daß auch die Väter unehelicher Kinder 
dem $ 361!° StrGB. unterliegen, stimmen nach den in der 10. Spruchsammlung 
zur Deutschen Juristenzeitung gegebenen Zusammenstellung überein die 
Oberlandesgerichte Dresden, Braunschweig, München, ferner Hamburg (Golt- 
dammers Archiv 45, S..294) sowie Olshausen, Oppenhof und Frank in ihren 
Kommentaren zum StGB. 


I. Ist beim Zweifel darüber, ob eine nach Reichsrecht oder nach Landesrecht 
strafbare Handlung vorliegt, das Kammergericht oder das örtliche Oberlandesgericht 
zuständig ? 

2. Gebörl Torf zu den ‚„Bodenerzeugnissen‘“ ? 


$ 50 Ziff. 2 des Preuß. AusfGes. zum GerVerfGes. v. 24. April 1878. 
$ 242 SIGB. § 18 des Preuß. Feld- und Forstpolizeiges. v. r. April 1880. 
Urteil vom 16. Februar 1909. — 3. S. 2/09. 


Aus den Gründen: Die Zuständigkeit des erkennenden Ober- 
landesgerichts zur Verhandlung und Entscheidung über die vorliegende Revision 
ist gegeben. Der Vorderrichter hat, und zwar in Übereinstimmung mit An- 
klage, Eröffnungsbeschluß und Schöffengericht, ein Vergehen gegen $ 242 
StrGB. als vorliegend angenommen. Dadurch allein aber, daß von der Revision 
behauptet wird, dem Angeklagten falle, wenn er sich überhaupt strafbar gemacht 
habe, nur eine Überiretung des $ 18 des Preußischen Feld- und Forstpolizei- 
gesetzes zur Last, wird die Voraussetzung des $ 50 Absatz 1 Nr. 2 AG. z. GVG. 
noch nicht gegeben, daß eine nach Landesrecht strafbare Handlung „den Gegen- 
stand der Untersuchung bildet“. Der entgegenstehenden Ansicht von Löwe, 
Kommentar zur StrP©O., 19, Aufi., Note 12 zu § 9 EG. z. GVG., kann mit Rück- 
sicht auf die Fassung jener Vorschrift nicht beigetreten werden. Das Kammer- 
gericht würde daher nur dann zuständig sein, wenn die fragliche Behauptung 
auch zutreffend wäre, und das ist, wie noch näher auszuführen ist, nicht der Fall. 

In der Sache selbst ist die Revision zwar an sich zuliissig; sie ist aber nicht 
begründet. 
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Was zunächst die erwähnte Rüge der Nichtanwendung des $ 18 des F. u. 
FPG. betrifft, so fällt unter diese Bestimmung die Entwendung von Torf nicht, 
da Torf sich nicht als Bodenerzeugnis sondern als Bodenbestandteil 
darstellt. Es ist vielmehr in der Entwendung von ungestochenem Torf aus dem 
Erdboden ein Delikt gemäß $ 370 Nr. 2 Str.GB. und in der Entwendung von 
Torf, der, wie solches vorliegend nach dem Tatbestand des angefochtenen Urteils 
der Fall ist, bereits gestochen ist, das Delikt gemeinen Diebstahls gemäß § 242 
Str.GB. zu erblicken; Entsch. des RG. in StrS. Bd. XXI, S. 27. 


€ Ist die Bezeichnung ‚Revierförster“ ein Tilel im Sinne des § 360 Ziff. 8 
IGB. ? 

Urteil vom 13. September 1910. — 3. S. 140/10. 

Die Strafkammer hatte als Berufungsgericht den Angeklagten, einen 
ensionierten Zollbeamten, der sich als ‚‚Revierförster‘‘ bezeichnete, aus $ 360 
riff. 8 StGB. verurteilt. Der Titel ‚, Revierförster‘‘ sei die amtliche Bezeichnung 

der obersten Klasse der Königlichen Forstschutzbeamten. Daß der Angeklagte 
vor diesem Titel den Zusatz „königlicher‘ nicht beifüge, sei unerheblich, weil 
dieser Zusatz auch für die königlichen Beamten nicht einen Teil des Titels bilde. 
Die Ausführung des Angeklagten, der Name ,, Revierförster“ sei, auch wenn er 
nebenher als Amtsbezeichnung einer Beamtenklasse verwendet werde, doch 
in erster Linie eine allgemein gebräuchliche Berufsbezeichnung, sei in tatsächlicher 
Beziehung unrichtig. Der Ausdruck ‚.Förster‘‘ ohne näheren Zusatz werde 
allerdings üblicherwe'se auch zur Bezeichnung eines Berufes wie „Jäger‘‘ oder 
„Gärtner“ verwendet. Für die Zusammensetzung ‚Revierförster‘“ gelte das 
jedoch nicht, da eine Berufsklasse oder ein Spezialberuf der Revierförster nicht 
existiere. Diese Bezeichnung sei ausschließlich als Titel einer Rangklasse in 
Gebrauch. 

Die Revision des Angeklagten ist zurückgewiesen. 

Aus den Gründen: ,Die Revision macht- zunächst geltend, daß 
der Titel „Revierförster““ auch ein privater Titel sei, und daß daher die Führung 
dieses Titels nicht unter $ 360° StGB. falle. Dieser Angriff ist unbegründet. 
Das Landgericht hat in einwandsfreier Weise festgestellt, daß der Titel ‚Revier- 
förster“ ausschließlich als amtliche Bezeichnung der obersten Rangklasse der 
königlichen Forstschutzbeamten in Gebrauch ist und deshalh ein Titel im Sinne 
des $ 360° StGB. ist. Ein Rechtsirrtum liegt insoweit nicht vor, so daß das 
Urteil auf einer Verletzung des Gesetzes nicht beruht..... i 


Zu den Begriffen der „Anstalt“, insbesondere einer solchen ‚zum Trocknen 
und Einsalzen ungegerbler Tierfelle“, im Sinne des § 16 Abs. 2 der Gewerbe- 
ordnung und der „Veränderung“ der Betriebsstätte im Sinne des § 25 Abs. I 
daselbst. 


Urteil des StrS. v. 21. Januar 1910. — 3. S. 159/09. 

Die an sich zulässige Revision des wegen Vergehens gegen $$ 16, 25, 
147 No. 2 GO. verurteilten Angeklagten erscheint nicht begründet. 

Ohne Rechtsirrtum hat der Vorderrichter zunächst angenommen, daß es 
sich vorliegend um eine „Anstalt“ zum Trocknen und Einsalzen ungegerbter 
Tierfelle im Sinne des $ 16 Abs. 2 GO. handelt. Der Ansicht der Revision, 
daß der Begriff der Anstalt einen Betrieb der fraglichen Art in größerem 
Umfanxe erfordere, konnte nicht beigetreten werden. Allerdings ist der 
Begriff der gewerblichen „Anlage“ im Sinne des Abs. 1 des $ 16 a. a. O. gegen- 
über den in Abs. 2 daselbst aufgeführten Betrieben insofern der weitere, als er, 
wie in Landmanns Kommentar zur GO., 5. Aufl. 1907, Note 1 d zu $ 16, Zu- 
treffend bemerkt wird, „teils nur große teils auch kleine Betriebe, sowohl Baulich- 
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keiten wie auch andere Betriebsstätten und maschinelle Einrichtungen um- 
faßt“. Es werden daher auch z. B., soweit in Absatz 2 von „Fabriken“ die 
Rede ist, deren Errichtung als einer Anlage gemäß Abs. 1 der behördlichen Ge- 
nehmigung bedarf, darunter mit Rücksicht auf den Begriff, den man mit dem 
Worte „Fabrik“ im gewöhnlichen Leben und namentlich bei Anwendung der ° 
Bestimmungen der GO. verbindet und in letzterer Beziehung zur Unterscheidung 
des fabrikmäßigen von dem handwerksmäßigen Betriebe auch verbinden muß, 
nur solche Anlagen zu verstehen sein, die sich, sei es wegen der Anzahl der be- 
schäftigten Arbeiter oder der Ausdehnung der Betriebseinrichtungen, sei es 
wegen der Größe der Produktion bzw. Arbeitsleistung oder aus anderen Gründen, 
als Einrichtungen von einem gewissen Umfange darstellen. Die Annahme aber, 
daß dieses Kriterium auch mit dem Begriff der Anstalt im Sinne des $ 16 GO. 
zu verbinden sei, läßt sich weder auf Grund des Sprachgebrauchs des gewöhn- 
lichen Lebens, noch auf Grund gesetzlicher Bestimmungen, wenigstens nicht der 
hier allein in Frage stehenden Bestimmungen der GO., rechtfertigen. 

Zu einer anderen Auffassung kann auch nicht die von der Revision für ihre 
Ansicht noch angeführte Entstehungsgeschichte der vorliegend in Betracht 
kommenden, auf dem Beschlusse des Bundesrats vom 16. Juli 1888 (RGBI 
S. 218) beruhenden Ergänzung zu Abs. 2 des $ 16 GO. führen. In der Sitzung 
des Reichstags vom 29. November 1888, in welcher die gemäß $ 16 Abs. 3 
a. a. O. erforderliche nachträgliche Genehmigung jenes Beschlusses seitens des 
Reichstags zur ersten und zweiten Beratung stand, hat lediglich ein Abgeordneter 
an die Reichsregierung die Anfrage gerichtet, ob ‚auch getroffen werden sollten 
die Fälle, wo der Landwirt gezwungen sei, viele Felle trocknen zu müssen, 
bei Krankheiten von Schafen namentlich“; auf die Anfrage ist von einem 
Bundesratsbevollmächtigten erwidert, daß ‚es sich bei der Anordnung nur um 
Anstalten handele, die dazu bestimmt seien, die fraglichen Vorrich- 
tungen vorzunehmen“, und daß deshalb die Anordnung „wohl nicht in An- 
wendung kommen könne, wenn es sich um einen einmaligen Vorgang 
handele, der durch besondere Verhältnisse nötig gemacht werde‘; darauf 
ist ohne jede weitere Erörterung der Beschluß genehmigt (vgl. die stenographisch. 
Verhandlungen des Reichstags, VII. Legislaturperiode, IV. Session 1888/89, 
Bd. I, S. 55). Es ist also davon, daß die betreffenden Anstalten einen bestimmten 
Umfang haben müßten, gar nicht die Rede gewesen; nur das ist aus den Ver- 
handlungen zu entnehmen, daß eine Einrichtung von gewisserDauer zu erlangen ist. 

Hiernach ist dem Vorderrichter heizupflichten, wenn er ausführt, daß 
„unter Anstalt im wesentlichen dasselbe wie unter Anlage zu verstehen sei, 
nämlich eine auf die Dauer berechnete Einrichtung, ohne daß diese einen ge- 
wissen großen Umfang erreichen müsse‘. Eine solche Einrichtung ist aber vor- 
liegend seitens des Vorderrichters auf Grund des in dem angefochtenen Urteil 
für erwiesen erachteten Sachverhalts mit Recht als gegeben angesehen. Wenn 
auch der Angeklagte nicht mehr, wie es früher von ihm geschah, große Mengen 
frischer Tierfelle eingekauft und dieselben selbständig trocknet und einsalzt, 
sondern seit etwa 6oder 7 Jahren im wesentlichen Fellhändler ist und sich 
auf den Ankauf bereits anderweit getrockneter und eingesalzener Felle be- 
schränkt, die er dann weiterverkauft, so kauft er doch in den Wintermonaten 
auch frische Hasen- und andere Felle an, die vor dem Weiterverkauf in 
seinem Betriebe getrocknet und eingesalzen werden. Damit liegt eine An- 
stalt zum Trocknen und Einsalzen ungegerbter Tierfelle vor. Daß es sich dabei 
nur. wie festgestellt ist, um gelegentlich und in geringen Mengen angekaufte 
Felle handelt, ist nach den obigen Darlegungen unerheblich; auf die Dauer 
ist die Einrichtung jedenfalls berechnet. 

Unerheblich erscheint es auch, daß das Trocknen usw. der frischen Felle 
nicht als selbständiger Betrieb des Angeklagten, sondern nur als Nebenbetrieh 
seines Fellhandels sich darstellt. Zwischen Haupt- und Hilfsbetrieben kann, 
wie auch Landmann a. a. O., Note 3 Abs. 5 zu § 16, und Rohrscheidt, Kom- 
mentar zur GO., 1901, Note 21 zu $ 16, hervorheben, für die Frage der Geneh- 
migungspflicht der in $ 16 GO. aufgeführten Anlagen ein Unterschied nicht ge- 
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macht werden. Das würde schon mit dem Zwecke dieser Vorschrift, welche 
Nachbarn und Publikum gegen die aus der örtlichen Lage der Anlagen oder der 
Beschaffenheit der Betriebsstätte derselben sich ergebenden Nachteile schützen 
will, nicht in Einklang zu bringen sein; außerdem bietet der Wortlaut der Vor- 
schrift für eine derartige Unterscheidung keinen Anhalt, und gegen die Zu- 
lässigkeit einer solchen würde auch der Inhalt der oben mitgeteilten Reichstags- 
verhandlung sprechen. 

EE Die fernere Rüge der Revision, daß der Angeklagte auch dann 
zu Unrecht verurteilt sei, wenn tatsächlich eine ‚Anstalt‘ vorliege, weil jeden- 
falls die betreffenden, von ihm auf seinem Grundstück vorgenommenen bau- 
lichen Änderungen entgegen der Annahme des Vorderrichters nicht als eine 
„Veränderung“ im Sinne des $ 25 GO. anzusehen seien, ist gleichfalls unbe- 
gründet. Allerdings ist auch in dem Falle, daß es sich nicht um Veränderungen 
indem Betriebe einer der im $ 16 genannten Anlagen, sondern wie hier 
um eine Veränderung der Betriebsstätte handelt, ungeachtet des Wort- 
lauts des $ 25 nur eine wesentliche Veränderung genehmigungspflichtig, 
vgl. die Darlegungen in dem Urteil des Oberverwaltungsgerichts vom 17. De- 
zember 1883, Entscheidungen desselben Bd. 10, S. 277, auch Rohrscheidt 
a. a. O., Note 3 zu $ 25, und Stengleins strafrechtliche Nebengesetze des Deutschen 
Reiches. 3. Aufl., Note 2 zu $ 25 GO. Das wird aber auch von-dem Vorderrichter 
nicht verkannt, und ebenso geht dieser bei Prüfung der Frage, was als wesent- 
liche Veränderung anzusehen sei, von zutreffenden rechtlichen Erwägungen aus. 
Er hält in Übereinstimmung mit Theorie und Praxis den Gesichtspunkt für 
maßgebend, ob, wie in dem angeführten Urteil des OVG. näher ausgeführt 
wird, „die Veränderung auf diejenigen Rücksichten einwirken kann, welche 
im Eingange des $ 16 als solche hervorgehoben werden, die nach dem Gedanken 
des Gesetzgebers überhaupt die Anlage genehmigungspflichtig gemacht haben, 
nämlich die Rücksichten, daß die Anlagen durch die Beschaffenheit der Betriebs- 
stätte für die Besitzer oder Bewohner der benachbarten Grundstücke oder für 
das Publikum überhaupt erhebliche Nachteile, Gefahren oder Belästigungen 
herbeiführen können“. 

Von diesem Gesichtspunkt aus ist es rechtlich nicht zu beanstanden, daß, 
wie es in dem angefochtenen Urteil geschehen ist, wegen der dort aus den vor- 
genommenen baulichen Veränderungen gefolgerten ‚Möglichkeit einer Ver- 
erößerung, zum mindesten aber der Möglichkeit eines intensiveren Geschäfts- 
betriebes‘“ zugleich die Möglichkeit einer „Erhöhung der Nachteile und Be- 
lästigungen für Nachbarschaft und Publikum“ angenommen wird; vgl. auch 
Rohrscheidt a. a. O., Note 3 zu $ 25. Daß der Vorderrichter dabei eine er- 
hebliche Erhöhung jener Nachteile im Auge hat, kann, wenn solches auch 
an der betreffenden Stelle selbst nicht ausdrücklich bemerkt wird, doch nach 
dem ganzen Zusammenhange der Urteilsgrunde nicht zweifelhaft sein. Auch sind 
die Ausführungen, daß zwar nicht durch jede einzelne der vorgenommenen 
baulichen Anderungen für sich betrachtet, wohl aber durch die Anderungen 
in ihrer Gesamtheit die Möglichkeit einer Vergrößerung des Geschäftsbetriebes 
geschaffen sei, tatsächlicher Natur und daher der Nachprüfung durch das Re- 
visionsgericht entzogen. 

I aaa Wenn in dem angefochtenen Urteil noch ausgeführt wird, daß 
selbst dann, wenn durch die vorgenommenen baulichen Änderungen lediglich 
eine Verbesserung der Anlage hinsichtlich ihrer schädlichen oder be- 
lästigenden Einwirkungen herbeigeführt sein sollte, eine Genehmigung erforderlich 
gewesen sei, so muß allerdings die Richtigkeit einer derartigen, auch von Land- 
mann a. a. O., Note 2 Abs. 7 zu $ 25, vertretenen Rechtsauffassung als 
mindestens recht zweifelhaft bezeichnet werden. Einer näheren Erörterung 
dieser Frage bedarf es jedoch nicht, weil es sich a Ausführung des Land- 
gerichts nur um einen Eventualgrund für die Verurteilung des Ange- 
klagten handelt. In erster Linie wird die Verurteilung darauf gestützt, 
daß die Möglichkeit einer nachteiligen Einwirkung gegeben ist. 
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Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Sieburg in Celle. 


Der Bestimmung des $ 13 des Reichsvereinsgeselzes vom 19. April 1908 
unterliegt, auch soweil es sich um Versammlungen in geschlossenen Räumen handelt, 
jede öffentliche Versammlung, mit welcher sich das Gesetz überhaupt beschäftigt. *) 

Urteil vom 25. Mai 1909. — 3. S. 29/09. 

Gründe: Die Revision des Angeklagten ist nicht begründet. 

Nach dem für erwiesen erachteten Sachverhalt hat der Angeklagte als 
Leiter einer im Gewerkschaftshause in H. stattgefundenen Öffentlichen Metall- 
arbeiter-Versammiung, die vorher in der Zeitung ,V.“ mit dem Hinzufügen 
bekannt gemacht war, daß ein auswärtiger Redner über die Tätigkeit des Deut- 
schen Metallarbeiter-Verbandes sprechen wolle, den seitens der Polizeibehörde 
in die Versammlung entsendeten Beauftragten die Einräumung eines an- 
gemessenen Platzes verweigert. Dieserhalb ist die Verurteilung des Angeklagten 
auf Grund des $ 18 No. 3 in Verbindung mit $ 13 RVG. erfolgt. Ob es sich um 
eine Versammlung zur Erörterung nicht nur wirtschaftlicher, sondern auch 
politischer Angelegenheiten gehandelt hat, ist von dem Vorderrichter dahingestellt 
gelassen; er ist der Ansicht, daß jede öffentliche Versammlung der Bestimmung 
des $ 13 a. a. O. unterliege. : 

Die Verurteilung gibt im übrigen zu rechtlichen Bedenken überhaupt 
keinen Anlaß. Eine nähere Prüfung ist jedoch in der Richtung erforderlich, ob 
auch der Rechtsansicht des Vorderrichters beigetreten werden kann, daß es zu der 
Verurteilung der Feststellung des Charakters der Versammlung nicht bedurft habe. 

Die Frage, was unter Öffentlichen Versammlungen im Sinne des $ 13 zu 
verstehen ist, wird für Versammlungen in geschlossenen Räumen, wie die vor- 
liegend in Betracht kommende, in den zu dem RVG. erschienenen Kommen- 
taren verschieden beantwortet. 

So wollen Hieber-Bazille, S. 147 Bemerkung 3 zu $ 13, die Bestimmung 
nur auf öffentliche Versammlungen zur Erörterung Öffentlicher 
Angelegenheiten angewendet wissen, zu denen sie aber auch die Wahl- 
versammlungen des $ 6 Abs. 2 des Gesetzes und, je nach der Art des erörterten 
Themas, die in Abs. 3 daselbst bezeichneten sog. Koalitionsversammlungen 
rechnen. Delius, S. 472 Bemerk. 2 zu $ 13, und Romen, S. 120, 121 Bemerk. 6 
Abs. 1 in Verbindung mit Bemerk. 5 a zu $ 18, sind sogar der Ansicht, daß in 
§ 13 nur öffentliche politische Versammlungen gemeint seien, und dazu 
rechnet dann allerdings Delius, S. 425 Bemerkung 10 letzter Absatz zu $$ 5, 6 — 
Romen spricht sich über die Frage nicht aus — auch die Versammlungen des 
§ 6 Abs. 2 und 3. Auf dem Standpunkt, daß der $ 13 nur auf politische Ver- 
sammlungen zu beziehen sei — und außerdem noch die Versammlungen des 
§ 6 Abs. 2 und 3 regelmäßig auszunehmen seien —, scheint auch die Verfügung 
des Preußischen Minsters des Innern vom 13. Mai 1908, betr. die Ausführung 
des RVG. (Ministerialblatt für die innere Verwaltung 1909, S. 14) zu stehen. 
Wenigstens wird dort in Ziffer 9, nachdem zunächst in Satz 1 bemerkt ist, daß 
die Versammlungen des $ 6 Abs. 2 und 3 der Anzeigepflicht nicht unterworfen 
seien, in Satz 2 hinzugefügt, daß die Polizeibehörde gemäß $ 13 zur Entsendung 
von Beauftragten auch in solche Versammlungen ‚berechtigt‘ sei, wenn diese 
sich als „Öffentliche Versammlungen zur Erörterung politischer Angelegenheiten“ _ 
darstellten. Mit Rücksicht auf den Zusammenhang, in welchem hier von der 
Berechtigung der Polizeibehörde zur Entsendung von Beauftragten 
die Rede ist, kann nicht ohne weiteres angenommen werden, daß die Entsendung 
in nicht anzeigepflichtige Versammlungen etwa nur als nicht in dem Er- 
messen der Polizeibehörde liegend angesehen wird. 

Andererseits wird u. a. in den Kommentaren von von Sartor, S. 135 Be- 
merk. 3 zu $ 13, und von Müller-Schmid, S. 143 Bemerk. 1, Abs. 2 zu $ 43, 
die Ansicht vertreten, daß für $13 alle öffentlichen Versammlungen in 
Betracht kämen, mit denen sich das Gesetz in den $$ 5, 6, 7, 8, 9 und 12 beschäf- 
tige, wobei von Sartor noch hervorhebt, daß darunter insbesondere auch die 


*) Dazu ob.n S. 237 ff. 
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sog. Koalitionsversammlungen des $ 6 Abs. 3 fielen, während Müller-Schmid, 
S. 144 Bemerk. 2 Abs. 5, ausführen, daß der Zweck der Erörterung gleichgültig, 
vielmehr allein das Merkmal der Öffentlichkeit maßgebend sei, und daß daher 
der $ 13 auch für die privilegierten Versammlungen des $ 6 gelte. Mit diesen 
Ansichten stimmt auch die Anweisung des Bayerischen Staatsministeriums 
vom 12. Mai 1908 zum Vollzuge des RVG. — abgedruckt u. a. bei von Sartor, 
S. 331 und Müller-Schmid, S. 234 — überein, in deren Ziffer 13 der Satz an die 
Spitze gestellt wird, daß die Polizeibehörden befugt seien, in die in den $$ 5, 6, 
7, 8, 9 und 12 des Gesetzes bezeichneten Öffentlichen Versammlungen Beauf- 
tragte zu entsenden, und dann, nachdem der Zweck dieser Befugnis erläutert 
ist, nur gesagt wird, daB von derselben „jedoch stets ein wohlbemessener Ge- 
brauch zu machen“ sei, indem unter Berücksichtigung des Zweckes der Be- 
fugnis die Frage der Entsendung im einzelnen Falle gewürdigt werden müsse, 
so daß sich „in der Regel“ nur bei politischen Versammlungen die Frage er- 
geben werde, ob die Entsendung veranlaßt sei, und die Versammlungen des 
§ 6 Abs. 2 und 3 „zumeist“ auszunehmen sein würden. 

Die Auslegung, welche die Bestimmung des $ 13 bei den letztgenannten 
Kommentatoren und in der Bayerischen Vollzugsanweisung gefunden hat, 
ist für zutreffend zu erachten, und zwar einmal und vor allen Dingen im Hinblick 
auf die Fassung der Bestimmung. 

Daß diese nur auf Versammlungen zur Erörterung öffentlicher Angelegen- 
heiten oder nur auf politische Versammlungen oder sogar nur auf anzeige- 
bzw. bekanntmachungspflichtige Versammlungen zu beziehen sei, ist in $ 13 
nicht allein nicht gesagt, sondern es wird eine solche einschränkende Auslegung 
auch dadurch geradezu ausgeschlossen, daß neben den Worten „öffentliche 
Versammlung‘ die „$$ 5, 6, 7, 8, 9, 12°“ des Gesetzes allegiert sind, also auf Be- 
stimmungen desselben Bezug genommen ist, die nicht nur Versammlungen jener 
Art und solche unter freiem Himmel, sondern auch andere öffentliche Versamm- 
lungen betreffen. Zunächst ist die Bezugnahme auf $ 6 ohne Beschränkung auf 
dessen ersten Absatz erfolgt, so daß jedenfalls die in den folgenden beiden Ab- 
sätzen bezeichneten Wahl- und Koalitionsversammlungen als mitinbegriffen 
anzusehen sind. Außerdem ist aber in Abs. 1 des wiederum ohne Beschränkung 
auf einzelne Absätze in Bezug genommenen $ 12 ganz allgemein ausgesprochen, 
daß die Verhandlungen „in öffentlichen Versammlungen“ in deutscher Sprache 
zu führen seien, und diese Bestimmung ist, abgesehen von den in den fo'genden 
Absätzen erwähnten Ausnahmen, unbedenklich auf alle öffentlichen Ver- 
sammiungen, ohne Unterschied, welchen Charakter sie haben, zu beziehen, 
soweit nicht die Beschränkungen Platz greifen, die für die Anwendung des 
Vereinsgesetzes überhaupt, vgl. die $$ 20, 24, getroffen sind. Für eine solche 
weitgehende Auslegung des $ 12 spricht auch eine Vergleichung mit dem Inhalt 
des $ 17, nach welchem es Personen unter 18 Jahren u. a. verboten ist, an öffent- 
lichen politischen Versammlungen teil zu nehmen; der Hervorhebung 
dieses Charakters der Versammlungen hätte es nicht bedurft, wenn das Gesetz 
überhaupt nur auf politische Versammlungen zu beziehen wäre. Daß durch 
$ 12, und ebenso durch $ 11, dessen Fassung mit derjenigen des $ 12 insofern 
übereinstimmt, als er das Verbot des bewaffneten Erscheinens gleichfalls ganz 
allgemein für die Öffentlichen Versammlungen ausspricht, alte öffentlichen 
Versammlungen getroffen werden, wird auch von Delius, S. 468 Bemerk. 4 
letzter Absatz zu $ 12 und S. 463 Bemerk. 1 Abs. 3 zu $ 411, sowie von Romen, 
S. 86 Bemerk. 2b zu $ 12 und S. 80 Bemerk. 2 zu $ 11, anerkannt, während 
allerdings Hieber-Bazille, S. 135 Bemerk. 1 zu $ 12 und S. 123 Bemerk. 1 zu 
$ 11, hinsichtlich der $$ 12 und 11 denselben Standpunkt wie hinsichtlich des 
§ 13 einnehmen. Soweit es sich um den $ 12 handelt, wird aber auch in Ziffer 13 
der erwähnten Preußischen Ministerialverfügung „besonders darauf aufmerksam 
gemacht“, daß „sich die Vorschrift des $ 12 Abs. 1 auf alle öffentlichen Ver- 
sammlungen ohne Rücksicht auf den Gegenstand der Erörterung bezieht, 
in ihrer Geltung mithin nicht etwa beschränkt ist auf Versammlungen, in denen 
öffentliche oder politische Angelegenheiten verhandelt werden“. 
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Daß die Allegierung der $$ 5 usw. in dem $ 13 seitens des Gesetzgebers 
etwa ohne besonderen Grund erfolgt sei, so daß deshalb diesem Umstande Be- 
deutung nicht beizulegen sein würde, ist selbstverständlich an sich schon nicht 
anzunehmen. Außerdem geht die Bedeutung der Bezugnahme z. B. gerade auf 
den § 12 auch daraus hervor, daß in $ 14 Abs. 1 No. 1 und 6 die in $ 13 genannten 
Beauftragten der Polizeibehörde als befugt bezeichnet werden, wegen Zuwider- 
handlungen gegen $ 12 eine Versammlung für aufgelöst zu erklären. 

Kann somit die Fassung des $ 13 nicht zu einer anderen Rechtsansicht 
wie der hier vertretenen führen, so ergibt sich die Richtigkeit dieser Ansicht 
auch aus der Entstehungsgeschichte des $ 13. Allerdings lautete der demselben 
entsprechende $ 8 des Entwurfes des RVG. (Nr. 482 der Drucksachen des 
Reichstages, 12. Legislaturperiode, 1. Session 1907/08) dahin: 


„Die Polizeibehörde ist befugt, in jede Versammlung, für die 
es einer Anzeige,- Bekanntmachung oder Geneh- 
migung bedarf, zwei Beauftragte zu entsenden. 

Die Beauftragten haben sich..... ai 


und es ist auch in der Begründung des Entwurfes zu § 8 ausdrücklich hervor- 
gehoben (S. 35 a. a. O.), daß der Entwurf sich darauf beschränke, das Recht 
der Zulassung der Beauftragten der Polizeibehörde für jene Versammlungen 
in Anspruch zu nehmen. Dieser Standpunkt des Entwurfes, nach welchem also 
— vgl. die sonstigen Bestimmungen desselben — von öffentlichen Versammlungen 
in geschlossenen Räumen nur anzeige- bezw. bekanntmachungspflichtige in 
Frage kamen, und auf den sich auch Hieber-Bazille, S. 147 Bemerk. 3, zur Be- 
eründung ihrer Auslegung des $ 13 berufen, ist indessen in keiner Weise für maß- 
gebend zu erachten. Abgesehen davon, daß der Standpunkt des Entwurfes 
im Gesetze selbst keinen Ausdruck gefunden hat und schon deshalb nicht ohne 
weiteres bei der Auslegung desselben verwertet werden darf, ist er auch, wie die 
Verhandlungen in der zur Beratung des Gesetzes bestellten Kommission und im 
Reichstag zeigen, bewußt aufgegeben worden. 

In der ersten Lesung der Kommission wurde beschlossen (Kommissions- 
bericht, S. 4860 bis 4862 und 4886, Nr. 819 der Drucksachen a. a. O.), den $ 8 
dahin zu fassen: 


„Beauftragte, welche die Polizeibehörde in eine Ötlentliche Ver- 
sammlung ($$ 3 und 4) entsendet, haben sich....“ 


Durch diese Fassung wurde also, da die allegierten $$ 3 und 4 des Ent- 
wurfes nur anzeige-, bekanntmachungs- und genehmigungspflichtige Verhand- 
lungen betrafen, eine sachliche Anderung des $ 8 in dem hier in Frage stehenden 
Punkte nicht vorgenommen. Dagegen wurde die in der ersten Lesung der 
Kommission beschlossene Fassung in deren zweiten Lesung zwar im übrigen 
aufrechterhalten, jedoch, abgesehen von einer redaktionellen Anderung — 
Zusammenziehung des zweiten und dritten Absatzes in einen Absatz — be- 
schlossen (Kommissionsbericht S. 4897 und 4903), den ersten Absatz nunmehr 
dahin zu fassen, daß außer den §§ 3 und 4 auch die §§ 3a, 4a, 4b und 7 des 
Entwurfes bezw. der Konmmnissionsbeschlüsse allegiert wurden. Damit erhielt 
der $ 8 die auch demnächst bei der Beratung im Reichstag unverändert bei- 
behaltene Fassung des jetzigen $ 13, und ebenso stimmen Jene im $ 8 des verän- 
derten Entwurfes noch allegierten Paragraphen mit den $$ 6, 8, 9, 12 des Ge- 
setzes wörtlich überein. 

Aus welchen Gründen die Kommission sich veranlaßt gesehen hat, dem 
$ 8 des Entwurfes in der zweiten Lesung die veränderte Fassung zu geben, und 
welche Bedeutung der, auf den entsprechenden Antrag 88 Ziffer 11, beschlossenen 
Anderung von dem Antragsteller und von der Kommission beigelegt ist, läßt 
sich aus dem gedruckten Bericht der letzteren nicht ersehen. Für die Frage, 
welche Gründe für die Anderung maßgebend gewesen sind, erscheint auch der 
Umstand nicht ohne weiteres von Erheblichkeit, daß bereits in der ersten 
Lesung der Kommission die Streichung derjenigen Bestimmung des $ 8 des 
Entwurfes, nach welcher die Polizeihehörde zur Entsendung von Beauftragten 
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ausdrücklich als befugt bezeichnet wurde, beschlossen und diese Streichung 
mit der Begründung, zu den entsprechenden Anträgen 37 und 48, beantragt 
war, es sei besser, die Befugnis als selbstverständlich zu behandeln und nur Be- 
stimmungen für den Fall zu treffen, daß die Polizeibehörde von der- 
selben Gebrauch mache. Daraus würde sich noch nicht ergeben, daß die Be- 
fugnis hinsichtlich sämtlicher öffentlicher Versammlungen in geschlossenen 
Räumen auch mit der Folge als selbstverständlich angesehen ist, daß den 
Beauftragten ein angemessener Platz eingeräumt werden müsse. Eher könnte 
es von Einfluß gewesen sein, daß, während der Entwurf, $ 3, alle öffentlichen 
Versammlungen zur Erörterung öffentlicher Angelegenheiten als anzeige-, 
bzw. bekanntmachungspflichtig betrachtet hatte, nach den Kommissions- 
beschlüssen eine Anzeige usw. nur für Versammlungen zur Erörterung poli- 
tischer Angelegenheiten erforderlich war, so daB etwa deshalb die von dem 
Entwurfe selbst in $ 8 vorgesehene Beschränkung für zu weitgehend erachtet 
wäre. 

Welche Gründe aber auch die Kommission zu der Änderung veranlaßt 
haben mögen, jedenfalls kann daran nicht gezweifelt werden, daß sie der Än- 
derung tatsächlich gerade die Bedeutung beigelegt hat, die auch nur als die 
aus der Fassung des jetzigen $ 13 sich ergebende in Frage kommt. Das geht 
unzweideutig aus einer Äußerung des Abgeordneten Trimborn bei der zweiten 
Beratung des Gesetzentwurfes im Reichstage hervor, mit welcher der, demnächst 
vom Reichstage abgelehnte, Antrag begründet wurde, die Koalitionsversamnı- 
lungen des $ 3 a Abs. 3 der Kommissionsbeschlüsse ($ 6 Abs. 3 des Gesetzes) 
von der Überwachung zu befreien, und in welcher ausdrücklich darauf hin- 
gewiesen ist, daß ‚‚der Überwachung von wegen des Vereinsgesetzes nach $ 8 
der Kommissionsbeschlüsse unterworfen seien nicht bloß die anzeigepflichtigen 
Versammlungen, sondern über diese Grenze hinaus alle öffentlichen 
Versammlungen, mit denen das Gesetz sich über- 
haupt beschäftige“, und daß solches insbesondere hinsichtlich der 
Koalitionsversammlungen durch die ‚Allegierung des $ 3a „in seinem vollen 
Umfange‘ zum Ausdruck gebracht sei (S. 4698 der stenographischen Berichte). 
Daß diese Äußerung aber den Standpunkt der Kommission zutreffend wieder- 
gibt, ist um so weniger zu bezweifeln, als der Abgeordnete Trimborn selbst 
Mitglied derselben und zeitweilig auch Stellvertreter des Vorsitzenden gewesen 
ist (Kommissionsbericht S. 4823). 

Die Äußerung hat ferner im Reichstage weder seitens eines andern Kom- 
missionsmitgliedes noch üherhaupt Widerspruch erfahren. Außerdem ist ihre 
Richtigkeit von einem Bevollmächtigten zum Bundesrat, bei Besprechung des er- 
wähnten Antrages auf Befreiung der Koalitionsversammlungen von der Über- 
wachung, hinsichtlich dieser Versammlungen bestätigt worden. Unter diesen 
Umständen darf angenommen werden, daß die Ansicht der Kommission von der 
Bedeutung des $ 8 auch von beiden gesetzgebenden Faktoren geteilt ist. 


Zuzugeben ist, daß, wenn der $ 13 die Bedeutung hat, daß demselben alle 
öffentlichen Versammlungen des Vereinsgesetzes unterliegen, an sich die Alle- 
gierung der verschiedenen Paragraphen nicht erforderlich gewesen wäre, sondern 
es, wie in $ 12, genügt hätte, allgemein von Öffentlichen Versammlungen zu 
sprechen. Die von der Kommission gewählte Fassung war indessen, um gegen- 
über der beschränkten Fassung des Entwurfes Jeden Zweifel auszuschließen, 
immerhin zweckmäßig. 

Außer der Fassung und der Entstehungsgeschichte des § 13 spricht endlich 
für die hier vertretene Auffassung noch die Erwägung, daß bei einer Beschrän- 
kung der Bestimmung auf politische Versammlungen der damit ver- 
folgte Zweck, die rechtliche Möglichkeit zur polizeilichen Überwachung öffent- 
licher Versammlungen zu geben, die nach der Begründung zu $ 8 des Entwurfs 
(S. 35) für die Staatsgewalt namentlich deshalb, um von der öffentlichen Meinung 
fortgesetzt unterrichtet zu bleiben, nicht zu entbehren ist, nur unvollkommen. 
erreicht werden würde. Allerdings hat, wie auch in der Kommission hervorge- 
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hoben ist (S. 4861 des Berichts), „bei öffentlichen Versammlungen die Polizei 
ohnehin, wie jeder andere Staatsbürger, das Recht, zu erscheinen“. Dadurch 
wird jedoch eine erfolgreiche Überwachung noch nicht gewährleistet. Die Beauf- 
tragten der Polizei müssen zugleich Anspruch auf Einräumung eines angemessenen 
Platzes haben, von dem aus sie in der Lage sind, den stattfindenden Erörterungen 
in genügender Weise zu folgen. 

Die im Eingange erwähnten abweichenden Ansichten sind, soweit es sich 
um diejenigen von Delius und Romen handelt, überhaupt nicht näher begründet. 
Daß aber der vom Hieber-Bazille eingenommene Standpunkt durch die von 
diesen dafür an erster Stelle erfolgte Bezugnahme auf die in der Begründung 
zu $ 8 des Entwurfes ausgesprochene Beschränkung auf anzeige-, bzw. be- 
kanntmachungspflichtige Versammlungen nicht gerechtfertigt wird, ist bereits 
oben dargelegt. Zu Unrecht machen Hieber-Bazille aber auch geltend (S. 147 
Bemerk. 3 in Verbindung mit S. 41 Bemerk. 6 zu $ 1) daß, abgesehen von den 
Bestimmungen der $$ 7, 17, das RVG. lediglich Öffentliche Versammlungen, 
in denen Öffentliche Angelegenheiten erörtert werden sollten, Beschränkungen 
unterwerfe. Diese Annahme, durch welche sie auch zu der erwähnten ein- 
schränkenden Auslegung der §§ 11 und 12 veranlaßt werden (S. 123 Bemerk. 
1 und S. 135 Bemerk. 1), ist nicht zutreffend. Daß sie sich hierfür nicht. wie ge- 
schehen, auf die Begründung zu $ 3 des Entwurfes, in welchem allerdings von 
der Beschränkung desselben auf Versammlungen zur Erörterung Öffentlicher 
Angelegenheiten gesprochen wird, berufen können, folgt schon daraus, daß 
in dem Gesetz selbst überhaupt nicht von solchen Versammlungen, sondern 
nur von Be Versammlungen die Rede ist. Außerdem ergibt sich z. B.. 
aus der Begründung zu $ 7 des Entwurfes, $ 12 des Gesetzes, und aus den zu 
dieser Bestimmung in der Kommission und im Reichstage stattgefundenen 
Verhandlungen zweifelsfrei, daß der Entwurf mit dem sog. Sprachenparagraphen, 
wenn auch weitgehende Ausnahmen der Landeszentralpolizeibehörde zulässig 
sein sollten, doch an sich alle öffentlichen Versammlungen, ohne Unterschied, 
welchem Zwecke sie dienen, hat treffen wollen (Entwurf S. 34, Kommissions- 
bericht S. 4895, stenographische Berichte S. 2094, 2111, 2132). Es würde also 
jene Beschränkung in der Begründung zu $ 3 des Entwurfes nur auf den letz- 
teren, nicht aber auf das ganze Gesetz bezogen werden können. 

Aus diesen Gründen und da vorliegend auch die Ausnahmebestimmungen 
der $$ 20, 24 RVG. nicht Platz greifen, ist auf die von dem Angeklagten geleitete 
öffentliche Metallarbeiter-Versammlung die Bestimmung des $ 13 a.a. O. 
mit Recht zur Anwendung gebracht worden. 


Oberlandesgericht Dresden. 


Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Dr. v. Feilitsch, Dresden. 


$$ 73 Jolg. GewO. sind auf andere als die hierin genannten Personen landes- 
rechtlich nicht ausdehnbar, 2. B. nicht auf Fleischer und Fleischwarenhändler. 


Urteil vom 22. April 1908. III 60/08.. 

§§ 144 verb. m. 155 GewO., desgl. $ 8 Sächs. AVO. v. 28. März 1892 be- 
fassen sich, da $ 1 GewO. die Freiheit der Zulassung zum Gewerbebetriebe ge- 
währleistet, nur mit dessen Ausübung und bringen rücksichtlich dieser den 
Grundsatz zum Ausdruck, daß, soweit das Reichsrecht nicht 
entgegensteht, der Landesgesetzgebung unverwehrt ist, diejenigen Maß- 
nahmen vorzukehren, die sich aus sicherheits- oder wohlfahrtspolizeilichen 
Erwägungen nach allgemeinen oder örtlichen Bedürfnissen im öffentlichen 
Interesse notwendig oder wünschenswert zeigen. Mehr als eine relative Be- 
deutung beanspruchen die erwähnten Vorschriften nicht. Für die Rechts- 
beständigkeit einer polizeilichen Norm des Landesrechts reicht es infolgedessen 
noch nicht aus, daß sie im allgemeinen mit dem Landesrecht im Einklang steht. 
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Vielmehr ist weiter erforderlich, daß vom Reichsrecht für sie überhaupt Raum 
gelassen war. Regelt das Reichsrecht eine Materie erschöpfend, so ent- 
behrt anerkanntermaßen jede in dem nämlichen Bereiche sich bewegende landes- 
rechtliche Vorschrift der Gültigkeit, mag sie abändernder oder auch nur ergän- 
zender Art sein. 

Es kommt also im gegenwärtigen Falle alles darauf an, ob die bemängelte, 
den Fleischern und Fleischwarenhändlern die Anbringung von außen deutlich- 
lesbarer Preistafeln in den Schaufenstern, desgl. der Taxen in den Verkaufs- 
stellen selbst gebietende stadträtliche Verordnung, der das Landgericht. ein- 
wandfrei den gleichen wohlfahrtspolizeilichen Zweck — Verhütung der Uber- 
vorteilung des kaufenden Publikums — wie bei anderen auf die Bekanntgabe 
sogenannter Selbsttaxen bezüglichen Polizeiverordnungen, $ 73 folg. GewO. 
(vgl. v. Schicker, GewO. $ 72 Anm. I beigelegt, dem Tit. V der GewO., der von 
Taxen handelt, zuwiderläuft oder nicht. 

In der Rechtslehre und Rechtsprechung herrscht über die Tragweite der 
$$ 73 folg. GewO. lebhafter Streit. 

Einig ist man allerdings, daß Tit. V dreierlei verfügt: 


a) In § 72 die Ausschließung polizeilicher Taxen, d. h. „solcher 
Anordnungen der Polizei, laut deren diese Gewerbetreibenden die Preise ihrer 
Waren und Leistungen von Amts wegen vorschreibt“ (Motive zu $ 72). 

Ausnahmen hiervon s. $ 76 (Lohnbediente, gewisse Transportgewerbe), 
$ 77 (Schornsteinfeger), $ 78 (Gewerbetreibende des § 36), $80 Abs. 1 (Apotheker). 

b) Den Aushang oder Anschlag sogen. Selbsttaxen, d.h. eigener 
die Gewerbetreibenden bindender, dem Publikum zur Kenntnis dargebotener 
Preisfestsetzungen (v. Schicker a. O.), wozu Bäcker, Verkäufer von Backwaren 
und Gastwirte „durch dieOrtspolizeibehörde angehalten werden können‘ (88 73 bis 
75) und Gesindevermieter und Stellenvermittler „verpflichtet sind“ ($ 75 a). 

c) Eine Aushilfsnorm für die Bezahlung approbierter Ärzte in $ 80 Abs. 2. 

Außer Zweifel ist fernerhin, daß $$ 73—75 a die Ausübung des Gewerbe- 
betriehs beschränken. 


Auf der einen Seite wird indes behauptet, damit ‚wolle die Gewerbeordnung 
nach Beseitigung der polizeilichen Taxen, in Ermangelung anderer landes- 
gesetzlicher Vorschriften reichsgesetzlich dem Publikum ein gewisses Mindestmaß 
von Schutz gewähren“, sie wähle a. O. nur einzelne Beispiele aus und es 
sei der Landesgesetzgebung unbenommen, nicht bloß den hervorgehobenen 
Kategorien von Gewerbetreibenden noch mehr Verpflichtungen aufzulegen, 
sondern auch andere Kategorien entsprechend zu beschränken. 

So: Nelken, GewR. 1, 300; Landmann GewO. $ 73 Anm. 1, $ 75 Anm. 1 

u. bayr. Praxis; v. Schickert GewO. $ 72 Anm. 2, $75 Anm. 1; Schenkel 
GewO. $ 73 Anm. 1; Kayser-Steiniger GewO. $ 72 Anm. 4; s. auch 
Bad. PStGB. $ 134 und Bayr. PStGB. $ 143 Ziff. 4, 
während gegnerischerseits der vom Schöffengericht befolgten Meinung der 
Vorzug gegeben wird, daß, soweit noch Selhsttaxen gefordert werden könnten, 
hierüber die Gewerbeordnung selbst ausschließend bestimme. 


Auf diesen Standpunkt, der neben dem KG. in Reger 14, 344, 16, 367 - 
Goltd. Arch. 41, 130 und Stenglein, Nebengesetze, zu GewO. $ 73 Annı. 1 
(3. Aufl. S. 820) neuerdings ausweislich der von den Beschwerdeführern über- 
reichten Ausfertigung eines Urteils vom 10. Februar 1908 (S. 3/1908, 96) auch 
vom OLG. Jena geteilt wird, hat sich der jetzt erkennende Senat in einem 
völlig gleich gelagerten Falle schon im Urteile vom 8. April 1. J. (III 47/08) 
gestellt. Davon abzugehen, bieten die Darlegungen des Landgerichts ebensowenig 
Anlaß dar, wie das Urteil des Strafsenats im Sächs. OLG. 12, 200, das den An- 
schlag der Braustellen des Bieres in Schankstätten, also einen ab- 
weichenden Sachstand behandelt und deshalb irrtümlich vom Oberlandesgericht 
Jena und von Landmann GewO. § 75 Anm.1 für sich angezogen wird. 

Indem es die GewO. für nötig befindet, das gewerbliche Taxwesen in einem 
besonderen Abschnitte zu ordnen und ausnahmsweise selbst die Ausübung 
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des Gewerbetriebes in dieser Richtung abzugrenzen, konnte sie das allein in dem 
Sinne tun, daß das partikularrechtliche Ermessen in Errichtung weiterer 
Schranken ausgeschlossen sein sollte. Entgegengesetzten Falls wäre die Auf- 
zählung bestimmter Klassen von Gewerbetreibenden in $$ 73 folg. überflüssig 
gewesen und es hätte eine einzige Generalnorm des Inhalts genügt, daß es der 
Landesgesetzgebung oder der Ortspolizeibehörde schlechthin, für alle Gewerbe- 
treibenden freistehe, Anordnungen wie in $$73 folg. zu treffen. Dies wird jedoch 
gerade geflissentlich vermieden. §§ 73 folg. sind demgemäß nicht bloß exempli- 
fikativ. Sie sind im Gegenteil reichsrechtliche Ausnahmen, 
zwar nicht, wie das Oberlandesgericht Jena a. O. glaubt, von der Beseitigung 
der polizeilichen Taxen in $ 72, denn die Selbsttaxen der $$ 73 folg. unter- 
scheiden sich von solchen begrifflich, wohl aber Ausnahmen von dem 
Grundsatz der dem Landespolizeirecht vorbehalte- 
nen Kontrolle der Gewerbeausübung. Das Reichs- 
recht reguliert hier für namentlich ausgesonderte 
Gewerbetreibende das Taxwesen selbst und ver- 
bietet damit stillschweigend die Ausdehnung der 
Ausnahme auf andere Personen. 

Mit Recht weist außerdem das Oberlandesgericht Jena a. O. darauf hin, 
einmal, daß es doch überaus auffällig wäre, warum die Reichsgesetzgebung in 
$$ 73 folg. nur einige Gewerbetreibende herausgegriffen und andere, ganz nahe- 
stehende Gattungen, z. B. Fleischer, der Taxkontrolle der L.andesgesetzgebung 
überlassen haben sollte, und sodann, daß sich die ganze Fassung und die Be- 
deutung des Tit. V aus dem Vorgange der Preußischen Gewerbegesetzgebung 
erklärt. Bei der Beratung der Preuß. Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 
wurde nämlich im Staatsrate die Beibehaltung der polizeilichen Taxen für 
Fleisch ausdrücklich abgelehnt und lediglich solche für Brot mit Einschrän- 
kungen in Geltung belassen, im übrigen aber in Ansehung der Bäcker und Gast- 
wirte ähnliches wie in $ 73 folg. bestimmt. 


Diesem Vorbilde ist die Reichsgewerbeordnung vom 21. Juni 1869 ge- 
folgt, (v. Rohrscheidt, Polizeitaxen, S. 19 folg. und GewO. §§ 73, 75, 78 je 
Anm. 4), mit der Maßgabe, daß das Eu der Gewerbefreiheit in $ 72 eine 
noch schärfere Ausprägung erfahren hat. Das rechtfertigt um so sicherer den 
Rückschluß, daß auch §§ 73 folg. nicht ein landesrechtlich ausdehnbares reichs- 
rechtliches Minimum, sondern das nach Person und Gewerbe äußerste Maß 
überhaupt zulässiger Beschränkung der Ausübung des Gewerbebetriehs an- 
langend das Taxwesen aufstellen. 


Stehender Gewerbebetrieb oder G. im Umberziehen? Gewerbliche Nieder- 
lassung? i. S. der GewO. 


Urteil vom 25. März 1908. lII 32/08. 


Was stehender Gewerbebetrieb sei, sagt die GewO. nicht ausdrücklich. 
Zu einer Begriffsabgrenzung gelangt man deshalb nur aus seiner Gegenüber- 
stellung zum Gewerbebetriebe im Umherziehen, §§ 55 fg., v. m. 88 42 fg., und dem 
Marktverkehre, §§ 64 fg. Sind diese unter den obwaltenden Umständen aus- 
geschlossen, wird stehender Gewerbebetrieb anzunehmen sein (Landmann, 
GewO. I, 119, 120). Um einen Marktverkehr handelt es sich gegenwärtig nicht. 
$ 55 GewO. aber, der im übrigen keine Definition geben, sondern bloß die- 
jenigen Formen des Gewerbebetriehs im Umherziehen hervorheben will, in denen 
es der vorherigen Lösung eines Wandergewerbescheines bedarf, setzt für diese 
sämtlich voraus, daß der Verpflichtete außerhalb des Gemeindebezirks seines 
Wohnortes oder der ihm auf dem Verwaltungswege gleichgestellten nächsten 
Umgebung ohne Begründung einer gewerblichen Niederlassung und ohne 
vorgängige Bestellung in eigner Person die in Ziff. 1—4 aufgeführten Gewerbs- 
handlungen ausübt. Andererseits wird für die mit dem stehenden Gewerbetriebe 
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verknüpften Befugnisse außerhalb des Gemeindebezirks von $$ 42, 44 das Vor- 
handensein einer gewerblichen Niederlassung im Inlande erfordert. Abgesehen 
etwa von ganz besonders gearteten Fällen, wie in dem bei Reger 5, 366 (Urt. 
des RG. v. 18/12. 1884) erwähnten, wo die Doppelbesteuerung eines Gewerbe- 
treibenden in Rede stand und der Belangte immerhin eine gewerbliche Nieder- 
lassung, wenngleich in einem anderen Bundesstaate besaß, wird man daher 
als ein wesentliches Merkmal des stehenden Gewerbebetriebs Wohnsitz oder min- 
destens gewerbliche Niederlassung erachten müssen (Landmann a. O.). Auch 
nach der Ansicht der StA. besaß der Angeklagte in S. keinen Wohnsitz und stellte 
das von ihm im Gasthofe benutzte Zimmer keine gewerbliche Niederlassung dar. 
Es fragt sich darum nur, ob das von ihm gemietete Haus eine solche war. Das 
ist mit den Vorinstanzen zu verneinen. 

Eine gewerbliche Niederlassung gilt nicht als vorhanden, 
wenn der Gewerbetreibende im Inlande ein zu dauerndem Gebrauch eingerichtetes 
beständig oder doch in regelmäßiger Wiederkehr von ihm benütztes Lokal für 
den Betrieb seines Gewerbes nicht besitzt, $ 4 ? Abs. 2 GewO. Die Gesamtheit 
der Verhältnisse des einzelnen Falles wird entscheiden. Soviel aber geben die 
negative Begriffsumschreibung der vorbezeichneten Gesetzesstelle und der 
Ausdruck „stehender“ Gewerbebetrieb mit Bestimmtheit an die Hand, daß 
ein Sitz oder Mittelpunkt geschaffen sein muß, an dem und von dem aus der 
Gewerbebetrieb von statten geht. Davon kann hinsichtlich des Miethauses 
des Angeklagten keine Rede sein. Es war nichts anderes als ein Stapel- oder 
Lagerraum und wurde in dieser Eigenschaft auch nur von Herbst bis Frühjahr- 
benutzt. Bis auf das eine Zimmer war ferner das Haus leer und die kärglichen 
Mobilien in dem Zimmer bildeten noch keine kontormäßige Einrichtung. Außer 
der Ein- und Abgangskontrolle sowie dem Verpacken der Ware durch einen 
oder mehrere Beauftragte — das angefochtene Urteil erwähnt zwar von solchen 
nichts, doch ist der Versand ohne sie nicht denkbar — spielte sich eine ge- 
werbliche Tätigkeit hier überhaupt nicht ab. Eine gewerbliche Niederlassung 
war nach alledem vom Angeklagten in S. so wenig begründet wie ein Wohnsitz. 
Er übte vielmehr seinen Gewerbebetrieb im Umherziehen, durch 
Warenankauf von Ort zu Ort aus. Damit entfällt die Anwendbarkeit der 88 14, 
148 Abs. 1 Ziff. 3 GewO. 

Trotzdem bleibt zu erwägen, ob nicht das geschilderte Gebaren des An- 
geklagten gegen eine andere Strafvorschrift verstoßen habe und ob nicht des- 
wegen, ungeachtet der staatsanwaltschaftliche Revisionsangriff sich als un- 
begründet erweist, die dem Revisionsgericht obliegende umfassende Prüfung 
des Sachverhalts auch ohne besondere, auf die Verletzung dieses anderen Straf- 
gesetzes gerichtete Rüge (vgl. a. a. Sächs. Arch. 1907, 188, 283) die Zurück- 
weisung der Sache an die Vorinstanz zu nochmaliger Verhandlung und Ent- 
scheidung zu rechtfertigen vermöchte. 

In Betracht zu ziehen könnten hierbei, soweit erkennbar, allein die ge- 
werbe- und gewerbesteuerrechtlichen Bestimmungen über Wanderge- 
werbeschein, Legitimationskarte und Gewerbeschein 
sein. Sie schlagen Jedoch nicht ein. 

$ 55 Abs. 1 Ziff. 2 GewO. verpflichtet Inländer zur Einholung eines Wan- 
Jergewerbescheines nur, wenn die Waren bei anderen Personen als bei 
Kaufleuten zum Wiederverkaufe angekauft werden; hier aber hat der Ange- 
klagte festgestelltermaßen ausschließlich bei Kaufleuten käuflich bestellt. Das 
Nämliche gilt für Ausländer. Nach § 56d GewO. und Abschn. IT A Ziff. 1, 3 
der Bekanntm. v. 27. November 1896, betr. Ausführungsbestimmungen zur GewO. 
v. m. Bek. v. 25. März 1897 (RGBl. 745 bez. 96) bedürfen zwar Ausländer, die 
ein Gewerbe im Umherziehen im Deutschen Reiche betreiben wollen, eines 
Wandergewerbescheins; auf die Ausübung des Gewerhbebetriebs im Umher- 
ziehen, ferner auf die Erteilung, Versagung und Zurücknahme des Wander- 
gewerbescheins finden jedoch die Bestimmungen in Tit. III der GewO., also 
auch § 55, von gewissen, hier nicht zu berücksichtigenden Ausnahmen abgesehen, 
Anwendung. 
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Was weiterhin Abschn. II B der Bek. v. 27. Nov. 1896 über die Führung 
von Legitimationskarten durch ausländische Handlungsreisende verfügt, scheidet 
von vorneherein um deswillen aus, weil der Angeklagte selbständig ein kauf- 
miännisches Gewerbe betreibt. 


Er benötigte sonach weder eines Wandergewerbescheins noch einer Ge- 
werbelegitimationskarte. 


Endlich greift auch das Königl. SGes., die Besteuerung des Gewerbe- 
betriebs im Umherziehen betr. v. 1. Juli 1878 nicht Platz, da es, unter fast 
wörtlicher Anlehnung an $ 55 GewO., in $ 1 Ziff. 2 verb. m. $ 3 u. AVO. v. 
12. Nov. 1878 $ 1 Ausländer wie Inländer dann nicht der Steuer unterwirft, 
wenn sie außerhalb ihres Wohnortes ohne Begründung einer gewerblichen 
Niederlassung und ohne vorgängige Bestellung in eigener Person Waren irgend- 
einer Art bei Kaufleuten zum Wiederverkaufe ankaufen, und demgemäß 
auch in $ 5 die Lösung eines Gewerbescheines für einen derartigen Fall nicht 
zur Bedingung macht. 


Oberlandesgericht Düsseldorf. 


Mitgeteilt von Landrichter Dr. Maeder, Crefeld. 


Ist die Staalsanwalischafl oder das Gericht zur Ausführung eines gemäß 
$ SI SIPO. ergangenen Beschlusses verpflichtet ? 


Beschluß vom 26. Juni 1909. 


Das Landgericht hält seinen Beschluß, wonach der Angeklagte gemäß 
§ 81 StPO. auf die Dauer von sechs Wochen in eine Heilanstalt gebracht und 
dort auf seinen Geisteszustand beobachtet werden soll, für eine der Vollstreckung 
bedürftige Entscheidung und demgemäß die Staatsanwaltschaft nach $ 36 
StPO. für verpflichtet, ıhn zur Ausführung zu bringen. Dem ist beizutreten. 
Es kann dahingestellt bleiben, wie weit der Begriff der Vollstreckung im Sinne 
des $ 36 StPO. reicht. Jedenfalls bietet das Gesetz keinen Anhalt, darunter 
nur die Ausführung solcher Maßnahmen zu verstehen, die unmittelbar die Zu- 
ziehung von Hilfsorganen nötig machen. Um die Ausübung staatlichen Zwanges 
und damit um Vollstreckung handelt es sich — jedenfalls im vorliegenden 
Falle — auch dann, wenn an den davon Betroffenen zunächst nur die schrift- 
liche Aufforderung ergeht, der in der Entscheidung enthaltenen Anordnung 
nachzukommen. Hier ist beschlossen worden, den Angeklagten auf längere 
Zeit der bürgerlichen Freiheit zu entziehen; fügt er sich diesem Beschlusse auf 
eine schriftliche Aufforderung hin, so geschieht dies nicht weniger unter dem 
Druck behördlichen Zwanges, als wenn er erst unter Anwendung körperlicher 
Gewalt oder sonstiger Einwirkung von Hilfsorganen der Staatsanwaltschaft 
dazu gebracht wurde. Die Unterscheidung der Staatsanwaltschaft zwischen 
schriftlicher Aufforderung, die dem Gericht obliege, und der Zuziehung von 
Hilfsorganen, welche der Staatsanwaltschaft zufalle, kann daher nicht gebilligt 
werden. Auch die Erwägung, daß das Gericht die schriftliche Aufforderung 
an den Angeklagten ebenso gut ergehen lassen könnte, erscheint nicht 
zutreffend. | 

In manchen Fällen, namentlich in solchen, in denen Weiterungen nicht 
zu erwarten sind, wird das Gericht, bzw. der Vorsitzende die Vollstreckung 
einer Entscheidung ohne Angehung der Staatsanwaltschaft versuchen; die 
Praxis hält ihn dazu schon jetzt für befugt (vgl. Löwe $ 36 No. 2) und der Ent- 
wurf zur Strafprozeßnovelle spricht dem Vorsitzenden diese Befugnis für Dring- 
lichkeitsfälle ausdrücklich zu. Aber verpflichtet ist das Gericht nicht, diejenigen 
Vollstreckungsmaßnahmen auszuführen, die es selbst erledigen könnte, und dem 
praktischen Zweck wird auch am besten die Regelung gerecht, daß die Stelle 
mit der Ausführung beginnt, die sie schließlich auch zu Ende führen muß. 


Archiv 58. Bd. 17 
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Hat das Gericht die Revisionsbegründung der Kgl. Staatsanwallschafl dem 
Angeklaglen zuzustellen ? 


Beschluß vom 12. Juni 1909. 


Durch den angefochtenen Beschluß hat die Strafkammer die Staats- 
anwaltschaft für verpflichtet erachtet, entsprechend der Vorschrift des $ 361 
Satz 2 StPO. ihre Revisionsbegründung selbst dem Angeklagten zuzustellen, 
weil durch $ 36 StPO. alle Zustellungen in Strafsachen den Kollegialgerichten 
hätten abgenommen werden sollen und auch die Bestimmung des $ 361 Abs. 2 
StrPO. für ihre Ansicht spräche; sie hat das unter Bezugnahme auf die Materialien 
zum $ 36 StrPO. und die Beschlüsse des Königlichen Oberlandesgerichts zu Cöln 
vom 3. Dezember 1889 (Goltd. Arch. Bd. 38, S. 19) und vom 20. April 1905 
näher begründet. 


Die Prüfung dieser Frage ergab die Richtigkeit der gegenteiligen Ansicht 
der Kgl. Staatsanwaltschaft. 


Zunächst ist es nicht richtig — und damit entfäflt einer der Hauptgründe 
der einschlägigen Entscheidungen des Kgl. Oberlandesgerichts in Cöln, — daß 
der $ 36 StPO. alle Zustellungen mit Ausnahme einiger in der StrPO. be- 
sonders angegebenen Fälle den Strafkammern abgenommen und der Staats- 
anwaltschaft übertragen habe. Denn der $ 36 steht in einem Abschnitt, der 
„Gerichtliche Entscheidungen und deren Bekanntmachung“ 
überschrieben ist, und dementsprechend weist der $ 36 auch nur die Zustellung 
von Entscheidungen der Staatsanwaltschaft zu. Unter „Entschei- 
dungen“ sind aber — wie auch die Begründung zum 3. Abschnitt des 
neuen Entwurfs der StrPO. richtig sagt — nur richterliche Ent- 
schließungen, zu verstehen. Hiergegen spricht auch nicht, daß ab- 
weichend von der Überschrift des 4. Abschnitts der StPO. im $ 38 von Zu- 
stellungen unmittelbarer Ladungen die Rede ist, da diese Inkonsequenz an dem 
Inhalt des $ 36 StrPO. nichts ändert. Für die Ansicht, daß $ 36 grundsätzlich 
alle Zustellungen den Kollegialgerichten habe abnehmen wollen, wird die Auße- 
rung des Rerierungsvertreters bei der ersten Lesung des Entwurfs der StrPO. 
in der Reichstagskommission angeführt; durch $ 30 — jetzt 36 — habe formell 
ausgesprochen werden sollen, daß die Gerichte mit Zustellungen und Voll- 
streckungen nicht behelligt werden sollten und daß derartige mehr mechanische 
Sachen den Kollegialgerichten abgenommen werden könnten (Hahn, Mater. 
z. StrPO. I, S. 575). Allein in der nächsten Kommissionssitzung hat derselbe 
Regierungsvertreter ausdrücklich nur noch die Zustellung und Vollstreckung 
gerichtlicher Entscheidungen als Gegenstand der im jetzigen 
$ 36 enthaltenen Neuordnung bezeichnet (Hahn a.a.0.S.578), wie auch in den 
Motiven des Entwurfs ausdrücklich gesagt war, der Paragraph weise die Zu- 
stellung und den Vollzug der gerichtlichen Entscheidungen 
dem Geschäftskreise der Staatsanwaltschaft zu, stelle es aber in das Ermessen 
des Untersuchungsrichters und Amtsrichters, ob sie für die Zustellungen oder 
Vollstreckung ihrer Entscheidungen die Mitwirkung der Staatsanwalt- 
schaft in Anspruch nehmen wollten oder nicht (Hahn a. a. O. S. 95/96). Die 
Berufung auf die Gesetzesmaterialien ist also verfehlt, und jedenfalls hat der 
erste, ungenaue Ausspruch des Regierungsvertreters im Gesetz keinen Ausdruck 
gefunden. Da nun die Revisionsbegründung der Staatsanwaltschaft keine ge- 
richtliche Entscheidung. sondern eine Parteischrift ist, so fällt sie nicht unter die 
Bestimmung des $ 36 StrPO. 


Auch der $ 361 Satz 2 StrPO. kann hier nicht verwertet werden. Denn das 
Verfahren bei der Einlegung der Berufung ist ganz anders geordnet, wie bei der 
Einlegung der Revision. Bei der Berufung braucht lediglich die Berufung 
schriftlich oder zu Protokoll des Gerichtsschreibers angemeldet zu werden. 
worauf nach desfallsiger Zustellung des Urteils und nach Ablauf der Recht- 
fertigungsfrist der Gerichtsschreiber die Akten der Staatsanwaltschaft vorzu- 
legen hat; ob der Beschwerdeführer die Berufung rechtfertigt oder nicht, ist 
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rechtlich unerheblich und nur hinsichtlich der Vorbereitung der Hauptver- 
handlung von praktischem Belang. Bei der Revision dagegen muß binnen 
bestimmter Frist eine Revisionsbegründung bei dem Gericht, dessen Urteil 
angefochten wird, angebracht, dann diese Revisionsschrift dem Gegner zuge- 
stellt und nun noch eine einwöchige Frist zu einer etwaigen Gegenerklärung 
abgewartet werden, ehe der Gerichtsschreiber die Akten der Staatsanwaltschaft 
zur Weiterbeförderung übergibt. Diese Gegenerklärung kann zu Protokoll des 
Gerichtsschreibers abgegeben werden. Während also der Berufungsbegründung 
eine rechtliche Bedeutung nicht zukommt, ist die Revisionsbegründung von 
erößter Erheblichkeit (vgl. $ 384 StrPO.) und begründet das Recht auf eine 
Gegenerklärung, die ebenfalls vom Revisionsgericht zu berücksichtigen ist, 
falls sie in der gesetzlichen Frist eingegangen ist. Da nun das Gericht. dessen 
Urteil angefochten ist, die Beobachtung der für die Revision vorgeschriebenen 
Formen zu prüfen hat und da die Akten nach dem Eingang der Revisionsbe- 
£ründung der Staatsanwaltschaft noch einige Zeit bei Gericht bleiben müssen, 
um gegebenenfalls die Gegenerklärung des Angreklagten zu Protokoll oder schrift- 
lich entgegennehmen zu können, so würde es außerordentlich unpraktisch sein, 
wenn nicht vom Gericht aus auch die Zustellung der Revisionsbegründung 
der Staatsanwaltschaft besorgt würde, so daß die Akten hin und her wandern 
müßten. Deshalb ist ohne weiteres anzunehmen, daß im $ 387 StrPO. die Zu- 
stellung der Parteischriften ausnahmslos dem Gericht auferlegt ist, zumal 
es keine Bestimmung in der StrPO. gibt, welche die Zustellung der Staats- 
anwaltschaft zuwiese. Gerade, daß man im $ 361 für die Zustellung der Berufungs- 
schrift ausdrücklich eine abweichende Bestimmung getroffen hat, weist hierauf 
hin und für die Berufung war dieser Weg praktisch wegen des Fehlens eines 
Anspruchs auf Abgabe einer Gegenerklärung. 

In Übereinstimmung mit obiger Ansicht ist in dem neuen Entwurf einer 
StrPO. § 338 ausdrücklich vorgeschrieben, daß der Gerichtsschreiber die Re- 
visionsanträge und deren Begründung dem Gegner zuzustellen habe, und in der 
Begründung zu $ 338 gesagt, daß durch die Fassung des Abs. 1 „klarge- 
stellt‘ werde, daß abweichend von der für die Berufung geltenden Bestimmung 
die Zustellung, auch wenn der Staatsanwalt Revision eingelegt habe, nicht 
durch ihn, sondern durch den Gerichtsschreiber erfolge. Dabei ist zu beachten, 
daß der neue Entwurf wie die geltende StrPO. bei der Revision die Anbringung 
von bestimmten Berufungsanträgen erfordert und diese nach wie vor durch den 
Staatsanwalt zustellen läßt, wenn er selbst die Berufung eingelegt hat, woraus 
klar hervorgeht, daß praktische Erwägungen dazu geführt haben, bei der Re- 
vision die Zustellung der Revisionsschrift dem Gerichtsschreiber zu übertragen. 

$ 32 der Geschäftsanweisung für die Gerichtsschr. d. LG. widerspricht 
obiger Ansicht nicht, da er in seinem hier in Betracht kommenden Teil lediglich 
die Bestimmung des $ 36 StrPO. wiederholt. 


Oberlandesgericht Frankfurt a. M. 


Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Birkenbihl Frankfurt a. M. 


Zu SIPO. $ 490, SIGB. $ 29. 

Ist der Rest einer Geldstrafe zu vollstrecken, der geringer ist, als der Betrag, 
dem eine einlägige Freiheilsstrafe gleichgestellt ist, so ist die Verbüßung einer ein- 
tägigen Freiheilsstrafe anzuordnen und gleichzeitig dem Verurteillen der Betrag 
sur Verfügung zu stellen, der unter Hinzurechnung der an der ganzen Strafe noch 
fehlenden Summe den einer einlägigen Freihbeilsstrafe im Urteil gleichgestellten 
Betrag ergibt. 

Beschluß vom 4. März 1909. 6 W. 13/09. 

Gründe: Durch rechtskräftiges Urteil des Kgl. Landgerichts W. ist 
die Ehefrau H. zu einer Geldstrafe von 200 ft, hilfsweise gemäß § 28 StGB. zu 
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20 Tagen Gefängnis verurteilt worden. Auf die erkannte Strafe sind 190,50 .#& 
gezahlt. Die Pfändung bei der Verurteilten ist vergeblich versucht worden. 
Durch den angefochtenen Beschluß hat das Landgericht in Gemäßheit des $ 490 
Abs. 1 StPO. bestimmt, daß der Verurteilten der Betrag von 50 Pf. zur Ver- 
fügung zu stellen sei, sie dagegen noch 1 Tag Gefängnis zu verbüßen habe, 
durch Nachzahlung von 9,50 #Æ die Vollstreckung der bezeichneten Freiheits- 
strafe aber angewendet werden könne. Die gegen diesen Beschluß von der Ver- 
urteilten und der Staatsanwaltschaft eingelegten sofortigen Beschwerden sind 
gemäß $ 494 Abs. 4 StPO. zulässig, sie sind auch fristgerecht eingelegt, aber 
sachlich nicht begründet. 

Zur Entscheidung steht die Frage, wie mit Rücksicht auf den in $$ 19, 
29 StGB. ausgesprochenen, auch für de Vollstreckung von Freiheits- 
strafen maßgebenden Grundsatz, daß der Mindestbetrag der an die Stelle einer 
Geldstrafe tretenden Freiheitsstrafe 1 Tag beträgt (vgl. RGStr. 16, 161 u. 30, 
141) der Rest einer Geldstrafe zu vollstrecken ist, der geringer ist, als der Betrag, 
dem eine eintägige Freiheitsstrafe gleichgestellt ist. Weder das StGB. noch die 
StPO. enthalten ausdrückliche Bestimmungen hierüber, es muß daher die 
Lücke im Wege der Gesetzesauslegung ergänzt werden. Hierbei ist, wie auch 
das OLG. Breslau verschiedentlich ausgesprochen hat (Goltd. Archiv 50, 295 
u. 296) für die Praxis nur die Ansicht verwendbar, die sich einerseits mit dem 
Gesetze und dem im Urteil ausgesprochenen Willen der Strafbehörde nicht in 
Widerspruch setzt, andererseits dem Verurteilten weder Vorteile gewährt, 
noch offenbar Nachteile zufügt. Jedenfalls würde es, wie auch der Vorder- 
richter in Anlehnung an die vom Kammergericht vertretene Auffassung (Goltd. 
Archiv 50, 296 Anm.) bereits zutreffend ausgesprochen hat, der Strafrechtspflege 
und dem Sinne der Vorschriften über Strafvollstreckung durchaus zuwider 
sein, wenn die Verurteilte die Möglichkeit hätte, durch eine geringe Zahlung 
auf die einer eintägigen Freiheitsstrafe gleichgesetzte Restgeldstrafe die Voll- 
streckung der Freiheitsstrafe vollständig zu vereiteln. Andererseits kann aber 
auch der von der Staatsanwaltschaft vertretenen Ansicht, nach der an Stelle 
der noch zu zahlenden 9,50 At ein Tag Gefängnis zu verbüßen wäre, nicht bei- 
gepflichtet werden, weil dies dazu führen würde, daß ein Teil der erkannten 
Strafe doppelt — als Geld- und Freiheitsstrafe — vollstreckt, der Verurteilten 
also offenbar Nachteile zugefügt würden. Einen angemessenen Ausweg bietet 
vielmehr die in dem angefochtenen Beschluß vertretene Ansicht, weil sie die 
Verurteilte nicht benachteiligt, andererseits aber unerträgliche Folgen ver- 
meidet und eine vollständige Vollstreckung ermöglicht. Auch kassenrechtliche 
Bedenken bestehen gegen sie mit Rücksicht auf $ 60 der Kassenordnung vom 
28. 3. 07 nicht. 


Landgericht Magdeburg u. Oberlandesgericht Naumburg. 


Mitgeteilt von Justizrat Kaufmann - Magdeburg. 


Strafantragsberechtigle, vorgeselste Behörde des Vorsitzenden einer Prets- 
noficrungskommission. 

a) Urteil vom 13. August 1900. 

Der Direktor des städtischen Schlacht viehhofs zu M., zugleich Vorsitzender 
der vom Regierungspräsidenten eingesetzten amtlichen Preisnotierungskonı- 
mission, war in letzterer Eigenschaft beleidigt. Strafantrag hatte lediglich der 
Magistrat gestellt. Die Frage, ob der Magistrat als .,vorgesetzte Dienstbehörde‘“ 
des Beleidigten auch in seiner Eigenschaft als Vorsitzender der Kommission zu 
.erachten, ist verneint aus folgenden Gründen: 

Nach den der Bildung der Preisnotierungskommission zugrunde lie- 
genden ministeriellen Bestimmungen (Zirkular vom 27. September 1893 (Mi- 
nisterialblatt f. d. i. V. 1893, S. 248 ff.); Zusatzbestimmung vom 17. Juli 1897, 
Erlaß vom 30. Juni 1898 (M. f. L. 1 A. 1370, M. d. I. TA. 6520; M. f. B. 6694 I) 
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sollen die Preisnotierungskommissionen zusammengesetzt sein aus einem Ver- 
t.eter des Gemeindevorstandes, und zwar der Schlachtviehmarktverwaltung, 
sowie aus Vertretern der Landwirtschaft, des Viehhandels und des Fleischerei- 
gewerbes und einem Vertreter der Ortspolizeibehörde und durch die Regierungs- 
präsidenten gebildet werden. Die Verwaltung der Städte, in welchen Preis- 
notierungskommissionen gebildet sind, hat weder auf die Entstehung noch auf 
Zusammensetzung dieser Kommission irgendwelchen amtlichen Einfluß; ihr 
steht vor allem nicht die Aufsicht über das amtliche Verhalten der Kommissions- 
mitglieder zu. Sie stellt nur Mitglieder der Kommission, welche mit den 
übrigen Mitgliedern in der amtlichen Stellung und Wirkung gleichberechtigt sind. 


Dementsprechend ist durch Verfügung des Regierungspräsidenten in 
M. vom 15. Mai 1901 die dort eingesetzte Notierungskommission für Schlachtvieh 
zusammengesetzt aus dem städtischen Schlachthof-Direktor C., aus 2 Landwirten, 
einem Viehhändler und einem Fleischermeister, sowie aus stellvertretenden 
Mitgliedern. Diese Verfügung übermittelt zugleich die für die Kommissions- 
mitglieder ausgefertigten Ernennungsschreiben. 


Wenn auch der Magistrat, wie die angeführte Verfügung des Regierungs- 
präsidenten erkennen läßt, in sachlicher Beziehung die geschäftliche Tätigkeit 
der Notierungs-Kommission zu regeln hat, so steht er nach dem Gesagten doch 
weder zu der Kommission im Ganzen, noch zu deren Mitgliedern, soweit ihre 
Zugehörigkeit zu dieser Kommission in Betracht kommt, in der Stellung eines 
Vorgesetzten. In der fraglichen Beziehung ist der Magistrat Vorgesetzter ebenso- 
wenig des Vorsitzenden C. wie der übrigen die Kommission bildenden Ge- 
werbetreibenden. 


Demnach liegt ein wirksamer Strafantrag nicht vor. 


b) Dieses Urteil ist in der Revisionsinstanz aufgehoben: Urteil 
vom 27.11. 09. 

Gründe: Amtlicher Vorgesetzter eines Beamten ist jeder, dem die 
Dienstgewalt zusteht, in die Geschäftstätigkeit des Beamten befehlend und än- 
dernd einzugreifen, ihn mit bindenden Anweisungen zu versehen und die Be- 
folgung seiner Anordnungen zwangsweise herbeizuführen. 


Vergl. Entscheidungen des Reichsgerichts in Strafsachen Bd. 30 S. 171 ff.; 
Rechtsprechung Bd. 2 S. 687; Olshausen zu $ 196 StGB. 

Das Landgericht ist zwar davon ausgegangen, daß der Magistrat in sach- 
licher Beziehung die geschäftliche Tätigkeit der Notierungskommission zu 
regeln habe, gelangt aber gleichwohl zu der Annahme, daß derselbe dem Direktor 
C., soweit dessen Stellung als Vorsitzender dieser Kommission in Betracht komme, 
nicht als Vorgesetzter gegenüberstehe, und zwar aus dem Grunde, weil der 
Magistrat weder auf die Entstehung noch auf die Zusammensetzung der Kon- 
mission irgendwelchen amtlichen Einfluß habe und ihm insbesondere nicht 
die Aufsicht über das amtliche Verhalten der Kommissionsmitglieder und 
ihres Vorsitzenden zustehe. Dieses Ergebnis ist irrig. Denn die hier maßgebliche 
Bestimmung der allgemeinen Verfügung des Landwirtschaftsministers vom 
9. Juli 1900, nach welcher der Vorsitzende der Kommission der Bürgermeister 
oder ein von diesem beauftragter Vertreter aus der Mitte des Magistrats oder der 
Schlachtviehmarktverwaltung sein muß, läßt füglich keinen Zweifel darüber 
aufkommen, daß C. zum Vorsitzenden der Kommission lediglich wegen seiner 
Eigenschaft als städtischer Schlacht- und Viehhofsdirektor ausersehen worden 
ist, daß also seine Stellung als Kommissionsvorsitzender keineswegs, wie die 
Revisionsbeantwortung darzutun sucht, von seiner Stellung als städtischer 
Beamter unabhängig, vielmehr gerade als ein Ausfluß dieser 
Stellung anzusehen ist. Ist dem aber so, dann ist C. auch als Kommissions- 
vorsitzender Gemeindebeamter und erstreckt sich demnach das Vorgesetzten- 
verhältnis des Magistrats auch auf dieses besondere Tätigkeitsrebiet. Dieser 
Annahme steht auch nicht etwa der Umstand entgegen, daß die Ernennung des 
Kommissionsvorsitzenden durch den Regierungspräsidenten erfolgt. wie dieser 
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denn auch eine Vorgesetztenstellung dem Kommissionsvorsitzenden gegenüber 
für sich selbst gar nicht in Anspruch nimmt. Ist aber der Magistrat amtlicher 
Vorgesetzter des Direktors C. auch insoweit, als seine Stellung als Vorsitzender 
der Preisnotierungskommission in Betracht kommt, so muß ihm felgerichtig 
auch das Antragsrecht aus $ 196 StGB. in solchen Fällen zustehen, in denen 
es sich um eine Beleidigung des C. in bezug auf diese besondere Stellung handelt. 


Miszellen. 


Die Bezahlung der Geldstrafe durch einen Dritten. 
(Nach den ungarischen Strafgesetzen.) 
Von Georg Auer, Advokaturskandidat in Budapest. 


Nach $ 374 des ungarischen Strafgesetzbuches, welcher den Tatbestand 
der Begünstigung mit $ 257 des deutschen Strafgesetzbuches ziemlich über- 
einstimmend formuliert, wird Begünstigung durch denjenigen begangen, der dem 
Täter oder Teilnehmer an einem Verbrechen oder Vergehen hilfreiche Hand 
bietet um der behördlichen Verfolgung zu entgehen, um den Erfolg des Straf- 
verfahrens zu vereiteln, um straflos zu bleiben; wenn dieser seine Hilfe nicht vor 
Begehen des Verbrechens zusagte. Die Begünstigung wird also hiernach von der 
Mittäterschaft gleich zu unterscheiden sein, indem der Begünstigende seine 
Zuhilfe nur nach begangenem Verbrechen oder Vergehen zur Verfügung stellt; 
u. zwar zur Verhinderung des Erfolges des Strafverfahrens, in letzter Linie also 
zur Vermeidung der Bestrafung des Täters. 

Im Falle der Bezahlung der Geldstrafe durch einen Dritten könnte nur vom 
Straflosbleiben des Täters die Rede sein, denn die Tätigkeit des Bezahlenden 
fängt nur nach erkanntem Urteil an. Derselbe könnte also nur die Bestrafung 
des Delinquenten verhindern. 

I. Eine solche, die Bestrafung verhindernde Tätigkeit ist schon auf dem 
ersten Blicke ausgeschlossen in all den Fällen, wo die Geldstrafe nur als Neben- 
strate zugemessen wurde, denn der Verurteilte wird in jedem Falle die Haupt- 
(Freiheits)-Strafe abbüßen und ein Straflosbleiben ist infolgedessen unmöglich. 

Von einer Begünstigung könnte also nur in drei Fällen die Rede sein!) 
($8 261, 366. 443), wo die Geldstrafe als Hauptstrafe erkannt wird. Natürlich 
W erden die Übertretungen auch in Ungarn größtenteils mit Geldstrafe bestraft, 
doch bei diesen Strafgeldern würde eine Begünstigung gänzlich ausgeschlossen 
sein. da nach Wortlaut des $ 374 die Begünstigung nur im Zusammenhang 
mit einem Verbrechen oder Vergehen vorkommen kann. In den obengenannten 
drei Fällen sollte also die Straflosirkeit des Täters dadurch hervorgerufen 
werden, daß das bezahlte Geld nicht aus seinem eigenen Vermögen herstammt. 


1) 8 261 bestimmt, wer gegen jemanden einen heleidigenden Ausdruck 
gebraucht. wenn nicht der Fall der verläumderischen Beleidirune vorliegt, soll 
wegen Ehrenbeleidigung mit einer Geldstrafe bis 1000 K. bestraft werden. 

8 360 sagt, wer einen alten Schatz findet und diesen Fund binnen 8 Tagen 
der Behörde nicht anzeigt, wird wegen rechtswidriger Aneignung des Schatzes 
mit einer Geldstrafe bis 2000 K. Desträft. 

§ 443. Der Direktor einer Eisenbahn oder Dampfschiffahrt-Unterneh- 
mung, welcher einen auf Amıtsverlust verurteilten Angestellten, sobald ihm 
das rechtskräftige Urteil mitgeteilt wurde, nicht augenblicklich entläßt, wird 
mit einer Geldstrafe Dis 2000 K. Destratt. 
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Diese Ansicht kann nur von jenen aufrecht erhalten werden, die die Natur der 
Geldstrafe verkennen und ihr eine besondere höhere — ethische Bedeutung zu- 
muten. Es wird nämlich behauptet, der Zweck der Geldstrafe sollte das Hervor- 
rufen des „psychischen Unbehagens‘‘ sein, das mit der Minderung des eigenen 
Vermögens verbunden ist. 


Ich will hier nicht weitläufiger darauf eingehen, wie wenig dieser Zweck 
durch die Geldstrafe bei den genannten drei Delikten erreicht wird. Die Ver- 
gehen der $$ 366 u. 421 werden äußerst selten begangen und so brauchen wir nur 
das Delikt des $ 261 (Ehrenbeleidigung) in Anbetracht zu ziehen. Man könnte 
statistisch nachweisen, daß die Ehrenbeleidigung hauptsächlich zwischen 
Mitgliedern der besseren (vermögenderen) Klassen vorkommt, bei denen die 
Geldstrafe, die 1000 K.nicht übersteigt, kaum eine besondere anhaltende 
psychische Depression verursachen kann. Ich beschränke mich deshalb auf den 
Nachweis, daß dieser Zweck nach dem ung. StGB. gar nicht angestrebt wird. 
Denn: 4. die Eintreibung der Geldstrafe ist auch aus dem Nele des Ver- 
urteilten erlaubt. $ 53 IV. St. GB. 


2. Es ist anerkannt, daß die Geldstrafe vom Verurteilten auch dann ein- 
gehoben wird, wenn derselbe nach der Verurteilung geisteskrank geworden 
ist. Ferner 


3. Geldstrafe kann auch gegen eine, wegen Verschwendung unter Kuratel 
vesetzte Person erkannt werden. Es ist offensichtlich, daß in all diesen Fällen 
die erkannte Geldstrafe unmöglich eine psychische Wirkung hervorrufen kann. 
Der Verstorbene fällt von selbst weg; aber auch der Geisteskranke wird von 
der Bezahlung kaum Kenntnis nehmen, der Verschwender kümmert sich wenig 
darun, da er doch den Wert des Geldes nicht schätzen kann. 


All dies gibt entschieden Veranlassung für ein Mißtrauen gegen diesen 
höheren Zweck der Geldstrafe: einer Strafe, die — wie wir sehen — der Gesetz- 
veber nur dann bestimmt, wenn er keine andere, schärfere Strafe anordnen will. 
Ihre Notwendigkeit wird meistens auch nur damit begründet, daß diese Strafe 
ermöglicht, daß kein Delikt — wie harmlos es auch sei — ohne Strafe bleibe, 
damit die Forderungen der formellen Gerechtigkeit eingehalten werden. Der 
Täter wird verpflichtet zur Bezahlung einer gewissen Summe dem Staate gegen- 
über. Dies wäre nun Zweck und Inhalt der Geldstrafe. Die Bestrafung muß 
also als abgebüßt betrachtet werden, mit der Zahlung; infolgedessen bleibt der 
Täter, der das Strafgeld auf irgendeine Weise hergebracht, nicht straflos. 


Doch angenommen (wenn auch nicht zugegeben), daß die Geldstrafe einen 
ähnlichen ethisch-moralischen Zweck hätte, wie die anderen Strafarten, so könnte 
der letztere schon mit der Tatsache der Verurteilung erreicht werden. Denn mit 
diesem Akt drückt die Staatsgewalt ihre Mißbilligung gegen das Handeln des 
Verurteilten aus. Diese öffentliche Brandmarkung des Täters kann und soll bei 
ihm das gewisse „psychische Unbehagen” erwecken und nicht die Einzahlung 
des Geldes, das oft im Vergleich zu seinen Vermögensverhältnissen ganz un- 
bedeutend sein kann. Es ist mit Sicherheit anzunehmen, daß die Bezahlung der 
Geldstrafe in solchen Fällen keine Wirkung auf den Verurteilten ausüben wird. 
Hätte die Geldstrafe wirklich den Hauptzweck, das Hervorrufen des psychischen 
Unbeharens, so könnte der Richter in manchen Fällen, wegen Zwecklosigkeit, 
sie überhaupt nicht anwenden. 


Il. Kein ungarisches Gesetz bedroht denjenigen mit Strafe, der die Geld- 
strafe für einen andern erlert hatte. Hingegen können wir aber aus ver- 
schiedenen Stellen einzelner Gesetze darauf schließen, daß diese Handlung von 
der Staatsgewalt im allgemeinen stillschweigend geduldet wird. So wird nach 
$ 39 des StGB. für Übertretungen nur derjenige verfolgt, der zum öffentlichen 
Sammeln aufruft, um die Geldstrafe eines — wegen Preßvergehen — Verurteilten 
zu bezahlen. Und der Sammler wird hier nicht der Begünstigung angeschuldigt, 
sondern der .laudatio criminis“, seine staatsgefährliche Haltung wird ihm zur 


264 Miszellen. 


Last gerechnet, indem er andere zur Nichtachtung der staatlichen Recht- 
sprechung aufruft. 

Zweifellos erhellt dies aus einer weiteren Anordnung desselben $ 39, die 
ähnliche Bestrafung bestimmt für solche, die das Resultat des Sammelns ver- 
öffentlichen. Zitierter Paragraph bedroht also ausschließlich diejenigen mit 
Strafe, die den Verurteilten als einen ungerecht bestraften und deshalb des Wohl- 
wollens und der Hilfe der Gesellschaft würdigen erscheinen lassen. Es wäre ganz 
verfehlt, aus diesem Falle Konsequenzen, für einen anderen Fall zu ziehen, wo 
die Bezahlung nur durch eine einzige Person in aller Stille geschieht. Dies wäre 
eine übermäßig extensive Interpretation, mit welcher man bei Strafgesetzen nicht 
operieren soll. 

Ein weiterer Beweis dafür, daB der Gesetzgeber die Bezahlung durch 
den Dritten nur in den obengenannten Fällen bestrafen will, wird auch in der Ver- 
ordnung des Justizministers geliefert, welche über die Administration der 
Strafgelder handelt. In $ 8 wird nämlich die Übernahme der auf Grund des 
StGB. ermessenen Strafgelder verboten, wenn letztere durch Öffentliches 
Sammeln zusammengebracht wurden (Verord. 1880 Nr. 2106). 

Der Schwerpunkt liegt hier also wieder nur im Öffentlichen Sammeln. 
Denn wenn der bezahlende Dritte wirklich zu strafen wäre, so würde es ganz 
unverständlich sein, daß nicht einmal hier über seine Tat etwas bestimmt wird. 
Infolgedessen können sich diejenigen, die diese Handlung doch als strafbar 
erachten, nur auf völlig subjektive, etisch-philosophische Beweggründe stützen, 
welche sie aber keinesfalls aus den konkreten Strafbestimmungen ableiten können. 
Oder man müßte dem Gesetzgeber eine besondere Oberflächlichkeit zumuten, 
wenn angenommen wird, daß er nur über die qualifizierten Fälle Anordnungen 
gibt, obwohl er auch die leichteren Fälle strafen will. 

Ill. All dem Zweifel, der in der ungarischen Rechtswissenschaft bezüglich 
dieser Frage herrscht, hätte der höchste Gerichtshof mit einer Entscheidung 
schon längst ein Ende machen können. Denn es ist gänzlich ausgeschlossen, daß 
während so vielen Jahrzehnten kein einziger Fall vorgekommen wäre, in welchem 
ein Unbeteiligter die Geldstrafe statt des Verurteilten bezahlt hätte. Ein diese 
Handlungsweise betreffendes Urteil ist aber nicht zu finden. Wenn man jedoch 
auch aus dem Nichtvorhandensein von Umständen folgern darf, so sind hier zwei 
Fälle möglich. Und zwar nach dem einen ist anzunehmen, daß es niemals 
zur Kenntnis der Behörden gelangte, daß eine solche Tat begangen wurde. Ist 
dies richtig, so hätte die Anordnung einer Strafe nicht viel Sinn. Denn die 
Täter werden immer danach trachten, um die unerlaubte Bezahlung zu ver- 
heimlichen, was auch leicht möglich ist, und so würde nur der Staat Anlässe geben 
zur Hintergehung des Gesetzes. Eine andere Möglichkeit ist aber auch denkbar. 
Und zwar, daß die Behörden von der Bezahlung des Dritten Kenntnis erlangten, 
Jedoch entbehrten die einzelnen Fälle stets des subjektiven Schuldmomentes, 
daß demzufolge gegen den Täter niemals Klage erhoben wurde. Auch dieser 
negative Beweis scheint mir noch stichhaltiger zu sein, wie die Annahme der- 
jenigen?), die behaupten, daß die Bezahlung der Geldstrafe auch schon deshalb 
als Begünstigung anzusehen sei, weil eine Entscheidung des deutschenRG. 
(IV. 21. X. 1897) in einem ähnlichen Falle für die Bestrafung ist. Denn diese 
Tatsache kann für Ungarn kein Beweis sein, übte auf die bisherige Praxis keine 
Wirkung aus und könnte höchstens ,de lege ferenda“ in Anbetracht gezogen 
werden. Außerdem wurde die angegebene Entscheidung durch einen Fall 
hervorgerufen, in welchem sich zur Bezahlung des Strafgeldes noch verschiedene 
komplizierende Momente gesellten (vorheriges Übereinkommen usw.), so daß das 
Urteil hier über die Hauptfrage in abstracto nicht entscheidend ist. 


2) E. Balázs. G. Czipott. Zeitschrift f. d. Strafrecht. Bd. XXXVI. 
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Sind Widersetzlichkeiten gegen Mannschaften der 
Feuerwehr in Ausübung des Dienstes nach § 113 
StGB. strafbar? 


Von Dr. Erich Cosmann in Wiesbaden. 


Am 7. Mai 1909 brach in einer kleinen Stadt Nassaus in dem Anwesen des 
Bauunternehmers K. Großfeuer aus. An den Löscharbeiten beteiligten sich die 
. Pflichtfeuerwehr und die beiden polizeilich anerkannten frei- 
willigen Feuerwehren der Stadt. Die eine der freiwilligen Feuerwehren übernahnı 
es, das zu dem Anwesen gehörende Kesselhaus zu löschen. Da jedoch eine Ex- 
plosion des darin eingebauten Dampfkessels befürchtet wurde, gab der Kom- 
mandant dieser Feuerwehr seinen Mannschaften den Befehl zum Rückzuge, 
um von einer anderen Stelle aus die Löscharbeiten fortzusetzen. Der Sohn des 
Brandgeschädigten, welcher die Maßregel des Kommandanten für unzweckmäßig 
hielt, suchte die Ausführung des Rückzuges zu verhindern und riß dem Strahl- 
rohrführer das Rohr aus der Hand. Trotz wiederholter Befehle des Komman- 
danten gab er das Rohr nicht heraus. Schließlich wurde es ihm auf Anordnung 
des Kommandanten von den Mannschaften gewaltsam entrissen, wobei er tät- 
lichen Widerstand leistete, so daß es zu einem kurzen Handgemenge kam. 


Diese Widersetzlichkeit hatte gegen K. eine Anklage wegen Vergehens 
aus $ 113 StGB. zur Folge, und zwar speziell auf Grund der in dem Abs. 3 des 
Paragraphen enthaltenen Bestimmung, welche die Strafvorschriften über den 
Widerstand gegen die vollziehenden Beamten in folgender Weise auf Nicht- 
beamte ausdehnt: 

„Dieselben Strafvorschriften treten ein, wenn die Handlung gegen 
Personen, welche zur Unterstützung des Beamten zugezogen waren, oder 
gegen Mannschaften der bewaffneten Macht, oder gegen Mann- 
schaften einer Gemeinde- Schutz- oder Bürger- 
wehr in Ausübung des Dienstes begangen wird.‘ 


Sowohl das Schöffengericht in J. wie das Landgericht in W. verurteilten 
den Angeklagten; beide Gerichte vertreten die Ansicht, daß unter der Bezeich- 
nung „Schutzwehr“ im $113 Abs. 3 StGB. auch die Feuerwehr zu verstehen sei.') 

1) Von einem anderen Gesichtspunkt ausgehend, hat das Oberlandes- 
gericht in Frankfurt a. M. durch Urteil vom 20. Januar 1910 den obigen Fall 
entschieden. Es hat die Frage, ob die Feuerwehr als Schutzwehr im Sinne des 
$ 113 Abs. 3 StrGB. aufzufassen sei, offen gelassen, die Verurteilung des Ange- 
klagten aus diesem Paragraphen jedoch damit gerechtfertigt, daß die Feuerwehr 
in allen Brandfällen zur Unterstützung der Polizei zugezogen werde. 


Dieser Ansicht kann nicht beigetreten werden. Die Feuerwehr wird nicht als 
Hilfsmannschaft der Polizei tätig, sie handelt vielmehr selbständig; das gilt ins- 
besondere von einer Feuerwehr, welche freiwillig einspringt. Die Feuerwehr 
(so die Pflichtfeuerwehr) wird allerdings von der Obrigkeit mit der Löschung 
von Brandstellen beauftragt, d.h. es wird ihr die selbständige Aus- 
führung übertragen; das ist aber etwas anderes als die Zuziehung zur Unter- 
stützung eines Beamten, welche voraussetzt, daß der Beamte selbst die Aus- 
führung in die Hand nimmt. Das ist erst dann der Fall, wenn die Polizei, wozu 
sie befugt ist, die Leitung der Löschmaßnahmen auf der Brandstätte übernimmt: 
ı u handelt die Feuerwehr unter dem Befehl ihres Brandmeisters selb- 
ständig 

In beabsichtirtem Gegensatz zu den Entwürfen des Preußischen Straf- 
gesetzbuchs von 1851, welche alle mit der Vollziehung obrigkeitlicher Anord- 
nungen beauftragte Personen mit dem Strafschutze umkleiden wollten 
(vgl. § 118 des 8. Entwurfs von 1847), spricht das Preußische und im Anschluß 
daran das Reichsstrafgesetzbuch von Personen, welche zur Beihilfe bzw. Unter- 
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‚ Bestimmend für ihre Entscheidungen war ein Erlaß des Ministers des 
Innern vom 9. März 1901 (Ila 1448 und 1351), in welchem folgende Rechtsauf- 
fassung ausgesprochen ist: „Die polizeilich anerkannten frei- 
willigen Feuerwehren stellen bei der Ausübung des Feuerlöschdienstes ausführende 
Organe der Polizei dar; sie sind Schutzwehren im Sinne des $ 113 des StGB.“ 


Es sei erwähnt, daß der Minister desselben Ressorts diesen Standpunkt 
bereits in einem Erlasse vom 30. Mai 1884 (V. M. BI., S. 161) in ähnlicher Weise 
ausführlich begründet hat. 

Dagegen wird die aufgeworfene Rechtsfrage verneint von Binding (Lehr- - 
buch 4 D 3), Frank (Kommentar § 113 IV 2) und Olshausen (Kommentar 
$ 113 N. 10). 

Die genannten Schriftsteller gehen davon aus, daß nur eine dem Schutze 
der öffentlichen Ordnung, also polizeilichen Zwecken dienende Organisation 
unter den $ 113 Abs. 3 falle, daß aber die Feuerwehr zur Ausübung einer poli- 
zeilichen Tätigkeit nicht berufen sei. Die Richtigkeit dieser Rechtsauffassung 
findet ihre Bestätigung in der Entstehungsgeschichte der erwähnten Straf- 
bestimmung, welche uns zurückführt in die Zeit der Berliner Bewegungen des 
Jahres 1848. 

l. Der Absatz 3 des $ 113 ist fast wörtlich dem Preußischen Strafgesetz- 
buch von 1851 entnommen, welches in $ 89 Abs. 2 anordnete: 


„Dieselbe Strafe tritt ein, wenn der Angriff oder die Widersetzlich- 
keit gegen Personen, welche zur Beihilfe des Beamten zugezogen waren, 
oder gegen Mannschaften des Militärs oder einer Gemeinde-, Schutz- 
oder Bürgerwehr in Ausübung des Dienstes erfolgt.“ 


Die Bestimmung des Preußischen StGB. beruht wörtlich auf dem $ 79 
Abs. 2 seines neunten Entwurfes von 1850. 


Die früheren Entwürfe (1827—47) enthielten noch keine besondere 
Strafbestimmung über Widersetzlichkeiten gegen Mannschafteneiner Gemeinde-, 
Schutz- oder Bürgerwehr. Sie schlossen sich der weitergehenden Fassung des 
Allg. Landrechts an, das in Teil II, Tit. 20, $ 166 allgemein den für strafbar er- 
klärte, der „sich seiner Obrigkeit in ihrer Amtsführung oder deren Abgeordneten 
in Vollziehung ihrer Befehle tätlich widersetzt.“ Die hier gemeinten Ab- 
geordneten konnten Zivil- und Militärpersonen sein; Beamteneigenschaft 
wurde nicht gefordert. Der neunte Entwurf und in wörtlicher Anlehnung daran 
das Gesetz schränkte den Strafschutz auf die Beamten und die Militärpersonen 
ein und machte eine Ausnahme nur zugunsten der Mannschaften einer Ge- 
meinde-, Schutz- oder Bürgerwehr. 

Die Gründe. aus denen der Gesetzgeber letztere in den Kreis der geschützten 
Personen einbezogen hat. sind aus den Motiven des Entwurfes nicht ersichtlich. 

Mit dieser Frage sollen sich die weiteren Ausführungen beschäftigen. 


Besondere Strafbestimmungen über Widersetzlichkeiten gegen die Mann- 
schaften einer Schutzwehr finden sich schon in Verordnungen des Jahres 1848, 
die im Zusammenhang mit den Freignissen der Revolution entstanden sind. 
Da diese Verordnungen im Anschluß an die Entwickelung der Bürgerwehr 
erlassen worden sind, so ist im folgendem auf die Entstehung der Bürgerwehr 
und der sie betreffenden Gesetze und Verordnungen zurückzugreifen.?) 
stützunge des Beamten zugezogen werden. Ebenso wie hier die Entschei- 
dung des Reichsgerichts Bd. 32, S. 246 und die Kommentare Goltdammer, 
e zu § 89 des PrStGB. und Schwarze, Frank, Olshausen zu § 143 
StGB. 

>) Die folgende Darstellung der geschichtlichen Begebenheiten des Jahres 
1848 beruht inhaltlich auf der „Berliner Revolutions-Chronik“ von Ad. Wolff 
(3 Bd. 1851—54), in welcher die Ereignisse der Berliner Bewegung eingehend, 
ohne Stellungnahme des Verfassers zu ihnen in chronikartiger Weise wieder- 
gegeben sind. 
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Mit dem Monat März des Jahres 1848 begannen in Preußen und besonders 
in Berlin unruhige Volksversammlungen, welche allmählich einen tumultuari- 
schen Charakter annahmen und Reibungen zwischen der Volksmenge und dem 
Militär im Gefolge hatten. Bei den in bedrohlicher Weise zunehmenden Aus- 
schreitungen des Pöbels reichten die wenigen Polizeibeamten nicht mehr aus, 
um die Ordnung aufrecht zu erhalten. Um das Volk nicht noch mehr zu erbittern, 
sah F König davon ab, das Militär zur Unterdrückung der Unruhen zu ver- 
wenden. 

In dieser unsicheren Lage fühlten die Bürger ihr Leben und Eigentum 
bedroht und sahen sich gezwungen, selbst die zu ihrem Schutze erforderlichen 
Maßregeln zu ergreifen. Sie richteten deshalb eine Petition an die Stadtverord- 
netenversammlung, in der sie dringend um die Errichtung einer ‚„Schutzkom- 
mission“ antrugen. 

Der eingegangene Antrag stand in zwei Stadtverordnetenversammlungen, 
aın 9. und 11. März, auf der Tagesordnung. Nach längeren Beratungen wurde 
am 41. März der Beschluß gefaßt, zum Schutze des Eigentums und zur Auf- 
rechterhaltung der Ordnung bewaffnete Bürgerwehren ins Leben zu rufen und 
die Genehmigung des Königs hierzu nachzusuchen. 


Am 16. März fand zu diesem Zwecke bei dem Minister des Inneren eine 
Konferenz statt, an welcher außer dem Minister der Gouverneur, der Komman- 
dant, der Oberbürgermeister und der Stadtverordnetenvorsteher Berlins teil- 
nahmen. Der Antrag der Stadtverordneten wurde gutgeheißen und die schleunige 
Errichtung von bürgerlichen Schutzkommissionen beschlossen. Danach sollte 
sofort in den einzelnen Bezirken der Stadt unter der Leitung von Kommunal- 
beamten eine Anzahl Bürger zusammentreten, welche den offiziellen Titel 

..Schutzbeamte‘“ erhielten und als solche vereidigt wurden. Schon in dieser 
Konferenz wurde der Erlaß einer Bestimmung vorgesehen, wonach „dem - 
jenigen, der sich der Anordnung der Schutzbeamten 
tätlich widersetze, dieselbe Strafeangedroht werde, 
die für die Widersetzlichkeit gegen einen Soldaten 
im DiensteodereinenöffentlichenBeamtenbestimmt 
sei.“ (Wolff I, S. 85.) 

Der König erteilte seine Genehmigung zu diesen Beschlüssen. 

Im Anschluß an die Konferenz wurde noch im Laufe desselben Tages 
folgende Verordnung Öffentlich bekannt gemacht (Wolff I, S. 86): 


„Seit drei Tagen ist das Eigentum und die Sicherheit der Bürger 
Berlins in der größten Gefahr. Die Stimme der Bürgerschaft hat sich 
mit Entschiedenheit gegen ein solches Beginnen erklärt und ist zu helfen 
bereit. Es ist daher beschlossen worden, daß in jedem Bezirke der Stadt 
eine Schutzkommission gebildet werde, aus den sämtlichen bürgerlichen 
Kommunalbeamten bestehend, welche aus der Zahl der Mitbürger ihres 
Bezirks die geeignetsten und bekanntesten hinzuwählen, und insbe- 
sondere die Gewerks-Altmeister und Innungs-Vorsteher hierbei zu- 
ziehen werden. 

Das Abzeichen der Schutz-Beamten ist eine um den linken Arm 
getragene schwarz und weiße Binde, mit der aufgedruckten Bezeichnung: 
„Schutz-Beamte“, und ein weißer Stab. 

Widersetzlichkeiten gegen die Schutz-Be- 
amten werden gleich denen gegen Abgeordnete 
derOÖbrigkeitundbeziehungsweise gegen Schild- 
wachen bestraft. 

Wer Binde oder Stab des Schutz-Beamten 
trägt. ohne dazu berufen zu sein, wird ebenso 
bestraft, als wenn er sich widerrechtlich die 
Ausübungeinesobrigkeitlichen Amtesangemaßt 
hätte, und hat sofortige Verhaftung zu ge- 
wärtigen. 
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Wir haben das Vertrauen zu unsern Mitbürgern und zu der ge- 
samten Einwohnerschaft, daß sie dieser, im Interesse der öffentlichen Ruhe 
und Ordnung getroffenen Einrichtungen volle Anerkennung und Unter- 
stützung zuwenden werden. Berlin, den 16. März 1848. Ober-Bürger- 
meister, Bürgermeister und Rat hiesiger Königlichen Residenz.“ 

Die Beschlüsse der Konferenz wurden sofort verwirklicht und in allen Teilen 
der Stadt aus angesehenen Bürgern Schutzkommissionen gebildet, welche 
unter der Bezeichnung „Bürgerwehr“ zusammen gefaßt wurden. An die Spitze 
der gesamten Organisation wurde der Polizeipräsident gestellt. 

Über die Befugnisse der Bürgerwehr ordnete eine vom gesamten Staats- 
ministerium gegengezeichnete Verordnung des Königs vom 19. April 1848 
(G.-S. S. 111) an: 

„Wir Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden usw. Nachdem wir 
die Bildung von Bürgerwehren genehmigt haben, so verordnen Wir zur 
Beseitigung entstandener Zweifel, daß den mit Zustimmung der Obrig- 
keit gebildeten Bürgerwehren, Behufs Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Ordnung und Sicherheit die Befugnisse der bewaffneten 
Macht nach den gesetzlichen Bestimmungen zustehen. Die Bürger- 
wehren sind daher insbesondere befugt, von ihren Waffen Gebrauch zu 
machen, wenn sie bei ihren Dienstleistungen angegriffen oder mit einem 
Angriff gefährlich bedroht werden oder Widerstand durch Tätlichkeit 
oder gefährliche Drohung stattfindet. Eben so sind sie befugt, bei einem 
Auflauf von den Waffen Gebrauch zu machen, wenn nach zweimaliger 
Aufforderung des Befehlshabers die versammelte Menge nicht auseinander 
geht. 

Die Mannschaften der Bürgerwehr waren also „Abgeordnete der Obrigkeit“ 
m als solche gegen Widersetzlichkeiten nach $ 166, Tit. 20 Allg. Landr. ge- 
schützt. 

Der Gleichstellung der Bürgerwehr mit der bewaffneten Macht in der Aus- 
übung ihrer Befugnisse entsprach ihre militärische Organisation, welche durch 
das Gesetz über die Errichtung der Bürgerwehr vom 17. Oktober 1848 (G.-S. 
S. 289 ff.) in umfassender Weise geregelt wurde. 

Noch weiter als die obige Verordnung ging die oktroyierte Verfassungs- 
urkunde vom 5. Dezember 1848 in Art. 33 Abs. 1 (G.-S. S. 379), indem sie nicht 
nur die Gleichstellung, sondern sogar die Zugehörigkeit der Bürgerwehr zur 
bewaffneten Macht in folgender Bestimmung aussprach: 

„Die bewaffnete Macht besteht: aus dem stehenden Heere, der 
Landwehr, der Bürgerwehr.‘ 

Aus der Zugehörigkeit der Bürgerwehr zur bewaffneten Macht folgte ohne 
weiteres, daß Widersetzlichkeiten gegen ihre Diensthandlungen nach denselben 
Vorschriften bestraft wurden, WEICHE für Widersetzlichkeiten gegen das stehende 
Heer galten. 

Da dieser Artikel in der späteren Verfassungsurkunde vom 31. Januar 1850 
keine Aufnahme fand (vgl. ihren entsprechenden Art. 35 Abs. 1), und das Straf- 
gesetzbuch von 1851 die bisherige Strafbarkeit des Widerstandes gegen die 

„Obrigkeit oder deren Abgeordnete“ (ALR. II, 20, S. 166) auf Widersetzlich- 
keiten gegen Beamte und Militärpersonen einschränkte, so mußte hier die 
Strafbarkeit des Widerstandes gegen Mannschaften der Bürgerwehr besonders 
ausgesprochen werden. 

In den obigen Gesetzen und Verordnungen wird ausschließlich die 
Bezeichnung „Bürger“-wehr gebraucht. Daneben findet sich die Bezeichnung 
„Gemeinde- und Schutzwehr‘ zum ersten Male in dem Art. 105 Z.3 Abs. 3 
der Verfassungsurkunde vom 31. Januar 1850: 

„Zur Aufrechterhaltunge der Ordnung kann nach 
näherer Bestimmung des Gesetzes durch Gemeindebeschluß eine Ge- 
meinde-. Schutz- oder Bürgerwehr errichtet werden.‘ 

Durch die neue Bezeichnung sollte aber nicht der Begriff der hier ge- 
meinten Wehren gegenüber den früheren Bestimmungen erweitert und die Vor- 
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schriften der Bürgerwehr auch auf Organisationen mit anderer Zweckbestimmung 
ausgedehnt werden. Das ergibt sich aus den Motiven der Allerhöchsten Bot- 
schaft vom 7. Januar 1850, welche diese Anderung der Verfassung angeregt 
hatte und die Aufnahme der neuen Bezeichnung folgendermaßen begründete 
(Verhandlungen der I. Kammer S. 2217): „Wo man die Bezeichnung Bürger- 
wehr bisher nicht gewöhnt gewesen ist, wird der Ausdruck ‚Gemeinde-Schutz- 
wehr“ geeigneter sein.“ 

Dieser Artikel ist später durch Gesetz vom 24. Mai 1853 (G.-S. S. 228) 
aufgehoben worden, er hat aber noch zur Zeit des Inkrafttretens des Preußischen 
Strafgesetzbuches gegolten. 

Unverkennbar besteht ein Zusammenhang zwischen den genannten Ge- 
setzen und Verordnungen der Revolution und der Vorschrift des § 89 Abs. 2 des 
Preußisch. StrGB., das noch unter dem frischen Eindrucke der Ereignisse 
der Revolution entstanden ist. Es ist nicht anzunehmen, daß diese Bestimmung 
theoretischen Erwägungen ihre Aufnahme im Gesetzbuche zu verdanken hätte. 


Il. Aus alledem geht hervor, daß man bei der Abfassung des § 89 Abs. 2 
des Preußischen StGB. unter der Bezeichnung ,Gemeinde-, Schutz- oder Bürger- 
wehr“ nur die eine Bürgerwehr hat verstehen wollen, wie sie das Jahr 1848 
hervorgebracht hat, d. h. eine Bürgerwehr, die — militärisch organisiert — zur 
Unterdrückung innerer Unruhen dienen solllte und deshab von vornherein auf 
Widerstand zu rechnen hatte. An eine Feuerwehr hatte man gar nicht gedacht, 
schon darum nicht, weil die Feuerwehr — entsprechend ihrem Zweck, anderen 
in Feuersgefahr beizustehen — einem böswilligen Widerstande nur selten aus- 
gesetzt und deshalb nicht in demselben Maße schutzbedürftig ist. 

Uber die Absicht des Gesetzgebers läßt sich nicht ohne weiteres hinweg- 
setzen. Das verbietet schon der Gegensatz in der Stellung der im Jahre 1848 
geschaffenen Bürgerwehr zu der heutigen Feuerwehr. 


4. Die Bürgerwehr war von vornherein als ein Organ der Regierung ge- 
dacht zum Ersatze des Mangels an eigenen Beamten. Sie war dazu berufen, poli- 
zeiliche Handlungen auszuüben, welche sonst nur von staatlichen Beamten 
vollzogen werden, und dürfte ihren Anordnungen nötigenfalls mit Waffen- 
gewalt Gehorsam verschaffen (vgl. oben die Verordn. vom 19. April 1848). 

Diese ihre Bestimmung zur Ausübung staatlicher Hoheitsrechte ist authen- 
tisch festgelegt in folgender Ansprache des Königs an eine Abordnung der Bürger- 
wehr vom 15. Oktober 1848: 

„Vergessen Sie nie, daß Ich die Bürgerwehr ins Leben gerufen, 
daß Ich sie bewaffnet. und daß es in Meinen Kräften steht, Meine 
Schöpfung wieder in ihr Nichts zurückzuversetzen. Sie haben nur Meine 
Befehle zu erfüllen, und diese werden nur darauf hinauslaufen, das Beste 
Meiner Untertanen zu begründen, überall Ruhe und Ordnung zu er- 
halten und den treuen Bürger gegen Anarchie und Übergriff von Rebellen 
zu schützen.‘ 

Für die Bürgerwehr als Vollstreckerin der Befehle des Souveräns galt 
demgemäß gegenüber dem Publikum das Prinzip der Überordnung. Ihre Funktio- 
nen durfte kein Unberufener ausüben: Wer ihre äußeren Abzeichen trug, ohne 
Mitglied der Bürgerwehr zu sein, wurde nach den Vorschriften über die unbe- 
tugte Amtsanmaßung bestraft (s. oben Abs. 4 der Bekanntm. vom 16. März 
1848). 

Im Gegensatze dazu beruht das Eingreifen der Feuerwehr in Feuersgefahr 
nicht auf einem ihr besonders übertragenen und ihr ausschließlich zustehenden 
Rechte. Dem entspricht es, daß ihr gegenüber dem Publikum keinerlei Uber- 
ordnung zukommt. 

2. Ihrer Zweckbestimmung gemäß hat die Bürgerwehr durch das Gesetz 
vom 17. Oktober 1848 (G.-S. S. 289 ff.) eine Ausgestaltung erfahren, die sie 
einer Behörde innerlich nahe gebracht hat. 

Ihr Oberst wurde nach $4 vom Könige ernannt. Ihre Mitglieder hatten nach 
$ 7 den Eid auf den König. die Verfassung und die Gesetze zu leisten. Auch das 
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deutete auf ihre amtliche Stellung hin, daß sie — ähnlich wie Beamte und Militär- 
personen — bei mißbräuchlicher Ausübung ihrer Dienstgewalt (z. B. Befehls- 
haber, welche die Bürgerwehr in anderen als den im Gesetze vorgesehenen Fällen 
in Tätigkeit setzten; Mannschaften, welche eigenmächtig unter die Waffen traten) 
gerichtlich mit Gefängnis und daß sie bei sonstigen Verstößen gegen das Gesetz 
in einem besonderen Verfahren vor den Bürgerwehrgerichten disziplinarisch 
bestraft wurden (§§ 80 ff.). Die Disziplin wurde militärisch streng gehandhabt: 
Dem Vorgesetzten stand nach $ 86 das Recht zu, einen widerspenstigen Unter- 
gebenen zu entwaffnen und bis zu 24 Stunden einzusperren. 


Im Gegensatz dazu nimmt die Feuerwehr keine obrigkeitliche Stellung 
ein. Eine Ausnahme macht nur die Berufsfeuerwehr, deren Mit- 
glieder als städtische Beamten angestellt sind und daher den Strafschutz des 
$ 113 Abs. 1 genießen. Aus der Beurteilung der Sonderfälle des Abs. 3 scheidet 
die Berufsfeuerwehr aus. 

Dagegen gehören die Mannschaften einer Pflichtfeuerwehr 
als solche nicht zu den städtischen Beamten, da sie ihre Dienste in Erfüllung 
der allgemeinen Bürgerpflicht leisten. Ihre Dienste sind gleich den Steuern als 
Abgaben (Naturalleistungen) anzusehen, die durch einen Geldbeitrag abgelöst 
werden können. Mit dem Charakter eines obrigkeitlichen Amtes verträgt es sich 
nicht, daß die dadurch begründeten Verpflichtungen durch einen Geldbeitrag 
abgelöst werden können. Auch der Anschluß an ein Gemeinwesen verleiht ihr 
noch keine behördliche Stellung. Es ist nicht einmal ein wesentliches Merkmal 
der Feuerwehr: Es gibt Feuerwehren, welche einem Privatunternehhmen ange- 
gliedert sind, z. B. Anstalts- oder Fabrikfeuerwehren, und welche doch dieselben 
Funktionen ausüben wie andere Feuerwehren. 

Die freiwillige Feuerwehr steht auf dem Boden des Privatvereins. 
Im Gegensatz zu den Beamten und Militärpersonen versehen die Mitglieder 
ihre Aufgabe ohne jede Verantwortlichkeit. Sie können durch keine öffentliche 
Zwangsmaßregel zur Erfüllung ihrer freiwillig übernommenen Pflichten und zum 
Gehorsam gegen ihre vorgesetzten Chargen angehalten werden. 


Gegenüber den erheblichen Machtbefugnissen, die den Mitgliedern der 
Feuerwehr durch eine Gleichstellung mit den Beamten und Militärpersonen 
beigelegt wären, fehlen entsprechende Strafvorschriften gegen die mißbräuchliche 
Ausübung ihrer Macht, wie dies bei den Beamten und Militärpersonen vorgesehen 
ist. Ein Feuerwehrmann, der nicht einschreitet, wenn bei einem Brande Dieb- 
stähle oder andere strafbare Handlungen unter der Begünstigung des Feuers 
begangen werden, macht sich nicht strafbar. Begeht er selbst unter der Be- 
rünstigung des Feuers strafbare Handlungen, so tritt keine durch den Mißbrauch 
seiner Stellung begründete Strafverschärfung ein. Ein solches Verhältnis, bei 
welchem auf der einen Seite große Machtbefugnisse gegeben sind, auf der an- 
deren Seite aber keine entsprechende Verantwortlichkeit besteht, ist unmöglich, 
und ist deshalb aus dem Fehlen eines der beiden Merkmale auch das Nicht- 
vorhandensein des anderen zu folgern. 


Auch ihrer Zusammensetzung nach bieten die Mitglieder der Feuerwehr 
für ein rechtmäßiges Verhalten nicht die Gewähr eines nach sorgfältiger Prüfung 
seiner Persönlichkeit angestellten Beamten und eines unter strenger Disziplin 
stehenden Soldaten. Die Feuerwehr, von welcher im Eingange des Aufsatzes 
die Rede war, zählt z. B. sechzehnjährige Personen zu ihren Mitgliedern: bei 
der Pflichtfeuerwehr sind ebenfalls derart jugendliche Personen häufig zur Teil- 
nahme verpflichtet. 


Bei diesem Ergebnis ist die Feuerwehr noch nicht der Willkür des Publi- 
kums ausgesetzt. Es ist vorgeschrieben, daß bei jedem Brande die Polizei zugegen 
sein muß. Wird ihren Anordnungen keine Folge geleistet oder die Feuerwehr 
in ihren Anordnungen gestört, so kann die Polizei jeden Dritten, natürlich auch 
die Feuerwehr selbst, zu ihrer Unterstützung gegen den sich widersetzenden 
hinzuziehen, mit der rechtlichen Wirkung, daß Widersetzlichkeiten gegen 
solche zugezogenen Mannschaften ebenso strafbar sind wie gegen die Beamten 
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selbst. Das Gleiche gilt. wenn sich außer der Pflicht- und freiwilligen Feuerwehr 
die Mannschaften der Berufsfeuerwehr, also Beamte, beim Löschen beteiligen 
und die Leitung der Löscharbeiten in die Hände nehmen. 

Bei böswilligen Widersetzlichkeiten kann auch die Strafbestimmung über 
die Nötigung ($ 240 StGB.) aushelfen. 

Diese Vorschriften reichen zur Genüge aus. Daß der Gesetzgeber der Feuer- 
wehr weitere Befugnisse und einen weiteren Schutz nicht geben wollte, ergibt die 
oben entwickelte Entstehungsgeschichte des $ 113 Abs. 3 und die im Anschluß 
daran angestellten Erwägungen. 

Ill. Der Vorentwurf zu einem Deutschen Strafgesetzbuch geht in $ 126 
einen Schritt weiter, indem er an die Stelle der „veralteten Ausdrücke des $ 113 
Abs. 3 StGB.“ (Begründung S. 470) folgende Bezeichnung setzt: ,„ Mann- 
schaften... . einer zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung oder 
Sicherheit obrigkeitlich bestellten Wehr.“ Die Bestimmung hat ‚zur Folge, 
daß der Begriff weiter reichen kann“: So würden auch die Mannschaften der 
Pflichtfeuerwehr unter dem Strafschutze der Beamten stehen; da- 
gegen würden die Mannschaften der freiwilligen Feuerwehr diesen 
Strafschutz nicht genießen, da die freiwillige Feuerwehr nicht obrigkeitlich 
bestellt, sondern nur obrigkeitliich anerkannt wird. 


Automatendiebstahl oder -betrug? 
Von Dr. Ernst Eckstein, Frankfurt a. Q 


Eine Entscheidung höchst bedenklicher Art hat kürzlich das Reichsgericht 
(Urteil 111107/08 v.23.Febr.1909; vgl. DJZ. 1909 5.772) gefällt,die bei ihrer großen 
praktischen Bedeutung wohl einer allgemeineren Besprechung wert sein dürfte. 

In einer Gastwirtschaft stand ein sogenannter Spielautomat (Geschicklich- 
keitsautomat). Wer ein 5 Pfg.-Stück hineinwirft, daß es in das Gewinnloch fällt, 
erhält eine Biermarke. Der Angeklagte hatte einen Papierstreifen so in die 
Öffnung geschoben, daß sein darnach eingeworfenes Geldstück in das Gewinn- 
loch fallen mußte. Auf diese Weise hatte er sich unrechtmäßig zwei Bier- 
marken verschafft. 

Das Reichsgericht nimmt Diebstahl an, mit folgender Begründung: ‚Der 
Anspruch auf die Biermarke war nicht nur von der Tatsache des Einwurfes. 
sondern auch noch von dem Umstande, daß das eingeworfene 5 Pfr. 
Stück in den Gewinngang gelangte, also vom Zufall abhängig. Insofern der 
Angeklagte durch die Einschiebung des Papierstreifens den Zufall ausgeschaltet 
und auf diese Weise bewirkt hatte, daß der Einwurf des Geldes den Auswurf 
der Marke zur Folge haben m u B t e, hat er selbst die Voraussetzungen beseitigt, 
unter denen die Wegnahme der ausgeworfenen Marken nach dem Willen des 
Berechtigten für ihn erlaubt war. Der Angeklagte hat deshalb bei Wegnahme 
der Biermarken in der Absicht rechtswidriger Zueignung gehandelt.‘ 

Die Bedenklichkeit dieser Entscheidung liegt in dem darin zum Ausdruck 
gekommenen allgemeinen Prinzip. Auf eine allgemeine Formel gebracht würde 
dieses Prinzip lauten: Wer die Vorausetzungen schafft, unter denen ein an sich 
rechtmäßig bestehender Anspruch auf Übereignung oder Gestattung der An- 
eignung unrechtmäßig oder seine Geltendmachung unerlaubt wird, eignet sich 
rechtswidrig eine fremde bewegliche Sache zu. 

Die Gefährlichkeit dieses Prinzips liegt in der Möglichkeit seiner An- 
wendung, auf alle Fälle des Sachbetruges. Wer einen andern durch Täuschung, 
veranlaßt, eine Sache zu übereigrnen, oder die Aneignung einer Sache zu ge- 
statten, muß wissen, daß er die Voraussetzungen beseitigt, unter denen die 
Annahme oder Aneignung für ihn erlaubt ist, muß wissen, daß für diesen Fall 
die Willenserklärung des andern nicht gültig sein soll. Soll in allen diesen 
Fällen auch ein Diebstahl vorliegen, ganz analog dem Falle des Automaten- 
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betruges? Sollen alle Fälle des Sachbetruges also als Diebstahl zu bestrafen 
sein? Zu dieser Ansicht müßte das Reichsgericht gelangen. 

Die Deduktion des Reichsgerichts ist aber unrichtig. Die bloße Tatsache, 
daß die Aneignung einer fremden Sache in dem Bewußtsein geschieht, daß sie 
für den besonderen Fallnach dem Willen des Berechtigten nicht erlaubt sein sollte, 
ändert nichts an der Rechtswirksamkeit der Willenserklärung des Berechtigten. 

Wenn jemand betrügerischerweise etwa eine Wette gewinnt, so hat er 
durch eine Irrtumserregung den andern getäuscht; die Handlung des andern, 
die ihm den Vermögensvorteil verschafft, geschieht aber rechtswirksam, wenn 
gleich sie wegen Täuschung anfechtbar ist. Ebenso, wer beim Spiel betrügt; er- 
veranlaßt den andern durchTäuschung zur Auszahlung des Spielgewinns, nicht 
aber begeht er an den ausgezahlten Geldstücken einen Diebstahl. 

Ganz ebenso aber auch im obigen Fall. Setzen wir an Stelle des Automaten 
den Automateneigentümer, so ist der Vorgang folgender. Der Eigentümer 
bietet dem andern eine Biermarke an, wenn er ein 5 Pfg.-Stück in eine 
bestimmte Öffnung wirft. Durch Betrug gelingt es dem andern. Der Eigen- 
tümer händigt in dem irrigen Glauben, jener habe die Voraussetzung erfüllt, 
ihm die Biermarke aus. Daß hier nicht Diebstahl, sondern Betrug vorliegt, 
ist augenscheinlich. Wie aber die Beurteilung durch das Zwischenglied des 
Automaten sich ändern sollte, ist mir unerfindlich. 

Freilich liegt der Einwand nahe, es möchte zur Annahme eines Betruges 
an einer getäuschten Person fehlen (vgl. v. Liszt Lehrb. 14/15 S. 472°). Doch 
ist dieser Einwand nicht stichhaltig. 

Getäuscht ist der Automateneigentümer. Er hat den Automaten 
aufgestellt in der Voraussetzung, daß jeder Benutzer sich den Benutzungs- 
bedingungen unterwirft. Diese Vorstellung ist irrig und der Betrüger benutzt 
diesen Irrtum, den er selbst hervorgerufen, um den Eigentümer mittels des 
Automaten zur Hergabe eines Vermögenswertes zu bestimmen. 

Ferner ist zu berücksichtigen, daß in bezug auf den Automaten sich 
sämtliche Willenserklärungen in Form von konkludenten Handlungen abspielen. 
Bei diesen aber gilt die Abgabe der Erklärung gleichzeitig als Empfang. 
Kann eine Willenserklärung überhaupt mittels konkludenter Handlung 
abgegeben werden, so muß auch eine Willenserklärung mit Täuschungs- 
inhalt in derselben Weise möglich sein. Die Täuschung des Auto- 
maten ist daher Täuschung des Eigentümers, ein Gedanke, der seıne 
Bestätigung im Privatrecht findet: Ein Vertragschluß, der durch arglistige 
Täuschung zustande gekommen ist, ist anfechtbar; erfolgt der Vertragschluß 
mittels des Automaten durch konkludente Handlungen, so wird zweifellos die 
Anfechtung nicht ausgeschlossen, weil es an einem Täuschungssubjekt fehlt; 
in der Möglichkeit dieser Anfechtung ist also anerkannt, daß eine konkludente 
Handlung Täuschungsinhalt haben kann. 

Die Auffassung des Reichsgerichts ist vermutlich darauf zurückzuführen, 
daß es in der Handlung eine Parallele zu dem eigentlichen Automatendiebstalıl 
sah. Die Parallele ist aber nicht gegeben. Wer mittels Einwurfs eines Knopfes 
Waren aus dem Automaten erlangt, täuscht nicht den Eigentümer darüber, 
daß er die gestellte Voraussetzung, Einwurf eines Geldstückes, erfüllt habe, 
sondern bringt durch diese Manipulation den Eigentümer ohne seinen Willen 
um den Besitz und eignet sich die Waren dann rechtswidrig an. Hier aber 
liegt eine unzweideutige Täuschung vor. 

Daß unsere Auffassung in Bezug auf die Strafe mehr der Billigkeit ent- 
spricht. liegt auf der Hand. Aber auch ein anderer Gesichtspunkt dürfte für 
sie sprechen. Nach der Ansicht des Reichsgerichts müßte die versuchte Handlung 
im allgemeinen straflos bleiben, da sie ja nur Vorbereitung für den Diebstahl 
ist und die Diebstahlshandlung erst beginnt, nachdem die Biermarke heraus- 
gefallen ist. Vom Standpunkte des Betruges ist bereits das Einwerfen des 
Geldstückes strafbar, auch wenn etwa der Automat versagt, ein Resultat, das 
auch dem Rechtsgefühl entschieden mehr entspricht. 
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Verhandlungsunfähigkeit. 
Von Justizrat Dr. Richard Wolff. 


Zwei große Prozesse (Eulenburg und Schönebeck) haben in jüngster Zeit 
die Eri nach der Verhandlungsunfähigkeit in den Vordergrund des Interesses 
gerückt. 

Was ist „Verhandlungsunfähigkeit“, wann beginnt sie, wodurch wird sie 
begründet, wann hört sie auf und welche Folgen hat sie in strafprozessualer 
und strafrechtlicher Hinsicht ? 

Bei der Begriffsfeststellung der Verhandlungsunfähigkeit muß zunächst 
unterschieden werden zwischen physischer und psychischer Ver- 
handlungsunfähigkeit. 

Das rein körperliche Unvermögen, Schmerz, Gebrechlichkeit, Schwäche, 
kann den Verstand unberührt lassen ... hier tritt die Verhandlungsunfähig- 
keit erst mit dem Moment ein, wo die körperliche Beeinträchtigung den Ange- 
klagten subjektiv hindert, der Verhandlung zu folgen, sie hört auf, sobald ge 
körperliche Zustand diese Erscheinung wieder ausschaltet. 

Die psychische Verhandlungsunfähigkeit wendet sich an den Intellekt. 
an die ausschließliche Denkfunktion des Gehirns, an die Behinderung ganz oder 
wesentlich Zweck- und Folgeerscheinung der prozessualen und faktischen Vor- 
gänge des Verfahrens zu erkennen. 

Beide Fälle gestatten der Simulation weitesten Spielraum. 

Das Erkennen des einen oder des anderen Zustandes liegt keineswegs 
ausschließlich auf medizinischen Gebiet. 

In dieser Beziehung wird viel gesündigt. 

Insbesondere ist bei der Beurteilung der psychischen Verhandlungsun- 
fähigkeit die Feststellung der psychischen Momente von ausschlaggebender 
Bedeutung, und es ist der Richter wohl in der Lage, losgelöst von der Anhörung 
ärztlicher Sachverständigen, selbst eine Entscheidung zu treffen. 

Ich bezweifle an der Hand einer nicht unerheblichen Erfahrung sehr stark, 
daß sogar die gänzliche Ausschaltung medizinischer Gutachter die Treffsicher- 
heit des richterlichen Verdikts in der Regel herabmindert. 

Der Gutachter ist natürlich zu hören, wenn es von seiten des Staatsanwalts, 
des Angeklagten oder seines Vertreters verlangt wird. 

Dagegen zwingt die körperliche Verhandlungsunfähigkeit eher dazu, dem 
Arzt das letzte Wort zu lassen. 

Aber auch hier mit Maß. 

Bei der physischen Verhandlungsunfähigkeit und bei der Annahme, daß 
eine solche vorliegt. ist Richter und Staatsanwalt. Verteidiger und Sachver- 
ständiger in den meisten Fällen auf die Angaben des Kranken angewiesen. 

Der Arzt wird indessen Dei solchen Erscheinungen kraft seiner Erfahrungen 
und Beobachtung in ähnlichen Fällen als Sachverständiger das Übergewicht 
behalten, da er mit Rücksicht auf eine geeignete Untersuchung wohl in der Lage 
sein wird, sich darüber gutachtlich zu äußern, ob die Schmerzerscheinungen 
lediglich zur Vortäuschung einer Verhandlungsunfähigkeit simuliert sind, 
oder aber aus medizinischen Gründen Erfahrungsgrundsätzen entsprechen. 

Die psysische Verhandlungsunfähigrkeit wird in Sonderheit vorliegend 
in Frage kommen und Dereitet, abgesehen von der vollständigen Bewußtlosigkeit 
dem Richter, den anderen zur Mitentscheidung berufenen Personen und dem 
medizinischen Sachverständigen die größte Schwierigkeit. 

Der $ 51StrGB., der eigentlich „sedes materiae“ dieser Erscheinung bildet, 
hat an sich mit der Verhandlungsunfähirkeit und den daraus entstehenden 
prozessualen Konsequenzen nichts zu tun, da er lediglich die Zeit der Begehung 
der Tat im Sinne hat. 

Die Straflosirkeit steht hier demjenigen in Aussicht. der zur Zeit der 
Begehun g der Haniliung sich in einem Zustande von Bew ußtlosigkeit oder 
krankhafter Störung der Geistestätigrkeit befand. durch welche seine freie Willens- 
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bestimmung ausgeschlossen war. (Zurechnungsunfähigkeit, geminderte Zu- 
rechnungsfähigkeit.) 

Hier genügt sogar nach einer Entscheidung des Reichsgerichts schon der 
Zweifel des Richters an der derzeitigen Willensunfreiheit. 

Insoweit dies zutrifft, bleibt auch der zur Zeit der Verhandlung bereits 
wieder vollständig geistesgesunde Angeklagte straffrei. 

Die enge Fassung dieses Paragraphen deckt natürlich im Gegensatz zu der 
sonst: unzulässigen ausdehnenden Strafrechtsinterpretation nicht alle her- 
beizuziehenden Fälle. 

Bewußtlosigkeit oder krankhafte Störung der Geistestätigkeit sind nur 
die prinzipiellen Vorschriften unter welche sich anderweite vielgestaltige Er- 
scheinungen geistiger Minderwertigkeit rubrizieren lassen, z. B. Schlaftrunken- 
heit, Hypnotismus, schwere Trunkenheit und dergleichen. 

Viel wichtiger aber als alles das ist die Frage, wie die während des Ver- 
fahrens eintretende Verhandlungsunfähigkeit auf den ganzen Prozeß einwirkt 
bzw. einwirken muß und ob sie insbesondere die Notwendigkeit herbeiführt. 
das Verfahren zeitweise auszusetzen bzw. ganz einzustellen. 

Die zeitweise Aussetzung des $ 228 StrPO. ist an eine viertärige Frist 
vrebunden. 

Bei dieser kurzen viertägigen Aussetzung ist es von keiner Bedeutung, ob 
dieselbe durch tatsächlich zutreffende oder simulierte Erscheinungen herbei- 
geführt wird. 

Nach Ablauf der Frist wird die Verhandlung lediglich fortgesetzt, eine 
Wiederholung des bisherigen Verhandlungsergebnisses findet nicht statt. 

Gegen diese Aussetzung ist natürlich höchstens einzuwenden, daß sie zu 
kurz ist. Hier müßte de lege ferenda dem Richter das Recht eingeräumt werden, 
auf Antrag der Staatsanwaltschaft oder des Angeklagten eine Erstreckung der 
Frist bis etwa auf 1 Woche zu beschließen. 

Dagegen halte ich die Notwendigkeit der vollständigen Einstellung eines 
Verfahrens wegen vorliegender oder simulierter Verhandlungsunfähigkeit (ich 
meine simuliert, aber nicht als solche erkennbar) nicht einmal auf Grund der 
bestehenden strafprozessualen Bestimmungen für gegeben. 

Gewisse Bestimmungen der Strafprozeßordnung und des Strafgesetzbuchs 
kennen schon eine Verhandlung in Abwesenheit des Angeklagten. 

Die hier gewollte Neuerung durchhricht auch nicht mehr die Mündllich- 
keit des Verfahrens als dies in anderen Fällen ohnehin geschieht. 

Sie verstößt auch nicht etwa gegen irgend welche Humanitätsgedanken 
und sie dient endlich außerordentlich den staatlichen und strafrechtlichen 
Zwecken. 

Motiviert wird die kurze Zeitbestimmung der Aussetzung damit, daß eine 
längere Interzession die Übersicht über das erledigte Verfahren erschwert und 
an das Erinnerungsvermögen allzustarke Anforderungen stellt. 


Ich schlage vor, zu bestimmen. daß wenn sich während einer Verhandlune 
und zwar nach erfolgter Durchsprechung der Anklage mit dem Angeklagten 
ergibt, daß nunmehr eine Verhandlungsunfähigkeit eintritt, {rotzdem die 
Verhandlung, sei es in oder ohne Abwesenheit des Angeklarten zu Ende geführt 
werden kann. 


Rein äußerlich betrachtet würde diese Neuerung m. E. drei wohltuende 
Konsequenzen mit sich führen, und zwar dahin, 

1. daß Echtheit und Simulation schnell erkennbar wird. 

2. daß sich plötzlich das Begriffsvermögen wieder Dei dem An- 
reklagten einfindet, 

3. daß die Notwendigkeit langwierige Verhandlungen mit Rücksicht auf 
die angegebene Verhandlungsunfähirkeit des Angeklagten einzustellen. 
auf ein Minimum reduziert wird. 

Man halte mir nicht entgegen, daß ohne den Angeklagten der gerechten 

AD- und Beurteilung der Boden entzogen werde. und daß insbesondere das hoch 
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und heiliggehaltene Prinzip der Mündlichkeit und Unmittelbarkeit dadurch ver- 
letzt wird. 

Das österreichische Militärstrafgesetzbuch verlangt sogar die Ab- 
wesenheit des Angeklagten während der Verhandlung und es ist bisher eine 
Beschwerde über die aus diesem Grunde etwa anzunehmende ungerechtfertigte 
Aburteilung nicht in die Öffentlichkeit gedrungen. 

Der objektive Richter sammelt sein Material für sein Verdikt aus dem 
objektiven Ergebnis der Beweisaufnahme. 

Dieses Ergebnis kann ohne den Angeklagten, der im Gegenteil häufig. 
ohne es zu wollen natürlich, die Urteilsfindung durch seine Anwesenheit ungünstig 
heeinflußt, indem er, sei es in Angst vor der Verurteilung, sei es aus Keckheit 
in der Ableugnung unnötiger Weise mit der Wahrheit hinter dem Berge hält — 
gefunden werden. 

Jede Verhandlung muß den nicht ganz hart gesottenen Verbrecher hzw. 
einen nicht außergewöhnlich nervenstarken Menschen. zumal bei längerer 
Dauer, physisch und psychisch anstrengen und aufregen. 

In diesem Zustande ist eine gewisse Beeinträchtigung des Normalempfin- 
dens unausbleibliche Folge. 

Meine Vorschläge fasse ich zunächst dahin zusammen: 

1. eine temporäre Aussetzung der Verhandlung bis zu 1 Woche mit Fort- 
setzung nach Ablauf der Frist ohne Wiederholung des bisherigen Ver- 
handlungsergebnisses, 

2. Fortsetzung der Verhandlung auch für den Fall. daß nach Ablauf der 
Aussetzungsfrist die Verhandlungsunfähigkeit des Angeklagten weiter 
besteht. 

Voraussetzung ad 2 ist aber, daß die Vernehhmung des Angeklagten über 
die Anklage schon erfolgt war und das Gericht seine fernere Anwesenheit nicht 
für erforderlich erachtet. 

Gegen diesen Gerichtsbeschluß steht dem Angeklagten die sofortige 

Beschwerde zu. welche sich aber unmittelbar an die Verkündung des 

Beschlusses anschließen muß. 

Die Entscheidung über die Beschwerde erfolgt von dem ange- 
eriffenen Gericht mit einer Frist von 3 Tagen. 
Gegen diese Entscheidung ist ein Rechtsmittel nicht zulässig. 


Literatur. 


Die Militärstrafgerichtsordnung vom 1. Dezemher 1898 
nebst Einführungsgesetz von Dr. jur. A. Romen, Wirklicher Geheimer 
Kriegsrat und Dr. jur. Carl Rissom, Kriegsgerichtsrat bei der 18. Division. 
J. Guttentag, Berlin. 1910. — 6O lt — 967 S. 


Die MStGO. vom 1. Dezember 1898 ist mit dem 1. Oktober 1910 ein Jahr- 
zehnt in Kraft gewesen. Man ist sich heute darüber klar, daß sie. mögen auch 
genug Wünsche auf Anderung und Fortbildung ihrer Bestimmungen vorhanden 
sein, den zwingendsten Anforderungen der Neuzeit gerecht geworden ist und sich 
im großen und ganzen sehr gut bewährt hat. Sie lehnt sich in den Grundzügen 
an die bürgerliche Strafprozeßordnung an, es ist auch natürlich, daß sie als 
neueres Gesetz gewisse Vorzüge der StPO. gegenüber aufweist. Sie zu erwähnen 
ist hier nicht möglich. nur darauf muß hingewiesen werden. daß die Auslerune. 
die sich an die geltende MStGO. knüpft (man denke vor allem an die Entschei- 
dungen des RMG. Bd. 1 bis 13. die heute weit über militärische Kreise hinaus 
als wissenschaftlich höchst wertvoll anerkannt werden) und die Erfahrungen 
der Militärstrafrechtsptlege verdienten mehr noch als bisher für die Fortbildung 
des bürgerlichen Strafverfahrens verwertet zu werden. Auch der Praktiker im 
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bürgerlichen Strafprozeß sollte selbst in Fragen, die nicht ohne weiteres an mili- 
tärische Fragen und Einrichtungen anklingen, an der MStGO. nicht vorüber- 
gehen; viele Bestimmungen der beiden Gesetze stimmen miteinander überein 
oder sind verwandt. Die vorliegenden Erläuterungen der MStGO., für die Praxis 
bestimmt, müssen als sehr gutes, dem heutigen Stande der 
Wissenschaft a a Nachschlagebuch bezeichnet 
werden. Ihrem Ziel entsprechend haben die Bearbeiter die Erläuterungen kurz 
und klar gefaßt; sie haben dabei die gesetzgeberischen Vorarbeiten, die er- 
gänzenden Gesetze und Verordnungen, Ausführungsbestimmungen und vor allem 
auch die Parallelstellen mit dem GVG. un der StPO 
überall herangezogen. 

Die Entscheidungen des RG. und des RMG., auch dessen Prü- 
fungsergebnisse nach $ 113 MStGO., die bisher nicht veröffentlicht, jedoch den 
Militärgerichtsstellen überwiesen worden sind, sind ganz eingehend 
verwertet. Die umfassendste Benutzung und Anführung der Literatur 
ist ein ganz besonders ins Auge fallender Vorzug des Werkes. Mögen auch 
ausführliche wissenschaftliche Erörterungen. dem Ziele der Herausgeber 
entsprechend, vermieden worden sein, so wird doch erkennbar, daß das ganze 
Werk auf breiter, wissenschaftlicher Grundlage ruht und 
viele einzelne Fragen, vor allem auch Grundfragen des Prozesses, in wissenschaft- 
lich selbständiger Weise verarbeitet und gefördert worden sind. — Es kann zu- 
verlässig gesagt werden, daß das Buch sich auch in der Praxis der bürger- 
lichen Gerichte und Staatsanwaltschaften als vor- 
trefflicher und gediegener Wegweiser einführen wird. 


Kriegsgerichtsrat Heinrich Dietz in Rastatt. 


Besprechungen 
von 
Josef Kohler. 


I. Strafrecht. 


Dr. Hugo Hoegel, Professor. Gesamtreform desösterreichi- 
schen Strafrechtes (einschl. des Preßrechtes). Wilh. Engel- 
mann, Leipzig. 

Hoegel hat seiner Zeit als Referent bei der Österr. Strafgesetzkommission 
einen Vorentwurf ausgearbeitet; später wurde die Sache von anderer Seite 
weiter geführt. Er hat nun aber seine Arbeit in abgeänderter Gestalt mit 
Motiven veröffentlicht und gibt zu seinem Entwurf des Strafgesetzbuches auch 
einen Entwurf des Strafverfahrens, des Preßgesetzes, des Polizeistrafgesetzes 
und des Gesetzes über die Zwangsarbeit. Die Motive enthalten manches 
schätzbare Material; doch steht der Verfasser meist auf einem recht zurück- 
gebliebenen Standpunkt, so z. B. was die Bestrafung der Unzucht oder der 
Trunksucht betrifft. Es ist unrichtig, daß durch die Straflosigkeit wider- 
natürlicher Unzucht die Gesellschaft in schwere Schäden kommt, und auf der 
anderen Seite ist es Zeit, das Trinken durch alle Mittel zu bekämpfen, und das 
altväterliche Argument, daß die Berauschung schon in der Patriarchenzeit 
vorgekommen sei, hat für unsere Tage keine Beweiskraft. 


Dr. Carl Güterbock, Professor. Zur Redaktion der Bam- 
hergensis, Textkritische Untersuchungen. Aderjahnsche 
Buchhandlung, Königsberg i. Pr. 

Der Altmeister der Karolinaforschung zereliedert hier die Bambergensis 
und kommt zu dem Ergebnis, daß wir in ihr nur teilweise die wirkliche 
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literarische Schöpfung Schwarzenbergs zu erblicken haben, während "teilweise 
das Werk anderer hineingearbeitet wurde. Die Untersuchung ist äußerst fein 
und lehrreich; ich werde an anderer Stelle darauf zurückkommen. Verharren 
möchte ich aber auf der Korrektur in Art. 143, daß statt „schemliche‘* 
Werke, ‚„scheinliche‘‘ Werke zu setzen ist. Wie der Drucker zu diesem Fehler ge- 
langte, ist ja augensichtlich; daß es aber dem Verfasser nicht darauf ankam, 
die unzüchtigen Grifte und Hantierungen zu schildern, sondern die zu 
Tage tretende Gewalt, scheint mir sicher zu sein. 


Dr. Julius Friedrich Die Bestrafung der Motive und die 
Motive der Bestrafung, Rechtsphilosophische und 
kriminalpsychologische Studien. Dr. W. Rothschild, Berlin 
und Leipzig. 

Das Werk enthält eine Reihe bedeutender Gesichtspunkte und erreicht 
seinen Höhepunkt da, wo es von den gesetzgeberischen Motiven der Bestrafung 
spricht und hier den Zweck der Gesamtgenugtuung hervorhebt. Daß ohne 
diese ein Strafrecht nicht möglich ist und daß ihre Preisgebung zur wissen- 
schaftlichen Auflösung führt, wird von dem Verfasser treffend hervorgehoben. 


Charles Collard. pearcei protectrice de ľenfance 
en Prusse. Charles Peeters, Louvain (Alfred Lorentz, Leipzig). 

Die Darstellung des preußischen Gesetzes und die näheren Ausführungen 
über die bisherigen Fürsorgeinstitute zeugen von dem erfreulichen Interesse 
des Auslandes an den Bestrebungen deutschen Rechts. 


Franz Nadastin.. Untermenschen oder Narren? Karl 
Konegen, Wien. 

Eine oft in heftigem Ton gehaltene Kritik, vornehmlich gegen Über- 
griffe psychiatrischer Wissenschaft und Praxis. 


Dr. Horch. Justizrat in Mainz und Professor Dr. Otto von Frangqu® it 
Gießen. Die Abtreibung der Leibesfrucht vom Stand- 
punkte der lex ferenda, Referate erstattet in der Versammlung 
vom 4. Juni 1910 zu Mainz. Carl Marhold, Halle a. S. 

Die Referenten halten sich davon zurück, für die Straflosigkeit der Ab- 
treibung einzutreten; daß aber die Unterstellung unter die Tötungsdelikte 
aufgegeben werden muß, scheint man allgemein anzunehmen, wenn auch 
die Sorge für das kommende Leben da und dort noch als ein Moment der 
Erwägung und der Rechtfertigung unserer Gesetzgebung hervortritt. 

Jedenfalls aber sind, wenn man an der Strafbarkeit festhält, besondere 
Bestimmungen dahin erforderlich, daß die Ärzte, wenn es sich um gesund- 
heitliche Interessen der Frau oder auch der Nachkommenschaft handelt, nach 
ihrer freien Bestimmung, eine Entfernung des Fötus vollziehen dürfen; 
nötigenfalls wärd eine medizinische Instanz hierfür zu schaffen. 


Jon Skeie. Om Aerekraenkelser efter norsk ret. Olaf 
Norlis, Kristiania, 

Wir finden hier eine geschichtliche Darstellung zunächst für die Zeit bis zu 
dem Gesetze Christian V., sodann für die spätere und für die jetzige Zeit. Die 
geschichtlichen Ausführungen bringen den deutschen Juristen eine Menge 
wenig bekannter Dinge. Die dogmatischen Ausführungen sind sehr eingehend 
und berücksichtigen namentlich auch die deutschen Forschungen. so beispiels- 
weise was die berühmte Frage betrifft inwiefern der Beweis der Wahrheit ent- 
schuldigt. Das richtige muß doch sein: nicht der Beweis der Wahrheit ent- 
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schuldigt, sondern dieser in Verbindung damit, daß der Injuriant bei der 
Verbreitung der Tatsache anerkennenswerte Zwecke verfolgt. 


- —— mm 0 


Dr. Karl Hammeley. Die Kollektivbeleidigung. Heft 121. 
Strafrechtliche Abhandlungen. Schlettersche Buchhandlung, Breslau. 

Das was der Verfasser über den Begriff der Beleidigung sagt, ist mehrfach 
anfechtbar, dagegen sind seine Erörterungen über die Beleidigung einer Be- 
hörde und seine Ausführungen, daß juristische Persönlichkeiten und auch offene 
Handelsgesellschaften beleidigt werden können, bedeutsam und wertvoll: 
vom Standpunkt derjenigen, welche, wie ich, der offenen Handelsgesellschaft 
die juristische Persönlichkeit zuschreiben, bedarf es allerdings ihrer besonderen 
Hervorhebung nicht. 


O. Kleinrath Kreditbetrug Ist der bisherige ge- 
setzliche Schutz gegen Kreditbetrug ausreichend? 
Helwigsche Buchhandlung, Hannover. 

Der Verfasser will einen besonderen Zusatz zum Strafrecht. in dem Sinne, 
daß wer einen anderen durch arglistige Täuschung zur Kreditgewährung be- 
stimmt, auf Antrag bestraft werden soll. 

Ich glaube nicht, daß wir eines solchen Zusatzes bedürfen: denn wenn man 
argelistige Täuschung unterstellt. so wird wohl sicher anzunehmen sein, daß 
irgendeine falsche Tatsache zugesichert oder etwas hinterhalten worden ist. 
dessen Angabe man von dem Kreditsucher notwendig erwartet hätte. Daß 
nur auf Antrag bestraft werden soll. ist ein richtiger Gesichtspunkt und er- 
innert daran, daß auch frühere Gesetze den Betrug in Vertragsverhältnissen 
besonders behandelt und namentlich den Strafantrar vorausgesetzt haben 
(Bad. StGB. $ 452, 456). 


II. Strafprozeß. 


P. F. Aschrott. Der Entwurf einer Strafprozeßord- 
nung und: Novelle zum Gerichtsverfassungsgesetze. 
(J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung. Berlin, 1908.) 

Unter den Ausführungen des Verfassers möchte ich namentlich hervor- 
heben, was er über das Legalitäts- und Opportunitätsprinzip in der Anklage 
spricht. Ich bin, wie schon anderwärts dargelegt, der Ansicht, daß das Lega- 
litätsprinzip im großen und ganzen zu verwerfen ist: denn es ist fürwahr nicht 
im Staatsinteresse, daß alle und jede Kleinigkeit, wo irgend jemand sich gegen 
das Gesetz verfehlt hat, an die groBe Glocke gehängt wird. Daß durch das 
Opportumitätsprinzip die Staatsanwaltschaft eine besonders verantwortliche 
Stellung erlangt. ist sicher, kommt aber nicht weiter in Betracht. Wünschens- 
wert wäre es wohl. irgendeinen Beirat zu bilden. bei dem sich der Staatsanwalt 
in schwierigen: Fällen Rats erholen könnte. Das Sicherheitsventil gegen den 
Mißbrauch kann die Anrufung der Gerichte von seiten des Verletzten sein oder 
die subsidäre Privatklare. 


Carl Kade. Unbedingte oder bedingte Strafver- 
folgungspflicht? (Helwingsche Verlagsbuchhandlung. Hannover, 1909.) 

Der Verfasser spricht ebenfalls gegen das unbedingte Legalitätsprinzip 
und wünscht die subsidiäre Privatklare. Er will, daß in einem Vortermin vor 
Gericht entschieden werden soll. ob die Klage zu erheben ist oder nicht. 


Georg Kleinfeller. Das schwurgerichtliche Verfahren 
und der Entwurf einer Strafprozeßordnung. (Verlag 
J. Guttentag, Berlin, 1909.) 

Unter den Reformideen bezüglich des Schwurgerichts kommt namentlich 
«ter Vorschlag in Betracht. die unnatürliche Trennung von Schuld- und Straf- 
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frage, die ja schon bei den mildernden Umständen durchbrochen worden ist, 
ganz aufzugeben, und, wie es bereits in Genf geschah, die Geschworenen 
auch zur Festsetzung der Strafe zuzuziehen. Der vom Verfasser aufgestellte 
Mittelvorschlag, daß man wieder zwischen Strafmittel und Strafmaß scheiden 
und den Geschworenen die Mitwirkung bezüglich des ersteren, nicht bezüglich 
des letzteren gewähren soll, ist eine wenig empfehlenswerte Halbheit. 


Eduard Steidle. Militär - Strafprozeß und Reichs- 
Strafprozeß-Reform. (Carl Winters Universitätsbuchhandlung, 
Heidelberg, 1908.) 

Von dieser Schrift mag bemerkt werden, daß der Verfasser S.9 und ff. 
sich als Gegner der Schwurgerichte darstellt und sich hierfür auf die Erfah- 
rungen der bayerischen Militär-Schwurgerichte bezieht. 


Richard Finger. Die Kunst des Rechtsanwalts. (Verlag von 
Struppe & Winckler, Berlin, 1908.) | 


Der Verfasser spricht in anerkennenswerter Weise über eine Reihe von 
Fragen, die den Anwaltsstand sehr nahe berühren, die aber auch für die all- 
gemeine Rechtsentwicklung von der größten Bedeutung sind. Soz. B. wie sich der 
Anwalt den Querulanten gegenüber zu verhalten hat, wie bei einer Klage gegen 
die Erben; er handelt ferner vom Mahnbrief, bei dem besondere Vorsicht nötig 
ist, solange der Begriff der Erpressung nicht in entsprechende Schranken ge- 
bannt ist. Von ganz besonderer Bedeutung ist die Pflichtenkollision des Ver- 
teidigers. Hier spricht aber der Verfasser etwas recht Verkehrtes aus: er glaubt, 
der Anwalt dürfe nie auf Nichtschuldig plädieren, wenn er im Innern von der 
Schuld überzeugt sei. Aber es ist wohl zu entscheiden, zwischen dem privaten 
Wissen des Verteidigers, das möglicherweise auf vertraulichen Mitteilungen des 
Klienten beruht, und dem Wissen, welches sich dem Verteidiger wie dem Richter 
aus der Verhandlung ergibt. Der Verteidiger ist berechtigt, sich auf den Stand- 
punkt zu stellen, daß er jenes private Wissen vollkommen beiseite läßt und seine 
Verteidigung bloß auf das gerichtlich vorgelegte Material baut; denn jeder 
Angeklagte hat ein Anrecht, bloß auf dieses Material hin verurteilt und zum 
Objekt einer richterlichen Entscheidung gemacht zu werden, und diesem 
Recht des Angeklagten darf der Verteidiger nicht entgegentreten. Er darf auch 
nicht indirekt etwas von dem, was ihm vertraulich mitgeteilt worden ist, in sein 
Plaidoyer hineinfließen lassen. Die Annahme, daß eine derartige Behandlungs- 
weise in Begünstigung übergehe, ist streng zurückzuweisen. Begünstigung liegt 
nur dann vor, wenn etwa der Verteidiger Zeugen zum Schweigen bringt oder 
dazu mithilft, daß UÜberführungsstücke beseitigt werden. 

Richtig ist dagegen die Lehre, daß Anwälte einander nicht kontumazieren 
sollen, soweit nicht anzunehmen ist, daß der andere bewußt ausbleiben will 
oder daß er sich eine pflichtwidrige Nachlässigkeit zuschulden kommen läßt. 
Wenn das Kammergericht einmal erkannt hat, daß ein Anwalt, der bei Aufruf 
der Sache nicht sofort anwesend ist, aber dem Gericht erklärt hat, daß er er- 
scheinen werde, doch sofort kontumaziert werden könne, so ist dies sicher un- 
richtig und widerspricht den Rücksichten, welche man dem vielbeschäftigten 
Anwaltsstand schuldig ist. 


‘Johann Georg Gmelin. Zur Psychologie der Aussage. 
(Helwingsche Verlagsbuchhandlung, Hannover, 1909.) 

Der Verfasser betont alle in der neueren Zeit entwickelten Momente, 
welche für die Unzuverlässigkeit des Zeugenbeweises sprechen und welche den 
Richter zur größten Vorsicht mahnen. Eines wird namentlich richtig betont: 
die subjektive Gewißheit, mit welcher der Zeuge eine Tatsache behauptet, steht 
oft in keinem Verhältnis zur objektiven Richtigkeit; ein jeder wird sich schon 
bei gewissenhafter Selbstprüfung auf solchen Irrtümern ertappt haben, so daß er 
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eine Tatsache vielleicht auf seinen Eid genommen hätte, die sich nachher als 
unrichtig erweist. Die Gründe, welche, im Innern wirkend, eine Annahme als 
auf untrüglicher Wahrnehmung beruhend, darstellen, sind häufig subjektiver 
Art und fern davon, eine zweifellose Verbindung zwischen dem wahrnehmenden 
Subjekt und der Außenwelt herzustellen. 


Adolf Baginsky. Die Kinderaussage vorGericht. (J. Gut- 
tentag, Berlin, 1910.) 

Der Verfasser betont die außerordentlichen Gefahren der Kinderaussage. 
Namentlich kommt die Unzuverlässigkeit ihrer Beobachtung und die Im- 
pressionabilität ihres werdenden Geistes in Betracht, der Einfluß der ganzen 
Umgebung, die mangelhafte Resistenzkraft, die Vergeßlichkeit; daher kann man 
bei Benutzung ihrer Aussagen nicht vorsichtig genug sein. Im Zweifel sollte 
dahei stets ein Sachverständiger zugezogen werden. 


C. Budding. Die Polizei in Stadt und Land in Groß- 
britannien. (Verlag J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung, Berlin, 1908.) 


Die Ausführungen über die englische Polizei, ihre Organisation und ihre 
Funktionen sind gründlich und tüchtig; insbesondere ist hervorzuheben, daß 
England in der Polizeiverwaltung zwar gewisse Gesetzes-Schemata im allge- 
meinen gibt, aber den örtlichen Spezialverordnungen einen reichen Spielraum 
läßt, wie z. B. ein besonderes Gesetz für Birmingham gilt. Ferner ist die Art 
der Erledigung kleiner Strafprozesse im summarischen Verfahren bei Polizei- 
gerichten hervorzuheben, z. B. bei dem Polizeigericht des Bowstreet, dessen 
würdiges und promptes Verfahren ich selbst konstatieren konnte. 


Hermann Knapp. Das Übersiebnen der schädlichen 
Leute in Süddeutschland (J. Guttentag, Berlin, 1910.) 


Mit seiner eigenartigen Kenntnis des Materials weist der Verfasser nach, 
daß die Aufstellungen Zallingers über die landschädlichen Leute in der Haupt- 
sache irrtümlich sind. „Schädliche Leute‘ ist identisch mit „Missetäter‘‘, und 
das auf das Landfriedensgesetz von 1281 zurückgehende UÜbersiebnen ist nur 
eines der Mittel, um das Verbrechertum energischer zu bekämpfen. Zwei Dinge 
standen einer genügenden Verfolgung im Wege, auf der einen Seite das Anklage- 
prinzip, auf der anderen Seite das Recht des Reinigungseides. Gegen das letztere 
wandte sich das Übersiebnen, wonach der Kläger mit sechs Überzeugungs- 
mannen die Tat in einer Weise beschwören konnte, daß der Eid des Angeklagten 
„verlegt“ wurde; aber auch die Verfolgung von Amts wegen fand seit dem 
13. Jahrhundert mehr und mehr Aufnahme. Natürlich ist das UÜbersiebnen ein 
Notbehelf gewesen, und als ein neues Beweissystem aufkam, hat es die Bam- 
bergensis in a. 273 aufgehoben. 

Hermann Knapp. Freiherr Cl. von Schwerin und die 
Zenten Hochstifts Würzburg. (Kommissionsverlag v. J. Gutten- 
tag, Berlin, 1909.) 

Das hochbedeutende Werk von Knapp über die Würzburger Zenten hat 
durch Freiherrn von Schwerin eine ungünstige Kritik erfahren, die gegenüber 
einem so verdienstvollen Forscher zurückzuweisen ist. Uber Einzelheiten 
unterrichtet diese Gerenschrift. 


Hermann Ferdinand Hitzg. Die Herkunft des Schwur- 
gerichts im römischen Strafprozeß. (Druck und Verlag: 
Art. Institut Orell Füssli, Zürich, 1909.) 

Die Eixentümlichkeiten des Verfahrens bei den quaestiones perpetuae mit 
dem Vorsitz des Prätor, mit der Abstimmung durch Stimmtäfelchen und dent 
nachträglichen Astimationsverfahrens zugunsten des verletzten Privaten oder 


Literatur. 281 


zugunsten der durch ihren actor vertretenen Gemeinde hat von jeher zu denken 
gegeben. Die Ableitung aus dem Komitialprozeß ist längst aufgegeben. Die An- 
knüpfung an das senatorische Recuperatorenverfahren ist eine sehr lose und 
ebenso die von Mommsen verteidigte Anknüpfung an das Recuperatoren- 
verfahren zur Eintreibung der Gemeindebußen. Darum will der Verfasser, der 
ausgezeichnete Kenner des griechischen Rechts, eine Anknüpfung an das grie- 
chische Verfahren versuchen, bei dem der Magistrat, ohne mitzustimmen, das 
Verfahren leitet und die Stimmtäfelchen zählt, und wo auch den fremden 
Gemeinden ein Klagerecht gewährt wird. Auch das Abstimmungsverfahren 
(ziemaıs) findet im griechischen Rechte seine Analogie. Der Gedanke ist weiterer 
Untersuchung wert, und sollte er sich bewähren, so ist er ein neuer Beweis für 
den Einfluß des griechischen Kulturrechts auf Rom und ein neues Band der 
gemeinsamen Rechtsentwicklung. 


III. Gefängniswesen. 


Paul Heilborn. Die kurze Freiheitsstrafe (Verlag v. 
Wilhelm Engelmann, Leipzig, 1908.) 

Der Verfasser bricht für die kurzzeitige Freiheitsstrafe eine Lanze und 
sucht darzutun, daß die ihr vorgeworfenen Mängel weit übertrieben sind. 
Natürlich eignen sie sich nicht für Besserungszwecke, dagegen für Zwecke der 
Vergeltung, und der Abschreckung. Allerdings muß die Verbüßung in der Weise 
oe daß die Eingelieferten von den Dauersträflingen scharf geschieden 
bleiben. 


W. Leonhard. Die modernen Strafrechtsideen und 
der Strafvollzug. (Verlag von Wilhelm Engelmann, Leipzig, 1910.) 


Es ist erfrischend, den Ausspruch eines Strafanstaltspraktikers zu hören, 
wenn er sich in der Art erklärt: 

„Wird die Strafidee, wird die züchtigende Wirkung, die dem Straf- 
leiden ohne weiteres innewohnt, im Strafvollzuge außer acht gelassen oder 
gar absichtlich eliminiert, wird bei dem Strafgefangenen der Eindruck ge- 
flissentlich hervorgerufen, daß ihm durch die Gefangenschaft nicht sein 
Unrecht vergolten werden solle, so geht der Strafvollzug falsche Wege und 
darf sich darüber nicht durch den Anklang täuschen lassen, den er bei 
manchen seiner Objekte findet, noch auch durch die Befriedigung, die den 
Beamten aus einer rein caritativen Handhabung des Gefängnisdienstes 
erwachsen kann. Im ganzen wird ein solcher „Strafvollzug“ trotz aller an 
ihn gewendeten Mühe und Aufopferung der psychologischen Stoßkraft 
ebenso entbehren wie sein Gegenteil, die mechanische Verwahrung und 
Beschäftigung Gefangener.“ 

In der Tat: ohne Schuld keine Strafe und ohne Recht und Gerechtigkeit 
kein menschenwürdiges Dasein. 


Paul Herr. Das moderne amerikanische Besserungs- 
system. (Verlag von W. Kohlhammer, Berlin, 1907.) 


Wer in der neueren Zeit das Eastern Penitentiary in Philadelphia besucht 
hat, staunt über die humane Behandlungsweise der Gefangenen, deren Zellen 
mehr wie die Stuben eines Pfründnerhauses aussehen mit all den Teppichen, 
Bildern, Vogelkäfigen, Uhren und Blumen. Er erfährt nun auch, daß die 
Disziplin ohne harte Strafen gehandhabt wird: keine Prügelstrafe, höchstens 
härteres Lager oder Verringerung der Kost. Ich sah dort auch, wie für die 
Gymnastik der Leute gesorgt wurde, und überall hersschte ein genossenschaft- 
liches System. Von der streng getrennten Einzelhaft, auf welche die baulichen 
Einrichtungen der Anstalt eigentlich berechnet sind, ist keine Spur mehr zu 
bemerken. Aber auch in den „County jails“ herrscht zwar oft großer Schmutz 
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und Unordnung, jedenfalls aber ist auch dort eine gewisse humanitäre Behand- 
lungsweise üblich, die von der unserer Gefängnisse sehr abweicht. Das große 
Produkt der Gefängnisbewegung aber ist neben den Besserungsschulen für Un- 
mündige die Gründung der Reformatories für Personen zwischen 16 und 30 
oder 40 Jahren, d. h. für solche Personen, bei denen man noch auf Besserung 
rechnet, — ein Mittelding zwischen Gefängnis und Reformschool. Bahnbrechend 
war namentlich in dieser Beziehung der Report von Wines und Dwight aus dem 
Jahre 1867 und der Cincinnatikongreß vom Jahre 1870; der erste Erfolg war 
‘die Gründung von Elmira im Staate New York. Die Anstalt wurde im Jahre 
1876 eröffnet und hier ein Mann zum Direktor ernannt, der epochemachend 
wirkte, nämlich Brockway. Daraufhin wurden noch eine Reihe von Reforma- 
tories gegründet, im ganzen 11. Von Bedeutung ist besonders Concord in 
Massachusetts; Huntington in Pensylvania, Pontiac in Illinois und St. Cloud 
in Minnesota. Es war mir seinerzeit bei dem kurzen Aufenthalte nicht möglich, 
die Reformatories selbst in Augenschein zu nehmen; der Verfasser, der 7 Mo- 
nate drüben weilte, konnte 8 dieser Anstalten besuchen und sie eingehend 
studieren. Die Erfahrungen, die man mit den Reformatories machte, sind durch- 
eängig gute, die Disziplin wird ohne harte Strafen aufrechterhalten, sodann 
wird durch geregelte Arbeit, durch Unterricht, durch Erregung des Ehrge- 
fühls und in der 1. Klasse durch Diskussionsversammlungen und andere Mittel 
geistiger Anregung dahin gewirkt, den Gefangenen ein menschenwürdiges Da- 
sein zu bereiten. Vor allem aber ist der Einfluß des Klassen- und Marken-Systenis 
in Verbindung mit der vorläufigen Entlassung höchst wohltätig.. Man hat auf 
das irische System in der Art zurückgegriffen, daß die Marken für Wohlver- 
halten, Arbeitsleistungen und für die Leistungen in der Schule gegeben werden, 
so daß beispielsweise ein Gefangener jeden Monat 9 Marken verdienen kann. 
Eine Reihe von Marken bringt ihn von der 2. in die 1. Klasse. Ein ganz be- 
sonders fein durchdachtes System ist auch das in Elmira und zwei anderen 
Anstalten gebräuchliche, bei welchen der Gefangene gewissermaßen sich selbst 
beköstigen muß: er bekommt seinen bestimmten Arbeitsverdienst und zahlt dafür 
seine Kost und Wohnung, den Arzt usw. Dadurch wird das Selbständigkeits- 
gefühl wachgerufen und der Gefangene an eine regelmäßige Wirtschaft gewöhnt. 


Einseitig ist allerdings die Hervorhebung des Besserungszweckes gegen- 
über den anderen Strafzwecken. Brockway ist z. B. nicht gegen Vergeltung, 
glaubt aber, daß diese nicht Sache menschlicher Gerechtigkeit sei, — worüber 
wir anderer Ansicht sind. Am bedenklichsten scheint uns das System der 
unbestimmten Verurteilung, das allerdings auch in Amerika, z. B. im Staate 
Illinois, seine Gegner hatte, doch ohne daß es doch zu Fall geriet. Ich bin 
prinzipiell gegen die unbestimmte Verurteilung, doch läßt sich eine Vermittlung 
in der Art herstellen. daß die Strafen für bestimmte Zeit festgesetzt werden, 
diese Zeit aber nur eine Maximalfrist darstellt, welche eine Begnadigung durch 
die Gefänenisbehörde nicht ausschließt. 


Im großen und ganzen zeigt das amerikanische Leben in dieser Beziehung 
einen ungeheuren Fortschritt, der sich sehr bedeutend abhebt gegenüber der 
Stagnation des Gefängniswesens in Deutschland, und namentlich auch gegen- 
über den wenig erfreulichen Bestimmungen unseres Vorentwurfes. 


Arthur Henschel. Die Reform der Untersuchungshaft. 
(Verlag von Franz Vahlen, Berlin. 1909.) 

Unter den Ausführungen des Verfassers über die Reform der Unter- 
suchungshaft sind insbesondere zwei Punkte höchst hDemerkenswert. Einmal das 
richtige Postulat, daß die Untersuchungshaft bei der Strafe stets anzurechnen 
ist. Eine Ausnahme wird allerdings gemacht. falls der Angeklagte durch die 
Art seiner Verteidigung selber die Verlängerung der Untersuchungshaft herbei- 
veführt hat. Mit Recht will aber dies der Verfasser auf besonders krasse Fälle 
beschränken, und ich möchte nur den Fall concediren, wenn der Angeklarte 
wirklich wesetzwidrige Mittel angewendet hat: da das Leuenen des An- 
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geklagten ihm zur Last fallen soll, widerspricht vollkommen unseren modernen 
Anschauungen, wonach niemand verpflichtet ist, sich selber zu beschuldigen. 
Wenn man den Leugnenden, der mit dem Leugnen nur sein gutes Recht aus- 
übt, damit bestraft, daß man ihm die Untersuchungshaft nicht anrechnet, so 
ist das ein Widerspruch. Ein anderer Punkt ist der: Die Untersuchungshaft soll 
eine bestimmte Dauer nicht überschreiten oder wenigstens, wenn dies der Fall 
ist, einer besonderen Kontrolle unterworfen werden. 


Hinter Schloß und Riegel. (Verlag von Albert Langen, 
München.) 

Eine jener Erzählungen aus dem Zuchthaus, die für uns insofern von Be- 
deutung sind, als sie zeigen. wieviel wir noch von den amerikanischen Reforma- 
tories zu lernen haben. Hervorheben möchte ich vor allem die Stelle, in welcher 
sich der Verfasser darüber ausspricht: was ihn am meisten bei dem Urteil 
vekränkt hätte, sei die Nichtanrechnung seiner Untersuchungshaft gewesen. 
In der Tat muß die Anrechnung der Untersuchungshaft als ein Recht betrachtet 
werden, das nur aus ganz besonderen Gründen entzogen werden darf, am aller- 
wenigsten dann, wenn die Verzögerung gar nicht auf die Tat des Angeschuldigten 
zurückzuführen ist. 


IV. Hilfswissenschaften. 


M. Dennsted. Die Chemie in der Rechtspflege. (Aka- 
demische Verlagsanstalt m. b. H., Leipzig, 1910.) 

Wenn auch der Untersuchungsrichter sich des Sachverständigen bedienen 
muß, so ist es doch für alle Zwecke bedeutsam, daß er selber auf technischem Ge- 
biete orientiert ist, um gleich von Anfang an zu wissen, nach welcher Richtung er 
seine Schritte lenken und den Sachverständigen instruieren soll. Wie die Schriften 
von Groß dem Untersuchungsrichter sehr reiche Belehrungen geben, so sind 
auch eine Reihe von Einzelschriften erschienen, welche dahin abzielen, den 
Juristen sachgemäß in diese Gebiete einzuführen. So auch das vorliegende 
Werk, das dem Nichttechniker die Grundzüge der chemischen Wissenschaft so 
weit bekannt gibt, als für seine Zwecke nötig ist, und in einer Reihe von be- 
merkenswerten Ausführungen Jdartut, welche Bedeutung die Forschungen der 
Chemie bei Ermittelung der verschiedensten Verbrechen gewinnen. Natürlich 
kommt in erster Reihe die Lehre von den Giften und ihrem Nachweise in Betracht, 
sodann die Lehre von den Nahrungsmitteln und der Nahrungsmittelfälschung; 
aber auch für die Aufdeckung der Brandstiftung ist die Chemie wichtig; vor allem 
aber leistet sie bei der Urkundenfälschung und Urkundenunterdrückung sowohl 
der Anklage als auch der Verteidigung ganz ausgezeichnete Dienste: wichtig 
ist ferner die Untersuchung der Blutspuren auf Menschen- und Tierblut usw. 

Es ist wünschenswert, daß die Untersuchungsrichter derartige Werke 
zum Gegenstand eines eingehenden Studiums machen. 


Georg Puppe. Gerichtliche Medizin. (Verlag von l. F. Leh- 
mann. München, 1908.) 

Ein für den Juristen sehr empfehlenswertes, einfach geschriebenes und 
zum Studium vorzüglich geeignetes Lehrbuch der gerichtlichen Medizin. Ich 
verweise insbesondere auf die Partie über sexuelle Vorränge und Verbrechen. 
Interessant ist der Nachweis, daß durch Röntgenbestrahlung Zeugungsunfähig- 
keit entstehen kann; ferner die Erörterung, inwieweit durch Hypnose eine 
Frau sexuell überwältiet werden kann (S. 479): es folgen sodann die für den 
Juristen besonders lehrreichen Erörterungen S. 622 und ff. über die Unzurech- 
nungsfähirkeit. 


Nachprüfung des von Neisser und Sachs angege- 


| 
benen Verfahrens zur forensischen Unterscheidung 
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von Menschen und Tierblut. (Verlag von Gustav Fischer, Jena, 
1908.) 

Neben der bewährten Präzipitinmethode (Uhlenhuths) zur Unterscheidung 
von Menschen- und Tierblut ist von Neisser und Sachs eine zweite Methode, die 
Komplementablenkungsmethode, aufgestellt worden. Die Vorteile dieser Methode 
werden verschieden beurteilt, wie aus den mitgeteilten Ausführungen nam- 
hafter Fachmänner hervorgeht. Jedenfalls zeigt aber die Darstellung von 
Uhlenhuth selber, daß die Anwendung der neuen Methode zur Kontrolle neben der 
Uhlenhuthschen Methode empfohlen werden kann, wenn auch die Fehlerquellen 
zu zahlreich sein mögen, als daß sie allein schon entscheiden könnte. 


Otto Leers. Die forensische Blutuntersuchung. (Ver- 
lag von Julius Springer, Berlin, 1910.) 

Eine weitere, sehr sorgfältige Darstellung der verschiedenen Blutunter- 
suchungen, wobei S. 99 auf die Uhlenhuthsche Präzipitinmethode und S. 102 ff. 
auf die Neisser-Sachssche Methode eingegangen wird. 


Havelock Elis Die krankhaften Geschlechtsemp- 
findungen auf dissoziativer Grundlage. Autorisierte 
deutsche Ausgabe von Dr. Ernst Jentsch. A. Stuber, Würzburg. 

Die medizinisch psychiatrischen Mitteilungen des Verfassers interessieren 
insbesondere, was die erotische Symbolik betrifft; ich verweise beispielsweise 
auf dasjenige, was auf Seite 91 und 92 über das Verhältnis der Tierkulte (auch 
des Totemismus) zu der Tierunzucht gesagt wird. Auch die Lehre vom Feti- 
schismus findet eine mit vielen Nachweisen aus der Praxis belebte Darstellung. 
Mitunter wird dieser Fetischismus zur Skatologie, welche uns zu Gemüte führt. 
daß manchmal das Höchste und das Niedrigste mit einander in Verbindung 
tritt, so daß sich selbst die Liebe im Kot wälzen kann. 


Dr. Magnus Hirschfeld. Jahrbuch für sexuelle Zwischen- 
stufen unter besonderer Berücksichtigung der Homo- 
sexualität. IX (1908. Max Spohr, Leipzig. 

Der Umstand, daß hervorragende Geister des Altertums wie des Mittel- 
alters homosexuell waren oder wie die Königin Christine von Schweden der 
männlich-weiblichen Zwischenstufe angehörten, führt die Mitarbeiter dieses Jahr- 
buchs mitunter zu recht interessanten Forschungen auf dem Gebiete der Ge- 
schichte, Kunstgeschichte und Ästhetik, die ein tieferes Interesse beanspruchen; 
so findet sich in diesem Bande ein ausführlicher Essay über Giovan Antonio, 
den wir alle unter dem Namen Sodoma als einen der größten Maler aller Zeiten 
kennen, und eine Studie über die Knahbenliebe in der griechischen Dichtung. 


V. Sonstige Fächer. 


Theodor Sternberg. J.H.v. Kirchmann und seine Kritik 
der Rechtswissenschaft. (Verlag Dr. Walther Rothschild, Berlin 
und Leipzig, 1908.) 

Es ist ein großes Verdienst von Sternberg, nicht nur den Verfasser der 
„Wertlosirkeit der Jurisprudenz als Wissenschaft‘ in seinen Werken näher dar- 
gestellt, sondern zugleich ein Bild seiner Zeit entworfen zu haben, das allerdings 
grau in grau gemalt ist; denn die Amtssuspension Kirchmanns und die schließ- 
liche Amitsentsetzung deuten auf Verhältnisse, die uns heutzutage ganz unbe- 
greiflich erscheinen. Seine Anıtsentsetzung erfolgte hauptsächlich wegen eines 
Vortrages, den er vor Arbeitern gehalten hatte, um ihnen das malthusische Systeni 
praktisch zu lehren; was der Staatsanwalt damals als Auflehnung gegen die 
Gesetze betrachtete, weil das preußische Landrecht die großartige Bestimmung 
enthielt, daß der Hauptzweck der Ehe die Erzeugung und Erziehung der 
Kinder sei! 
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Übrigens muß der Austritt aus der beruflichen Laufbahn dem Philosophen 
doch gewissermaßen als Erholung erschienen sein; denn die Art und Weise 
der Praxis, wie sie damals betrieben wurde, mußte seinem inneren Wesen 
wenig anstehen, wenn er auch natürlich als echter Sohn seiner Zeit das 
sacrificio dell’ intelletto beging, in der Weise zu wirken, welche damals als 
Pflicht galt, während er im Innern dem ganzen Tun und Treiben abgeneigt 
war. Seine berühmte Schrift über die ,„Wertlosigkeit der Jurisprudenz“ ist aus 
der Jurisprudenz jener Zeit begreiflich, einer Jurisprudenz, deren Charakteristik 
ein Hängen an dem Wort des Gesetzes ist, ferner ein subalterner Dienst gegen- 
über der im Gesetz enthaltenen höheren Autorität und die Unmöglichkeit, im 
einzelnen Falle über das Gesetz hinauszukomnmen, wie auch die Unmöglichkeit, 
durch die Rechtsvergleichung den Geist zu erweitern. Eine Wissenschaft, die nur 
in kleinlichen Kontroversen sich erschöpft, und der sofort der Boden untergraben 
wird, wenn der Gesetzgeber ein paar Worte des Paragraphen ändert und dadurch 
ganze Bände zur Makulatur macht, verdient allerdings kaum den Namen der 
Wissenschaft. Das war natürlich nicht die Jurisprudenz, wie sie Kirchmann in 
seinem inneren Geiste erfaßte und wie sie später in seinem „Grundbegriffe des 
Rechts und der Moral“ hervortritt. Hier sehen wir, wie er darnach strebt, das 
Recht als ein sich stets bewegendes und wechselndes zu betrachten, und wie er 
nach einer rechtsschöpferischen Jurisprudenz lechzt. Hätte er das englische Recht 
näher gekannt, er hätte darin den goldenen Zweig erblicken müssen, nach dem 
er sein ganzes Leben lang gerungen hat. Allerdings finden sich in seinem System 
auch schwere Irrtümer, und einer der schwersten ist der, daß die Sittlichkeits- 
erfordernisse nicht nur ständig wechseln (ein vollkommen zutreffender undnament- 
lich gegenüber dem Kantianismus bedeutsamer Gesichtspunkt), sondern daß sich 
Wertmaßstäbe der Sittlichkeit nicht finden lassen und daher keine Entwicklung 
vom niederen nach dem höheren möglich sei. So blieb der Mann stecken und 
konnte nicht das volle Ziel erreichen; aber immerhin war er ein anerkennens- 
wertes philosophisches Licht neben den zwei gleichzeitigen Geistern Eduard von 
Hartmann und Lasson, von denen der eine, Jetzt tot ist, der andere noch in 
voller Geistesfrische unter uns weilt. 


Josef Mauczka. Altes Recht im Volksbewußtsein. 
(Manz’sche k. u. k. Hof-Verlags- und Universitäts-Buchhandlung, Wien, 1907.) 

Der Verfasser weist nach, daß veraltete Vorstellungen noch vielfach im 
Sinne des Volkes herrschen, woran sich die Frage knüpft, ob ein Rechtsirrtum 
in diesem Sinne als entschuldbar gelten könne. 


Carl Kaiser. Die Wirkungen des Handwerker-Ge- 
setzes in Württemberg und Baden. (Verlag von Ferdinand 
Enke, Stuttgart, 1909.) 

Seitdem die Gewerbefreiheit die Zünfte zerstört hat, sind verschiedene 
Versuche gemacht worden, diese wieder in neuer Form ins Leben zu rufen, oder 
doch die Handwerker wieder in einer sonstigen Weise zu verresellschaften, um dem 
zürellosen Individualismus zu steuern und insbesondere für einen tüchtigen Nach- 
wuchs zu sorgen. Das Handwerkergesetz von 1897 hat diesen Bestrebungen 
eine neue Grundlage gegeben; das Urteil über seinen Erfolg, namentlich in Süd- 
deutschland lautet dahin, daß die Organisationen der Handwerker dadurch einen 
neuen Aufschwung nahm, daß allerdings die Zwangsinnung wenig Boden 
gewinnt, daß sich aber das Lehrlings- und Gesellenwesen bedeutend gehoben 
hat. Auf den Meistertitel scheinen freilich die Handwerker wenig Wert 
zu legen. 


Karl Burhenne. Die Kontingentsherrlichkeit der 
Deutschen Landesherren. (Verlag von Franz Vahlen, Berlin, 1908.) 
Die schwierigen Fragen über die Kontingentsherrlichkeiten der Landes- 
herren, soweit solche noch in lebendiger Kraft ist (Preußen. Bayern, Sachsen und 
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Württemberg), und über ihr Verhältnis zum Deutschen Reich und zur Kommando- 
gewalt des Kaisers, werden vom Verfasser in gründlicher und sachgemäßer 
Weise erörtert. 


Emil Sehrutka Edler von Rechtenstamm. Grundriß des Zivil- 
prozeßrechts. Verlag von Dunker & Humblot, leipzig. 1909.) 

Die Darstellung des österreichischen Zivilprozesses ist fleißig und genau 
und insofern ein guter Führer: sie ist dagegen, was das Konstruktive betrifft, im 
höchsten Grade dürftig. Ich verweise z. B. darauf, was S. 147 über die Prozeß- 
einleitung und S. 234 über die Konstruktion der Versäumnisfolgen gesagt ist. 
Es wäre angemessen gewesen, im Anschluß an die deutsch-rechtliche 
Wissenschaft über das Deskriptive im Prozeß hinauszugehen. 


VI. Vergleiche ferner folgende Werke : 


Heinrich Dernburg. Das bürgerliche Recht des Deut- 
schen Reichs und Preußens. Vierter Band. (Verlag der Buch- 
handlung des Waisenhauses, Halle, 1907.) 

Eine Empfehlung des Dernburgschen Werkes ist überflüssig. 


Martin Wassermann. Die Grundzüge des deutschen Pa- 
tentrechts. (Verlag Dr. Walther Rothschild, Berlin und Leipzig, 1910.) 

Eine sehr faßliche, Klare und sachkundige, auch durch gründliche Einsicht 
in die Technik ausgezeichnete Darstellung, welche für die Einführung in dieses 
Wissensgebiet vorzüglich geeignet ist. 


J. Kohler und A. Ungnad.. Hammurapis Gesetz. 1V. (Verlag 
von Eduard Pfeiffer, Leipzig, 1909.) 

Es mag hier auch der 4. Band von Hammurapis Gesetz erwähnt werden: 
eine Sammlung von Urkunden aus der Hammurapizeit. welche zwar nichts über 
Strafrecht enthält, wohl aber über Gerichtsorganisatton und über das Ein- 
greifen des Königs in die richterliche Gewalt. 


Gennaro Escobedo. Per la libertà della critica ela dig- 
nità della giurisprudenza. (Città di Castello Societa Tipografica 
Copoerativa 1909.) 


Arthur Baumgarten. Die Lehre von der Idealkonkurrenz 
und Gesetzeskonkurrenz. (Schlettersche Buchhandlung. Breslau, 
1909.) 


Josef Heimberger. Zur Lehre vom Ausschluß der Rechts- 
widrigkeit. (Altred Töpelmann (vormals J. Rickers Verlag), Gießen. 1907.) 


Carl Christian Gudewil. Das Delikt der Partierereinach 
dem geltenden Recht. (Schlettersche Buchhandlung, Breslau. 19009.) 


Magnus Schwantje Der Tierschutzimdeutschen Straf- 
vesetz. (Frankfurter Zeitung. 1910.) 


Erich Pomme. Die .Vorstellunestheorie”“ und ihre 
logik. (Verlag von R. Trenkel. Berlin. 1908.) 


Joh. Ipsen. Gotteslästerung und Beschimpfung der 
Relirionseesellschaften. (Gustav Schloeßmannsche Verlags- 
Nuchhandlune. Hamburg. 1909.) 
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Vogt. Rechtsprechung des Oberlandesgerichts 
Colmar i. Els. in Strafsachen. (Verlag R. Schultz & Co., Straß- 
burg, 1909.) i 

Ernst Franz Weis. Zur Reform des Militärstrafpro- 
zesses. (Verlag von L. W. Seidel & Sohn, Wien, 1910.) 


Heinrich Dietz. Die Disziplinarstrafordn ung für das 
Heer. (Verlag von J. Bensheimer, Mannheim, Leipzig.) 


Christian Just. „Nina.“ Ein Märchen über Religion 
und Recht. (Verlag von Josef Singer, Straßburg i. Els. und Leipzig, 1910.) 


Otto Lohmann. Der deutsch-griechische Ausliefe- 
rungsvertrag. (Schlettersche Buchhandlung, Breslau, 1909.) 


H. F. Hitzig. Altgriechische Staatsverträge über 
Rechtshilfe. (Art. Institut Orell Füssli, Zürich.) 

Eine vorzügliche Arbeit des ausgezeichneten Kenners des griechischen Rechts. 

Alfred Freiherr von Overbeck. Niederlassungsfreiheit und 
Ausweisungsrecht. (Druck und Verlag der G. Braunschen Hofbuch- 
druckerei, Karlsruhe i. B., 1907.) 

Eine sehr lehrreiche Studie. 


Vorträge über Kurzschrift und Rechtspflege. 
(Verlag von Wilhelm Reh, Berlin. 1910.) 


Das neue Verfahren beim Amtsgericht. (Verlag von 
Schwab & Co., Mannheim, 1909-10.) 


Gennaro Exceobedo. La revoca delle sentenze della 
Corte di Cassazione e la triplice vicenda di un ri- 
corso. (Città di Castello, Società Tipografica Cooperativa. 1909.) 


Karl Sauter. Badisches Bürgerliches Recht. (Verlag 
der Hofbuchhandlung Friedrich Gutsch, Karlsruhe.) 


Hans Fritz Abraham. Gesetz über die Sicherung der 
Bauforderungen. (R. v. Deckers Verlag (G. Schenck.) Berlin. 1909.) 


VII. Zeitschriften-Rundschau. 
Archiv für Militärrecht. 


l. Band, 1909/10. 
Heft 1. 
Ernst Mayer: Mängel des Militärgesetzbuches. 
Deinhardt: Rechtspflege und Sprache. 
Karl Endres: l.aienelement in der Militärrechtspflege. 
Fritz Stier-Somlo: Die rechtliche Stellung des Soldatenstandes und der Militär- 
verwaltung nach den sozialpolitischen Gesetzen. 
Elsner v. Gronow: Der Gerichtsoffizier im standeerichtlichen Verfahren. I. 


Heft 2 
Stier: Die Bekämpfung des Verbrechens in der Armee. 
Jaequin: Ersatzansprüche des Militär-Ärars anläßlich von Erkrankungen beur- 
Jaubter Soldaten. 
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Rotermund: Fahrlässigkeit bei Gehorsamsdelikten. 

Elsner v. Gronow: Der Gerichtsoffizier im standgerichtlichen Verfahren. HI. 

Feisenberger: Die Gefährdung der bürgerlichen und militärischen Strafrechts- 
pflege durch § 153 des Entwurfs einer Strafprozeßordnung. 

Dietz: Zur Kriminalstatistik für das deutsche Heer und die kaiserliche Marine. 


Heft 3. g 
Hoegel: Die Aussichten einer Reform des Militärstrafrechts in Osterreich. 
H. Autenrieth: Uber die Stellung der oberen Militärbeamten, insbesondere der 
richterlichen Militärjustizbeamten. 
Elsner v. Gronow: Der Gerichtsoffizier im standgerichtlichen Verfahren. IH. 
H. Dietz: Fahrlässiger Ungehorsam ? 


Heft 4. 
Fritz Stier-Somlo: Die rechtliche Stellung des Soldatenstandes und der Militär- 
verwaltung nach den sozialpolitischen Gesetzen. 
Mewes: Standes- und bestimmungsgemäße Erledigung der Ehrenhändel. 
Paul Ehrhardt: Zeugnispflicht und Rechtshilfenpflicht im ehrengericntlichen Ver- 
fahren unter besonderer Berücksichtigung der bayerischen Verhältnisse. 
Rotermund: Stellung des Vertreters der Anklage gegenüber dem Gerichtsherrn. 


Heft 5. 
Wilhelm Beck: Quellen und Grundlagen der Kriegsartikel. 
Steidle: Zur Auslegung der Prüfungsergebnisse des Reichsmilitärgerichts. 
Ernst Junk: Die Landkriegsordnung der zweiten Haager Friedenskonferenz 
vom Jahre 1907 und das österreichisch-ungarische Militärrecht. 
Kloß: Bis zu welchem Lebensalter dauert die Dienstpflicht Fahnenflüchtiger ? 
Elsner von Gronow: Der Gerichtsoffizier als Verteidiger. 
Fritz Stier-Somlo: Die rechtliche Stellung des Soldatenstandes und der Militär- 
verwaltung nach den sozialpolitischen Gesetzen. Schluß. 


Heft 6. 
Boethke: Die Rechtsstellung der freiwilligen Kriegs-Krankenpflege. 
Fattinger: Streiflichter über d'e Reform des österreichisch-ungarischen Militär- 
strafrechtes. 
Autenrieth? Welchen Einfluß äußern die Kriegsartikel auf $ 29 des Militär- 
strafgesetzbuchs ? 
Jacquien: Ueber die Umlagenpflicht des Militär-Aerars unter besonderer Be- 
rücksichtigung der Gemeindeumlagenpflicht der Truppenübungsplätze. 
Sugmeister: Die Fahnenflucht im römischen und altdeutschen Kriegsrecht. 


(Fortsetzung der Zeitschriftenrundschau im fo'genden Heft.) 


Über den Gegenentwurf eines Strafgesetzbuchs.') 
Von Josef Kohler. 


Dieser Gegenentwurf zeigt in sehr vielen Punkten große Fortschritte 
gegenüber dem recht verfehlten Vorentwurf.e Wenn man von diesem 
sagte, daß er mit Verbesserungen (vielen Verbesserungen!) eine taugliche 
Grundlage für eine weitere Gestaltung bilde, so ist dies kein großes Lob; denn 
schließlich läßt sich das Mittelmäßige immer noch zu etwas Gutem gestalten, 
und mittelmäßig und nur mittelmäßig war dasjenige, was der Vorentwurf 
bot. Wenn ich dabei auf Nieberdings ganze gesetzgeberische Tätigkeit hinwies, 
so hatte ich ein Recht dazu; denn derjenige, unter dessen Ägide so verkehrte 
gesetzgeberische Werke, wie unser neues Urheber- und Kunstwerkgesetz, 
und vor allem das Bürgerliche Gesetzbuch ergangen sind, kann von dem Ge- 
schichtsschreiber der heutigen Zeit nur strengen Tadel finden, mag er sich 
auch so viel Mühe gegeben haben, als er will. 

Der Gegenentwurf bedeutet in den meisten Punkten, wo er von dem 
Vorentwurf abweicht, einen bedeutenden Schritt zum Besseren, und ich kann 
insbesondere mit großer Befriedigung hervorheben, daß die von mir gemachten 
Vorschläge, selbst solche, die ich bloß mündlich gegeben habe, nicht ohne bedeut - 
samen Einfluß gewesen sind. Ich habe gleichwohl eine große Reihe wichtiger 
Gegenvorschläge zu machen, und tue dies hiermit; denn der Hauptzweck der 
Veröffentlichung des Gegenentwurfes war es ja, auf noch größere Tüchtigkeit 
und Treffsicherheit hinzuwirken. 


841. 
Internationales Recht. 


Mit Recht hat der Gegenentwurf das ganze verfehlte System des Vorent- 
wurfes über den Haufen geworfen. Die Strafgewalt des Inlandes so weit zu 
erstrecken, daß ein Deutscher wegen einer Handlung im Auslande ohne weiteres 
bestraft werden kann, wenn die Handlung auch nur bei uns als Verbrechen 
oder Vergehen strafbar ist, widerspricht vollkommen der völkerrechtlichen 
Stellung der Staaten. Wer etwas tut, was in dem Lande der Tat erlaubt ist, 
darf bei uns nicht zur Verantwortung gezogen werden, es müßte sich denn 
um ein solches Delikt handeln, welches die inländischen Interessen in vitaler 
Maße gefährdet, sodaß sich das Inland speziell als die verletzte Persönlichkeit 


1) Gegenentwurf zum Vorentwurf eines deutschen Strafgesetzbuches von 
Kahl, Lilienthal, Liszt, Goldschmidt. 1. Gegenentwurf. 2. Begründung. (All- 
gemeiner Teil.) 


Archiv 58. Bd. 19 
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zu betrachten hat. Das sind die Fälle, die auch schon unser bisheriges Straf- 
gesetzbuch aufzeichnete und die mit einiger Vermehrung der Gegenentwurf 
in $ 4 Ziffer 1 und 3 hervorhebt; wobei ich bemerken möchte, daß zu 3 die 
Majestätsbeleidigung wegbleiben dürfte; denn es ist gewiß kein genügender 
Grund vorhanden, einen Deutschen, der im Auslande als Schauspieler oder 
Journalist etwas Beleidigendes gegen einen deutschen Fürsten gesprochen oder 
geschrieben hat, bei uns zu bestrafen, sollte man auch Böswilligkeit und Vor- 
bedacht annehmen; man muß sich auch hier vor Kleinlichkeit hüten. 

Abgesehen davon muß der Grundsatz gelten, daß jeder Staat auf seinem 
Gebiete Ordnung zu halten und daß er zu bestimmen hat, was bestraft werden 
soll, was nicht; und wenn daher ein Deutscher im Ausland etwas tut, was dort 
straflos ist, so ist es eine Überschreitung der inländischen Befugnisse, wenn 
man deshalb gegen ihn strafend vorgeht. Möglicherweise hat der Deutsche im 
Auslande etwas getan, was nach den Regeln des Auslandes nicht nur erlaubt, 
sondern geboten war, er hat z. B. an einem Ort, wo die Mißgeburten getötet 
werden sollen, eine Mißgeburt getötet oder in Fällen, wo ein fre'nder Kult im 
Lande verboten ist, eine Kulthandlung gestört und unterbrochen. Und 
wollte man entgegnen, daß die Strafbarkeit in solchen Fällen aus- 
geschlossen sei, weil die Rechtswidrigkeit fehlt, so würde diese Erwiderung 
kaum ausreichen. 

Wenn wir einen Deutschen wegen einer ausländischen Tat bestrafen, so tun 
wir es nur deswegen, weil wir ihn nicht (wie einen Ausländer) ausliefern und weil 
wir darum die Bestrafung selbst übernehmen müssen; woraus sich ergibt, daß 
wir nicht höher bestrafen dürfen als das Ausland es täte und daß, wenn das 
Ausland bereits gestraft oder die Strafe erlassen hat, wir in der Sache nichts 
weiter zu tun haben: unser Strafrecht ist in diesem Falle nur als stell- 
vertretendes Strafrecht zu rechtfertigen. Es ergibt sich daraus ferner, daß 
wir nur strafen sollen, wenn der ausländische Staat die Bestrafung verlangt 
und wenn der Fall so gelagert ist, daß der Täter, wenn er nicht ein In- 
länder wäre, ausgeliefert würde. Im übrigen ist das Territorialsystem 
das einzig richtige. 

Bei Delikten auf staatenlosen Gebieten allerdings, wozu auch die 
l.änder gehören, welche von sogenannten Naturvölkerschaften beherrscht werden, 
muß an Stelle des Territorialprinzips das Nationalitätsprinzip gelten, so daß 
der Täter dem Strafrechte seines Landes unterliegt. Dies hätte der Gegen- 
entwurf einfach zum Ausdruck bringen sollen. Daraus ergibt sich dann von 
selbst die Entscheidung für den Fall, daß ein solcher Ausländer später Inländer 
wird und der stellvertretenden inländischen Strafgewalt unterliegt: er kann 
dann nur gestraft werden, wenn und soweit er nach dem Rechte seines 
früheren Staates bestraft worden wäre, also nach dem milderen Gesetz; denn 
der Staat, dem er kraft seiner Nationalität angehörte, tritt hier in allen 
Anwendungen an Stelle des Staates. auf dessen Gebiet die Tat begangen 
worden ist. 

Eine Herbeiziehung des passiven Nationalitätsprinzips scheint mir kaum 
passend zu sein, weder in dem Falle, daß das Delikt im Gebiet eines auslän- 
dischen Staates, noch in dem Falle, daß es in staatenlosem Territorium be- 
gangen wurde. Nur dann wäre auf dieses Prinzip zurückzugehen. wenn eine 
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Bestrafung nach den bisherigen Prinzipien nicht geschehen könnte; wenn 
also 1. die Tat auf einem staatenlosen Gebiet begangen wäre und 2. der Täter 
keinem Staat, mindestens keinem Kulturstaat angehörte: dann ließe sich im 
äußersten Falle eine Bestrafung nach den Gesetzen des Staates, dem der Ver- 
letzte angehört, rechtfertigen, sonst nicht. Hiernach wäre der $ 4 des Gegen- 
entwurfes zu ändern, und wäre ein Zusatz beizufügen: 5. „Wird das Verbrechen 
oder Vergehen auf staatenlosem Gebiet begangen, so tritt an Stelle der Straf- 
gewalt des «Ortes der Tat die Strafgewalt des Staates, dem der Täter nach 
seiner Nationalität angehört. Gehört er mehreren Staaten an, so unterliegt 
er der Strafgewalt eines jeden dieser Staaten. Wird in diesem Falle ein Deutscher, 
der früher eine andere Staatsangehörıgkeit hatte, nachträglich der deutschen Straf- 
gewalt unterworfen, so ist dasjenige Strafgesetz maßgebend, welches das gün- 
stigere ist.“ „Ist im Fall von 5 der Täter staatenlos, so tritt die Strafgewalt 
des Staates des Verletzten ein. Gehört dieser mehreren Staaten an, so hat 
jeder dieser Staaten die Strafgewalt.‘“ 


$ 2. 
Zwischenzeitliches Strafrecht. 


Hier wäre in $ 2 Absatz 2 zu setzen: „bis zur rechtskräftigen Aburteilung.“ 
Zu $ 3 wäre beizufügen: ‚wenn nach der rechtskräftigen Aburteilung das Gesetz 
die Strafe erheblich mildert, so kann nach richterlichem Ermessen eine neue 
Verhandlung und Entscheidung erfolgen. Das Nähere unterliegt dem Ein- 
führungsgesetz.“ 


$ 3. 
Straflosigkeitsprivileg. 

Ich halte es für absolut geboten, 4. dieses Privileg auszudehnen auf die 
wahrheitsgemäßen Berichte über ausländische Parlamente; ich halte es für 
nötig 2., auch den Verhandlungen anderer öffentlicher Korporationen, welche 
als Organe des Staatskörpers wirken, insbesondere den Verhandlungen in 
Provinzial-, Kreis-, Stadtverordnetenversammlungen das gleiche Privileg zu 
erteilen. Es ist nicht einzusehen, warum hier die Interessen der unverblümten 
Wahrheit und der unverkümmerten Meinungsäußerung nicht gleichen Schutz 
finden sollen. | 


§ 4. 
Sprachgebrauch. 


In der Lehre von der Urkundenfälschung ist noch besonders zum Ausdruck 
zu bringen, daß der Begriff der Urkunde möglichst verengert und nicht er- 
weitert werden darf. Es ist ein Hauptgrundsatz der richtigen Strafgesetz- 
gebung, die Pönalisierung nicht zu übertreiben und nicht Dinge geringer Be- 
deutung mit riesenmäßigen Strafen zu belegen oder unter die Firma eines schweren 
Verbrechens einzureihen. Ein solches ist nicht nur an sich unrecht, sondern 
es führt auch dazu, daß in den wirklich erheblichen Fällen die Verurteilung 
nicht mit der gleichen Macht wirkt, wie sie wirken sollte. Nach diesem Grund- 
satz halte ich es aber für absolut unzulässig, es als Urkundenfälschung zu be- 
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strafen, wenn sich jemand etwa eine Schleife anmaßt, welche die Mitglieder 
eines Kongresses erkenntlich machen soll, oder wenn jemand sich einen Halm 
knickt, sobald diejenigen, welche eine Summe zu erhalten haben, zu ihrer 
Kennzeichnung einen Halm in die Hand bekommen. Mit Recht straft man 
die Fälschung von Ausweispapieren und ärztlichen Zeugnissen nicht in der 
gleichen Weise wie Urkundenfälschungen; warum hier diese Kleinlichkeit ? 

Wesentlich ist bei der Urkunde nicht nur, daß sie etwas bezeichnet, 
sondern daß die bezeichnende Kraft in der Urkunde selbst liegt, d. h. in dem 
in ihr enthaltenen, der allgemeinen Sprache angehörigen Skriptum, nicht etwa 
in einer individuellen Vereinbarung oder einem mehr oder minder folgerichtigen 
Verkehrsgebrauch. Doch darauf ist in der Lehre von der Urkundenfälschung 
zurückzukommen. 


§ 5. 
Strafbare Handlungen. 


Zu der Lehre von der Rechtswidrigkeit möchte ich einen Zusatz beifügen 
in dem Sinne: ,wer in Ausübung der Heilkunst in gutem Glauben handelt, 
handelt nur dann rechtswidrig, wenn er gegen die anerkannten Regeln der 
Heilkunst verstößt.“ Damit soll zum Ausdruck gebracht werden, daß die 
Ausübung der Heilkunst, abgesehen von dem Fall der Verschuldung, niemals 
Körperverletzung ist, auch dann nicht, wenn der Arzt oder sonstige Heil- 
beflissene ohne den entsprechenden Willen des Beteiligten gehandelt hat. Dies 
schließt eine polizeiliche Strafbestimmung gegen denjenigen nicht aus, der 
Heileingriffe ohne die Einwilligung der maßgebenden Persönlichkeit macht, 
sofern ein derartiger unmotivierter Eingriff nicht durch die Umstände 
des Falles entschuldigt oder gar geboten ist. Aber wesentlich ist, daß dies ein 
Polizeiunrecht und keine Körperverletzung darstellt. 

Eine derartige Bestimmung halte ich im Interesse des ärztlichen Berufes 
für absolut geboten. 

Schweren Bedenken unterliegen ferner die Bestimmungen über Vorsatz 
und Fahrlässigkeit. Was den Vorsatz betrifft, so ist hier ganz ausnahmsweise 
der Entwurf verschlimmert worden. Zwar ist es richtig, beim Vorsatz das 
Wissenselement nicht durch das voluntare Element verdrängen zu lassen, sondern 
denjenigen als einen Vorsätzlichen zu behandeln, welcher weiß, daß durch 
seine Handlung eine bestimmte Verletzung bewirkt wird. Alle Bestrebungen 
der reinen Voluntaristen laufen auf Mißverständnisse oder auf Unzuträglich- 
keiten hinaus!). Nur auf diese Weise läßt sich eine entsprechende Scheidung 
zwischen Vorsatz und Absicht gewinnen und den Geboten der Gerechtigkeit 
entsprechen. Dagegen ist es vollkommen unrichtig, wenn der Entwurf in $ 20 die 
Motiventheorie in folgender Art zur Anwendung bringt: hat der Täter die ent- 
sprechenden Umstände nur für möglich gehalten, so sei dann Vorsatz vorhanden, 
wenn auch die Vorstellung des sicheren Vorhandenseins der Tatumstände ihn 
nicht von der Begehung zurückgehalten hätte. Ich betrachte es als absolut 
unzulässig, jemanden zu bestrafen nicht wegen desjenigen, was er getan hat, 
sondern wegen dessen, was er getan haben würde, wenn die Umstände andere 


1) Vgl. Lacmann in diesem Archiv 58, S. 113 f. 
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gewesen wären. War das Bewußtsein der Möglichkeit nicht genügend zur 
Bestrafung, so kann man den Täter nicht deswegen bestrafen, weil er. unter 
dem Bewußtsein des sicheren Vorhandenseins die Tat ebenfalls verübt hätte. 
Ebenso gut könnte man denjenigen, der ruhig seines Weges gegangen ist, be- 
strafen, weil sicher anzunehmen ist, daß, wenn ihm der X begegnet wäre, er 
ihn niedergeschlagen hätte; denn ob er einen Erfolg mit einem Bewußtsein 
herbeigeführt hat, welches zum Vorsatz nicht genügt, oder ob er etwas ganz 
anderes getan hat, — in keinem Falle darf er deshalb verurteilt werden, weil 
er unter gewissen anderen Umständen eine strafbare Tat begangen hätte. 
Diese Behandlung ist schon deswegen ganz unzulässig, weil sie mit der Willens- 
freiheit in Widerspruch steht. Die Theorie geht von dem Satze aus, daß der 
Charakter und die innere Veranlagung und Entwicklung der Seele des Täters 
so gestaltet waren, daß er unter bestimmten Umständen die Tat sicher 
begangen hätte. Darnach wäre der Mensch der Sklave der in ihm 
wohnenden seelischen Neigungen und Triebe, und das ist nicht der Fall; man 
muß immer mit der Möglichkeit rechnen, daß derTäter, auch wenn seine Neigung 
eine sehr große war, doch kraft seiner „‚hypermateriellen‘“ Willensentschließung 
die Tat nicht begangen hätte, und daß die Vorstellung, die nach Maßgabe der 
uns bekannten Charaktereigenschaften keine zurückhaltende Stimmung erregt 
hätte, durch eine freie Willenstat ersetzt worden wäre, welche das 
Gewebe der Neigungen und Triebe zerriß. 

Die Motiventheorie ist noch schlimmer, als die übliche Theorie des dolus 
eventualis; denn bei diesem setzt man doch eine konkrete Absicht voraus, 
daß der Erfolg in dem oder jenem unwahrscheinlichen Falle eintreten solle; 
nach der Motivtheorie aber soll eine solche Absicht gar nicht nötig sein, 
sondern es soll genügen, daß der Täter eventuell eine solche Absicht gehabt 
hätte! Der dolus eventualis, dieses Gespenst des heutigen Strafrechtes, wächst 
dadurch zur Riesengröße heran! Man kann nicht entgegenhalten, daß auch 
in anderen Fällen der Richter gewisse hypothetische Urteile fällen müsse, 
wie z. B. ob der Täter bei entsprechender Aufmerksamkeit einen Erfolg hätte 
erkennen müssen: dieses hypothetische Urteil liegt auf dem Gebiete des Intellek- 
tualismus; hier haben wir festen Boden und hier bestrafen wirden Menschen 
nicht wegen einer Tat, die er nicht begangen hat; denn wenn wir ihm Fahr- 
lässigkeit zur Last legen, so machen wir ihm zum Vorwurf, daß er eine be- 
stimmte Vorstellungsreihe nicht erweckt hat, die er hätte erwecken sollen; 
und wenn wir bei dem strafrechtlichen Versuch ein Vorgehen mit einer be- 
stimmten Intensität des Willens verlangen, so meinen wir einen wirklichen 
Willen, nicht einen hypothetischen. 

Eine richtige Behandlung des Vorsatzes läßt sich nur in der Art gestalten, 
daß wir von dem Möglichkeitsurteil auf das Wahrscheinlichkeitsurteil über- 
gehen und erklären: wer die Tatumstände nicht als sicher annimmt, hat trotzdem 
den verbrecherischen Vorsatz, wenn er sie für wahrscheinlich hält; und zwar 
werden wir uns im Falle der Absicht mit der einfachen Wahrscheinlichkeit 
begnügen, einer Wahrscheinlichkeit, die so erheblich ist, daß sie in mensch- 
lichen Lebensverhältnissen überhaupt in Betracht kommt, während im Falle 
des bloßen Vorsatzes schon ein größerer Grad der Wahrscheinlichkeit voraus- 
gesetzt werden muß. Man kann hiergegen nicht mit dem Fall argumentieren, wenn 
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ein Arzt eine Operation vornimmt, die mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit 
mißlingt, während ohne die Operation der Tod sicher wäre; denn abgesehen 
davon, daß die ärztliche Tätigkeit nicht rechtswidrig ist und daher schon 
aus diesem Grunde hier nicht in Betracht kcmmt, muß die Tat mit ihrem Erfolg 
als Ganzes Ferücksichtigt werden. Wenn ich daher denjenigen, der in kurzer 
Zeit sicher untergeht, einer Prozedur unterwerfe, die auch nur die Mög- 
lichkeit der Rettung bietet, dann habe ich seine Lage nicht verschlechtert, 
sondern verbessert; und wenn der Tod infolge meiner Behandlung eintritt, 
so ist er nicht mir zur Last zu schreiben; denn der wahrscheinliche Tod ist 
eben an Stelle des sicheren Todes getreten. 

Ohne das Gebiet der Wahrscheinlichkeit können wir bei der Beurteilung 
der strafrechtlichen Beschlüsse nicht auskommen, denn niemand ist des Erfolges 
sicher; und sollte er sich des Erfolges sicher wähnen, so ist der Erfolg doch 
objektiv höchstens wahrscheinlich, nie zweifellos; das Strafrecht müßte ab- 
danken, noch mehr die ganze menschliche Plantätigkeit müßte Schiffbruch 
leiden, wenn wir nicht eine entsprechende Wahrscheinlichkeit des Erfolges statt 
der Sicherheit genügen ließen. 

j Der dolus eventualis ist ganz auszuschalten, auch in dem oben ab- 
geschwächten Sinne; auch wenn der Täter wirklich eventuell den Erfolg gewollt 
hat, ist seine Bestrafung ungerecht und den Grundsätzen der Rechtsordnung 
widersprechend. Der oberste Satz des Strafrechtes ist, daß „cogitationis pönam 
nemo patitur“; wenn ich aber den Erfolg A will und mit dem Erfolg B nur 
unter bestimmten Bedingungen und Klauseln einverstanden bin, so fehlt diesem 
zweiten Willen so sehr jede Bestimmtheit, daß er nicht aus der Innensphäre 
in die Tatsphäre übertreten kann. Es führt zu den abenteuerlichsten Folgen, 
wenn beispielsweise ein Redner einen Ausdruck gebraucht, der mißverstanden 
werden kann, und dabei denkt, daß ihm diese Mißverständnisse gleichgültig 
sind; sollte er für den Erfolg solcher Mißverständnisse einstehen ? Dann muß 
man einstehen für die hundertfachen Nebenregungen unserer Seele, die von 
allen Seiten mit der Vorstellung etwaiger Mißverständnisse bestürmt wird 
und schließlich sich in den Fatalismus hineinlebt: mag Mißverständnis kommen, 
welches will, ich handele. Wenn dies den Menschen an den Galgen bringt, dann 
müssen alle kräftigen Entschlüsse in des Gedankens Blässe untergehen: die 
Furcht vor dem doluseventualis macht Memmen und Feiglinge aus 
uns. Das sollte man beherzigen, ehe man solche Mißgriffe einführt oder 
bestehen läßt. | 

8 6. 
Notwehr und Notstand. 

In der Lehre der Notwehr läßt der Gegenentwurf keinen Fortschritt 
erblicken, und das dringende Bedürfnis einer gewissen Proportationalität für 
den Fall, daß es sich bei der Notwehr nicht um Verteidigung der Person, sondern 
ausschließlich um Verteidigung von Vermögenswerten handelt, ist abgelehnt 
worden. Zu unrecht. Der Umstand, daß die Abänderung des Strafgesetz- 
buches zu gleicher Zeit auch eine Änderung des Bürgerlichen Rechtes zur Folge 
hätte, kann für uns nicht bestimmend sein. 

Um so mehr ist es zu loben, daß der Notstandsparagraph ganz erheblich 
verbessert ist. Nicht nur, daß der Notstand auch zur Errettung von anderen 
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Gütern als von Person und Eigentum berechtigen soll — das Erfordernis des un- 
verschuldeten Notstandes ist getilgt, und das weitere Erfordernis, daß die 
Gefahr nicht auf andere Weise zu beseitigen war, ist: (auf meine Anregung) 
.dahin geändert worden: daß die Gefahr.nicht auf rechtmäßige Weise 
. zu beseitigen war. Der Entwurf erkennt an, daß nicht selten dem Notstand- 
. handelnden eine Alternative von Tätigkeiten offensteht, unter denen er wählen 
kann, z. B. er kann sich durch Tötung des A oder des.B retten: in diesem Fall 
‚ist er im Notstand, wenn er den B.tötet, obgleich er sich durch totung des A 
hätte retten können. 

Doch ist damit den Anforderungen der Gerechtigkeit noch nicht voll- 

kommen entsprochen: auch die Möglichkeit einer rechtmäßigen. Hilfe 

schließt nicht immer den Notstand aus, wenn nämlich diese rechtmäßige Hilfe 
so schwierig und umständlich wäre, daß man sie dem Täter nicht zumuten 
- kann. Wie, wenn das Auto ohne Eingriff in das fremde -Territorium weiter 
käme, aber einen Umweg von 2 Stunden machen muß? Wie, wenn ich mich, 
ohne die Beete des Nachbarn zu verletzen, hätte retten können, aber nur so, 
daß ich einen kostbaren Gegenstand, den ich in der Hand hielt, opferte? Man 
muß sagen: auch bei der Wahl der Alternative kann ein Notstand vorliegen, und 
‚auch hier ist der Täter gerechtfertigt, wenn er diejenige Alternative wählt, welche 
er kraft der Notstandsprinzipien wählen darf. Die Notlage führt hier nicht 
bloß darin, daß der Handelnde sich überhaupt. retten darf, sondern daß er sich 
retten darf ohne Verlust eines Gutes, dessen Opfer.unverhältnismäßig ae 
ist, als der Nachteil, den seine Handlung herbeiführt. 

Eben darum ist der ganze Passus: „in rechtmäßiger Weise nicht zu 
beseitigende‘‘ Gefahr überflüssig und irreführend; er ist zu streichen, und statt 
Gefahr ist besser „Nachteil“ zu setzen. Ich schlage die Fassung vor: 

„Straflos ist eine Handlung, die der Täter in der Absicht vornimmt, 
einen drohenden gegenwärtigen Nachteil von sich oder einem anderen abzu- 
‘wenden, sofern der drohende Nachteil gegenüber dem aus der Handlung zu ` 
erwartenden Nachteil unverhältnismäßig groß ist.“ 


§ 7. 
Versuch. 


Bei der Definition des Versuchs ist leider der Gegenentwurf den Irrgängen der 
Josefinä (1 $9) und des französischen Rechtes gefolgt: „Beginn der Ausführung !“* 
- Der Begriff „Beginn der Ausführung‘ ist entweder nichtssagend oder 
unrichtig. Unrichtig, wenn man damit kundgeben will, daß der Versuch bereits 
‚etwas von den spezifischen Ausführungshandlungen an sich tragen, daß er 
eine äußerliche Tätigkeit enthalten muß, welche innerhalb des gesetzlichen 
Vollendungstatbestandes liegt. Wer sich hiernach einschleicht, um zu stehlen, 
begeht keinen Versuch, weil das Einschleichen regelmäßig für den Tatbestand 
'neutral ist; anders nur, wenn das Einschleichen ein nächtliches Einschleichen 
und deswegen ein Qualifikationsmoment ist. Nach dieser Äußerlichkeit wäre 
das Einschleichen im einen Falle Versuch, im anderen nicht! Dies widerspräche 
‚allen kriminalistischen Begriffen. Warum kehrt man nicht zur Definition der 
Carolina zurück, indem man diese in unserem Geiste modernisiert? Zum Ver- 
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such gehören einmal ‚„scheinliche‘“ Werke, d. h. eine solche Tätigkeit, daß 
darin nach den Regeln des Lebens die Absicht eine unverkennbare Ausprägung 
gefunden hat, so daß also die Tat aus dem Gebiet der Seele in das Gebiet der 
äußeren Erscheinung trat; sodann müssen die Werke zur Ausführung der Ab- 
sicht tauglich sein, d. h., im Sinne der Carolina, es muß sich darin eine Energie 
des Willens kundgeben, welche in normalen Fällen zur Ausführung genügt. 
Bringt man diese beiden Momente in den Versuchsbegriff, dann hat man eine 
treffende Charakteristik gegeben; und man bewegt sich dabei auf dem Ge- 
biete, auf welchem einst Schwarzenberg seine Meisterschaft bewährte. 

Ein zweiter Fehler ist folgender: der Versuch verlangt nicht nur Vorsatz, 
sondern Absicht; Absicht nicht in dem Sinne, daß er nur bei Absichtsdelikten 
d. h. bei solchen Delikten möglich wäre, bei welchen der Erfolg beabsichtigt 
sein muß; wohl aber setzt er eine auf die Vollendungshandlung gerichtete Absicht 
voraus. Nur dann liegt ein Versuch vor, wenn icht etwas tue, was subjektiv 
den Beginn enthält; von subjektivem Beginn ist aber nur dann die Rede, wenn 
die Vollendung beabsichtigt ist. Allerdings ist ein Versuch des Mordes auch 
dann gegeben, wenn ich ein Schiff in die Luft sprengen will im Bewußtsein, 
daß sich Menschen darauf befinden, selbst wenn meine Absicht nicht auf ihre 
Tötung geht. Wohl aber setzt der Versuch des Verbrechens voraus, daß 
ich in derAbsicht handele, das Schiffin die Luft zu 
$prengen; beides darf nicht verwechselt werden. 

Ich würde daher den Versuch so definieren: „wer mit der Absicht, ein 
Verbrechen oder ein Vergehen zu vollenden, eine Handlung begeht, welche eine 
genügende Willensenergie ausweist und aus welcher nach der Regel des Lebens 
der Vorsatz des Verbrechens cder Vergehens zu erschließen ist.“ 

Vollkcmmen bin ich mit der Charakteristik des untauglichen Versuchs 
einverstanden; denn damit ist gerade die Theorie, die ich von jeher vertreten 
habe, in vollkommener Weise zum Ausdruck gebracht. Wer Zucker gibt, indem 
er Arsenik geben will, begeht einen tauglichen Versuch; wer aber Zucker gibt 
mit dem Willen Zucker zu geben, begeht e.nen untauglichen Versuch, auch 
wenn er annimmt, daß Zucker tödlich wirkt. 


§ 8. 
Teilnahme. 


Die Lehre von der Täterschaft und Anstiftung geht im allgemeinen von 
richtigen Grundsätzen aus und vermeidet vollkommen das verkehrte akzes- 
sorische Prinzip. Vgl. dieses Archiv 58 S. 2f. 

Mit $ 31 wird man sich daher im allgemeinen einverstanden erklären 
können; nur wäre es vielleicht im Interesse der Deutlichkeit geboten, hier einen 
zweiten Absatz beizufügen in dem Sinne: „Täter ist auch der Urheber, welcher 
sich eines anderen Menschen zur Tat bedient, sei es als mittelbarer Täter, sofern 
dieser andere olıne Vorsatz, sei es als Anstifter, sofern dieser mit Vorsatz 
handelt.“ 

Bedenklich aber halte ich es, die Täterschaft so weit zu erstrecken, daß 
jeder Täter ist, der eine strafbare Handlung ‚‚pflichtwidrig zuläßt‘“. Dies ist 
nur unter wesentlichen Beschränkungen gerechtfertigt; einmal dann, wenn 
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das Zulassen sich als Unterstützung charakterisiert, so wenn der Gewalthaber 
den Pflegling stehlen läßt oder der Vormund es gestattet, daß das Kind fremdes 
Backwerk ißt; zweitens ausnahmsweise bei Amtsdelikten als Konnivenz. Wenn 
aber ein Polizeibeamter, welcher ein Privatdelikt hindern sollte, nicht hindernd 
eintritt, so kann man ihn aus anderen Gründen bestrafen, aber gewiß würde 
es zu weit gehen, ihn als Urheber zu behandeln. 

Die Frage, wie die Anstiftung zu einem Sonderdelikt behandelt werden 
soll, habe ich oben S. 10 f. erörtert. Ich halte eine allgemeine Bestimmung, wie 
die des $ 32, für unrichtig. Für noch unrichtiger halte ich es, daß man in solchem 
Falle den Anstifter gleich dem Täter bestraft. Wer etwa den Richter zu einer 
Rechtsbeugung oder einen Militärbeamten zu einem Militärdelikt anstiftet, 
verdient durchaus nicht dieselbe Bestrafung, wie die Persönlichkeit, welche, 
innerhalb eines heiligen Pflichtenkreises handelnd, ihre Pflichten schmählich 
verletzt. Ich glaube, daß man hier keine allgemeine Regel aufstellen, sondern 
bloß für die einzelnen Delikte Bestimmung geben sollte; höchstens könnte 
man eine gemeinsame Ordnung bezüglich der Amts- und Militärdelikte 
geben und hierbei die Bestrafung des Anstifters etwa auf die Versuchsstrafe 
herabsetzen. 

Die bloß negative Definition der Beihilfe möchte ich schon im Inter- 
esse der Volkstümlichkeit des Gesetzes vermieden wissen. Ich würde etwa so 
definieren: „wer bei der Vorbereitung des Deliktes behilflich ist oder bei der 
Ausführung nur in geringem Grade sich beteiligt, wird wegen Beihilfe bestraft.“ 

Den $ 34 bezüglich der persönlichen Eigenschaften würde ich als Zusatz 
zu $ 31 geben in der Art: „Jeder beim Delikt Beteiligte wird nach seinen per- 
sönlichen Verhältnissen, nicht nach denen eines sonstigen Beteiligten be- 
urteilt.“ Die Beifügung im gleichen Paragraphen würde sicher der ganz 
verfehlten Interpretation zuvorkommen, die man bezüglich $ 50 unseres 
Strafgesetzbuches so oft gehört hat, wonach dieser Paragraph nur eine Aus- 
nahme vom akzessorischen Prinzip enthalte und gerade als Ausnahme das 
akzessorische Prinzip bestätige! 

$ 35 aber halte ich für überflüssig und irreführend. Es sollen hier Fälle 
getroffen werden, wie der, wenn ein Gefangener jemanden anstiftet, ihn zu 
befreien, oder ein Unzüchter jemanden zur Kuppelei anstiftet. Daß hier der An- 
stifter frei ist, versteht sich, sobald man das akzessorische Prinzip fallen läßt, 
von selber. Die unrichtige Entscheidung des Reichsgerichts war nur eine Folge 
der unrichtigen akzessorischen Theorie, die hoffentlich für immer verschwindet. 


$ 9. 
Strafantrag. 

In der Lehre vom Strafantrag möchte ich zu $ 36 Absatz 1 beifügen: 
„Sind durch das Delikt mehrere Personen verletzt, so hat jede von ihnen die 
volle Antragsbefugnis“; zu Absatz 3: „Soweit zur Wahrung des Interesses 
des Verstorbenen ein Testamentsvollstrecker ernannt ist, hat dieser das 
Antragsrecht.“ 

Hiermit ist namentlich der Fall vorgesehen, daß der Verstorbene einen 
Testamentsvollstrecker für seinen literarischen Nachlaß ernannt hat. Diesem 
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muß auch die Antragsbefugnis bezüglich der noch ungesühnten 'Autorrechts- 
verletzungen zustehen, die zu Lebzeiten des Verfassers erfolgt sind; denn 
solches liegt im Sinne des Erblassers und im wohlverstandenen Interesse der 
Sache. Ein Autor, welcher keine Verwandten gerader Linie, keine Geschwister 
und keinen Ehegatten hinterläßt, darf nicht schutzlos bleiben. 


810. 


Strafe und sichernde Maßregeln. 


Dieser Teil bringt große Verbesserungen, vor allem durch Aufnahme des 
§ 60 über Schutzaufsicht und des $ 98 über die Verwahrung gefährlicher und 
unverbesserlicher Verbrecher: hierdurch ist den immer dringender ausge- 
sprochenen Anforderungen der Gegenwart in bedeutsamer Weise entsprochen. 
Ich bemerke aber, daß $98 mit $60 und 69 zu einet Gruppe von Bestimmungen 
vereinigt werden sollte. 

Im einzelnen hätte ich allerdings noch bedeutende Verbesserungen vOT- 
zuschlagen. 

Zu § 40 über die Todesstrafe würde ich einen Absatz beifügen, ch 
es dem Bundesrat zusteht, eine andere Art der Vollziehung der Todesstrafe zu 
bestimmen. Ich weiß nicht, warum man nicht dem zum Tode Verurteilten 
überlassen soll, anstelle der Enthauptung den Gifttod zu wählen; und sollte 
die elektrische Hinrichtung sich sicher und schmerzlos vollziehen lassen, so 
könnte auch sie in Betracht kommen. In dieser Beziehung sollten wir, glaube 
ich, das Gesetz nicht festlegen, sondern dem Bundesrat als verordnender Be- 
-hörde gestatten, Bestimmungen zu treffen, welche dem modernsten Fort- 
schritte huldigen. Daß die Enthauptung, die ja immerhin eine brutale Art 
der Todesstrafe ist, durch das Fallbeil geschehen soll, ist gewiß ein großer Fort- 
schritt; denn die Art, wie sie beispielsweise noch in Preußen vollzogen wird, 
gestaltet die Enthauptung in der entsetzlichsten Weise. 

Daß bezüglich der Freiheitsstrafe die Deportation noch keine Aufnahme 
gefunden hat, bedaure ich. Jedenfalls sollte man es auch hier dem Bundesrat 
überlassen, durch eine Verordnung die Deportation in der. einen oder anderen 
Weise zuzulassen; denn es ist immer schlimm, wenn die Umständlichkeit des 
Gesetzes erforderlich ist, um dem Ruf der Gegenwart zu entsprechen. 

Die Freiheitsstrafe wird in Gestalt von Zuchthaus, Gefängnis und Haft 
angesetzt. Haft tritt also zugleich an Stelle der früheren Festungshaft und 
kann deswegen bis zu 10 Jahren ansteigen. Gefängnis wird regelmäßig nur 
bis zu 2 Jahren erkannt, während Zuchthaus auf 2—15 Jahre oder auf Lebens- 
zeit angesetzt wird. 

Ich weiß nicht, warum man nicht einfach eine Zweiteilung angenommen 
"hat, Zuchthaus einerseits und Haft andererseits; die Zwischenstufe des Gefäng- 
nisses will mir als eine Halbheit erscheinen. Was aber die Zuchthausstrafe be- 
trifft, so finde ich in dem Entwurf noch gar manches, was an die Nacht ver- 
alteter Vorurteile erinnert. Es versteht sich doch von selber, daß auch bei der 
Zuchthausstrafe vollständig individualisiert werden soll; es ist darum ganz un- 
statthaft, dem Sträfling Arbeiten aufzuerlegen, welche seinem Bildungserade 
widersprechen. Das ist nur ein Rest der früheren schablonenhaften Auf- 
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fassung, welche den Zuchthaussträfling einfach als Nummer behandelte. Daß 
man einen Beamten, der etwa wegen einer schweren Fälschung ins Zuchthaus 
kommt, Jahre lang mit Wollzupfen oder mit Tütenkleben beschäftigt, so daß 
er im Laufe der Zeit vollkommen das Denken verlernt und geistig zerrüttet, 
entnervt, zu jeder geistigen Arbeit unfähig aus dem Zuchthaus in die 
Welt zurückgestoßen wird, ist ein vollkommen unhaltbarer Zustand. Die 
Strafe ist nicht dazu da, den Menschen für das Leben untauglich zu machen. 
‘Man hat dies auch empfunden und den $ 83, wonach statt Zuchthaus auch 
Gefängnis eintreten kann, eingefügt; allein dieser reicht nicht aus. Wie, 
wenn nun ein solcher Mann wegen Schwere des Verbrechens doch ins 
Zuchthaus kommt? Der Unterschied zwischen Zuchthaus und Haft wäre 
in der Weise zu bestimmen, daß beim Zuchthaussträfling ein strengerer Arbeits- 
zwang herrscht, und daß insbesondere die Haftsträflinge eine entsprechende 
Selbstbeschäftigung wählen können. 

Daß die Zuchthaussträflinge auch niemals eigene Kleidung tragen dürfen 
und stets Anstaltskost haben sollen, führt ebenfalls zu Unzuträglichkeiten. Sollte 
der an die Pflege der Zähne gewohnte Mann nicht befugt sein, seine Zahnbürste 
ins Zuchthaus mitzunehmen ? Sollte man ihn mit Gewalt zwingen, seine Zähne 
zu vernachlässigen und somit als zahnloser Krüppel das Zuchthaus zu: ver- 
lassen ? Man sollte auch in dieser Weise individualisieren und bei demjenigen, 
der aus ganz andersartigen Lebenssphären in die Anstalt verbracht wird, 
wohl berücksichtigen, daß die dortige Lebensweise für ihn eine viel schwerere 
Pein und Marter ist, als für einen, der in niederen Sphären zu leben gewöhnt ist. 
Auch hier ist zu bedauern, daß das Prinzip der Individualisierung noch nicht ge- 
nügend durchgeführt ist, und gerade die Dreiteilung, welche Zuchthaus von 
Gefängnis unterscheidet, hat zu derartigen Dingen geführt; denn, wenn man 
entsprechend individualisiert, dann hört der Unterschied zwischen Zuchthaus 
und Gefängnis ziemlich auf. Auch bezüglich der Lektüre ist eine größere Frei- 
heit zuzulassen. Daß aber bei dem Haftgefangenen die Bewegung im Freien 
nicht länger als 2 Stunden am Tage betragen soll, ist gleichfalls verkehrt. Soll 
die Haft an Stelle der Festungshaft treten, dann muß man die Möglichkeit 
geben, den Haftling auch einen halben Tag frei zu lassen, sofern er für die regel- 
mäßige Wiederkehr die nötige Sicherheit bietet. Insbesondere sollte das stufen- 
weise Aufsteigen des Strafvollzuges auch nach dieser SEE hin durch- 
geführt werden. 

Was die Disziplinarstrafen betrifft, so halte ich eine Einaserring in die 
Dunkelzelle bis zu 4 Wochen, auch wenn jeweils der eine oder andere Tag in 
Wegfall kommt, für eine unzulässige Härte. 

In bezug auf $ 47 über Arbeitsbelohnung wäre der Grundsatz auszu- 
sprechen, „daß ein schuldrechtlicher Anspruch gegen den Staat auf diese Arbeits- 
belohnung nicht besteht“. 

Zum Kapitel über Geldstrafe möchte ich noch einiges Notwendige beifügen, 
etwa in diesem Sinne: „Die Geldstrafe ist an den Staat zu bezahlen. Der Staat 
hat ein Betreibungsrecht, aber keine bürgerlich rechtliche Schuldforderung?). 


1) Dies ist wesentlich für die Frage, ob eine qualifizierte Urkunden- 
fälschung vorliegt, wenn jemand, um der Geldstrafe zu entgehen, eine Urkunde 
fälscht. Vgl. dieses Archiv 49, S. 177 f. 
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Für die Geldstrafe kann vom Verurteilten eine pfandrechtliche Sicherung 
verlangt werden; dagegen ist Bürgschaft, Schuldübernahme, Übernahme der 
Mithaftung von seiten nichtverurteilter Dritter unstatthaft.‘“ 

Über den Vollzug der Strafe sollte eine allgemeine Bestimmung in da 
Art gegeben werden: „Gegen Unzurechnungsfähige ist keine Strafe zu voll- 
ziehen.“ Dazu wäre (entsprechend dem $ 13 Absatz 3 des Entwurfes) beizu- 
fügen, daß es bei verminderter Zurechnungsfähigkeit dem richterlichen Er- 
messen anheim steht, ob und wie die Bestrafung stattfindet. Diese Be- 
stimmung gehört nicht zu $ 13; denn es handelt sich nicht um die Verurteilung, 
sondern um den Strafvollzug. Auch der zur Zeit der Tat und zur Zeit der Ver- 
urteilung vollkommen Geistesstarke ist nicht zu bestrafen, wenn er unzu- 
rechnungsfähig wird; er ist nur unter Diskretion zu bestrafen, wenn verminderte 
Zurechnungsfähigkeit eintritt. In diesen Zusammenhang gehört dann auch 
die Bestimmung, daß gegen den Nachlaß keine Geldstrafe stattfindet (nicht 
etwa bloß keine Geldstrafe ‚‚vollstreckt wird“ — die Strafe hört prinzipiell auf!). 


81. 


Zusammentreffen, Verjährung, Rehabilitation. 


Was das Zusammentreffen von Strafgesetzen betrifft, so finde ich zu 
meiner großen Überraschung bei der Geldstrafe wieder das Kummulations- 
system, das geradewegs zur finanziellen Vernichtung führen kann. Wenn man 
zur Verteidigung sagt, daß es Sache des Richters sei, in einem solchen Falle 
durch Abmessung der Geldstrafe die Härten zu vermeiden, so ist dagegen ein 
doppeltes zu erwidern: 1. daß möglicherweise jemand wegen mehrerer Delikte 
einzeln bestraft worden ist und erst nachträglich eine Zusammenfassung 
stattfindet, und ferner, 2. daB es immer empfehlenswert ist, die Strafe der 
einzelnen Delikte zuerst ohne Rücksicht auf das Zusammentreffen aus- 
zuwerfen und dann erst die Gesamtstrafe zu berechnen. 

Würde nun aber hierbei der Richter die Geldstrafe nur deshalb mildern, 
weil bereits eine Geldstrafe vorhergeht, welche das Vermögen verringert, 
so daß bei der neuen Bemessung nur ein gemindertes Vermögen in An- 
schlag kommt, so würde die frühere Geldstrafe als einfaches Vermögensminus 
behandelt, wie ein anderes. Damit wäre aber dem Konkurrenzgedanken nicht 
entsprochen. Denn nach diesem soll bei einer Mehrheit von Strafen deshalb 
eine Verringerung eintreten, weldasdurchdenstrafrechtlichen 
Eingriff begründete Strafübel durch die Kummulie- 
rung eine die Summe der einzelnen Strafübel über- 
steigende Verschärfungerfährt, so daß die Summe der Strafen 
einen größeren Schmerzeingriff bereitet, als die Addition der Schmerzlich- 
keiten, welche die einzelnen Strafen bewirken. Das gilt von der Geldstrafe 
wie von jeder anderen. 20 Geldstrafen zu je 500 ‚ft, also 10 000 .#, drücken 
den Gestraften nicht nur 20 mal mehr nieder als eine einzelne Geldstrafe, sie 
schmerzen ihn vielleicht 30 oder 40 mal mehr. 

Will man daher der Gerechtigkeit entsprechen, so genügt es nicht, eine 
frühere Geldstrafe als einfaches Vermögensminus zu behandeln, wie etwa einen 
Verlust in einem Konkurs. 
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Und wie etwa beim Strafbefehl? Denken wir uns: Jemand macht eine 
zweimonatliche Autoreise; im dritten Monat hagelt es Strafbefehle, sagen wir 
etwa 20 Strafbefehle zu je 50 %, wegen aller möglichen Kleindelikte: weil 
einmal das Tempo um einige Kilometer zu schnell war, wegen Unterlassens des 
Huppens, Rauchens des Wagens, Huppens mit unrichtigem Instrument. Die 
Summe dieser Kleinigkeiten macht eine -Geldstrafe von 1000 #. Eine solche 
Gesamtstrafe ist aber eine Ungeheuerlichkeit. Sollte es nicht möglich sein, eine 
richterliche Feststellung zu erwirken, wonach die Gesamtstrafe ermäßigt wird ? 

Die Lehre von der Verjährung und der Rehabilitation zeigt große Fort- 
schritte, und vor allem ist der Hauptfehler des bishergen Rechtes vermieden: 
die Unterbrechung der Verjährung ist ausgeschlossen; nur die vollständige 
Mißkennung der strafrechtlichen Verjährungslehre konnte zu einem System 
führen, das für bürgerlich rechtliche Verhältnisse, aber nicht für die straf- 
rechtliche Verjährung paßt; und es zeugt eben von der Unvollkommenheit der 
früheren Kriminalwissenschaft, daß man derartige Probleme in das Schlepp- 
tau des bürgerlichen Rechtes gezogen hat. 

So weit der allgemeine Teil. Die Kritik des besonderen Teiles muß ich 
mir vorbehalten, bis die Begründung erschienen ist. 


Über die Anwendung der Carolina. 


Von Josef Kohler. 
I 


Will man über die Geltung der Carolina in der Schweiz!) urteilen, 
so muß man zunächst zusehen, in welcher Art überhaupt damals die Gesetz- 
bücher bei den Volksgerichten in Anwendung waren. Dies zeigt uns bei- 
spielsweise deutlich die Anwendung der Bambergensis in den ersten Jahr- 
zehnten des 16. Jahrhunderts. Niemals haben die Volksgerichte sich an den 
Gesetzestext in der Art gehalten, wie wir es tun, sondern die strafrechtlichen 
Vorschriften mehr als Anleitung und als Anregung behandelt, um selbständig 
zu verfahren. Vor allem muß man berücksichtigen, daß die Volksgerichte 
stets neben dem Richten nach Recht ein Richten nach Gnade kannten und 
sich vollkommen für befugt erachteten, dem Schuldigen eine geringere Strafe 
oder gar keine Strafe zuzuerkennen?), insbesondere hat man sehr häufig die 
Leute einfach aus dem Gebiete verbannt mit dem Gedanken, daß man sich 
dann überhaupt nicht mehr mit ihnen zu befassen habe?). Dazu kommt, was 
die Carolina betrifft, noch der Umstand, daß die Carolina gar nicht dazu an- 
gelert ist, daß ihre strafrechtlichen Bestimmungen peinlich genau durchgeführt 
werden; sie selbst geht davon aus, daß das römische Recht zunächst maß- 


1) Vgl. zum folgenden die schätzenswerte Schrift von Albert Meier. 
Die Geltung der Peinlichen Gerichtsordnung Karls V. im Gebiete der heutigen 
Schweiz (1911). 

»)Osenbrüggen, Alemann. Strafrecht S. 179, Widmer, Blut- 
gericht nach aargauischen Rechtsquellen S. 108. 

3) So z. B. in Basel das Leisten vor den Krützen (d. h. den das Weichbild 
bezeichnenden Stadtkreuzen). 
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gebend bleibt und daß nur an Stelle der bei uns untunlichen römischen Strafen 
nach freiem Ermessen andere Strafen gesetzt werden sollen; und wenn nun 
die Carolina in den Artikeln 106—180 eine Reihe von Strafen festsetzt, so tut 
die das mehr, um dem Richter Anleitung zu geben, als um ihn in vollem 
Maße zu binden. ee 

Eine exakte Durchführung der geseztlichen Bestimmungen ist erst in 
den Zeiten der gelehrten Gerichte zu erwarten. Wo immer, sei es kraft des 
Einflusses der Geistlichkeit, oder des Einflusses der Professoren, eine wissen- 
schaftliche Behandlung des Rechtes eintritt, wird auch den Gesetzen eine 
größere Tragweite zuerkannt. 

Man darf daher in den Fällen, in welchen nur annähernd nach dem Ge- 
setze geurteilt wird, oder die Volksrichter nur eine flüchtige Kenntnis des 
Gesetzbuches haben, nicht etwa erklären, daß die Carolina nicht gegolten 
hat, sondern man muß sagen, daß überhaupt das ganze Gesetzes- 
recht wenig Einfluß und Wirkung hatte. Nicht weil die Carolina nicht Gesetz 
war, sondern weil überhaupt die Gesetze nicht befolgt wurden, darum finden 
wir in den Rechten des 16. und 17. Jahrhunderts so viele Urteile, welche der 
Carolina nicht recht gemäß sind. 

Ich möchte darum der häufigen Ausdrucksform: „nach den kaiserlichen 
Rechten“, nicht jede Bedeutung absprechen und nicht etwa behaupten, daß 
das Gesetz Karl V. hierdurch gar nicht berührt werde, sondern der Gedanken- 
gang war der: man wendete das kaiserliche Gesetz an, also auch die Carolina, 
soweit man überhaupt damals die Gesetze anwendete; und diese Anwendung 
. war eben meistens nur eine theoretische, und unter dem Titel des Gesetzes 
spielte das gewohnheitsmäßige Treiben der Gerichte weiter. 

Auf die Frage, ob nach dem Ausgang des Schwabenkrieges die Schweiz 
nicht einmal mehr theoretisch zum Deutschen Reiche gehörte, will ich nicht 
eingehen; sicher ist, daß die Zusammengehörigkeit immer noch gefühlt 
wurde, und die ständige Ausdrucksart, welche auf die kaiserlichen Rechte 
verweist, muß uns dies bestätigen. Man denke an die Reichsvögte, die noch im 
16., ja17. Jahrhundert in den Schweizer Kantonen fungierten, man denke daran, 
daß noch im 17. Jahrhundert bei den Blutgerichten die kaiserlichen Freiheiten 
verlesen wurden. Im übrigen hat man natürlich in der Schweiz nach dem alt- 
alemannischen Recht weiter gerichtet; wir finden fast durchgängig den Ge- 
danken des Friedensgebotes mit der damit zusammenhängenden Friedens- 
ordnung, die Erhärtung des Geständnisses durch Folterung, ein Institut, 
welches die Carolina nicht kennt, weil hier die Folter nur zur Erzwingung des 
Geständnisses stattfindet, und die Bahrprobe treffen wir im Aargau noch im Jahre 
1648;*) sodann galt meist der Grundsatz, daß der erste Ehebruch noch nicht 
mit dem Tode bestraft wird; eigenartig war auch die merkwürdigeVerschärfung 
der Strafe der Gotteslästerung: das Schlitzen und Ausreißen der Zunge, — was 
zu dem schauerlichsten gehörte, was die menschliche Grausamkeit eingeführt 
hat. Alle diese Rechtseinrichtungen bestanden in der Schweiz weiter. 

Eine exakte Anwendung der Carolina erfolgte nur auf Grund des Ge- 
lehrtenrechtes; so vor allem in Basel. Hier bestand schon seit 1533 das Institut 


3) Widmer, Das Blutgericht nach aargauischen Rechtsquellen S. 134. 
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des ständigen Stadtkonsulenten, der regelmäßig ein Professor des Rechtes war 
und in allen zweifelhaften, Fällen, sowohl für den Prozess, als auch für 
die Urteilsfällung, dem Richter an die Hand ging. Eine eingehende Darstellung 
der Tätigkeit der Konsulenten und der Nachweis, wie sehr sie sich in die Carolina 
vertieft und es versucht haben, dem kaiserlichen Gesetzbuch zum Recht zu 
verhelfen, finden wir bei Nagler?) ; die dort mitgeteilten Quellen gehen bis auf 1581 
zurück. Allerdings gibt es auch hier Abweichungen: in der Behandlung der Blut- 
schande, des Ehebruchs und der Kuppelei behielt man mit Hinsicht auf die 
Reformationsgesetzgebung eine gewisse Selbständigkeit, und daß bei Kinds- 
mörderinnen an Stelle des Ertränkens die Schwertstrafe trat, wurde schon ander- 
wärts dargestellt;®) Materien, welche die CCC nicht oder nur mangelhaft behan- 
delte, bildeten den Gegenstand zahlreicher Gesetze; sogar ein Nachdrucksgesetz 
erging im Jahre 1531 — das erste bekannte Nachdrucksgesetz der Welt. Wie 
tief aber die Carolina im Rate der Gelehrten wurzelte, zeigt die imJahre 1763 
erschienene Darstellung des Strafprozesses von Thurneysen, die ganz nach der 
Carolina und der Carolinaliteratur gearbeitet ist. 

Ebenso finden wir im Fürstbistum Basel und im Gebiet der Äbte von 
St. Gallen eine wissenschaftliche Behandlung des Rechtes und damit auch eine 
strengere Durchführung der Carolina. Im Fürstbistum Basel amtierte das 
Kollegium des Hofrats mit. Rechtsgelehrten in seiner Mitte und einem für den 
Hofrat handelnden Fiskalprokurator; die Carolina wird hier von Ende des 
16. Jahrhunderts an erwähnt. Ebenso amtierte in St. Gallen ein Pfalzrat mit 
einem Landhofmeister in der Mitte und mit verschiedenen Vögten in den ein- 
zelnen Landesteilen. Auch hier trifft man eine genauere Anwendung der Carolina 
seit Ende des 16. Jahrhunderts, und die Vögte werden auf die Carolina be- 
eidigt. Weniger genau ist die Anwendung im Toggenburger Gebiet. Besonders 
interessant ist, daß im Jahre 1715 in Graubünden eine Malifiz-Ordnung zu- 
stande kam, welche sich auf die Carolina gründete, ebenso im 17. oder 18. Jahr- 
hundert im Tale Livinen bei Biasca. In Zug ist die Carolina im 18. Jahrhundert 
stärker im Gebrauch, in Bern ist das Werk von Samuel Mutach im Jahre 1709, 
welchem die Carolina zugrunde liegt, bedeutsam geworden, und in Waadt die 
gleichfalls hierauf beruhenden Werke von Sengneux und von Boyve 1756, 
während merkwürdigerweise im Kanton Freiburg die Carolina noch im 
Jahre 1803 als Gesetzbuch proklamiert wurde. 

Bedeutungsweise ist endlich die Carolina als Gesetz der Schweizerischen 
Soldtruppen. 

Die schweizerischen Truppen hatten bereits eine Kriegsordnung vom 
Jahre 1704, welche mit der Coralina wenig zu tun hat; dagegen erschien im 
Jahre 1734 die bekannte französische Übersetzung der Carolina als Kriegs- 
recht, und davon gab es wieder verschiedene Neuausgaben und Über- 
setzungen; vor allem die Ausgabe gedruckt in Zug 1743 mit deutscher Rück- 
übersetzung und mit Vorwort von Leonhard Ludwig von Tschudy und Joseph 
Anton von Tschudy, gerichtet an die Bürgermeister, Schultheissen, Land- 
ammänner und Räte der dreizehn Orte der Eidgenossenschaft. 


»)» Nagler, Geltung der Carolina in Basel (Sonderabdruck aus der 
Festschrift zur Feier... der Universität Basel). 
») Bode, in diesem Archiv 56, S. 36. 
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Aus der Einleitung dieser (auch in meinem Besitz befindlichen) Ausgabe 
erwähne ich: 


„Diese Betrachtung, Hochmögende, Gnädige Herren, und zumahlen 
überlegend, wie daß die Häubter der Nation-Völcker den Gewalt und Befüg- 
same, diese Justiz zu administrieren, und Ausübung von ihren Hohen Ständen 
empfangen und Ihnen hinterlegt worden, damit Sie zu jeweilen um solche 
nach Gott eben diesen ihren Hohen Ständen zu verantworten stehen, haben 
Wir eine unausweichliche, unserem Ambt anhangende Schuldigkeit erachtet, 
Uns mit aller Sorgfalt zu befleißen, daß, so viel möglich, derley besorgenden 
Unanständigkeiten möchte vorgebogen, und solche ausgewichen werden, und 
nach reiffer Überlegung befunden, daß die Übersetzung dieser Peinlichen Hals- 
Gerichts-Ordnung ein gar leicht- und zu unserem Absehen bequemes Mittel 
seye: und damit solche nicht allein denen Officiers, so das Frantzösische nicht 
verstehen, dienlich und nutzlich seyn könne, sondern auch jenen selbsten, 
welche der vorgeschriebenen und zu Einricht-Fortsetz- und Beschließung 
eines Peinlichen Proceß nöthiger Satz- und Ordnung nicht erfahren seynd; 
als haben Wir annoch einige besondere Anmerck- und Unterrichtungen bey- 
fügen lassen, welche denen Officiers die erforderliche Erkanntnus zu dergleichen 
Gerichtlichen Verrichtungen viel erleichteren und selben zu einem kommlichen 
Weegweisen dienen wird.“ 

„Uns ist zu Genügen bekannt, daß eine Euer Gnaden und Herrlichkeiten 
nit die mindeste Sorgfalt und Obsicht zu jeweilen ware, daß die Trouppen der 
Nation, in was für einem Dienst sie sich auch befindeten, 
ihre Schuldigkeit Pflicht-mäßig erstatteten, seye es in Ansehung der Treuheit 
gegen dem Fürsten, deme sie dieneten, seye es in Ansehung der Mann- und 
Standhafftigkeit vor dem Feind, seye es in genau- und Gesatz-mäßiger 
Verwalt- und Ausübung der Gerechtigkeit, seye es endlichen in Erhaltung 
guter Zucht und Ordnung: die zerschiedliche deswegen errichtete Satz- und 
Ordnungen zeigen genugsam an, wie hoch die Befliessenheit der Nation- 
Trouppen Hoch-Denenselben angelegen ware.“ 


Übrigens wurde hier die CCC nicht rein in Anwendung gebracht, sondern 
nach Herkommen und Gerichtsgebrauch unter Berücksichtigung der Literatur. 
Deshalb wurde eine Reihe von Anmerkungen beigefügt; einige beziehen sich 
auf besondere militärische Dinge, wovon hier nicht die Rede ist, andere aber 
bringen die abändernde Rechtsgewohnheit zur Geltung. Hierbei wird in den 
Marginalien auf die üblichen Rechtswerke, auf Clarus, Covvaruvias, Carpzow, 
Berlich u. a. verwiesen. 

Zur Charakteristik sei hier von den sog. Anmerkungen folgendes an- 


geführt: 
Zu A. 22: 
»... die Rechtsgelehrten machen hier einen Ausnahm in Ansehung der 


Verbrechen wider den Staat oder der beleidigten Majestet, da sie vernieinen, 
daß in diesem Fahl die Muhtmaßung in einem gewissen Grad genugsam seye, 
allein ohne die Bekanntnus des Beklagten ein Verurtheilung zu schließen. /u 
rebus, quae ad slahım spectant vel supremum Principem, praesumpliones con- 
cludunt et damnant. In Sachen, die den Staat oder den höchsten Lands-Herrn 
angehen, thun die Muhtmaßungen schließen und verurtheilen.“ 


Zu A. 111: 


„Der in den Herrschafften eingeführte Brauch hat die in diesem Gesatz 
errichtete Straff gemäßiget, und setzet nur die ordinari Lebens-Straff wider 
die Falsch-Müntzer, obwohlen das Verbrechen an sich selbsten angesehen wird 
als eine Gattung Lasters der beleidigten Majestet; es seynd Fähl, welche in 
den dritten Theil dieses Gesatzes fallen können, und welche die Gewichts- 
Verenderung der Müntz ansehen, wo der Verstand des Gesatzes nit einmal 
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die Tods-Straff zulasset, und scheinet, daß solches nur eine leibliche und will- 
kürliche Straff andeute, als da seynd die ewige Gefängnus, die Galeeren, Zeichen- 
Aufbrennen mit der Verbannisierung, alles liget an den mehr- oder minder be- 
schwehrenden Umständen.“ 


Zu A. 112: | 

„Das Laster des Betruges ist ein offentliches Verbrechen, so der Menschen 
Glück und Sicherheit ansiehet, und einfolglich das Gesetz rächen thut; dieses 
Laster hat seine Staffel wie andere, und erforderet also eine proportionierte 
Straff. Aller Betrug, der den gäntzlichen Undergang eines Particularen oder 
einen großen unersetzlichen Schaden verursachet hat, und dessen Bosheit be- 
währt ist, soll mit dem Tod gestrafft werden; der Betrug in den Schrifften 
geschiehet, wann ein Wort, ein Brieff, en Datum ausgethan und veränderet 
oder ein anders eingeschoben und darzu gethan wird: ingleichem, wann man 
durch eine falsche Underschrifft die Natur der Schrifft zu jemands Schaden 
und Nachtheil verenderet.‘ 


Zu A. 120: 

„Obwohlen insgemein die Gerichte viel von der Strenge des Gesatzes wider 
den Ehebruch nachgelassen wegen den Beschwerlichkeiten, die sich in Under- 
suchung dieser rechtlichen Handlung ereignen, und wegen verschiedenen Um- 
ständen, die großes Aufsehen erforderen, so haben sie jedoch in besonderen 
Fählen alle Form der Strenge behalten, die das Gesatz vorschreibet, und setzen 
die Tods-Straff wider die Bediente, Knecht, Schaffner, Haußgenossen und 
Meyer, welche mit ihrer Meisterin sich verfehlen, und der Ehe-Mann wider 
solche seine Klägden gerichtlich anbrigen thut.“ 


Zu A. 121: 

„Die Rechtsgelehrten, so im mehrsten diß Gesatz zu miltern gesucht 
haben, wollen, daß solches eigentlich einen verehlicheten Mann ansehe, der ein 
anders Weib heyrahten wurde, dero erster 'Mann noch würklich bey Leben 
wäre, oder vice versa: die Ursach, auf welche sie sich gründen, ist, weilen das 
Gesatz nit in die Austheilung anderer Fählen under dieser Gattung eingehet, 
so soll man nach allgemeiner Rechts-Maximen, dessen Strenge nicht zu er- 
weitheren suchen. In diesem Verstand nemmen sie die Gleichheit, so hier 
zwischen der Bigamie und Ehebruch gemacht wird; dann diß letztere Ver- 
brechen wird in dar grösten Schärffe nit mit dem Tod gestrafft, als da es doppelt 
ist, will sagen, wann es zwischen zwey verheyrateten Personen begangen wird, 
oder daß das ehebrecherische Weib verheyratet seye, und das wegen der Un- 
gerechtigkeit, so dardurch den rechtmäßigen Erben geschiehet. 

Es thun jedoch der mehrere Theil Auctoren alle Gattung Bigamie ohne 
Underschied mit der Tods-Straff belegen, und scheinen sich auf die letztere 
Wort diß Gesatzes zu begründen, die alle Bigamie Peinlich und dem Ehebruch 
gleich straffmäßig erklären; dahero sie schließen, daß da das Gesatz kein Under- 
schied zwischen diesen beyden Verbrechen machet, so soll auch in deren Be- 
urtheilung keiner gemacht werden; sie setzen noch bey, daß weilen der Fahl 
einer zweyfachen Bigamie ein Laster, so selten wiederfahrt, so seye nit zu prae- 
sumieren, daß das Gesatz, so das, was am mehrsten begegnet, ansehen soll, sich 
habe wollen auf eine so ungemeine Sach, als die zweyfache Bigamie ist, ein- 
schrancken lassen.‘ 

Wir können dann in dem Verstand der Strenge, so diesem Gesatz natür- 
lich, und so die Richtschnur in den Niederen Gerichten seyn soll, schließen, 
daß jedes Laster zweyfacher Ehe der Tods-Straff underworffen seye, da es 
mit folgenden Belingnussen begleitet. 1°. Es muß der oder die, so diese zweyte 
Verbindung bey Lebzeiten seines ersten Ehegattens machet. nit allein das Ver- 
sprechen und die Freyung gethan, sonder durch ein feyrlichen Act offentlich 
nach Brauch seiner Religion sich würcklich haben copulieren lassen; dardurch 
wird er schuldig eines Betrugs, wie in dem Gesatz anremercket. 2%. Es muß 
darauf die Vollziehung dieser doppelten Ehe gefolget seyn.” 


Archiv 58. Bd. 20 
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Zu A. 125: 

„Obzwaren diß Gesatz ohne Underschied alle boßhaffte Mordbrenner 
zum Feur verdammet, will sagen alle die, so aus freywilligem Vorsatz Schaden 
zuzufügen einem anderen sein Hauß oder Scheur verbrennen, so lasset jedan- 
noch die beständige Ubung aller Gerichter einen Underschied zu in Gattung der 
Straff, so wohl in Ansehung der Personen, als der Natur der Sach des Lasters.“ 

Zu A. 4130 ist auf das berühmte Gesetz Louis XIV. vom Juli 1682 ver- 
wiesen, wonach der Giftmord, auch der Giftmordversuch, mit dem Tode (Feuer- 
tod) bestraft wird. 

Anderseits wird der Carolina gemäß hervorgehoben,. daß, wenn volle 
Bezeugung stattfindet, eine Bestätigung durch die Folter nicht mehr geschehen 
soll — gegenüber dem Schweizer Brauch der „Erhärtung‘ durch die Folter. 

Wann durch die Aussag der Zeugen sich redlich- und genugsamme An- 
zeigungen zu der Überweisung befinden, so bedarff es keiner Folter, dann laut 
des Gesatzes, so man niemalen genugsam wiederholen kan, daß der Missethäter 
oder überwiesen oder bekandtlich seye, um zu der Verurtheilung schreitten zu 
können, ohne daß man sich der Folter behelffen dörffe, es wäre dann, daß sich 
aus den Umständen der That Mithaffte befinden thäten, welche man den Ge- 
fangnen machen soll zu erklären; ein anders wäre es, wann Anzeigungen da 
seynd, die nur einen starcken Verdacht wider den Gefangenen machen, dann 
weilen in solchem Fahl nit genugsamme Proben, daß man zu einer Urtheil 
schreitten könne, so wird die Bekandtnus des Beschuldigeten erforderet, und 
zu solcher soll er durch die Folter angehalten werden.‘ 


Vollständig war die CCC im Gebrauch in den alemannischen Reichs- 
städten Offenburg, Gegenbach und Zell. Davon wird des weiteren die Rede sein. 
Noch im Jahre 1803 erklärte Gegenbach bei der Einverleibung in Baden, daß 
bisher in Kriminalsachen die Carolina in Übung war. Hier soll einstweilen nur 
ein Anwendungsfall aus den Oftenburger Ratsprotokollen erwähnt werden, 
aus März 1596). 

Der Grund der Verurteilung erhellt nicht, wahrscheinlich liegt Raub vor. 
Der Angeklagte ist gefoltert worden, hat gestanden und daraufhin geleugnet, 
worauf mit weiterer Folter gegen ihn vorgegangen wurde. Schließlich wurde 
er zum Toce mit dem Schwerte verurteilt, es wurde ihm jedoch vergönnt, daß 
er hinter dem Ölberg (dem alten Kirchhof von Offenburg) in geweihter Stelle 
begraben wurde’). 

Freitag den 15. März 1596. 
Vff noch weither fürfallenden argwon soll mitt Fölix Greuthern über hie- 


voren fürgnommen ernst, mitt weithern tortur durch Denen hardtmann noch- 
malen volnfahren werden. 


Montag den 18. März 1596. 


© Víf Fölix Gereithers vnderschidliche bekhandtnus. so er aber von ver- 
schinen sambstags vermeintlich wider vnderstanden, zuleignen, soll er deßhalb 


*) Aus dem Alt Offeburger vom 9. April 1911. 

8) Verschiedene Städte hatten ein besonderes Privilegium, Hingerichtete 
an geweihter Stelle zu bestatten. Beispiele bei Widmer, Blutrericht 
nach den aargauischen Rechtsquellen S. 155. 
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mitt weitherem ernst drunder erfragt vnd die sachen ernstlich erkhundigt 


WEIDEN, Mittwoch den 20. März 1506. 
Foelix Gereüthers widerruefens halb soll der advocat vorderst drunder 


anghördt werden. Dienstag den 26. März 1596. 


Foelix Gereuther würdt vff sein vnderschidliche bekhandtnus vnd deß 
hern advocaten vorgepflognen vnd vorghabten rath, vermögKey.Karlen 
halßgerichtsordnung mitt dem schwerdt zum todt verurtheilt. Der 
almechtig wöll der seelen gnedig vnd barmherzig sein. 


Mittwoch den 27. März 1596. 

Foelix Greüter würdt vff sein begeren auch bschene weitere fürbitt, den- 
selben hinder den Elberg im closter zuvergraben güetlich bewilligt. 

Daß aber auch in der Ortenau die übliche Abmilderung des Feuertodes 
zur Schwertstrafe eintrat, bezeugt ein Urteil des Zwölfergerichts in Schutter- 
wald (nahe bei Offenburg)?), wonach am 29. April 1765 zwei Knechte wegen 
Sodomie zum Tode durch das Schwert verurteilt wurden. Der Amtmann führte 
das Verhör in Anwesenheit des Stabhalters und zweier Mitglieder des Zwölfer- 
gerichts. Das Urteil wurde durch das Zwölfergericht gesprochen, bestehend aus 
dem Amtmann, dem Stabhalter und zwölf Schöffen; es wurde dann durch 
den Amtmann verlesen; der Stabhalter brach den Stab und führte das Schwert, 
fungierte mithin als Scharfrichter!®). Es wird noch erwähnt, daß die beiden 
außerhalb des Kirchhofs begraben wurden. 

Weitere Nachweise werden später folgen. 


Über die Abgrenzung des Vorsatzbegriffes.”) 
Von Dr. jur. W. Lacmann, Amtsrichter in Colmar (Elsaß). 
(Schluß.) 

Nach $ 59 des Vorentwurfes aber wäre sogar in Fällen dieser Art kein 
Vorsatz gegeben, wenn der Täter die Erreichung seines Zweckes und deswegen 
auch den Eintritt des als seine notwendige Begleiterscheinung betrachteten, 
aber selbst nicht bezweckten rechtswidrigen Erfolges für unwahrscheinlich hielte. 
Der Vorsatzbegriff des Vorentwurfes wird daher der Aufgabe, die schwerere 
Schuldform abzugrenzen, nicht in vollem Umfange gerecht. Vielmehr müssen 
wir, aus den vorangegangenen Betrachtungen die Summe ziehend, sagen: 

Vorsätzlichkeit einer Handlung in Hinsicht auf 
einen Erfolg ist dann anzunehmen, wenn der Han- 
delnde es als wahrscheinlicher betrachtet, daß er 


9) Mitgeteilt von E. A. Seidel im Alt Offeburger vom 1. Mai 1910. 

10) Nach alter Art. wie in Reutlingen der unterste Schöffe oder in frän- 
kischen Gegenden der jüngste Ehemann, Grimm, Rechtsaltertümer Il, S. 530. 

*) Durch ein bedauerliches Versehen der Druckerei ist hinter dem oben- 
genannten Aufsatz in Heft 1/3 der Vermerk „Schluß folgt“ weggeblieben. Infolge- 
dessen erweckte es den Anschein, als ob die Arbeit schon im vorigen Heft ab- 
geschlossen wäre. Der inhaltlich gerade entscheidende Schlußteil folgt nun oben. 
— In der Ausführung der auf S. 127 unter [I2 eingetragenen Figuren ist ein Fehler 
unterlaufen. Zu seiner Berichtigung sind die mit N bezeichneten Teile der Linien 
nach rechts dergestalt verlängert zu denken, daß jeweils der mit R. E. bezeich- 
nete Teil der Gesamtstrecke von dem andern Teil an Länge übertroffen wird. 


20% 


308 Über die Abgrenzung des Vorsatzbegriffes. 


durch sie den Erfolg herbeiführen, als daß er den 
Zweck der Handlung unter Vermeidung des Erfolges 
erreichen werde. 

In dieser Formel ist der Fall, daß der in Betracht stehende Erfolg selbst 
den Zweck der Handlung bildet, mit eingeschlossen: in diesem Fall ist die 
Wahrscheinlichkeit dafür, daß der Handelnde den Zweck der Handlung unter 
Vermeidung des Erfolges erreicht, gleich null; andererseits muß der Täter 
ein den Wert null übersteigendes Maß von Wahrscheinlichkeit dafür annehmen, 
daß der Erfolg eintritt, sonst könnte dieser nicht Zweck der Handlung sein.) — 
Für den Fall, daß die Erreichung des Zweckes und der Eintritt des Erfolges 
einander ausschließen, vereinfacht sich die den Vorsatz kennzeichnende Formel 
dahin: der Täter hat den Eintritt des Erfolges für wahrscheinlicher gehalten 
als die Erreichung des Zweckes. 

Auch in solchen Fällen, in denen der Täter das bezeichnete Wahrscheinlich- 
keitsverhältnis nicht annimmt, kann, vom StandpunktederSelbst- 
wahrnehmung aus betrachtet, die schwerere Form der Ver- 
schuldung vorliegen. In der Tat ist es ja für Fälle dieser Art keineswegs wesentlich, 
daß der Handelnde ein Interesse an der Vermeidung des rechtswidrigen Er- 
folges nimmt, wonach die notwendige Voraussetzung für das Vorhandensein 
einer Hoffnung auf sein Ausbleiben fehlen kann. Und noch weniger ist es 
wesentlich, daß, wo jenes Interesse und damit die Hoffnung auf das Ausbleiben 
des Erfolges gegeben ist, diese Hoffnung entscheidende Bedeutung hat und die 
Handlung nicht vielmehr durch die überwiegende Kraft der auf sie hinstrebenden 
Interessen zu erklären ist. Wie aber sollte der Richter dies erkennen ? Von dem 
stets unsicheren Schluß aus dem Charakterbilde des Täters abgesehen, ist nur 
eine Erkenntnisquelle denkbar: das — sei es gerichtliche, sei es außergericht- 
liche — Geständnis. Daß ein psychologisches Geständnis dieser Art in der 
Praxis nicht leicht vorkommen wird, bedarf keiner Erörterung. Aber selbst, 
wenn es vorkäme, müßte der Richter nicht Bedenken tragen, sich auf 
dieses Geständnis zu verlassen? Die Vorgänge unseres eigenen Be- 
gehrungslebens liegen ja keineswegs wie ein aufgeschlagenes Buch vor uns. 
Und gerade dann, wenn wir nicht in der Lage sind, das Urteil über ein solches 
seelisches Geschehen an der Hand eines zu diesem Urteil zwingenden Vorstellungs- 
bildes zu prüfen, wird die Gefahr nahe.liegen, daß wir uns — selbst zu unseren 
Ungunsten — über uns irren. Schon dies spricht dagegen, den Vorsatzbegriff 
weiter auszudehnen, als es durch das aufgestellte Merkmal geschieht. Vor allem 
aber widerspricht einer solchen weiteren Ausdehnung der Umstand, daß ihr 
zufolge das Gebiet der Vorsätzlichkeit eine Klasse von Fällen umfaßte, in denen 
der Vorsatz — nicht kasuell, sondern grundsätzlich — nur auf Grund eines Ge- 
ständnisses des Angeklagten feststellbar wäre; denn das hieße geradezu ein 
Privileg für das Ableugnen der Wahrheit aufstellen. 

Aus alledem ergibt sich die klare Grenze, die dem Vorsatzgebiet im Straf- 
recht zu ziehen ist: sie liegt da, wo der Fall aufhört, daß der Täter es auf die 
absolut oder relativ wahrscheinliche Verwirklichung des rechtswidrigen Erfolges 
ankommen läßt, um seinen Zweck zu erreichen. 


3) Gesetzestechnisch würde sich gleichwohl - die Hervorhebung dieses 
Falles als der wichtigsten Erscheinungsforn der Vorsätzlichkeit empfehlen. 
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Die Strafausschließungs-, Schärfungs- und Milderungs- 
gründe des spanischen Strafgesetzbuches. 
Von Alfredo Hartwig, Jena. 
(Schluß.) 

Wie bei unwiderstehlicher Gewalt der fremde Wille dominiert und die 
Tat befiehlt, der Ausführende also nur das widerstrebende Werkzeug darstellt, 
so handelt es sich auch bei dm Tun in Ansehung einer Pflicht 
oderingesetzlicher Ausübung einesoffiziellenAmtes 
oder Rechtes, sowie schuldigen Gehorsams nicht um die 
Betätigung eigenen Willens, sondern denjenigen des Staates oder der vorgesetzten 
Behörde. Qui iussu iudicis aliquid facit, non videtur dolo malo facere, qui 
parere necesse habet.) Die Siete Partidas bemühen sich in Ley 5, Tit: 15, 
Part. VII durch Beispiele aus den verschiedensten Lebensverhältnissen diesen 
Satz zu illustrieren und sagen: ¡Wenn der Sohn, welcher unter väterlicher 
Gewalt steht; wenn der Sklave, der sich in der Macht seines Herrn befindet; 
der Minderjährige unter 25 Jahren, welcher einen Vormund hat; der Geistliche, 
Mönch oder sonst ein Religionsdiener, welcher der Gehorsamsgewalt seines 
Oberen untersteht; wenn also irgend eine dieser Personen einer anderen Person 
Schaden zufügt aus Gehorsamspflicht gegenüber dem Gewaltinhaber, so soll sie 
nicht dazu angehalten werden, Buße für den angerichteten Schaden zu leisten. 
Vielmehr hat jener zu büßen, auf dessen Befehl gehandelt wurde. Wenn aber eine 
der eben aufgezählten Personen auf Befehl dessen, der Gewalt über sie hat, einen 
anderen entehren, verwunden oder töten soll, so kann eine Befreiung von der Strafe 
nicht eintreten; denn bei solchen Angelegenheiten ist man nicht gehalten, dem 
Befehle nachzukommen. Gehorcht jemand trotzdem einem derartigen Befehle 
und tötet oder verwundet einen andern Menschen oder verübt sonst eine der 
aufgezählten Handlungen, so soll er dafür in Strafe genommen werden, so gut 
wie jener, auf dessen Geheiß er handelte.“ Aus dem Texte dieses Artikels geht 
mit Deutlichkeit hervor, daß der mittelalterliche Gesetzgeber nicht jeden 
Gehorsam als ‚„schuldigen Gehorsam‘ ansah, sondern weit davon entfernt 
einen blinden Kadavergehorsam zu verlangen, eine feine Grenzlinie dort zu ziehen 
wußte, wo der Gehorsam des Untergebenen sich in Widerspruch mit den in den 
Gesetzen selbst aufgestellten Normen zu bringen begann. Einen Widerspruch 
gegen die Befehle der Obrigkeit gab es also nur, wenn diese Verbrechen gegen 
Personen anordnete; dem sachlichen Objekte gegenüber mußte der Befehl 
zur Ausführung gebracht werden, auch wenn sein Inhalt dem Befehlsempfänger 
gesetzeswidrig erschien. Nur dem Richter gegenüber gab es kein eigenes Be- 
urteilen, keine eigene Kritik des erhaltenen Befehls. Den Siete Partidas stand 
der Richter hinsichtlich seiner Befehlskraft über den Anordnungen jedweder 
sonstigen Behörde und ihm gegenüber gab es nur die Pflicht absoluten Gehorsams. 

Die gesetzgeberische Dekadenz der späteren Jahrhunderte verwischte 
diese Unterscheidungslinie allmählich, so daß das Gesetzbuch von 1822 in Ar- 


26) Digest. Lib. L. Tit. XVII. L. CLXVII. 
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tikel 24 den schuldigen Gehorsam (obediencia debida) der Behörde gegenüber 
ganz allgemein als Strafausschließungsgrund ansah und bestimmte: ‚In keinem 
Falle kann als Delinquent oder Schuldiger derjenige angesehen werden, welcher 
die Handlung aus Gehorsam gegen irgend einen Befehl begangen hat, dem er 
gesetzmäßig zu gehorchen und danach zu handeln verpflichtet war“. Heute ist 
man wieder auf die Anschauung der Siete Partidas zurückgegangen und legt die 
Entscheidung auf die Auslegung des „schuldigen Gehorsams‘‘ ohne jedoch im 
Strafgesetzbuche eine Handhabe für die Terminologie des Begriffes zu bieten. 
Vielmehr muß man zurückgreifen auf den Artikel 30 der Staatsverfassung, 
wonach der obrigkeitliche Befehl nie als Strafausschließungsgrund gelten könne, 
wenn durch ihn ‚‚in offenkundiger, klarer und bestimmter Weise eine Vorschrift 
der Verfassung verletzt wird; und in den übrigen Fälten nur dann den Handelnden 
entlasten kann, wenn derselbe kein öffentliches Amt ausübt.“ In der Praxis 
wird es bisweilen dem Befehlsempfänger außerordentlich schwierig sein, im 
Zweifel das wahre Wesen eines Befehles zu erkennen und besonders die niederen 
Beamten und einfachen Leute werden geneigt sein, kein Mißtrauen in die Be- 
fehle der ihnen übergeordneten oder respektierten Behörden zu setzen. Während 
sonst das belgische Strafgesetzbuch in vielen Teilen dem spanischen zum Vorbilde 
gedient hat, ist man in diesem Punkte dem Artikel 70 des genannten Gesetzes 
ausdrücklich nicht gefolgt. Die Entscheidungen des obersten Gerichtshofes 
haben denn auch in dieser Materie zu Ergebnissen geführt, welche wahre Muster 
von unverständlicher Kasuistik sind. 

Wie endlich das deutsche Strafrecht dem Genötigten in $ 52 noch ein 
ausdrückliches Notrecht einräumt und hier die vis absoluta und compulsiva 
als Notstandbegründend anerkennt, hat auch das spanische Recht demjenigen 
einen Strafausschließungsgrund gegeben, der „aus unüberwindlicher 
Furcht vor einem gleichen oder größeren Übel han- 
delt.“ Diese Bestimmung ist gänzlich phrasenhaft und nur geeignet, in das 
bisher behandelte System Verwirrung und Unklarheit zu bringen. Was ist 
„Furcht“? Was ist ein „gleiches“ oder „größeres“ Übel? Das römische Recht, 
welches in dieser Materie fast wörtlich der Lehrmeister gewesen ist, sagt: Metum 
accipiendum non quemlibet timorem, sed majoris malitatis‘‘®) und jongliert 
hierbei mit den beiden Begriffen des „metus“ und „timor“. Was ist „metus‘“ ? 
„Metum autem non vani hominis, sed qui merito et in homine constantissimo 
cadat, ad hoc Edictum pertinere dicemus“), der „homo constantissimus“ 
ist also bezüglich seines „metus“ ein Seitenstück zur „diligencia“ des „diligens 
pater familias“! 

Die Siete Partidas standen zwar in dieser Materie noch ganz unter dem 
römischen Einfluß, sahen aber doch die Notwendigkeit ein, durch einige Bei- 
spiele diesen ganz vagen Begriff der „Furcht“ zu illustrieren und definierten 
in Ley 15, Tit. 2, Part. IV: ‚Furcht‘ (miedo) liegt vor, wenn das in Frage 
stehende Ereignis so beschaffen ist, daß ein jeder Mann, selbst ein Mann mit 
tapferem Herzen (de grand coraçon) sich davor fürchtet. Und in Ley 7, Tit. 
23, Part. VII: „Metus“ im Lateinischen heißt in unserer Sprache so viel wie 


2°) Digest. Lib. IV, Tit. Il. L. V. 
28) Digest. Lib. IV, Tit. II. L. VI, vergl. Lib. IX, Tit. II. L. V. 
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Furcht vor dem Tode, oder körperlichen Qualen, oder Verlust eines Gliedes, 
oder Verlust der Freiheit oder der persönlichen Ehre.“ Das Strafgesetzbuch 
von 1822 bedeutete aber schon insofern einen Fortschritt, als es psychische 
und physische Gewalt zusammenfaßte und sagte): „Unter materieller Gewalt 
versteht man die Drohungen und die begründete Furcht vor einem direkt be- 
vorstehenden und so schweren Übel, daß sie genügen, einen verständigen Mann 
einzuschüchtern und ihm die ruhige vernünftige Beurteilung seines Handelns 
zu rauben.“ Selbstverständlich konnte man auch mit dieser Definition nicht zu 
einer Klärung der Sachlage kommen. Anstatt jedoch diesen Artikel nunmehr 
ganz zu streichen oder ihm eine die bisherige Fassung weiter klärende Form zu 
geben, hat das moderne spanische Recht geglaubt, den Reformbewegungen 
nachgeben und wieder auf den mittelalterlichen Tenor zurückgreifen zu müssen 
mit der Begründung, daß ‚Helden selten und Märtyrer (Bekenner) wenig zahl- 
reich sind.“%) Auch das Erfordernis des „direkt drohenden und größeren Übels“ 
glaubte man dieser Ansicht opfern zu müssen, so daß wir heute in der uns vor- 
liegenden Form einem Strafausschließungsgrunde gegenüberstehen, welcher in 
seiner subjektiven und farblosen Fassung eher als ein Freibrief für jeden Ver- 
brecher zu bezeichnen wäre. Der Artikel würde — ähnlich dem $ 51 — in der Hand 
des Psychiaters eine tatsächliche Gefahr für eine geordnete Justizpflege bilden, 
wenn eben nicht wohlweislich der Einfluß der medizinischen Sachverständigen 
nach Möglichkeit ausgeschaltet worden wäre und dem Angeklagten die Beweislast 
seines behaupteten akuten oder chronischen anormalen Geisteszustandes zu- 
fiele. Der Räuber, der Dieb, welcher sein Opfer „aus Furcht vor einem gleichen 
oder größeren Übel“ — nämlich der Entdeckung und Bestrafung — noch tot- 
schlägt, müßte nach der wörtlichen Befolgung der ratio dieses Artikels von dem 
Tötungsdelikte freigesprochen und nur wegen des Raubes oder Diebstahls 
zur Verantwortung gezogen werden können! Tatsächlich haben einige Kommen- 
tatoren denn auch diesen Artikel mit einer Kasuistik interpretiert, welche den 
Kultus des toten Buchstabens in seiner ganzen Glorie erscheinen läßt, wie die 
Beurteilung folgenden Tatbestandes zeigt: Eine Dame wird von einem Manne, 
welcher Beweise ihrer ehelichen Untreue hat, bedrängt. Sie fürchtet ihren makel- 
iosen Ruf vor der Öffentlichkeit und in erster Linie vor ihrem Manne zu ver- 
lieren, falls ihre Verfehlung offenkundig wird, und begeht, um das corpus de- 
licti zu beseitigen oder den Bedränger finanziell zu befriediger, ein Verbrechen, - 
z. B. Abtreibung, Kindesaussetzung, falsche Beurkundung des Personenstandes 
oder einen Diebstahl, ein Vermögensdelikt. Ihr guter Ruf gilt ihr mehr, 
wie die Bestrafung wegen der deliktischen Handlung, welche sie nur als kleines, 
resp. gleichwertiges Übel ansieht. — Der Strafausschließungsgrund würde 
ihr zur Seite stehen! 

Wesentlich anders würde der Fall liegen, wenn die bedrängte Dame weiß, 
daß der Ehemann mit sich reden läßt und den kleinen faux pas nicht allzu 
tragisch nehmen würde. Bei dieser Konstellation würde das Verlieren des guten 
Rufes nicht als gleiches oder größeres Übel zu erachten sein und die Furcht 
vor diesem Verlust nicht das Kriterium der „Unüberwindlichkeit‘“ erfüllen, 


~ 


29) Artikel 21. 
30) Juan Fre Pacheco a.a. O. S. 172 
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wie der Artikel es erfordert. Das treibende Moment zur Tat wäre demnach 
nicht qualifiziert, als strafausschließendes Moment bewertet zu werden; die 
begangene Handlung wäre vorsätzliches Delikt und als solches zu bestrafen. 
Ob mildernde Umstände Platz greifen könnten, würde Tatfrage des konkreten 
Falles sein. i | 

Eine solche Rechtsprechung wäre eine Parodie auf das Recht, die vom 
Gesetzgeber nicht gewollt sein kann. Wie das oberste Gericht diesen Artikel 
aufgefaßt haben will, zeigt der Wortlaut der Entscheidung vom 28. September 
1892, welcher nur dann die strafausschließende Qualität gelten läßt, „wenn 
die Furcht tatsächlich in dem Maße unüberwindbar war, daß der Angeklagte 
sich ihrem persönlichen Einflusse nicht entziehen konnte; die freie Willens- 
betätigung unterbunden wird und die durch das Gesetz geahndete Handlung 
die Merkmale der Freiwilligkeit verliert.“ Zur Klärung trägt aber diese Fassung 
auch nicht bei; denn ist die Gefahr tatsächlich vorhanden, durch welche das 
Moment der Furcht ausgelöst wird, so handelt es sich um einen gesetzlichen Not- 
stand; ist die Gefahr dagegen nur eine — angeblich — eingebildete, so kommt 
es auf die Umstände des einzelnen Falles an, welche ergeben müssen, ob die 
aus angeblicher Furcht begangene Handlung nur der Deckmantel für die Be- 
gehung eines Verbrechens war oder eine geistige Störung im Sinne des spanischen 
Strafgesetzbuches vorliegt. 

Andere Kommentatoren versuchen durch folgende Beispiele zum Ziele 
zu gelangen: Bei einer Insurrektion wird jemand gezwungen, sich bei Androhung 
der Todesstrafe aktiv am Aufstande zu beteiligen; oder wird von Verbrechern 
unter Androhung körperlicher Verstümmelung oder gar des Todes veranlaßt, 
dem Befehle ein bewohntes Haus anzustecken oder einen anderen Gefangenen 
zu töten, nachzukommen. — Auch in diesen Beispielen zeigt sich die begangene 
Tat als Notstandshandlung resp. als Handlung unter absolutem Zwange und er- 
wiese wiederum die Zwecklosigkeit der Einschaltung des vorliegenden Straf- 
ausschließungsgrundes. 

Vergleicht man noch einmal die Gesichtspunkte, welche den einzelnen 
Strafausschließungsbedingungen zugrunde liegen, so ergibt sich folgende Ein- 
teilung: 

1. Fehlen des Verstandes oder der Vernunft beim 
Täter: ` 
Geisteskrankheit und Wahnsinn. 


2. Fehlen des Unterscheidungsvermögens. 
A. Vermutete Unzurechnungsfähigrkeit bis zum 9. Lebensjahre. 
B. zweifelhafte Zurechnungsfähigkeit vom 9. bis 15. Lebensjahre. 
3. Entgegenstehen eines fremden Rechtes. 
A. Notwehr 
a) Zur eigenen Verteidigung, 
b) zur Verteidigung der Familie und Anverwandten im gesetzlichen 
Sinne. 
B. Nothilfe. 
C. Notstand. 


4. Bloßer Zufall ohne eigenes Verschulden. 
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5. Ausschaltung des eigenen Willens. 
A. Unwiderstehliche Gewalt. 
B. Unwiderstehliche Furcht. 
C. Unterlassungsdelikte ohne eigene Verschuldung. 
6. Positive Verpflichtung zur Handlung. 
A. Ausübung eines Öffentlichen Amtes oder einer durch das Gesetz 
gebotenen Amtshandlung. 
B. Schuldiger Gehorsam. 


Strafmilderungsgründe. 


Die Berücksichtigung mildernder und erschwerender Umstände kann nach 
drei Methoden erfolgen: Entweder kann der Gesetzgeber bei der Behandlung 
der einzelnen Delikte eine Aufstellung von Begleitumständen geben, welche 
sich der praktischen Erfahrung nach besonders häufig einzustellen pflegen und 
diesen die Qualität als mildernde oder erschwerende Umstände zuerteilen; oder 
er kann es der freien Beweiswürdigung des Richters überlassen in Ansehung 
des konkreten Falles innerhalb des gesetzlichen Rahmens im Strafmaße zu 
differenzieren und sich auf die Festsetzung weniger allgemeiner Gesichtspunkte 
— wie z. B. jugendliches Alter — beschränken. Endlich kann die Gesetzgebung 
ein genaues System der strafmildernden und schärfenden Umstände ausarbeiten, 
welche bei allen Delikten gleichmäßig zu berücksichtigen und zu bewerten sind. 
Das spanische Strafrecht hat letzteren Weg beschritten und den 13 Straf- 
ausschließungsgründen 8 Strafmilderungsgründe angefügt, deren System man 
in drei Gruppen einteilen kann, die sich auf: 

a die handelnde Person; 

b) die Tat selbst und die ihr vorangehenden Mo- 

mente; 

c gewisse allgemeine Gesichtspunkte 
beziehen. 

Wie bereits oben erwähnt, unterscheidet das spanische Strafrecht vier 

Altersstufen; 

a) die Zeit der absoluten Zurechnungsunfähigkeit 
bis zum 9. Lebensjahre; 

b) die Zeit der zweifelhaften Zurechnungsfähig- 
keit vom 9. bis 15. Jahre, innerhalb deren Bestrafung nur bei Be- 
jahung des Vorhandenseins des Unterscheidungsvermögens, d.h, der 
zur Erkenntnis der Strafbarkeit erforderlichen Einsicht, erfolgen 
kann. 

c) die Zeit vom 15. bis 18 Lebensjahre, bei welcher 
die Zurechnungsfähigkeit vorausgesetzt, jedoch das Alter stets noch 
als Strafmilderungsgrund in Anrechnung gebracht wird; 

d) das Alter über 18 Jahre, welches die Bedingung für die 
volle Strafmündigkeit gibt. 

Abweichend vom Deutschen Recht ist die Teilung, welche das jugendliche 
Alter vom 9. bis 18. Jahre bezüglich der Zurechnungsfähigkeit erfährt. Die 
Grenze ist hier zweifellos zu hoch gegriffen, wenn man in Berücksichtigung zieht, 
daß der Eintritt der körperlichen Reife sich im südlichen Klima um mehrere 
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Jahre früher vollzieht, wie in den nordischen Breiten. Die Erfahrungen mit der 
Heraufsetzung der Grenze für die volle Strafmündigkeit haben im allgemeinen 
auch zu wenig günstigen Ergebnissen geführt. Den Vorbildern des spanischen 
Strafrechtes scheinen ähnliche Resultate vorgelegen zu haben,‘ sonst würde 
nicht das alte Strafgesetzbuch von Neapel bei Festsetzung des jugendlichen 
Alters bis zum 18. Jahre ausdrücklich die Todesstrafe für Vaterniörder im weiteren 
Sinne vom 16. Jahre aufwärts belassen haben. Noch weiter ging der Entwurf 
zum italienischen Strafgesetzbuche von 1859, welcher dem Jugendlichen vom 
48. bis 21. Jahre zwar eine um eine Stufe niedrigere Bestrafung zu teil werden 
ließ, „diese Strafmilderung jedoch nicht angewandt sehen wollte, falls der 
Angeklagte sich der Majestätsbeleidigung schuldig gemacht hatte, des Vater- 
mordes, Giftmordes, Mordes an Pflegeeltern, Vormündern oder diesen gleich- 
stehenden Personen oder an einem Öffentlichen Beamten bei Ausübung seiner 
beruflichen Funktionen, bei Raub mit Körperverletzung oder doloser Brand- 
stiftung in Realkonkurrenz mit vollendetem Morde resp. Tötung.“ Man sah 
wohl ein, daß dem Rohheitsverbrechen nur durch nachdrückliche Bestrafung 
entgegengetreten werden könne. 

Auch an dieser Stelle findet bedauerlicherweise keine Berücksichtigung 
der Taubstummheit statt; ein Mangel im Gesetze, dessen Härte — wie bereits 
oben erwähnt — auch von den spanischen Juristen lebhaft bedauert wird. 
Die Tochterrechte sind diesem Beispiele nur zum Teil gefolgt, wie z. B. Uruguay 
Artikel 18, welcher allerdings ausser dem Vorhandensein der Taubstummheit 
noch einen weiteren Beweis des geistigen Defektes in der Bedingung des An- 
alphabetentums erfordert (o sordomudo que no sepa leer y escribir). 

Während das jugendliche Alter mit der Vollendung des 18. Lebensjahres 
seinen Abschluß erfährt, und eine Berücksichtigung eines späteren Lebens- 
alters in keiner Weise mehr stattfindet, haben einige wenige Tochterrechte, 
Z. B. Argentinien in Artikel 83, ausdrücklich dem Greisenalter, dem Alter über 
70 Jahre, ex officio den Charakter eines mildernden Unistandes gegeben. Greise 
und Jugendliche unter 18 Jahren werden vor diesem Gesetze hinsichtlich der 
Zurechenbarkeit auf die gleiche Stufe richterlicher Beurteilung gestellt. 

Außer dem Requisit der Zurechnungsfähigkeit setzt die Schuld — von 
vereinzelten Ausnahmen abgesehen — zwei Erfordernisse voraus: den Vorsatz 
oder die Fahrlässigkeit. Die romanischen Rechte, welche in vielen Materien 
eine eigenartige Verquickung römischer und germanischer Anschauung auf- 
weisen, haben jedoch schon frühzeitig den Gedanken der germanischen Haftung 
für Ungefährszwecke mit dem strengen Begriffe der römischen culpa und des 
dolus verbunden. Der Satz der Bernardus Papiensis: Versanti in re illicita 
(operam danti rei illicitae) imputantur omnia, quae sequuntur ex delicto, wurde 
von dem spanischen Kanonisten Covarru vias aufgenommen und, weiter ausgebaut, 
in die klare Formel gebracht: Voluntas fertur quandoque in actum homicidii 
directe et per se; quandoque indirecte et per accidens. Directe quidem fertur 
voluntas in homicidium, quando quis animum habet occidendi: et haec est per- 
fecta propriaque homicidii malitia. Indirecte autem et per accidens fertur voluntas 
in homicidium, quoties fertur in is, ex quo immediate et per se, non per accidens, 
homicidium sequitur. Dicitur autem magis vel minus indirecta voluntas in 
homicidium, quoties actus per se volitus, aut voluntate comprehensus, magis 
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vel minus tendit ad ipsius homicidii periculum.“ Der indirekte Wille stellt somit 
gegenüber dem direkten Willen einen geringeren Grad der Verschuldung dar. 
Immerhin liegt eine Verschuldung vor und „die Schuld ist um so größer, mit 
je größerer Wahrscheinlichkeit der Täter den schädigenden Erfolg seiner Hand- 
lung voraussehen konnte.‘“?!) Die Tötung galt also auch dann als verschuldet, 
wenn der Täter, im Begriffe, etwas Unerlaubtes zu tun, durch Zufall tötet. 
Dieser dolus indirectus hat aber im spanischen Strafrechte bis in das Gesetz- 
buch von 1822 sein Geltungsgebiet über das Delikt der Tötung hinaus nicht er- 
weitern können. Während der Code Napoleon, dessen Artikel 391 den Artikel 
626 des spanischen Gesetzbuches stark beeinflußt hat, eine mildere Bestrafung 
für denjenigen Delinquenten vorsieht, der bei willentlicher Verursachung von ` 
Verwundungen oder Verletzungen ein Delikt begeht, welches bezüglich seiner 
Folgen zu der ursprünglichen Absicht des Schuldigen nicht im rechten Ver- 
hältnis steht, ist der genannte Artikel der Gesetzgebung von 1822 wieder auf 
die engere Fassung des kanonischen Rechtes zurückgegangen und bestimmte: 
„Wer einen anderen tötet, ohne die Absicht der Tötung, wohl aber der Miß- 
handlung oder Verwundung zu haben, soll als schuldig der unfreiwilligen Tötung 
bestraft werden.“ Die späteren Kodifikationen haben sich wieder mehr der 
weiteren Auslegung zugewandt und so gibt der Artikel 9 dann einen Milderungs- 
grund, wenn „der Täter nicht die Absicht gehabt hat, ein so großes Ütel zu ver- 
ursachen, wie es tatsächlich von ihm herbeigeführt worden ist.“ Zwar wird auch 
hier der Ausdruck „culpa“ nicht erwähnt und es könnte daher ein Zweifel ob- 
walten, ob das Gesetz nicht vielmehr einen Irrtum wie ein fahrlässiges Handeln 
zugrunde legen wollte. Daß es sich aber nicht um den ersteren Fall handelt, 
geht mit Deutlichkeit aus den Entscheidungen des obersten Gerichtshofes vom 
8. Februar 1887 und 17. März 1887 hervor, welche besagen, daß die Bedin- 
gungen des Strafmilderungsgrundes besonders bei Körperverletzungen gegeben 
seien, wenn der Erfolg in auffallendem Mißverhältnis zum angewandten Mittel 
stände. Die Zweckabsicht selbst, der interne psychologische Vorgang, werden 
zwar nur selten ihrem Umfange nach festzustellen sein. Dann können dieselben 
— wie spanische Kommentatoren ausführen — mangels sonstiger Beweise auch 
gefolgert werden aus der Art des Instrumentes, dem Tatorte, der Entfernung 
z. B., aus welcher der Schuß abgefeuert worden ist, dem Nichtwiederholen des 
Schlages usw., wie die Entscheidung vom 31. Mai 1875 ausdrücklich hervorhebt. 
Man sah aber wohl ein, daß dieser Artikel bei gewissen Delikten keine Anwen- 
dung finden könnte z. B. bei Diebstahl und Raub, weil — wie die Entscheidungen 
vom 14. Januar 1873 und 2. März 1892 ausführen —, die Bereicherungsabsicht 
resp. der widerrechtliche Aneignungswillezum Tatbestande gehören. Aus gleichen 
Gründen ergibt sich auch die Nichtausdehnung dieses Milderungsgrundes 
auf die Delikte der Unterschlagung anvertrauten Geldes??) oder des Betruges®®) 
sowie einiger anderer Vermögensdelikte; und ebensowenig auf Injurien und 
sonstige Delikte, welche keinen materiellen Schaden als kausale Folge hervor- 
rufen. Der Kreis der in Betracht kommenden Tatbestände ist also immerhin 


31) Dr. Alexander Löffler. Die Schuldformen des Strafrechts. Leipzig 
1895. 5.161. Anmerkung 43. 

32) Entscheidung vom 4. Dezember 1888. 

3) Entscheidung vom 11. Februar 1879. 


316 Die Strafausschließungsgründe usw. des spanischen Strafgesetzbuches. 


ein sehr beschränkter. Erforderlich ist in allen Fällen ein auf einen deliktischen 
Erfolg gerichteter Wille, ein animus nocendi laedendique. „Von dem Augen- 
blicke aber, wo der Handelnde für die Erreichung einer bösen Absicht tätig wird, 
tritt er in die Region, wo das Faktum an sich, auch abgesehen vom Willen, 
Bedeutung hat; seine Tat kann ihn weiter tragen, als seine Absicht gewesen. 
Der Ausgang wird sein Richter.‘“**) | 

Die Tochterrechte haben sich mit nur wenigen Ausnahmen — Argentinien 
Artikel 83, Guatemala Artikel 21 und Honduras Artikel 8 — dem Mutterlande 
anschließen können; die Gründe, welche sie zur Ablehnung bewogen haben 
sind nur zu billigen. Was dem Fernerstehenden, dem Richter, als Milderungs- 
-grund erscheint, ist oft nur ein Zufall oder gar ein vom Täter absichtlich kon- 
struiertes Moment, welches nach keiner Richtung hin als ein die verbrecherische 
Absicht mildernder Umstand angesprochen werden dürfte, vielmehr als ersicht- 
licher Vorbedacht straferschwerend zu betrachten wäre. 

Notwehr und Nothilfe schließen die Strafe unter den oben angegebenen 
Bedingungen aus. Treffen aber nicht alle dort aufgezählten Tatbestands- 
momente ein, so kann es sich nur noch darum handeln, ob der Tat mildernde 
Umstände zugerechnet werden können. Ein milderes Strafmaß ist dann in An- 
wendung zu bringen, wenn: 

a) von seiten des Angegriffenen unmittelbar eine angemessene Provo- 
kation oder Drohung vorhergegangen ist; 

b) die Tat als sofortige Vergeltung für eine schwere Beleidigung ausge- 
führt worden ist, welche an dem Täter des Deliktes; seinem Ehegatten; le- 
gitimen, natürlichen oder adoptierten Geschwistern; Aszendenten, Deszen- 
denten, oder Seitenverwandten in denselben Graden begangen wurde. 

Der Begriff der „sofortigen“ (próxima) Vergeltung ist nach der Sachlage 
selbst zu beurteilen; der Auffassung des Richters ist hier weitester Spielraum 
gelassen worden. Die zeitliche Folge zwischen erlittener Beleidigung und ein- 
getretener Vergeltungshandlung muß eine derartige sein, daß — wie die Ent- 
scheidung des Tribunal Supremo vom 23. Dezember 1893 besagt — „die ruhige 
Überlegung, die Vernunft nicht Zeit gehabt hat, der Leidenschaft sich entgegen- 
zustellen; eine Situation, welche nicht angenommen werden kann, wenn in 
Ansehung des bereits verstrichenen Zeitraumes die Entgegnungshandlung als 
dem Wunsche nach Rache entsprungen angesehen werden kann.“ Aber auch 
nach dieser Definition ist eine Entscheidung nur in Anbetracht der Lage des 
konkreten Falles möglich; wie denn überhaupt die Fassung dieses Strafmil- 
derungsgrundes eine überaus farblose ist und sich praktisch nur schwer von den 
fast gleichlautenden Strafausschließungsgründen wird unterscheiden lassen 
können. Der Begriff der „Unmittelbarkeit“ sowie die Qualität als „schwere“ 
Beleidigung sind so abhängige von den verschiedensten Momenten, daß man 
letzten Endes auf eine genaue Normierung in der Praxis verzichten muß und sich 
auf die Tatsache einer vorangegangenen Beleidigung und zeitlich rasch fol- 
genden Vergeltung zu beschränken haben wird. 

Die Tochterrechte haben daher auch vielfach die logische Konsequenz 
aus dieser Betrachtung gezogen und entweder — wie Argentinien in Artikel 83 


31) Glaser zitiert bei Dr. Löffler. Die Schuldformen des Strafrechts. S. 196. 
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oder Brasilien in Artikel 42 — die zeitliche Definition ganz fortgelassen, oder — 
wie ebenfalls Argentinien — auf das Erfordernis der „schweren“ Beleidigung 
verzichtet oder sich allgemein auf das notwendige Vorhandensein einer ‚„adä- 
quaten‘“ oder „proportionalen‘ Beleidigung beschränkt; wie z. B. Honduras 
Artikel 8, Guatemala Artikel 21, Uruguay Artikel 18. 

Eigenartigerweise ist der objektiv in Betracht kommende Personenkreis 
ein weit beschränkterer wie bei dem analogen Strafausschließungsgrund. Es 
fehlen bedauerlicherweise die Hausgenossen, die Pflegekinder oder adoptierten 
Kinder, welche mit Recht den gleichen Schutz beanspruchen können wie z. B. 
durch Adoption erlangte Geschwister. Auch die Verwandten durch Aszendenz, 
wie Onkel und Tante, finden keine Berücksichtigung. Bei der weiten Ausdehnung 
der Nothilfe scheint es sich hinsichtlich der eben besprochenen Beschränkungen 
mehr um einen Redaktionsfehler, wie um eine beabsichtigte Ausnahme zu han- 
deln; umsomehr als die Gesetzgebung des Jahres 1822 in Artikel 623 von einer 
Aufzählung der Personen überhaupt absieht und ganz allgemein von einer 
Person spricht, an welcher „der Täter ein Interesse hat“ (‚que le interese‘‘). 

Die Tochterrechte haben die in Frage stehenden Beschränkungen vielfach 
nicht angenommen. 

Der eigenartige Dualismus, welcher das spanische Strafgesetzbuch durch- 
zieht und dessen Wirkung bereits störend in das System der Strafausschließungs- 
gründe eingriff, macht sich auch bemerkbar in der Frage der Strafmilderungs- 
gründe. Während bei den Strafausschließungsgründen selbst die Paroxysmen 
der Leidenschaften prinzipiell keine Berücksichtigung finden sollten — ein 
Grundsatz, welcher .sofort durch die Beachtung einer Handlung begangen 
aus „unüberwindlicher Furcht vor einem gleichen oder größeren Übel“ eine 
starke Einschränkung erfährt — hat das System der mildernden Umstände 
eine Bestimmung aufzuweisen, welche ihrem Wortlaute nach zu den bedenk- 
lichsten Schlußfolgerungen führen konnte. Ein Milderungsgrund ist nämlich 
dann gegeben, ‚falls auf so mächtige Anreizungen hin gehandelt worden ist, 
daß natürlicherweise Verwirrung und Verblendung eingetreten war (arrebato 
y obcecacion)“. 

Während man im Artikel 107 der Gesetzgebung von 1822 die einzelnen 
Anreizungen aufführte: Armut, Liebe, Freundschaft, Dankbarkeit, Leichtsinn 
oder — ganz allgemein — Ausbruch einer Leidenschaft; legt die heutige Gesetz- 
gebung die Bewertung des treibenden Momentes wieder in die Hand des Rich- 
ters. Dem Taktgefühl und der Menschenkenntnis des Richters ist hier eine der 
schwersten Aufgaben gestellt. Er muß seine persönliche Anschäuung über den 
Fall in einer Weise in den Hintergrund drängen, welche fast übermenschliche 
Kräfte von ihm erfordert, zumal wenn das Delikt aus politischen oder religiösen 
Motiven entsprungen ist. Der Propagandist der Tat; der Rowdie, welcher Kinder 
überfällt; der Brandstifter usw., werden sich von ihrem Standpunkt aus ebenso 
auf die Wohltat dieses Milderungsgrundes berufen können, wie der Familien- 
vater, welcher von dem hartherzigen Gläubiger in höchste Not gebracht, zur 
Waffe geren den Peiniger greift; oder die Mutter, welche — wie kürzlich in 
Schlesien im Falle der Anna Wegener — in höchster Not und größter Ver- 
zweiflung ihr Kind tötet. Der traurige „Held“ des Allensteiner Dramas 
würde nach spanischen Rechte wegen „Mordes mit Vorbedacht, Hinterlist 
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und sonstigen erschwerenden Umständen‘ zur Würgschraube verurteilt worden 
sein. Würde man nicht in Spanien den psychiatrischen Sachverständigen 
a limine in seinem Einflusse beschränkt haben, so würde der vorliegende Straf- 
milderungsgrund — ein Gegenstück zum $ 51 — geeignet sein, derartige mit 
allem Raffinement begangene Verbrechen als im Stadium der , Liebes- 
hörigkeit‘“°*) verübte, in milderem Lichte erscheinen zu lassen oder von der 
Bestrafung gänzlich auszuschließen. 

Der Gesetzgeber hat wohl geglaubt, dem Richter einen kleinen Wegweiser 
in dem Hinweis auf die „natürlicherweise‘ zu erfolgende Verblendung und Ver- 
wirrung geben zu können. Aber auch die Wertung dieses Begriffes geht über 
den Rahmen einer rein subjektiven Empfindung nicht hinaus; ein Ausweg aus 
dem circulus vitiosus ist auch hiermit nicht gegeben. Nur diejenigen Fälle 
werden eine Entscheidung zulassen, in denen das treibende Motiv klar zutage 
tritt; und ungerechte Urteile werden nicht zu vermeiden sein, cum soli Deo 
optimo cognitum sit cor hominis. 

Es wäre daher weit erfreulicher gewesen, wenn die vorliegende Bestimmung 
überhaupt keine Aufnahme in das Strafgesetzbuch gefunden hätte. Eine Lücke 
wäre umsoweniger entstanden, als der Gesetzgeber durch zwei Sicherheits- 
ventile dafür gesorgt hätte, daß auch denjenigen Handlungen, welchen die 
speziellen Strafmilderungsgründe nicht zurseite stehen, dennoch gegebenen 
Falles eine leichtere Ahndung zuteil werden könnte. 

Während nämlich durch die vorliegende Gesetzgebung bei der Behandlung 
der erschwerenden Umstände ausdrücklich die bis dahin geltend gewesene 
Analogie ausgeschaltet wurde, hat man die Anwendung derselben im System 
der Strafmilderungsgründe beibehalten. Mildernde Umstände sollen zugebilligt 
werden „falls irgendwie andere Umstände vorhanden sind, welche den bisher 
aufgezählten gleichwertig oder ähnlich sind.“ Das Strafgesetzbuch von 1822 
hatte in Artikel 107 eine ganze Anzahl spezieller Milderungsgründe aufgeführt, 
welche in den Artikel 9 des vorliegenden Gesetzbuches nicht mehr aufgenommen 
wurden. Und gerade auf diese greifen die heutigen Kommentatoren zurück, 
um sie als „gleichwertige‘‘ Beispiele heranzuziehen. Es sind dies unter an- 
derem: gutes bisheriges Betragen; wichtige dem Staate geleistete Dienste; 
ehrliche offenkundige Reue gleich nach der Tat, welche z. B. in Hilfeleistung 
gegenüber dem Verletzten zum Ausdruck kommen kann; Versuch den ver- 
ursachten Schaden wieder gut zu machen; Selbststellung; freiwilliges Ein- 
gestehen der Tat, ohne erst durch das richterliche Kreuzverhör in die Enge 
getrieben zu sein. 

Die Tochterrechte haben sich entweder gänzlich oder doch nur mit ganz 
geringen Abweichungen der vorliegenden Bestimmung des Mutterlandes an- 
geschlossen.®®) 

Die stärksten allgemeinen Strafmilderungsgründe sind natürlicherweise 
diejenigen Umstände, welche an Intensität den Strafausschließungsgründen 


s3) Vergl. das einschlägige Gutachten von Schrenck-Notzing. 
3) Interessant ist nur eine Bestimmung von Uruguay (Artikel 18,0) und 
Chile (Artikel 11 ,.), welche einen Milderungserund darin sieht, daß der Täter 
aus „Liebe zu einer gerechten Sache gehandelt hat“. Ein Motiv, welches bei 
Revolutionen in ausgiebigster Weise verwertet wird. 
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inhaltlich am nächsten kommen; d. h. denen in. ihrem Wesen nur ein geringes 
Moment fehlt, um die Qualität als Strafausschließungsgründe beanspruchen zu 
können. Wie bereits oben erwähnt, erkennt das spanische Strafrecht a priori 
den Zustand der verminderten Zurechnungsfähigkeit nicht an und müßte dem- 
nach auch logischerweise einem die Strafausschließung nicht völlig begrün- 
denden Geisteszustand auch eine strafmildernde Berücksichtigung versagen. 
Tatsächlich haben denn auch die ersten Jahre nach dem Erscheinen des Straf- 
gesetzbuches die Entscheidungen des obersten Gerichtshofes diese Konse- 
quenz gezogen und — wie z. B. die Sentenz vom 19. Dezember 1881 zeigt —., 
Geisteskrankheit oder Blödsinn als eine nicht teilbare Einheit aufgefaßt, welche 
sich nicht durch das Zusammentreffen verschiedener Requisite zum geschlossenen 
Ganzen herausentwickelt. Spätere Entscheidungen haben jedoch diese Auf- 
fassung gemildert, indem sie zugunsten der nicht gänzlich Wahnsinnigen oder 
Blödsinnigen eine verminderte Zurechnungsfähigkeit annahmen. Da man jedoch 
dieses Resultat nicht durch Preisgabe des Prinzipes erreichen wollte, so kon- 
struierte man nicht in der Weise, daß man vom Begriffe der vollkommenen 
Geisteskrankheit ausgehend durch Subtraktion eines oder mehrerer fehlender 
Momente in das Stadium der verminderten Zurechnungsfähigkeit gelangte, 
sondern die strafmildernden Bedingungen wurden addiert und ihre Summe 
begrifflich einer verminderten Zurechnungsfähigkeit gleich erachtet.?) Be- 
sonders sollte dieser Milderungsgrund Anwendung finden auf gewisse Fälle 
der Furcht sowie des schuldigen Gehorsams, falls nicht alle Erfordernisse 
zum völligen Ausschluß der Strafbarkeit vorhanden wären. 

Aus den Bestimmungen der Tochterrechte, welche im allgemeinen wörtlich 
dem spanischen Rechte gefolgt sind, ist nur Perü Artikel 9 zu erwähnen, welcher 
einen allgemeinen Strafmilderungsgrund gegeben sieht, „falls nicht alle Er- 
fordernisse vorhanden sind, um die strafrechtliche Verantwortlichkeit auszu- 
schließen oder diese Erfordernisse nicht völlig bewiesen werden konnten“. 


Strafschärfungsgründe. 


Bereits der Fuero Juzgo hatte gewisse Momente als mildernde oder er- 
schwerende Umstände herausgebildet; jedoch dieselben noch nicht in ein System 
gebracht, wie es die späteren Siete Partidas in gewisser Weise getan haben. 
Die Anlehnung an Dig. Lib. XLVIII, Tit. XIX, Lex XVI, ist hier unverkennbar: 
„Aut facta puniuntur... aut dicta... aut scripta.... aut consilia. Sed haec 
quattuor genera consideranda sunt septem modis: causa, persona, loco, tempore, 
qualitate, quantitate, eventu.“ Man unterschied in Ley 8, Tit. 34, 
Part. VII der Siete Partidas hinsichtlich der: 

A. Person des Täters: in Sklaven, Freie, Edelleute, Bürger oder 

Bauern; 
B. des Opfers: ob die geschädigte oder verletzte Person: der Herr, 
Vater, Freund oder geistliche Obere des Täters war; 

C. der Zeit: ob die Tat am Tage oder zur Nachtzeit begangen wurde; 

D. des Ortes: ob die Tat in der Kirche; dem Hause des Königs; 

eines Freundes, welcher dem Täter volles Vertrauen entgegengebracht. 


3) Entscheidung vom 9. Oktober 1891. 
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hatte oder an Gerichtsstelle zur Ausführung gekommen war; oder ob 
dem Orte der Tat nicht ein derartiges Privilegium zustand; 

E. der Art und Weise der Ausführung, ob Verrat, Hinter- 
list, Tötung im Streite oder ähnliche Begleitumstände vorlagen; 

F.dem Umfang der deliktischen Handlung: ob die 
Tat als leichtes Vergehen oder schwereres Verbrechen zu kennzeichnen 
war; 

G. der Vermögensverhältnisse des Schuldigen: 
ob der Delinquent, welchem ein Wergeld, eine Buße (pena de pecho) 
aufzuerlegen war, sich in günstiger finanzieller Lage befand oder nicht. 
Die Strafe, welche den Reichen traf, war ihrem Geldbetrage nach 
eine entsprechend höhere. i 

Das heutige Strafgesetzbuch zählt ebenso wie das Gesetz von 1850im ganzen 
23 Schärfungsgründe auf. Während aber die Zahl gleich blieb, sind in der Materie 
selbst insofern einige Änderungen vorgenommen worden, als drei frühere Be- 
stimmungen ausgeschaltet, dafür aber zwei neue eingefügt wurden, während man 
durch Teilung einer früheren zwei neue Ziffern erhielt. Fallen gelassen ist die 
Bestimmung, daß ein Delikt dann als unter erschwerenden Umständen begangen 
anzusehen sei, wenn es als Mittel zur Durchführung eines anderen verübt wurde. 
Handlungsmehrheit und Verbrechenseinheit wurden noch im Gesetzbuche 
von 1850 nach den Grundsätzen des Kumulationsprinzips geahndet. Seit dieser 
Zeit ging man aber zum Asperationsprinzip über und der nun veraltete Artikel 11 
mußte aus dem Gesetze entfernt werden. 

Die zweite Änderung betraf die Streichung des in Artikel 22 enthaltenen 
Schärfungsgrundes, welcher in der bloßen Tatsache bestand, das Delikt mittels 
einer vom Gesetze verbotenen Waffe ausgeführt zu haben. Diese Bestimmung 
ging zurück auf die Normen der Novisima Recopilacion, welche die Ausführung 
der Tat mit verbotenen Waffen irgendwelcher Art mit bloßem Zuchthaus oder 
Galeerenstrafe ahndete, je nachdem ob die verletzte Person dem Adel oder 
Bürgerstande angehörte. Fortgelassen hat man auch die ganz allgemeinen Be- 
stimmungen des Artikels 23, daß die nicht im System aufgeführten, die Tat 
erschwerenden Begleitumstände nach Analogie zu behandeln seien. 

Im modernen spanischen Rechte kommen bezüglich der Person des Täters 
noch folgende drei Punkte hinsichtlich der Strafschärfung in Betracht. 

A. ob der Schuldige als „Landstreicher“ (vago) zu betrachten ist; 

B. ob der Täter bereits vorbestraft ist 

a) wegen eines Deliktes, für welches das Gesetz eine gleiche oder 
höhere Strafe bestimmt oder 

b) wegen zweier oder mehrerer Verbrechen, für welche eine niedri- 
gere Strafe festgesetzt ist; 

C. ob Rückfall im spanisch-technischen Sinne vorliegt. 

Die Geschichte der Landstreicherei gehört zu den interessanten Kapiteln 
der spanischen Rechtsgeschichte. Die politischen Ereignisse, der mehrfache 
Wechsel in der Bevölkerung, waren nicht vorübergegangen, ohne in einem ge- 
wissen Hange zum ungebundenen Leben ihre Spuren hinterlassen zu haben. 
Das Heer der fahrenden Leute, der Bettler, Landstreicher und Tagediebe war 
daher ein großes und bildete eme soziale Gefahr, deren Bedeutung für die Rechts- 
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sicherheit bereits die Siete Partidas erkannten; indem sie sagten: „Durch Land- 
streicher kommt nichts Gutes auf die Welt (no viene ningun pro a la tierra!).“ 
Sie machten daher mit aufgegriffenen Landstreichern, auch wenn dieselben sich 
keines weiteren Deliktes schuldig gemacht hatten, kurzen Prozeß und schoben 
sie ab, d. h. verwiesen sie des Landes. Unter der Regierung der folgenden Könige 
wurden die Bestimmungen noch wesentlich verschärft, indem auf Zwangsarbeit. 
Pranger, Prügelstrafe und Galeerenstrafe erkannt werden konnte, welche sich 
bei Rückfall oder ähnlichen Erscheinungen bis zur lebenslänglichen Dauer 
erstrecken durfte. Ausgenommen waren nur Kranke, Greise und Jugendliche 
unter zwölf Jahren. Philipp II. dehnte die strafrechtlichen Bestimmungen 
auf ganze Bevölkerungsklassen aus, welche durch königliches Dekret zu Land- 
streichern erklärt wurden; so z. B. auf die Zigeuner — in Spanien noch heute 
„Gitanos“ genannt —, welche schon damals im Lande eine unsichere Existenz 
führten und vielfach zur Landplage wurden. Später befaßte sich Philipp V. 
speziell mit dieser Frage und verurteilte alle Landstreicher und Faulpelze zu 
zwangsweisem Militärdienste.e Während die bisherigen Verordnungen aber 
mehr in allgemeinen Ausdrücken abgefaßt waren, brachte ein königliches Dekret 
vom 30. April 1745 System in die Materie und gab eine genaue Aufzählung 
derjenigen Personen, auf welche die Bezeichnung ‚‚vago“ Anwendung finden sollte 
Wir finden dort aufgeführt: Spieler, leichtsinnige junge Leute, Soldaten, welche 
trotz ihrer Pension betteln, mißratene Söhne, Trinker, Verschwender, Tage- 
diebe, Seiltänzer, Gaukler, Aussteller von Zauberlaternen, Tierstimmen-Imi- 
tatoren, Kurpfuscher, herumziehende Trödler, deren Lager an Waren nicht 
größer ist, als zur Bestreitung ihres Lebensunterhaltes für acht Tage genügt 
Tierbändiger usw. Karl Ill. baute 1775 die Verordnungen seiner Vorgänger 
unter dem Gesichtspunkte des zwangsweisen Militärdienstes noch weiter aus 
so daß man fast von einer Rekrutierungsordnung ad hoc sprechen kann. 1790 
wurde endlich eine umfassende Sammlung aller bisherigen Erlasse veranstaltet, 
welche unter dem Namen ‚„Coleccion de Providencias sobre recogimiento de 
mendigos y otros asuntos de policia“ erschien. Während gesunde Landstreicher 
auch nach diesen Bestimmungen wieder zum Militärdienste verurteilt wurden. 
überführte man Kranke und Gebrechliche in Spitäler und Armenhäuser. 

Die Gesetzgebung von 1822 befaßte sich überhaupt nicht mehr mit diesem 
Thema und ein königlicher Erlaß von 1829 hob die zwangsweise Dienstpflicht 
als beleidigend für den freien Soldatenstand auf. Erst die Gesetzgebung von 
1845 und ihre Folgezeit behandelte die Landstreicherei wieder als delictum 
sui generis. Das vorliegende Strafgesetzbuch hat diese Bestimmung wieder 
aufgehoben; die Landstreicherei als solche wird nicht mehr bestraft; doch ist 
sie bei der Beurteilung aller begangenen Delikte als Strafschärfungsgrund an- 
zusehen, so daß z. B. ein Verbrechen, welches im andern Falle nur mit lebens- 
länglicher Freiheitsstrafe zu ahnden wäre, von einem Landstreicher begangen, 
die Todesstrafe nach sich ziehen würde. 

Welche Person aber ist nach heutigem Rechte als Landstreicher zu be- 
trachten? Das Gesetz gibt folgende Definition: „Als „Landstreicher“ wird 
derjenige angesehen, welcher kein Vermögen oder Einkommen besitzt; auch 
berufsmäßig kein Geschäft, kein Handwerk oder Gewerbe ausübt; kein Amt, 
Erwerb, Industrie oder erlaubte Beschäftigung hat oder irgend ein anderes 
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gesetzliches und bekanntes Unterhaltsmittel besitzt; auch wenn er verheiratet 
ist und festen Wohnsitz hat.“ Diese Erklärung reicht jedoch nicht aus, um eine 
Anzahl sich aufdrängender Fragen zu beantworten. In erster Linie macht das 
Gesetz keinen offensichtlichen Unterschied zwischen Männern und Frauen; 
es läßt also die Frage offen, ob eine Ehefrau, welche kein eigenes Einkommen 
hat, als „Landstreicherin‘‘ anzusehen ist. Bestände bereits die volle Gleich- 
berechtigung der Geschlechter im Sinne der radikalen Frauenbewegung, so 
müßte die Entscheidung auch im angedeuteten Sinne getroffen werden. Diesen 
Fall hat aber der damalige Gesetzgeber noch garnicht vorgesehen; denn er 
bedient sich bei dem Adjektiv „verheiratet“ der männlichen Form (casado!). 

Auch geht aus dem Gesetze nach keiner Richtung hin hervor, ob mit den 
Jugendlichen vom 9. bis 15. Jahre eine Ausnahme stattzufinden hat. Dem 
Wortlaute nach kann also der jugendliche Landstreicher, falls die von ihm ° 
begangene Handlung unter dem Gesichtspunkte des vorhandenen Unterschei- 
gungsvermögens (discernimiento) zu beurteilen ist, keinen Anspruch darauf 
erheben mit anderem Maße gemessen zu werden, wie der Erwachsene. Die 
Rechtsprechung überläßt auch hier die Entscheidung im Einzelfalle dem Richter. 

Von den Tochterrechten teilt — soweit ersichtlich — nur Honduras in 
Artikel 102° die Ansicht des Mutterlandes. | 

Die beiden andern sich auf die Person des Täters beziehenden Straf- 
schärfungsgründe — ‚„Vorbestrafung‘ und , Rückfall“ — werden von den meisten 
Kommentatoren im Zusammenhange behandelt, da ja Rückfall nur eine spezielle 
Art der Vorbestrafung darstellt. Rückfall im spanisch-technischen Sinne be- 
stimmt sich in Anschluß an Artikel 82 des italienischen Strafgesetzbuches. 
nach der formalen Einteilung des Gesetzes; die materielle Seite ist nicht maß- 
gebend. 

Hinsichtlich der Vorbestrafung hatte längere Zeit ein Streit darüber be- 
standen, ob das Urteil wegen der früher begangenen Tat bereits vollstreckbar 
sein müsse oder ob es für die Erfordernisse der Vorbestrafung genüge, daß die 
Klage lediglich erhoben sei. Die Praxis hat sich erfreulicherweise dahin ent- 
schieden, daß diese Bedenken rein formeller Art seien und der Gesetzgeber 
den Eintritt des Strafschärfungsgrundes nicht habe abhängig machen wollen 
vom Spiele des Zufalls, d. h. von dem schnelleren oder langsameren Gang der 
Justiz im einzelnen Falle. 

Dagegen muß beim Rückfall dem klaren Wortlaute des Gesetzes nach 
Vollstreckbarkeit des ersten Urteils vorliegen und die den Rückfall begründende 
deliktische Handlung in demselben Titel des Strafgesetzbuches sich verzeichnet 
finden. Diese Bestimmungen gehören zu den unglücklichsten Anordnungen, 
welche der spanische Gesetzgeber getroffen hat. Die Klippe, welche die Recht- 
sprechung bei der Frage nach den Erfordernissen der Vorbestrafung glücklich 
umschifft hatte, führt hier zu einem Zusammenstoß mit den widersinnigsten 
Konsequenzen. So sind beispielshalber im 8. Titel des Strafgesetzbuches fol- 
gende Verbrechen und Verbrechensgruppen enthalten: Verwandtenmord. Mord, 
Tötung, Kindertötung, Abtreibung, Körperverletzung und Zweikampf. Es 
kann sich nun folgende Konstellation ergeben: X. bereht am 1. März das Delikt 
des Zweikampfes; am 1. Oktober macht er sich der Abtreibung schuldie. Aus 
irgendwelchen Gründen kommt das zweite Verbrechen früher zur rechtskräftigen 
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Aburteilung wie das erstere. X. kann also — obwohl vielleicht wegen des 
Duells ebenfalls bereits Klage erhoben war — bezüglich der später erfolgten 
Abtreibung doch nur mit dem einfachen Strafmaße bestraft werden; erst be- 
züglich des Zweikampfes kann die qualifizierte Strafe wegen „Zweikampfes im 
Rückfalle‘* ausgesprochen werden; obwohl diese beiden Delikte als einzige Be- 
ziehung ihre Unterordnung unter denselben Titel „Verbrechen gegen Personen“ 
aufweisen können 

Eine andere Frage, ob nämlich die Bestrafung durch Militärgerichte hin- 
sichtlich der eben besprochenen Strafschärfungsgründe auf die Urteile der 
Zivilgerichte von Einfluß sein sollen, hat das Gesetz offen gelassen. Es kann sich 
hierbei natürlich nur um diejenigen Delikte handeln, welche nicht einen rein 
militärischen Charakter — wie z. B. die Desertion — tragen. Durch mehrfache 
Entscheidungen des Tribunal Supremo ist jedoch festgestellt worden, daß 
„das Gesetz einen Unterschied zwischen den Gerichten der einen oder andern 
Art nicht mache; daß es für das Urteil genüge, wenn der Schuldige früher einmal 
wegen eines Deliktes rechtskräftig verurteilt worden sei, welches sich im 
Titel desselben Gesetzbuches, wie das in Frage stehende Verbrechen, ver- 
zeichnet finde.“ 

Eine Rückfallsverjährung im Sinne des preußischen Strafgesetzbuches 
$ 60 oder des Reichsstrafgesetzbuches $ 245 kennt das spanische Recht nicht. 
Das Fehlen einer derartigen Bestimmung wird von den Kommentatoren zwar 
vielfach mit Recht bedauert; doch hat die Rechtsprechung des obersten Gerichts- 
hofes sich nicht veranlaßt gesehen, durch Entscheidungen im Wege der Ana- 
logie diese Lücke auszufüllen. Das einzige Korrektivmittel bleibt die Anwen- 
dung des Mindestmaßes innerhalb des Rahmens der allerdings geschärften 
Strafe unter Zubilligung eines allgemeinen mildernden Umstandes, wie z. B. 
der bisherigen guten Führung oder der durch jahrelanges einwandsfreies Be- 
tragen bewiesenen tätigen Reue. 

Von den Tochterrechten kennt — soweit ersichtlich — nur Venezuela 
in Artikel 80 — im neuen Strafgesetzbuche Artikel 98 — eine Rückfall- 
verjährung in der Weise, daß, wenn fünf Jahre nach Verbüßung einer mehr 
als dreijährigen Freiheitsstrafe verflossen sind, ein Erlöschen der Wirkung 
der vorigen Verurteilung eintritt. 

Während eine Berücksichtigung des Täters hinsichtlich straferschwerender 
Umstände in dreifacher Beziehung erfolgen kann, sind hinsichtlich des Objektes 
des Angriffes, des Opfers, nur zwei Bestimmungen getroffen worden, von denen 
die erste sich auf den Grad der Verwandtschaft oder Verschwägerfung bezieht, 
in welchem der Angreifer zum Angegriffenen steht. Das Gesetz erwähnt aus- 
drücklich folgende Personen: Ehegatten, natürliche oder adoptierte Aszendenten 
oder Deszendenten, Geschwister sowie Verschwägerte in gleichen Graden. 
Während aber noch das Gesetzbuch von 1850 das Bestehen gewisser verwandt- 
schaftlicher Verhältnisse lediglich als Strafschärfungsgrund ansah, hat die spätere 
Gesetzgebung sich veranlaßt gesehen, diese Beziehung je nach der Lage des 
konkreten Falles als erschwerenden oder mildernden Umstand zu bewerten. 
Das Gesetzbuch von 1850 befand sich hinsichtlich der vielseitigen Berücksichti- 
gung im Widerspruch mit sich selbst, indem der Artikel 479 gerade das Bestehen 
verwandtschaftlicher Bande bei Diebstahl, Unterschlagung und Sachbeschädigung 
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als strafausschließend erachtete. Der Schluß lag daher nahe, ein Mittelglied 
zwischen die strafausschließende und nur strafschärfende Qualität eines gegen 
Verwandte begangenen Deliktes einzuschieben und so gelangte das Gesetzbuch 
von 1870 zu der Entscheidung, daß ‚die Gerichte diesen Umstand je nach der 
Natur und den Wirkungen des Verbrechens zur Abschätzung als erschwerend 
oder mildernd in Betracht ziehen sollen.“ Der Artikel 10, des spanischen 
Rechtes folgte hierin einer Anregung des Strafgesetzbuches von Chile in Artikel13. 
Auch hier also wird die Entscheidung in das freie Ermessen des Richters gestellt; 
und das Tribunal Supremo hat in seiner Entscheidung vom 5. April 1886 diese 
Freiheit noch einmal ausdrücklich hervorgehoben. Im allgemeinen erachtet 
die Rechtsprechung eine Handlung gegen Verwandte als strafschärfend bei 
allen Delikten gegen die körperliche Integrität unter dem Gesichtspunkte der 
zutage getretenen gemeinen Gesinnung.?”) Eigentumsdelikte lassen dagegen 
in Anbetracht der durch die häusliche Gemeinschaft nicht so scharf getrennten 
Eigentumsverhältnisse im allgemeinen mildernde Umstände zu. Bei bloßen 
Beleidigungen (Verbalinjurien usw.) neigt die Rechtsprechung dazu, Verfeh- 
lungen gegen Aszendenten als straferschwerend; gegen Geschwister begangen, 
als strafmildernd anzusehen. Im ersteren Falle ist der Mangel an Ehrerbietung; 
im zweiten Falle das Nichtvorhandensein eines besonderen Respektverhältnisses 
maßgebend.?®) Ganz eigenartig liegen die Verhältnisse bei Beleidigungen unter 
Ehegatten. Die Frau hat durch eine Entscheidung vom 29. November 1890 
einen besonderen Schutz erfahren. Während nämlich die ihren Ehemann be- 
leidigende Frau auf mildernde Umstände rechnen darf, ist die umgekehrte 
Handlung wegen des hiermit bewiesenen Mangels an Herzenstakt als straf- 
erschwerend anzusehen. 

Die Tochterrechte haben sich bei der Beurteilung der vorliegenden Fragen 
in drei Gruppen geteilt. Ein Teil schließt sich eng an das spanische Vorbild an 
oder stimmt mit demselben überein, wie z. B. Chile in Artikel 13 oder Hon- 
duras in Artikel 10; andere wiederum betonen besonders das Respektsverhältnis 
und fügen der mehr oder weniger ausgedehnten Liste von Verschwägerten und 
Verwandten diejenigen Personen an, welche, wie z. B. der Vormund, Pfleger, 
Meister, Herr, Vorgesetzte, Mündel, Schüler oder Diener, einen besonderen An- 
spruch auf Achtung oder Schutz zu beanspruchen haben. Diesem Prinzipe 
folgen unter deutlicher Anlehnung an die Normen der Siete Partidas: Peru 
in Artikel 10,, Argentinien in Artikel 84, und Brasilien in Artikel 39,. Einen 
eigenen Standpunkt nimmt Mexiko ein, welches in Artikel 44 bis 47 Erschwe- 
rungsgründe erster bis vierter Ordnung unterscheidet, je nachdem sich der Grad 
der Verwandtschaft als näherer oder entfernterer kennzeichnet. 

Einen weitergehenden Schutz bestehender Respektsverhältnisse bezweckt 
die eigenartigerweise nicht im Zusammenhange mit der eben besprochenen 
Bestimmung aufgeführte Ziffer 20 desselben Artikels 10, welche dann von einem 
Strafschärfungsgrunde spricht, ‚wenn die Tat unter Verletzung oder Mißachtung 
des Respektes ausgeführt wird, welchen der Angegriffene wegen seiner Würde, 
Stellung, seines Alters oder Geschlechtes verdient; oder, falls das Delikt in der 


3) Entscheidungen vom 17. Mai 1877 und 10. Juli 1877. 
38) Entscheidungen vom 9. April 1872 und 2. Mai 1882. 
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Wohnung des Angegriffenen verübt wurde, dieser nicht selbst den Vorgang 
provoziert hatte.“ Zwei gänzlich verschiedene Tatbestände sind hier in einem 
Satze vereinigt worden: Achtungsverletzung gegen eine Person und gegen ein 
Recht dieser Person. Während der erste Teil sich logischerweise den Normen 
über die angegriffene Person hätte angliedern müssen, gehört der zweite Teil 
in das Kapitel des Tatortes. Für die Frage nach dem Bestehen eines Achtungs- 
verhältnisses sind die gesellschaftlichen und persönlichen Beziehungen maß- 
gebend, welche zwischen dem Angreifer und dem Angegriffenen bestehen. Da 
jedoch die asolute Wertung dieser Verhältnisse unter dem zusammenfassenden 
Gesichtspunkte der Gesamthandlung bisweilen eine wesentlich andere Beur- 
teilung erfordert, so ist die Anordnung ihrer Berücksichtigung nur in soweit 
bindend, als dem freien Ermessen des Richters nicht andere aus dem konkreten 
Tatbestande sich ergebende Bedenken entgegenstehen.°®) 

Bezüglich des Alters ist keine Grenze im Gesetze vorgeschrieben, welche sich 
auf den Eintritt des Greisenalters bezieht. ‚Besondere Schonung verdienen 
Kinder wegen ihrer Schwäche und Unschuld.‘““°) Daher hat die Rechtsprechung 
bei Verbrechen gegen Kinder — soweit sie nicht als delicta sui generis, wie z. B. 
Kindestötung, aufgeführt werden — einen gesetzlichen Schärfungsgrund 
gegeben, der bei Kindesmord, gleichgültig in welchem Alter das Kind 
sich befand, eine besondere Bekräftigung noch durch eine Entscheidung 
vom 3. September 1875 erhalten hat. 

Anders liegen die Verhältnisse bei Personen, welche wegen ihrer Stellung 
oder ihres Berufes Anspruch auf eine besondere Achtung erheben dürfen; z. B. 
Richter, höhere Beamte usw. Hier ist zu unterscheiden, ob die Tat sich gegen 
den Beamten in seiner Eigenschaft als solcher richtete und somit in direkte 
Beziehung zur Anitstätigkeit desselben zu bringen ist; oder ob dem Täter diese 
persönlichen Qualitäten unbekannt waren. Im ersteren Falle hat Strafschärfung 
einzutreten; im anderen Falle kann das Nichtkennen der an Umstände 
dem Täter auch nicht angerechnet werden.*!) 

Die Annahme würde nun nahe liegen, daß in einem so klerikalen Lande 
wie Spanien dem katholischen Geistlichen bei jedem gegen ihn gerichteten 
Angriff ein erhöhter Schutz eingeräumt sei. Die Rechtsprechung weist jedoch 
eine allerdings ältere Entscheidung!) auf, wonach ein gegen einen Kirchen- 
beamten (Ministro de culto católico) begangener Raub nicht schärfer bestraft 
werden konnte, wie der Raub gegen rein weltliche Personen. Der Mord an einem 
Priester steht stets unter dem Zeichen der Strafschärfung ®) Leider geht aus 
der erst zitierten Entscheidung nicht mit Deutlichkeit hervor, ob es sich um 
einen Kirchenbeamten handelte, welcher überhaupt keine oder nur die niederen 
Weihen erhalten hatte. Im anderen Falle würde das Privilegium in dem Besitze 
der höheren Weihen zu suchen sein. Unmöglich wäre es auch nicht, daß po- 
litische Strömungen auf die Abfassung der beiden Entscheidungen von Einfluß 
gewesen wären. 


39) Entscheidung vom 21. Januar 1881. 

Bi, Alejandro Groizard y Gomez de la Serna a. a. O. S.522. 
al) Entscheidung vom 3. Juli 1878. 

42) Entscheidung vom 16. Dezember 1871. 

13) Entscheidung vom 28. Dezember 1888. 
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Die Frau endlich genießt einen besonderen Schutz, welcher jedoch einige 
in der Natur der Sache selbst begründete Ausnahmen erleidet. Ist die Frau die 
angegriffene Partei, ohne daß eine Provokation ihrerseits vorlag, so gilt das 
verübte Delikt als qualifiziertes; ein Fall, welcher stets als vorliegend zu er- 
achten ist, wenn es sich um die Ermordung einer Frau ohne deren eigenes Ver- 
schulden handelt.) Die Strafschärfung fällt dagegen fort, wenn auch der an- 
greifende Teil eine Frau ist; es sei denn, daß die deliktische Handlung sich gegen 
eine Frau richtete, welche in Ansehung ihres höheren Alters, Stellung usw. 
eine besondere Rücksicht erwarten durfte. Es ist ferner selbstverständlich, 
daß — wie Artikel 79 ausdrücklich bestimmt — diejenigen an sich erschwerenden 
Umstände eine straferhöhende Wirkung nicht hervorbringen, welche selbst ein 
Verbrechen darstellen, dessen Bestrafung ausdrücklich vom Gesetze vorgesehen, 
oder besonders beschrieben und zur Bestrafung empfohlen ist. Ebenso wenig 
kommen diejenigen erschwerenden Umstände als straferhöhend in Betracht, 
welche in der Weise mit dem Verbrechen zusammenhängen, daß ohne ihr Vor- 
handensein dasselbe gar nicht begangen werden konnte. Zu dieser Kategorie 
gehören in erster Linie alle diejenigen Delikte, bei denen das weibliche Ge- 
schlecht Tatbestandsmerkmal ist. 

Es hätte nahe gelegen, bei Gelegenheit des vorliegenden Strafschärfungs- 
grundes auch ein Wort zum Schutze der Kranken und Gebrechlichen ein- 
zufügen, wie es Portugal in Artikel 34,, und im Anschluß hieran Brasilien in 
Artikel 38,, getan haben. Dieses Fehlen würde eine empfindliche Lücke im Gesetz 
bedeuten, wenn nicht in der ausführlichen Liste der Strafschärfungsgründe 
verschiedene sonstige Bestimmungen es ermöglichten, diesen Personen einen 
erhöhten Schutz angedeihen zu lassen; z. B. „Mißbrauch der Überlegenheit 
cder Gebrauch eines Mittels, welches die Möglichkeit der Verteidigung ab- 
schwächt.‘‘*) 46) 

Die Tendenz des spanischen Gesetzbuches, eine weitgehende, die Bedürf- 
nisse des täglichen Lebens möglichst erfassende Auslegung zu gestatten, läßt 
auch den Begriff „Wohnung“ sich nicht auf die vier Wände des ständigen Wohn- 
sitzes beschränken.) Aus diesem Grunde ist auch der allgemeine Begriff 
„morada“ „Aufenthaltsort“ im Gesetze gewählt worden. Selbst wer bereits 
in der Tür seines Hauses steht, wird bei einem Angriff als ‚innerhalb seiner 
Wohnung“ befindlich angesehen; den Delinquenten trifft der Rechtsprechung 
des obersten Gerichtshofes nach das erhöhte Strafmaß. Es sei hier auf die 
strengen Maßregeln hingewiesen, welche früher in Spanien zum Schutze des eigenen 
Hauses getroffen waren und noch heute stillschweigend in Geltung sind. 48) 4?) 

Zeit und Ort der Handlung finden in drei Ziffern des Artikels 10 eine Be- 
rücksichtigung. Wie schon die Siete Partidas in Ley 8, Tit. 3, Part. V 


44) Entscheidung vom 10. März 1879. 

15) Artikel 8%. 

46) Von den spanischen Tochterrechten spricht nur Colombia in Artikel 11770 
dem Schwachen, in seiner Verteidigung verhinderten Angegriffenen, sowie dem 
Verlassenen einen erhöhten Schutz zu. 

#) Entscheidung vom 25. Juni 1886. 

48) Entscheidung vom 10. März 1879. 

49) Vergl. oben Seite 101 ff. 
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die Verübung von Delikten gelegentlich einer Überschwemmung, eines Brandes, 
eines Schiffbruches?®) als erschwerend ansahen, so zählt auch das Gesetzbuch 
von 1882 in Artikel 106 und das heutige Strafrecht die Ausnützung derartiger 
Unglücksfälle zu den Momenten, welche mit Recht eine schärfere Ahndung zu 
beanspruchen haben. 

Ist die Tat „zur Nachtzeit oder an einem einsamen Orte und in Bande“ 
verübt worden, so kann nach den jeweiligen Tatumständen eine geschärfte 
Strafe eintreten. Die Rechtfertigung der qualifizierten Ahndung liegt in den 
Bedingungen der größeren Sicherheit, welche der Delinquent für das Gelingen 
seines Vorhabens setzt, sowie der größeren Gefahr, welche für den Überfallenen 
in der somit geschaffenen Situation sich birgt. Ursprünglich war im Gesetze 
eine besondere Hervorhebung des bandenmäßig begangenen Deliktes nicht 
vorgesehen und die Tochterrechte haben auch nur die beiden erstgenannten 
Schärfungsmöglichkeiten übernommen. Erst ein Dekret vom 1. Januar 1871 
machte den ergänzenden Zusatz. Durch diese Anfügung hat sich hinsichtlich 
. der Auslegung eine Schwierigkeit ergeben, welche der Gesetzgeber nicht in den 
Bereich seiner Betrachtung gezogen hatte. Es entstand — dem Wortlaute des 
Gesetzes nach — die Frage, ob Nachtzeit resp. einsamer Ort und Verübung 
in Bande erforderlich sei, um die Bedingunken des Strafschärfungsgrundes zu 
erfüllen; oder ob nach Analogie der alten Fassung der neue Zusatz lediglich eine 
dritte Möglichkeit bedeuten sollte. Für den wortgetreuen Interpreten konnte 
es sich nur darum handeln, daß sowohl das eine Erfordernis (Nachtzeit oder ein- 
samer Ort), als auch ( =+) die andere Bedingung (Bande) vorliegen müsse. 
Die Auslegung nach Treu und Glauben mußte jedoch die Absicht des Gesetz- 
gebers daraufhin gerichtet sehen, eine dritte strafschärfende Bedingung setzen 
zu wollen. Die Rechtsprechung des obersten Gerichtshofes war daher auch 
lange schwankend; je nachdem mehr Praktiker oder Kasuisten das Kollegium 
bildeten. Die Entscheidungen des ersten Jahrzehntes nach Veröffentlichung 
der Gesetzbücher interpretierten in rein formeller Weise°!); während die Folge- 
zeit den weiteren Standpunkt vertritt, in der Überzeugung, daß es sich nur 
um eine dritte, den Erfolg gewährleistende Möglichkeit handle®?); eine Aus- 
legung, welche heute keinem Zweifel mehr begegnet. 

Tritt somit eine der drei Bedingungen ein, so ist der Schärfungsgrund 
gegeben, der aber seinerseits selbst bei gleichzeitigem Vorliegen aller drei Vor- 
aussetzungen eine weitere Steigerung nicht erfahren kann, wie durch eine Ent- 
scheidung des obersten Gerichtshofes vom 21. November 4890 ausdrücklich 
festgelegt ist. 

Die Reformprojekte haben, um die Rechtsprechung in Einklang mit der 
Fassung des Gesetzes zu bringen, vorgeschlagen, die Kopulativform „und in 


50) Allerdings wird hier nur speziell der Fall behandelt, daß jemand bei 
Gelegenheit einer der oben erwähnten Unglücksfälle von dem Betroffenen ein 
in Gefahr befindliches Gut zur Aufbewahrung erhält und nachher unter bös- 
williger Ableugnung des Empfanges die Wiedergabe verweigerte. Die Strafe 
ging auf den doppelten Betrag, weil der Täter bei derartiger Gelegenheit eine 
besonders feindselige Gesinnung an den Tag gelegt habe (,,porque faze grand 
enemiga en tal sazon“). 

51) Entscheidungen vom 7. Juni 1873; 12. Mai 1874; 30. November 1883. 

52) Entscheidungen vom 6. November 1880, 21. Januar 1884, 17. Juli 1892. 


328 Die Strafausschließungsgründe usw. des spanischen Strafgesetzbuches. 


Bande“ durch „oder...“ zu ersetzen. Diesem Wunsch ist bereits praktisch 
Rechnung getragen worden, als es sich darum handelte, für die Kolonien Cuba 
und Puerto Rico ein neues Gesetzbuch zu erlassen.5®) 

Die Terminologie der drei Begriffe „Nacht“, „einsamer Ort“ und „Bande“ 
bietet keinerlei Schwierigkeiten. Verfehlt wäre es, für das Erfordernis der 
„Nacht“ einen Zeitraum nach gewissen Stunden festsetzen zu wollen. Es ent- 
scheiden die Tatumstände des einzelnen Falles, welche von dem Richter nach 
freier Überzeugung bewertet werden. | 

Hinsichtlich des „einsamen Ortes!) genügt es, wenn der Tatort bei Be- 
geehung der Tat den Charakter des Einsamen, Menschenleeren trug. Eine 
unbebaute Straße, ein leerstehendes Haus können ebenso in Betracht kommen, 
wie das freie Feld oder abgelegene Örtlichkeiten. 

Der Begriff „Bande“ ist vom Gesetzbuche selbst an anderer Stelle defi- 
niert worden; es heißt dort: „Als „Bande“ gilt, wenn mehr wie drei bewaffnete 
Übeltäter... zusammenwirken. 

Die Übeltäter, welche bei Ausführung eines... in einsamer Gegend oder 
in Bande zugegen waren, sollen als Urheber (Täter) jedes Verbrechens gelten, 
welches gelegentlich des.... vollführt worden ist; falls es nicht feststeht, daß 
sie bemüht gewesen sind, die VerBrechen zu verhüten. 

Als „anwesend“ bei den von einer Bande begangenen Verbrechen wird der- 
jenige Übeltäter präsumiert, welcher gewohnterweise zu ihr gehört und mit ihr 
geht, falls er nicht das Gegenteil beweisen kann.‘‘5) 

Bedauerlicherweise scheinen diese strafschärfenden Bestimmungen — nach 
Ansicht eines der ersten Kommentatoren — eine Ausnahme zu erfahren°®); falls 
es sich um ein Zusammentreffen von reinen Zufälligkeiten handelt, bei denen 
eine vorher gefaßte Tatabsicht nicht obwaltet. Die Beweislast trägt der Schul- 
dige. Diese Auffassung findet eine anscheinende Bestätigung in einer Entschei- 
dung vom 18. März 1890, wonach einige Leute, welche nachts Bäume gefällt, 
dieselben aber am Tage abgeholt und verkauft hatten, nicht zu geschärfter 
Strafe verurteilt wurden. Dieser Ansicht ist nicht beizupflichten, da sie zu ganz 
sinnwidrigen Ergebnissen führen kann, wie folgendes Beispiel zeigen möge: 
Es stiehlt jemand nachts — die Nachtstunde möge als Zufall gelten! — in einer 
Villa aus dem Schlafzimmer der anwesenden Bewohner einen Schmuck und 
verbirgt denselben hinter der Haustür oder an einem andern Platze innerhalb 
der Villa, um ihn erst am Tage abzuholen. Diese Vorsichtsmaßregel eines ge- 
wiegten Einbrechers würde demselben unter Zugrundelegung der obigen Ent- 
scheidung die Möglichkeit geben, nicht zu einer geschärften Strafe verurteilt 
zu werden. Es würde sich also geradezu um eine Prämie handeln, zu deren 
Erlangung dem verbrecherischen Anfänger noch die Praxis fehlt. 

Die Tochterrechte lassen sich in dieser Frage nach drei Gruppen ein- 
teilen. Die einfache Tatsache der Begehung bei Nacht oder am einsamen Ort, 
erachten als ausreichend für die Begründung der Strafschärfung z. B. Chile in 
Artikel 12i» Guatemala in Artikel 22,,, Honduras in Artikel 10 ,,. Perú in Ar- 


53) Veröffentlicht am 21. Mai 1879. 

54) Entscheidung vom 10. Juli 1890. 

55) Artikel 518. 

56) Alejandro Groizard y Gomez de la Serna a. a. O. Seite 483. 
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tikel 10 ,, °”), Uruguay in Artikel 19,,, von denen die drei erstgenannten Rechte 
— wie Spanien — die fakultative Bewertung zulassen. Mexiko in Artikel 44, 5°) 
und Brasilien in Artikel 39, strafen das vorsätzliche Begehen unter einer der 
beiden genannten Bedingungen; während Argentinien in Artikel 84 ,, die größere 
Beunruhigung der Bevölkerung durch nächtlich oder an abgelegenen Punkten 
verübte Verbrechen als Motiv zur strengeren Ahndung aufstellt. 

Die dritte Möglichkeit, welche eine strafschärfende Berücksichtigung den 
Tatortes vorsieht, ergibt sich, „wenn das Verbrechen an einem geweihten Ortes 
ın den Palästen der Cortes oder des Staatsoberhauptes oder in dessen Gegen- 
wart begangen wird; oder dort, wo die Öffentliche Behörde sich in Ausübung 
ihres Amtes befindet“. Die Bestimmung geht zurück bis auf die Digesten L. XVI, 
Tit. XIX, Lib. XLVIII, deren Inhalt in mehr germanischer Form von den Sieg) 
Partidas®®) übernommen wurde: ‚Und ebenso soll der Ort berücksichtigt wer- 
den, an welchem jene die Tat verüben; denn größere Strafe verdient derjenige, 
welcher sich vergeht in der Kirche oder im Hause des Königs oder an Gerichts- 
stätte oder im Hause eines seiner Freunde....‘“‘ Das Gesetzbuch von 1822 
legte dagegen in Artikel 106 mehr Wert auf den öffentlich rechtlichen Charakter 
des Ortes, wie auf das Moment des Befriedetseins. 

Verlangt wird vom Gesetze, daß eine „Behörde“ sich in der Ausübung 
ihres Amtes befand, als das Delikt begangen wurde; zeitliches Zusammentreffen 
ist also Bedingung. Der Begriff „Behörde“ ist jedoch nicht im weiteren Sinne 
aufzufassen, welcher die amtliche Tätigkeit jedes Schreibers oder unterge- 
ordneten Beamten einschließen könnte; nur wirkliche Behörden, Richter, Kol- 
legien usw. können der allgemeinen Auffassung nach in Betracht gezogen werden. 

Mit der gleichen Materie beschäftigt sich eine andere Ziffer desselben Ar- 
tikels, über deren Notwendigkeit und Inhalt sich aber selbst die Kommen- 
tatoren nicht im klaren sind. Strafschärfung soll dieser Bestimmung nach ein- 
treten, „wenn die Tat unter Beleidigung oder Mißachtung der öffentlichen Be- 
hörde begangen ist.“ Jedes Delikt stellt aber eine Mißachtung der Anordnung 
einer öffentlichen Behörde dar und es müßte also logischerweise das Delikt 
allgemein mit geschärfter Strafe belegt werden, wie das Gesetz vorschreibt, 
weil eben die Tat unter Mißachtung der Behörde begangen ist. Ein gänzlich 
widersinniges Resultat! Die Kommentatoren sind der Ansicht, daß der Unter- 
schied gegenüber der oben besprochenen Anordnung in.der nicht notwendigen 
Bedingung der gleichzeitigen Amtstätigkeit zu suchen sei und daß sogar die 
Behörde nicht einmal anwesend zu sein brauche. Die wenigen Andeutungen 
oder Beispiele, welche von den Kommentatoren zu konstruieren versucht 
oder angeführt werden, zeigen fast ausnahmslos die Tatbestandsmerkmale 
anderer im Gesetze besonders aufgeführter Delikte gegen Beamte. Die wenigen 
Fälle aber, welche nicht genau unter andere Normen zu subsummieren sind, 
hätte man mit Leichtigkeit dadurch fassen können, daß in der vorigen Be- 
stimmung die Einschränkung auf die Gleichzeitigkeit und Anwesenheit fallen 
gelassen wäre. Schriftliche Beleidigungen, Verulkungen usw, der Behörden 


57) Überdies auch auf öffentlichen und privaten Wegen, sowie in der Woh- 
nung des Überfallenen. 

58) Strafschärfungserund erster Ordnung. 

59) Ley 8, Tit. 31, Part. VII. 
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sind schon nach Ziffer 5 härter zu bestrafen, welche in der Schriftlichkeit oder 
sonstigen die Veröffentlichung erleichternden Art und Weise einen Schärfungs- 
grund sieht. 

Auch die Rechtsprechung des obersten Gerichtshofes hat einen klaren 
Gedanken aus dieser Norm nicht herausentwickeln können. So geben beispiels- 
halber zwei Entscheidungen®®) diametral entgegengesetzte Ansichten darüber 
ab, ob die körperliche Verletzung oder die Tötung eines Bürgermeisters oder 
Richters als ‚Mißachtung der Behörde“ aufzufassen sei oder nicht. Die Mehrzahl 
spricht sich allerdings in der Folgezeit bejahend aus. Aus dieser Rechtsprechung 
wäre also zu folgern, daß der Charakter als Amtsperson höheren Grades den 
Träger auch in seiner Privatsphäre als sakrosankt erscheinen lasse, daß dieser 
Charakter also gewissermaßen indelebilis sei. 

Bezüglich des Ortes kann es endlich noch zweifelhaft sein, ob dem Fried- 
hofe unter allen Umständen ein erhöhter Schutz zukommt oder ob derselbe 
nur dann beansprucht werden kann, wenn zur Zeit des Deliktes eine gottes- 
dienstliche Handlung auf demselben vorgenommen wurde. Die Kommentare 
sowohl von Spanien wie von den meisten südamerikanischen Rechten sprechen 
sich nur vermutend aus; doch darf wohl mit Recht angenommen werden, daß 
die vollzogene kirchliche Einweihung dem Friedhofe auch dann den Charakter 
eines religiösen Ortes gibt, wenn zufällig sich keine Grabkapelle auf demselben 
befinden sollte. Der Fall, daß ein auf einem ungeweihten Friedhofe verübtes 
Delikt den Gerichten zur Aburteilung vorgelegen hätte, scheint sich noch nicht 
ereignet zu haben. 

Von den Tochterrechten erwähnt nur Mexiko in Artikel 45 den Friedhof 
als Tatort und betrachtet je nach den Umständen das dort verübte Delikt als 
Erschwerungsgrund zweiter oder dritter Ordnung. 

In der Art und Weise der Ausführung des Deliktes können weitere Straf- 
schärfungsgründe gegeben sein, welche ihre Begründung einerseits in der Wahl 
der technischen Mittel finden, andrerseits in dem zutage getretenen Maß von 
verbrecherischer Gesinnung (Intensität) zum Ausdruck gelangen können. 

Strafschärfung hat dem Gesetze nach einzutreten, wenn ‚die Tat 
mittels Einsteigens, durch Einbrechen der Mauer. des Daches oder des 
Fußbodens oder unter Zertrümmerung der Türen resp. Fenster‘ verübt 
worden ist. Im Strafgesetzbuche von 1850 waren diese beiden ihrem Wesen 
nach zusammengehörenden Momente in Einen Artikel zusammengefaßt. Im 
vorliegenden Gesetzbuche hat man diesen Artikel in zwei selbständige Be- 
stimmungen zerlegt; eine Maßnahme, welche eine Erklärung nur in dem 
Wunsche finden kann, hinsichtlich der Zahl der Strafschärfungsgründe mil 
dem alten Gesetze in Übereinstimmung zu bleiben. 

„Einsteigen‘“ im spanisch-technischen Sinne liegt vor, wenn „der Eintritt 
auf dem hierfür nicht bestimmten Wege verschafft wird.“ Doch geht die Ansicht 
der meisten Kommentatoren dahin, daß erst dann von einem „Einsteigen“ 
gesprochen werden könne, wenn eine gewisse Kraftanstrengung zur Überwin- 
dung des Hindernisses entfaltet werden mußte. Ein zu ehener Erde gelegenes 
offenes Fenster erfüllt demnach den erforderlichen Sicherungszweck nicht; 


60) Entscheidungen vom 24. Januar 1881 und 3. November 1887. 
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wohl aber ein niedriger Zaun, auch wenn derselbe durch bloßes Überspringen 
genommen wurde. 

Auf die Frage, ob und in wieweit der Gebrauch falscher oder unrecht- 
mäßig benutzter echter Schlüssel unter den Begriff des „Einsteigens‘ fällt, 
schweigt das Gesetz im Gegensatz zu Mexiko Artikel 45%) und Brasilien Ar- 
tikel 39,,%), welche als die einzigen südamerikanischen Rechte die Benutzung 
falscher Schlüssel im weiteren Sinne ausdrücklich als Strafschärfungsgrund 
aufführen. 

Wurde eine ‚bei Gelegenheit‘ einer Feuersbrunst usw. oder eines sonstigen 
Unfalles begangene Tat als straferhöhend angesehen®), so mußte sich ohne 
weiteres ergeben, daß die Herbeiführung eines derartigen Unglücks als Mittel 
zum Zweck in erhöhtem Maße die strafschärfenden Bedingungen erfüllen würde. 
Trotzdem hat der Gesetzgeber es für nötig erachtet, in einer besonderen Ziffer 
auf einen derartigen Tatbestand hinzuweisen und geschärfte Strafe anzuordnen, 
„wenn die Tat begangen wurde mittels Brandstiftung, Überschwemmung, 
Vergiftung, Explosion, Scheiternlassen eines Schiffes oder vorsätzlich ver- 
ursachter Havarie, Zugentgleisung oder unter Benutzung irgend eines Mit- 
tels, welches geeignet ist, groBe Verheerungen hervorzurufen.‘“ 

Ein Novum in der spanischen Gesetzgebung bedeutet die Bestimmung, 
daß dem Delikte dann erhöhte Strafe zukomme, „wenn es durch Drucklegung, 
Lithographie, Photographie oder ein ähnliches die Veröffentlichung erleich- 
terndes Mittel begangen wurde.“ Da Spanien kein spezielles Preßgesetz hat, 
sondern die Preßdelikte — soweit sie sich nicht als Beleidigung oder Verleum- 
dung charakterisieren — in Artikel 584 des Strafgesetzbuches zur Behandlung 
kommen, glaubte der Gesetzgeber die Berücksichtigung schriftlich erfolgter 
Delikte geeigneterweise im System der Strafschärfungsgründe erfolgen lassen 
zu können. Man sah aber wohl ein, daß gerade die Veröffentlichung der Form 
oder dem Inhalte nach bisweilen geeignet sein könnte, die Wirkung der schrift- 
lichen Behauptungen oder Mitteilungen wesentlich abzuschwächen und es daher 
verfehlt wäre, einen Strafschärfungsgrund anzunehmen, wo das Delikt selbst 
in seinen Folgen gemildert sei. Das Gesetz überläßt es daher der Entscheidung 
des Richters im einzelnen Falle, die Tatsache der Veröffentlichung als mildernd 
oder erschwerend zu bewerten. Der Effekt soll maßgebend sein; ein allerdings 
sehr dehnbares und subjektiv gefärbtes Kriterium. Auch die Absicht der Be- 
leidigung usw. ist nicht immer einwandfrei nachweisbar; am wenigsten in Län- 
dern, wo der politische Kampf andere Formen anzunehmen gewohnt ist und 
ein Überschreiten des Maßes gern auf das Konto der Leidenschaft im Partei- 
kampfe gesetzt wird. Die vorliegenden Bestimmungen sind auch von keinem 
der Tochterrechte übernommen worden; und ein Fehlen der Ziffer im Bereiche 
des spanischen Gesetzbuches würde nach keiner Richtung hin als Lücke emp- 
funden werden. 

Handelte es sich bei den oben behandelten Strafschärfungsgründen um die 
Frage nach rein technischen Momenten, so beruhen die noch folgenden Vor- 
schriften auf der Bewertung der Gesinnung des Täters. Das Zurückgehen auf 


61) Erschwerungsgrund dritter Ordnung. 
#2) Im Anschluß an Portugal, Artikel 34, 
63) Siehe Seite 327. 
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altgermanisches Friedensrecht ist hier unverkennbar. Traf dort den ‚„Neiding‘“, 
der bei einer Missetat niedrige und treulose Gesinnung oder Feigheit zeigte, 
der mit kaltem Blute und nicht mit offener Gewalt, sondern „dieblich‘“ frevelte, 
intensivste Feindschaft, so äußert sich die weitgehendste Berücksichtigung 
dieser Momente im spanischen Rechte in der obligatorischen Verhängung ge- 
schärfter Strafen. Das ‚„Neidingswerk“ der germanischen Anschauung ist als 
„Hinterlist und Verrat“ (traicion und alevosia) in das spanische Recht über- 
gegangen, deren Vorhandensein bei einem Delikt sich als strafschärfende Be- 
dingung durch das ganze Gesetzbuch hindurch zieht und eine der typischsten 
Erscheinungen spanischer Rechte ist. 

Die Siete Partidas hatten bereits ein System von vierzehn verschiedenen 
Erscheinungsformen der ‚„traicion“ und ‚alevosia‘“ ausgearbeitet, welche in 
sechs Gesetzen und einem ganzen Titel enthalten waren. Alfons X., der Weise, 
nannte die alevosia: ‚die gemeinste und niedrigste Eigenschaft, welche das 
Menschenherz befallen könnte.‘‘%) In alter Zeit hatte man bereits einen be- 
grifflichen Unterschied zwischen ‚alevosia““ und „traicion“ dem Wesen nach 
nicht recht machen können, obwohl man von „traicion“ dann sprach, ‚wenn 
das Delikt sich gegen den König oder den eigenen Herrn richtete“); während die 
„alevosia““ die gleichen Delikte gegen die Allgemeinheit begangen umfaßte. 
Der Fuero Real ging über die Strafandrohungen der Siete Partidas noch we- 
sentlich hinaus und bestimmte: ‚Jeder Mann, der einen anderen verräterisch 
oder hinterlistig tötet, den soll man deswegen schleifen und nachher pfählen 
(arrästrenlo por ello e despues enförquenlo): Das Eigentum des Verräters aber 
soll der König nehmen; das Eigentum des Hinterlistigen aber soll zur Hälfte 
der König, zur Hälfte die Erben erhalten. Tötet aber ein Mann den andern 
ohne Recht, so soll man ihn nur pfählen; seine Güter aber sollen seine Erben 
erhalten und keine Buße zu zahlen sein.®) Der Unterschied in der Bestrafung 
lag also nur in der Anwendung der Konfiskation als Nebenstrafe.. Von dem 
ursprünglichen Begriff der Tötung, des Überfalls ohne Fehdeansagung zwischen 
spanischen Edelleuten erweiterte sich das Anwendungsgebiet der ‚„Heimtücke‘“ 
immer mehr, bis das vorliegende Gesetzbuch im Anschluß an den begrifflichen 
Umfang des „guet-apens‘ des Code pénal die ganz allgemeine auf alle Delikte 
in Beziehung zu bringende Erklärung gab: ‚„Heimtücke‘“ liegt vor, wenn der 
Schuldige irgend ein Verbrechen gegen Personen unter Anwendung von Mitteln, 
Arten und Weisen begeht, welche ausdrücklich und direkt darauf hinzielen, 
die Ausführung der Tat ohne Gefahr für die Person des Täters zu sichern. welche 
aus der Verteidigung, die der Angegriffene etwa unternehmen könnte, ent- 
stehen würde.‘‘®”) Der Begriff des „‚Verrates“ erscheint neben der ‚„Heimtücke‘“ 
im gleichen Zusammenhange nicht mehr. Den Wortlaut des Gesetzes hat eine 
spätere Entscheidung®®) des Tribunal Supremo noch einmal auf das genaueste 
definiert und in der willentlichen Ausnutzung der ungünstigen Lage des An- 
gegriffenen, sowie in dem Setzen von Bedingungen, welche das Gelingen des 


81) Es la mas vil cosa e la peor que puede caer en corazon de home. 
6) Ley 1, Tit. 2, Part. VII. 

#8) Ley 2. Tit. 17, Lib. IV. 

%) Artikel 10,. 

6) Entscheidung vom 3. Mai 1888. 
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Verbrechens unter möglichster Einschränkung eigener Gefahr oder sonstiger nach- 
teiliger Folgen — auch des Entdecktwerdens — sichern sollten, die Tatbe- 
standsmerkmale der ‚‚alevosia‘“ festgelegt. Das Gesetz betont ausdrücklich, 
daß weder das Delikt vollendet, noch der Sicherungszweck des Delinquenten 
erreicht zu sein braucht. Die Maßnahmen müssen nur dahin ‚zielen‘ (tien- 
dan) den Erfolg in der durch „alevosia‘ gekennzeichneten Ausführungshandlung 
zu gewährleisten; irrelevant bleibt es, ob das Verbrechen fehlschlägt oder selbst 
der Versuch mißlingt. Hier ist im weitesten Maße nicht die Tat, sondern der 
Täter zu bestrafen und aus seiner deliktischen Gesinnung werden die straf- 
schärfenden Folgen gezogen. Wer einen andern durch Überrumpelung über- 
fällt in dem Glauben derselbe sei unbewaffnet, zeigt eine berechnende hinter- 
listige Gesinnung und verfällt erhöhter Strafe.) Gleichgültig bleibt es, ob der 
Angegriffene trotz der Maßnahmen des Angreifers sich hat verteidigen können; 
z. B. wenn es ihm gelingt durch Zertrümmern der vom Einbrecher verschlossenen 
Tür zu seinen Waffen zu gelangen und den andern wehrlos zu machen. Es ge- 
nügt, daß der Verbrecher die Tür abgeschlossen hatte oder deren ihm bekanntes 
Verschlossensein in den Kreis seiner Sicherungsmaßnahmen gezogen hatte. 
Das sogenannte „Duell unter vier Augen“ würde somit nicht ohne weiteres als 
Strafschärfungsgrund gelten, da dem Angegriffenen die Möglichkeit der Ver- 
teidigung vom Täter selbst absichtlich gegeben wurde. 

Die Wahl der eben besprochenen Maßnahmen seitens des Delinquenten 
beweist bereits, daß derselbe mit ‚ersichtlicher Vorherüberlegung‘* gehandelt 
hat (premeditacion conocida). Trotzdem hat der Gesetzgeber geglaubt, diesen 
Umstand noch als besonderen Strafschärfungsgrund aufführen zu müssen. 
Das Gesetzbuch von 1822 beschränkte sich in Artikel 106 nicht auf eine Vor- 
schrift so allgemeinen Inhaltes, sondern sprach von ‚‚größerer Bosheit, Vor- 
herüberlegung und Kaltblütigkeit, mit denen die Handlung zur Ausführung ge- 
langt war‘. Auch hier scheint der Code pénal die Veranlassung gewesen zu sein, 
die allgemeine Fassung beibehalten zu haben, obwohl ihr Inhalt im Tatbestande 
der ‚„alevosia“ und anderer Strafschärfungsgründe ihrem Wesen nach bereits 
im allgemeinen enthalten ist. Der Gesetzgeber wollte aber auch noch diejenigen 
Delikte besonders bestrafen, bei denen die Ausführung nicht dem Augenblicks- 
entschlusse entsprungen war, sondern sich als Ergebnis ruhiger und kühler Über- 
legung erwies, auch wenn spezielle „Heimtücke“ nicht obgewaltet hatte. Von 
einer Zeitbestimmung, innerhalb deren die Bedingungen der „premeditacion‘ 
gegeben wären, hat der Gesetzgeber aus leicht verständlichen Gründen abgesehen. 
Eigenartigerweise hat Brasilien in Artikel 39 eine Überlegungsfrist von min- 
destens vierundzwanzig Stunden gefordert vor Ausführung der Tat, um den 
Strafschärfungsgrund der ‚„Vorherüberlegung“ zu erfüllen. Eine besondere 
Rolle wird die Vorherüberlegung bei allen Verbrechen gegen das Leben spielen; 
sie entscheidet über die wichtigste Frage, ob Tötung oder Mord vorliegt. Während 
jedoch Brasilien in Übereinstimmung mit dem Code penal Artikel 297 die Vorher- 
überlegung auf Verbrechen gegen Personen beschränkt hat, läßt Spanien den 
Erschwerungsgrund bei allen Delikten gelten, welche die Vorherüberlegung 
nicht zum Tatbestandsmerkmale haben. Doch schwankt die Rechtsprechung 


6%, Entscheidung vom 3. März 1890. 


334 Die Strafausschließungsgründe usw. des spanischen Strafgesetzbuches. 


hier völlig; während z. B. eine Entscheidung vom 1. März 1880 die Vorherüber- 
legung dem Delikte des Raubes für inhärent erklärt, sprechen sich andere Ent- 
scheidungen?®) im entgegengesetzten Sinne aus. Andrerseits rechnet das 
Tribunal Supremo die Vorherüberlegung bei allen Betrügereien und Fälschungs- 
delikten zum Tatbestande.”!) 

Sind „List, Betrug oder Verkleidung“ angewendet worden, so ergeben sich 
weitere Strafschärfungsgründe. Diese Begriffe brauchen jedoch nicht immer 
sich mit den Essentialien der „Heimtücke‘“ zu decken. Zeigen sie jedoch die 
gleichen Erscheinungen wie jene, so können sie nicht besonders zur Straf- 
berechnung herangezogen werden.”?) 

Der Begriff der „Verkleidung“ geht weit über den Inhalt des Wortes 
hinaus. Er umfaßt ‚jedes Mittel, welches dazu diente, die Person des Täters 
unkenntlich zu machen, um ihn auf diese Weise der ihn treffenden Verantwort- 
lichkeit zu entziehen‘‘”®) und daher genügt es sogar „wenn der Täter sich das 
Gesicht nur mit einem Taschentuche bedeckt hatte.“ Doch muß auch in diesem 
Falle die Verkleidung Mittel zum Zweck gewesen sein, so daß die zufällige Be- 
gehung eines Verbrechens während eines Kostümfestes oder Maskenballes nicht 
unter den genannten Erschwerungsgrund unterzuordnen sein würde. Bemerkens- 
wert ist, daB nach spanischer Rechtsanschauung die „List“ nicht notwendig 
zum Tatbestandsmerkmale des Diebstahls gehört, sondern daß sehr wohl unter- 
schieden wird, ob die Tat mit Raffinement ausgeführt worden ist, oder in plumper 
die Entdeckung erleichternder Art und Weise geschah. 

Straferhöhend sind auch „Mißbrauch der Überlegenheit oder Gebrauch 
eines Mittels, welches die Möglichkeit der Verteidigung abschwächt.‘“ Diese 
Situation wird dann in erster Linie eintreten, wenn entweder der Angriff gegen 
den einzelnen von mehreren ausging oder die physische Überlegenheit des 
Alters oder Geschlechtes ausgebeutet wurde. Der Inhalt dieses Strafschärfungs- 
grundes ist bereits im wesentlichen in der Ziffer 20 des gleichen Artikels enthal- 
ten.’*) Doch wird hier noch einmal die Bedingung der abgeschwächten Verteidi- 
gungsmöglichkeit straferhöhend erwähnt, obwohl dieselbe unschwer unter 
die „Vorherüberlegung‘“ oder ‚„Heimtücke“ zu subsummieren gewesen wäre. 
Die Rechtsprechung des obersten Gerichtshofes kommt hier zu widersprechenden 
Entscheidungen insofern, als die Erfordernisse des vorliegenden Strafschärfungs- 
grundes bisweilen als Tatbestandsmerkmale des Deliktes selbst z. B. Raub, 
Mord usw. aufgefaßt werden, teils eine selbständige besondere Wertung als nicht 
inhärente Bestandteile finden. Die Bemühungen der spanischen Juristen, die 
Erscheinungsformen der einzelnen Delikte unter einen der vielen im System 
aufgeführten Strafschärfungsgründe unterzuordnen. haben bedauerlicherweise 
vielfach die klare Übersicht getrübt. Das ganze Institut der Strafschärfungs- 
gründe würde wesentlich an praktischem Werte gewonnen haben, wenn die 
Bestimmungen mehr unter allgemeine Gesichtspunkte zusammengefaßt worden 
wären, wozu sich in erster Linie der Begriff der ‚„alevosia‘ geeignet haben würde. 


0) Entscheidungen vom 27. Dezember 1878 und 20. Mai 1880. 
I) Entscheidung vom 10. Juni 1874. 

2) Entscheidung vom 11. Februar 1884. 

33) Entscheidungen vom 30. April 1872 und 12. Juli 1875. 

“*) Siehe Seite 37 f. 
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Mißbrauch der Überlegenheit liegt — wie eben erwähnt — auch dann vor, 
wenn mehrere Verbrecher sich einem einzelnen Angegriffenen gegenüber be- 
tätigen, wobei es gleichgültig war, ob Bewaffnung vorliegt oder nicht. Trotzdem 
ist dererstere Fall noch besonders berücksichtigt worden und ein Strafschärfungs 
grund dann angedroht, wenn ‚die Tat mit Hilfe bewaffneter Mannschaft oder von 
Personen ausgeführt wird, welche die Straflosigkeit sichern oder verschaffen“. 
Die Tat charakterisiert sich hier als Begehung in Bande; doch mit dem Unter- 
schiede, daß der Text des Gesetzes in diesem Falle die Täter nur als ‚„Personen‘* 
bezeichnet, während die Mitglieder der Bande den Namen ‚Missetäter‘‘ (mal- 
hechores) führen. Während aber bei der Bande die Mindestzahl der Teilnehmer 
drei betragen muß, ist bei der vorliegenden Bestimmung eine Zahl nicht an- 
gegeben, so daß die Begehung des Deliktes durch zwei Personen bereits die 
Erfordernisse der „Mannschaft“ erfüllen würde. Die Begünstigung durch Per- 
sonen, welche die Straflosigkeit sichern sollen, — z. B. durch Schmierestehen — 
würde bereits unter den Begriff: der ‚alevosia‘“ fallen. 

Die Tochterrechte haben die vorstehenden Bestimmungen fast wörtlich 
übernommen und nur Mexiko in Artikel 47, macht insofern eine Ausnahme, 
als die Teilnehmer an dem Delikt nicht bewaffnet zu sein brauchen. 

Mit „ersichtlicher Vorherüberlegung‘“ handelt auch derjenige, welcher 
die Tat „um einen Preis, eine Belohnung oder ein Versprechen‘ begeht; und 
es entspricht nur der Billigkeit, wenn sowohl der Täter wie auch der Schen- 
kende oder Versprechende unter gleichen strafrechtlichen Gesichtspunkten 
behandelt werden.‘’) Die Siete Partidas bedrohten in getrennten Gesetzen beide 
Schuldige mit dem Tode und bestimmten bezüglich des unmittelbaren Täters: 
„Und zum andren sagen wir, daß die Mörder und sonst alle verzweifelten Exi- 
stenzen (omes desesperados), welche einen andren um ein Geschenk töten, des- 
wegen sterben sollen.‘®) 

„Mißbrauch des Vertrauens“ ist ebenfalls ein Beweis niedriger Gesinnung 
und könnte unschwer unter die „Heimtücke‘“ einbegriffen werden. Besonders 
typisch tritt der Vertrauensmißbrauch bei den Delikten gegen das Eigentum, 
bei Fälschungen usw. hervor, welche als delicta sui generis behandelt werden. 
Doch auch bei Sittlichkeitsdelikten kann der Mißbrauch des Vertrauens eine 
große Rolle spielen und um auch diese Fälle mit erhöhter Strafe ahnden zu können, 
hat der Gesetzgeber die vorliegende spezielle Bestimmung seinem System ein- 
gefügt. Die Würdigung der Verhältnisse des konkreten Falles liegt auch hier 
in Händen des Richters, wie durch eine Entscheidung vom 31. März 1874 aus- 
drücklich anerkannt worden ist. 

Eine besondere Art des Vertrauensmißbrauches besteht daria, daß „der 
Schuldige den öffentlichen Amtscharakter geltend gemacht hat, den er etwa 
besitzt.“ Das Delikt kann in dreierlei Form begangen werden: als reines Be- 
amtendelikt, wenn die Verfehlung in Ausübung des Amtes selbst geschah; als 
rein privates Delikt, wenn der Täter seine Eigenschaft als Beamter völlig aus- 
geschaltet hatte; und endlich, wenn der Täter sich zwar nicht in Ausübung 
seines Amtes befand, aber durch Hinweis auf seine sonstige amtliche Stellung 


135) Entscheidung vom 3. März 1888. 
16) Ley 3, Tit. 27, Part. VII. 
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seine Position gegenüber dem anderen zu befestigen suchte und dieser in sei- 
nem Nachgeben durch die Berufung des andern bestimmt oder bestärkt wurde. 
Die Gesetzgebung von 182277) hatte die Verletzung des öffentlichen Vertrauens, 
die antisoziale Gesinnung wesentlich deutlicher zum Ausdrucke gebracht, indem 
„das größere Ansehen des Täters und seine höheren Verpflichtungen 
gegenüber der Gesellschaft oder den Personen, welche durch das Delikt 
benachteiligt wurden,“ als erschwerende Bedingung in den Vordergrund 
gerückt wurde. 

Während die bisher aufgeführten Erscheinungsformen und Unterarten der 
„Heimtücke“ sich in ähnlicher Gestaltung auch in nicht spanisch-rechtlichen 
Gesetzen vorfinden, zeigen die letzten beiden folgenden Strafschärfungsgründe 
die typischen Merkmale der spanischen Auffassung des Strafrechts. Wie der 
Gesetzgeber einen Milderungsgrund vorgesehen hatte, wenn der angerichtete 
Schaden größeren Umfang angenommen hatte, als vom Täter beabsichtigt worden 
war, so muß logischerweise nach spanischer Auffassung auch eine Schärfung 
der Strafe eintreten, wenn die verbrecherische Gesinnung sich nicht mit der 
bloßen Erreichung des Tatzweckes begnügt, sondern der Täter in raffinierter 
Weise noch eine besondere Befriedigung seiner verbrecherischen Gelüste gesucht 
hatte. Der Gesetzgeber bedient sich hierbei der Fassung: „Wenn das Übel 
des Verbrechens überlegterweise vergrößert wird, indem andere für seine Aus- 
führung nicht notwendige Übel verursacht werden.“ Es muß also sowohl 
willentliche Herbeiführung der Nebenerscheinungen vorliegen, als auch über- 
flüssiges nicht zur Erreichung des Hauptzweckes notwendiges verbrecherisches 
Handeln. Bei Delikten gegen Leben und Gesundheit wird eine derartige 
potenzierte Intensität ein besonderes Feld der Betätigung finden. Die langsame, 
grausame Abschlachtung des Opfers wird hier ein typisches Beispiel bieten; 
eine Gesinnung, welche jedoch z. B. nicht ohne weiteres aus der Anzahl und 
Schwere der Verletzungen zu folgern ist."8) Erst der aufgeklärte Tatbestand 
hat im vorliegenden Falle zu beweisen, ob es sich um Zufälligkeiten oder beab- 
sichtigte Grausamkeit gehandelt hat. 

Strafschärfung tritt auch ein, „wenn Mittel angewendet oder Umstände 
herbeigeführt werden, welche den eigentlichen Wirkungen der Tat die Schande 
hinzufügen.“ Die Voraussetzungen dieses Falles sind zwar bereits in der vor- 
stehenden Bedingung enthalten; wenn man jedoch die eigenartige Stellung be- 
rücksichtigt, welche der Begriff der „Schande“ in den spanischen Rechten ein- 
nimmt, so erklärt es sich unschwer, warum der Gesetzgeber die Herbeiführung 
dieses Momentes speziell als Schärfungsgrund erwähnt hat. Tötung des un- 
ehelichen Kindes durch die Mutter oder mütterlichen Großeltern innerhalb 
der ersten drei Lebenstage untersteht in Artikel 424 erheblich nıilderer Be- 
strafung, wie die Begehung desselben Verbrechens durch jedwede andere Person, 
welche wegen Verwandtenmordes oder Mordes zu bestrafen wäre.‘?) In gleicher 
Weise wird eine Differenzierung der Strafe bei der Abtreibung vorgenommen.) 
Der Wunsch „ihre Schande zu verbergen“ (ocultar su deshonra) muß jedoch 


7) Artikel 106,. 

18) Entscheidung vom 8. Dezember 1889. 
79) Artikel 417, 418. 

80) Artikel 427. 
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in beiden Fällen nachweislich Motiv zur Tat gewesen sein®')! Das Moment der 
„Schande“ wird in erster Linie bei Sittlichkeitsdelikten in Frage kommen; die 
Kommentatoren führen gern als Beispiel die Schändung einer Frau bei er- 
zwungener Gegenwart des Ehemanns an oder die Verübung eines Sittlichkeits- 
verhrechens bei freiwilliger Anwesenheit sonstiger Zuschauer. 

Auch in der Einfügung dieser beiden Bestimmungen kennzeichnet sich 
das Bestreben des spanischen Gesetzgebers, eine besonders grausame oder 
raffinierte verbrecherische Tat nicht als Produkt gestörter Geistestätigkeit 
gelten zu lassen und dem Psychiater einen weiteren Stützpunkt seiner Betätigung 
zu nehmen. Unentwegt folgt die spanische Rechtsprechung dem Grundsatze, 
welchem der Kommentator Gomez de la Serna im Anschlusse an einige Bei- 
spiele besonders verabscheuungswürdiger Verbrechen mit den Worten Ausdruck 
verleiht: ‚Solche Scheusale sind zum Glück selten auf der Welt; wo sie sich 
aber betätigen, da müssen sie vernichtet werden als Muster raffiniertester und 
hassenswertester Grausamkeit.‘‘®2) 

So liegt denn das System der spanischen Strafausschließungs-, Milderungs- 
und Schärfungsgründe vor uns als ein seltsames Gemisch mittelalterlicher 
Scholastik und verständiger Würdigung der Erfordernisse des täglichen Lebens 
und Rücksichtnahme auf die dem Volke seit Jahrhunderten wohlvertrauten 
Anschauungen und Gebräuche. Die genaue Aufzählung der einzelnen Momente 
giht dem Richter einen wertvollen Führer für seine Rechtsprechung, ohne ihn 
in seiner freien Würdigung der Tatumstände irgendwie zu beschränken, und 
verringert andrerseits nach der formellen Seite hin die Gefahr einer willkür- 
lichen Beurteilung. Der große Nachteil dieses Systems bleibt aber die Schwie- 
rigekeit der richtigen Abwägung der sich ergebenden Strafschärfungs- und 
- Millerungsgründe gegen einander zum Urteil, zu deren Lösung an der Hand 
minutiöser gesetzlicher Bestimmungen vom Richter mehr die Bewältigung 
einer arithmetischen Aufgabe verlangt wird, wie das Ziehen eines Fazit aus 
der eirenen Anschauung des gesamten Tatbestandes. Erhöht wird diese Schwie- 
riekeit noch durch die Einteilung der Strafarten in Grade und Stufen oder Maße. 

Die Nachteile des Gesetzbuches sind den spanischen Juristen wohl be- 
kannt und seit der Redaktion von 1876 haben die Rechtsgelehrten — unter 
anderen Francisco Silvela, Alonso Martinez, Fernando Villaverde und Alvarez 
Bugallal — dem Lande verschiedene Reformprojekte vorgelegt, welche den 
ehrlichen Willen zu durchgreifenden Änderungen zeigen. Die letzten Jahrzehnte 
der innern und äußern Politik sind aber wenig geeignet gewesen zu ruhiger 
gesetzgeberischer Arbeit. Ohne das Mitwirken des Parlamentes ist jedoch eine 
Erfüllung dieser Wünsche unmöglich. Der Geist der Aufklärung beginnt auch 
in Spanien zu erwachen und rüttelt an den Traditionen Philipps II.; die Partei- 
kämpfe in den Cortes spitzen sich immer mehr zu der Entscheidungsfrage zu, 
ob das alte Spanien die Führung behalten soll, oder das liberale Regiment die 
Vorherrschaft übernehmen wird. Die Entscheidung in diesem innern Kampfe 
© wird auch bestimmend sein für die zukünftigen Schicksale des spanischen Straf- 
gesetzgeDung. 


I) Vergl. Strafgesetzbuch von Italien. 
>) Alejandro Groizard y Gomez de la Serna a. a. O. Seite 454. 
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Streitfragen aus der Lehre vom strafbaren und 
straflosen Betruge. 


Von Dr. Ernst Eckstein, Frankfurt a. O. 
(Schluß.) 


ll. Die Vermögensbeschädigung nach ihren Voraussetzungen. 
Il. Die Vermögensbeschädigung nach ihren Voraussetzungen. 


In den bisherigen Ausführungen war die Rede davon, was möglicher 
Gegenstand eines Betruges sein kann. Damit sind aber die praktisch 
schwierigsten Fragen der Betrugslehre noch nicht berührt. Diese finden sich 
vielmehr in dem im folgenden zu behandelnden Problem: Die Voraus- 
setzungen der Vermögensschädigung. Wir haben die Frage 
aufzuwerfen: unter welchen Umständen liegt eine Vermögensbeschädigung vor ? 

Drei Probleme sind es, die selbständig hier hineinspielen. Es wird zur 
Klärung des Problems nur förderlich sein, sie möglichst scharf von einander 
getrennt zu behandeln. Es sind folgende: 

1. Das Verhältnis zum Zivilrecht. 

2. Der Ausgleich zwischen Schaden und Vorteil. 

3.Der Wertmaßstab. 


A.Das Verhältnis zum Zivilrecht. 


Die Frage, ob ein strafrechtlicher Betrug nur dann anzunehmen ist, weni - 
eine Vermögensbeschädigung im Sinne des Zivilrechts anzunehmen ist, hat zu- 
mal in der älteren Literatur eine große Rolle gespielt. Merkel!) zumal, ferner 
Hälschner,?) neuerdings Johannes Merkel?) und das Reichsgericht?) vertreten 
den Standpunkt), daß eine Abhängigkeit vom Zivilrecht anzunehmen ist. 
Die herrschende Lehre, zumal die Gegenwart, verwirft diese Anschauung; so 
Olshausen®) und Hegler.”) 8) 

Meines Erachtens ist die Frage unrichtig gestellt. Eine theoretische 
~ Untersuchung darüber scheint mir darum überflüssig, weil das Problem praktisch 
anders liegt. Nach dem Zivilrecht (BGB. $ 826) ist jeder Betrüger schlechthin 
schadensersatzpflichtig. Der Irrtum in der Fragestellung scheint mir darauf 
zurückzuführen zu sein, daß das Zivilrecht allerdings eine Ersatzklage mehrfach 
trotz Schädigung verneint — aber doch nur unter der Voraussetzung, daß nicht 


1) Holtzendorff, Handbuch IH, S. 769 ff. und S. 759; aber nicht völlig 
klar. zumal im Hinblick auf Anm. 3. 

2y .11:.:2065 

3) (Zit. ob. I, Anm. 113) S. 20. 

4) RGEntsch. 24, 171: vgl. auch Goltd. Arch. 41, 114, Anmerkung des 
Einsenders. 

5) Auch Binding neigt hierzu S. 355, vgl. aber S. 356%. 
) Annı. 18. 
1) S. 428. 
5) Eingehend auch Referat Gerichtssaal 43, S. 391 ff. 
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Arglist dabei im Spiele ist. Für den Fall der Arglist ist eine besondere Ersatz- 
pflicht gegeben. Wer im Falle des gewöhnlichen Viehkaufs eine Gewähr- 
schaftsklage nicht hat, hat doch immerhin die gewöhnliche Schadens- 
ersatzklage, actio doli, im Falle der Arglist.?) Oder wer bei einer Ver- 
tragserfüllung betrogen ist und die Rügefrist versäumt hat, sollte dem nicht 
auf Grund der Arglist ein Schadensersatzanspruch zustehen ?"%) Und das gilt 
auch von solchen Rechtsverhältnissen, deren Gültigkeit das Zivilrecht nicht 
anerkennt. Wer beim Spiel!®) betrogen wird, sollte der nicht auf Grund BGB. 
$ 826 Rückzahlung des Gezahlten verlangen können ?!!) Eine Ausnahme bildet 
höchstens die unsittliche Forderung."?) Auf diesen singulären Fall komme ich 
an anderer Stelle zurück. 

Scheinbar spricht BGB. $ 252 gegen diese Anschauung. Aber nur schein- 
bar. Der richtigen Interpretation nach hat $ 252 zum Gegenstande nur eine 
Beweisfrage. Es soll nicht über die Schranken dieses $ 252 hinaus ein Scha- 
densersatzanspruch ausgeschlossen werden, sondern über diesen Rahmen 
hinaus soll die Beweispflicht dem Geschädigten auferlegt werden, während 
ihm innerhalb dieser Schranken der Beweis erspart ist.) 

Somit ist das Problem gegenstandlos. Eine Abhängigkeit 
vom Zivilrecht kann nicht behauptet werden, weil 
das Zivilrecht selbst einen Begriff voraussetzt — arg- 
listige Schädigung —, der den des Betruges ein- 
schließ t.?$) 


B. Das Problem des Wertausgleichs. 


Es muß vorausgeschickt werden, daß bisher die Frage des Wertausgleichs 
mit der des Wertmaßstabes meist ungetrennt behandelt worden ist. Diese 
Vermengung zweier verschiedener unzusammenhängender Fragen hat der Klä- 
rung beider Fragen wesentlich Abbruch getan.?!5) 

Daß beide Fragen zu trennen sind, liegt auf der Hand. Denn die Frage, 
nach welchem Wertmaßstab, dem subjektiven oder objektiven, die Werte ge- 
messen werden sollen, setzt schon die Beantwortung der anderen Frage, ob 


°) Dieser Gesichtspunkt wird m. E. verkannt in der bekannten Ent- 
scheidung RG. 24, 5.171; Vgl. unten Anm. 14. 

10) Wette, Ehemakellohn! 

1) Bei der ungezahlten Spielschuld kommen wegen des Fortfalls der 
Klagbarkeit andere Gesichtspunkte in Betracht. Worin sollte der Schadens- 
ersatz bestehen? Doch höchstens in der Befreiung von der Spielschuld, die sich 
aber erübrigt. Betrug liegt übrigens deswegen doch vor. Siehe oben S. 73/74. 

ua) Vgl. RGEntsch. 14, 310. 

12) Verwandt auch der Fall, daß jemandem ein Spielgewinn nicht aus- 
gezahlt wird. Ich möchte Betrug verneinen, da kein Anspruch entstanden ist 
und die Zahlung auch rechtmäßig verweigert werden kann. Anders 
RG. Warneyer 08, S. 95. Die oben S. 73/74 besprochenen Fälle liegen anders. 

13) Ebenso Ortmann, Komm. ? $ 252, 2. Planck è $ 252, 2b. Rspr. d. 
OLG. 4, 214. Anders Staudinger $ 252, 2b. 

13) Darum findet auch der Satz vigilantibus iura scripta sunt nicht 
Anwendung. Dagegen Binding S. 355 aber unter Voraussetzung eines andern 
Tatbestandes. 

15) Vgl. besonders Referat Gerichtssaal 43, S. 391 ff. sowie RG. 16, 1 ff. 
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überhaupt Vermögenszuwachs und -minderung zum Ausgleich kommen sollen, 
voraus. In bezug auf diese letzte Frage ist die Bezeichnung der Ansichten als 
subjektive oder objektive Theorie völlig irreführend.') 
Man spräche hier vielleicht richtiger von Ausgleichs- und Nicht- 
ausgleichstheorie und andererseits von subjektiver und 
objektiver Maßstabtheorie. 

Hier haben wir zunächst zu fragen: in welchem Verhältnis 
stehen Vorteil und Nachteil bei gegenseitigen Ver- 
mögensdispositionen? Der Ausgahg vom praktischen Fall dürfte 
auch hier theoretische Ausführungen überflüssig machen: 

Jemand gibt einen 5 Markschein für 5 Markstücke. Ist das eine Ver- 
mögensbeschädigung und eine Vermögensmehrung oder, ist der Vorgang trotz 
seiner zwei Seiten als etwas Einheitliches anzusehen ? Die Stellung der Frage 
ergibt von selbst schon ihre Beantwortung. 

Das Vermögen darf nicht verwechselt werden mit der Summe der ein- 
zelnen Bestandteile. Das Vermögen ist eine Einheit, „eine formlose Wert- 
masse‘‘.1) Geradesowenig, wie es einen Unterschied macht, ob ich ein Geld- 
stück aus einem Vermögensbestandteil in einen andern bringe, so wenig macht 
es einen Unterschied, wenn ich einen Vermögensbestandteil für einen andern 
fremden hingebe. Das Vermögen „als formlose Wertmasse“ bleibt un- 
angetastet. 

Dieser Grundgedanke muß seine Richtigkeit haben auch für die Bindingsche 
Theorie. Angenommen es sei wirklich Vermögen „die Summe aller Vermögens- 
rechte derselben Person‘), so ist nicht recht einzusehen, weshalb das Ver- 
mögen geschädigt sein soll, wenn ein Vermögensrecht vernichtet wird, ein 
anderes dafür zur Entstehung kommt.!?) Dennoch sagt Binding?®): „Es ist 
also ohne jede Rücksicht auf den Wert der Gegen- 
leistung geschädigt, wer ein Bauerngut statt eines 
Wirtshauses, ein Solinger statt eines englischen 
Messers gekauft hat.“ Das „also“ scheint mir in der Luft zu schwe- 
ben. Folgt man Binding selbst in der bedenklichen?!) Lehre, daß Rechte schon 
auf Grund der Vorberedungen bei einem Vertrage erworben werden, und damit 
auch ein Recht auf den Profit durch den abzuschließenden Vertrag?), so folet 
m. E. daraus nur, daß eine Vermögensschädigung dann vorliegt, wenn der zu 
machende Profit nicht oder nicht in der zu hbeanspruchenden Höhe gemacht 
wird.?3) Wird er aber in Wirklichkeit — sei es auch in Form eines Bauernguts statt 
einesWirtshauses— gemacht, so müßte eben ein strafharer Betrug zu leugnen sein. 

16) Binding 358°. 

1°) Anders Binding 341 und Rotering a. a. O. 

18) Binding, S. 34. 

19) Freilich würde dieser Gesichtspunkt wieder die ökonomische Wertung 
in die Bindingsche Theorie einführen. Mir scheint dieses eben völlig unvermeidlich 
Vgl. oben l. Anm. 19 (Gleispach). 

*0) S. 300. 

21) Vgl. Hegler 420!. 

22) Binding S. 359. 

23) Auch hier wird man mit Notwendigkeit auf die Einführung ökono- 
mischer Wertung geführt. 
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Die Lehre Bindings scheint aber doppelt unannehmbar, wenn man auf 
die Konsequenzen eingeht. Ohne jede Rücksicht auf die Gegenleistung soll die 
Schädigung beurteilt werden. Man muß also den Getäuschten selbst dann als 
geschädigt annehmen, wenn er selbst einen höheren Profit gemacht hat. 
Beispiel: Jemand hat aus Irrtum eine bereits verkaufte Sache ein zweites Mal 
verkauft. Um den ersten Käufer nicht im Stich zu lassen, um sich aber auch den 
Gewinn aus dem 2. Kauf nicht wieder entgehen zu lassen, liefert er dem 2. Käufer 
unter Täuschung eine andere ähnliche, aber noch etwas wertvollere Sache. 
Ob das korrekt gehandelt ist, bleibe dahingestellt. Den Käufer aber als ge- 
schädigt anzusehen, widerspricht den natürlichen Rechtsbegriffen, wie 
es dem Rechtsgefühl widerspricht, den Verkäufer wegen Betruges zu 
strafen.*®) 

Auch die Ausführungen Roterings?) scheinen mir nicht einwandsfrei. 

Rotering führt aus: ein Angriff könne nur gegen ein einzelnes Ver- 
mögensgut gerichtet sein; ein Angriffgegendass VermögenalsGan- 
zes sei undenkbar. Das ist richtig, erlaubt aber m. E. nicht, darauf den 
Schluß zu gründen, es komme dem Zuwachs nur die Bedeutung einer nachfol- 
genden reparatio damni zu. Vielmehr muß man annehmen, daß durch Schädi- 
gung an einem einzelnen Gut mittelbar das Vermögen als Ganzes geschädigt wird, 
gerade so wie ein Wald nur in seinen einzelnen Bäumen geschädigt werden kann. 
Rotering hätte nur sagen können, der Angriff richtet sich unmittelbar 
gegen ein Einzelgut. — Von diesem Gesichtspunkt aus muß man natürlich auch 
den Zuwachs an einem Einzelgut als Vermögenszuwachs ansehen. 

Rotering übersieht dann, daß hier Vermögensabgang und -zugang in 
einem einzelnen Akt, dem Vertrage, vor sich gehen. Sein Vergleich 
mit dem, der eine Sache veruntreut und sie auf der Stelle ersetzt, trifft demnach 
nicht zu, da hier zwei selbständige Handlungen vorliegen. Mit diesem Beispiel 
könnte man höchstens in Parallele setzen den Fall, daß jemand den Betrug 
sofort durch Schadensersatz wieder zudeckt. 

Aus demselben Gesichtspunkt scheinen mir auch die Bedenken ungerecht- 
fertigt, die Rotering?®) darin sieht, daB strafbar sei, wer eine Sache gegen 
Erlegung des Geldäquivalents zerstört oder entwendet, straflos aber, wer sie 
unter der gleichen Zubilligung dem Besitzer durch Täuschung entwendet. Dort 
geschieht die Schädigung selbständig, hier steht sie mit der entsprechenden 
Zuwendung im engsten Zusammenhang; das zeitliche Moment ist unwichtig. 
Und dieses Resultat ist nicht dem gesunden Sinn für Recht und Billigkeit 
entgegen (wie Rotering sagt) sondern gerade gemäß. Die Bestrafung von Dieb- 
stahl und Sachbeschädirung richtet sich gegen den Eingriff in die fremde Sphäre: 
das Verhältnis der Person zu ihrem Eigentum ist das geschützte Rechtsgut: 
heim Betruge ist allein das Vermögen Objekt des Delikts. Das Gesetz wendet 
sich dort gegen ‚die schleichende, heimliche Gewalttätigkeit‘, hier gegen das 
Schädigen. Das Strafwürdige ist trotz Ersatzes dort erfüllt, hier nicht. 

Wir müssen also, nachdem sich die Einwände nicht als stichhaltig erwiesen 
haben, den Satz vertreten, daß bei Beurteilung des Vermögensschadens ein 


=.) Gegen Binding insbesondere Hegler 426, Anm. 4 und 2. 
#5) Goltd. Arch. 47, 420, vgl. auch Das Recht 10, 411. 


26 C 3 
J ne. 423. 
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Ausgleich von Vorteil und Nachteil stattfindet. Übereinstimmend die herr- 
schende Lehre, namentlich v. Liszt?”), Hälschner?®), Meyer-Allfeld?®), Frank?®), 
Olshausen?!), Merkel?), Hegler?) und nach anfänglichem Schwanken?!) die 
Rechtsprechung.) 


Obwohl wir uns somit in unserm Ausgangspunkt mit der herrschenden 
Lehre decken, gelangen wir doch im Praktischen zu ganz erheblichen Abweichun- 
gen. Mir scheint, daß die herrschenden Lehre den richtigen Grundsatz unkritisch 
anwendet. Es ist hier ein Problem aufzuwerfen, das bisher übersehen ist, nämlich 
festzustellen, woran jemand geschädigt ist, um darnach zu beurteilen, inwiefern 
ein Ausgleich zwischen Vorteil und Nachteil stattfindet. 

Jeder Betrug hat zum Gegenstand eine Vermögensdisposition des Ge- 
täuschten, die seinem Willen nicht entspricht. Diese Disposition kann zwei 
Grundformen annehmen: 

4. Es kann der Wille, überhaupt über einen Ver- 
mögenswert zu disponieren, arglistig erschlichen 
sein; 

2 oder es kann die wahre Vermögensdisposition 
von der gewollten abweichen.®) 

Auf den ersten Fall ist der oben aufgestellte Grundsatz ohne weiteres 
anwendbar. Eine Vermögensschädigung ist anzunehmen, und der Schädiger 
wegen Betruges zu bestrafen, wenn der Getäuschte in der Gegenleistung nicht 
einen äquivalenten Gegenwert erhält. 

Es ist also Betrug, wenn jemand unter der Vorkäuschline; den Nordpol 
entdeckt zu haben, sich für Vorträge und literarische Arbeiten verpflichten läßt. 
Seine Gegenleistung — der Vortrag oder der Aufsatz eines Schwindlers — ist 
selbst das geringste Entgelt nicht wert. Die Eingehung eines solchen Vertrages 
schädigt also den Kontrahenten. 

Es ist dagegen nicht Betrug, wenn ein Agent unter der Vorspiegelung. 
eine Polizeivorschrift lege jedem Hauseigentümer eine Feuerversicherungspflicht 
auf, einen andern zu einem Versicherungsvertrag bestimmit, der jenem ein volles 
Äquivalent für seine Leistung gewährt, den er aber ohne Täuschung nicht ein- 
gegangen wäre. Oder wenn jemand unter gleicher Vorspiegelung bestimmte 
Gerenstände verkauft oder zum Anfertigenlassen bestimmter Arbeiten bestimmt. 


31) Anm. 18. 

3) Holtzendorff, Handbuch 111, S. 758 ff. 

33) S. 426. (Vgl. auch Kohler. Treu und Glaube S. 28 — Kohler.) 

34) Vgl. Oppenhoff, Rspr. 9, 708 (darüber MSt., Gerichtssaal 40, S. 90) 
und 15, 194. 

3) Vor allem RGEntsch. 16, 1 ff.. 17, 234; vgl. ferner Entsch. 2, 89; 
2, 399; 5. S. 139: zahlreichere weitere Beispiele angeführt im Referat Gerichts- 
saal 43, S. 327 ff., 332 tf., 338 ff. und bei MSt., Gerichtssaal 40, S. 87 ff. 

38) Oft mag es schwer sein. richtig zu rubrizieren. Zweifeln könnte man 
z. B. in dem Fall bei Oppenhoff Rspr. VI, 333. 
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Ist gegenüber der Schädigung, nämlich der Leistung, ein Vermögensvorteil, 
die Gegenleistung, vorhanden, so mag der andere zwar geschädigt sein, nicht 
aber an seinem Vermögen; denn es liegt nicht Vermögensschädigung vor, son- 
dern eine Verschiebung in seinen Vermögensbestandteilen; er ist nicht be- 
trogen.?”) 


Anders liegt die Sache, wenn die gemachte Vermögensdisposition nicht 
der gewollten entspricht. 

Gegenstand des Schadens ist einmal derselbe wie in dem ersten Fall. 
Gehe ich, über die Echtheit eines Steines getäuscht, einen zu teuren Kaufvertrag 
ein, so bin ich geschädigt durch Eingehung des Vertrages und zwar um den 
Betrag, um den der Wert des Steines hinter dem Preise zurückbleibt. 

Dazu tritt aber noch eine andere Schädigung nach einer anderen 
Richtung hin. 

Jeder hat dafür einzustehen, daß einer Sache auch die Eigenschaften zu- 
kommen, die er ihr zuschreibt.®) Kaufe ich einen Stein unter der Vorspiegelung 
der Echtheit, so hat der Verkäufer auch für die Echtheit einzustehen. Dieser 
Anspruch ist aber bei Speziessachen imaginär; er ist da, kann aber nicht erfüllt 
werden. In Wirklichkeit entstanden ist nur der Anspruch auf den unechten 
Stein und die dazu gehörigen Gewährschafts- und Ersatzansprüche. Was mir 
aber für mein Entgelt zugesichert ist, ist ein Mehr als das, was mir in Form 
des noch unerfüllten Anspruches gewährt ist. Ein Anspruch auf einen bestimmten 
echten Stein ist mehr wert als der Anspruch auf einen unechten Stein nebst 
den Gewährschaftsansprüchen. In diesem Punkt liegt die weitere Schädigung: 
ich kann mehr verlangen als ich erhalten kann.?®) 

Wenn die herrschende Lehre nur vergleicht, ob die Leistung der Gegen- 
leistung äquivalent ist, so übersieht sie diesen wichtigen Punkt. Es muß 
verglichen werden, was ich erhalten habe mit dem, 
was ich hätte erhalten sollen*®®), nicht mit dem, was 


37) Interessant der Fall in Württ. J. 21, S. 209 (Öberlandesgericht Stuttgart), 
wo ein Warenreisender durch Täuschung eine Bestellung auf mehr Ware erwirkt 
hat, als gewollt war. 

38) Auch die Täuschung über den Wert einer Sache ist eine solche über eine 
Eigenschaft (eine im Zivilrecht umstrittene Frage). Richtig RG. Seufferts 
Blätter f. Rechtsanw. 74, 518. (Hält daher jemand eine Sache für weniger wert 
als sie ist, so kann seine Täuschung über den Wert untauglicher Versuch sein. 
Vgl. RG. Goltd. Arch. 55, S. 332. Interessant auch der Fall in: Entsch. d. Hanseat. 
Oberlandesgericht in Strafsachen a. d. Jahren 1879/97 (herausgeg. v. Vogt,) 
S.99. Von diesem Gesichtspunkt aus ist es auch zu beurteilen, wenn beim 
Kauf einer Lebensversicherung eine Krankheit des Versicherten, und damit 
ein höherer Wert der Versicherung vorgespiegelt wird. Vgl. RGEntsch. 2, 89, 
Oppenhoff Rspr. 6, 333, Goltd. Arch. 13, 773 (von Goltdammer S. 774 miß- 
billigt). 

39) Ähnlich Hälschner H, S.255 gegen Merkel. Auch Hegler kommt 
S. 428 zu ähnlicher Anschauung, wenngleich in ganz anderer Begründung. 

10) Richtig, Bay. OLG. St. 5, 182. Trotz Erwägung dieser Gesichtspunkte 

anders RGEntsch. 42. 64. 
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ich dafür hingegeben habe. Betrogen bin ich um die Differenz 
dieser Werte. Das kommt zum klaren Ausdruck bei der Gattungsschuld: Kaufe 
ich für 1000 .#& Aktien im Werte von 1200 .#, so bin ich im Augenblick des Ver- 
tragsschlusses bereichert um 200 # und bei einer venditio bonorum werden 
jedenfalls 200 Æ mehr erzielt (wenn die Person des Verkäufers einwandsfrei ist). 
Werden nachher durch Täuschung Aktien im Werte von 1100 4 geliefert. so 
wird in diesem Augenblick das Vermögen wieder um 100 .% geschädigt, und der 
Betrüger kann sich nicht darauf berufen, daß die Aktien immer noch mehr 
wert sind, als der Kaufpreis von 1000.4!) 

Voraussetzung der Vermögensbeschädigung hei 
zweiseitigen Rechtsverhältnissen ist also: daß Jer 
wirkliche Wert hinter dem vertraglichen Gegenwert 
zurückbleibt, unbekümmertdarum,obauchderwirk- 
liche Gegenwert der Gegenleistung entspricht. 

Diesen Gesichtspunkt verkennt die herrschende Lehre, wenn sie auf Grund 
des obigen richtigen allgemeinen Grundsatzes hier abweichende Konsequenzen 
zieht. So scheint es mir nicht zutreffend, wenn v. Liszt") sagt: ‚Von Ver- 
mögensbeschädigung kann keine Rede sein, sobald der Getäuschte den vollen 
Gegenwert für seine Veräußerungshandlung erhält.“ Und ähnlich Meyer- 
Allfeld®): „Eine Gegenleistung, die für den andern den vollen Wert 
dessen, was er aufgegeben hat, darstellt.“ Ähnlich auch Hälschner*) und 
Oppenhoff.*°) 

In welchem Maße die Rechtsprechung von diesem falschen Ausgangspunkt 
aus zu unbefriedigenden Resultaten gekommen ist, ergeben die von dem Re- 
ferenten?®) zu der Reichsgerichtsentscheidung Bd. 16 S. 1 fg. aufgeführten. 
Beispiele. Die Entscheidungen in dem ausgeführten Sinne gefällt, würden 
dagegen durchweg dem Rechtsgefühl entsprechen.??) 

Es dürfte angebracht sein, unsere Ansicht an der Hand eines Beispiels 
zu präzisieren, und zwar soll das Beispiel, das die gesamte Literatur durchzieht, 
gewählt werden: Die Täuschung durch den Versicherungsagenten.?®) 

4. Betrügliche Veranlassung der Eingehung eines 
sonst nicht gewollten Versicherungsvertrages, ohne Täuschung über den Ver- 
tragsgegenstand. Betrug liegt nur dann vor, wenn die Gegenleistung nicht ein 
Äquivalent für die Leistung darstellt. Daß dieses sich oft'schwer feststellen läßt 
und der Abschätzung große Schwierigkeiten bereitet*?®), ist zuzugeben. Doch 
ist das kein Gegenargument. Derartige Schwierigkeiten treten im Zivilrechts- 


41) Von diesem Gesichtspunkt aus ist dem Gedanken Bindings S. 359 Dei- 
zutreten. wonach der Vertrag einen Anspruch auf den Profit begründet und auf 
jeden Fall eine SENANIEUNE an diesem Profit vorliegt. 

S. n 


Vel. Binding. S. 359. 
RGkintsech. 16, 1 ff. Referat Gerichtssaal 43, S. 410. 


3 

je 

) 

o 

=) Gerichtssaal 43. S. 321 ff. 

) 

1) Vgl. Rotering, Goltd. Arch. 47 85.425 und Rüdorif-Stenglein $ 203, 
1 
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verkehr (z. B. beim Schadensersatz) täglich auf und sind auch dem Strafrecht 
nicht fremd. 

2. Betrug bei dem Vertragsschluß selbst. Betrug liegt 
vor, wenn die von der Versicherungsgesellschaft gewährte Sicherheit geringer 
ist, als die zugesicherte, oder wenn die Sicherheit der Gesellschaft, bei der 
der andere Teil infolge einer Täuschung versichert hat, geringer ist, als. 
die der Gesellschaft, bei der er hat versichern wollen, oder wenn die vom 
Versicherten eingegangene Gegenleistungspflicht höher ist als die von ihm ge- 
wollte?°) — mag im übrigen auch die gewährte Sicherheit den Prämienzahlungen 
äquivalent sein. 


C. Das Problem des Wertmaßstabes. 


Wir haben uns oben, wenn auch mit praktisch erheblich abweichendemr 
Resultat, der Ausgleichstheorie (irreführend zuweilen objektive Theorie ge- 
nannt!) angeschlossen. Mit dieser Forderung des Ausgleichs überhaupt steht 
nun die weitere Aufgabe vor uns, einen Maßstab für die Wertbemessung zu. 
finden, ein Problem, das überhaupt nur Sinn hat innerhalb der Ausgleichs- 
theorie.>?) 

Zwei extreme Standpunkte sind möglich. Die einen sagen, ausschlaggebend 
seider Wert für das betreffende Individuum. So Rommel’), 
Gumbel®®), zum Teil M. St.55) und zahlreiche Entscheidungen der Recht- 
sprechung.°®) Die andern sagen: nur der objektive Wert (Preis, 
Verkehrswert usw.) sei zu berücksichtigen. So Hälschner?”): „Es ist 
unzulässig, eine Änderung der Vermögenslage schon darum als Beschädigung 
zu betrachten, weil sie dem Willen und dem individuellen Interesse des Ge- 
täuschten widerspricht. Bei Austausch gleicher Werte kann von Vermögens- 
beschädigung nicht die Rede sein, obwohl der Enttäuschte sich in dem indivi- 
duellen Interesse, das ihn zum Tausch bestimmte, verletzt finden wird.“ Ähnlich 
Merkel?®) und eine Reihe von Entscheidungen.°?) 


50) Wofür die Übernahme einer Nachschußpflicht nicht ausreichendes 
Kriterium ist. Ihr kann auch der Anspruch auf eine Rückgewähr entsprechen. — 
Ist die Leistung sicher, so kann sie auch durch entsprechend höhere Sicherheit 
ihren Ausgleich finden. 

51) So Referat a. a. O. Vgl. Joh. Merkel (zit. oben I, Anm. 113), S. 25 und 
Hegler S. 426, Anm. 1. 

52) Richtige Trennung der Probleme bei Joh. Merkel S. 28 und Hegler 
S. 427, Anm. 2. 

53) S. 126, vgl. auch, S. 144. 

54) Gumbel, Betrugsparagraph und seine Ergänzung usw. Tüb. Diss. 
1897. S.2. 

55) Gerichtssaal 40, S. 114 ff. Verl. auch Rotering Goltd. Arch. 47, S. 420. 

56) Oppenhoff, Rspr. 15, 194; 17, 721; 18. 342: 20, 116; RGEntsch. 2, 89; 
RGRechtspr. II, 399; Sächs. Arch. 1, 62; Bay. OLG St. 5, 411. Weitere Zitate 
bei Hälschner II, 251, Anm. 2, bei Rommel, Referat, und MSt. a. a. O. 

>71. 115.251: 

58) Holtzendorff, Handbuch 111. 758 und IV, 432; dagegen Referat a. a. O. 
S. 367 und Merkel selbst Holzendorff Ill, 766, Anm. 12. 

59) RGEntsch. 9, 362, RGRechtsvr. 5, 577; 7, 687. 
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Einen dritten Standpunkt, zwischen den beiden extremen ver- 
mittelnd, nimmt die heute herrschende Literatur und Rechtsprechung ein. 
Ihr liegt zu Grunde die obiektive Theorie, sie fordert aber die Be- 
rücksichtigung des individuellen Interesses. Dieses 
die Ansicht des Reichsgerichts,€®) auf Grund des erwähnten eingehenden 
Referats®!), sowie zahlreicher anderer Entscheidungen®), sowie v. Liszts®®), 
Franks®?), Heglers,®) Schwarzes®) u. a.66°) 

Meines Erachtens krankt die bisherige Lehre an einem zu einseitigen 
Ausgangspunkt. Man hat bisher in der Regel nur den Kauf, den Tausch von 
vreifbaren Gegenständen ins Auge gefaßt. Fruchtbarer dürfte es sein, von einem 
etwas entlegeneren Beispiel auszugehen, einem Beispiel aus einem Gebiet, das 
in dieser Lehre völlig vernachlässigt ist. 

Ein Uhrmacher täuscht einen Kunden über die Notwendigkeit einer Reini- 
gung, die der Kunde daraufhin vornehmen läßt. Ist der Kunde dadurch an seinem 
Vermögen geschädigt? Die Frage ist zu bejahen, und die Richtigkeit der Be- 
jahung läßt sich an der Hand folgender Überlegung nachweisen. Wäre die Uhr 
vorher unrein gewesen, so wäre sie durch die Reinigung entsprechend wert- 
voller geworden. War die Uhr aber zuvor auch rein, so ist ihr Wert um nichts 
vesteigert. Das findet seinen Ausdruck auch in einer etwaigen venditio bonorum: 
Der Erlös für das Vermögen ist nachher infolge der Fortgabe der Reinigungs- 
kosten geringer als vor dieser Vermögensdisposition. 

Das Beispiel schon ergibt, daß man blos mit den Überlegungen, die in der 
Literatur bisher angestellt sind, diese Fälle nicht erschöpfend untersuchen kann. 
Der Begriff des obiektiven Wertes ist hier nicht angebracht. 

Aber andere Beispiele ergeben noch weitere Schwierigkeiten. Bei der 
Reinigung einer Uhr mag man noch in einem gewissen Sinne von einem objek- 
tiven Wert der Arbeit sprechen; wie soll man das aber bei Leistungen, die für 
jeden einen andern Wert haben, z. B. Unterricht; und nun gar bei Werten, die 
noch gar nicht zu einer Verobjektivierung gekommen sind? Ein zu veröffent- 
lichendes Manuskript, eine zu patentierende Erfindung, das Modell einer noch 
unprobierten, unbewährten Flugmaschine, ein noch unerprobtes Präparat usw. 
Oder man denke an die Fälle, in denen von einem objektiven Wert überhaupt 
nicht die Rede sein kann, wie sie im praktischen Leben eine nicht unwichtige 
Rolle spielen, z. B. notorisch unwirksame Mittel: Mückenfett, Bartwuchs- 
mittels?) usw. 

Die Aufstellung dieser Beispiele ergibt die For- 
derung, nur den subjektiven Wertzugrunde zu legen, 
einfach darum, weiler der für alle Fälle allein mög- 


60) Entsch. 16, 1 ff. 

%1)..4r a. O. 377 ff. 

62) RGEntsch. 4, 117; 9, 362, Seufferts Bl. f. Rechtsanw. 71, 627, Bay. 
OLG. St. 6, 08. 

83) S. 472. 

*) Anm. V. 

65) S. 427. 

66) Anm. 5. 

ôa) Z. B. Lucus? H, S. 339. 

86h) Frank? N 203 IH, 2. 


y 


Streitfragen aus der Lehre von strafbaren und straflosen Betruge. 347 


liche Maßstab ist. Das Vorhandensein eines objektiven Wertes ist 
höchstens imstande, das gefundene Resultat zu modifizieren. Das wird unten 
untersucht werden. 

Betrogen ist also, wessen Vermögen im subjek- 
tiven Sinne beschädigt ist. 

Betrogen ist, wer durch Täuschung Unterrichtsstunden nimmt, die für ihn 
nicht Wert haben. Beispiel: Jemand täuscht mich über die musikalische Be- 
gabung meiner Kinder und veranlaßt mich so zur Eingehung eines Unterrichts- 
vertrages. Er kann sich nicht damit entschuldigen, daß er anführt, der Preis 
für den Unterricht sei nicht zu hoch.) 

Betrug liegt vor. wenn ein Agent über die Art des. Abonnentenkreises 
falsche Vorspiegelungen macht, um jemanden zur Aufgabe eines Inserates zu 
veranlassen. Auch Täuschungen über die Höhe der Auflage gehören hierher,®”*) 
denn auch bei der Bewertung eines Inserates läßt sich schwerlich von einem an- 
dern als von einem subjektiven Wert sprechen. 

Betrug liegt vor, wenn ein Arzt mir die Notwendigkeit einer Behandlung 
vorlügt,®”®) oder wenn ein Kurpfuscher oder ein Student der Medizin sich als 
Ärzte ausgeben.®®) 

Betrug liegt vor, wenn ein Kaufmann die Leistung eines untüchtigen 
statt eines tüchtigen Reisenden erhält (vgl. RG. Sächs. Arch. 08, 91, wo aber 
hätte geprüft werden müssen, ob die Mißerfolge des Reisenden auf seine Un- 
tüchtigkeit zurückzuführen waren). 68°) 

Betrug liegt vor, wenn jemand die Leistung eines Grundstücksmaklers 
mit kleinem Geschäftsbetrieb erhält, anstatt mit großem. (Sächs. Arch. 09, 22.) 

Fraglich können die Fälle beim Lehrer sein. Es ist zu scheiden, ob es dem 
Unterrichtsempfänger darauf ankommt, nur die Belehrung zu erhalten, oder 
aber die Belehrung von einer bestimmt approbierten Person. 


6) Auch im Zivilrecht würde sich dieser Gesichtspunkt geltend machen. 
Eine Schadensersatzklage hat, trotz der genossenen Unterrichtsstunden, Rück- 
forderung des Honorars zum Gegenstand. 

6a) RGEntsch. 29, 124. 

6t) Goltd. Arch. 45, 37 vgl. Oppenhoff, Anm. 16 a. E. 

68) Bay. OLG. St. 5, 220, das Urteil OLG. München 8, 313, nicht ganz 
einwandsfrei, da die Feststellung der Erlangung eines höheren Honorars 
fehlt, desgl. Rhein. Arch. 104, S. 178. 

681) Etwas anders aber der Fall. daß die Eisenbahn die Leistung eines 
Lokommotivführers mit geringerer als normaler Sehschärfe erhält. Hier möchte 
ich eine Vermögensbeschädirung, die schon in dem Fall mit dem Reisenden 
fraglich sein dürfte, jedenfalls nicht annehmen. Lokomotivführerdienste werden 
nicht nach dem Maß der Sehschärfz der Dienstverpflichteten honoriert, und die 
Bahn verlangt ein Mindestmaß an Sehschärfe nicht, um die weniger scharf- 
sichtigen geringer zu honorieren als die scharfsichtigeren, sondern um Gefahren 
vorzubeugen. Außerdem kommt es bei diesen Dienstleistungen nur auf das 
objektiv Geleistete an, und wenn der schwachsichtige Lokomotivführer seinen 
Dienst ordentlich verrichtet hat, hat die Eisenbahn nichts Geringerwertiges 
erhalten. Bedenklich die Entscheidung Bad. Rpr. 73.88; vgl. auch den Fall 
RGEntsch. 42. 49, wo aber die Vermögensbeschädigung. bzw. -bereicherung, 
anders konstruiert ist. Die gleichen Überlegungen führen auch dazu. m den 
parallelen Fällen der Urkundenfälschung in vielen Fällen den Tatbestand der 
schweren Urkundenfälschung als nicht gereben anzusehen. 
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Der Sprachlehrer, der ein Diplom vortäuscht, ohne daraufhin höheres 
Honorar erzielen zu wollen, sondern nur um die Stunden, die sonst einem andern 
aufgetragen werden würden, selbst zu bekommen, betrügt in der Regel nicht, 
so wenig wie ein Lehrer, der sich auf Grund eines falschen Diploms anstellen 
läßt.68) Wohl aber der Inhaber eines Handelslehrinstituts, einer landwirt- 
schaftlichen Schule usw., der eine staatliche Konzession usw. vorspiegelt, denn 
hier kommt es für die Schüler nicht nur auf die Erlangung von Kenntnissen an, 
sondern darauf, die Kenntnisse in einem bestimmten staatlich konzessionierten 
Institut erlangt zu haben; man beachte, welchen pekuniären Unterschied das 
bei der Anstellung haben kann. Ähnlich liegt es, wenn ein Zahntechniker unter 
der Vorspiegelung, Zahnarzt zu sein, einen Lehrling zum Zahntechniker aus- 
zubilden übernimmt, während ich die Lüge gegenüber den Patienten, sofern 
es sich nicht um das Gebiet rein ärztlicher Leistungen handelt, in der Regel 
nicht als Betrug ansehen möchte, sofern nicht ein höheres Entgelt erzielt werden 
soll (anders aber beim Kurpfuscher). 


Legen wir den subjektiven Maßstab zugrunde, so ist es nichts als kon- 
sequent, auch das Affektionsinteressezu berücksichtigen. 

Die herrschende Meinung ist allerdings dagegen, doch scheint mir die Be- 
eründung nicht einwandsfrei. Frank®®) sagt, es muß außer acht gelassen werden, 
weil es unfixierbar ist; Hegler’®) begründet es mit einem „natürlich‘, andere 
nehmen es ohne weiteres als ausgeschlossen an.?!) 

Mir scheint, daß von der herrschenden Lehre das Problem nur von der 
einen Seite beleuchtet wird.) Die Schädigung am Affektionsinteresse 
kommt allerdings, wie unten nachgewiesen werden wird, nicht in Betracht, 
wohl aber — und das ist übersehen worden — das Affektionsinteresse an der 
Gegenleistung, an dem Erlangten. Es ist stets im Auge zu behalten, daß zwei 
Werte in Betracht kommen: das, was fortgegeben, und das, was er- 
halten ist. Auf die Vermengung dieser beiden Gesichtspunkte dürfte es 
wohl zurückzuführen sein, daß bisher das Affektionsinteresse keine Anerkennung 
gefunden hat. 

Die Berücksichtigung entspricht auch dem Billigkeitsgefühl. Man erwäge 
folgenden Fall: Einem Briefmarkensammler fehlt zu einer Serie eine bestiminte 
Marke, die er zu kaufen beabsichtigt. Bei Gelegenheit eines andern Kaufes 
wird er getäuscht und erhält statt der gekauften die objektiv wenigerwertige, 
dem Sammler subjektiv aber mehr als gleichwertige fehlende Marke. Es wider- 
spricht durchaus dem Rechtsgefühl, hier eine Vermögensbeschädigung anzu- 
nehmen. Betrugsversuch”?) liegt vor, vollendeter Betrug aber keinesfalls. 


68b) Nicht ausgeschlossen wäre ein Betrug gegen einen Dritten, so ge- 
schädigten Konkurrenten. 
59) Komm. 34 § 263 V. Etwas anders 5. Aufl. 
10y- S427. 
I) Rotering, Goltd. Arch. 47, S. 421. 
=) Vgl. insbes. Hegler a.a. O. und RGEntsch. 16, 10. 
3) Untauglicher ? 
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Mit diesen Ausführungen ist aber das Problem noch nicht erledigt. 

Legt man ausschließlich den subjektiven Wertmaßstab zu: 
grunde, so führt das zu Übelständen, wenn der Gegenstand einen objektiven 
Wert hat, — was insbesonders bei nicht vertretbaren Dienstleistungen nicht 
der Fall ist — und der subjektive Wert niedriger ist als der objektive, während die 
Resultate befriedigend sind, wenn der subjektive Wert den objektiven übersteigt. 

Die Frage ist im Grunde schon oben entschieden, wo ausgeführt ist, daß 
eine V'ermögensbeschädigung zu leugnen ist, wenn nicht eine Schädigung des 
Gesamtwertes des Vermögens vorliegt. Hier macht sich der objektive 
Maßstab von selbst geltend. Erhält jemand etwas, das einen objektiven Wert 
hat und das er leicht in Geld umsetzen kann, so ist er zwar geschädigt, wenn er 
die Leistung nicht so hat haben wollen, nicht aber an seinem Ver- 
mögen geschädigt. 

Ein Rennstallbesitzer, der durch Täuschung statt eines Rennpferdes ein 
Arbeitspferd kauft, ist wohl geschädigt, nicht aber an seinem Vermögen, wenn 
das Arbeitspferd dem zu beanspruchenden Rennpferde oder der Gegenleistung 
äquivalent ist.) Es ist unrichtig zu sagen, daß die nachträgliche Umsetzung 
eine reparatio damni ist.) Der Vermögensschaden wird nicht ersetzt, sondern 
das Vermögen wird durch Wertumsatz, Bestandteilsverschiebung, wieder den 
Interessen des Eigentümers angepaßt. 

Wir müssen also unsern oben aufgestellten Grundsatz in folgender Weise 
einschränken: Wertmaßstab für die Gegenleistung, für 
das Empfangene, ist der subjektive, BLEI nach 
unten durch den objektiven. 

Was hier nach der einen Seite ausgeführt ist, muß in gleicher Weise nach 
der andern ausgeführt werden, in bezug auf die Leistung. 

Hat die Leistung nicht einen objektiven Wert, so ist der subjektive der 
allein mögliche Maßstab. Dieser muß auch zur Anwendung kommen, wenn ein 
objektiver Wert vorhanden ist. Wenn z.B. ein Gegenstand für jemanden wenig 
Wert hat und er gibt ihn durch Täuschung fort, so ist er geschädigt nicht um 
den objektiven, sondern um den subjektiven Wert. Schwierigkeiten ergeben sich 
erst, wenn der subjektive Wert, insbesondere das Affektionsinteresse, den ob- 
jektiven Wert übersteigt. Hier greift dieselbe Überlegung ein, wie oben. Das Ver- 
mögen als solches ist ein objektiver Begriff. Eine Schädigung liegt nur vor, wenn 
der Schaden von der Gesamtheit anerkannt wird, d.h. wenn der Verkehrswert 
durch die Vermögensdisposition sinkt. 

Wer einen gewöhnlichen Hund im Werte von 20 .ft sehr lieb hat und für 
1000 .« nicht hingeben würde, wer ihn durch Täuschung dann aber für 30 .# 
verkauft, ist an seinem Vermögen nicht nur nicht geschädigt, sondern er ist 
bereichert. Der Vermögensverkauf ist wiederum das unzweideutige Reagens 
darauf; der Erlös würde nachher 10 .# mehr ergeben als zuvor. Der Getäuschte 
kann hier so wenig wie im Zivilrecht einwenden. daß ihm der Hund 1000 ft wert 
gewesen sei. Hier ist der Satz Franks’®) zutreffend, daß das Affektionsinteresse 
nicht in Betracht komme. da es unfixierbar ist. 


731,92 o. 
1) Rotering (oben Anm. 25). 
”») Komm. 3/4, Anm. V, S. 360. 
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Wir müssen hier also die weitere Einschränkung machen: Maßstab 
für die Leistung, für das Fortgegebene, ist der sub- 
jektive, begrenzt nach oben durch den objektiven 
Wert. 


Versuchen wir das gesamte bisher gefundene Resultat auf eine Forme 
zu bringen, so möchte sie lauten: 

Vermögensbeschädigung liegt vor, wenn der Wert 
des Geleisteten oder zu Fordernden zurückbleibt 
hinter dem Wert des Erhaltenen. Maßstab ist der 
subjektive, begrenzt bei dem Geleisteten oder zu 
Fordernden nach oben, bei dem Gegengeleisteten, 
Erhaltenen,nachuntendurch den objektiven Wert. 


Noch immer ist das Problem nicht erschöpfend gelöst. Es erhebt sich die 
weitere Frage: nach welchen Gesichtspunktenist der ob- 
Jjektive Wert zu bemessen? 

Wir müssen noch einmal zu unserm Ausgangspunkt zurückkehren. Wir 
hatten zu untersuchen, wann eine Vermögensschädigung vorliegt, wenn jemand 
etwas anderes erhält, als er erhalten will. Wir hatten die Schädigung verneint 
auf Grund der Ausgleichstheorie, weil eine Umsetzung möglich ist in den Zu- 
stand, der dem Interesse des Getäuschten entspricht (regelmäßig der frühere Zu- 
stand oder Umsetzung in Geld). Dieses ist der springende Punkt. Die Ver- 
mögensschädigung war zu leugnen, nicht weil das 
Erhaltene so viel wert war, wie das Hingegebene 
(resp. zu Fordernde), sondern weil nach entsprechender 
Rückverschiebung der Vermögenswerte der Zustand 
des Nichtgeschädigtseins wieder eintreten mußte”) 

In der Regel ergeben sich keine Schwierigkeiten. Erhält jemand einen 
Gegenstand, den er nicht hat haben wollen. so ist es ihm meist ein leichtes, ihn 
in Geld umzusetzen und sich den ihm subjektiv wertvolleren Gegenstand an- 
zuschaffen. 

Oft aber, und zumal bei wertvollen großen Objekten, liegt die Sache anders. 
Die Umsetzung geschieht nicht ohne Aufwand an Kraft und Geld. Wenn jemand 
erhält, wasernicht will und was für ihn subjektiv minderwertig ist, die Umsetzung 
ihm aber Verlust bringt, so kommt er eben nachträglich nicht wieder auf den alten 
V’ermögensstand. Wer ein Grundstück für eine Fabrikanlare kauft und ein 
objektiv gleichwertiges Torfmoor erhält, das er für den Erwerbspreis wieder ver- 
äußern kann, ist doch zweifellos um den Auflassungsstempel, vielleicht noch um 
die Vermittlungsgebühr geschädigt, denn man kann einem Fabrikbesitzer nicht 
zumuten, sich selbst mit einem Torfmoorhandel abzugeben. In der Regel werden 


“) Worin keine reparatio damni zu erblicken war. 
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auch Gebühren fürlnserate usw., nicht dagegen Aufbewahrungs- resp. Fütterungs- 
kosten zu berücksichtigen sein, letztere nicht, weil sie nur mittelbare, unge- 
wollte Folge des Betruges sind, dann noch, weil sie auch bei vertragsmäßixer 
Leistung hätten aufgewendet werden müssen. 

DieKosten,diezurRückumsetzungdesVermögens, 
zur Realisierung des alten Vermögenszustandes er- 
forderlich sind — man mag sie kurz Realisationskosten 
nennen — sind also vom objektiven Wert abzuziehen. 
Vielleicht empfiehlt es sich, hier überhaupt eine neue Benennung einzuführen: 
für den obiektiven Wert abzüglich der Realisationskosten die Benennung 
Realisationswert. Dahin ist also unser oben gefundenes Resultat 
umzuändern. 

Die herrschende Lehre trägt, wie oben schon ausgeführt, demselben Ge- 
danken dadurch Rechnung, daß sie der objektiven Maßstabstheorie einen sub- 
jektiven Einschlag zuerkennt, daß sie die individuellen Verhältnisse des Ge- 
täuschten berücksichtigt. Doch ist nirgend ganz klar ausgeführt, in welchem Maße 
diese Verhältnisse berücksichtigt werden sollen“®); auch führt die Zusammen- 
werfung objektiver und subjektiver Momente zu einer Verdunkelung der juristi- 
schen Struktur. Dem gegenüber dürfte die obige Darstellung den Vorzug 
der größeren Präzision haben. 


Noch immer ist das Problem nicht erschöpfend behandelt. Es bedarf noch 
einer weiteren Einschränkung des gefundenen Resultates. 

Bisher war nur die Rede von entgeltlichen Verträgen. Einer an- 
dern Behandlung unterliegen die unentgeltlichen. 

Wer eine Sache schenkt oder verleiht und den Empfänger über den Wert 
täuscht, betrügt ihn nicht. Man könnte diesen Satz ausdehnen auf alle Liberali- 
täten, vielleicht auch auf die Fälle, in denen klagbare Ansprüche bereits ent- 
standen sind. Wer über eine Sache einen Leihvertrag eingeht, später aber durch 
Täuschung eine minderwertige Sache unterschiebt, kann gar nicht betrügen, 
weil seine Absicht nur auf Bereicherung des andern Teils gegangen ist. Freilich 
ist dieser Satz nicht leicht zu begründen, denn streng genommen fällt dieser 
Tatbestand unter die Voraussetzungen des Betruges. Ein gleiches gilt vom 
rechtswirksamen Schenkungsversprechen, wenngleich man hier schon eher 
eine Betrugsmöglichkeit anzunehmen geneigt ist.”®%) Auch der Fall des Auftrags 
gehört hierher, z. B. wenn ich mich der vollständigen Ausführung eines über- 
nommenen Auftrages durch die Vorspiegelung der Ausführung entziehe. Doch 
es sollen diese Fragen hier nicht weiter verfolgt werden. Praktisch überwiegend 
ist der Fall der Realschenkung, und bei ihr ist ein Betrug zweifellos ausgeschlossen 

Im praktischen Leben sind die Dinge aber nicht so delikat geschieden wie 
in der Theorie, und gerade in der Betrugslehre muß praktisch die gemischte 
Schenkung eine nicht unbeträchtliche Rolle spielen. 


‘8) Am klarsten v. Liszt, S. 472. g 
‘®) Deswegen ist auch oben S. 76 auf einen solchen Fall exemplifiziert. 
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Beispiel: Ich verkaufe jemandem eine Sache für den halben Preis und 
täusche ihn über den Wert. Die Entscheidung des Falles müßte sein: soweit 
eine Schenkung vorliegt, ist ein Betrug unmöglich: 
die Möglichkeit beginnt erst bei der Entgeltlichkeit. 
Ist also der Wert dem halben Preis entsprechend, so ist Betrug zu leugnen, 
sinkt er darunter, dann liegt insoweit Betrug vor. 

Wie aber ist die Entgeltlichkeit zu bestimmen? 
Es muß hier wieder der subjektive Maßstab entscheiden. Ein Ent- 
gelt liegt vor, wenn nach dem Willen der Parteien die eine Leistung als Äqui- 
valent der andern gewollt ist. Ob die Leistungen objektiv gleichwertig sind. 
ist gleichgültig. Wer aus den Umständen heraus für eine Sache den dreifachen 
Preis zahlen will, schenkt dem andern nichts, da die Leistungen von den Parteien 
als Äquivalent, als Entgelt gewollt sind. 


Unsere Definition der Vermögensbeschädigung müßte also diesen Aus- 
führungen zufolge folgende Gestalt annehmen: 

Vermögensbeschädigung liegtvor, wenn der sub- 
jektive Wert des Erhaltenen, nach unten beschränkt 
durchden Realisationswert, zurückbleibthinter dem 
subjektiven Wert des nach dem Willen der Parteien 
als Äquivalent Geleisteten oder für die Leistung zu 
Fordernden, nach oben beschränkt durch den ob- 
lektiven Wert. 


Anmerkung. In jüngster Zeit hat das Reichsgericht zu dem 
in dieser Arbeit behandelten Problemen Stellung genommen in einer Ent- 
scheidung. die von Rindine in der DJZ. 1911 S. 553 ff. eingehend kritisch 
besprochen ist. Es handelte sich um den Verkauf eines untaug- 
lichen Abtreibunrsmittels im Werte von 0,30 .# für 10 Me. 

Ich möchte eine Vermögensbeschädigung annehmen, aber aus anderen 
Oründen. als die nach Binding das Reichsgericht geleitet haben. Wenn es sich 
namlich nicht um ein Abtreibungs-, sondern um ein Warzenmittel handelte. 
so wäre wohl der Tatbestand des Betruges zweifellos gegeben. Die Vermögens- 
schädigung liegt in 2 Punkten: einmal in dem Vertraersschluß: zu re- 
währen ist ein taugliches Warzenmittel gegen 10 .#; ein taugliches Warzen- 
mittel würde nicht diesen Wert haben; in dem Kaufabschluß liegt aber die 
stillschweigende Zusicherung des Verkäufers über die annähernde Aquivalenz 
von Leistung und Gegenleistung. mittelbar also über den Wert (man denke 
an die Parallele: jemand fordert und erhält für eine nicht seltene Briefmarke 
100 f: stillschweigende Zusicherung der Seltenheit und damit des Wertes!). 
Ich würde also Betrug annehmen, auch wenn ein taugliches Warzen- 
mittel für 0,30 .f¢ geliefert wäre. Natürlich muß aber hier den Spekulationen 
der Parteien der größte Spielraum gelassen werden und nur eine ganz un- 
verhältnismäßige Ubervorteilung kann den Tatbestand des Betrugres begründen. 
Die andere Schädigung legt in der Vertragserfüllung. nämlich 
darin. daß der Käufer statt des taurlichen ein untaurliches 
Warzenmittel erhält. Betrug wäre also auch gegeben. wenn der Verkäufer nur 
0.30. gefordert hätte. 

An sich liegt nun der Fall mt dem untaurlichenAhbtreibunes- 
mittel kongruent. Es spielt nur ein anderes Problem hinein. die Frage, ob 


Gikt es eine Zwangsvollstreckung im Berichtigungsverfahren usw. 353 


Betrug im unsittlichen Rechtsverkehr möglich ist. Meines 
Erachtens fällt hier eine Schädigung durch betrügerische Ver- 
tragserfüllung außer Betracht; der Verkäufer wäre also straflos, wenn 
er die Käuferinnen nicht unverhältnismäßig überteuert hätte. Der 
Betrug durch den Vertragsschluß bleibt aber. Geschädigt sind die 
Käuferinnen nicht um die vollen 10 .#, sondern um höchstens 9,70 #4. 

Sieht man den Tatbestand von diesen Gesichtspunkten aus, so würden die 
Mißverhältnisse, zu denen nach Binding die von uns gebilligte Ansicht des 
Reichsgerichts führt, nıcht eintreten, und es können die kritischen Ausführungen 
Bindings für uns nicht mehr zutreffen. 


Gibt es eine Zwangsvollstreckung im Berichtigungs- 
verfahren gegen den verantwortlichen Redakteur einer 
periodischen Druckschrift? 

— 88 11, 19 Abs. I Ziffer 3 und Abs. II RPrG. — 

Von Dr. jur. Richard Horn, Gerichtsassessor in Berlin. 

(Sch!uß.) 

C. Das Berichtigungsverfahren. 


Im staats- und völkerrechtlichen Verkehr verbreiten manchmal pubii- 
zistische Zeitungen tendenziös, um den Frieden zu stören und die allgemeine 
Weltlage zu beunruhigen, manchmal auch lediglich um den eigenen Staat zu 
warnen, Nachrichten über Absichten, Ziele usw., welche irgend ein anderer 
Staat mit irgend einer Handlung bezwecke. Als Mittel zur Beseitigung von der- 
artigen Störungen, welche Unruhe, Mißtrauen u. dgl. hervorrufen können, 
dient neben diplomatischen Verhandlungen “oder vertraulichen Aussprachen 
zwischen Staatshäuptern und Gesandten, neben der Rechtfertigung der ver- 
antwortlichen Minister namens der Regierungen vor dem Parlament die Richtig- 
stellung der Tatsachen durch Veröffentlichung offizieller Dementis. Wegen ihrer 
Bedeutung für das politische und wirtschaftliche Leben, für den Weltverkelhr 
überhaupt, bezeichnete man früher schon die Presse nicht mit Unrecht als 
„die 7. Großmacht“. 

Vgl. z. B. Bülow b. Goltd. Archiv 43, S. 324. 

Der § 10 RPrG. hat für das innere Staats- und Verwaltungsleben unserer 
Staates Bedeutung. Er bestimmt, daß der verantwortliche Redakteur 
einer periodischen Druckschrift, welche Anzeigen aufnimmt, verpflichtet ist, 
die ihm von öffentlichen Behörden mitgeteilten amtlichen Bekanntmachungen 
auf deren Verlangen gegen Zahlung der üblichen Einrückungsgebühren in 
einer der beiden nächsten Nummern des Blattes aufzunehmen (hierher 
gehört auch die Bekanntmachung von Strafurteilen in Gemäßheit des 
$ 200 StGB.). 

Werden diese Bekanntmachungen der Behörde (auch ausländische Be- 
hörden gehören hierher) von dem verantwortlichen Redakteur unrichtig wieder- 
gegeben. oder werden über eine öffentliche Behörde oder eine Privatperson — 
zu diesen gehören auch Korporationen, Gesellschaften u. dgl. — unrichtige 
Tatsachen irgend welcher Art in der Presse mitgeteilt, so haben die beteiligten 
Behörden oder Privatpersonen das Recht, eine Berichtigung der in der Druck- 
schrift mitgeteilten Tatsachen zu verlangen und der verantwortliche Redakteur 


Archiv 58 Bd. 23 
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ist verpflichtet, (,„Muß“vorschrift) diesem Verlangen unter bestimmten Voraus- 
setzungen stattzugeben. 

Stenzlein-Galli, Note 3, zu $ 11 RPrG. 

Goltd.Arch., Bd. 42, S. 303. 

Dem $ 11 RPrG. liegt der Gedanke des audiatur et altera pars: „eyns 
manns redde, eyn halbe redde usw.“ zugrunde. 

Delius, Note 4 zu $ 14, Stenglein-Galli, Note 1 a. a. O. 

Er bestimmt: 

„Der verantwortliche Redakteur einer periodischen Druck- 
schrift ist verpflichtet, eine Berichtigung der in letzterer mitgeteilten 
Tatsachen auf Verlangen einer beteiligten öffentlichen Behörde oder 
Privatperson ohne Einschaltungen oder Weglassungen aufzunehmen, 
sofern die Berichtigung 

4. von dem Einsender unterzeichnet ist, 
2. keinen strafbaren Inhalt hat und 
3. sich auf tatsächliche Angaben beschränkt. 

Nach Absatz 2 a. a. O. muß der Abdruck in der nach Empfang der Ein- 
sendung nächstfolgenden, für den Druck nicht bereits abgeschlossenen Nummer 
und zwar in demselben Teile der Druckschrift und mit derselben Schrift wie der 
Abdruck des zu berichtigenden Artikels geschehen. Die Aufnahme erfolgt 
(Abs. 3) kostenfrei, soweit nicht die Entgegnung den Raum der zu berichtigenden 
Mitteilung überschreitet.) Für die über dieses Maß hinausgehenden Zeilen 
sind die üblichen Einrückungsgebühren zu entrichten. Die Berichtigung ist 
nach dem Willen des Gesetzes das Mittel auch bei Druckschriften, welche be- 
lehrend, leitend oder unterhaltend auf den Leser wirken sollen, mithin zur 
Voraussetzung haben, daß die Darstellungen richtig und wahr sind, dann Platz 
zu greifen, wenn Fehler untergelaufen sind, um den Leser auf den Weg richtiger 
Schlußfolgerungen zurückzuleiten. 

Meves, S. 333. 

Das Berichtigungsinteresse der öffentlichen Behörde gegenüber einer 
unrichtigen Bekanntmachung oder zu Mißdeutungen Anlaß gebenden.Mitteilung 
von Tatsachen ist darauf gerichtet, das im Volk durch eine derartige unzutreffende 
Darstellung erweckte, falsche Bild zu zerstören und das erschütterte Ansehen 
der Behörde, das Vertrauen des Publikums wieder zu gewinnen. Dies wird der 
Behörde bei schneller Wiedergabe der objektiven Tatsache dank ihres Ansehens, 
ihres Vertrauens beim Volke auch meist gelingen. 

Auch eine Privatperson kann durch Verbreitung einer unrichtigen Tat- 
sache ihres Privatlebens oder Wirkungskreises in ihrer körperlichen oder see- 
lischen Gesundheit erschüttert, in ihrer wirtschaftlichen Existenz, ihrem An- 
sehen bei der Mitwelt aufs höchste gefährdet werden. 

Für die Privatperson, welche immer mit dem semper aliquid haeret 
der öffentlichen Meinung rechnen muß, ist es viel schwerer, den Glauben 
bei der Mitwelt zu finden, der Wunsch, sich durch eine berichtigende Dar- 


23) Auf ausländische Druckschriften, die im Inland verbreitet werden, 
findet $ 11 RPrG. keine Anwendung, eine Regel, die im Grenzverkehr leicht 
unliebsame Folgen haben könne. 

Meves, S. 334. 
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stellung Gehör zu verschaffen, wird leicht als ein Hervordrängen des 
persönlichen Ichs ausgelegt. 
Meves, S. 333. 

Irgend ein Ereignis im Leben einer Privatperson dringt plötzlich in die 
Öffentlichkeit und erregt Interesse in sensationslustigen Kreisen. Unterstellen 
wir nun, irgend ein Preßorgan macht sich dies zu nutze. Zu den unbestimmten 
unkontrollierbaren Gerüchten wird ihm weiteres Material durch, ihrer Meinung 
nach, zuverlässige „Gewährsmänner“ zugetragen. Gefährlich für den ver- 
antwortlichen Redakteur, der nunmehr, noch ehe sich die Sache von selbst 
aufgeklärt hat oder durch die zur Ermittelung des Tatbestandes von Amtswegen 
berufenen Organe aufgeklärt ist, sich berufen glaubt, sich zum Schützer der 
seiner Meinung nach gefährdeten Interessen eines anderen Personenkreises 
aufzuwerfen, und deshalb die Sache in einer Form veröffentlicht, welche die 
Absicht nicht verkennen läßt, die Sensationslust der Leser zu befriedigen, die 
mindestens aber geeignet ist, der Privatperson namenlosen Schaden zuzufügen. 
Ein solcher Redakteur verkennt die großen und wichtigen Aufgaben der Presse. 
Er überschreitet — bewußt oder unbewußt — die Grenzen ihres Wirkungs- 
kreises. An der Schwelle des Hauses, des Privatlebens des einzelnen oder seiner 
Familie ist auch der Presse ein Halt geboten, es sei denn, daß sie von den zur 
Aufdeckung der Sache berufenen Organen und Behörden zur Mitarbeit im Interesse 
des allgemeinen Wohles aufgerufen wird! 

Geht aus der Fassung des Artikels die Absicht des verantwortlichen 
Redakteurs hervor, außer der eben bezeichneten Tendenz auch die persönliche 
Ehre der Privatperson zu kränken, ihr Ansehen oder ihre wirtschaftliche 
Stellung zu gefährden, so steht dem Angegriffenen neben dem Recht auf Be- 
richtigung nicht nur die Privatklage zu, sondern vielfach nimmt auch, wenn ein 
öffentliches Interesse obwaltet, die Anklagebehörde die Sache in die Hand. 

Die Pflicht zur Aufnahme der Berichtigung besteht, wenn sie 

a) vom Einsender unterzeichnet ist, d. h. die Berichtigung selbst muß 
unterzeichnet sein, nicht lediglich das Ersuchungsschreiben. 
Dalcke, Note 24 zu $ 11 RPrG. 
Goltd.Arch. Bd. 49, S. 339. 
b) keinen strafbaren Inhalt hat; hierauf wird später, da dieses Moment 
an sich klar ist, hin und wieder nur nebenbei eingegangen werden; 
c) sich auf tatsächliche Angaben beschränkt. Früher nahm man an, 
daß darunter nur bejahende oder verneinende Mitteilungen über 
äußere mit den Sinnen wahrnehmbare Ereignisse (d. i. in die äußere 
Erscheinung getretene Vorkommnisse, nicht reine Ergebnisse des 
Denkprozesses) zu verstehen seien ??) 
OLG. Breslau b. Goltd. Bd. 39, S. 375, 41, S.72, 42, S. 303, 
RG. 3. S. 332, Kloeppel, S. 238, Meves, S. 335. 

Es können aber auch innere Tatsachen, sobald sie zu dergleichen äußeren 
Vorkommnissen in Beziehung getreten sind — Motive, Irrtum, Wissen, Absicht — 
richtiggestellt werden. Um so mehr und um so wichtiger, als nicht selten das 


m ———— 


24) Auch Karrikaturen und bildliche Darstellungen können berichtigt 
werden; DJZ. 09, S. 432; vgl. Stenglein-Galli, Note 7 a. a. O. 


23* 


356 Gibt es eine Zwangsvollstreckung im Berichtigungsverfahren usw. 


von einer Zeitung mitgeteilte Tun oder Unterlassen gerade durch Aufdeckung 
der wirklichen Absicht usw. einen durchaus veränderten Charakter annimmt, 
so daß damit die falschen Vorstellungen, die sich mit der unrichtigen Dar- 
stellung verbanden, die unrichtigen Schlüsse, die gezogen wurden, beseitigt 
werden. (Vgl. meine obigen Ausführungen bezüglich der offiziellen Dementis 
im staats- und völkerrechtlichen Verkehr). 

OLG. Hamburg b. Goltd. Bd. 46, S. 392, Dalcke, Note 25 zu $ 11, 

Delius, Note 5 ebenda, Ebner Bd. I, S. 45, Stenglein-Galli, Note 7 

zu $ 11, Bad.R.spr. Bd. 71, S. 215. | 

Berechtigt zur Verweigerung der Aufnahme der Berichtigung ist der ver- 
antwortliche Redakteur, 

a) wenn die Berichtigung auch nur eine der drei Voraussetzungen des 
$411, Abs. I RPrG. nicht erfüllt, 

Vgl. auch Kloeppel, S. 237. 

b) wenn der Einsender sich an eine falsche Adresse gewandt hat, d.h. 
die Berichtigung von einem Blatt verlangt, in welchem die unrich- 
tigen Tatsachen überhaupt nicht mitgeteilt waren, 

c) wenn der Einsender nicht legitimiert ist, die Berichtigung zu fordern, 

d) wenn der verantwortliche Redakteur auf Grund eingehender Prüfung 
zu dem Schluß kommt, daß der eigentliche Zweck nicht der einer Be- 
richtigung ist, sondern unter dem Deckmantel der Berichtigung eine 
andere Tatsache, die mit der Berichtigung in gar keinem Zusammen- 
hang steht, zur Öffentlichen Kenntnis gebracht werden soll. 

Meves, S. 344. 

Dem verantwortlichen Redakteur setzt das Gesetz eine Frist, innerhalb 
der er die Berichtigung auf Verlangen des Einsenders bringen muß: ‚in der nach 
Empfang der Einsendung nächstfolgenden für den Druck nicht bereits abge- 
schlossenen Nummer.“ Andernfalls liegt eine Zwiderhandlung gegen $ 11 
Abs. 2 RPrG. vor. Diese Zeitbestimmung liegt im Wesen und Zweck der Be- 
richtigung: Je schneller die Berichtigung, desto nachhaltiger die Wirkung! 
Ebenso beginnt die Frist betreffend die Verjährung der Strafverfolgung gegen den 
verantwortlichen Redakteur zu laufen (= 3 Monate $ 67 StGB.), wenn er dem 
Verlangen des Einsenders die Berichtigung aufzunehmen, in der nach Empfang 
der Einsendung d. h. des Ersuchungsschreibens nächstfolgenden, für den Druck- 
noch nicht abgeschlossenen Nummer, nicht nachgekommen ist. 

Dalcke, Note 26 zu $ 11 u. dort. Zitate. 
Oetker, Ger.Saal Bd. 68, S. 329. 

Nicht richtig ist es, wenn behauptet wird, die Berichtigung könne nur inner- 
halb dreier Monate, gerechnet von dem Zeitpunkt ab, da die unrichtige Tatsache 
in der periodischen Druckschrift mitgeteilt ist, beansprucht werden. Nach frucht- 
losem Ablauf der Frist könne die Aufnahme einer Berichtigung auch nicht mehr 
unter Anrufung der Gerichte erzwungen werden. 

KG. i. Goltd.Arch. Bd. 37, S. 87, Heilborn, S. 29, vgl. dagegen 
Appelius, S. 121, Dalcke, Note 24 a. a. O., Delius, Note 9 a.a. O., 
Kloeppel, S. 242, Meves, S. 339, Stenglein-Galli, Note 5 zu $ 11. 

Ebenso wenig können wir Oetker folgen, der die Ausschlußfrist des $ 22 

RPrG. (6 Monate) auch als Grenze für den Berichtigungsanspruch ansieht, 
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nach diesem Zeitpunkt könne ein praktisches Interesse an der Berichtigung 
nicht mehr bestehen. 
Ger.Saal Bd. 68, S. 324. 

Vielmehr ist der Anspruch, die Berichtigung zu verlangen, an keine 
Frist gebunden, er kann noch Jahre nachdem die unrichtigen Tatsachen 
in einem Blatt mitgeteilt sind, geltend gemacht werden. 

Soll derjenige, der jahrelang im Auslande gewesen ist und von den in 
seiner Abwesenheit in der Zeitung über ihn mitgeteilten unrichtigen Tatsachen 
keine Kenntnis erlangt hat, nach Rückkunft kein Recht mehr auf Richtigstellung 
haben? Das Gesetz hat, obwohl eine Beschränkung vielleicht wünschenswert 
wäre, auch nicht einmal die Kenntniserlangung als Beginn der Verjährung des 
Berichtigungsanspruches überhaupt angesehen. 

Nicht berechtigt zur Verweigerung der Aufnahme der Berichtigung ist 
der verantwortliche Redakteur: 

a) wenn die Berichtigung den drei Voraussetzungen des $ 11 Abs. I 
RPrG. entspricht, 
b) wenn sie länger ist, als der angegriffene Artikel. Hier hilft ja $ 11 
Abs. III. Die Aufnahme erfolgt dann eben nicht mehr kostenfrei, 
insoweit die Berichtigung das Maß des angefochtenen Artikels über- 
schreitet. Vorausbezahlung der Einrückungsgebühren kann der 
verantwortliche Redakteur allerdings nicht verlangen, 
Dalcke, Note 27 a.a.0. Goltd. Arch. Bd. 25, S. 352, Bd. 42, 
S. 306. 
wenn er glaubt, daß die Berichtigung eine Unwahrheit enthalte, 
und er sie aus diesem Grunde aufzunehmen ablehnt, oder daß die 
zu berichtigende Mitteilung gar keinen Angriff auf den Einsender 
enthalte. Denn der verantwortliche Redakteur kann als Beteiligter 
über Wahrheit und Unwahrheit der über den Einsender offen oder 
versteckt mitgeteilten Tatsache nicht entscheiden.) 
Dalcke, Note 23 u. 26 a. a. O. Ebner, I. Bd., S. 44, Goltd.Arch. 
Bd. 25, S. 352; 38, S. 460; 39, S. 197 u. 375, RG. i. StrS. Bd. 24, 
S. 278, Stenglein-Galli, Note 1. | 

Verweigert der verantwortliche Redakteur in den vorbezeichneten 
Fällen die Aufnahme, so liegt eine Zuwiderhandlung gegen $ 11 I 
RPrG. vor. 

Weitere Fälle der Übertretung des $ 11 sind: 
wenn die Berichtigung später als in der von Gesetz vorgesehenen 
Frist erscheint, 

Ebner, Bd. I, S. 69. Kloeppel, S. 243, Ziffer 9. 


C 
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25) Er kann nur die Berichtigung im Ganzen ablehnen, darf nicht die Tat- 
sachen, die ihm unwahr erschienen, oder soweit sie sich auf Stellen beziehen, 
durch welche sich der Einsender angegriffen hält, während er als verantwort- 
licher Redakteur in ihnen keine Angriffe erblickt, weglassen. Das Recht des 
verantwortlichen Redakteurs, der Berichtigung des Einsenders eine eigene 
Erwiderung folgen zu lassen, ist vom Gesetz nicht beschränkt. Die Erwiderung 
kann wieder vom Einsender unter Beschränkung auf Tatsachen berichtigt werden 
u. s. f. Ebner, I, S. 44, 47, Stenglein-Galli, Note 2 a. a. O. 
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denn sie kann ja nach diesem Zeitpunkt für den Einsender so gut wie 
wertlos sein, 

e) wenn sie durch Einschaltungen unterbrochen oder unter Weglassungen 
verstümmelt erscheint), 

f) wenn sie nicht in demselben Teil der Druckschrift, sondern an ganz 
anderer Stelle, wo kein Leser sie suchen würde, gebracht wird, 

g) wenn sie nicht mit derselben Druckschrift, also entweder ganz winzig 
oder im Gegensatz hierzu mit großen Buchstaben oder im Sperrdruck 
erscheint, in den letztgedachten Fällen vielleicht mit der Absicht, 
den Einsender der Kritik der Leser bloßzustellen oder sonstwie den 
Eindruck, den die Berichtigung machen soll, abzuschwächen, 

h) wenn sie nicht kostenfrei erfolgt, obwohl das vorgeschriebene Maß 
nicht überschritten ist. 

Koller, Note 3 zu $ 19 RPrG. 

Wann ist die Zuwiderhandlung vollendet? Nicht schon, wenn der ver- 
antwortliche Redakteur sich ausdrücklich weigert, die Berichtigung aufzu- 
nehmen. 

So KG. b. Goltd. Arch. Bd. 37, S. 87. 
Ebner, Bd. I, S. 70, Heilborn, S. 29. 

Z. B. er lehnt die Aufnahme dem Einsender gegenüber zunächst rundweg 
(mündlich oder schriftlich) ab, nachher überlegt er sich die Sache und bringt 
dann tatsächlich doch die Berichtigung rechtzeitig. Oder die Ablehnung geschah 
nur scherzweise, um dem Einsender einen Schreck einzujagen oder ihn zu ärgern. 
Derartige „Weigerungen‘ bleiben natürlich straflos. 

Meves, S. 347. 

Die Zuwiderhandlung ist vielmehr erst vollendet, wenn die Weigerung 
in den Fällen a bis h äußerlich erkennbar stillschweigend bezw. durch konklu- 
dente Handlungen in die Erscheinung tritt, d. h. also 

1. wenn im Falle des $ 10 RPrG. die beiden nächsten Nummern des 
Blattes, 

2. wenn im Falle des $ 11 a.a. O. die nach Eingang der Einsendung 
nächstfolgende, für den Druck nicht bereits abgeschlossene Nummer 
erschienen, ohne daß die entsprechende Berichtigung aufgenommen ist. 

ders. M.: Appelius, S. 120. 
Dalcke, Note 26, a. a. O., Goltd.Arch. 47, S. 461, Stenglein- 
Galli, Note 2 Da) zu $ 19 RPrG. 

Hat der verantwortliche Redakteur dem Verlangen des Verletzten nicht 
stattgegeben, so beginnt gegen ihn das Strafverfahren wegen Zuwiderhandlung 
gegen $ 11 RPrG., jedoch gemäß § 19 Abs. I, Ziff. 3 und Abs. II nur auf Antrag 
des Einsenders. Über die Berechtigung oder Unrechtmäßigkeit der Weigerung 
des verantwortlichen Redakteurs wird durch „Strafurteil‘“ entschieden. (8 19 II 
RPrG.) Aus der angedrohten Strafart (150.ft Geldstrafe oder Haft) ersehen wir, 
daß das Schöffengericht zur Entscheidung zuständig ist, zugleich ergibt sich aus 
dem Wort „Strafurteil‘‘, daß eine polizeiliche Strafverfügung oder ein amts- 


26) Einzelne in der Presse übliche Interjektionen wie: „sic!“ oder ein „!“ 
oder „2?“ sind gestattet. 
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richterlicher Strafbefehl nicht voraufgeht, sondern daß die Sache von vorn 
herein in förmlicher Gerichtsverhandlung vom Schöffengericht zu entscheiden ist. 
Dagegen ist für die Bestrafung des Verlegers wegen „falscher Angabe“, „fälsch- 
licher Benennung“ die Strafkammer zuständig. 

Koller, S. 129. 

Jedes schuldhafte Zuwiderhandeln begründet die Strafbarkeit des ver- 
antwortlichen Redakteurs. Zugleich ordnet das Strafurteil die Aufnahme des 
eingesandten Artikels in die nächstfolgende Nummer an. ($ 19 Ab. II, S.1 
a. Schl.) Ist die Verweigerung zwar unberechtigt, aber im guten Glauben, d.h. 
im Irrtum über das Vorhandensein von zum gesetzlichen Tatbestand gehörigen 
Tatsachen erfolgt, so ist unter Freisprechung von Strafe und Kosten lediglich 
die nachträgliche Aufnahme anzuordnen ($ 19 Abs. Il, S. 2). Die Pflicht zur 
Aufnahme der Berichtigung bleibt also ein für allemal selbst im Falle der Frei- 
sprechung bestehen. 

Dalcke, Note 40 zu $ 19, Ebner Bd. I, S.43, Goltd.Arch. Bd. 39. 
S. 376, Stenglein-Galli, Note 4 zu $ 19. 

Die Bestimmung des $ 19 Abs. II, S. 2 deckt sich mit dem Vorschlage 

der Reichstagskommission, welche auf richterliche Vorentscheidung ging. 
Kloeppel, S. 244. 

Umgekehrt braucht natürlich die Aufnahme der Berichtigung nicht mehr 
angeordnet zu werden, wenn die Berichtigung verspätet erschienen und 
deshalb die Bestrafung wegen Zuwiderhandlung gegen $ 11 erfolgt. Denn nur 
diese ist noch erforderlich gewesen. Die Anordnung der Aufnahme der Be- 
richtigung durch Strafurteil ist nicht wie die erkannte Ordnungsstrafe eine 
Strafe, sondern lediglich die amtliche Anerkennung des Verlangens des Antrag- 
stellers, sie soll auf den verantwortlichen Redakteur einen Zwang ausüben, 
diesem Verlangen nunmehr noch nachträglich zu entsprechen. 

Meves, S. 340, 350. Ob.-Trib. b. Goltd.Bd. 25, S. 591. 

Aber der die Aufnahme der Berichtigung anordnende Ausspruch kann 
als Teil eines Strafurteils von dem verantwortlichen Redakteur, wenn er sich 
durch diese Entscheidung beschwert fühlt, selbst im Falle seiner sonstigen 
Freisprechung mit der Berufung angefochten werden. 

Koller, S. 128. Meves, S. 350. 

D. Wir kommen zur Schlußfrage unserer Betrachtung. Kann das Urteil, 
welches neben der Verhängung der Ordnungsstrafe nachträglich die Aufnahme 
der Berichtigung anordnet, hinsichtlich dieser Anordnung vollstreckt werden ? 
Das Gesetz beantwortet diese Frage nicht. 

Stenglein-Galli, Note 9 zu $ 11. 

Da dieser Teil des Urteilstenors nicht den Charakter einer Strafe hat, 
können auch die Normen der Strafprozeßordnung über Vollstreckung von Straf- 
urteilen nicht herangezogen werden. Nach § 495 StPO. erfolgt die Vollstreckung 
der über eine Vermögensstrafe oder eine Buße ergangenen Entscheidung nach 
den Vorschriften über die Vollstreckung der Urteile der Zivilgerichte. Über 
die Erzwingung der Vornahme einer Handlung sagt die zitierte Vorschrift nichts. 

Mewes, S, 353. | 

Das Preßresetz hat bezüglich dieser Frage absichtlich eine Lücke gelassen. 

Nach der Entstehungsgeschichte des $ 19 d. RPrG. waren zwar auf d’e Durch- 
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führung der Zwangsvollstreckung im Reichstage die Anträge, welche dem Re- 
dakteur die Berufung auf richterliche Vorentscheidung sichern wollten, aber 
nicht zur Annahme gelangten, mit berechnet. 
Materialien z. G. ü. d. Pr. ın Goltd. Arch. Bd. 22, S. 176. Verm. 
z. §141. Motive S. 16, 17, Sten. Ber., S. 4146. v. Schwarze- 
Appelius, Anm. 24 z. $ 11 RPrG., S. 77. 

Man einigte sich aber schließlich dahin, daß ein Zwang gegen den Re- 
dakteur nicht ausgeübt werden solle. Es gibt also nach unserer heutigen Gesetz- 
gebung weder eine gerichtliche noch administrative Vollstreckung der vorbe- 
zeichneten Anordnung. 

Stenglein-Galli, Note 9 zu $ 11. 

Manche Preßgesetze haben ein summarisches Exekutionsverfahren, teils 
mit teils ohne daneben gehende Strafe eingeführt. Auch das PrPrG. § 44 kannte 
eine Exekution. Das SächsPrG. vom 24. 3. 1870, Art. 13, ließ bei Weigerung 
des Herausgebers eine Anrufung der Polizeibehörde zu und die Erfüllung der 
Verpflichtung zwangsweise herbeiführen, ohne daß einem gegen die Anordnung 
eingewendeten Rechtsmittel aufschiebende Wirkung zukam. Mit dem Zwang 
zur Befolgung verband sich nach diesem Gesetz Strafe wegen Nichterfüllung 
der Pflicht. 

Oetker, Ger.S. Bd. 68, S. 331 u. 333, Note 1. 

Am schärfsten ist das Österr.PrG.: Es sucht der im Urteil getroffenen 
staatlichen Anordnung dadurch Autorität zu schaffen, daß im Falle der ver- 
antwortliche Redakteur die Aufnahme der Berichtigung grundlos verweigert, 
der Redaktionsbetrieb des Blattes solange gerichtsseitig eingestellt wird, bis sich 
der verantwortliche Redakteur dem Richterspruch beugt und den Berichtigungs- 
bericht bringt. 

Vgl. Materialien a. a. O. 
Stenglein-Galli, Note 9 zu § 11. 

Eine derartige drakonische Maßregel ist wenig glücklich. Die Materialien 
unseres Gesetzes sagen, eine derartige executio ad faciendum habe etwas Miß- 
liches. Das Verfahren müsse regelmäßig eine Verzögerung mit sich bringen, 
den Interessen des Antragstellers wäre aber damit kaum gedient, weil eben eine 
späte Erzwingung der Aufnahme der Berichtigung für ihn oft so gut wie wertlos 
sei. Deshalb habe sich das Gesetz nur mit Androhung einer wirksamen Strafe 
wegen der Zuwiderhandlung begnügt. (§ 19? d. Entw.) Lag es in der Absicht 
des Gesetzgebers, die Ausübung eines Zwanges zu untersagen, so wäre es besser 
gewesen, die Norm über die Anordnung der Berichtigungsaufnahme ganz zu 
beseitigen, oder aber ihr die Form zu geben, die dem Interessenten die Betreibung 
der Vollstreckung überläßt. Der $ 19 Abs. 2 RPrG. in seiner jetzigen Gestalt 
ist eine lex imperfecta, eine Bestimmung mit der man nach Rechtskraft nichts 
anfangen kann. Die Anordnung der Aufnahme ist eine leere Phrase. Das mußte 
der Gesetzgeber vermeiden. 

Meves, S. 353. | 

Die Verpflichtung zur Aufnahme der Bekanntmachung ist nach Rechts- 
kraft des Urteils nicht erloschen. Das Verlangen des Beteiligten nach Berichti- 
cung wird nicht etwa durch die richterliche Bestrafung konsumiert. Als man 
den unleillichen und unhaltbaren Zustand der Gesetzesvorschrift erkannte, 
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suchte man nach Abhilfe. Man sagte, die Nichtbefolgung der richterlichen 
Anordnung stelle sich als neue selbständige Zuwiderhandlung gegen § 11 des 
RPrG. dar, die wieder nach $ 19 StrPrO. zu bestrafen sei u. s. f. Der verantwort- 
liche Redakteur könne, wenn auch die Anordnung nur einmal möglich sei, doch 
nicht der ihm erneut drohenden Bestrafung das ne bis in idem entgegenhalten. 
Das Gesetz verweise für den Fall des Ungehorsanıs von selbst auf die im $ 19 
wegen Zuwiderhandlung gegen $ 11 angedrohte Bestrafung. Die wiederholte 
Bestrafung sei eben das gesetzlich vorgesehene Zwangsmittel zur Durchführung 
der Anordnunz.?”) 

Dalcke, Note 26 zu § 11. 

Ebner, Bd. 1, S. 70. 

Koller, S. 128, 129. Kloeppel, S. 236, 244. 

Meves, S. 353, 354. Oetker, G.-S. Bd. 68, S. 331. 

Stenglein-Galli, Note 9 zu $ 11, Note 2, D, a zu $ 19. 

G.A. Bd. 24, S. 147, Bd. 25, S. 591. 

Motive, S. 16, 17, Sten.Ber. S. 416. 

Oder man sagte: Das fortdauernde Verlangen des Antragstellers dauere 
auch nach Anordnung durch das Strafurteil fort. Der Richter handle als 
Bevollmächtigter des Antragstellers, und dies komme in der Anordnung 
im Urteil zum Ausdruck. Das sind aber nur Behelfe, um das Gesetz ge- 
nießbar zu machen. Nun erfolgt aber nach $ 19 Abs. 2 die Strafverfolgung 
nur auf Antrag der beteiligten öffentlichen Behörde oder Privatperson. Darin, 
daß dem Verlangen nicht stattgegeben wird, liegt das Wesen des Delikts, die 
Verletzung der gesetzlichen Pflicht des verantwortlichen Redakteurs: Kein 
Delikt ohne Vorliegen des Antrags auf Strafverfolgung wegen Zuwiderhandlung 
gegen $ 11. Der Antrag des Beteiligten ist nur auf Bestrafung gerichtet. Die 
Anordnung der Aufnahme aber ist tatsächlich nicht mehr ein Verlangen des 
Verletzten, sondern ein zu befolgender Ausspruch der öffentlichen Behörde 
durch welchen das private Begehren anerkannt ist. Wenn die Entscheidung 
des Obertribunals darüber hinweghelfen will und sagt, das Verlangen des Ein- 
senders dauere in der richterlichen Anordnung fort, so liegt eben kein neues 
Verlangen vor, sondern die richterliche Anordnung ist mit ihm identisch. Dann 
ist also die Annahme, daß der Ungehorsam gegen die Anordnung eine neue 
selbständige Zuwiderhandlung darstellt, unhaltbar. Eine Zuwiderhandlung 
gegen $ 11 liegt nur dann vor, wenn dem Verlangen eine pflichtwidrige Unter- 
lassung des verantwortlichen Redakteurs gegenübersteht. Von einer Unterlassung 
könnte also nur die Rede sein, wenn ein neues Verlangen gestellt, nicht aber, 
wenn das alte einfach im Richterspruch perpetuiert wird. Ebenso entbehrt die 
Annahme, daß das Gericht in Vollmacht des Antragstellers handele, des tat- 
sächlichen Grundes. Sie würde doch nicht zur Begründung einer erneuten 
Strafverfolgung genügen. Der Einsender hat ja, wie schon hervor- 
gehoben, nur einmalig Strafantrag, nicht aber Antrag auf Erlaß der Anordnung 


2%) Entsteht der Entschluß des verantwortlichen Redakteurs, der An- 
ordnung im Strafurteil immer von neuem zu trotzen, jedesmal neu, so würde 
jede Weigerung ein erneutes Delikt darstellen (Realkonkurrenz). Entspränge 
die wiederholte Weigerung einem von vorn herein gefaßten einheitlichen Ent- 
schluß, so würde Einheit der Handlung u. daher ein fortgesetztes Delikt vorliegen. 
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gestellt. Diese Anordnung erfolgt ohne seinen Wunsch und Willen, auf die An- 
ordnung kann er nicht verzichten. Zurücknahme des Strafantrages ist, da das 
Gesetz hierüber nichts sagt, nicht zulässig, wie wir in entsprechender Anwendung 
des $ 64 StGB. folgern müssen. 

Meves, S. 354. 

Vielleicht ist dieZurücknahme desStrafantrages vomGesetzgeber absichtlich 
nicht gestattet worden, weil ja die preßrechtliche Zuwiderhandlung stetsin das 
öffentliche Leben hinüberspielt und die Verfolgung der Sache im öffentlichen 
Interesse liegt. Selbst wenn die Anordnung ein neues Verlangen nach Berichtigung 
wäre, müßte der Verletzte doch erst wieder einen neuenStrafantragstellen, 
wenn der verantwortliche Redakteur der richterlichen Anordnnng nicht nach- 
kommt, erst so könnte mann eine neue Zuwiderhandlung konstruieren, aber eine 
derartige Bestimmunmung fehlt im Gesetz. Schon Koller hatte den im vorbezeich- 
neten Urteil des Obertribunals ausgesprochenen Grundsatz gebilligt und die Be- 
merkung eingeschaltet, die Anordnung im Urteil erfolge „auf Antrag‘ nämlich 
des Einsenders. 

Meves, S. 354. 

Auf diesem Wege kämen wir aber dazu, die erneute Bestrafung 
aus dem rechtskräftigen Richterspruch schließlich in das Belieben 
des Einsenders zu stellen, je nachdem er diesen Antrag stellt oder 
nicht. Schade dann um die aufgewendete Mühe und Zeit, um einem 
privaten Verlangen staatliche Sanktion zu schaffen! Wenn das der 
Gesetzgeber gewollt hätte, so hätte er es sagen müssen. Etwa analog dem $ 200 
StGB. dem Antragsteller die Befugnis zuzusprechen, die Aufnahme der Be- 
richtigung zu fordern, würde auch keinen Sinn haben, denn diese Befugnis hat 
der Einsender ja schon ohne Richterspruch. Es hieße Wesen und Zweck der An- 
ordnung verkennen, wenn wir sie schließlich vom Belieben des Beteiligten ab- 
hängig machen. Sie enthält doch in letzter Linie nicht mehr Wahrnehmung 
eines Privatinteresses, sondern eine Maßregel zur Aufrechterhaltung von Recht 
und Ordnung, die ausdrückliche richterliche Feststellung der gesetzlichen Ver- 
pflichtung des verantwortlichen Redakteurs. 

Meves, S. 355. 

Die ewige Wiederholung von Ungehorsam, verschärfter Bestrafung wegen 
Nichtbefolgung würde einen unwürdigen, der Autorität des Staates nicht zu- 
träglichen Kampf zwischen diesem und der Presse darstellen, in dem schließlich 
doch die betreffende Redaktion unterliegen müßte, weil ihr Geschäftsbetrieb 
durch die amtlichen Maßnahmen leiden, ihr Leserkreis schließlich vielleicht zu- 
sammenschmelzen würde. Die moralische Verantwortung für den Niedergang 
oder Zusammenbruch des Unternehmens durch das böswillige Verhalten des 
verantwortlichen Redakteurs würde dieser wohl kaum von sich abwälzen können. 

Wie kann die Gesetzeslücke künftig beseitigt werden? Mit dem Gedanken, 
daß zwar die Aufnahme angeordnet, ein Zwang gegen den verantwortlichen Re- 
dakteur nicht geübt werden dürfe, muß vollständig aufgeräumt werden. Die 
ZPO. $ 888 (774 a. F.) kennt eine Verurteilung des Schuldners zur Vornahme 
einer „nicht fungiblen‘“ Handlung, d. h. einer solchen. die durch einen Dritten 
nicht vorgenommen werden kann, sondern ausschließlich vom Willen des Schuld- 
ners abhängt. Durch Urteil wird der Schuldner zur Vornahme der Handlung 
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mittels Ordnungsstrafen (Geldstrafen bis zum Gesamtbetrage von 1500 #, 
wenn diese erschöpft sind, durch Haftstrafe (Höchstgrenze des Gesamtbetrages 
6 Monate, $ 913 ZPO.) angehalten. Ist der Schuldner starrköpfig, daß er lieber 
diese Konsequenzen trägt, denn daß er die Handlung vornimmt, so kann der 
Gläubiger dagegen nichts machen. Dann war aufgewendete Mühe, Zeit und Geld 
vergeblich, der eigentliche Zweck, die Vornahme der Handlung, ist nicht erreicht. 

Dies Verfahren wäre für das schleunige Preßverfahren viel zu langwierig, 
welches doch gerade auf eine umgehende Erzwingung der Berichtigung zuge- 
schnitten ist. Es würde sich auch nicht mit dem Gang des Strafprozesses ver- 
tragen, erst den Prozeßrichter anzugehen, um durch ihn die erorderlichen 
Zwangsmittel zur Durchsetzung der Anordnung eines Strafurteils zu erlangen. 

Die lex imperfecta des § 19 II, S. 1, RPrG. soll auch nicht einfach in einem 
künftigen Gesetz gestrichen werden, sondern sie muß zu einer lex perfecta er- 
starken. Wenn auch der Gesetzgeber, um modernen Anschauungen Rechnung 
zu tragen, die Erzwingung der Leistung aus einem Dienstvertrage ($$ 611 ff. 
BGB.) durch Geldstrafe oder Haft für unzulässig erklärt hat, 

Sydow-Busch, Note 9 zu $ 888 ZPO. 

so würde trotz Anerkennung der persönlichen Freiheit des einzelnen die Über- 
tragung dieses Grundsatzes auf das Preßrecht und demzufolge Aufhebung der lex 
imperfecta einen schwächlichen Rückzug bedeuten: Das Verlangen des Einzel- 
nen nach Berichtigung, sofern es sich als berechtigt erweist, wird zum schutz- 
bedürftigen Verlangen der Allgemeinheit, dem gegenüber der verantwortliche 
Redakteur als Einzelwesen Folge leisten muß. Gibt er dem Ersuchen des Ein- 
zelnen nicht statt, so mißachtet er damit ein allgemeines Gebot, eine auf Grund 
seiner besonderen Berufstätigkeit ihm obliegende Pflicht, sein Verhalten stört 
die öffentliche Ruhe und Ordnung und der Staat muß in der Lage sein, diesen 
Widerstand ohne Schädigung des Unternehmens zu brechen und gleichzeitig dem 
Verlangen des Einsenders gerecht zu werden. 

a) Die einfachste aber auch plumpeste Art der Vollstreckung: Über- 
wachung des verantwortlichen Redakteurs durch vielleicht untergeordnete 
Polizeiorgane, bis der Berichtigungsartikel aufgenommen und die Nummer 
auch durch Ausgabe in die Öffentlichkeit gelangt ist, müssen wir ablehnen. 
Wo bliebe bei einer gewissermaßen schülerhaften oder freiheitberaubenden 
Beaufsichtigung des verantwortlichen Redakteurs das Prinzip der Preßfreiheit ? 
In dieser Weise soll ein psychischer oder vielleicht physischer Druck zur Aus- 
übung einer hervorragend geistigen Tätigkeit des verantwortlichen Redakteurs 
nie und nimmer ausgeübt werden! Wohl kann man einwenden, daß der ver- 
antwortliche Redakteur, welcher wegen Gutgläubigkeit freigesprochen, sich 
mit der Auffassung der Gerichte in sämtlichen Instanzen, die ihm die Aufnahme 
der Berichtigung aufgeben, doch nicht einverstanden erklären kann, hierbei ein 
gut Teil seiner mit „Verantwortlichkeit‘ auszuübenden Tätigkeit aufgebe und 
rein mechanisch dem Urteilsspruch folgen müsse. Hierüber kann er beruhigt 
sein. Das Gericht, welches nach eingehender Prüfung zur Bejahung der Ver- 
pflichtung des verantwortlichen Redakteurs, zur Aufnahme, und so zur An- . 
ordnung der Aufnahmen kommt, hat auch auf die Frage eingehen müssen, 
ob er als gewissenhafter verantwortlicher Redakteur die „Verantwortung“ 
übernehmen kann, wenn nun der Artikel erscheint, so daß er nunmehr straf- 
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rechtliche Ahndung wegen erfolgter Aufnahme nicht mehr zu befürchten hat. 
Die Anordnung der Aufnahme bietet ihm schon die Gewähr dafür. Nicht richtig 
ist m. E., wenn Meves annimmt, daß dem verantwortlichen Redakteur erst 
durch eine künftige Gesetzgebung die Verantwortung in diesem Falle abge- 
nommen und er aus der Zwangslage: — Verweigerung der Aufnahme auf Er- 
suchen — Bestrafung; Aufnahme auf erfolgte Anordnung — ebenfalls Be- 
strafung wegen vielleicht strafbaren Inhalts — befreit werden müsse. Diese 
Wohltat genießt der verantwortliche Redakteur schon jetzt. $ 20 RPrG. be- 
zieht sich m. E. nur auf Fälle, in denen die Aufnahme noch nicht durch Straf- 
urteil angeordnet, d. h. die Verpflichtung zur Aufnahme nicht von Amtswegen 
geprüft und anerkannt ist. 
Meves, S. 355. 

Ergibt sich aus $ 20 einerseits, daß der verantwortliche Redakteur als 
Täter zu bestrafen ist, wenn der Artikel einen strafbaren Inhalt hat, oder wenn 
der strafbare Inhalt nur bei Kenntnis besonderer Umstände erkannt werden 
kann, der Redakteur aber diese Umstände kennt, so genießt er andererseits den 
Schutz des Exculpationsbeweises. Beim Zusammenwirken mit dem Verfasser 
kommt, wenn dem Verfasser der Schutz des $ 193 StGB. zugebilligt wird, 
auch dem verantwortlichen Redakteur die hieraus sich ergebende Straf- 
freiheit zugute. 

b) Ebenso wenig könnten wir den Ausweg billigen, daß der Staat im 
Falle der Weigerung des verantwortlichen Redakteurs trotz richterlicher An- 
ordnung nun selbst die Veröffentlichung der Berichtigung vornehmen würde. 
Was bliebe da wohl von der „Anordnung“ noch übrig? Und wie wäre der Her- 
gang der Veröffentlichung zu denken? Wenn das vom Staat mit der Voll- 
streckung des Urteils beauftragte Organ auf dem Wege der Selbst veröffentlichung 
vorgehen, den verantwortlichen Redakteur einfach ausschalten und selbst den 
Drucker des Blattes anweisen würde, die Berichtigung in gesetzmäßiger Weise 
zu bringen, wo ist da noch von einem auf Grund richterlicher Anordnung er- 
folgenden Handeln des verantwortlichen Redakteurs die Rede? 

c) Meves schlägt vor, da die Anordnung der Aufnahme ein Teil des Straf- 
urteils sei, so solle nach Eintritt der Rechtskraft die Strafvollstreckungs- 
behörde selbst auch für Vollstreckung dieses Teiles des Urteilstenors Sorge tragen. 
Das Gesetz müsse ihr die Exekutivmittel in die Hand geben, die Befolgung der 
Anordnung durchzusetzen. Ob das Geld- oder Freiheitsstrafen zur Erzwingung 
der Handlung seien, sei gleichgültig. 

Meves, S. 355. 

M. E. ist auch dieser Weg, selbst wenn wir die Vollstreckung der Anordnung 
im Wege des Erlasses von Ordnungsstrafen zur Erzwingung der Handlung in die 
Hand der Strafvollstreckungsbehörde legen, wieder zu umständlich. Nicht mit 
einem allmählichen Gefügigmachen des verantwortlichen Redakteurs, sondern 
mit dem alsbaldigen Erscheinen der Berichtigung — ob nun das Verfahren mit 
Bestrafung wegen Zuwiderhandlung oder Freisprechung endete — ist den 
Interessen des Verletzten und dem Ansehen des Richterspruches gedient. 

d) Um der Verwirklichung näher zu kommen, möchte ich tür den 


Fall einer künftigen Neugestaltung des Preßgesetzes folgende Vorschläge 
machen. 
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t. Soweit das Urteil die Aufnahme der Berichtigung anordnet, ist es, 
sofern nicht ein Rechtsmittel hiergegen eingelegt wird, mit der Verkündung 
der Entscheidung rechtskräftig. 

2. Außer der Anordnung der Aufnahme der Berichtigung könnte im 
Strafurteil noch folgende Maßregel getroffen werden, die als Zusatz hinter $ 19 
Abs. Il, S. 1 a. Schl. einzuschieben wäre: 

„Dem Einsender wird, falls der verantwortliche Redakteur 
der Anordnung nicht nachkommt, die Befugnis zugesprochen, den Be- 
richtigungsartikel in der zweitnächstfolgenden Nummer der periodi- 
schen Druckschrift bekannt zu machen. 

Der Berichtigung ist der Vermerk vorzusetzen: 

„Auf Grund der Anordnung durch Urteil des Königlichen 


Schöffengerichts........ A ELTETE VON. see , welcher der 
verantwortliche Redakteur des Blattes ..... ‚ N. N., nicht nach- 
gekommen ist, ist mir, dem...... (Name des Einsenders) gestattet, 


die Aufnahme folgender Berichtigung zu bringen.“ 

Die Berichtigung schließt mit Namen und Adresse des Antragstellers. 

Weiterhin müßte bestimmt werden: 

„Die Nichtbefolgung der Anordnung der Aufnahme in der nächst- 
folgenden Nummer wird von Amtswegen festgestellt.‘ 

Hat der verantwortliche Redakteur der Anordnung nicht Folge geleistet, 
so wird dem Einsender Ausfertigung des Urteilstenors, einer Bescheinigung 
über die Publikationsbefugnis sowie der Berichtigung nebst vorbezeichneten 
Vermerk zum Zwecke der Bekanntmachung in der zweitnächstfolgenden Nummer 
der periodischen Druckschrift erteilt. 

Zu gleichem Zwecke erfolgt ein Aushang des Urteilstenors und der gedachten 
Bescheinigung an der Gerichtstafel.: 

Durch diese Maßnahmen dürfte in schnellerer und wirksamerer Weise 
als durch ein Ordnungsstrafverfahren ein Druck auf den verantwortlichen 
Redakteur zur Befolgung der Anordnung, der Aufnahme der Berichtigung, 
ausgeübt werden. Denn im Falle der Nichtbefolgung der Anordnung droht 
dem verantwortlichen Redakteur, selbst wenn er oder der bestellte Redakteur- 
stellvertreter die Veröffentlichung nach Maßgabe der Publikationsbefugnis 
dem Antragsteller verweigern würde, auf alle Fälle die Öffentliche Bekannt- 
machung seiner Zuwiderhandlung durch Aushang an der Gerichtstafel und die 
Veröffentlichung der Berichtigung auf diesem Wege. Sie würden genau so 
wirken, als wenn der verantwortliche Redakteur der Anordnung sofort Folge 
geleistet hätte. 

Sind diese Maßnahmen als Zwangsmittel gegen den verantwortlichen 
Redakteur gedacht, so muß andererseits ein künftiges Gesetz, da die Strafver- 
folgung im Berichtigungsverfahren nur auf Antrag des Einsenders eingeleitet 
wird, diesem Umstande auch zugunsten des verantwortlichen Redakteurs 
Rechnung getragen werden: 

Der Antrag auf Strafverfolgung muß zurückgenommen, auf Einräumung 
der Publikationsbefugnis verzichtet werden können. Beides muß bis zur Ver- 
kündung des Urteils möglich sein. Die Kosten des Verfahrens trägt alsdann 
im ersten Falle der Antragsteller, da die Einstellung des Verfahrens die Folge 
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wäre. Der Verzicht auf die Befugnis zur Veröffentlichung müßte den Wegfall 
der Anordnung der Aufnahme durch das Strafurteil zur Folge haben. Es würde 
alsdann mit der Bestrafung des verantwortlichen Redakteurs sein Bewenden 
haben. Die Kosten würden in diesem Falle zur Hälfte der Verurteilte, zur anderen 
der Antragsteller tragen. Würde der verantwortliche Redakteur freigesprochen 
(unberechtigte Weigerung in gutem Glauben), die Aufnahme aber gleich- 
wohl angeordnet, weil der Antragsteller auf die Publikationsbefugnis nicht 
verzichtet hat, so würden die Kosten zu einem Drittel der Staatskasse, 
zu je einem weiteren Drittel dem verantwortlichen Redakteur und dem. 
Antragsteller aufzuerlegen sein. Die aus der Rücknahme des Antrages, aus dem 
Verzicht auf die Publikationsbefugnis sich ergebende Verpflichtung zur voll- 
ständigen oder teilweisen Kostentragung würde den Antragsteller zur größeren 
Vorsicht und Überlegung veranlassen, ehe er die Einleitung eines Strafverfahrens. 
beantragt. Andererseits würde der verantwortliche Redakteur vor einer Über- 
flutung mit unnützen resp. nicht unbedingt nötigen Berichtigungsanträgen be- 
wahrt werden. Allzuhäufige Aufnahmen von Berichtigungen, zu denen der ver- 
antwortliche Redakteur genötigt wird, schädigen seinen und der Zeitung Ruf. 
Auch der Verleger wird benachteiligt, der anstelle der häufigen kostenfreien: 
Einrückungen von Berichtigungen den Raum besser für andere Zwecke im In- 
teresse des Unternehmens verwenden könnte. 
Meves, S. 334. 

Selbst wenn ein künftiges Gesetz versuchen sollte, die unserer Betrachtung 
zugrunde liegende Gesetzeslücke auszufüllen, so wird doch der Wunsch rege 
bleiben und hoffentlich auch tatsächlich erfüllt werden, daß Zwangsmittel gegen. 
den verantwortlichen Redakteur zur Befolgung der richterlichen Anordnung 
fast nie erforderlich werden! 

Wie Staat und Presse so oft Hand in Hand im Interesse und zum Segen 
des Ganzen zusammenarbeiten, so muß sich im vorliegenden Falle die Presse 
auch dem Willen des Staates, der im Richterspruch zum Ausdruck kommt, 
unterordnen. Freiheit und Verantwortung der Presse zu gleicher Zeit zu gewähr- 
leisten, das ist ja das doppelte Ideal, dem die Gesetzgebung der modernen 
Staaten mehr und mehr zustreben muß! 

Garraud, Ztschr. f. d. g. StrRW. Bd. I, S. 530. 
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Die komische Beleidigung. 
(Beleidigungen durch komische Handlungen.) 


Von Erich Rogowski, Gnesen. 
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Gegenstände. 1795. (Hartmannsche Ausgabe, Haag. 1830.) 

Thiel: Bennecke Heft 62: Injuria und Beleidigung. 1905. 

Thomasius: De actione iniuriarum. 1735. 

Vischer, Fr. Th.: Asthetik. 3 Bd. 1847—58. 

Vischer, Fr. Th.: Uber das Erhabene und Komische. 1837. 

v. Volkmann: Der Begriff der Beleidigung im Sinne des Abschnitts 14 des Reichs- 
strafgesetzbuchs. 1896. 

Wachenfeld: Das Reichsstrafrecht in Holtzendorff-Kohlers Enzyklopädie. 
6. Aufl. 1904. 

Weber: Injurien und Schmähschriften. (4793.) 4. Aufl. 1820. 

Weigand: Deutsches Wörterbuch. 3. Aufl. 1877/78. * 


* Abkürzungen. 


ArchRPhilos. = Archiv für Rechts- und Wirtschaftsphilosophie. 

ArchKrimAnthr. = Archiv für Kriminalanthropologie und Kriminalistik. 

BenneckeHeft = Strafrechtliche Abhandlungen, herausg. v. Bennecke und 
Beling. 

Berliner Seminarabhandlungen = Abhandlungen des kriminalistischen Seminars 
an der Universität Berlin. Neue Folge. 

BGB. = Bürgerliches Gesetzbuch. 

GA. = Golidammers Archiv für Strafrecht und Strafprozeß. 

GS. = Gerichtssaal. 

Lb. = Lehrbuch. 

Motive l. = Motive zum ersten Entwurf eines Strafresetzhuches für den 
Norddeutschen Bund. 1869. 

Motive Ill. = Motive zum dritten Entwurf eines Strafgesetzbuches für den 
Norddeutschen Bund. 1870. 

RGBI. = Reichseesetzblatt. 

ROE. == Entscheidungen des Reichsgerichts in Strafsachen. 

RGR. = Rechtsprechung des Reichsgerichts in Strafsachen. 

RMG. = Entscheidungen des Reichsmilitärgerichts. 

RStGB. = Reichsstrafgesetzbuch. 

RvD. == Vergleichende Darstellung des deutschen und außerdeutschen Straf- 
rechts. Vorarbeiten zur deutschen Strafrechtsreform. 1905 ff. 
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81. 
Einleitung. 
Veranlassung und Ziel der Arbeit. 


Das geltende deutsche Strafrecht beruht auf dem grundlegenden Satz: 
Eine menschliche Handlung kann nur dann mit einer Strafe belegt werden. 
wenn die Strafe für diese Handlung gesetzlich bestimmt war, bevor die Hand- 
lung begangen wurde. Da jedoch der menschliche Geist in jeder neuen Stunde 
neue Handlungen ersinnen kann, die ein irdischer Gesetzgeber nicht sämtlich 
vorauszuahnen vermag?, so müssen die Strafgesetze? derart gebildet werden, 
daß sie möglichst alle erdenklichen Handlungen gegen das durch sie zu schützende 
Rechtsgut treffen. Anderseits dürfen die Strafgesetze nicht zu weit und farblos 
gestaltet sein, sodaß sie in ganz allgemeiner Weise Unrecht jedweder Art mit 
Strafe belegen; denn sonst würden sie gegen den eingangs genannten Fun- 
damentalsatz des Strafrechts verstoßen. Der Gesetzgeber hat also zwei gefährliche 
Klippen bei der Schaffung eines Strafgesetzes zu meiden: Er darf das Gesetz 
weder zu eng noch zu weit fassen. 

Dieser äußerst schwierigen Aufgabe hat der Gesetzgeber auf verschiedenen 
Wegen gerecht zu werden versucht: Er hat die Begriffsbestimmungen der Delikte 
einmal, ins einzelne ausgebaut, durch einen ganzen Satz gegeben, zum Bei- 
spiel beim Diebstahl‘, dann wieder sich mit Fassungen begnügt, die lediglich 
aus einem einzigen Hauptwort bestehen, wie dies im $ 185 der Fall ist. Dieser 
lautet: „Die Beleidigung wird ... bestraft“. 

Jeder dieser beiden extremen Wege der Gesetzestechnik birgt besondere 
Gefahr. Wie mangelhaft eine Gesetzestechnik sein kann, die sich bei der Kon- 
struktion des Deliktsbegriffs einer Reihe von Worten bedient, ist daraus zu er- 
sehen, daß man die ersten Entwendungen von elektrischer Kraft nach dem 
damals geltenden Recht nicht zu strafen vermochte. Denn der eben genannte 


Vorentwurf = Vorentwurf zu einem Deutschen Strafgesetzbuch. Veröffentlicht 
auf Anordnung des Reichsjustizamts. Berlin 1909. 

Vorentwurf-Begründung = Begründung des Vorentwurfs zu einem Deutschen 
Strafgesetzbuch. Veröffentlicht auf Anordnung des Reichsjustizamts. 
Berlin 1909. 

Z. = Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft. 

ZfAR. = Zeitschrift für deutsches Recht. 

Gesperrt gedruckt sind im Literaturverzeichnis die Stichwörter, durch 
die in den Anmerkungen der Arbeit mehrere Werke eines WERBEN von einander 
unterschieden werden. 

Ziffern ohne Zeichen bedeuten Seitenzahlen, in Kommentaren Noten. 

Vgl. bedeutet ähnliche Ansicht wie der Text. 


2? § 2 RStGB. 

2 Vgl. meine diesbezüglichen Ausführungen im ArchKrimAnthr. 31, 34: 
„Die Entstehung des Asylrechts“. 

3 d.h. in diesem Sinne die Paragraphen des besonderen Teils des Straf- 

gesetzbuchs. 

4 8 242 RStGB.: Wegen Diebstahls wird bestraft, „wer eine fremde be- 
wegliche Sache einem andern in der Absicht wegnimmt, dieselbe sich rechts- 
widrig zuzueignen“. 


Archiv 58. Bd. 24 
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Diebstahlsparagraph spricht nur von der Wegnahme von Sachen, und als Sache 
konnte man den elektrischen Strom schlechterdings nicht ansehen. Daher mußte 
im Jahre 19001 ein besonderes Gesetz „betreffend die Bestrafung der Entziehung 
elektrischer Arbeit“? erlassen werden. Die ersten Entwendungen von elektrischer 
Kraft jedoch blieben straffrei. 

Während also ein Strafgesetz mit einem ins einzelne ausgestalteten Delikts- 
begriff, wie etwa der Diebstahlsparagraph, die Gefahr in sich birgt, zu eng 
gefaßt zu sein, ist bei Begriffsbestimmungen nach Art des $ 185 zu befürchten, 
daß sie zu weitgehend ausgelegt werden und in der Rechtsprechung allzu kraß 
voneinander abweichende Urteile zeitigen®. Dem Gesetzgeber erschien die letzt- 
genannte Klippe der Gesetzestechnik noch gefahrvoller als die erste. Dies ergibt 
sich daraus, daß er trotz der großen Zahl der Delikte des Reichsstrafgesetzbuchs 
sich lediglich in drei Paragraphen mit Begriffsbestimmungen aus nur einem 
Wort begnügt hat“. 

Was jedoch in den zwei übrigen Fällen, bei Tatbeständen, die überhaupt 
kaum verschiedenartig aufgefaßt werden können, wie zum Beispiel der Zwei- 
kampf, nur geringe Gefahr für eine zu weit gehende und verschiedenartige 
Anwendung dieser Gesetze bildet, das wird im dritten Fall, im Fall der Beleidi- 
gung, für die Einheitlichkeit der Rechtsprechung und ihrer Lehre geradezu ver- 
hängnisvoll: Eine so große Zersplitterung und so unüberbrückbare Gegensätze 
in Wissenschaft und Praxis wie hinsichtlich des Beleidigungsbegriffs herrschen 
bei keinem der übrigen Delikte des Reichsstrafgesetzbuchs. 

Gerade bei einer gewissen Kategorie von Handlungen tritt diese Zerrissen- 
heit und Uneinigkeit der Meinungen über den Beleidigungsbegriff hervor. Diese 
ganz besonders strittige Klasse der Beleidigungen bilden die durch komische 
Handlungen begangenen, die im folgenden kurz „komische Beleidigungen“ 
genannt .werden sollen. 


Die folgende Arbeit stellt einen Versuch dar, nach generellen Gesichts- 
punkten aus der Zahl der komischen Handlungen die als Beleidigung straf- 
baren zu sondern. 

Es wird zunächst im ersten Abschnitt des allgemeinen Teils der Arbeit das 
Wesen der komischen Handlung zu untersuchen und hierbei zu prüfen sein, 
ob etwa unter den Merkmalen der komischen Handlung als solcher sich Kriterien 
befinden können, die eine Handlung zu einer beleidigenden stempeln. Sollte 
diese Frage verneint werden, so stünde damit fest, daß eine menschliche Hand- 
lung nie bereits aus dem Grund eine Beleidigung darstellen kann, weil sie eine 
komische Handlung ist. Mithin müßte das Beleidigende einer komischen Hand- 
lung aus Kennzeichen ersichtlich sein, die nicht im Begriff der komischen Hand- 
lung, sondern im Begriff der Beleidigung liegen. 

Als zweiter Abschnitt des allgemeinen Teils der Arbeit muß demzufolge 
der Begriff der Beleidigung entwickelt werden. Ist dieser Beleidigungsbegriff, 


2 9. April. 

2 RGBl. 228. 

3 Vgl. Gutherz 37: „Eine ganze Schar von Assoziationen, die an dem 
einfachen Worte hängen, wird durch den Zusammenhang der Worte im Satz 
ausgeschlossen.“ 

4 Außer $ 185 RStGB. noch § 172 (Ehebruch) und $ 205 (Zweikampf). 
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der allgemeine, Geltung heischen würdet, gewonnen, so wird er mit dem im 
ersten Abschnitt des allgemeinen Teils der Arbeit entwickelten Begriff der 
komischen Handlung zusammenzustellen sein. 

Auf diesem Wege gelangt man zu einer Formel, die es ermöglicht, aus der 
Zahl der komischen Handlungen die herauszuheben, die als Beleidigungen gemäß 
dem $ 185 des Reichsstrafgesetzbuchs zu strafen sind. 

Es bleibt dann noch übrig, im besonderen Teil der Arbeit die einzelnen 
Kategorien der komischen Handlungen an der Hand von Beispielen durchzu- 
gehen und die Einheitlichkeit der Geltung der gefundenen Formel für alle diese 
Kategorien nachzuweisen. 


Allgemeiner Teil. 


$ 2. 
I. Abschnitt. 


Das Wesen der komischen Handlung. 


Da das deutsche Strafgesetzbuch nur vorsätzliche Beleidigungen kennt?, 
so kann für die vorliegende Arbeit nur die Untersuchung der vorsätzlichen ko- 
mischen Handlungen, also der als komisch gewollten?® Handlungen, in Frage 
kommen. Handlungen, deren Komik nicht gewollt ist, sondern auf Fahrlässig- 
keit des Handelnden oder auf Zufall beruht, sind demgemäß für die vorliegende 
Arbeit auszuschalten.* 

Es ist ferner im Auge zu behalten, daß jede gewollte menschliche Hand- 
lung einen Gedanken ausdrückt, und daß, wenn in der Folge von menschlichen 
Gedanken die Rede ist, diese als Beleidigungen nur dann in Frage kommen 
können, wenn sie durch Handlungen äußerlich wahrnehmbar dargestellt sind. 
Denn Gedanken, die nicht aus der Psyche des Menschen in die Außenwelt ge- 
langen, können BRENNER im strafrechtlichen Sinn nicht bilden: „Gedanken 
sind zollfrei.‘“® 

Die menschlichen er zerfallen in betrachtende und begehrende.® 

Die betrachtenden Gedanken seien Urteile, die begehrenden Wünsche ge- 
nannt. Das Beleidigende einer Handlung ist nicht ein in ihr verkörperter be- 
gehrender, sondern ein betrachtender Gedanke. Wohl ist häufig ein begehrender 
Gedanke die Triebfeder einer Beleidigung, etwa der Wunsch, den Angegriffenen 


1 nicht nur Geltung für die komischen SEN, 

2 Vgl. v. Liszt 344; Olshausen 145 zu § 185. 

3 bzw. „vorgestellten“. Uber die verschiedenen Vorsatztheorien vgl. das 
weiter unten $5 dieser Arbeit Gesagte. 

* Eine fahrlässig komische Handlung wäre die folgende: Ein Ungebildeter, 
der es liebt, sich in Fremdwörtern auszudrücken, will jemand zu verstehen 
geben, daß der andere ihm stets ein Vorbild gewesen sei. Da ihm aber das 
Wort „Ideal“ nicht geläufig ist, so drückt er seinen Gedanken fahrlässig durch 
die Worte aus: „Sie sind in meinen Augen stets ein Idiot gewesen.‘ 

5 Aus Luthers „Von weltlicher Obrigkeit, wie man ihr Gehorsam 
schuldig sei.“ 

„Cogitationis poenam nemo patitur.“ 

6 Vgl. Fischer 66. 


24* 
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zu kränken. Wohl trägt ferner manche Beleidigung das Gewand eines Wunsches.! 
Der eigentliche beleidigende Kern jedoch, den die Handlung verkörpert, ist nicht 
ein Wunsch, sondern ein betrachtender Gedanke. 

Es müssen also für die folgende Entwicklung die begehrenden Gedanken 
als ungeeignet, den inneren Kern einer Beleidigung zu bilden, ausgeschaltet 
werden. 

Unter Elimination der menschlichen Wünsche sind nunmehr die 
betrachtenden Gedanken, die Urteile, des Menschen zu untersuchen, 
damit unter diesen die bewußt komischen Urteile? und deren Wesen er- 
kannt werden. Das komische Urteil soll in seiner Entstehung betrachtet 
werden, denn „aus der Art, wie etwas wird, erkennen wir am besten, 
was es ist.“ Und zu dem Verständnis des komischen Urteils gelangt 
man am sichersten auf dem Umweg über das erhabene Urteil, denn man 
holt, wie Jean Paul? sagt, eine Empfindung am besten aus, wenn man 
sie um ihre entgegengesetzte befragt. 


Das Urteil des Menschen über seine Umgebung wird, wenn er sich 
in begehrungsloser Gemütsstimmung befindet, ein unbefangenes® und, weil die 
Objekte seiner Betrachtung ihm von Kindheit an vertraut sind, ein treffendes 
Urteil sein. Der Mensch ist also befähigt, über bekannte und gewohnte Objekte 
in freier Stimmung ein freies Urteil zu fällen. 

Sein Urteil verschiebt sich jedoch zu einem nicht mehr treffenden, wenn er 
Objekte betrachtet, für deren Erfassung die Linse seines geistigen Auges nicht 
eingestellt ist: 

Er steigt einen steilen Alpenberg hinan. Stundenlang ist er durch Nebel- 
wolken, die ihm jegliche Aussicht verschlossen, emporgewandert. Endlich hat er 
den Nebel durchstiegen. Dieser liegt nun als dichtes Nebelmeer unter ihm, die 
Ebene und den Fuß des Berges vollkomnıen verhüllend. Nur der kahle Fels, 
an dem der Wanderer hinanklimnit, starrt schroff aus dem Nebelmeer hervor, 
übergossen von dem goldenen Licht der Sonne, die aus wolkenlosem Himmel 
herabstrahilt. 


1 Wenn ein Mann ein ihm unbekanntes junges Mädchen, das sich völlig 
korrekt benimnit, bei der ersten Begegnung um einen Kuß bittet, so bildet das 
Beleidigende seiner Handlung nicht dieser Wunsch (denn sonst wäre das 
eheliche Leben eine fortgesetzte Kette von Beleidigungen), sondern der 
in seiner Bitte enthaltene betrachtende Gedanke, er sähe in dem Mädchen 
ein solches, das geneigt sei, einem Mann bei der ersten Begegnung einen 
Kuß zu geben. 

Vel. v. Liszt 347 N. 1. 

Mr 2 Vgl. Lipps 528: „Sofern die witzige Handlung etwas sagt, kann sie Urteil 
reiben.‘ 

Während Lipps und die ferner zitierten Philosophen und Ästhetiker fast 
durchgängig lediglich von „witzigen“ Handlungen sprechen, geht die vorliegende 
Arbeit von dem umfassenderen Begriff der „komischen“ Handlung aus. 

3 Fischer 64. 

* 820. 

5 Denn was den Menschen unfrei macht, sind nach einem Ausdruck 
Platos (vgl. Fischer 74) jene Muschein und Tangen, die ihn umwachsen haben 
und bedeckt halten, seine Bedürfnisse, seine Wünsche. 
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Bei diesem neuen, ungewohnten Anblick versagt die rechte Urteilskraft 
des Menschen. Jeder irdische Maßstab ist vergessen!, jede Erinnerung an die 
übrige Welt. Nur ein Urteil beherrscht den Wanderer, das der Erhabenheit der 
ihn umgebenden Natur. Denn „erhaben ist das, mit welchem in Vergleichung 
alles andere klein ist.‘“? 

Diese Betrachtung preßt das Empfinden des Menschen von seiner eigenen 
Persönlichkeit, sein Selbstgefühl, zusammen.? Seine Stimmung ist gedrückt.* 
Erst wenn er wieder zur Ebene des Lebens hinabsteigt, erst wenn ihn wieder 
altgewohnte Objekte umgeben, dann erst ist seine Stimmung wieder eine freie 
geworden. Denn nun haftet nichts mehr dem Objekt an, das seine Stimmung 
belastet.’ 

Je erhabener also dem Menschen die Objekte seiner Betrachtung er- 
scheinen, desto gedrückter wird seine Stimmung; je mehr jedoch das betrachtete 
Objekt vom Standpunkt der Erhabenheit zur Ebene des Alltagslebens herabsinkt, 
- desto mehr hebt sich die Stimmung des Menschen, um endlich in dem Augen- 
blick wieder völlig frei zu sein, in dem kein Rest von Erhabenheit mehr dem 
Objekt anhaftet. 

In diesem Augenblick befindet sich die Wage, in deren einer Schale das 
betrachtete Objekt, in deren anderer Schale die Stimmung des betrachtenden 
Menschen gedacht werden kann, im Gleichgewicht. 

Wird nunmehr auch nur das geringste Gewichtsteilchen aus der Wagschale 
mit der menschlichen Stimmung, die soeben vom Zustand des Gedrückt- 
seins ins Gleichgewicht zur Freiheit der Stimmung emporgestiegen ist, ent- 
nommen, so sinkt die andere Wagschale mit dem betrachteten Objekt, die aus 
der Höhe der Erhabenheit soeben immer mehr in die Stellung des Alltagslebens, 
des Gleichgewichts, herabschwebte, in das Reich des Komischen. Die Stimmung 


1 Vgl. Kant § 25: „Wir verstatten keinen ihm (dem betrachteten Objekt) 
angemessenen Maßstab außer ihm, sondern bloß in ihm zu suchen.“ 

Schiller „Betrachtungen“ 1228: „Zu den Bedingungen gehört, daß der 
Gegenstand uns das höchste sinnliche Maß, womit wir alle Größen zu messen 
pflegen, völlig unbrauchbar mache.“ 

2 Kant 


3 Vgl. Kant $ 27: „Wenn eine Größe beinahe das Außerste unseres Ver- 
mögens der Zusammenfassung in eine Anschauung erreicht,... so fühlen wir 
uns im Gemüt... in Grenzen eingeschlossen.“ 

Kant $ 26: „Es ist hier ein Gefühl der Unangemessenheit seiner (des 
Menschen) Einbildungskraft für die Ideen eines Ganzen, um sie darzustellen, 
worin die Einbildungskraft ihr Maximum erreicht und bei der Bestrebung, 
es zu erweitern, in sich selbst zurücksinkt.“ 

Schiller „Betrachtungen“ 1225: „Eine Kraft wird hier vorgestellt, gegen 
welche die unsrige verschwindet.“ „Ein gewisser Ernst bemächtigt sich unsrer 
Seele, und indem sich in den sinnlichen Organen deutliche Spuren von Be- 
ängstigung zeigen, sinkt der nachdenkliche Geist in sich selbst zurück.“ 

Schiller „Erhabene‘“ 1305: „Das peinliche Gefühl unserer Grenzen er- 
halten“. 

t+ Vgl. Fischer 78. „Die erhabene Vorstellung wird wie eine unheimliche 
Last empfunden.“ * 

„Aus dem Genuß des Überwältigtseins wird allmählich das peinliche Ge- 
fühl des Erdrücktwerdens.“ 

5 das ihr „imponierte“, vgl. Fischer 76. 
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des betrachtenden Menschen dagegen steigt gleichzeitig über den Zustand 
der Freiheit hinaus, sie wird überfrei, wird übermütig. Der urteilende Mensch 
fühlt sich jetzt über das betrachtete Objekt erhaben und sieht zu ihm nicht 
empor, sondern er sieht auf das Objekt herab.! 

Das Urteil, das in dieser überfreien, übermütigen Stimmung über 
das betrachtete Objekt ergeht, wird nicht nach den gewöhnlichen logischen Denk- 
regeln in aller Ordnung gefällt, sondern „im Widerspruch mit der Hausordnung 
und den Hausgesetzen des Geistes.‘‘2 

Während der Mensch bei der Betrachtung eines Objekts, dessen über- 
wältigende Erscheinung seine Stimmung herabdrückt, nur ein einziges 
Urteil zu finden vermag, das der Erhabenheit des betrachteten Objekts, verfügt 
er in der überfreien, übermütigen Stimmung eines „erhöhten Selbstgefühls‘“? 
in ganz besonderem Maße über sein gesamtes Wissen und Können. Alle Schätze 
seines Geistes stehen parat da. Ein Gedankenblitz, ein „Einfall“ beleuchtet 
wie ein „Schlaglicht‘“® sämtliche urteilenden Werte im Geistesschatz des Men- - 
schen. Er stellt plötzlich zwei Begriffe aus den entgegengesetztesten Gebieten 
des Denkens als Urteil nebeneinander®, vertauscht sie sodann in übermütigem 
Spiel”, läßt, ohne sich auch nur Zeit zu nehmen, alle Konsequenzen dieses 
Urteils ruhig zu überlegen®, es aus seiner Psyche in die Öffentlichkeit wahr- 
nehmbar hervortreten, — und geboren ist das komische Urteil. 

Weil es in übermütiger Stimmung entstanden ist und so überaus rasch? 
hervorgebracht wurde, trägt das komische Urteil die Gefahr in sich, das be- 
trachtete Objekt zu verletzen!®, nicht äußerlich, sondern in seinem innersten Kern. 
Den innersten Kern des Menschen jedoch verletzt die Beleidigung. 

Es liegt also die Wahrscheinlichkeit überaus nahe, daß gewisse Klassen der 
bewußt komischen Urteile Beleidigungen bilden werden. Will man jedoch diese 
Klassen aus der Zahl der nicht beleidigenden komischen Urteile sondern, so 
kann einem dies nur vermöge von Kennzeichen gelingen, die nicht im Begriff 
des komischen Urteils, sondern im Begriff der Beleidigung enthalten sind. Denn 


ı Vgl. Jean Paul $ 26, der das Komische als das „umgekehrte Erhabene“ 
bezeichnet. Ahnlich: Vischer „Erhabene‘ 460 und Fischer 76. 

2 Fischer 102. 

3 Vgl. Fischer 109. 

* Vgl. Vischer „Erhabene‘“ 179: „‚Der komische Einfall erzeugt sich immer 
in einem blitzartigen Auftauchen.“ Ahnlich Fischer 100. 

5 Vgl. Fischer 100. 

e€ Vgl. Vischer „Erhabene‘ 196: „Unversehens hat er einen Begriff am 
Schopfe und wirft ihn mit der entlegensten Vorstellung aus einem ganz anderen 
Gebiete zusammen.“ 

Fischer 102: ‚Was noch nie vereint war, ist mit einemmal verbunden.“ 

Jean Paul § 44: ‚wie der verkleidete Priester, der jedes Paar kopuliert.““ 

Vischer „Ästhetik“ I 422: „Er (der verkleidete Priester) traut die Paare 
am liebsten, deren Verbindung die Verwandten nicht dulden wollen.“ 

" Vgl. Jean Paul § 54: „ein bloßes Spiel mit Ideen.“ 

Vischer „Erhabene‘“ 184 „mit allem spielen‘. 

Fischer 72 ‚das spielende Urteil“. 

8 Vel. Vischer „Erhabene‘“ 179. 

° Vel. Fischer 102: „wie im Fluge‘“. 

1° Vgl. Fischer 111: „Auch ohne böse Absicht kann es sehr leicht schonungs- 
los werden und selbst frech und frivol.“ 
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zu dem Wesen des komischen Urteils, das im vorigen dargestellt wurde, gehört 
nicht, daß es als solches beleidigend ist. 

Es sind also nunmehr im zweiten Abschnitt des allgemeinen Teils der 
Arbeit die Kennzeichen der Beleidigung zu prüfen. Festzuhalten jedoch ist 
als bisheriges Ergebnis die Wesensbestimmung des komischen Urteils als: eines 
in übermütiger Stimmung einfallenden, durch spielend vertauschte Begriffe 
ausgedrückten, betrachtenden Gedankens. 

Ein subjektives und ein objektives Moment sind also zur Wesensbestimmung 
des komischen Urteils erforderlich und genügend. Das subjektive Moment — 
subjektiv, weil in der Psyche des urteilenden Menschen liegend — bildet die über- 
freie, übermütige Stimmung des betrachtenden Menschen. Das objektive Mo- 
ment dagegen liegt in den, das Urteil über das betrachtete Objekt ausdrückenden, 
spielend vertauschten Begriffen. Diese Begriffe können alles sein, das geeignet 
ist, menschliche Gedanken der Mitwelt wahrnehmbar darzustellen, nämlich: 
Wort!, Ton, Bild? und sonstiges Tun.’ 

Für komische Handlungen durch „Worte“ und durch „sonstiges Tun“ 
sei jeein Beispiel angeführt, jedoch an diesem Ort ohne Rücksicht darauf, ob die 
komische Handlung in den beiden Fällen eine Beleidigung enthält oder nicht: 

Fall A.* In einem Saal ist eine festliche Gesellschaft versammelt. Ihren 
Mittelpunkt bildet ein reicher Finanzbaron, dem jedermann aus dem Kreis 
sich aufmerksam zu erweisen sucht. Von zwei Gästen, die soeben den Saal be- 
treten, bemerkt der eine® zum anderen: „Sehen Sie, wie dort das goldene Kalb 
angebetet wird.“ Darauf erwidert der andere: ..Der Herr Baron ist doch 
garnicht mehr so jung.“ — 

Es sei der einheitlichen Wirkung des Beispiels wegen von der Beantwortung 
der Frage abgesehen, ob bereits die Äußerung des ersten Gastes eine bewußt 
komische Handlung darstellt. Vielmehr sei lediglich die Erwiderung des zweiten 
= Gastes in Betracht gezogen. Dieser hat in seiner übermütigen Stimmung den 
alttestamentarischen Begriff des goldenen Kalbes als Sinnbild des Reichtums 
und den landläufigen Begriff „Ochse“ als Bezeichnung für einen Dummkopf 
auf einen plötzlichen Einfall hin spielend vertauscht. 

Während in diesem Beispiel das Mittel des Gedankenausdrucks ein Wort 
ist, ist es im folgenden Beispiel ein sonstiges Tun. 

Fall B? In einem Hotel sind zwei Professoren derselben Universität 
und Fakultät abgestiegen. Professor A. bewohnt Zimmer 7, Professor B. das 
im anderen Stock gelegene Zimmer 13. Am nächsten Morgen bemerkt Professor 
A. beim Ankleiden, daß die geputzten Stiefel, die er vor. seiner Zimmertür 
findet, ihm nicht passen. Dieselbe Erfahrung macht Professor B. Ein über- 


1 Komische Urteile, ausgedrückt durch Worte, nennt die Umgangssprache 
zumeist Witze. 

2 Unter die Zahl der komischen Urteile, die durch ein Bildwerk ausgedrückt 
werden, fallen auch die Karikaturen. 

3 Komische Urteile, ausgedrückt durch die letztgenannte Kategorie der 
Handlungen, heißen zumeist Possen. 

+ Vgl. Fischer 82. 

5 der Dichter Soulié. 

6 Heine. 

“ Vgl. v. Bar „Beleidigung“ 12 N 15. 


376 Die komische Beleidigung. 


mütiger Student, Hörer beider Professoren, der im gleichen Hotel wohni, hat 
in der Stille der Nacht die beiden Stiefelpaare der Professoren miteinander ver- 
tauscht. 


ll. Abschnitt. 


Die Begriffsbestimmung der Beleidigung. 


$ 3. 
A. Das Angriffsobjekt der Beleidigung. 


Es ist bereits oben! festgestellt worden, daß die Beleidigung ein nach außen 
wahrnehmbar verkörperter Gedanke betrachtenden Inhalts ist?, mit anderen 
Worten ein geäußertes Urteil. Welche Eigenschaft jedoch ist es, die ein ge- 
äußertes Urteil zu einem beleidigenden macht? 

Vom Gesetz könnte diese Frage nur im 14. Abschnitt des Reichsstraf- 
gesetzbuchs mit dem Titel: „Beleidigung“, der von $ 185 bis $ 200 reicht, 
beantwortet sein. Von diesen Paragraphen enthalten jedoch nur die $$ 185, 
186, 187, 189, 192 und 193 einzelne Kennzeichen des Beleidigungsbegriffs. Diese 
Paragraphen müssen der Reihe nach betrachtet werden. 

$ 1853 enthält keinerlei Begriffsbestimmung der Beleidigung, sondern sagt 
lediglich, daß eine Beleidigung auch mittels einer Tätlichkeit? begangen werden 
kann. Die Motive zum 1.5 wie zum III. Entwurf des Strafgesetzbuchs für den 
Norddeutschen Bund, des unmittelbaren Vorgängers des Reichsstrafgesetzbuchs 
also, erklären in resignierter Weise diesen Mangel einer Begriffsbestimmung 
der Beleidigung: „Man habe,“ sagen sie, „um so weniger geglaubt, eine Definition 
aufstellen zu sollen, als die in anderen Gesetzgebungen darüber gemachten 
Versuche virtuell nie zu etwas Weiterem als zu Umschreibungen des Wortes 
Beleidigung gelangt seien.“ 


1 8 2 dieser Arbeit. 

2 Vgl. Kohler GA. 47, 18; Olshausen 8 zu $ 185. 

3 84185 RStGB.: Die Beleidigung wird mit Geldstrafe bis zu sechshundert 
Mark oder mit Haft oder mit Gefängnis bis zu einem Jahre und, wenn die 
Beleidigung mittels einer Tätlichkeit begangen wird, mit Geldstrafe bis zu ein- 
tausendfünthundert Mark oder mit Gefängnis bis zu zwei Jahren bestraft. — 
Zum Vergleich de lege ferenda $ 259 des Vorentwurfs zu einem Deutschen 
Strafgesetzbuch: Die Beleidigung wird mit Geldstrafe bis zu dreitausend Mark 
oder mit Haft oder Gefängnis bis zu zwei Jahren.... bestraft, 

...in besonders schweren Fällen mit Gefängnis bis zu drei Jahren oder mit 
Haft oder mit Geldstrafe bis zu zehntausend Mark. 

Ein besonders schwerer Fall (884 des Vorentwurfs) liegt vor, wenn die rechts- 
widrigen Folgen der Tat ungewöhnlich bedeutend sind und der verbrecherische 
Wille des Täters ungewöhnlich stark und verwerflich erscheint. 

Über besonders leichte Fälle vgl. das in $ 5 dieser Arbeit Gesagte. 

* also mittels einer körperlichen Einwirkung (engerer Begriff: Berner 
374; Binding Lb. I 171; Hälschner Il 765; Olshausen 2 zu $94; Oppenhoff I 
zu § 94); respektive mittels eines körperlichen Angriffs (weiterer Begriff: Frank 
IV zu § 185; Liepmann 311; v. Liszt 347; Meyer-Allfeld 430; RGE. 28, 32). 

5 Motive I 153. 

e Motive Ill zum $ 183, dem heutigen $ 185. 


Die komische Beleidigung. 31T 


Auch der neue „Entwurf eines Gesetzes, betreffend Änderung des Straf- 
gesetzbuchs‘! empfindet, trotzdem er den $ 186 eingehend verändert, keinerlei 
Bedürfnis, eine Erklärung des Beleidigungsbegriffs zu bringen; ebensowenig 
der Vorentwurf zu einem Deutschen Strafgesetzbuch. Die Begründung zu 
diesem Vorentwurf? sagt sogar: Der Versuch einer Definition des Rechtsguts, 
gegen das sich die Beleidigung richtet, würde, ‚statt Streitfragen und Zweifel 
bei der Anwendung des Gesetzes zu beseitigen, nurneue Zweifel und Bedenken her- 
vorzurufen geeignet sein.“ Ein solcher Versuch ‚wird deshalb besser aufgegeben“. 

Aus § 186° — üble Nachrede — kann eine erschöpfende Beleidigungs- 
definition nicht gewonnen werden, wenn dieser Paragraph auch ein wesentliches 
Merkmal der Beleidigung angibt, daß nämlich die dort unter Strafe gestellte 
beleidigende Kundgebung geeignet sein muß, den Angegriffenen „verächtlich 
zu machen, oder in der öffentlichen Meinung herabzuwürdigen‘. Allein hierin 
ist der erschöpfende Beleidigungsbegriff nicht enthalten. Denn der Gesetz- 
geber, der die Handlung der üblen Nachrede in diesem Paragraphen ‚„Beleidi- 
gung“ nennt, erklärt im $ 192%, daß Handlungen, auch ohne üble Nachrede 
zu sein, trotzdem Beleidigungen bilden können, daß also ein erschöpfender Be- 
leidigungsbegriff weit über den $ 186 hinausgeht. Er befiehlt, trotz gelungenen 
Wahrheitsbeweises, also bei Entfallen der Anwendbarkeit des $ 186, eine Be- 
strafung des Täters aus $ 185, „wenn das Vorhandensein einer Beleidigung aus 
der Form der Behauptung oder Verbreitung oder aus den Umständen, unter 
welchen sie geschah, hervorgeht.“ 

Aus dem gleichen Grunde kann ein erschöpfender Beleidigungsbegriff 
aus dem § 1875 — Verleumdung — und $ 189° — Totenverleumdung — nicht ge- 
wonnen werden. 


1 dem Reichstage vorgelegt am 23. November 1909. 

2 Vorentwurf-Begründung 701. 

3 8186 RStGB.: Wer in Beziehung auf einen andern eine Tatsache be- 
hauptet oder verbreitet, welche denselben verächtlich zu machen oder in der 
öffentlichen Meinung herabzuw ürdigen geeignet ist, wird, wenn nicht diese Tat- 
sache erweislich wahr ist, wegen Beleidigung mit Geldstrafe bis zu sechshundert 
Mark oder mit Haft oder mit Gefängnis bis zu einem Jahre und, wenn die Be- 
leidigung öffentlich oder durch Verbreitung von Schriften, Abbildungen oder 
Darstellungen begangen ist, mit Geldstrafe bis zu eintausendfünfhundert Mark 
oder mit Gefängnis bis zu zwei Jahren bestraft. 

4 8192 RStGB.: Der Beweis der Wahrheit der behaupteten oder verbrei- 
teten Tatsache schließt die Bestrafung nach Vorschrift des $ 185 nicht aus, 
wenn das Vorhandensein einer Beleidigung aus der Form der Behauptung oder 
Verbreitung oder aus den Umständen, unter welchen sie geschah, hervorgeht. 

5 84187 RStGB.: Wer wider besseres Wissen in Beziehung auf einen an- 
deren ein unwahre Tatsache behauptet oder verbreitet, welche denselben ver- 
ächtlich zu machen oder in der Öffentlichen Meinung herabzuwürdigen oder 
dessen Kredit zu gefährden geeignet ist, wird wegen verleumderischer Beleidi- 
gung mit Gefängnis bis zu zwei Jahren und, wenn die Verleumdung öffentlich 
oder durch Verbreitung von Schriften, Abbildungen oder Darstellungen be- 
gangen ist, mit Gefängnis nicht unter einem Monat bestraft. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so kann die Strafe bis auf einen 
2 sis ermäßigt, oder auf Geldstrafe bis zu neunhundert Mark erkannt 
werden. 

€ 8189 RStGB.: Wer das Andenken eines Verstorbenen dadurch be- 
schimpft, daß er wider besseres Wissen eine unwahre Tatsache behauptet 
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Ebenso muß der $ 193! als ungeeignet, um aus ihm den erschöpfenden 
Beleidigungsbegriff zu entwickeln, ausgeschaltet werden. Denn in ihm erklärt 
der Gesetzgeber, daß selbst Äußerungen, die zur Wahrnehmung berechtigter 
Interessen gemacht werden, dennoch insofern als Beleidigungen strafbar sind, 
„als das Vorhandensein einer Beleidigung aus der Form der Äußerung oder 
aus den Umständen, unter welchen sie geschah, hervorgeht“. 
| Es ergibt sich also, daß lediglich in dem $ 185 der erschöpfende Beleidigungs- 

begriff liegen kann, und daß dieser, da der $ 185 eine Begriffsbestimmung nicht 
angibt, in seiner ganzen Ausdehnung nur auf geschichtlicher Grundlage zu ge- 
winnen ist. Die geschichtliche Grundlage bildet einmal die Rechtsentwicklung, 
zum anderen die im Lauf der Jahrhunderte entstandene und durch Gene- 
rationen vererbte Volksüberzeugung. Diese beiden Elemente der Geschichte 
weisen gleichmäßig darauf hin, daß das Angriffsobjekt der Beleidigung die 
Ehre ist. 

Während die Rechtsentwicklung bei vielen anderen Instituten des gel- 
tenden Strafrechts einen sehr starken Nachklang der römischen Rechtsauffassung 
erkennen läßt, steht das Rechtsinstitut der Beleidigung in keinem inneren 
Zusammenhang mit römischen Ideen. 

Das römische Recht faßte alle Eingriffe in das Individualrecht als 
iniuria auf, sonderte also aus ihnen nicht einen besonderen gegen die Ehre 
gerichteten Angriff aus.” Das deutsche Recht dagegen hob aus der Zahl 
der Persönlichkeitsrechte das Recht auf Schutz der Ehre besonders 
energisch hervor.? 

So sehr auch die gemeinrechtliche Theorie und Praxis für eine Vermischung 
dieser deutschrechtlichen Ideen mit dem römischen Injurienbegriff gesorgt hat“, 
heute hat sich herrschend die Überzeugung Bahn gebrochen, daß das Institut 
der römischen Injurie und seine Entwicklung im gemeinen Recht für die Ge- 
winnung des Beleidigungsbegriffs des modernen Strafgesetzbuchs nicht be- 
stimmend sein kann, daß vielmehr der heutige Beleidigungsbegriff auf dem 
deutschen Begriff der Ehre beruht. 

Dieser Überzeugung hat die Gesetzgebung der deutschen Staaten teilweise 
sogar im Wortlaut der Gesetze Rechnung getragen: Die Strafgesetzbücher 


oder verbreitet, welche denselben bei seinen Lebzeiten verächtlich zu machen 
oder in der öffentlichen Meinung herabzuwürdigen geeignet gewesen wäre, 
wird mit Gefänenis bis zu sechs Monaten bestraft. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so kann auf Geldstrafe bis zu neun- 
hundert Mark erkannt werden. 

18493 RStGB.: Tadelnde Urteile über wissenschaftliche, künstlerische 
oder gewerbliche Leistungen, ingleichen Außerungen, welche zur Ausführung 
oder Verteidigung von Rechten oder zur Wahrnehmung berechtigter Interessen 
gemacht werden, sowie Vorhaltungen und Rügen der Vorgesetzten gegen ihre 
Untergebenen, dienstliche Anzeigen oder Urteile von Seiten eines Beamten und 
ähnliche Fälle sind nur insofern strafbar, als das Vorhandensein einer Beleidi- 
gung aus der Form der Außerung oder aus den Umständen, unter welchen sie 
geschah, hervorgeht. 

2 Vgl. Landsberg; Leonhard; Mainzer; Maschke; Mommsen 784 ff.; Thiel. 

3 Vgl. Brunner 11 671 ff.; Köstlin. 

* Verl. Quistorp I § 305; Thomasius; Weber. 

5 Vgl. Kohler GA. 47, 8; Liepmann 217; v. Liszt 340. 
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von Preußen!, Bayern‘, Braunschweig®, Hannover‘, Oldenburg®, Sachsen® 
und Thüringen? sprechen ausdrücklich von der „Ehre“ als Angriffsobjekt der 
Beleidigung. Auch der Vorentwurf zu einem Deutschen Strafgesetzbuch® führt 
die Beleidigung unter der Überschrift „Ehrverletzung“ auf. 

Ebenso erkennt die Volksüberzeugung die Ehre als Angriffsobjekt der 
Beleidigung an?®. Mag der Angegriffene mit der Strafklage, mag er mit ritter- 
licher Waffe oder mit dem Messer, mag er mit der Faust auf eine Beleidigung 
antworten, immer wird er — in allen Schichten des Volks — von seiner ver- 
letzten „Ehre“ sprechen. 


Die Ehre ist etwas nur dem Menschen Eigenes. Kein anderes Geschöpf 
als der Mensch besitzt Ehre. Also muß auch das Wesen der Ehre durch das 
Kennzeichen bestimmt werden, das als wichtigstes den Menschen von den 
übrigen Geschöpfen unterscheidet.!° Dies ist die von der Zweckbestimmung 
der übrigen Geschöpfe vollkommen verschiedene Aufgabe des Menschen, Pflichten 
zu erfüllen unter Hintansetzung der Triebe und Begierden.!! Die Pflichterfüllung 
bildet den innerenWert!? des Menschen, bildet das Edelmetall seinesCharakters.!3 

Lediglich auf dem Gebiet der Pflichterfüllung liegt dieser innere Wert des 
Menschen, niemals auf dem Gebiet des Genialen, des Geistesflugs!*. Es mindert 
den inneren Wert eines Generals, wenn er in der Schlacht flieht. Es mindert 
seinen inneren Wert nicht, daß er kein Luftschiff erfindet. Durch die Flucht 
in der Schlacht verliert der General seine Ehre, durch die Erfindung des Luft- 
schiffs gewinnt er an Ruhm. 

Welche Arten der Pflichten jedoch der Mensch zu erfüllen hat, um seine 
Ehre, seinen inneren Wert, zu bewahren, darüber herrscht unter den Schrift- 
stellern des Ehrbegriffs ein scheinbar unüberbrückbarer Gegensatz. Die eine 
Lehre! behauptet, daß lediglich der Vorwurf der Verletzung von sittlichen 
Pflichten einen Angriff gegen die Ehre enthält. Die herrschende Lehre!® dagegen 


„Verletzungen der Ehre‘, Überschrift des Tit. 13. 

2 T $ 262. 

3 8 148. 

4 8 264. 

> § 408. 

° § 239. 

1T § 189. 

8 Vorentwurf 21. Abschnitt. 

® Vgl. Vorentwurf — Begründung 701. 

10 Vgl. Binding „Ehre“ 24: „Alle... Güter Hiiden ihr Analogon im Tier- 
reich, die Ehre nicht.“ 

11 Vgl. Kohler GA. 47,1: „nicht als Naturwesen dem Naturtriebe zu dienen.“ 

12 Vgl. v. Jhering „Zweck“ 11545: „Ehre ist der vom Recht anerkannte... 
Wert einer Person.“ 

13 Binding „Ehre“ 20. 

“u Vgl. Binding „Ehre“ 26: „Genie kann Bewunderung wirken! Aber nicht 
alles, was Wert gibt, ist Wert, der zur Ehre gehört.“ 

15 Binding Lb. I 136; Birkmeyer 1169; Hälschner Il 164; Kohler GA. 47, 
29; ders. ArchRPhilos. 1, 432. 

16 Beling .‚Wesen“ 35: Bickert 15; Delaquis 7; Frank I vor 8185; Kratz 
29; Liepmann 227; v. Lilienthal 73; v. Liszt 342; Merkel 287; Meyer-Allfeld 
421; Mittermaier 5; Olshausen 2 zu § 185; Oppenhoff I zu $185; RMG. 8, 132. 
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nimmt an, daß wie die Nichterfüllung von sittlichen, so auch die Nichterfüllung 
von sozialen Pflichten der Ehre einer Person Abbruch tut. 

Die erstgenannte Lehre deckt die Lücke, die sich ihrer Begriffsbestimmung 
zufolge bei der Bezeichnung eines Menschen als ‚Esel‘ — sicherlich kein Vorwurf, 
der von vornherein gegen die sittliche Pflichterfüllung geht — ergeben würde, 
dadurch, daß sie außer einem Vorwurf gegen die sittliche Pflichterfüllung eines 
Menschen auch noch die Antastung der Menschenwürde als gegen die Ehre des 
Menschen gerichtet ansieht.! 

Einen solchen lückenbüßenden Begriff aufzustellen, hat die zweitgenannte, 
die herrschende Lehre, nicht vonnöten, da der sozialen Pflichterfüllung nur dann 
genügt werden kann, wenn der Mensch das für seine soziale Stellung unbedingt 
notwendige Mindestmaß an geistigen und körperlichen Eigenschaften aufweist.? 

Trotz der scheinbaren Unüberbrückbarkeit dieser beiden einander be- 
fehdenden Meinungen wäre es vielleicht doch angängig, zwischen ihnen durch 
folgenden Gedankengang eine Brücke zu schlagen: Der Mensch verstößt nicht 
nur dann gegen seine sittlichen Pflichten, wenn er sich positiv sittlich pflicht- 
widrig benimmt, sondern auch dadurch, daß er im sozialen Leben auf einem 
Platz bleibt, den er nicht hinreichend auszufüllen vermag. 

Wenn in einem Staat, in dem der Ministerpräsident verfassungsmäßig 
der Volksvertretung Rede und Antwort zu stehen hat, mit Bezug auf eine solche 
Rede des Ministerpräsidenten behauptet wird, er habe gesprochen, wie ein 
„Schornsteinfeger“, so liegt hierin der Vorwurf, daß der Ministerpräsident einen 
Posten bekleide, dem gerecht zu werden seine intellektuellen Fähigkeiten nicht 
ausreichen. Dies ist positiv ein Vorwurf gegen die soziale Pflichterfüllung des 
Ministers, gleichzeitig jedoch auch ein Angriff auf seine sittliche Pflichterfüllung, 
denn der Mensch verstößt gegen eine sittliche Pflicht, wenn er auf einem Posten 
beharrt, für den seine Kräfte nicht ausreichen.? 

Die sittlichen oder sozialen Pflichten eines Menschen können im Wider- 
spruch stehen zu Geboten des positiven Rechts. Doch sie sind keineswegs 
wesenlose oder schwankende Begriffe, sondern in jedem sozialen Kreis des 
Volks feststehend und jedem einzelnen Mitglied des Kreises bewußt. 

Das Wort „Pflichterfüllung‘ ist also eine Zauberformel, die, ohne der Willkür 
des Richters Spielraum zu lassen, dennoch gemäß der sozialen Stellung des ein- 
zelnen Menschen einen verschiedenen Inhalt besitzt. Während die gegen einen 
Offizier gerichtete Behauptung, er habe „gekniffen‘“, wohl mit der schärfste 
Angriff ist, der gegen seine Ehre erhoben werden kann, läßt dieselbe Äußerung, 
wenn sie gegen einen Priester der römisch-katholischen Kirche” gerichtet ist, 
dessen Ehre vollkommen unangetastet. 


1 so Binding „Ehre“ 25; Kohler GA. 47, 2. 

2 Vel. v. Liszt 342. 

® Vgl. RGR. 1, 29 — es handelt sich um Bismarck —; Liepmann 232; 
dagegen v. Bar „Beleidigung“ 22 N 25; Kohler GA. 47, 31. 

* Man denke an den Zweikampf, „das große Mysterium unseres Ehren- 
lebens“ (vel. Binding „Ehre“ 20). 

5 Vgl. v. Liszt 347. 

6€ im studentischen Sinne einer Weigerung, sich zum Duell zu stellen. 

7? Vgl. den Begriff der irregularitas. 
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So liegt in der erfüllten sittlichen und sozialen Pflicht der innere Kern 
der Ehre. Doch nur ein ewiger, überirdischer Richter könnte ein völlig objektives 
Urteil darüber haben, ob ein Mensch seine Pflicht erfüllt, und diesem abge- 
klärten Urteil gegenüber wäre ein strafrechtlich zu schützender Angriff voll- 
kommen undenkbar.! Die Ehre im strafrechtlichen Sinn kann also nicht die 
Pflichterfüllung des Menschen, vom Standpunkt eines ewigen Richters aus 
gewertet, bilden. 

Verändert man den Gesichtspunkt, von dem aus die Pflichterfüllung 
des Menschen gewertet wird, etwas, läßt man den Menschen seine Pflicht- 
erfüllung, also seinen inneren Wert, selbst erkennen, so sieht man seine Ehre 
unter einem zweiten Gesichtswinkel, man sieht sie im Bild seines Wertbe- 
wußtseins, seines Selbstgefühls. Solange dieses Selbstgefühl ein berechtigtes 
ist, solange wird der ideale Kern der Persönlichkeit, ihre Pflichterfüllung, 
und das Bewußtsein des Menschen von diesem seinem inneren Wert sichgleichen, 
wie das Antlitz einer Person dem Bilde gleicht, das ein gut geschliffener Spiegel 
zurückwirft. 

Doch auch gegenüber dem eigenen Urteil des Menschen über seinen inneren 
Kern, über seine Pflichterfüllung, ist ein Angriff Dritter schwer denkbar”, und 
selbst wenn er konstruiert würde?, wäre keine Notwendigkeit gegeben, diesen 
Angriff eines Dritten gegenüber dem eigenen Wertbewußtsein des Menschen 
von seiner Pflichterfüllung strafrechtlich zu schützen. Also auch die Ehre als 
eigenes Bewußtsein der Persönlichkeit von ihrer sittlichen und sozialen Pflicht- 
erfüllung stellt nicht den strafrechtlich zu schützenden Ehrbegriff dar. 

Allein die Pflichterfüllung einer Persönlichkeit, ihr idealer Kern, wird 
außer in ihrem eigenen Bewußtsein auch in dem der Mitwelt gespiegelt. Der 
Erfolg dieser Spiegelung heißt die Meinung der anderen vom Wert der be- 
trachteten Persönlichkeit. Dies ist der dritte Gesichtswinkel, unter dem die 
Ehre eines Menschen gesehen werden kann.* 

Nur die letztentwickelte Wertung der Pflichterfüllung eines Menschen 
durch seine Mitwelt kann durch Angriffe Böswilliger angetastet werden.° Nur 
sie kann also das Angriffsobjekt der im $ 185 unter Strafe gestellten Hand- 
lungen bilden. Dies ist also die Ehre im strafrechtlichen Sinne.® 


1 Vgl. Binding „Ehre“ 20; Kohler GA. 47, 1; v. Liszt 341. 

2 Vgl. Binding „Ehre‘ 20. 

3 durch v. Bar „Beleidigung“ 7 N.6; Eichmann; Hess; v. Volkmann; 
Wachenfeld 299. 

* Aristoteles nennt in diesem Sinne die Ehre: die Meinung anderer von 
unseren Verdiensten. Schopenhauer sagt, sie sei die Meinung anderer von unserem 
Werte und unsere Furcht vor dieser Meinung. (Beide zitiert von Binding „Ehre‘“.) 

Kohler GA. 47, 3 nennt die Ehre in dieser Bedeutung des Werts ‚die 
in der Mitwelt lebende Meinung von der Würdigkeit und dem Werte der Per- 
sönlichkeit‘“. 

v. Liszt 341 nennt sie „die Wertung des inneren Wertes eines Menschen 
durch die anderen“. 

5 Diese Wertung der Pflichterfüllung eines Menschen seitens seiner Mit- 
welt wird auch dann angetastet, wenn jemand den andern unter vier Augen 
einen ‚Esel‘ nennt. 

è Dagegen ist das Angriffsobjekt der Beleidigung nach Binding ‚Ehre‘ 32: 
„der Wille, der auf Achtung der Ehre hält.“ 
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§ 4. 
B. Die Angriffshandlung der Beleidigung. 


Die Ehre — im strafrechtlichen Sinne also: die Wertung der sittlicher 
und sozialen Pflichterfüllung eines Menschen durch seine Mitwelt — wird da- 
durch angegriffen, daß jemand der Meinung seiner Mitmenschen von dem 
inneren Wert der angegriffenen Persönlichkeit entgegentritt. 

Eine völlige Indifferenz des Gegners gegenüber der Meinung der Mit- 
welt von der Pflichterfüllung einer Person kann als Angriff auf die Ehre dieser 
Person nicht angesehen werden. Denn aus der Neutralität des Gegners kann 
noch nicht geschlossen werden, daß er gegen die Meinung seiner Mitwelt von der 
Pflichterfüllung der beurteilten Persönlichkeit Front zu machen gedenkt. Also 
Indifferenz des Gegners gegenüber der Meinung der Mitwelt von der Pflicht- 
erfüllung einer betrachteten Person genügt nicht zur Begründung eines straf- 
rechtlich verfolgbaren Angriffs gegen die Ehre dieser Person, wohl aber jede 
Handlung oder Unterlassung‘, die der Wertung der sittlichen und sozialen 
Pflichterfüllung des beurteilten Menschen durch seine Mitwelt entgegentritt. 

Die Literatur nennt die Angriffshandlung gegenüber der Ehre in mannig- 
fachstem Wechsel der Meinungen: Ausdruck der Mißachtung?, Ausdruck der 
Nichtachtung®, Ausdruck der Verachtung usw. Man denke sich diese Nuancen 
des Begriffs der verweigerten Achtung auf eine Skala gebracht, derart, 
daß in dem Nullpunkt die Indifferenz gegenüber der Ehre dargestellt erscheint, 
daß über dem Nullpunkt die Grade des Ausdrucks der Achtung in zunehmender 
Intensität nach oben steigen, während unter dem Nullpunkt die Grade des Aus- 
drucks der Mißachtung je tiefer desto stärker werden. Dann wird der Grad der 
Verachtung vielleicht den tiefsten Punkt unter Null einnehmen, der Grad der 
Nichtachtung etwa den Punkt in der Mitte zwischen Null und dem Punkt der 
Verachtung. Allein bereits der erste Grad unter Null dieser Skala — also ein 
Grad weit oberhalb des Grades der Nichtachtung — enthält einen Angriff auf 
die Meinung der Mitmenschen von dem inneren Wert der betrachteten Per- 
sönlichkeit. 

Die einzelnen Ansichten der Literatur greifen also unter den Graden der 
Mißachtung den tiefsten Grad (Verachtung), einen mittleren Grad (Nicht- 
achtung) oder einen sonstigen Grad heraus, ohne daß diese willkürliche Wahl 
durch die Entwicklung des Beleidigungsbegriffs gerechtfertigt werden kann. 
Vielmehr ist bereits der erste, oberste Grad der verweigerten Achtung vor der 
Wertung der sittlichen und sozialen Pflichterfüllung eines Menschen durch 
seine Mitwelt zur Erfüllung des Tathestands des $ 185 ausreichend.* Dieser 
Grad soll im folgenden bezeichnet werden als: Ausdruck der nicht hinreichenden 
Achtung. 


1 Vgl. v. Liszt 344. 

2? v. Liszt 344; Olshausen 3 zu § 185. 

3 v. Liszt 343. 

* Unter diesen ersten Grad der verweigerten Achtung vor der Ehre können 
rechtsunerhebliche Achtungsverletzungen nicht fallen, denn ein Angriff gegen die 
Wertung der sittlichen und sozialen Pflichterfüllung eines Menschen durch 
seine Mitwelt kann nie rechtsunerheblich sein. 
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Eine Beleidigung ist also ein Urteil, das den Ausdruck der nicht hin- 
reichenden Achtung vor der Wertung der sittlichen und sozialen Pflichterfüllung 
eines Menschen durch seine Mitwelt enthält. 


Wird eine Handlung daraufhin untersucht, ob sie beleidigend sei oder 
nicht, so muß geprüft werden, ob die gesamte, oben genannte Begriffsbestimmung 
in dem Tatbestand der in Frage stehenden Handlung zutrifft. Es genügt nicht, 
um eine Handlung zu einer beleidigenden zu stempeln, daß diese Handlung einen 
Teil der oben gewonnenen Begriffsbestimmung erfüllt, einen anderen Teil jedoch 
unerfüllt läßt. Ein Urteil, das den Ausdruck der nicht hinreichenden Achtung 
enthält, ist nur dann beleidigend, wenn der Ausdruck der nicht hinreichenden 
Achtung gerichtet ist: gegen die Wertung der sittlichen und sozialen Pflicht- 
erfüllung eines Menschen durch seine Mitwelt. 

Alle übrigen Urteile, die den Ausdruck der nicht hinreichenden Achtung 
enthalten, sind nicht Beleidigungen. Sie können andere strafrechtlich miß- 
billigte Delikte darstellen, sie können sich als lediglich zivilrechtlich verfolgbare 
Angriffe erweisen, sie können schließlich vom Recht überhaupt nicht betroffen 
werden und nur dem Urteil der Sitte und des Anstandes unterstehen, — Be- 
leidigungen bilden diese Urteile nicht. 

Allerdings könnte man durch die rein etymologische Geschichte des Wortes 
„beleidigen“ zu einer vollkommen extensiven Interpretation des Begriffs 
` „Beleidigung“ geführt werden. Diese kann jedoch die strafrechtliche Bedeutung 
des Worts „beleidigen“ deshalb nicht verallgemeinern, weil, wie die Geschichte 
des strafrechtlichen Beleidigungsbegriffs ergibt?, dieser von Rechtsentwicklung 
und Volksbewußtsein lediglich als Angriff auf die Ehre angesehen wird. 

In dem deutschen Sprachgebrauch vergangener Jahrhunderte bedeutete das 
Wort „beleidigen“ in völlig allgemeinem Sinne „verletzen, Schaden zufügen‘, 
so z.B. die Worte: „daß sie nicht beleidigten das Gras auf Erden.‘* Von dieser 
extensiven Bedeutung des Wortes „beleidigen“ finden sich in der heutigen Sprache 
nur noch Trümmer in Ausdrücken wie: „Farben, die das Auge beleidigen; ein 
Urteil, welches das Rechtsgefühl beleidigt“. Der etymologischen Entwicklung 
gemäß ist also in dem Begriff „beleidigen“ der von „Leid zufügen“ enthalten. 

An diesen lediglich etymologischen Sinn des Wortes „beleidigen“ knüpft 
in engster Weise eine der rechtswissenschaftlichen Begriffsbestimmungen 
der Beleidigung an5, wenn sie behauptet, daß „beleidigen“ eine mensch- 
liche Handlung sei, die Leid zufüge® Jedoch da auch Angriffe gegen 


1 z.B. § 360 Ziff. 11 „groben Unfug“. Doch darf der Begriff dieses Delikts 
nicht lediglich aus dem Grunde zu extensiv aufgefaßt werden, weil sonst die zu 
beurteilende Tat straffrei bliebe. Vgl. v. Bar „Beleidigung“ 13. 

2 Vgl. $ 3 dieser Arbeit. 

3 Vgl. die Wörterbücher von Grimm, Heyne, Weigand. 

4 Offenbarung Joh. 9, 4. 

5 v. Bar „Beleidigung“ 4. 

° Vgl. dagegen Binding „Ehre“ 34: ‚Die reizbare subjektive Empfindlich- 
keit stenipelt alles, was ihr weh tut, ... zur Beleidigung. Leider krankt auch un- 
sere Rechtsprechung in hohem Maße unter dieser ungesunden Verfälschung 
der Begriffe von Ehre und Beleidigung. 

Von Rechtsweren ein besonderes Heilverfahren für verletzte Gefühle, 
eine Art Gefühlsklinik, einführen, ist mißlich, unsicher, unnötig und ridikül.“ 
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das Eigentum — man denke an den Eigentümer eines Rosengartens, dem ein 
Bösewicht die jungen Rosenstöcke knickt, — Leid zufügen können, so sucht die 
eben genannte rechtswissenschaftliche Lehre ven der Beleidigung den Be- 
leidigungsbegriff auf die Zufügung eines solchen Leids zu beschränken, das 
nicht zugleich auch ein anderes strafrechtlich geschütztes Rechtsgut, wie z. B. 
das Eigentum, verletzt.! 

Abgesehen davon, daß diese Begriffsbestimmung der Beleidigung die 
Angriffsrichtung der Beleidigung gegen die Ehre nicht zugeben will, trotzdem 
Rechtsentwicklung? und Volksüberzeugung? dies lehren, ist ihr deshalb die 
Gefolgschaft zu verweigern, weil sie das Beleidigungsdelikt zu einem Lücken- 
büßer des Strafgesetzbuchs stempelt, der gegen den obersten Satz des Straf- 
rechts verstoßen würde: nullum crimen sine lege.* 

Nicht scharf genug kann es betont werden, daß ein Urteil, das den Ausdruck 
der nicht hinreichenden Achtung enthält, keine Beleidigung im strafrechtlichen 
Sinn zu bilden braucht. Man denke nur an den Fall, daß ein Passagier einer 
von dem gebildeten Publikum frequentierten Wagenklasse plötzlich aus einer 
andern Ecke seines Eisenbahnabteils langgezogene tremolierende Gähnlaute 
vernimmt, die aus höchster Lage langsam in ein natürliches Tonregister hinunter- 
gleiten und das Thema u—ah kunstvoll variieren. 

Durch diese Laute setzt sich der gähnende Mitreisende nicht nur über alle 
Regeln der Erziehung und des Anstands hinweg, sondern er dokumentiert 
durch sie auch die nicht hinreichende Achtung vor seinem Mitreisenden. Trotz 
dieses Ausdrucks der nicht hinreichenden Achtung vor seinem Mitreisenden 
hat der schuldige Passagier kein Urteil gefällt, das den Ausdruck der nicht 
hinreichenden Achtung vor der Wertung der sittlichen und sozialen 
Pflichterfüllung des anderen Passagiers durch seine Mitwelt enthielte, 
das also der strafrechtlich geschützten Ehre des Mitreisenden irgendwie 
zu nahe träte.° 

Dieses Auseinanderhalten von Handlungen, die einmal den Ausdruck 
der nicht hinreichenden Achtung vor der Ehre des Angegriffenen, zum anderen 
den Ausdruck der nicht hinreichenden Achtung vor der sonstigen Persönlichkeit 
des Angerriffenen darstellen, muß besonders scharf gehandhabt werden, wenn 
diese Handlungen bewußt komische Handlungen sind. Nur auf diese Weise kann 
eine Einheitlichkeit der Meinungen und der Rechtsprechung hinsichtlich der 
komischen Beleidigungen herbeigeführt werden. 


1 Vgl. v. Bar „Beleidigung“ 6: ‚Das Delikt der Beleidigung kann, wie 
im römischen Rechte die Injurie, als subsidiäre und vielumfassende Kategorie 
der Verletzung anderer bestehen.“ 

Ders. „Beleidigung“ 10: „Mit Rücksicht darauf, daß Rechtsverletzungen 
ausscheiden, die unter anderweite bestimmte Deliktsbegriffe fallen. nimmt 
das Delikt der Beleidigung insofern den Charakter eines subsidiären an.“ 

2 Vgl. $ 3 dieser Arbeit. 

3 Vgl. § 3 dieser Arbeit. 

4 Vgl. §4 dieser Arbeit. 

© 5 Vgl. Kohler GA. 47, 34 f.: „Wer sich gegen die Sitte benimmt, handelt 
vielleicht ungebührlich, aber nicht beleidigend.“ ‚Höflichkeit und feines Be- 
nehmen sind sehr lobenswert. Sie aber durch Strafe erzwingen wollen, würde 
geradezu chinesische Verhältnisse herbeiführen.“ 
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§ 5. 
C. Der Vorsatz der Beleidigung. 


Die im vorigen gewonnene Begriffsbestimmung der Beleidigung als eines 
Urteils, das den Ausdruck der nicht hinreichenden Achtung vor der Wertung 
der sittlichen und sozialen Pflichterfüllung eines Menschen durch seine Mitwelt 
enthält, könnte als auf lediglich objektiven Momenten aufgebaut erscheinen, 
wenn nicht auch die Frage des Vorsatzbegriffs bei der Beleidigung in Betracht 
gezogen würde. 

Nach der Technik des Reichsstrafgesetzbuchs ist aus der Form des $ 185 
zu entnehmen, daß die Beleidigung nur als vorsätzliche! bestraft wird.” Der 
Gesetzgeber betont es ferner stets ausdrücklich, wenn er die Bestrafung einer 
Tat trotz Erfüllung des objektiven Tatbestands und trotz Vorhandenseins 
des Vorsatzes beim Täter nur dann eintreten läßt, falls bei dem Täter eine be- 
stimmte Absicht vorliegt. | 

Wenn nämlich der Gesetzgeber verlangt, „daß die Vorstellung (resp. das 
Wollen) des Erfolgs Beweggrund des Handelnden war“, so verwendet er im 
Gesetzestext teils die Worte „Absicht‘“* respektive „beabsichtigen“, teils bedient 
er sich einer Redeforn mit den finalen Worten „um zu‘.‘ Da er keine dieser 
Formen in dem § 185 angewandt hat, da er überhaupt den subjektiven Tat- 
bestand der Beleidigung nicht erwähnt, so genügt zu dessen Vollständigkeit 
der Vorsatz des Täters.” 

Die Absicht zu beleidigen, der animus iniuriandi, von Seiten des Täters 
ist demgemäß für die Strafbarkeit einer Beleidigung nicht erforderlich.® 

Was für alle menschlichen Handlungen gilt, muß auch für die 
bewußt komischen Handlungen zutreffen. Auch hier ist, wenn durch die 
Handlung der objektive Tatbestand einer Beleidigung gegeben wird, 
und ferner das Fehlen des Vorsatzes des Täters nicht in Frage kommt, 


1 Vorsatz im Sinne von v. Liszt ist die die Willensbetätigung begleitende 
Kenntnis der sämtlichen zum gesetzlichen Tatbestand gehörenden Tatumstände. 
Es kann in dieser Arbeit auf die verschiedenen Vorsatztheorien nicht ein- 
gegangen werden, also auf den Streit zwischen der Vorstellungstheorie einer- 
seits (Frank Z. 10; Klee; Kohler „Studien“ I 70; v. Lilienthal 37; v. Liszt 176; 
Lucas 13; Wachenfeld 263) und der Willenstheorie (v. Bar „Gesetz“ II 273; 
Beling „Grundzüge“ 61; Binding „Normen“ II 403; Birkmeyer 1126; v. Hippel 
487 ff.; Meyer-Allfeld 140; Olshausen 16 zu $ 59; v. Rohland; RGE. 18, 167) 
andererseits. 

2 Uber Fahrlässigkeit vgl. das oben § 2 der Arbeit Gesagte. 

3 v. Liszt 476. 

1 z. B. RStGB. § 124, 249, 265. 

5 z.B. RStGB. § 225. 

e z.B. RStGB. $ 131, 234, 257. 

Für den gleichbedeutenden Sinn der Ausdrucksformen ‚in der Absicht“ 
und „um zu‘ ist besonders charakteristisch § 146 RStGB. 

7 Vgl. dagegen das Gesetz betreffend die Bestrafung der Majestätsbeleidi- 
gung vom 17. Februar 1908. RGBl. 25: „Die Beleidigung ist nur dann auf 
Grund der §§ 95, 97, 99, 101 strafbar, wenn sie in der Absicht der Ehrverletzung, 
böswillige und mit Überlegung begangen wird.“ Vgl. dazu Bleeck. 

8 Ebenso: Frank Il zu $ 185; Kohler GA. 47, 12; Liepmann 326; v. Liszt 
345; Meyer-Allfeld 431; Olshausen 15 zu 185; RGE. 5, 239; RGR. 1, 115. 
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für die Strafbarkeit der komischen Handlung als Beleidigung die Absicht 
des Täters vollkommen unerheblich: 

Eine komische Handlung ist also dann gemäß dem $ 185 zu strafen, wenn 
der Tatbestand dieser Handlung bei Vorhandensein des Vorsatzes objektiv 
den einer Beleidigung bildet, das heißt ein Urteil darstellt, das den 
Ausdruck der nicht hinreichenden Achtung vor der Wertung der sittlichen 
und sozialen Pflichterfüllung des Angegriffenen durch seine Mitwelt enthält. 
Vollkommen unwesentlich für die Strafbarkeit einer komischen Handlung als 
Beleidigung ist es dagegen, ob der Täter die Absicht hatte, eine Beleidigung 
zu begehen. 

Mit anderen Worten: Die Strafbarkeit der komischen Handlung des 
Täters als Beleidigung wird nicht erst dadurch hervorgerufen, daß er mit der Be- 
gehung der Tat die Absicht verband, den Angegriffenen zu beleidigen. Vielmehr 
ist die Strafbarkeit der komischen Handlung als Beleidigung, wenn nur die 
übrigen Voraussetzungen einer solchen vorliegen, auch dann gegeben, wenn der 
Handelnde mit der Begehung seiner Tat lediglich die Absicht verband, durch 
die Handlung eine komische Wirkung auszuüben, oder volkstümlich gesprochen, 
andere zum Lachen zu bringen oder sich über den Angegriffenen lustig zu 
machen.! 

Es ist sogar nicht einmal erforderlich, daß der Verüber einer komischen 
Beleidigung? mit direktem Vorsatz gehandelt hat. Da, wie im vorigen gezeigt, 
zur Vollständigkeit des Tatbestands des $ 185 keine bestimmte Absicht ver- 
langt wird, so genügt bereits, daß bei dem Täter der dolus eventualis vorliegt.? 
Es genügt also, daß die Überzeugung von dem möglichen Eintritt des beleidi- 
genden Erfolgs bei dem Täter vorhanden war, und selbst die Überzeugung 
von dem notwendigen Eintritt dieses beleidigenden Erfolgs den Täter von dem 
Begehen der Handlung nicht abgehalten hätte.? 

Oben? ist bereits dargelegt worden, daß sich das komische Urteil durchaus 
der Mitwelt gegenüber wahrnehmbar verkörpern will, daß es dem Urteilenden 
bei seiner übermütigen Stimmung nach der Natur der menschlichen Psyche 
nur bei großer Selbstüberwindung möglich ist, die Mitteilung eines einfallenden 
komischen Urteils zu unterdrücken. Richtet sich dieses komische Urteil gegen 
die Ehre eines anderen, und läßt der Urteilende sich zu der urteilsverkörpernden 
Handlung hinreißen, trotz des Bewußtseins, daß das komische Urteil nach 


! Vgl. dagegen v. Bar „Beleidigung“ 10, der für Beleidigungen erklärt 
„alle eine objektive Rechtsverletzung enthaltenden Handlungen, die nicht unter 
einen anderweiten bestimmten Deliktsbegriff fallen, sofern sie in der Absicht 
begangen werden, dem Betroffenen zu zeigen, daß er ein nicht zu beachtendes 
Nichts, eine Art Null, sei, und namentlich ist das der Fall, wenn der Betroffene 
gefoppt werden soll‘“. 

Ders. ,, Beleidigung“ 42: „Wo immer keine andere Absicht, als die, den 
anderen zu höhnen oder doch als rechtliches Nichts zu behandeln, hinter der 
anderweiten Rechtsverletzung bemerkbar ist, wird mit gutem Grunde an dem 
Vorhandensein einer Beleidigung nicht zu zweifeln sein.‘ 

2 wie jeder anderen Beleidigung. 

3 Vgl. RGE. 30, 272; dagegen Kohler GA. 47, 13. 

4 v. Liszt 178: Franksche Formel. 

5 8 2 dieser Arbeit. 
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seiner Verkörperung in der Außenwelt „eine Resonanz mit ernstem und krän- 
kendem Ton finden könne, so nimmt er eine solche Konsequenz bewußt in 
Kauf‘, handelt also bestenfalls mit dolus eventualis.? 

Der Rechtssatz des Privatrechts: ‚Eine nicht ernstlich gemeinte Willens- 
erklärung, die in der Erwartung abgegeben wird, der Mangel der Ernstlichkeit 
werde nicht verkannt werden, ist nichtig‘ kann auf das öffentliche Recht 
nicht übertragen werden. Man denke etwa den Fall, daß eine Privatyacht, 
deren Besitzer sich einen Scherz machen will, bei der Einfahrt in den Hafen 
einer Seefestung die Kaiserstandarte zeigt, um den Kaisersalut zu erhalten, — 
oder daß bei der preußischen Landtagswahl ein Wähler, der vom Wahlvor- 
stand zur Abgabe seiner Stimme aufgefordert wird, zuerst der Kaiserin von 
China seine Stimme gibt, dann aber erklärt, dies sei nur Scherz gewesen, nun- 
mehr wolle er ernstlich wählen. 

Ein Analogon des $ 118 des Bürgerlichen Gesetzbuchs kann demzufolge 
auch für das Strafrecht, als Teil des öffentlichen Rechts, nicht angenommen 
werden.? . 

Eine komische Handlung kann also auch, wenn sie nicht in böser Absicht, 
sondern nur zum Zweck einer komischen Wirkung begangen ist, eine Beleidigung 
bilden. Das Fehlen einer bösen Absicht jedoch wird den Richter zumeist ver- 
anlassen, eine milde Strafe zu verhängen.® 


Besonderer Teil. 
Die beleidigende komische Handlung. 
8 6. 
A. Das beleidigende Urteil wird ausgedrückt durch 
Worte. 
Es ist oben® ausgeführt worden, daß ein komisches Urteil äußerlich wahr- 
nehmbar dokumentiert werden kann durch Wort, Bild, Ton und ein sonstiges 


Tun. Hier sei zunächst von komischen Urteilen die Rede, die durch Worte ver- 
körpert werden. 


Sie seien in Gruppen geteilt, je nachdem sie die nicht hinreichende Achtung 
vor der Ehre oder vor der sonstigen Persönlichkeit ausdrücken. Die Angriffe 


1 Liepmann 327. 

2 Vgl. RGE. 12, 140. 

3 § 418 BGB. 

14 Vgl. dag. Kohler GA. 47, 19. 

5 Der Vorentwurf zu einem Deutschen Strafgesetzbuch schlägt im $ 259 
(Beleidigung) vor: In besonders leichten Fällen kann von Strafe abgesehen 
werden. 

Ein besonders leichter Fall (§ 83 des Vorentwurfs) liegt vor, wenn die rechts- 
widrigen Folgen der Tat unbedeutend sind und der verbrecherische Wille des 
Täters nur gering und nach den Umständen entschuldbar erscheint, sodaß die 
Anwendung der ordentlichen Strafe des Gesetzes eine unbillige Härte enthalten 
würde. 

Also selbst wenn diese milden Bestimmungen Gesetz würden, so werden 
dennoch nur sehr wenig komische Beleidigungen unter diesen Paragraphen 
fallen. Vgl. den besonderen Teil dieser Abhandlung. 

€ § 2 dieser Arbeit. 
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gegen die Ehre seien wiederum in Angriffe gegen die Wertung der sittlichen 
oder der sozialen Pflichterfüllung geteilt. 

Fall 1.! Zwei Herren gehen am Ufer der Spree spazieren. Der eine, ein 
Bankier, wundert sich darüber, daß das Wasser des Flusses oberhalb Berlins 
so klar, unterhalb Berlins so unsauber sei, worauf ihm sein Begleiter? erwidert: 
„Ihr Herr Vater ist ja auch ein ehrlicher Mann gewesen.“ 

Nicht minder gegen die sittliche Pflichterfüllung, wenn auch gegen die 
Erfüllung anderer sittlicher Pflichten, zielt der folgende Ausspruch: 

Fall 2.3 ‚Dieses Mädchen erinnert an mu Die Armee glaubt nicht 
an ihre Unschuld. Re 

Die nicht hinreichende Achtung vor T Wertung der sozialen Pflicht- 
erfüllung eines Menschen durch seine Mitwelt, respektive vor der Wertung der- 
jenigen intellektuellen Voraussetzungen, ohne die eine Erfüllung der sozialen 
Pflichten unmöglich ist, drücken die folgenden Fälle 3 und 4 aus, sowie der 
im § 2 dieser Arbeit angeführte Fall A, in dem von einem als „goldenes Kalb“ 
bezeichneten Finanzbaron behauptet wird, er sei doch garnicht mehr so jung, 
was sagen will, er sei ein Ochse. 

Fall 3.4 Von einem Landwirtschaftsminister, der seinen Abschied 
genommen und sich auf seine Güter zurückgezogen hat, sagt ein Gegner: 
„Er ist wie Cincinnatus auf seinen Platz vor dem Pfluge zurück- 
gekehrt.“ — 

Den Platz vor dem Pfluge hat jedoch nicht der Landwirt inne, sondern 
der Ochse. 

Fall 4. Ein Reisender? behauptet von einer kleinen deutschen Universitäts- 
stadt: „Im allgemeinen werden ihre Bewohner eingeteilt in Studenten, Pro- 
fessoren, Philister und Vieh, welche vier Stände doch nichts weniger als streng 
geschieden sind.“ — 

Zu den Fällen 3, 4 und A, die Beleidigungen gemäß dem $ 185 des Straf- 
gesetzbuchs bilden, ist gemeinsam zu bemerken: Nicht etwa bereits der Vergleich 
eines Menschen mit einem Tier enthält eine Beleidigung, vielmehr haben nur 
diejenigen Vergleiche dieser Art einen beleidigenden Inhalt, bei denen das tertium 
comparationis der Ausdruck der nicht hinreichenden Achtung vor der Wertung 
der sittlichen oder sozialen Pflichterfüllung eines Menschen durch seine Mit- 
welt ist.? 

Die folgenden Fälle 5 und 6 enthalten Beleidigungen nicht. In ihnen wird 
eine gewisse Mißachtung vor dem Genie, vor dem Geistesflug des Beurteilten 


1 Vgl. Lipps 525. 
2 Heine. 
3 Vgl. Freund 28. 
Vgl. Freund 17. 
5 Heine. 
6 ‚ Harzreise‘“. 
Vgl. dagegen Binding „Ehre“ 25: ‚All unsere zoologischen Schelt- 
und Schimpfworte sind beleidigend, weil sie den Gescholtenen für unwürdig 
erklären, Mensch zu sein.“ 

Kohler GA. 47, 30: Esel, Schaf.... „wer diesem Bilde entspricht. ist 
nicht nur ein intellektuell armer Mensch, sondern ein Mensch, bei dem von 
sittlicher Achtung überhaupt keine Rede sein kann“. 


$a 
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zum Ausdruck gebracht, nicht aber ein Urteil der nicht hinreichenden Achtung 
vor der Wertung seiner Pflichterfüllung durch seine Mitwelt. 

Fall 5. Ein Dichter! schreibt eine Ode betitelt: ‚An die Nachwelt.“ 
Von dieser Schöpfung sagt ein Kritiker: „Dieses Gedicht wird nicht an seine 
Adresse gelangen.“ 

Fall 6.° Ein juristischer Professor X. fragt im Doktorexamen in Gegen- 
wart seines Kollegen Anton Y. einen Kandidaten, nachdem dieser ihm auf 
seine Aufforderung hin einige berühmte Juristen mit dem Vornamen Anton 
aufgezählt hat: „Und meinen Kollegen Anton Y. rechnen Sie nicht zu den be- 
rühmten Juristen ?“ — 

Der Ausdruck des Mißfallens über die physische Erscheinung eines Men- 
schen kann, soweit die gerügte Häßlichkeit oder Mißbildung von der angegriffenen 
Persönlichkeit nicht verschuldet ist, und zwar verschuldet infolge der Über- 
tretung einer sittlichen oder sozialen Pflicht, den Tatbestand einer Beleidigung 
nicht bilden, mag er auch die Regeln des Taktes und selbst des Anstands noch 
so sehr beiseite lassen. Hierher gehören die Fälle 7 bis 9. 

Fall 7. Ein Herr? sagt zu einer Dame: „Sie gleichen in vielen Punkten 
der Venus von Milo. Sie sind auch außerordentlich alt, haben ebenfalls keine 
Zähne und auf der gelblichen Oberfläche Ihres Körpers einige weiße Flecken.“ 

Fall 8° Auf eine durch den Umfang nicht nur ihrer Stimme be- 
rühmte Sängerin Marie Wilt prägt jemand im Anschluß an den Titel 
des bekannten Jules Verne’schen Buchs den Ausdruck: „Die Reise um 
die Wilt in 80 Tagen“. — 

Es ist dies zugleich einer der vielen Fälle, in denen mit dem Klang des 
Eigennamens einer Person ein Spiel getrieben wird. Da diese Fälle so häufig sind, 
ist es für deren Beurteilung lehrreich, die Meinung Goethes über sie anzuführen, 
mit dessen Namen sich Herder ein ähnliches Spiel gestattete. In „Dichtung 
und Wahrheit‘ sagt Goethe darüber: 

„Es war nicht fein, daß er sich mit meinem Namen diesen Spaß erlaubte. 
Denn der Eigenname eines Menschen ist nicht etwa wie ein Mantel, der bloß 
um ihn herhängt, und an dem man allenfalls noch zupfen und zerren kann, — 
sondern ein vollkommen passendes Kleid, ja wie die Haut selbst über und über 
angewachsen, an der man nicht schaben und schinden darf, ohne ihn selbst zu 
verletzen.“ 

Das Strafrecht hat jedoch dergleichen feine Empfindungen nicht zu 
schützen, vielmehr bilden auch solche komischen Handlungen nur unter den 
allgemein entwickelten Voraussetzungen eine Beleidigung. 

Fall 9. Ein Minister, der im Winter ein kleines Städtchen besucht, wird 
vor dem Rathaus von den Honoratioren empfangen, an deren Spitze der 
Bürgermeister im Frack ihn begrüßt, während die weiße Weste unter dem Frack 
das Embonpoint des Bürgermeisters besonders scharf hervortreten läßt. Als der 


1 J. B. Rousseau. 

2 Voltaire. 

3 Vgl. v. Jhering. „Scherz“ 46. 

4 Heine, der diesen Ausspruch in der Form der dritten Person tut. 
5 Vgl. Freund 61. 

6 40. Buch. 
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Bürgermeister seinen Mund zu einer Begrüßungsrede Öffnet, sagt der Minister 
zu ihm: „Erkälten sie sich Ihren Montblanc nicht.“ — 

Im Gegensatz zu den letzten drei Beispielen bildet der folgende Fall, trotz- 
dem er auf den ersten Blick lediglich gegen eine physische Eigenschaft der an- 
gegriffenen Person gerichtet zu sein scheint, deshalb eine Beleidigung, weil er 
einen körperlichen Mangel rügt, der durch Übertretung einer sittlichen Pflicht 
hervorgerufen ist. 

Fall 10. Es sagt jemand! zu einem Manne? mit sehr stark geröteter Nase: 
„Du bist unser Admiralsschiff; Du trägst die Laterne aber nicht am Hinterdeck, 
sondern sie steckt Dir in der Nase, Du bist der Ritter von der brennenden 
Lampe.“ — 

Es wird hier dem Angegriffenen der übermäßige Alkoholgenuß vorge- 
worfen, also ein Urteil gegenüber seiner sittlichen Pflichterfüllung ausgesprochen. 


8 7. 
B. Das beleidigende Urteil wird ausgedrückt durch 
Töne. 

Es kann für die Strafbarkeit einer bewußt komischen Handlung als Be- 
leidigung, die durch ein Spiel mit Worten hervorgebracht wird, keinen Unter- 
schied machen, ob diese Worte gesprochen oder etwa gesungen werden. Jedoch 
auch durch Töne, die der Worte entbehren, kann eine beleidigende komische 
Handlung dargestellt werden. 

Und zwar können es sowohl die Töne eines ernsten Liedes wie diejenigen 
einer heiteren Melodie sein, die ein beleidigendes Urteil der angreifenden Person 
äußerlich wahrnehmbar verkörpern. Nur muß in ihnen ein positiver Sinn ent- 
halten sein und zwar ein solcher Sinn, der als der Ausdruck der nicht hinreichen- 
den Achtung vor der Wertung der sittlichen und sozialen Pflichterfüllung der 
angegriffenen Person durch ihre Mitwelt erkennbar ist. 

Nicht dagegen können sinnlose Töne, selbst wenn sie in einer noch so 
großen Vielfältigkeit und Intensität hervorgebracht werden, einen gegen die 
Ehre gerichteten Angriff bilden. Deshalb stellen die folgenden Beispiele 11 und 
42 Beleidigungen dar, während Fall 13 als Beleidigung nicht angesehen werden 
kann. 

Fall 11. A. bestellt für den Geburtstagsmorgen des als wucherisch be- 
kannten Geldmanns B. eine Musikkapelle. Diese spielt vor dessen Haus 
eine halbe Stunde hindurch immer wieder Höltys Lied: „Üb‘ immer Treu 
und Redlichkeit!““ und zieht sodann ab. — 

Der Beleidiger könnte sich nicht etwa damit entschuldigen, daß er ein 
großer Freund der Zaubertlöte von Mozart sei und deshalb Papagenos Arie 
„Ein Mädchen oder Weibchen“ als Geburtstagsständchen ausgewählt habe.* 

Fall 12. Bei einer Meinungsverschiedenheit zwischen A. und B. beginnt 
plötzlich A. die Anfangstöne des Liedes: „Du bist verrückt, mein Kind“ zu 
pfeifen. — 


1 Falstaff. 

2 Bardolf. 

3 Shakespeare: König Heinrich der Vierte, erster Teil, 3. Aufz. 3. Szene. 
* Beide angeführten Lieder haben gleiche Melodie. 
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Aus der Melodie des Beispiels 14 war wegen des zu ihr gehörigen Textes 
ein Angriff des Täters gegen die sittliche Pflichterfüllung des Beurteilten zu 
ersehen, aus den Tönen im Beispiel 12 ging die nicht hinreichende Achtung 
des Täters vor der Wertung hervor, welche die intellektuellen Voraussetzungen 
der sozialen Pflichterfüllung des Angegriffenen bei seiner Mitwelt genossen. 

Dagegen kann aus den das folgende Beispiel darstellenden Tönen wohl die 
Mißachtung der Täter, jedoch nicht die Mißachtung der Täter vor der Ehre 
als der Wertung der sittlichen und sozialen Pflichterfüllung des Angegriffenen 
durch seine Mitwelt herausgehört werden, ganz gleichgültig, durch welche Hand- 
lung des Angegriffenen die Kundgebung veranlaßt wurde. 

Fall 13. Eine Menge Studenten, bewaffnet mit Schlüsseln und den mannig- 
fachsten blechernen Küchengeräten, zieht vor das Haus eines Professors und 
veranstaltet dort eine Katzenmusik. 


8 8. 
C. Das beleidigende Urteil wird ausgedrückt durch 
| ein Bildwerk. 

Bei Betrachtung der komischen Beleidigung, die durch Töne hervorgebracht 
wird, sind Fälle gezeichnet worden, in denen, wie z. B. im Fall 11 durch das Volks- 
lied, die Beleidigung durch Töne künslerischer Art, also durch ein Kunstwerk, 
gebildet wurde. 

Eine komische Beleidigung kann also sehr wohl durch ein Kunstwerk 
dargestellt werden: durch Kunstwerke der tönenden Kunst wie auch durch 
solche der bildenden Kunst, durch Bild, Skulptur und Architektur. 
Und nicht nur Bildwerke der heiteren Kunst sind geeignet, eine komische Be- 
leidigung zu bilden, sondern auch Kunstwerke der ernsten, hohen Kunst. Für 
die letztgenannte Gattung bildet ein Beispiel der Fall 14, für die erstgenannte 
Art sind Proben die im folgenden als beleidigend charakterisierten Karikaturen 
der Fälle 18 und 19. 

Dieses vorausgeschickt, sollen nunmehr die Fälle der komischen Beleidi- 
gungen, die durch Bildwerke verübt werden, in bunter Reihe hinsichtlich ihres 
Werts als Kunstwerk, lediglich daraufhin geprüft werden, ob sie Beleidigungen 
bilden oder nicht. 

Fall 14. Der hohe Rat einer Stadt gibt einem Künstler ein Bild für das 
Rathaus in Auftrag. Der Maler entledigt sich von künstlerischen Gesichtspunkten 
aus seiner Aufgabe in hervorragender Weise. Das Bild!, ein gewaltiges Gruppen- 
gemälde, stellt den Sündenfall dar. Als Mittelpunkt dieses Bildes wählt der 
Maler zur Personifikation der Putzsucht die blendend schöne, — im Bilde auch 
vollkommen getroffene, — wegen ihrer Eitelkeit bekannte Tochter eines Rats- 
herrn der Stadt. — 

Der in diesem Bild liegende, gegen die sittliche Pflichterfüllung der 
jungen Dame gerichtete Angriff stempelt das Bild zu einer Beleidigung. 

Fall 15. Eine Dame hat sich photographieren lassen. Als der Photograph 
ihr das Probebild zur Besichtigung vorlegt, erklärt sie, sie sei derart schlecht 
getroffen, daß kein Mensch sie aus der Photographie erkennen könne, sie weigere 


ı im Artushof zu Danzig. 
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sich deshalb, das Bild abzunehmen und zu bezahlen. Als sie am nächsten Tag 
am Aushängekasten des Photographen vorheigeht, bemerkt sie darin ihre Photo- 
graphie, der von der kundigen Hand des Retuschierers zwei gewaltige Esels- 
ohren angesetzt sind. — 

Die Photographie bildet nunmehr nach dieser Korrektur einen Angriff 
auf die Wertung der sozialen Pflichterfüllung der Dame, respektive der zu 
einer sozialen Pflichterfüllung unbedingt notwendigen intellektuellen Voraus- 
setzungen. 

Die beiden nächsten Fälle 16 und 17 sollen Typen der im Volk so be- 
liebten Neujahrskarten darstellen. Der Fall 16 enthält einen Angriff gegenüber 
der Wertung der sittlichen Pflichterfüllung des in Frage stehenden Mädchens, 
ist also eine Beleidigung, der Fall.17 dagegen wirft dem Angegriffenen weder 
die Nichterfüllung einer sittlichen noch die einer sozialen Pflicht vor, bildet 
also eine Beleidigung nicht. 

Fall 16. Ein erwachsenes junges Mädchen erhält am 1. Januar eine 
Ansichiskarte, die eine jugendliche Frau, eine Wiege schaukelnd, darstellt. 

Fall 17. Der wegen seiner geringen Zuneigung für den Stammtisch be- 
kannte Amitsrichter X., wohlsituierter Familienvater, erhält am 1. Januar 
eine Ansichtskarte, die einen Mann, eine Wiege schaukelnd, darstellt. — 

Bei diesen beiden Beispielen ist es besonders lohnend, die Richtig- 
keit des oben! über den Vorsatzbegriff der Beleidigung Gesagten 
nachzuprüfen: daß es für die Strafbarkeit einer komischen Handlung als Be- 
leidigung vollkommen irrelevant ist, ob der Täter den beleidigenden Erfolg 
seiner Handlung, oder ob er lediglich das Eintreten der komischen Wirkung 
seiner Handlung gewollt hat, d. h. also lediglich gehandelt hat, um mit dem an- 
deren einen Scherz zu treiben. 

Selbst wenn man unterstellt, daß der Täter des Falles 16 seine Handlung 
garnicht unternommen hat, um das junge Mädchen zu beleidigen, sondern 
lediglich, um sich mit ihr einen Neujahrsscherz zu machen, so ist dennoch die 
Strafbarkeit seiner Handlung vollkommen gegeben. 

Daß etwa zu bestimmten Zeiten — am Neujahrstage, am ersten April 
oder im Karneval —, oder für bestimmte Mittel der Gedankenverkörperung — 
etwa für politische Witzblätter — eine allgemeine Berechtigung bestünde, die 
sonst strafrechtlich geschützte Ehre des Menschen, also die Wertung seiner 
sittlichen und sozialen Pflichterfüllung durch seine Mitwelt, anzugreifen, dies 
anzunehmen wäre eine vollkommen irrige Meinung, die bereits durch das weiter 
oben? über den Vorsatzbegriff der Beleidigung Ausgeführte widerlegt ist. 

Als Beispiele für beleidigende und für nicht beleidigende Karikaturen 
seien die folgenden Fälle 18 und 19 einerseits und 20 bis 22 andererseits an- 
geführt. 

Fall 18. Ein politisches Witzblatt stellt in einer Karikatur einen Minister 
des Landes mit dukatengefüllten Taschen, deren Inhalt dem Staatssäckel 
entnommen ist, dar.’ 


5 dieser Arbeit. 
5 dieser Arbeit. 
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3 Vgl. v. Bar „Beleidigung“ 29. 


Die komische Beleidigung. 393 


Fall 19. Ein berühmter Reeder wird in einer Karikatur eines politischen 
Witzblatts dargestellt, wie er den Angehörigen verstorbener Kolonisten, deren 
Leichname sein Schiff aus den Kolonien ins Vaterland zurückbringt, die Aus- 
lieferung der Särge verweigert, so lange die Fracht für die Beförderung der 
Toten nicht beglichen ist. — 

Die beiden Fälle 18 und 19 bilden den Ausdruck der nicht hinreichenden 
Achtung gegenüber der sittlichen Pflichterfüllung im einen Fall des Ministers, 
im anderen Fall des Reeders, sie sind also als Beleidigungen zu betrachten. 
Anders dagegen die folgenden Fälle 20 und 21, die zwar auch eine gewisse nicht 
hinreichende Achtung vor den angegriffenen Personen zeigen, jedoch keineswegs 
die nicht hinreichende Achtung der Täter vor der Ehre der Angegriffenen, also 
der Wertung ihrer sittlichen und sozialen Pflichterfüllung durch die Mitwelt, 
zum Ausdruck bringen. 

Fall 20. Eine Karikatur stellt einen allgemein bekannten Staatsmann, 
der tatsächlich ein scharf ausgeprägtes Riechorgan besitzt, mit einer unmenschlich 
langen Nase dar. 

Fall 21. Ein rothaariger, kurz geschorener, schnabelnasiger, sich stets 
in gelben Nanking kleidender Abgeordneter?, wird in einer politischen Kari- 
katur dargestellt als „Reichskanarienvogel“. — 

Während in den beiden letzten Fällen 20 und 21 eine gewisse Mißachtung 
des Täters gegenüber den Angegriffenen, wenn auch nicht gegenüber ihrer Ehre, 
wahrzunehmen ist, wird in dem folgenden Fall 22 von irgend einem Beweis der 
nicht hinreichenden Achtung überhaupt nicht die Rede sein können. 

Fall 22. Eine allgemein bekannte hohe Persönlichkeit, deren derzeitige 
Beschäftigung hauptsächlich auf verwaltungsrechtlichem und militärischem 
Gebiet liegt, deren Interesse für die Entwicklung der Technik gleich- 
falls bekannt ist, wird im Arbeitermantel am Goldarbeitertisch dar- 
gestellt, damit beschäftigt, mechanische Gegenstände der Goldschmiedekunst 
herzustellen. — | 

Da in diesem Fall nicht ein Versäumen irgend welcher sittlichen oder 
sozialen Pflichten zum Ausdruck gebracht wird, sondern im Gegenteil ein ge- 
wisses Plus an Interessen der betreffenden Persönlichkeit, so kann von einer 
Beleidigung keine Rede sein, gleichgültig, ob sich das in Frage kommende Bild 
in einem politischen Witzblatt oder in der illustrierten Beilage der ersten April- 
nummer einer Tageszeitung befindet. 


80. 


D. Das beleidigende Urteil wird ausgedrückt durch 
ein sonstiges Tun. 


Außer durch Wort, Ton und Bild kann das komische Urteil noch durch ein 
sonstiges Tun verkörpert werden, wie der als Beispiel B im $ 2 dieser Arbeit an- 
geführte Fall mit den vertauschten Professorenstiefeln es zeigte. Komische Hand- 
lungen dieser Art, im Volksmunde wohl zumeist Possen genannt, stellen die sämt- 


1 Vgl]. de Porta 333. 
2 4848 in der Paulskirche in Frankfurt. 
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lichen nun noch folgenden Beispiele dar. Auch sie können, und mögen sie noch so 
grob sein, nur dann als Beleidigungen bestraft werden, wenn sie den Ausdruck der 
nicht hinreichenden Achtung vor der Wertung der sittlichen und sozialen 
Pflichterfüllung eines Menschen durch seine Mitwelt darstellen, wie dies in den 
folgenden Beispielen 23 und 24 der Fall ist. 

Fall 23. An Bord eines größeren Vergnügungsdampfers einer deutschen 
Schiffahrtsliriie ereignet sich auf einer mehrwöchigen Seereise folgendes: Ein 
Referendar findet eines Tages in seiner Kajüte einen Brief einer jungen Dame 
vor, die bei den gemeinschaftlichen Mahlzeiten nach den Anordnungen des 
Stewards neben ihm zu sitzen pflegt. In diesem Brief bittet die junge Dame den 
Referendar zu einem Rendez-vous auf Mitternacht an eine genau bezeichnete 
Stelle des Schiffs. Tatsächlich rührte der Brief nicht von der Dame, sondern 
von einem anderen Herrn, der gleichfalls zu den Passagieren erster Klasse 
gehörte, her. — 

Wie im Fall 23 die Danıe, so ist im Fall 24 der Herr beleidigt, und beide 
Fälle sind Beleidigungen, weil sie Angriffe gegen die Wertung der sittlichen 
Pflichterfüllung der angegriffenen Personen durch ihre Mitwelt darstellen. 

Fall 24. In der Tageszeitung einer deutschen Mittelstadt findet sich eines 
Morgens die Verlobungsanzeige eines Herrn der besten Gesellschaft mit einem 
Fräulein X. Dieses Fräulein X. ist als Dame der Halbwelt in der ganzen Stadt 
bekannt. Die Anzeige beruht nicht auf Wahrheit, die in Frage stehenden Per- 
sonen haben an ihrer Abfassung keinen Anteil. — 

Daß es lediglich die Verlobung mit einer Dame der Halbwelt ist, deren 
fälschliche Behauptung einen Angriff gegen die Ehre des Bräutigams enthält, 
ergibt sich aus der Gegenüberstellung des Falls 24 mit dem Fall 25. Im Fall 25 
kann eine Beleidigung nicht angenommen werden, ebensowenig in den fol- 
genden Fällen 26—30 und in demim §2 dieser Arbeit angeführten Beispiel B (mit 
den vertauschten Professorenstiefeln)!, trotzdem die Täterin all diesen Fällen die 
angegriffenen Persönlichkeiten nicht so behandeln, wie es ihnen zukäme, sondern 
grobe und zum Teil, wie Fall 26 zeigt, sogar sehr grobe Scherze mit ihnen treiben. 

Fall 25.° In einer deutschen Mittelstadt hat ein Gymnasiallehrer seit 
Monaten in auffallender und viel besprochener Weise der Tochter seines Direktors 
den Hof gemacht. Eines Tages erscheint in der dortigen Zeitung die Verlobungs- 
anzeige der beiden jungen Leute. Sie beruht nicht auf Wahrheit. Zwei junge Kauf- 
leute haben sie in einer übermütigen Stunde der Redaktion der Zeitung eingesandt, 
die annahm, daß sie vom Direktor herrülre.? 

Fall 26. Der Professor sitzt in seiner Studierstube am Schreibtisch über 
seinem neuesten Werk. Es läutet. Eine Krankenschwester erscheint: Sie sei 
bestellt, um die Nachtwache bei dem doch so kranken Herrn Professor zu über- 
nehmen. Es klingelt wieder. Ein berühmter Chirurg erscheint mit Assistenten 
und Öperationskasten: Er sei hergerufen, den nicht mehr transportfähigen 
Herrn Professor wegen der dringenden Lebensgefahr in seiner Wohnung zu 
operieren. Es läutet. Ein schwarzer Sarg wird hereingebracht. Es klingelt wieder. 


1 Dagegen sieht v. Bar „Beleidigung“ 12 N. 15 in diesem Fall eine Be- 
leidirung. 

2 Vgl. v. Liszt „Strafrechtsfälle‘“ Fall 100. 

3 Dagegen nimmt v. Bar „Beleidigung“ 13 Beleidigung an. 
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Die schwarz gekleideten Kirchhofsdiener erscheinen und erklären: Unten stehe 
-der Leichenwagen, sie wollten die Leiche abholen. — Alles im Auftrage eines 
Studenten, Schülers des Professors. 

Fall 27. In einer süddeutschen Universitätsstadt ereignet sich folgender 
Fall: Ein berühmter Wechselrechtler, Professor und Mitglied der Prüfungs- 
kommission, wird um 2 Uhr des Nachts telephonisch angerufen. Auf die Frage, 
wer dort sei, meldet sich der Präsident der Prüfungskommission und bittet den 
Professor, ihm doch umgehend für das morgige Examen die Frage beantworten 
zu wollen, welches die acht Erfordernisse eines Wechsels seien. — De facto ist 
der Anrufende ein Student und Schüler des Professors. 

Fall 281. Philine, die schöne, galante Schauspielerin, hat ihrem jungen 
und nicht unbegünstigten Diener Friedrich befohlen, abends ihr und dem soeben 
eingetroffenen Stallmeister, dem neuesten Verehrer Philinens, bei Tische aufzu- 
warten, worüber Friedrich nur noch mürrischer und trotziger geworden; endlich 
hat er eine Schüssel mit Ragout, anstatt sie auf den Tisch zu setzen, zwischen 
Mademoiselle und den Gast, die ziemlich nahe zusammen gesessen, hineinge- 
worfen, so daß deren Kleider sehr übel zugerichtet gewesen.” — 

Während die Fälle 25—28, wenn auch nicht die nicht hinreichende Ach- 
‘ tung der Täter vor der Wertung der sittlichen und sozialen Pflichterfüllung 
der angegriffenen Personen enthalten, alsoals Beleidigungen nicht strafbar sind, 
so doch eine mehr oder minder große Mißachtung vor den in ihnen betroffenen 
Personen dokumentieren, stellen sich die folgenden zwei Beispiele nicht einmal 
als Akte der Mißachtung dar. 

Fall 29. Einem Studenten werden in seiner Abwesenheit von seinen 
Freunden deren sämtliche Wecker in den Schrank getan, der sodann verschlossen 
wird. Die Uhren sind derart gestellt, daß die eine stets zu wecken beginnt, wenn 
die andere knapp abgelaufen ist. In der Nacht, nach Heimkehr des Studenten, 
gibt es ein entsetzliches, stundenlanges Getöse, bis man einen Schlosser holt, 
der den Schrank erbricht. 

Fall 30. Der Salondampfer passiert den Äquator. Alle Passagiere, ohne 
Ansehen von Rang und Person, selbst hohe und höchste Herrschaften, sind auf 
Deck und werden von der Schiffsmannschaft in intensiver Weise der Prozedur 
der Schiffstaufe unterzogen, wenn sie nicht durch Schiffstaufschein nachweisen 
können, daß sie bereits vordem den Äquator passiert haben. Die Prozedur 
besteht in einer äußerst eindringlichen Behandlung der Passagiere mit Seewasser. 


$ 10. 
Schluß, 
Ergebnis der Arbeit. 
Im allgemeinen Teil der Arbeit wie durch die Beispiele in ihrem besonderen 


Teil ist nachgewiesen worden, daß eine komische Handlung wie jede andere 
menschliche Handlung nur dann eine Beleidigung gemäß dem $ 185 des Reichs- 


1 Goethe ‚Wilhelm Meisters Lehrjahre“ II. Buch 14. Kap. l 
2 Vgl. dagegen Kohler GA. 47, 42: „Es kann eine Beleidigung sein, wenn 
ich über das Ballkleid einer Dame einen Farbentopf ausgieße.‘ 
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strafgesetzbuchs bildet, wenn sie einen Angriff auf die Ehre einer Person 
darstellt. 

Eine komische Beleidigung ist also: ein in übermütiger Stimmung ein- 
fallendes, durch spielend vertauschte Begriffe erklärtes Urteil, das den Aus- 
druck der nicht hinreichenden Achtung vor der Wertung der sittlichen und 
sozialen Pflichterfüllung eines Menschen durch seine Mitwelt enthält. 

Durch diese Begriffsbestimmung der komischen Beleidigung wird der 
Rechtsunsicherheit, die bisher bei der Beantwortung der Frage herrscht, welche 
komischen Handlungen denn Beleidigungen bildeten, gesteuert: 

Als Beleidigung sind komische Handlungen nur bei einem Angriff auf die 
Ehre, die Wertung der Pflichterfüllung durch die Mitwelt, zu strafen. In allen 
anderen Fällen soll über den Täter einer komischen Handlung der Stab nicht 
gebrochen werden, vielmehr der Richter der Worte gedenken, die Goethe im 
Vorspiel zum Faust dem Herrn gegen Mephistopheles in den Mund legt: 

Des Menschen Tätigkeit kann allzu leicht erschlaffen, 
Er liebt sich bald die unbedingte Ruh; 

Drum geb’ ich gern ihm den Gesellen zu, 

Der reizt und wirkt und muß, als Teufel, schaffen. 
Du darfst auch da nur frei erscheinen; 

Ich habe Deinesgleichen nie gehaßt. 

Von allen Geistern, die verneinen, 

Ist mir der Schalk am wenigsten zur Last. 


Die Immunität der Reichstagsabgeordneten. 


Von Amtsrichter Dr. Haunß in Offenburg (Baden). 


l. 

Kein Mitglied des Reichstages darf wegen seiner Abstimmung oder wegen 
der in Ausübung seines Berufes getanen Äußerung gerichtlich oder disziplinarisch 
verfolgt oder sonst zur Verantwortung gezogen werden. In der Betätigung seines 
Berufes soll der Abgeordnete völlig frei und durch die Schranken der Straf- 
und Disziplinargesetze nicht eingeengt sein. Doch könnte in indirekter Weise 
auf den Ahgeordneten eingewirkt und ihm so für eine mißliehige Ausübung 
seines Mandates eine Vergeltung zugefügt werden. Durch tendenziöse Durch- 
führung eines Strafverfahrens könnten ihm die Regierung und ihre Organe 
die Vertretung seiner Gesinnung erschweren oder gar unmöglich machen. Be- 
sonders durch eine Verhaftung würde der Abgeordnete an weiterer politischer 
Tätigkeit gehindert und den Beratungen entzogen. Wer aber durch die Wahl 
in die gesetzgehende Körperschaft berufen ist, dem darf die Teilnahme an ihren 
Verhandlungen nicht durch staatliche Maßnahmen illusorisch gemacht werden. 
Das Interesse an einer vollen Besetzung und damit einem ungestörten Arbeiten 
der Volksvertretung steht höher als die Einbuße, welche die Rechtspflege durch 
die zeitweilige Sistierung ihrer Tätigkeit erleidet. 

Diese Erwägungen ließen dem Reichstag den Entwurf der Verfassung 
für den norddeutschen Bund, der keine Bestimmung über die Unverletzlichkeit 
der Abgeordneten vorgesehen hatte, als ungenügend erscheinen. Es wurde des- 
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halb einer Anregung aus dem Reichstage, welche für die Abgeordneten die in 
Art. 84 der Preußischen Verfassung gewährten Garantien verlangte, stattgegeben 
und als Artikel 31 nachstehende Bestimmung in die Verfassung aufgenommen: 
Ohne Genehmigung des Reichstages kann kein Mitglied desselben 
während der Sitzungsperiode wegen einer mit Strafe bedrohten Hand- 
lung zur Untersuchung gezogen oder verhaftet werden, außer wenn es 
bei Ausübung der Tat oder im Laufe des nächstfolgenden Tages er- 
griffen wird. 
Gleiche Genehmigung ist bei einer Verhaftung wegen Schulden 
erforderlich. 
Auf Verlangen des Reichstages wird jedes Strafverfahren gegen 
ein Mitglied desselben und jede Untersuchungs- oder Zivilhaft für die 
Dauer der Sitzungsperiode aufgehoben. 

Die Ausdrucksweise des Artikels steht mit der Diktion der heute geltenden 
Gesetze nicht mehr im Einklang und läßt überdies an Präzision zu wünschen 
übrig. Es ist daher nicht zu verwundern, daß die Interpretation der Bestimmung 
des öttern Anlaß zu Kontroversen geboten hat. Schon die Art der Maßnahmen, 
die gegen einen Abgeordneten nicht vorgenommen werden dürfen, ist aus dem 
Gesetze nicht klar ersichtlich. l 

Verboten ist ohne Genchmigung des Reichstages die Verhaftung eines 
Abgeordneten, sofern nicht der Abgeordnete auf frischer Tat ertappt oder 
am nächstfolgenden Tage ergriffen wird. Unter dem Ausdruck Verhaftung ist 
nur die Untersuchungshaft zu verstehen; dies ergibt sich deutlich aus dem eine 
Ergänzung zu Absatz 4 bildenden Absatz 3 des Art. 34, in welchem ausdrück- 
lich von Untersuchungshaft gesprochen wird.') Die vorläufige Festnahme ıst 
als eine Vorbereitung der Untersuchungshaft wie diese zu behandeln. 

Unter das Verbot fallen dagegen nicht andere prozessuale Zwangsmaß- 
regeln, auch wenn diese in einer kürzeren oder längern Freiheitsentziehung 
bestehen, somit in ihrer Wirkung der Untersuchungshaft gleichkommen. Ins- 
besondere kann ein Abgeordneter, welcher als Angeklagter trotz ordnungs- 
gemäßer Ladung in der Hauptverhandlung ausbleibt, gemäß § 223 StPO. 
vorgeführt werden; Vorführung und Untersuchungshaft sind in ihren Voraus- 
setzungen und nach ihrem Zwecke derart verschieden, daß die für die eine Maß- 
regel geltenden Sätze auf die andere nicht angewendet werden können.?) Aus 
den gleichen Gründen steht der Vorführung eines Beschuldigten nach § 133 
StPO. oder eines Zeugen nach § 50 Abl.4 StPO. der Art. 31 der Reichsver- 
fassung nicht entgegen. Ebenso ist ein Vorführungsbefehl nach $ 134 StPO. 
an und für sich als zulässig zu erachten, wenn auch der Fall wegen der Unzu- 
lässigkeit der nachfolgenden Verhaftung kaum praktisch wird: dieser Vor- 
führungsbefehl wird von der StPO. nicht als eine den Haftbefehl verbreitende 
Maßregel betrachtet, — da es zur Erlassung eines Hafthefehls der vorgängigen 
Vernehmung des Beschuldigten ja gar nicht bedarf, — sondern nur als ein Mittel. 
die Vernehmung des Beschuldigten auch in solchen Fällen herbeizuführen, 


1) Vgl. Laband, Staatsrecht des Deutschen Reiches. Band I. S. 572. 

2) Vgl. RGEntsch. i. Strafs. Bd. 38, S.179. Weismann: Die strafpro- 
zessuale Privilegierung gesetzgebender Versammlungen — Zeitschrift für die 
gesamte Strafrechtswissenschaft 1889, S. 408. 


398 Die Immunität der Reichstagsabgeordneten. 


in denen nach Lage des Verfahrens eine vorherige Ladung des Beschuldigten 
untunlich erscheint.?) Auch eine Inhaftierung nach § 178 GVG. ist nicht ausge- 
schlossen. 

Handelt es sich bisher um Maßnahmen, welche eine kurze und vorüber- 
gehende Freiheitsentziehung zur Folge haben, so ist die Sache wesentlich anders 
bei der Zeugnis- und Ecitionszwangshaft (88 69 Abs. 2, 95 Abs. 2 StPO.). Beide 
können leicht zu einer langen, äußerstenfalls bis zu 6 Monaten dauernden, sehr 
empfindlichen Freiheitsentziehung führen und für den Betroffenen praktisch 
die gleiche Wirkung haben wie die Untersuchungshaft. Doch darf man sich 
dadurch in der Beurteilung ihrer Zulässigkeit nicht irreführen lassen und die 
grundsätzliche Verschiedenheit dieser Maßregeln von der Untersuchungshaft 
verkennen. Die Zwangshaft ist durch den Ungehorsam des Betroffenen bedingt 
und dazu bestimmt, diesen Ungehorsam zu brechen; sie endigt daher, sobald 
der Betroffene seinen Ungehorsam aufgibt, so daß der Betroffene jederzeit die 
Möglichkeit hat, lediglich durch sein Verhalten die Zwangshaft zur Aufhebung 
zu bringen. Aus dieser grundsätzlichen Verschiedenheit von der Untersuchungs- 
haft folgt aber, daß die Zwangshaft gemäß 83 69 Abs. 2, 95 Abs. 2 StPO. durch 
Art. 31 der Reichsverfassung nicht betroffen wird. 

Ohne Einschränkung zulässig ist endlich der Strafvollzug, weil er erst 
nach Abschluß des Strafverfahrens stattfindet, der Art. 31 der Reichsverfassung 
aber nur die zum Strafverfahren gehörigen Handlungen verbietet. Diese Ansicht 
ist in der Literatur ziemlich übereinstimmend vertreten.) Daß hierbei kein 
Unterschied zwischen kriminellen und Ordnungsstrafen gemacht werden kann, 
bedarf keiner näheren Begründung. 

Eine Genehmigung des Reichstages ist weiter erforderlich zu einer Ver- 
haftung wegen Schulden; auch kann der Reichstag verlangen, daß jede Zivilhaft 
für die Dauer der Sitzungsperiode aufgehoben wird. Eine Ergänzung dieser 
Bestimmungen enthalten die §§ 904 Z. 1, 905 Z.1 ZPO., welche auf alle Fälle 
der Haft im Zwangsvollstreckungsverfahren Anwendung finden, also namentlich 
auf die Zwangshaft in den Fällen der §§ 888 ff., 901 ZPO., ferner die Zeugnis- 
zwangshaft nach $ 390 Abs. 2 ZPO. und die Vollziehung eines persönlichen Sicher- 
heitsarrestes (88 918, 933 ZPO.), gleichviel ob diese durch Haft oder durch son- 
stige Freiheitsbeschränkungen erfolgt, endlich auf die Haft in den Fällen der 
88 72, 101, 106 KO. und § 83 Abs. 2 FrGG. (zur Auslieferung eines Testamentes 
an das Nachlaßgericht). Dagegen fallen nicht unter das Verbot des Art. 31 — 
ebensowenig unter die §§ 904, 905 ZPO. — die gemäß $$ 380, 390 ZPO. gegen 
Zeugen wegen unentschuldigten Ausbleibens oder wegen Verweigerung des 
Zeugnisses oder der Eidesleistung erkannten Haftstrafen; diese können nach 
dem oben Ausgeführten jederzeit vollzogen werden. 

Hatten diese Verbote den Zweck, dem Abgeordneten die Teilnahme an 
den Verhandlungen unter allen Umständen zu ermöglichen, so kommt in der 


3) Vgl. Löwe, Kommentar zur Strafprozeßordnung, 10. Aufl. Anm. 2 
zu § 134. 

3) Vgl. Viereck: Die Anwendbarkeit des Art. 84 Ahs. 4 der Preuß. Ver- 
fassungsurkunde auf die Unterbrechung einer Strafhaft — Goltdammers Archiv 
für Strafrecht und Strafprozeß, Band 56 S.145 ff. — und die dort zitierte 
Literatur. 
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Verhinderung einer strafgerichtlichen Untersuchung mehr das Bestreben zum 
Ausdruck, tendenziöse Verfolgungen einzelner Abgeordneter zu verhüten. 
Verboten ist es zunächst, einen Abgeordneten während der Sitzungsperiode 
wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung ‚zur Untersuchung zu ziehen“. 
Über die Bedeutung dieses Ausdruckes gehen die Ansichten ziemlich auseinander. 
Bei einem Teile der Interpreten macht sich das Bestreben bemerkbar, das Pri- 
vileg des Abgeordneten nicht weiter auszudehnen, als zur Erreichung des gesetz- 
gebesischen Zweckes unbedingt nötig ist) Diese wollen daher lediglich Hand- 
lungen dem Verbote unterstellen, die nur in Gegenwart oder nach Anhörung 
des Abgeordneten vorgenommen werden dürfen, oder gar nur Prozeßhandlungen, 
welche der Eröffnung der Voruntersuchung oder des Hauptverfahrens nach- 
folgen; alle andern Handlungen sollen ohne Rücksicht auf den Reichstag zu- 
lässig sein. 

Diese Auslegung bringt das gesetzgeberische Motiv zu stark zur Geltung 
und läßt sich mit dem Wortlaut nicht vereinbaren. Eine Einschränkung in der 
Richtung, daß der Abgeordnete durch die Untersuchungshandlungen an der 
Ausübung seines Berufes nicht gehindert werden darf, sollte nach der Fassung 
nicht getroffen werden. Es hätte sonst vor allem der Abgeordnete, dersichan den 
Sitzungen nicht beteiligt, des Schutzes der Immunität verlustig gehen müssen. 
Eine solche Einschränkung liegt auch nicht in dem Wort „Untersuchungshand- 
lungen“, namentlich wenn man die Bedeutung des Wortes in der Entstehungszeit 
der preußischen Verfassung berücksichtigt; damals hatte das Wort vielmehr 
eine sehr umfassende Bedeutung und begriff alle Arten von polizeilichen und 
gerichtlichen Akten zum Zwecke der Verfolgung in sich. Man muß hiernach 
als Untersuchungshandlungen betrachten alle Akten und Maßnahmen der Be- 
hörden, welche dazu dienen sollen, die Richtigkeit oder Unrichtigkeit des Ver- 
dachtes einer mit Strafe bedrohten Handlung zu ermitteln, ohne Unterscheidung 
ob diese Handlungen von einer gerichtlichen, disziplinären oder Verwaltungs- 
behörde ausgehen und ohne Rücksicht darauf, ob dieselben unmittelbar oder nur 
mittelbar gegen die Person des Abgeordneten gerichtet sind. Von dieser Ansicht 
ausgehend hat das Reichsgericht als unzulässig erklärt jede zur Förderung des 
Verfahrens, Sicherung der Beweise, zur Erreichung der Ziele und Zwecke der 
Untersuchung dienende Maßregel.®) 

Verboten sind die bisher besprochenen Maßregeln während der Sitzungs- 
periode, welche mit der Eröffnung des Reichstages beginnt und mit der Schließung 
ihr Ende erreicht. Durch eine Vertagung der Verhandlungen wird die Immunität 
der Reichstagsmitglieder nicht berührt, da eine solche mit der ihr anhaftenden 
Kontinuität der Verhandlungen die Sitzungsperiode nicht beendet.”) 

Unzulässig ist während der Sitzungsperiode nur die Einleitung eines 
neuen, nicht aber die Fortsetzung eines bereits anhängigen Verfahrens, wie 
auch eine Untersuchungs- oder Zivilhaft, deren Vollzug bei Eröffnung des Reichs- 
taves bereits begonnen hat, fortdauert. Dieser Unterschied in der Behandlung 
neuer und bereits anhängiger Sachen ergeht sich aus Abs. 3 des Art. 31. wo 
dem Reichstag die Befugnis zugesprochen wird, die Aufhebung der Haft oder 


5) Vgl. Weismann a.a. O. S. 403 ff. und die dort Zitierten. 
6) Vgl. RG. Entsch. i. Strafs. Bd. 23 S. 193 ff., Bd. 24, S. 205 ff. 
1) Uber Einzelheiten vgl. RG. Entsch. i. Strafs. Bd. 22, S. 379 ff. 
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die Einstellung des Verfahrens zu verlangen. Diese Befugnis wäre völlig unver- 
ständlich, wenn auch die anhängigen Verfahren von dem Verbot des Abs. 1 
betroffen würden.®) 

Die Bestimmungen des Art. 31 enthalten objektive Spezialrechtssätze. 
sie begründen nicht etwa subjektive Rechte, welche bestimmten Personen zu- 
stehen. Die Mitgliedschaft im Reichstag ist zwar Voraussetzung für die An- 
wendung dieser Vorschriften, aber die Anwendung hängt nicht von dem Willen 
des Einzelnen ab. Die Grundsätze über Erwerb und Verlust der subjektiven 
Rechte kommen nicht zur Geltung, die Reichstagsrritglieder können insbesondere 
nicht wirksam auf diese Rechte verzichten;?) zur Anwendung der Vorschriften 
des Art. 21 bedarf es auch nicht einer Geltendmachung der Rechte durch den 
Abgeordneten. 


II. 


Betrachten wir einmal die Wirkungen des Art. 34 in der Praxis der Straf- 
verfolgung und zwar zunächst den Fall, daß während der Sitzungsperiode gegen 
einen Abgeordneten der Verdacht einer strafbaren Handlung sich ergibt. Wenn 
nun nicht gerade die Voraussetzungen eines Haftbefehls vorliegen und der Ab- 
geordnete auf frischer Tat oder am nächstfolgenden Tage ergriffen wird, kann 
der Sache überhaupt nicht nachgegangen werden; da alle prozessualen Hand- 
Ifingen — sie fallen ja sämtlich unter den Begriff der Untersuchungshandlungen 
— verboten sind, erübrigt nur, die Sache bis zum Schlusse der Sitzungsperiode 
beruhen zu lassen. Auch eine Sicherung des Beweismaterials ist nicht zulässig. 
Eine Beschlagnahme wäre nichtig und die Einnahme eines Augenscheins sowie 
die Vernehmung von Zeugen oder Sachverständigen gesetzwidrig, eine Benutzung 
der auf solche Weise gewonnenen Beweisergebnisse in einer späteren Haupt- 
verhandlung mithin ausgeschlossen. Eine Sicherung der Beweise nach Maßgabe 
der 88 327 ff. StPO. verbietet sich schon deshalb, weil der Abgeordnete nicht 
abwesend ist. Auch eine Anhörung des Abgeordneten über den gegen ihn schwe- 
benden Verdacht kann nicht stattfinden. 

Erst nach Beendigung der Sitzungsperiode ist ein Einschreiten möglich. 
Bis zu diesem Zeitpunkte ruht allerdings nach $ 69 StRGB. Jie Verjährung 
der Strafverfolgung und zwar ohne Rücksicht darauf, ob beim Reichstag er- 
folglos um Genehmigung zur Strafverfolgung nachgesucht wurde oder nicht.!®) 
Bis zur Beendigung der Sitzungsperiode kann aber eine geraume Zeit, ja bei 
der neuerdings bestehenden Übung, den Reichstag am Ende einer Tagung nicht 
zu schließen, sondern zu vertagen, mit Leichtigkeit ein Zeitraum von mehreren 
Jahren vergehen. Was solch ein Zeitraum für die Beweislage im Strafprozeß 
hedeutet, weiß jeder Praktiker. Das Wichtigste für die spätere Beweisführung, 
der erste Zugriff, fällt gänzlich weg. Andererseits ist natürlich dem Täter reichlich 
Zeit geboten, ungehindert durch behördliche Eingriffe die Spuren der Tat zu 
verdunkeln oder ganz zu vernichten. Kann dann endlich nach Ablauf der viel- 
leicht mehrjährigen Sitzungsperiode mit den Erhebungen begonnen werden. 
so ist in vielen Fällen ein brauchbares Resultat nicht mehr zu erwarten. 


8) RG. Entsch. i. Strafs. Bd. 27, S. 385 ff. 


°), L.aband, Staatsrecht des Deutschen Reiches, Bd. 1, S. 570. 
1) RG. Entsch. i. Strafs. Bd. 27, S. 10, Bd. 33 S. 410. 
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Beschlagnahmen und Haussuchungen werden daran scheitern, daß unterdessen 
die gesuchten Gegenstände in andere Hände übergegangen sind und über ihren 
Verbleib nichts mehr zu ermitteln ist. — Man denke z. B. an Verbreitung hoch- 
verräterischer oder unzüchtiger Schriften. — Augenscheine sind in den zahl- 
reichen Fällen zwecklos, in denen die genaue Aufnahme des Tatortes, insbesondere 
der am Tatorte zurückgebliebenen, meist leicht vergänglichen Spuren des Ver- 
brechens für die Beurteilung des Falles von Bedeutung ist (z. B. bei Automobi'- 
unfällen). Bei den Zeugen endlich wird durch die lange Zeit zwischen der Wahr- 
nehmung und der Vernehmung das Erinnerungsvermögen beeinträchtigt und 
dadurch die Zuverlässigkeit der Aussagen herabgesetzt. Berücksichtigt man noch 
die bei den Verfolgungsorganen wie beim Publikum herrschende Unlust, sich 
mit einer länger zurückliegenden Sache zu befassen und wegen einer solchen 
sein Gedächtnis anzustrengen, so kann man von einem unter solchen Umständen 
durchgeführten Ermittlungsverfahren eine vollständige und richtige Aufklärung 
des Sachverhalts nicht erwarten. Eine Aufklärung komplizierter Vorgänge 
ist nach Ablauf einiger Zeit erfahrungsgemäß nahezu unmöglich. 

Auf den ersten Blick will es scheinen, als könnte diesen Übelständen 
dadurch vorgebeugt werden, daß im einzelnen Falle die Genehmigung des 
Reichstages zur Strafverfolgung eingeholt wird. Ob der Reichstag im einzelnen 
Falle die Genehmigung erteilt, ist jedoch sehr fraglich. Im allgemeinen wird 
die Neigung, den Abgeordneten vor Verfolgungen wenn irgend möglich zu 
schützen, und das Bestreben, die Stellung des Abgeordneten zu einer unantast- 
baren zu gestalten, im Parlamente stets vorherrschen und die Stimmung für 
einen Genehmigungsantrag nicht günstig sein. Gegen den Willen des betroffenen 
Abgeordneten wird der Reichstag aus naheliegenden persönlichen Rücksichten 
die Genehmigung kaum erteilen."!) Immerhin vergeht bis zur Erteilung der 
Genehmigung wieder eine geraume Zeit, die jedenfalls genügt, um ein rasches 
Zugreifen, die Sicherung vergänglicher Tatspuren unmöglich zu machen. Ist 
aber der Reichstag gerade vertagt, so erübrigt uns das Ende der vielleicht Monate 
dauernden Vertagung abzuwarten; wird dann die Genehmigung eingeholt und 
erteilt, so ist der durch die Verzögerung entstandene Schaden in den meisten 
Fällen nicht wieder gut zu machen. 

Ist der Verdacht einer strafbaren Handlung ein begründeter, so wird 
durch Art. 31 der Nachweis in einem späteren Strafverfahren erschwert und in 
manchen Fällen unmöglich gemacht; der Abgeordnete genießt also bis zu einem 
gewissen Grade Straffreiheit, allerdings nicht auf Grund des materiellen Rechts 
wie in den Fällen des $ 11 RStGB. Ist der Verdacht aber nicht begründet, 
so kann die Immunität für den Abgeordneten eine recht unangenehme Beigabe 
sein. Eine rasche Aufklärung des Sachverhaltes ist ja, wie oben dargelegt, nicht 
möglich; auch der Abgeordnete hat nicht die Möglichkeit, eine solche herbeizu- 
führen; da er auf seine Immunität nicht wirksam verzichten kann, bleibt ihm 
nur übrig, zuerst die Genehmigung des Reichstages zur Strafverfolgung einzu- 
holen. Bis diese erteilt ist, vergeht wieder einige Zeit, während welcher sich 


11) Dem Verfasser ist ein Fall bekannt. in welchem die Geschäftsordnungs- 
kommission sogar Deantragte, das Gesuch eines Abgeordneten um Fortsetzung 
eines gegen ihn anhäneiren. auf Verlangen des Reichstags eingestellten Privat- 
klageverfahrens abzulehnen. 


Archiv 55 Bd. 2) 
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bei dem allgemeinen Interesse für die Persönlichkeit der Abgeordneten die 
Öffentlichkeit mit der Sache beschäftigen kann. Daß dies nicht immer in ob- 
jektiver Weise geschieht und von politischen Gegnern nur zu oft der Sachverhalt 
aufgebauscht und entstellt wird, ist allgemein bekannt. Welche Verwirrung 
durch solche Erörterungen in dem Gedächtnis mancher Zeugen angerichtet 
wird und wie leicht in solchen Fällen Erinnerungsfälschungen vorkommen, 
zeigt jeder Sensationsprozeß. Hat der Abgeordnete eine rührige und etwas skru- 
pellose Gegnerschaft, die ein gegen ihn auftauchendes Gerücht ausnutzt und 
aufbauscht, so muß er damit rechnen, daß die durch seine Immunität verzögerte 
Feststellung des Sachverhalts unter dem Einfluß der vorausgegangenen öffent- 
lichen Erörterungen steht und infolgedessen zu seinem Nachteil unrichtig 
ausfällt. 

Die Wirkung der Verzögerung zeigt sich besonders auffällig bei Preß- 
delikten. Eine richtige Beurteilung eines Zeitungsartikels, der meist aus der 
Stimmung des Tages herausgeschrieben und in seiner Wirkung auf den Augen- 
blickserfolg berechnet ist, erfordert eine genaue Kenntnis der Verhältnisse 
zur Zeit seiner Abtassung. Ist einige Zeit hiernach verstrichen und haben sich 
die Verhältnisse geändert, so ist diese Kenninis nur schwer zu erlangen, der 
Artikel manchmal kaum mehr verständlich. Eine Verzögerung des Verlahrens 
um Jahre, die infolge des Art. 31 nicht selten eintritt, muß bei Preßdeiikien 
eine richtige Beurteilung geradezu ausschließen. Sonderlich ist es, wenn in 
solchen Fällen die vom Gesetz auf 6 Monate bemessene Verjährungsfrist erst 
ein oder mehrere Jahre nach der Tat zu laufen beginnt. 

Dieser Verzögerung des Verfahrens trägt das materielle Recht Rechnung; 
die Verjährung der Strafverfolgung ruht nach $ 69 StRGB., weil während der 
Wirkung der Immunität die Strafverfolgung auf Grund gesetzlicher Vorschrift 
nicht begonnen oder nicht fortgesetzt werden kann. Die Verjährung ruht olıne 
Rücksicht darauf, ob beim Reichstag um Genehmigung zur Strafverfolgung 
nachgesucht wurde cder nicht.!?) Auf den Lauf der Antragsfrist ($ 61 RStGB.) 
findet der $ 60 keine Anwendung; der Strafantrag muß also ohne Rücksicht 
auf Art. 31 innerhalb 3 Monaten gestellt werden.!?) Er bedeutet als ein im 
materiellen Strafrecht geregelter Akt noch keine Einleitung des Verfahrens. 
Fraglich ist, ob auch die Privatklage während der Sitzungsperiode giltig erhoben 
werden kann. Angesichts der Doppelnatur der Privatiklage wird man dies be- 
jahen müssen. Man käme sonst zu dem absurden Resultate, daß die Privatklage 
zwar einen giltigen Strafantrag darstellen, eine prozeßordnungsgemäße Grund- 
lage des Vertahrens aber nicht bilden würde, mithin eine und dieselbe Handlung 
giltig und ungiltig wäre. Selbstverständlich sind alle Prozeßhandlungen außer 
der Privatklage selbst während der Sitzungsperiode unzulässig. 

Im Privatklageverfahren führt die Immunität übrigens zu recht unbilligen 
Konsequenzen. Jst der Abgeordnete Privatkläger, so kann der Angeklagte 
keine Widerklare erheben, also von seinem wirksamsten Verteidigungsmittel 
keinen Gebrauch machen. Richtet sich die Privatklage regen den Abgeordneten, 
so ist der Privatkläger während der Sitzungsperiode einfach machtlos; die 


12) RG. Entsch. i. Strafs. Bd. 27 S. 10 ff., 33 S. 410 ff. 
13) RG. Entsch. i. Strais. Bd. 33 S. 410 ff. 
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Genehmigung des Reichstags zur Strafverfolgung herbeizuführen, ist für eine 
Privatperson praktisch unmöglich. Hat er dann glücklich nach Schluß der 
Sitzungsperiode das Verfahren in Lauf gebracht, so kann es der Abgeordnete 
nach Beginn der nächsten Sitzungsperiode wieder einstellen lassen, wozu er ja 
vermöge seiner Kenntnis des Geschäftsganges und seiner persönlichen Be- 
ziehungen im Parlament leicht in der Lage ist. Von dieser Befugnis wird, wie 
die Sitzungsberichte zeigen, von einzelnen Abgeordneten recht häufig Gebrauch 
gemacht und stets mit Erfolg. Auf diese Weise ist tatsächlich nicht mehr der 
Richter, sondern der Angekalgte Herr des Verfahrens. 


III. 


Betrachtet man den Art. 31 einmal daraufhin, in welchem Umfange 
die erstrebten Zwecke erreicht sind, so kommt man zu gleich unstimmigen Resul- 
taten. Zunächst sollte ja durch die Bestimmung die Teilnahme des Abgeordneten 
an den Sitzungen sicher gestellt werden. Untersuchungs- und Zivilhaft würden 
ohne Zweifel den Abgeordneten daran hindern; es ist daher nur folgerichtig, 
wenn das Gesetz sie während der Sitzungsperiode inhibiert. Eine bei Beginn 
der Sitzungsperiode bereits bestehende Haft hat dieselbe Wirkung, dauert 
aber trotzdem fort, wenn nicht der Reichstag die Aufhebung verlangt; bis ein 
diesbezüglicher Beschluß des Reichstages vorliegt, bleibt die Haft bestehen 
und der Abgeordnete von den Sitzungen ausgeschlossen. Den gleichen Erfolg 
haben die übrigen Freiheitsbeschränkungen, welche wie oben dargelegt unbe- 
schränkt zulässig sind, also insbesondere die Zeugnis- und Editionszwangshaft 
und die Strafhaft. Durch diese kann der Abgeordnete eventuell während der 
ganzen Tagung an der Ausübung seines Mandates verhindert sein, ohne daß 
der Reichstag eingreifen könnte. 

Besser ist schon der andere Zweck der Bestimmung, die Verhütung ten- 
denziöser Verfolgungen erreicht. Da ohne Unterschied jede Einleitung eines 
Verfahrens während der Sitzungsperiode untersagt ist, kann natürlich eine 
tendenziöse Verfolgung im Wege eines Straf- oder Disziplinarverfahrens nicht 
stattfinden. Nur die Zeit zwischen zwei Sitzungsperioden könnte dazu ausgenutzt 
werden, allein auch hier könnte der Reichstag nach seinem Zusanımentreten 
eingreifen. Hier ist also der Zweck erreicht, allerdings mit dem denkbar rigo- 
rosesten Mittel. 


IV. 


Der Art. 31 der Reichsverfassung wurde wörtlich der Preußischen Ver- 
fassung entnommen, deren Entstehungszeit in die Jahre 1848—50 fällt. Seither 
ist eine geraume Zeit verstrichen, die Anschauungen der damaligen Zeit sind in 
vieler Beziehung veraltet, und die neue Zeit hat u. a. auch in unserm Öffentlichen 
Leben Verschiebungen in den Machtverhältnissen der einzelnen Faktoren ge- 
zeitigt. Damals war das Parlament — wenigstens in Preußen — noch eine junge 
Institution, von der man nicht wußte und wissen konnte, welche Stellung sie 
im Staatswesen einnehmen und wie viel Einfluß sie im politischen Leben ge- 
winnen werde. Da ist es nicht zu verwundern, daß man in der Gesetzgebung 
rroßes Gewicht darauf legte, alle Schädigungen der neuen Einrichtung im Keim 
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zu ersticken und die Person des Abgeordneten, welche man für besonders ge- 
fährdet hielt, vor jeder Beeinflussung und Maßregelung zu bewahren selbst auf 
die Gefahr hin, daß man damit andere Interessen preisgab. Heute ist die Stellung 
des Parlaments eine wohl gefestigte und sein Einfluß im politischen Leben ein 
überragender. Damit ist auch die persönliche Stellung des einzelnen Abgeord- 
neten eine einflußreichere und unantastbarere geworden, und man wird heute 
auf manche Schutzmaßregel verzichten können, dıe früher unumgänglich nötig 
erschien!?), und manche Befürchtung um die Unabhängigkeit der ADBISUEIE 
auf das richtige Maß zurückführen dürfen. 

Komnit man hiernach zu einer Revision des derzeitigen Rechtszustandes, 
so muß man zunächst die gesetzgeberischen Erwägungen daraufhin prüfen. 
inwieweit sie für die heutige Zeit noch als ausschlaggebend betrachtet werden 
können. Das Bestreben, dem Reichstagsabgeordneten die Teilnahme an den 
Verhandlungen ohne Einschränkung zu ermöglichen, ist unstreitig anzuerkennen, 
und bei der hohen Bedeutung unserer gesetzgebenden Körperschaften für alle 
Gebiete des öffentlichen Lebens läßt es sich wohl rechtfertigen, daß man den poli- 
tischen Interessen den Vorzug gibt, wenn sie im einzelnen Falle mit denen der 

schtspflege kollidieren. Man kann von diesem Standpunkte aus das geltende 
Recht, das nur Untersuchungs- und Zivilhaft verbietet, Zwangs- und Strafhaft 
aber zuläßt, nicht als genügende Garantie für die ungestörte Ausübung des Man- 
dats betrachten. Es ist nicht einzusehen, warum z. B. die Zeugnis- und Editions- 
zwangshaft anders behandelt werden soll als die Untersuchungshaft; für den 
Abgeordneten bedeutet sie die gleiche Behinderung in der Ausübung seiner 
Funktionen und als Zwangsmittel im Strafprozeß ist sie von geringerer Be- 
deutung als die Untersuchungshaft; es liegt also kein Grund vor, sie in weiterm 
Umfange zuzulassen als diese. Ähnlich liegt die Sache beim Vorführungsbefehl, 
wenn auch hier die Zeit der Beeinträchtigung eine wesentlich kürzere ist. Auch 
für die Strafhait izt eine andere Behandlung nicht angezeigt. Die Fälle, in denen 
der Vollzug einer rechtskräftig erkannten Strafe ausgesetzt wird, sind sonst 
ziemlich häufig. Angemessene Rücksicht auf den Verurteilten und seine Familie 
geben schon der Strafvollzugsbehörde die Möglichkeit, nach § 488 StPO. den Straf- 
vollzug bis zu 4 Monaten auszusetzen. Eine weitere Aussetzung kann immer noch 
durch Ausübung des Begnadigungsrechts gewährt werden und wird in der Praxis 
nicht selten gewährt. Wenn aber das Interesse der Rechtspflege an einem 
baldigen Vollzuge rechtskräftig erkannter Strafen hinter dem Interesse des 
Verurteilten und seiner Familie zurücktreten kann, so kann es auch hinter 
dem öffentlichen Interesse an einer vollzähligen Besetzung unseres Parlamentes 
zurückstehen. Von dieser Konsequenz dart man sich nicht durch den Gedanken 
abhalten lassen, daß ein zu einer längeren Freiheitsstrafe Verurteilter dem 
Reichstage unbedenklich fernbleiben könnte, weil die Entziehung einer solchen 
Persönlichkeit dem Ansehen des Reichstages eher förderlich als schädlich wäre. 
Wenn man dieser Erkenntnis im Gesetze Ausdruck verleihen will, so muß man 
folgerichtig mit Strafen von gewisser Höhe oder Art den Verlust des Mandats 


11) Auf den Schutz des Art. 30 Reichsverfassune § 41 RRR. verzichten 
manche Abgeordnete dadurch, daß sie die in der Sitzung vorgetragenen Be- 
hauptungen außerhalb desselben wiederholen und dadurch ein Einschreiten 
ermöglichen. 
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verknüpfen; nicht der Vollzug der Strafe, sondern diese selbst bzw. die durch 
sie gesühnte Tat drückt der Persönlichkeit den Makel auf. 

Nur in einem Falle sollte man den Interessen der Rechtspflege. 
Rechnung tragen, wie dies zum Teil schon durch die derzeitige Ge- 
setzgebung geschehen ist. Wenn der Abgeordnete auf frischer Tat er- 
tappt oder am nächstfolgenden Tage ergriffen wird, dann soll die Festnahme 
bzw. Verhaftung zulässig sein. Es würde dem allgemeinen Rechtsgefühle doch 
zu sehr widerstreben, wenn man in einem Falle, in welchen jeder Bürger sofort 
in Untersuchungshaft genommen würde, vor der Person des Abgeordneten 
Halt machen und ihn entkommen lassen würde. Dieser Ausnahme sollte eine 
weitere hinzugefügt werden für den Fall, daß es sich um ein nicht politisches 
Verbrechen im Sinne des $1 Abs. 1 RStGB. handelt. Hier kommen Verletzungen 
der wichtigsten und höchsten Rechtsgüter in Frage, deren rasche und wirkungs- 
volle Ahndung dem allgemeinen Rechtsbewußtsein ein Bedürfnis und im öffent- 
lichen Interesse geboten ist. In einem solchen Falle könnte man die Verhaftung 
wohl zulassen, zumal da der Gang der Verhandlungen durch Entziehung emes 
Abgeordneten im allgemeinen nicht gestört wir!. 

Ein Ausschuß jeglicher Freiheitsbeschränkungen gegen Abgeordnete ist 
gerechtfertigt, so lange die Sitzungen des Reichstages dauern. Er ist weiter 
angebracht, so lange der Abgeordnete Mitglied einer Kominission ist, die ihre 
Beratungen auch nach Vertagung der Verhandlungen fortsetzt wie die z. Zt. 
noch tagende Kommission für die Strafprozeßreform. Sonst liegt für einen 
besonderen Schutz des Abgeordneten kein Bedürfnis. Insbesondere ist kein 
Grund einzusehen, weshalb ein Abgeordneter während einer Vertagung der 
Verhandlungen — abgesehen von dem vorhin erörterten Fall der Teiin’ihme 
an Kommissionsberatungen — vor Beschränkungen seiner persönlichen Freiheit 
bewahrt bleiben soll. Man muß bei aller Sorge für ein ungestörtes Arbeiten 
unseres Parlamentes nicht vergessen, daß die Immunität ein unter Verletzung 
anderer Interessen statutiertes Privileg ist, das nicht weiter ausgedehnt werden 
darf, ais zur Erreichung seines Zweckes nötig ist. Eine Gewährung der Immunität 
während der ganzen Sitzungsperiode ist hierzu nicht erforderlich, es genügt 
eine Beschränkung auf die Zeit der Tagung und für die beteiligten Abgeordneten 
die der Kommissionsverhandlungen. 

Wenig praktisch ist die Unterscheidung des Gesetzes zwischen einer bei 
Beginn der Sitzungsperiode anhängigen und einer im Laufe derselben verfügten 
Haft. Beide kommen in ihrer Wirkung einander völlig gleich, es ist darum kein 
Grund für die verschiedene Behandlung einzusehen. Es würde sich deshalb 
empfehlen, mit dem Beginne der Verhandlungen im Plenum oder — für die be- 
teiligten Abgeordneten — der Kommissionsberatungen eine Unterbrechung der 
anhängieren Haft eintreten zu lassen. 

Es fragt sich weiter, ob im Interesse der ungestörten Tätigkeit unserer 
Volksvertreter außer den bereits besprochenen weitere Maßregeln eriorderlich 
sind. namentlich aus diesem Gesichtspunkte die Sistierung jedes prozessualen 
und disziplinaren Verfahrens angebracht ist. Diese Frage muß man unbedingt 
verneinen. Die erwähnten Verfahren nehmen von ganz verschwindenden Aus- 
nahmen abgesehen den Betroffenen so wenig in Anspruch, daß er in der Fort- 
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Staatsbürger in seinem beruflichen Leben nicht ernstlich stört, kann 
auch für den Abgeordneten kein nennenswertes Hindernis in der Aus- 
übung seines Mandates bilden. Dies gilt namentlich von dem Privatklage- 
verfahren, in welchem die Parteien von seltenen Ausnahmen abgesehen nicht 
erscheinen müssen. 

Der Grund für die Ausdehnung der Immunität in dieser Richtung war 
wohl mehr die Befürchtung, die Regierung und ihre Organe könnten den Ab- 
geordneten durch tendenziöse Verfolgung die Ausübung ihres Mandates er- 
schweren. Man erkennt in dieser gesetzgeberischen Erwägung unschwer die 
Nachwirkungen einer früheren Zeit, in welcher Polizeiwillkür und Kabinettsjustiz 
auf der Tagesordnung waren. Heute denkt man über diese Art von Verfolgung 
kühler und trägt den geänderten Zeitverhältnissen dadurch Rechnung, daß man die 
Befürchtung auf das richtige Maß zurückführt. Man hat sich namentlich von der 
Vorstellung frei gemacht, daß jedes Verfahren, das gegen einen Politiker einge- 
leitet wird, aus politischen Motiven begonnen wird und deshalb berechtigten 
Anlaß zu Argwohn gibt. Es gibt doch zahlreiche Tatbestände, in denen bei 
halbwegs objektiver Betrachtung ein politisches Moment nicht zu finden ist. 
Dies trifft ohne Zweifel für alle nicht politischen Delikte und bei Disziplinar- 
sachen für die Verfehlungen in unpolitischen Angelegenheiten zu. Es ist nicht 
angängig, bei Untersuchungen wegen derartiger Tatbestände das politische 
Moment darin zu finden, daß die vom Verfahren betroffene Person ein Politiker 
ist. Dem Abgeordneten auf für die in sein Privatleben fallenden Ereignisse und 
Handlungen eine exempte Stellung zu gewähren, liegt kein Grund vor. Endlich 
ist durch die gesetzlich garantierte Unabhängigkeit der Gerichte ein wirksames 
Bollwerk gegen etwaige Willkürlichkeiten der Regierung geschaffen und damit 
dem durch Art. 31 bekämpften Übelstande vorgebeugt. 

Dagegen treten die oben geschilderten Nachteile der heutigen Regelung, 
die Verschleppung der Verfahren und die Unmöglichkeit rascher Aufklärung 
des Sachverhaltes stärker in Erscheinung. Bei der ausschlaggebenden Bedeutung 
unseres Reichstages muß man verlangen, daß seine Mitglieder durch die Lauter- 
keit ihres Charakters eine Garantie für den richtigen Gebrauch des ihnen ge- 
schenkten Vertrauens bieten. Daß unter einem Kollegium von rund 400 Leuten 
sich auch Persönlichkeiten vorfinden, welche diese Gewähr tatsächlich nicht 
bieten und darum besser eliminiert würden, kann bei ruhiger Betrachtung nicht 
zweifelhaft sein. Es ist entschieden bedauerlich und dem Ansehen des Reichs- 
tages wenig zuträglich, wenn gegen einzelne Mitglieder Beschuldigungen even- 
tuell der schwersten Art erhoben und verbreitet werden, ohne daß die zur 
Aufklärung des Sachverhalts erforderlichen Schritte unternommen werden. 
Gerade bei Personen in solch prominenter Stellung hat die Öffentlichkeit ein 
Recht darauf, in solchen Fällen eine objektive Aufklärung des Sachverhalts 
zu bekommen. Für eine solche bietet aber, wenn eine strafbare Handlung 
in Frage steht. das Strafverfahren immer noch die meiste Gewähr. Ist die Be- 
schuldigung richtig, hat der Abgeordnete das Gesetz verletzt, dann soll er die 
Folgen seiner Handlungsweise tragen wie jeder andere. Dann können seine 
Wähler auch die Frage prüfen, ob sie ihm trotz der Verfehlung auch weiterhin 
ihr Vertrauen zuwenden. Aus allen diesen Gründen muß man die in Art. 31 
normierte Sistierung aller Verfahren de lege ferenda ablehnen. 
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Will man einer tendenziösen Verfolgung in den Fällen, in welchen eine 
solche überhaupt in Frage kommen kann, vorbeugen, so kann man dem Reichstag 
die Befugnis geben, ein wegen politischer Delikte oder politischen Verhaltens 
anhängiges Straf- oder Disziplinarverfahren für die Dauer der Verhandlungen 
im Plenum bzw. in den Kommissionen einzustellen. Dadurch wäre unter Ver- 
meidung der Mißstände der jetzigen Regelung ein genügender Schutz gegen 
etwaige tendenziöse Verfolgungen gegeben. Die Abgrenzung der politischen 
Delikte würde in der Praxis ebenso wenig Schwierigkeiten bieten wie bei Aus- 
lerung der Auslieferungsverträge. 

Faßt man diese Ausführungen zusammen, so kommt man de lege ferenda 
zu folgenden Leitsätzen: 

1. Die Immunität ist auf die Dauer der Reichstagsverhandlungen und 
tür die beteiligten Abgeordneten der Tagung der Kommissionen zu 
‘beschränken. 

. Alle Arten von Haft — Zivil-, Untersuchungs-, Zwangs- und Straf- 
haft — sind während der unter 1 bezeichneten Zeit unzulässig und 
werden durch den Beginn der unter 1 aufgeführten Verhandlungen 
unterbrochen, ausgenommen die bei Ergreifung auf frischer Tat 
oder am nächstfolgenden Tage sowie die wegen eines unpolitischen 
Verbrechens verhängte Untersuchungshaft. 

3. Aui Verlangen des Reichstages muß ein wegen eines politischen De- 
liktes oder des Verhaltens eines Abgeordneten in einer politischen 
Angelegenheit schwebendes Verfahren während der Dauer der unter 4 
bezeichneten Verhandlungen eingestellt werden. 

Eine Änderung der bestehenden Vorschriften nach diesen Grundsätzen 
würde die vorhandenen Unstimmigkeiten beseitigen und die Interessen unserer 
Abgeordneten wahren, ohne die Interessen der Rechtsptlege mehr als nötig 

hintanzusetzen; sie würde damit auch dem Ansehen unseres Reichstages mehr 
dienen als die derzeitige Regelung und sollte schon darum in Angriff genommen 
werden. Die z. Zt. schwebenden Verhandlungen über die Strafprozeßreform 
könnten auch hierzu Gelegenheit bieten. 
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Zur Kriminalstatistik 
für das deutsche Heer und die Kaiserliche Marine.*) 
Von Kriegsgerichtsrat Heinrich Dietz in Rastatt. 


Am 1. Oktober 1910 waren seit Inkrafttreten des neuen Militärstraf- 
verfahrens 10 Jahre verflossen.!) Das Urteil über die heutige Militärstrafrechts- 
pflege hat sich nun gefestigt. Die Zweifel und Besorgnisse, ob die Militärstraf- - 
eerichtsordnung, die mit dem schriftlichen und heimlichen Verfahren brach, 
den besonderen Interessen der bewaffneten Macht auch dienen werde, sind heute 
zerstreut. Man weiß jetzt, daß mit ihr Heer und Marine eine wertvolle Gabe 
erhalten haben. Wie jedes große Gesetzgebungswerk, so hat natürlich auch 
die MStGO. ihre Mängel. Gegenüber den großen Vorzügen, die das Werk als 
Ganzes aufweist und dem Segen, den es brachte, treten sie aber ganz zurück. 
Im Lichte der Öffentlichkeit, nachhaltig beeinflußt durch die vom Standpunkte 
der Wissenschaft und der Mannszucht gleich wertvollen Entscheidungen des 
Reichsmilitärgerichts (bisher in 14 Bänden gesammelt), und durch freie wissen- 
schaftliche Arbeit, die nicht zuletzt im Lager der Militärrechtspraktiker ihre 
Blüten treibt, hat die Militärstrafrechtspflege im Heere und in der Marine 
außerordentlich an Bedeutung gewonnen. Daß immer mehr Militärgesetze, 
Verordnungen, Reglements usw., auch solche, die mit dem Strafrecht nur in 
loser Verbindung sind, erschlossen werden, ist eine erfreuliche Folgeerscheinung; 
man wird den Wert dieser Arbeit erst in Jahren voll erkennen. Heute schon 
sieht man, mag auch eine neue Zeit neue Anforderungen an die Fortbildung 
des Rechts der bewaffneten Macht stellen, daß die Grundlagen dieses Rechts 
einwandsfrei und dauerhaft aufgeführt sind! — Daß die Militärstrafrechtspflege 
gut gehandhabt werde, ist die allgemeine Meinung derer, die sie kennen; an die 
standgerichtliche Tätigkeit, die der Mithilfe von Juristen entbehren muß, ist 
hierbei nicht gedacht; aber sie ist den Umständen nach gut. Der Schwerpunkt 
des ganzen Verfahrens liegt bei den oberen Militärgerichten, vor allem bei den 
Kriegsgerichten. 


*) Bisherire Literatur: 

Arbeiten des Verfassers hierüber: 4. inZStW. 27 405—431: 516 bis 
551; 2. Die Militärstrafrechtspflege im Lichte der Kriminalstatistik für das 
deutsche Heer und die Kaiserliche Marine, Stalling, Oldenburg 1908 (Bear- 
beitung bis einschließlich 1907): 3. Arch. MiIR. (J. Bensheimer, Mannheim) 
1 (09/10) 121—133: 4. Straßb. Post v. 16.9.08: Die Militärkriminalstatistik 
für 1907: 5. Frkf. Zte. : Milde in der Militärstrafrechtsptlege 1907 Nr. 316, 317; 
1908. Nr. 230. — Weitere kriminalstatistische Berechnungen in den Schriften: 
Stier, Fahnenflucht und unerlaubte Entfernung. Halle Marhold 1905; 
derselbe: Die akute Trunkenheit und ihre strafrechtliche Begutachtung 
unter besonderer Berücksichtigung der militärischen Verhältnisse. Fischer, 
Jena 1907 (über Unterordnungshandlungen). 

Vgl. auch Verfasser in Arch. MilR.? 200 und DJZ. 1911, S. 209. 

1) Der deutsche Militärrichterstand hat den Erinnerungstagr in einer 
Festschrift zum 1. Oktober 1910 .Mıilitärrechtliche 
Studien" herausgegeben von Kriegeseerichtsrat Dr. Steidle (J. Bens- 
heimer, Mannheim) festrehaälten. 
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Das militärische Sonderrecht verdient es, bei der ferneren Ausgestaltung 
des bürgerlichen Strafrechts mehr als bisher und vor allem mehr als ausländisches 
Recht, das ja auf anderem Boden erwachsen ist, nutzbar gemacht zu werden. 
Bisher ist darin nicht viel geschehen, es erschien vielen so eigenartig und ab- 
gelegen, daß sie sich überhaupt nicht mit ihm befaßten; die Bemühungen von 
Militärjuristen, Erfahrungen aus der Militärstrafrechtspflege für das bürgerliche 
Strafverfahren zu verwerten, fanden wenig Gegenliebe. Vorurteile und man- 
gelnde Kenntnis der Verhältnisse spielten dabei eine große Rolle; das wird durch 
nichts besser bewiesen als durch die Tatsache, daß von manchen Führern im 
Streit der Meinungen über die Neugestaltung des bürgerlichen Strafverfahrens 
Forderungen laut geworden sind, die sich im neuen Militärstrafverfahren ver- 
wirklicht finden, daß aber aus dem Munde derselben Führer die Absage an das 
Militärrecht gekommen ist.?) 

Bei diesem Hinweise mag es hier bewenden. Soweit die Ergebnisse der 
Militärkriminalstatistik Schlußfolgerungen gestatten, wird in dieser Arbeit 
vereinzelt auf Erfahrungen hingewiesen werden, die auch für die bürgerliche 
Strafrechtspflege wertvoll sein können. 

Im übrigen ist anzuerkennen, daß das allgemeine Interesse 
am Militärrecht lebendiger geworden ist, was schon eine flüchtige 
Durchsicht der letzten Jahrgänge aller Fachzeitschriften beweist. Es ist die 
Blütezeit der Militärrechtswissenschaft, die wir dem neuen Verfahren ver- 
danken und die sich in einer militärrechtlichen Literatur offenbart, wie sie 
kein anderer Staat aufzuweisen hat, den Kreisen der Ziviljuristen nicht ver- 
borgen geblieben; sie konnte es um so weniger, als namhafte bürgerliche 
Strafrechtspraktiker und Gelehrte an dieser Entwickelung hervorragend 
beteiligt sind. 

So wird es wohl kein Wagnis sein, an dieser Stelle die — leider noch von 
Manchen gering bewertete — kriminalstatistische Kost anzubieten. Wer mit Ernst 
und Sachkunde das Verbrechen bekämpfen will und zwar zunächst nicht durch 
Strafen, sondern durch Verbrechen verhütende Maßregeln. kommt an diesen 
Zahlen nicht vorüber; sie reden eine deutliche Sprache und rechtfertigen jeden- 
falls den Satz, daß man mit ihnen vieles beweisen kann: gewiß nicht alles und 
sie mögen manchmal trügerisch sein: an Wert gewinnen sie, wenn es gelingt, 
sie mit allen Erscheinungen des gesellschaftlichen und hier noch des militärischen 
Lebens in die richtigen Beziehungen zu setzen und danach die richtigen 
Schlußfolgerungen zu ziehen, jedenfalls eine Arbeit, die wieder und wieder 
versucht werden muß. | 

Es handelt sich um Heer und Marine, die als wichtige Bildungs- 
stitten für unser Volk in geistiger, sittlicher und körperlicher Hinsicht gelten. 
Die kriminal- und prozeßstatistischen Zahlen, die wir aus der Strafrechtspflege 
dieser Organismen gewinnen, sind zum Teil gute Fingerzeige für deren Wesensart, 
den Wert und die Wirksamkeit ihrer Einrichtungen; wenn die Disziplin ihre 
Seele (Moltke) und gleichzeitig ein Rechtsgut der ganzen Nation ist (M. E. Mayer), 
so wird die Statistik auch Fragen beantworten helfen, die sich gerade auf sie 
beziehen. So vermag die Kriminalstatistik der bewaffneten Macht nicht nur den 


=) Nachweisungen und Literatur s. Arch. MilR. 1 54 und 71/72. 
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Juristen zu fesseln, sondern wird bedeutsam für Jeden, dem die Erhaltung der 
Wehrmacht unseres Reiches am Herzen liegt. 

Daß die gewonnenen Zahlen auf eine gesunde Fort- 
entwickelung unserer Wehrmacht hinweisen und dem 
Geiste der Truppe ein gutes Zeugnis ausstellen, das 
sei vorweggenommen, um denen die Durchsicht dieser Arbeit zu erleichtern, 
die — sich vor Zahlen fürchten. 


l. 


Allgemeines über die Militärkriminalstatistik. Prozeßstatistisches. 


1. Eine allgemeine und geordnete Militärkriminalstatistik für das Reich 
setzt Einheit des materiellen und des Prozeßrechtes voraus. 

Mit dem 1. Oktober 1900 war diese Einheit erreicht. Nach Beschluß des 
Bundesrats vom 5. April 1900 begann die Zählung mit dem 1. 1. 1901; die vor- 
liegenden Zahlen erstrecken sich sonach über einen Zeitraum von 9 Jahren. 
Die Statistik ist der des Reichs durchaus nachgebildet und beruht auf Er- 
hebungen mittels Zählkarten. Während im Reiche aber nur Verbrechen und 
Vergehen gegen die Reichsgesetze gezählt werden, nimmt die Militärkriminal- 
statistik auch solche gegen Landesgesetze undalle Übertretungen 
auf, auch Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften über die Erhebung öffent- 
licher Abgaben und Gefälle. Strafverfügungen sind eingeschlossen. Wie im 
Reiche werden die infolge einer Wiederaufnahme des Verfahrens ergangenen 
Entscheidungen nicht berücksichtigt. (Zählung in der Geschäftsübersicht 
des Reichsmilitärgerichts). Die Beschlüsse nach § 360 MStGO., durch die 
Militärpersonen für fahnenflüchtig erklärt werden, ferner die gegen Personen 
„des Beurlaubtenstandes ergehenden Entscheidungen im Nachtragsverfahren 
nach $ 42 MStGBs. (betr. Degradation oder Dienstentlassung im Anschluß an 
Urteile der Zivilstrafgerichte) werden nebenher gezählt. Aburteilungen im 
teld- und bordgerichtlichen Verfahren scheiden aus. Die Straftaten der 
Landgendarmen, soweit sie der Militärstrafgerichtsbarkeit unterstehen 
(Preußen, Baden, Hessen usw.) werden nicht aufgenommen und es besteht 
daher leider noch heute ein Kreis von Personen (der einzige), deren Straf- 
taten im Reiche überhaupt nicht gezählt werden. 

Die Statistik wird bei der Militäranwaltschaft des Reichs- 
militärgerichts aufgestellt. Die Eintragungen erfolgen in 2 Tabellen und 2 Jahres- 
listen. Die Tabelle II, die sich auf die persönlichen Verhältnisse der Verurteilten 
bezieht, ist his heute noch nicht veröffentlicht worden.?) 

Die Grundsätze für die Eintragung sind die gleichen 
wie für die Kriminalstatistik des Reiches; doch tritt eine Abweichung hervor. 
Die gleichartigen Handlungen werden nicht in derselben Zahl, in der sie richterlich 
festgestellt worden sind, übernommen. sondern als Einheit zusammengefaßt. 
Es hat offenbar die Straftat der Mißhandlung Untergrebener, die gelegentlich 
zur Verurteilung eines einzigen Täters wegen vieler Hunderte von Fällen führt, 


3) Vgl. Beschluß des Reichstags in der 96. Sitzung vom 6. H. 08, 12. Leg.- 
Per. I. Sess. 1907,08. 
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den Anlaß gegeben, die im Reiche übliche Zählweise zu durchbrechen. Es muß 
anerkannt werden, daß bei der herrschenden Lehre vom Wesen der fortgesetzten 
Straftat und beim Fehlen besonderer Straffestsetzungen für die gewohnheits- 
mäßige Mißhandlung (und ähnliche Fälle des Mißbrauchs der Dienstgewalt) 
die Militärkriminalstatistik bei genau derselben Zählweise wie im Reiche in 
einzelnen Jahren zu absonderlichen Ergebnissen führen mußte. Das mag ge- 
fühlsmäßig nicht zusagen, gleichwohl wird es die abweichende Zählweise nicht 
rechtfertigen, zumal sie sich folgerichtig auf gleichartige Straftaten jeder 
Art erstrecken muß. Die Spalte „Art und Zahl der bestraften Handlungen“ 
gibt sonach kein zutreffendes Bild. Die Folge dieser Zählweise ist es, daß ab- 
weichend von der Kriminalstatistik des Reiches die Zahl der bestraften Per- 
sonen stets die Zahl der Handlungen überwiegt. 

Im Reiche entfallen auf 100 Personen durchschnittlich (1882/1900) 124 
Handlungen, nach der Militärkriminalstatistik dagegen auf 100 Handlungen 
im Jahresdurchschnitt 1901/05 und auch 1909 108 Personen. Daß die Zählung 
und die Beurteilung der Kriminalstatistik nach Handlungen an sich unzu- 
verlässiger ist als nach Personen, wird schon in der amtlichen Bearbeitung der 
Reichskriminalstatistik?) nachgewiesen. Die private Forschung muß sich freilich 
nach Lage der Veröffentlichungen der Militärkriminalstatistik öfters mit der 
Zählung nach Handlungen begnügen. 

2. Die wesentlichsten Geschäftsleistungen der Militärgerichte werden 
durch die Zahl dr Aburteilungen nachgewiesen; es wurden 


Übersichtstafel 1. 


Handlungen als | Personen wegen . 


Zuwiderhandlungen gegen militärische und bürgerliche 
Strafgesetze rechtskräftig abgeurteilt: 


. A P : | o S 
im Heere .inderMarine. im Heere in der Marine 


1901 13 597 | 962 15110 1 027 
Jahresdurchschnitt 1901/05 13 986 1192 | 15 454 1104 
1908 


13 945 15143 ` 15148 1614 
1909 | 


1909 gegenüber dem 
Jahresdurchschnitt 01/05 


— 784 


Das Heer zeigt sonach eine Verringerung, die Marine eine Vermehrung 
der Arbeitsleistungen; die erhebliche Zunahme der Prozeßsachen bei der Marine 
ist eine ganz natürliche Folge der Flottenvermehrung und damit des Personal- 
bestandes (Steigerung von 31 171 Köpfen des Jahres 1901 auf 53 974 des Jahres 
1909 = Etatsstärke). — Die niedere Gerichtsbarkeit (zuständig für Über- 
tretungen und eine Reihe kleinerer Vergehen) ist an den Aburteilungen mit un- 
gefähr 30% beteiligt (nach dem alten preußischen Verfahren mit ungefähr 5023). 


1) S. Statistik des Deutschen Reiches, Neue Folge. herausg. v. Kais. 
Statist. Amt (jährl. 1 Bd., Puttkammer und Mühlbrecht). 
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3. Über die Zahl der Beschlüsse gegen Abwesende, Fahnenflüchtige und 
über das Nachtragsverfahren gegen Unteroffiziere und Offiziere des Beurlaubten- 
standes s. Übersichtstafel 15 und Erläut. (unter VI 3). 

4. Über Freisprechungen, Einstellungen s. unter IH. 


II. Verurteilungen. 


Die Häufigkeit strafbaren Verhaltens ergibt sich aus folgender Übersicht 
(vgl. Übersichtstafel 1): 
Übersichtstafel 2. 


Strafbare Handlungen, Angeklagte, 


bezüglich deren auf Verurteilung lautenrd> 
Entscheidungen rechtskräftig geworden sind: 


Heer | Marine | Heer Marine 

Jahresdurchschnitt 01/05 12559 10m 13675 , 1160 
1908 12369 ` 1358 — 13256 | 1425 

1909 11 653 1425 12597 | 1519 


Gegenüber 01/05 1909 — 906 +354 —108 |, +353 


Die allgemeine Kriminalität im Heere ist schon nach den absoluten Ziffern 
ganz erheblich zurückgegangen; die Zunahme der Kriminalität (Verurteilte) 
bei der Marine ist geringer wie die Zunahme der Jahresstärke; denn erstere ist 
nur um 61%, letztere um 73,1% seit 1904 gewachsen. — 

Auf 10 000 Angehörige des Heeres und der Marine (Etatsstärke) entfallen 
Verurteilte: 


Übersichtstafel 3. 


Heer | Marine 
Jahresdurchschnitt 01/05 225 322 
1906 212 322 
1907 207°; 304 
1908 214 | 281 
1909 202 | 280 


Es zeigt sich schon bei diesen allgemeinen Verbrechenszahlen eine günstige 
Entwicklung. Die Marine ist stets höher belastet. 

Im Reiche entfallen auf 10 000 strafmündige Personen der Zivilbevölkerung 
in den letzten Jahren 122—124 wegen Verbrechen und Vergehen gegen die 
Reichsgesetze bestrafte Personen. 

Wer einen Vergleich dieser Zahlen mit den obigen der Übersichtstafel 3 
ziehen will, muß an den letzteren erhebliche Abstriche vornehmen: denn sie 
umfassen alle Übertretungen (etwa 1500 jährlich), auch Straftaten gegen die 
Landesgesetze; Jugendliche kommen fast gar nicht in Betracht, weil der Eintritt 
in den Militärdienst ein Alter von 17 Jahren verlangt und es wären auch, genau 


> 
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genommen, die Verurteilten auszuscheiden, die ihre Handlungen vor dem Dienst- 
eintritt begangen haben, aber militärgerichtlich abgeurteilt worden sind (s$. 
Übersichtstafel 4); jedenfalls müssen sie, wenn man die Häufigkeit strafbaren 
Verhaltens in der bewaffneten Macht prüfen will, außer acht gelassen werden. 
Der Kreis der Personen, die militärgerichtlich bestraft werden können (man 
denke nur an den Beurlaubtenstand! Auch die Einjährig-Freiwilligen — über 
10 000 jährlich und zahlreiche Beamte sind bei der Etatsstärke nicht bDerück- 
sichtiet) ist dabei viel umfassender als der der Berechnung zugrunde ge- 
legte Personenkreis: er setzt sich auch überwiegend aus einer Altersstufe (dabei 
Fehlen des weiblichen Geschlechts!) zusammen. die nach allen kriminalistischen 
Erfahrungen an den Verbrechenszahlen den größten Anteil hat. 

Bei Scheidung der Straftaten in militärische und bürgerliche sind Per- 
sonen bestraft worden: 


Übersichtstafel 4 (vgl. Tafel 2). 


Wegen Wegen bürgerlicher Verbrechen, 


militärischer Vergehen und Übertretungen 
Jahr Verbrechen begangen während der berangen vor dem 
und Vergehen Dienstzeit Diensteintritt 
| 
Herr Marine Heer ! Marine Heer | Marine 


Ä 


Jahresdurchschnitt 


7 933 ” 21 3 914 


01/05 329 1 823 | 110 

1908 7997 | 930 | 3326 | 325 1933 ; 170 

1909 7427 | 1044 | 33871 , 311 1799 | 158 
1909 regenüb. Jahres-] __ 


durchschnitt 01/05: 


06 |+3 3.23 


| 
— 543 —18 —29 | + 


Der im Jahre 1909 gegenüber 1908 sehr erhebliche Rückgang der mili- 
tärischen Straftaten (1907: 7632) bezieht sich hauptsächlich auf Straftaten 
gegen die Pflicht der militärischen Unterordnung, auf Fahnenflucht, unerlaubte 
Entfernung und auf militärisch ausgezeichnete Handlungen gegen das Eigentum. 
Näheres s. unter VI. 

Die niedere Gerichtsbarkeit ist 1909 bei der Verurteilung 
der Personen im Heere mit 31,5°%,. in der Marine mit 29,2% beteiligt. 

Weitere Nachweisungen über strafbares Verhalten bringen die Fahnen- 
fluchtserklärungen ($ 360 MStGO., gegen abwesende Dienst- 
pflichtige (hierüber s. VI, 3). Über die Urteileim Nachtragsverfahren 
vgl. 842 MStGB. Dieses Verfahren hat im Durchschnitt der Jake 01/05 jährlich 
gegen 312 Unteroftiziere der Reserve und Landwehr im Anschluß an die Ver- 
urteilung durch bürgerliche Strafgerichte wegen Unterschlagung, Diebstahls usw. 
stattgefunden (1909: 346); verschont blieben von Degradation 14.7°, (1909: 
20.20). 


III. Freisprechungen, Einstellungen. 


Auf 100 Angeklagte oder Handlungen sind rechtskräftiee frei- 
sprechende Urteile der Militärgerichte entfallen: 
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Übersichtstafel 5: 


Berechnung nach 


Handlungen | Personen | Personen 
Im In der Im In der ` Württem- 
Heere Marine i Heere | Marine | Preußen | Bayern | Sachsen berg 


| il | 

Ä 10,5 ` 11,8 | 

10,2 j 11,7 ı 11,4 . 12,5 
e 


8,3 | 9,0 
104 : 79 


1 
1901/05 | 95 | 97 10,7 
1909 10,7 ı 


Die niedere Gerichtsbarkeit hat etwa 5—6%, die höhere 13—14°, frei- 
gesprochene Personen aufzuweisen (die zeitraubenden Berechnungen sind nur 
für einzelne Jahre durchgeführt); es ergibt sich ferner, daß die Freisprechungen 
mehr auf bürgerliche als auf militärische Straftaten entfallen. 

Die Freisprechungsziffern für das Reich sind weit höher (1904: 18,8% 
bei Berechnung nach Handlungen), einige Bundesstaaten (Baden, Sachsen) 
haben ähnliche Ziffern wie Heer und Marine. Die Einbeziehung der Über- 
tretungen in die Militärkriminalstatistik und die leichte Feststellbarkeit gewisser 
militärischer Straftaten werden den Prozentsatz der Freisprechungen sicherlich 
günstig beeinflussen; andererseits läßt sich nicht verkennen, daß die klare, zu- 
verlässige und einheitliche Gestaltung des Ermittelungsverfahrens, 
seine beschleunigte Durchführung und die große Sorgfalt, mit der die Fest- 
stellungen getroffen werden, die Entscheidung wesentlich erleichtern, ob An- 
klage zu erheben sei oder nicht. Von besonderer Bedeutung ist es, daß der Unter- 
suchungsführer in der Regel persönlich das Verfahren durchführt und polizeiliche 
Ermittelungen, auch Rechtshilfe, möglichst vermeidet, daß er dabei richter- 
liche Untersuchungshandlungen vornehmen darf, daß er selber nach Abschluß 
des Verfahrens seinen Antrag bei dem Gerichtsherrn stellt, die erhobene An - 
klage mit unterzeichnet und persönlich auch vertritt. Das 
letztere ist auch bei den höheren Gerichten, obwohl der Entwurf der MStGO. 
es nur als Ausnahme ansah, die Regel geworden und hat sich nach allgemeiner 
Meinung hervorragend bewährt; die Erfahrungen in der Militärstrafrechtspflege 
zu diesem Punkte verdienen es, bei der Neugestaltung des bürgerlichen Straf- 
verfahrens (Erweiterung der Machtbefugnisse des Staatsanwalts, Beseitigung 
der Voruntersuchung!) berücksichtigt zu werden.) 


a) Vel. Henschel in ZStW. 1907. Heft 4. — Von vielen abfälligen 
Urteilen über die geplante Neugestaltung des bürgerlichen Strafvertahrens nur 
eines; Lander.-Rat Kade schreibt im Tag v. 6. 1. 1911: 

„Die neue Strafgerichtsordnunge läßt viele lang beklagte Mängel des 
Verfahrens, z. B. die geheime und schriftliche Voruntersuchung, das lang- 
wierige Vorverfahren überhaupt und manches andere fast gänzlich unverändert 
bestehen, insbesondere auch das vielumstrittene Schwurgericht. Nirgends 
die vollkommene Durchführung eines großzügigen 
neuen Gedankens, nirgends ein wirkliches Vorwärtsschreiten unseres 
Strafverfahrens. Überall nur ein aus£eleichendes Zusam- 
mentügen der mannigfaltigsten Einzelwünsche ohne 
innere Folrerichtigrkeit, überall im Grunde genommen nur ein 
I nu Ausflicken des vielfach bedenklich wurmstichigen alten Fach- 
werks 


® 
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Daß von einem gut unterrichteten Vertreter der Anklage die Ent- 
scheidung in der Hauptverhandlung häufig abhängen wird, ist ein 
Satz, der schließlich nicht bewiesen zu werden braucht. Der best- 
unterrichtete Staatsanwalt muß derjenige sein, der alle Ermittelungen in 
voller ungeteilter Verantwortlichkeit und unter möglichster Ausschließung 
der Mitwirkung anderer Personen selber durchgeführt hat; er weiß mehr 
als in den Akten stehen kann, er kennt die Zeugen und den Angeklagten 
und wird der Psychologie ihrer Aussagen besser gerecht; jeder einzelne 
Untersuchungsfall ist ihm etwas Lebendiges geworden, befreit von allem 
Schematismus. 

Die Freisprechungsziffern der Militärkriminalstatistik werden es auch 
rechtfertigen, de Zusammensetzung der Militärgerichte 
als mitbestimmend ins Auge zu fassen. Das Laienelenient bei den Kriegs- und 
Oberkriegsgerichten (mit den Standgerichten kann sich kein Jurist befreunden) 
hat sich bewährt und sei es auch nur aus dem einzigen Grunde, weil es zu einer 
gründlichen Verarbeitung des ganzen Prozeßstoffes zwingt. Jede Überhastung 
ist ausgeschlossen. Dieser Gesichtspunkt wird auch für die Zuziehung von 
Laien in der Strafkammer ausschlaggebend sein müssen, nicht innerpolitische 
Rücksichten. Wenn wir weiter berücksichtigen, daß die überwiegend mit mili- 
tärischen Straftaten befaßte Militärstrafrechtspflege in den Offizieren Laien 
hat, de Sachverständige sind und deren Bildungsgang eine 
Bürgschaft für die geistige Höhe des Gerichts gibt und daß bei ähnlicher 
Gerichtsverfassung die bürgerlichen Strafgerichte das kaum nachmachen 
können; ferner, daß Laien auch in der Regel nicht in dem Maße die 
tieferen psychologischen Zusammenhänge eines strafrechtlich bedeutsamen 
Vorganges erfassen können wie der rechtsgelehrte und durch fortgesetzte 
Übung erfahrene Richter, so ergibt sich, daß es nicht erwünscht sein 
kann, das bürgerliche Gericht überwiegend mit Laienrichtern zu besetzen. 
Die militärischen Verhältnisse liegen in dieser Hinsicht anders, aber auch 
da muß die Forderung erhoben werden, durch Abstrich der jüngeren 
Offiziere die Leistungsfähigkeit der Gerichte zu steigern. Der Abstrich 
würde in gleicher Weise den Einfluß der Juristen und den der älteren 
Offiziere, die sich durch Lebens- und Diensterfahrung auszeichnen, stärken 
und der Gefahr entgegenwirken (die mit einem starken Kollegium leicht 
verknüpft ist), daß das Verantwortlichkeitsgefühl des einzelnen Richters 
gemindert werde.°) 

Der Prozentsatz der Einstellungen des Verfahrens ist geringer 
als im Reiche, weil das Militärstrafgesetzbuch Antragsvergehen nicht kennt; 
Heer (Berechnung nach Handlungen): Jahresdurchschnitt 01/05 0,6°5, 1909: 
0,9°%,; Marine: beide Male 0,6%; Reich 1892/01: 1,5%. 


5) Gegen die Aufnahme von Laien in die Berufungssenate 
der Oberlandesgerichte, die bei der festen Haltung der Regierung anscheinend 
auch nicht zu erwarten ist, habe ich mich in der D. J. Z. 1910, Nr. 6 ausge- 
sprochen. — Stellungnahme gegen das Schwurgericht ergibt sich 
aus den Erörterungen zu III von selbst. Vgl. Steidle, Militärstrafprozeß- 
reform und Reichsstrafprozeßreform, WVergleichspunkte, Heidelberg 1908- 
(C. Winter), S. 9—17, ferner in ZStW. ® 718 ff. 
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IV. Vorbestrafungen und Rückfälle. 


Es entfallen auf 1000 Verurteilte an Vorbestraften (Übertretungen werden 
hierbei nicht mitgezählt). 


Übersichtstafel 6. 


Jahr Heer .. Marine Reich 
1901/05 Jahresdurchschnitt 462 0 — 529 an 
4906 469 535 | — 
1907 rg 
1908 492 556. 448 
1909 472 T - 


Die Kriminalstatistik zählt hierbei in 4 besonderen Spalten die Vor- 
bestrafungen wegen militärischer und bürgerlicher Straftaten derselben und 
beliebiger Art. Bei der Marine sind die Vorbestrafungen wegen militärischer 
Handlungen häufiger wie im Heere. Die größere Zahl der Vorbestraften in der 
bewaffneten Macht wird sich in erster Linie daraus erklären, daß es sich hier 
nur um Männer und fast nur um solche in der Zeit der gährenden Jugend han- 
delt, die strengen erzieherischen Einflüssen unterworfen sind und einem sehr 
erweiterten Kreise von Strafgesetzen unterstehen. Die Steigerung der Zahl 
der Vorbestraften entspricht ganz der Bewegung im Reiche. — Die Rück- 
falltahbelle zeigt, jedenfalls im Heere, eine Abnahme der Rückfälligen (Heer 
01/05 hei militärischen Straftaten durchschnittlich 662, bei bürgerlichen 79, 
1906/09 entspr. 629 und 74, 1909 614 und 67). 

Die schon hier naheliegende Frage, ob der Ersatz sich in moralischer 
Hinsicht verschlechtert habe, wird unter V berührt. 


V. Art und Höhe der erkannten Strafen. 


1. Todesstrafe. 


Todesstrafen auszusprechen war das Heer seit 1901 3 mal (1904 und 1906), 
die Marine 4 mal (1904) gezwungen. 


2. Zuchthausstrafe. 
Zuchthausstrafen wurden verhängt: 


Übersichtstafel 7. 


Jahr im Heere Mo 
Jahresdurchschnitt 1901/05 85 8 
1906 72 11 
1907 50 | 13 
1908 67 9 
1909 54 | 10 
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Nach Lage der Gesetzgebung wird Zuchthaus im Frieden wegen 
reiner militärischer Verbrechen nur selten ausgesprochen. Es ist leicht 
zu beweisen, daß die Diebstahlsverbrechen einschließlich der Rückfall- 
diehstähle und der militärisch ausgezeichneten diese Strafart in erster 
Linie auslösen. Der Rückgang der Zuchthausstrafen im Heere ist auf- 
fallend, um so mehr als (bei entsprechender Abnahme des einfachen 
Diebstahls) gerade der militärisch ausgezeichnete schwere Diebstahl seit 
1901 bis 1906 von Jahr zu Jahr zugenommen hat (1901: 137, 1906: 269) 
und danach einigermaßen diese Höhe beibehalten hat (1909: 250); die 
Diebstahlsverbrechen alle zusammen übersteigen dabei den Jahres- 
durchschnitt 01/03 von 1904 ab um etwa 100 Handlungen. Auch in 
Reiche haben die zeitigen Zuchthausstrafen immer mehr abgenommen 
und die amtlichen Erläuterungen können als den einzigen Grund für 
diese Erscheinung nur angeben, daß die Rechtsprechung milder geworden 
sei. Dieser Nachweis wird durch die Berechnungen der Übersichtstafeln 
9 und 10 auch für den Bereich von Heer und Marine einwandfrei ge- 
führt werden. Zuchthaus auf Lebenszeit ist im Heere und in der Marine 
bisher nicht ausgesprochen worden. 

Über die Höhe der Zuchthausstrafen gibt folgende Über- 
sicht Aufschluß: 


Übersichtstafel 8: 


nn a a e a a a e ee gell DL 


5 Jahre u. mehr 2--5 Jahre unter 2 Jahre 


Heer 1901/05 32,4% 40,3% 273% 
1908 22,3 % 31,3% . 46,2% 
1909 31,4% 37,0% 14% 
Reich 82/01 12,125 40,9% 47,0% 


3. Sonstige Haupt- und Nebenstrafen. 


Die Gefängnisstrafe ist im Heere und in der Marine 
immer mehr zurückgegangen; besonders die langzeitige (über 3 Monate); 
auch die Haftstrafe ging zurück. Dem entspricht bei militärischen 
Straftaten die Zunahme der Arreststrafe, bei den bürgerlichen der 
Geldstrafe. 

Diese Bewegung, die mit zu den fesselndsten Ergebnissen der 
Militärkriminalstatistik gehört, wird durch folgende Berechnungen mit 
einer solchen Deutlichkeit offenbart, daß weitere, auf die einzelnen 
Strafarten bezügliche Berechnungen hier nicht wiedergegeben zu werden 
brauchen. 

Von 1000 Personen, die wegen militärischer und bürgerlicher Straf- 
taten bestraft worden sind, haben erhalten: 


Archiv. 58. Bd. 27 
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Übersichtstafel 9: 


| | | Langzeitige 
a Zuchthaus Festungshaft | Gefängnis | _Gefängnisstrafe 
anr [| (3 Monate und mehr} 


Heer | Marine | Heer | Marine Heer | Marine H eer | Marine 
1901 6,2 | 10,6 T J2 465 | 528 201 | 238 
1902 toi SO i f 1,6 er 457 197 200 
1903 63 | 78 | 45 2,6 | 437 488 ; 184 | 239 
1904 58,9 | 55 | 7,6 1,6 | 416 429 | 176 205 
1905 5,1 7,2 || 6,6 4,0 426 476 184 237 
1906 5,5 78 | 50 | 28 | 47 | 422 | 171 223 
1907 3,9 90 | 7,5 1,4 | 407 | 424 | 171 219 
1908 50 | 62 | 6,0 |"21 ; 412 | 435 i 169 | 219 
1909 4,2 | 66 | 64 3,3 | 414 | 392 | 162 | 202 

| 

Jake Arrest strengen Arrest | Haft Geldstrafe 

Heer | Marine | Heer | Marine | Heer Marine Heer | Marine 
1901 350 | 344 | 173 | 232 | 28,6 20,2 | 143 | 93 
1902 371 398 181 256 23,3 14,1 145 123 
1903 383 | 380 | 186 | 241 ' 23,5 | 21,9 | 148 97 
1904 390 | 394 | 199 254 21,9 33,0 158 136 
1905 378 358 196 225 if 21,5 24,1 161 133 
1906 386 426 199 280 19,5 14,1 168 129 
1907 394 399 202 271 14,4 | 14,6 171 143 
1908 396 401 200 | 260 14,0 | 6,3 166 148 
1909 391 445 | 197 | 321 | 13,0 2 171 146 


Von 100000 Heeresangehörigen (Etatsstärke) sind bestraft 
worden mit: 
Übersichtstafel 10: 


Versetzung in 


Verlust der | Entfernung 


s A | ) = £ ss 

Jahr |yürgerichen | Aalen | Aus dem | Degradation |ds Soldaten 
| 

1901 27 zer 18 44 | 318 
1902 25 | 4.6 21 48 | 326 
1906 23 27 13 39 | 282 
1907 18 | 11 43 2.256 
1908 18 1 14 44 | a87 
1909 18 1 11 40 | 255 


Durch die Übersichtstafeln 9 und 10 wird bewiesen, daß die Recht- 
sprechung der Militärgerichte immer milder geworden 


Digitized by Goog le 
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ist. Nach der Reichskriminalstatistik kennt man diese Erscheinung bei der 
bürgerlichen Strafrechtspflege schon seit langer Zeit, sie entspricht dem Zuge der 
Zeit, den Gedanken, die auf eine Humanisierung des Strafrechts hinauslaufen ; 
sie ist wiederholt, und nicht immer günstig, kritisch beleuchtet worden.®) 
Mängel der Strafgesetze, vor allem deren „unglückliche Uniformität‘”) und 
des Strafvollzugs mögen diese Erscheinung begünstigt haben. Die Milde in der 
Militärstrafrechtspflege wird etwas Neuzeitliches sein, das auf Rechnung des 
neuen Öffentlichen Verfahrens kommt. Es läßt sich nicht verkennen, daß auch 
unseren Militärstrafgesetzen unter dem Einflusse der durch die neuere Recht- 
sprechung und Wissenschaft geförderten Auslegung die Härten vielfach genommen 
worden sind, selbstverständlich soweit es im Rahmen der Strafgesetze möglich 
ist; diese sind, mag auch gerade das Deutsche Militärstrafgesetzbuch sich vor 
denen andereg Kulturstaaten durch Milde auszeichnen, unseren heutigen langen 
Friedensverhältnissen nicht genügend angepaßt. Das wird Jeder anerkennen, 
der in seiner Praxis schon oft die Erfahrung machen mußte, daß die Grenz- 
linien zwischen verhältnismäßig leichten und den allerschwersten Straftaten 
gegen die Pflicht der militärischen Unterordnung gar leicht zu verwischen sind; 
was das Kriegsgericht pflichtmäßig als Aufruhr mit 5jähriger Gefängnis- oder 
gar Zuchthausstrafe glaubte ahnden zu müssen, hat schon manches höhere 
Gericht als Gehorsamsverweigerung oder ähnliche Straftat mit einigen Wochen 
Arrest oder Gefängnis gesühnt, ohne zu befürchten, daß der Disziplin mit 
dieser milden Strafe nicht gedient gewesen wäre. Daß mildere Strafen aus- 
reichen, bestätigen vor allem Juristen und Offiziere, die im Felde, beispielsweise 
in Deutsch-Südwestafrika, die harten Strafen zu verhängen gezwungen waren. 

Soweit sich die Milde in der Militärstrafrechtspflege in der Abnahme 
der Gefängnisstrafen (besonders der langzeitigen) und gleichzeitig in der Zu- 
nahme der Arreststrafen (bis zu 6 Wochen gibt es bei militärischen 
Straftaten keine Gefängnisstrafe, sondern nur Arrest) äußert, birgt sie keinerlei 
Gefahren für die bewaffnete Macht in sich. Im Gegenteil! Das Bewußtsein, daB 
den militärischen Anforderungen durch nichts besser als durch kurzzeitige, 
aber empfindliche Strafen gedient wird®), ist es gerade, das bei unseren Militär- 
richtern sich immer mehr durchsetzt und wo es irgend ausführbar ist, zur Ver- 
meidung von Gefängnisstrafen führt. Wie oft wird bedauert und mit vollem 
Recht, daß gewisse bürgerliche, während der Dienstzeit begangene Straftaten, 
die aber das militärische Leben empfindsam berühren, mit Gefängnis statt mit 
Arrest geahndet werden müssen, z. B. die Kameradenmißhandlungen nach § 223a 
oder (wenn Strafantrag gestellt wird) auch solche nach $ 223 RStGB. (zu vel. 
$ 29 MStGB., KrArt. 25); ferner, daß die Gesetze vielfach (z. B. bei erschwertem 
Ungehorsam vor versammielter Mannschaft $ 95 MStGB.) dazu zwingen, die 
militärische Gefängnissstrafe zu verhängen. — Die Arreststrafe und besonders 
ihre schwereren Formen, mittlerer Arrest (Wasser und Brot) und strenger Arrest 
(Wasser und Brot und Verdunkelung der Zelle) sind für die bewaffnete Macht 


6) Vgl. z.B. v. Sichart in ZStW. 25 210 ff. 

‘) Prins, Die Schwierigkeit des Strafproblems in der Gegenwart, 
X. internationaler Kongreß der Internationalen kriminalistischen Vereinigung. 

») Moltke im Reıchstage 1872: Kurze, aber strenge Strafen liegen 
vollkommen im militärischen Interesse. 
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unentbehrlich. Sie entziehen den Bestraften nur kurze Zeit dem Dienste, sie 
vereinigen in sich in glücklicher Weise die Strafzwecke der Erziehung und 
der Besserung, des Schutzes besonders schutzbedürftiger Interessen und auch 
der Abschreckung; sie haben dabei einen nicht unterschätzenden Vorzug, der 
mit darauf beruht, daß dasselbe Strafmittel auch das Disziplinarstrafrecht 
beherrscht: sie werden mehr als ein Übel denn als ein dauernder Makel empfunden ; 
sie hindern das spätere Fortkommen des Bestraften weniger als eine Gefängnis- 
strafe; der Name allein macht schon viel aus. Wenn die im Vorentwurf eines 
neuen Strafgesetzbuchs ($ 18) vorgesehenen Strafschärfungen in der bürgerlichen 
Strafrechtspflege eingeführt werden sollten, so wird man dem Richter ein sehr 
wirksames Mittel in die Hand gegeben haben, um Zuchtlosigkeiten und Roheiten, 
besonders der heranwachsenden Jugend, zu begegnen. Es sollte daneben aber 
auch die kurzzeitige Arreststrafe eingeführt werden. Soweit es die 
Arrestart oder die guten Tage bei den strengeren Formen des Arrestes zulassen, 
mag man die Gefangenen auch mit Arbeit beschäftigen, immerhin muß die viel- 
fach aufgestellte Grundforderung, daß mit jeder Freiheitsentziehung planmäßig 
geistige und körperliche Arbeit zu verbinden seif), sich Einschränkungen ge- 
fallen lassen. | 

Im übrigen ist zu den Zahlen der Übersichtstafeln 9 
und 10 noch folgendes zu bemerken: 

Die Marine, durch Straftaten überhaupt, vor allem militärische, 
dabei auch schwerere Straftaten, an -sich verhältnismäßig weit mehr als das 
Heer belastet (Nachweisung s. unter VI), bedarf schwererer Zuchtmittel; sie 
muß mehr Zuchthausstrafen und mehr langzeitige Gefängnisstrafen verhängen; 
damit erklärt es sich, daß die Zahl der Arreststrafen sich im allgemeinen der für 
das Heer gewonnenen nähert (bei dem kleineren Personenkreise sind sie na- 
türlich schwankender). Aber die strenge Arreststrafe als wirk- 
samstes Zuchtmittel überwiegt in der Marine erheblich; ihre Zunahme im Jahre 
1909 (vel. die gleichzeitige erhebliche Abnahme der Gefängnisstrafe, bei noch 
hohem Bestande der langzeitigen Gefängnisstrafe) ist ganz außergewöhnlich 
und läßt die Schlußfolgerung zu, daß mehr ernstere Straftaten als in früheren 
Jahren zu verzeichnen waren; vielleicht sind auch noch andere schwer fest- 
stellbare Einflüsse wirksam gewesen. 

Auffallend ist die fortgesetzte Abnahme der Zuchthausstrafe und der 
Nebenstrafen, des Verlustes der bürgerlichen Ehrenrechte, der Polizeiaufsicht 
und der Entfernung aus dem Heere. Allerdings sind die Bestrebungen, die be- 
waffnete Macht frühzeitig auch vor Aufnahme geistig unzulänglich be- 
anlarter Menschen zu bewahren, im letzten Jahrzehnt immer lebendiger geworden. 
Vorbereitende Maßnahmen der zuständigen Militärverwaltungsstellen, die bessere 
psychiatrische Ausbildung der Militärärzte haben hier wertvolle Dienste getan, 
die noch durch die gesteigerte Erkenntnis des innigen Zusammenhanges zwischen 
verbrecherischer Neigung und geistigen Mängeln des Rechtbrechers gefördert 
worden sind!®). Man muß annehmen, daß hierdurch neuerdings die bewaffnete 


9) Vel u. a. ,„Militärrechtliches zum deutschen Strafresetzentwurf‘“ 
von Steidle in „Militärrechtliche Studien‘, S. 280. 

10) Verl. Stier. Die Bekämpfung des Verbrechens in der Armee, 
Arch. Mille. Bd. 1, S.84 ff.; dessen Schrift: Der Militärdienst der 
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Macht vor vielen Hunderten von Schädlingen bewahrt bleibt. Man kann nur 
wünschen, daß eine solche Arbeit von Jahr zu Jahr gründlicher und großzügiger 
betrieben werde; wir können sie uns bei dem Überfluß an Menschenmaterial 
auch leisten. Wir sollten nicht nur die körperlich und geistig Schwachen aus der 
bewaffneten Macht und vor allem aus der Truppe fern halten, sondern auch in 
weit größerem Maßstabe als bisher diejenigen, die immer wieder dem Straf- 
richter verfallen; und von den Aufgenommenen sollten wir rascher wie bisher 
alle Undisziplinierbaren ausscheiden und alle, die eine ehrlose Gesinnung zeigen. 

— Hilft so diese Vorarbeit bei und bald nach der Einstellung den 
Rückgang gewisser kriminalstatistischer Zahlen erklären, so ist sicherlich auch 
die Tätigkeit der Gerichte von Einfluß. Die neueren psychiatrischen und 
psychologischen Erfahrungen kommen in der Militärstrafrechtspflege in einer 
Weise heute zur Geltung, die von militärischer Seite nicht selten als bedenklich 
empfunden wird. In der bewaffneten Macht sind auch alle Vorbedingungen 
zu einer derartigen, der Persönlichkeit des Rechtbrechers voll Rechnung tra- 
genden Behandlung der Strafsachen gegeben.!!) Vor Jahrzehnten mag man 
noch die Einstellung eines militärischen Strafverfahrens aus dem Grunde er- 
heblichster Störung des Bewußtseins durch Alkoholgenuß als unannehmbar 
empfunden haben und die gerichtliche Freisprechung aus demselben Grunde, 
besonders wenn Unterordnungshandlungen vorlagen, werden selten genug 
vorgekommen sein; das ist heute ganz anders geworden. Damit will ich nicht 
sagen, daß Straflosigkeit für die in der Berauschtheit begangenen Verbrechen 
ein ideales Ergebnis der Strafrechtspflege sei; der spätere Gesetzgeber wird 
vorbauen müssen.!?) Die Mitteilung dient, vom besonderen Zwecke dieser Arbeit 
abgesehen, zur Beleuchtung der Militärstrafrechtspflege, zum Nachweise, daß 
sie dem geltenden Recht in durch aus neuzeitlicher Weise gewährt, was es verlangt. 
selbst wenn das Ergebnis vom militärischen Standpunkt gerade nicht erfreulich 
ist. Der Rückgang der ernsteren militärischen Unterordnungshandlungen (vgl, 
Übersichtstafel 14) steht mit dieser Handhabung der Militärstrafrechtspflege 
sicherlich im Zusammenhang. Daneben aber läßt sich nicht verkennen, daß 
die Neigung zur Milde vereinzelt ohne Zwang Wege beschreitet, die der mili- 


geistig Minderwertigen und die Hilfsschulen. Langensalza 1907. 
ferner Heft 30 der Veröff. aus dem Gebiete des Militärsanitätswesens (herausz. 
v. d. Med. Abt. des Kgl. Preuß. Kriegsmin.). Über die Feststellung regelwidriger 
Geisteszustinde bei "Heerespflichtigen und Heeresangehörigen, Berlin 1905, 
Hirschwald. 

n) Vgl. Stier, Fahnenflucht und unerlaubte Entfernung und akute 
Trunkenheit: Schultze über Psychosen bei Militärgefangenen, Jena 1904, 
Ergänzungen 1907; meine Militärstrafrechtspflege, S. 59 und 71. 

12) Die Bestimmungen des Vorentwurfs zu einem deutsch. Straf- 
resetzbuch hierzu reichen nicht aus und verletzen gleichzeitig einen Grund- 
gedanken des Strafrechts: Keine Strafe ohne Schuld (§ 64d. Entw.). Es ist 
grundsätzlich Strafe bei jeder in verschuldeter Trunkenheit begangenen Tat 
zu fordern (so Österr.), jedoch nicht Strafe für die Tat, sondern für die Trunken- 
heit. Vgl. Stier Arch. Psych. Bd. 47 (1910) und Besprechung im Arch. MIR. 
Bd. 2, S. 70. Heer und Marine haben von jeher für derartige Fälle die Disziplinar- 
strafe (Dis zu 3 Wochen mittleren oder 14 Tagen strengen Arrestes). bei Trunken- 
heit im Dienste oder nach Befehligung zu einem Dienste auch die gerichtliche 
Strafe ($ 151 MStGB.) bereit. 
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tärischen Auffassung von der Erhaltung und Förderung des Geistes in der Truppe 
nicht förderlich sind. Der Rückgang der ernsteren Ehrenstrafen bei gleichzeitig 
erheblicher Zunahme der Eigentumsverbrechen (vgl. V 2, VI 4) läßt die Schluß- 
folgerung zu, daß die Ausscheidung verbrecherisch veranlagter Elemente aus 
dem Heere durch gerichtliches Urteil sich nicht in der prompten Weise vollzieht, 
wie sie gewünscht werden muß. Unsere Gesetze sind allerdings darin oft noch 
ein Hemmschuh für den Richter, soweit sie es aber nicht sind, sollte immer 
mehr der Gedanke durchdringen, daß die Militärstrafrechtspflege dazu das ist, 
die militärische Rechtsordnung, die sich zum größten Teile in der Disziplin 
der Truppe erschöpft, zu wahren und daß die Rücksicht auf diese, besonders 
schutzbedürftigen und dabei staatlichen Interessen die Rücksicht auf den 
Rechtbrecher überwiegen muß. Mit der Erziehung von Verbrechern für die 
Zwecke des Heere:, sei es auch nur in Arbeiterabteilungen, wird Zeit verloren 
und doch nichts gewonnen; die Arbeit ist meist vergeblich und die Gefahr 
der Ansteckung ist groß. 

Wir können freilich de Arbeiterabteilungen nicht ganz 
entbehren, sie s nd ein Notbehelf;!3) denn der Grundsatz der Ausscheidung der 
moralisch Tiefstenenden kann nicht rein durchgeführt werden, damit nicht 
schwachen Charakteren Anreize geboten werden, sich der Dienstpflicht 
in der bewaffneten Macht durch Begehung von Verbrechen zu entziehen. 
Die Vorschriften über die Aufnahme in die Arbeiterabteilungen sollten jedoch 
erweitert, es sollten ferner Disziplinarabteilungen nach dem 
Muster der für das Gardekorps eingerichteten für alle Soldaten gegründet werden, 
die in die Il. Klasse des Soldatenstandes versetzt worden sind. Die ehrliebenden 
Soldaten sollte man vor dem steten Verkehr mit diesen Leuten bewahren. 
Daß die gesetzlichen Vorschriften über Versetzung in die Il. Klasse des Sol- 
datenstandes, die in der Hauptsache nur Straftaten gegen das Eigentum im 
Auge haben, erweitert werden müssen,!®) sei nebenher erwähnt; es ist beispiels- 
weise ein sehr fühlbarer Mangel, daß Sittlichkeitsverbrechen und Majestäts- 
beleidigung, von Soldaten begangen, diese Ehrenstrafe nicht nach sich ziehen. 


VI. Die Straftatarten : 


1. Die Straftaten gegen die Pflicht der militärischen Unterordnung sind 
für die Truppe von besonderer Bedeutung. Viele der leichteren werden auf 
dem Disziplinarwege erledigt und kommen daher in der Statistik nicht zum 
Vorschein. 

Diese zählt ungefähr im Jahresdurchschnitt 3000 solcher Straf- 
taten im Heere, 300 in der Marine; letztere ist verhältnismäßig mehr 
belastet. 

Die große Masse der gezählten Unterordnungshandlungen setzt sich aus 
Ungehorsamshandlungen (Ungehorsam, Gehorsamsverweigerung $$ 92—95 
MStGB.), achtungswidrigem Betragen und Beleidigung Vorgesetzter zusammen 
(1909: 91,4% aller Ungehorsamshandlungen im Heere. 86,4°, in der Marine). 


29) Vgl. Verfassers „Keine Wehrpflicht der Verbrecher!“ in Goltd. Arch. 
Bi. 53 (1906) Heft 4/5: die Arbeiten Stiers u. A. Arch. MilR. 1 84 ff.; 
meine Disziplinarstrafordnung, S. 58 ff. 


Zur Kriminalstatistik für das deutsche Heer usw. 423 


Von diesen Verfehlungen im Heere sind 55% im Jahre 1909 standgerichtlich 
bestraft worden (nur Arrest). 


Auf 10000 Angehörige des Heeres und der Marine entfallen: 
Übersichtstafet 11: 


ne” | Aufruhr | Täticher | Wider 
a Angriff | setzung 


| 
á . } x . 
Heer | Marine! Heer | Marine | Heer | Marine Heer | Marine 


1901/05 | Ä | 
50,4 j , 9 2 , 1, , | ’ ’ 
Jahresdurchschnitt 77 TROA 910 | 2 | 14 | 43 
4906/09 | 
9 3 wg 2 ’ t 1,1 e] l 9 , 
Jahresdurchschnitt ul. 205 | 0 | 2 | ai i 2 
1909 44,9 | 60,1 .0,048| 0,18 0,91 | 3,9 | 1,5 | 2,2 


1 

Aufforderung und Anreizung zu |: “2: 

Verletzungen der Pflichten gigen | Beleidigung, Ungehorsam, 

die militärische Unterordnung, Widersetzung 

Aufwiegelung, Erregen von Miß- gegen Wachen 
vergnügen, Meuttrei | 


Heer | Marine | Heer | Marine 


1901/05 | 


Jahresdurchschnitt > ad | 1,4 2,2 
Jahresdurchschnitt 2 0,60 Ä 1,0 2,6 
1909 0,40 0,37. 09 1,4 


Die Unterordnungshandlungen sind sonach an Zahl zurückgegangen 
und was das wichtigere ist, auch die ernsteren Straftaten, die disziplinär nicht 
erledigt werden können; das gilt besonders für den tätlichen Angriff (Heer 1901 : 
106, 1902: 113, 1909: 57 Handlungen dieser Art); der Aufruhr kommt seltener 
vor als man glauben möchte. In den 9 Berichtjahren hat die Statistik 30 Fälle 
im Heere und 10 in der Marine zu verzeichnen. Es wäre zu wünschen, wenn die 
schwereren Unterordnungshandlungen in der Marine an Zahl immer mehr zurück- 
gingen. Daß hier neben den Ersatzverhältnissen der Alkohol und gerade der 
Schnapsgenuß eine besondere Rolle spielt, steht außer Zweifel. 

Die Militärkriminalstatistik zählt de in trunkenem Zustande 
verübten Unterordnungshandlungen. 

Das Heer weist im Jahresdurchschnitt 1901/09 von 100 solchen Hand- 
lungen 11,6 (1909: 14,5), die Marine 16,7 (1909: 20) als in trunkenem Zustande 
begangen nach; Schwankungen innerhalb der Berichtsjahre im Heere zwischen 
8 und 12,5, in der Marine zwischen 11,1 und 22,3%. Die geringfügigen Unter- 
ordnungshandlungen werden selbstverständlich seltener als die schwereren 
im Rauschzustande verübt; die Annahme, daß von diesen 60—80% sich unter 
den Einflüssen des Alkohols ereignet haben, ist sicher zutreffend und wird 
durch nichtamtliche Berechnungen, die sich auf kleinere Personenkreise er- 
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strecken, auch bestätigt. Ergänzend sei auf meine Berechnungen verwiesen,!?) 
die sich auf die einzelnen Armeekorps beziehen; die ganz einwandfreien amt- 
lichen Zahlen über die Kopfstärke (sog. Iststärke der Unteroffiziere und Ge- 
meinen auf Grund der Sanitätsberichte für das Heer) der einzelnen Armee- 
korps sind ihnen zugrunde gelegt. Aus ihnen ergibt sich, daß bei den drei west- 
lichen Armeekorps (Münster VII., Metz XVI., Koblenz VIII. A. K., die an 
sich kriminell am meisten belastet sind, besonders durch militärische Straftaten) 
die Straftaten gegen die Unterordnung am meisten vorkommen. Die ernsteren 
Straftaten: Aufruhr, tätlicher Angriff und Widersetzung überwiegen jedoch, 
im ganzen betrachtet, im Osten (Danzig XVII., Breslau VI., Königsberg l., 
Stettin II. A. K.) und ebenso die von der Statistik gezählten Unterordnungs- 
handlungen, die in der Trunkenheit begangen worden sind. Die 3 bayerischen 
Armeekorps zeigen kräftige Durchschnittszahlen, die Marine steht aber bei 
ieder Betrachtungsweise oben an. Es sind ferner die (allerdings im Heere immer 
mehr zurückgegangenen) Alkoholvergiftungen (Zugang an solchen 
in den Garnisonlazaretten), wie sie die Sanitätsstatistik für das Heer ausweist, 
wiederum im Osten (I., H., VI. und V. [Posen] Armeekorps) am zahlreichsten. 
Es ist nicht schwer, diese Zahlen zu erklären. Der Alkohol in seiner reinsten 
Form, als Schnaps, wird vornehmlich im Osten des Reiches genossen, ferner bei 
der seemännischen Bevölkerung (Marine), im Westen überwiegt der Genuß des 
Weines, in Lothringen kommt noch Absinth in Betracht, in Bayern das Bier. 
Spätere Berechnungen werden darauf hinweisen, daß die Kriminalität der ein- 
zelnen Heeresteile in erster Linie abhängig ist von der Kriminalität der Landes- 
teile, zu denen die Truppen zählen; auch die vorstehenden Nachweisungen sind 
hierfür ein Beleg. Die kriminalstatistischen Zahlen im Verein mit den Erfah- 
rungen der militärgerichtlichen Praxis lassen auch den Satz als vollberechtigt er- 
scheinen, daß der überwiegende Teil aller schweren Verletzungen gegen die 
Pflicht der militärischen Unterordnung (und hier darf man auch diejenigen 
einschließen, welche statistisch nicht gezählt werden, weil eine völlige Bewußt- 
szinsstörung durch Alkohol im Sinne des $ 51 RStGB. anerkannt worden ist) 
weniger auf eine den Tätern innewohnende Neigung zur Unbotmäßigkeit und 
Disziplinlosigkeit als auf Vergiftungserscheinungen des Organismus zurück- 
zuführen sind.!®) In welch innigem Zusammenhange Alkohol und Verbrechen 
überhaupt stehen, weiß man längst. Es ist eigentlich zu verwundern, daß die 
Kriminalstatistik des Reichs nicht schon längst diesem Zusammenhange durch 
umfassende Zählungen nachgegangen ist. Die Militärkriminalstatistik hätte 
natürlich zu folgen oder müßte nötigenfalls selbständig die für die Unterordnungs- 
handlungen eingeführte Zählung erweitern. Für das Heer sind solche Zahlen- 
reihen noch bedeutsamer, denn der übermäßige Alkoholgenuß beeinträchtigt 
den Geist der Truppe, ihre straffe Zucht, ihre Leistungsfähigkeit im Frieden 
und vor allem im Kriege. Das sind freilich Binsenwahrheiten; aber man sollte 
und sei es auch nur durch einwandfreie, zahlenmäßige Belege die Waffen derer 


14) In Mil. Strafrechtspfleee im Lichte der Kriminalstatistik usw., S. O1 ff., 
102, 103: ferner in der Köln. Zte. v. 19. 12. 1910 Nr. 1370 unter „Alkohol und 
Wehrkratt‘. 

15) Nachweisung hei Stier, Akute Trunkenheit, S. 31 ft. 

2: SCTE dek Oa 8.32 
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stärken, die durch Bekämpfung der Trunksitten und -Unsitten der Wohlfahrt 
des Volkes dienen; es fehlt nicht an solcher Arbeit auch innerhalb der be- 
waffneten Macht. Im einzelnen kann ihr nicht nachgegangen werden. Die 
jüngst ergangenen Mahnrufe des Kaisers werden diese Arbeit beleben. 


2. Mißbrauch der Dienstgewalt, Mißhandlungen Untergebener. 


An die Feststellung, daß die Straftaten gegen die Pflicht der militärischen 
Unterordnung zurückgegangen sind, knüpft sich die weitere, daß die Fälle des. 
Mißbrauchs der Dienstgewalt, besonders die Mißhandlungen Untergebener 
sich nach und nach ganz erheblich verringert haben. Mag man auch gegen 
die Zuverlässigkeit dieser Zahlen, wie unter I oben erwähnt, gewisse Einwen- 
dungen vorbringen können, die ganz außerordentliche Abnahme steht außer 
allem Zweifel. Die Zahl der bestraften Personen wird um etwa 8% höher sein 
als die Zahl der allein nachgewiesenen Handlungen. — Wenn wir hier noch 
vorweg nehmen, daß auch die Zahl der Körperverletzungen, unter denen Kame- 
radenmißhandlungen überwiegend zu finden sind, eine deutliche Abnahme zeigen 
(s. nachfolg. unter 5), so sind Rückschlüsse auf die Disziplin der 
Truppen gestattet. Die auch in Heereskreisen gelegentlich vertretene 
Meinung, mit der Disziplin sei es schlechter geworden, muß sich angesichts der 
kriminalstatistischen Zahlen und der aus ihnen zu ziehenden Rückschlüsse ge- 
fallen lassen, daß sie angezweifelt wird. Disziplin ist nach Moltkes treffendem 
Ausspruche Autorität von oben und Gehorsam von unten. Es ergibt sich daraus, 
daß die Mannszucht durch iede Auflehnung des Untergebenen gegen den Vor- 
gesetzten und durch ieden Übergriff des Vorgesetzten gegenüber dem Unter- 
gebenen geschädigt wird. Wenn sonach derartige Handlungen und daneben das. 
disziplinwidrige Verhalten der Kameraden untereinander immer mehr ab- 
nehmen, so werden große Schädigungen der Disziplin vermieden und es wird 
utfenbar, daß mit Erfolg Kräfte wirksam waren und sind, das feste Band, das. 
alle Angehörigen der bewaffneten Macht umschließt, noch fester und enger zu 
schmieden, die Autorität des Oberen zu wahren und den Willen zur Unter- 
ordnung zu stärken. Es mögen, was man aber immerhin bezweifeln kann, 
auch die zerstörenden Kräfte, die ia noch dauernd am Werk sind, an Einfluß: 
gewonnen haben, — in dem Maße wie die erhaltenden und ausbauenden sind sie 
nicht gewachsen. Die deutsche Disziplin ist besser geworden, das darf hier 
festgestellt werden und wer es nicht gelten lassen will, hängt vielleicht noch 
an Märchen von der „guten alten Zeit‘, das sich oft genug schon als irrig er- 
wiesen hat. ə 

Die Fälle des Mißbrauchs der Dienstgewalt betrugen im Heere in den Jahren 
1601—03 noch 999, 1041 und 1061; in den letzten 5 Jahren betrugen sie unter 
700, 1909 653; die Mißhandlungen Untergebener sind eingeschlossen; in den 
Jahren 1901—03 sind 770, 777, 773 Mißhandlungsfälle im Heere nachgewiesen, 
in stetem Rückgange sind sie bis zum Jahre 1909 auf 347 gesunken (Marine 1909: 
36 Fälle); als brutale Mißhandlungen im preußischen Kontingent hat der preu- 
Bische Kriegsminister für das Jahr 1903 noch 25. für 1905: 6, für 1906: 4 Fälle 
bezeichnet. 


426 Zur Kriminalstatistik für das deutsche Heer usw. 


Es entfallen auf je 10000 Angehörige der verschiedenen Kon- 
tingente des Heeres und der Marine (Etatsstärke) an Mißhandlungen 
Unter2ebener: 


Übersichtstafel 12: 


| Württem- | 


Preußen Bayern | Sachsen | harg | Heer | Marine 
1901 38 | 25 189 | 96 | 137 8,0 
1902 13,8 4,1 14,3 12,5 | 12,8 10,1 
1903 Y u E 12,0 14,1 12,7 8,9 
1904 | 12,1 49 | 102 | 100 11,0 5,5 
1905 6 J 42 64 | A | 3 5,4 
1906 Ah 4 3 | 46 | 6,6 4,6 
1907 68 | 29 7,4 45 | 6,3 2,3 
1908 631.36 57 62 - | 6,0 | 4,1 
1909 Gi 1 385 | "k 24 | 55 3.9 


| | | 


An dem Rückgange der Zahlen sind Marine und Heer und alle Heeresteile 
beteiligt. Durch niedrigere Ziffern hat sich Bayern und nach ihm die Marine 
(bei deren sonstiger krımineller Belastung besonders bemerkenswert) immer 
ausgezeichnet; das berechtigt zu der Hoffnung, daß die ganze Entwickelung 
noch nicht zum Stillstand gekommen ist. 


3. Fahnenflucht und unerlaubte Entfernung. 


Unerlaubte Entfernung ist vorsätzliche Entfernung oder vorsätzliches 
Fernbleiben von der Truppe oder der Dienststellung, Fahnenflucht ist die 
unerlaubte Entfernung, die in der Absicht begangen wird, sich der Verpflichtung 
zum Dienste dauernd zu entziehen ($ 69 ff. MStGB.). Die unerlaubte Entfernung, 
die weniger als 7 Tage dauert, kann disziplinarisch bestraft werden. Die Zahlen, 
die die Kriminalstatistik über unerlaubte Entfernungen gibt, entsprechen 
hiernach nicht der wirklichen Zahl strafbaren Verhaltens dieser Art. Die ge- 
richtlich erledigten unerlaubten Entfernungen sind in Heer und Marine seit 1901 
ganz erheblich gestiegen, die wichtigeren Bestrafungen wegen Fahnenflucht 
sind dagegen im Heere zurückgegangen, in der Marine etwas gewachsen. Die ab- 
soluten Zahlen sind folgende: 


Übersichtstafel 13: 


Fahnenflucht | unerlaubte Entfernung 

Heer | Marine p Heer | Marine 
1901 728 35 | 825 84 
1902 734 35 | 849 163 
1906 580 59 l 1041 251 
1908 661 74 | 1283 199 


1909 566 63 | 1222 | 290 


Zur Kriminalstatistik für das deutsche Heer usw. 427 
Auf 10000 Angehörige von Heer (Kontingente) und Marine entfallen: 


Übersichtstafel 14: 


Heer | Marine Preußen 


Fahnen- unerlaubte ` Fahnen- 
flucht Entfernung flucht 


unerlaubte Fahnen- ! unerlaubte 
Entfernung flucht ; Entfernung 


| | 
an 109 | 152. 120 | 428 | 18 | 154 
1906 9,4 | 169 | 13,5 | 574° 10,7 | 17,4 
1907 9,0 | 191 | 142 48,6 : 10,2 | 20,4 
1908 10,6 | 20,7 | 14,6 | 39,4 | 11,7 | 22,1 
1909 91 | 196 114,7 | 541 | 104 | 203 
Bayera | Sachsen | Württemberg 
Fahnen- unerlaubte ; Fahnen- unerlaubte | Fahnen- unerlaubte 
flucht | Entfernung , flucht Entfernung f flucht Entfernung 


Jahresdurchschnitt 


6,2 77,93 | 11,6 


1901/05 BE E AN E 

1906 4,6 20,2 | 43 94 > 87 13,7 
1907 5,2 20,14 `° 34 69 87 14,1 
1908 8,0 22,1 | 3,2 50 | 10,8 17,5 
1909 5,4 25.9 ! 2,8 8,9 — 103 8,2 


Die Marine hat höhere Zahlen für Fahnenflucht und fast 3 mal höhere 
für unerlaubte Entfernungen wie das Heer. Im Heere selbst schneidet Sachsen 
(geographische Lage, Auslieferung Fahnenflüchtiger durch Österreich!) in jeder 
Hinsicht am besten ab. Preußen hat die meisten Fahnenfluchtsfälle, wird aber 
durch Bestrafungen wegen unerlaubter Entfernung von Bayern etwas übertroffen. 
Nächst Preußen hat Württemberg verhältnismäßig die meisten Fahnenflüchtigen. 

Die Zahlen über die Fahnenfluchtserklärungen (gegen 
abwesende Fahnenflüchtige) sind ganz entsprechend; die höchste Zahl im 
Heere kommt mit 14131 auf das Jahr 1902. 

Es entfallen solche Beschlüsse auf 10000 Angehörige von Heer 
(Kontingenten) und Marine: 


Übersichtstafel 15: 


Heer ;Marine| Preußen | Bayern Sachsen 
Jahresdurchschnitt : 
1901/05 14,4 20,2 16,2 9,2 4,5 15,0 
1906 13,8 14,6 15,8 7,6 2,9 14.6 
1907 16,4 18,1 18,0 9,7 4,0 22,4 
1908 15,8 17,8 18,0 9,3 2,6 17,0 
1909 14,4: 13,2 15,8 10.6 3,7 16.5 
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Die Zahlen belasten jedoch in dieser Höhe die aktive Truppe eigentlich 
nicht, da nahezu die Hälfte der Flüchtigen dm Beurlaubtenstande 
angehört (die in die Heimat beurlaubten Rekruten unterstehen den Straf- 
bestimmungen über unerlaubte Entfernung und Fahnenflucht). Sucht man nach 
den am meisten durch Fahnenflucht und Fahnenfluchtserklärungen belasteten 
Armeekorps, so ergibt sich folgende Reihenfolge, die in den Berichts- 
jahren kaum Schwankungen unterliegt (auch bei Berechnungen nach Kopf- 
stärke der Armeekorps) Karlsruhe (XIV. A.-Korps; Divisionen: Karlsruhe, 
Freiburg, Colmar i. Els., Koblenz (VIII. Armeekorps), Metz (XVI. Armeekorps), 
Münster (VII. Armeekorps), Straßburg (XV. Armeekorps), Altona (IX. Armee- 
korps), Stuttgart (XIII. Kgl. Württenb. Armeekorps), Frankfurt a. M. (XVII. 
Armeekorps); Karlsruhe steht, was Fahnenfluchtserklärungen anlangt, Koblenz 
bezüglich der Verurteilungen wegen Fahnenflucht an der Spitze. 

An der Westgrenze Deutschlands ist hiernach das Ver- 
gehen der Fahnenflucht am häufigsten, es folgt die süddeutsche Grenze; die 
Stammes-Eigentümlichkeiten (leichteres Blut, zu Augenblicks entschlüssen ge- 
neigter) sind dabei sicher von Bedeutung; in ihnen sieht Stier die eigentliche 
Ursache der Entfernungen. Sie kommen aber sicher weniger in Betracht als 
die leichtere Möglichkeit zu entkommen und die verwandtschaftlichen Be- 
ziehungen, die viele Elsaß-Lothringer mit Franzosen verknüpfen; die beste 
Aussicht zu entkommen, bietet Frankreich; nach ihm kommt die Schweiz, 
daher die überwiegende Belastung des XIV. Armeekorps durch Fahnenflüchtige, 
die nicht mehr ergriffen werden. Die Flüchtigen, die belgisches, luxemburgisches 
und holländisches Gebiet betreten, kommen leichter zur Truppe zurück, 
weil dort die Vorbedingungen des Fortkommens erschwert sind (Ab- 
schieben Unbemittelter an die Grenze, übrigens auch in der Schweiz 
üblich, doch schiebt diese auch an die französische Grenze auf Wunsch der 
Flüchtigen ab). 

Frankreich ist durch Fahnenflüchtige weit mehr belastet; im Jahre 
1904 wurden dort 1898, im Jahre 1907: 3 407 gezählt (amtl. Erklärungen des 
französischen Kriegsministers); die Zahl derer, die sich der Gestellungspflicht 
entzogen, betrug dort 1903: 2118, 1906: 4576, 1908: 11 782, 1909 gar über 
17 000.17) Beide Erscheinungen werden amtlich als Folge der vielen Amnestien 
bezeichnet, die der Manneszucht sehr abträglich waren. 


4. Straftaten gegen das Eigentum. 


Diebstähle und Unterschlagungen sind bürgerliche oder militärische 
Straftaten; militärische dann, wenn sie unter Verletzung eines militärischen 
Dienstverhältnisses (nach herrschender Lehre genügt die Verletzung des all- 
gemeinen Dienstverhältnisses) oder gegen Kameraden, Vorgesetzte, Quartier- 
wirte begangen worden sind. Die militärischen Handlungen überwiegen. Unter 
den bürgerlichen Unterschlagungen und bei der Mehrzahl der sonstigen Straf- 
taten gegen das Eigentum sind solche, die vor dem Diensteintritt begangen 
worden sind; ihre Ausscheidung ist nach den Veröffentlichungen nicht möglich. 


17) S, Intern. Revue über d. gesamten Armeen u. Flotten. Nov. 1910, S. 301. 
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Eine deutlich rückläufige Bewegung ist bei den Straftaten gegen das 
Eigentum bisher nicht zu erkennen, ein kleiner Rückgang ist aber vorhanden. 
Alle Diebstahlshandlungen zusammen genommen schwanken in den Berichts- 
jahren 1901/09 zwischen 15148 (Höchstzahl 1908) und 1384 (Mindestzahl 1905); 
1909 hat 1440 Fälle aufzuweisen (Marine Höchstzahl 1908: 232, Mindestzahl 
1901: 131; 1909: 198); daß dabei der schwere militärische Diebstahl häufiger 
geworden ist, wurde an anderer Stelle bereits erwähnt (s. oben V, 2). 

Es entfallen auf 10000 Angehörige des Heeres (der Kontingente) 
und der Marine an Diebstahlshandlungen: 


Übersichtstafel 16: 


i 
Heer Marine) Preußen Bayern 
| | 


Sachsen ` 


| 
24,8 | 421 


| 

1901 | | 

1901/05 Jahres- | | | 
durchschnitt 237 | 390 229 | 290 | 292 | 15,0 
1909 23,1 36,9 227 243 28,6 18,6 


Die Marine ist sonach erheblich mehr als das Heer belastet, innerhalb 
des Heeres stehen Sachsen und Bayern obenan; im Reiche hat man ähnliche 
Ergebnisse; auf je 10000 strafmündige Personen entfielen wegen Diebstahls 
aller Art bestrafte Personen im Jahresdurchschnitt 1892/1902: 24,8; 
für Preußen wurden 25,5, Bayern 27,6, Sachsen 25,2, Württemberg 17,9 ge- 
zählt. — Die sonstigen Straftaten gegen das Eigentum — militärische und 
bürgerliche Unterschlagung, Urkundenfälschung, Raub, Erpressung, Begünsti- 
gung, Hehlerei (ein kleiner Teil von ihnen wird eigentlich nicht hierher gehören) 
— haben im Heere 1909 die Zahl 905 (Höchstzahl) erreicht. 1901 betrugen 
sie 827, 1905: 731 (Mindestzahl). 

Von den Armeekorps sind durch militärische Dieb- 
stähle und militärische Unterschlagungen im Jahres- 
durchschnitt 01/05 (Berechnung nach Kopfstärke) der Reihe nach am meisten 
belastet gewesen (alle über dem Durchschnitt): 

München, Leipzig, Dresden, Nürnberg, Berlin (III. A.-K.), Posen, 

Breslau, Königsberg, Magdeburg, Stettin, Danzig, Würzburg, 
durch bürgerliche Diebstähle und bürgerliche Unter 
schlagung: 

München, Danzig, Königsberg, Stettin, Dresden, Magdeburg, Posen, 

Würzburg, Nürnberg, Hannover, Frankfurt a. M., Breslau; 
der ganze Westen zeigt überall die günstigsten Ziffern. Wie im Reiche sind 
der Osten Deutschlands, vor allem bei dem gemeinen Diebstahl und der ge- 
meinen Unterschlagung, Brandenburg, Bayern und Sachsen am meisten be- 
lastet. 


5. Körperverletzungen. 


Im Ausgangsjahr 1901 wurden im Heere 1636 Körperverletzungen aller 
Art ($$ 223—230 RStGB.) gezählt; sie sind nach und nach auf 1284 im Jahre 
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1909 gesunken. Erheblicher noch ist der Rückgang in der Marine, die im Aus- 
gangsjahre verhältnismäßig mehr als das Heer, im Jahre 1909 aber geringer 
als das Heer belastet ist. Die sogenannte gefährliche Körperverletzung ($ 223a) 
stellt den Hauptanteil aller Körperverletzungen und ist an der Abwärtsbewegung 
entsprechend beteiligt. 

Es kommen auf 10000 Angehörige des Heeres (der Kontingente) 
und der Marine: 


Übersichtstafel 16: 


| Württem- 
Heer Marine Preußen „ Bayern ` \ Sachsen b 
\ erg 
| i ; 

: el : : : |! | : . 
— e v— — u vU — — 4d u — u U = u Q — u u— 
sales sales talls Salen: rajes waren 
> 3 | V> > 2 2 > >33 | 2> > 2 > > 3 | 2> >= > 
bu CS -uw | aS _. ie w N — u w X =73 Eg — i be OS — ka 
vr e u on œ V om FEFE = V oc ui vorn = m 
anr i Ea latr | £a l ar | Sajan i i Sta 2% | £a arica 
i U Rue er = U In i V Is = u Su = V Se = U se“ 
:© O To © O TƏ 1:50 23:2 1:0 v | :O 0 2:0 9.0 ETE 
%5 une x 53 u 36:3 Bene = Bond ‚x: un Se: acab 


j 


| Ä - 
1901 27 | 21 30124 | | | | 
a p 19 . 30 2. 26,3] 20,9,33,3 22,8 12,1 | 9,2 15.8, 13,2 
schnitt 1901/05 | er 
1907 21 16 14 ‚21,2 16,3 31,0 25, 8 8,7. 5,5 13.6: 11,6 
1908 22 |16 "22 | 15 220168 344 229 76|39 183115,4 
1909 e 20,7| 15,8130,9 21,8 7,2 | 5,9 15,7113,2 


Bayern hat die höchsten, Sachsen die niedrigsten Zahlen. Daß die Zahlen 
der Reichskriminalstatistik ganz ähnliche sind, ergibt der Nachweis, daß im 
Jahresdurchschnitt (1898/1902) auf je 10 000 strafmündige Personen im Reiche 
23,9, in Preußen 22,9, in Bayern 42, in Sachsen 9,4, in Württemberg 17,9 wegen 
gefährlicher Körperverletzung verurteilte Personen entfallen. — Unter den für 
Heer und Marine gegebenen Nachweisungen sind auch die vor dem Dienst- 
eintritt liegenden, militärgerichtlich abgeurteilten Körperverletzungen enthalten, 
sie können nach Lage der Veröffentlichungen leider nicht ausgeschieden werden. 
Der Rückgang der absoluten Zahlen kann aber, wenn überhaupt, nur zum 
weitaus kleineren Teile auf diese vor dem Diensteintritt liegenden Handlungen 
fallen. Das ergibt sich schon daraus, daß die Gesamtzahl der vor dem Dienst- 
eintritt liegenden, militärgerichtlich erledigten Handlungen aller Art sich in 
den Berichtsjahren nicht wesentlich geändert hat. Es sind vor allem die eigent- 
lichen Kameradenmißhandlungen zurückgegangen; daß die er- 
zieherischen Gelüste der alten Leute gegenüber den Mannschaften des jüngeren 
Jahrgangs oft zu MiBhandlungen ausarten, ist allgemein bekannt; weniger 
vielleicht, daß die höheren Befehlshaber, besonders die Gerichtsherrn und die 
Gerichte bestrebt sind, diesen Ausartungen scharf zu begegnen. Einige Erlasse 
von Generalkommandos aus der neuesten Zeit sind öffentlich bekannt ge- 
worden; man kann aus ihnen ersehen, daß man auch in diesen Bestrebungen 
ebensowenig wie im Kampfe gegen die Mißhandlungen Untergebener locker 
lassen will. Daß die geltende Gesetzgebung ein schlechter Bundesgenosse in 
diesem Kampfe ist, ist oben schon angedeutet worden. Wäre der Disziplinar- 
vorgesetzte in der Lage. jede leichte Körperverletzung trotz Strafantrags und 
die gefährliche Körperverletzung in leichteren Fällen ohne weiteres auf der 
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Stelle mit Disziplinararreststrafen zu sühnen, so könnten ganz andere, mili- 
tärisch wertvolle Erfolge erzielt werden; und in den Fällen, in denen das Gericht 
zu entscheiden hat, müßte die Verhängung von Arreststrafen, statt der bisher 
notwendigen Gefängnisstrafe (sie wird bis zu 6 Wochen in den Formen des ge- 
linden Arrestes verbüßt) gestattet sein. 

Der rechtswidrige Waffengebrauch traf mit der ge- 
fährlichen Körperverletzung im Heere 1901 in 206, im Jahresdurchschnitt 
1901/05 in 186, im Jahresdurchschnitt 1906/09 in 162, 1909 in 153 Fällen zu- 
sammen; sonach auch hier eine Abnahme. In der Marine ist der rechtswidrige 
Waffengebrauch sehr selten (1909: 1 Fall). 


6. Sonstige Straftaten. 


a) Selbstbeschädigung und Vorschützen von Ge- 
brechen (§§ 81—83 MStGB.) sind im Heere ohne besondere Schwankungen 
im Jahresdurchschnitt aller Berichtsiahre 33 nachgewiesen (1909: 37): Jie 
Marine hat in den 9 Jahren zusammen 23 Fälle. — In Frankreich sollen diese 
Handlungen neuerdings besonders häufig sein.!®) 

b) Als Feigheit sind in den Berichtsiahren im Heere zusammen 
18 Handlungen bestraft worden. Die meisten Strafbestimmungen über Feigheit 
($$ 84—88 MStGB.) gelten nur im Felde. 

c) Pflichtverletzungen bei Wachen (bei Kommandos, 
auf Märschen §§ 141, 143, 146 MStGB.) kamen im Heere 160 im Jahre 1901 vor; 
4905 nur noch 91; Höchstzahl seit 1907: 117, 1909 noch 90 Fälle. 

d) Wegen schuldhafter Verabsäumung der Be- 
aufsichtigung Untergebener oder vorsätzlicher Unter- 
lassungder Meldung der Verfolgungstrafbarer Hand- 
lungen Untergebener ($ 147 MStGB. — Kriegsgericht zuständig —) sind 
im Jahresdurchschnitt aller Berichtsjahre 42 Fälle im Heere nachgewiesen. Die- 
selbe Zahl hat 1909. Mindes‘zahl 33 im Jahre 1901, Höchstzahl 56 im Jahre 1904. 

e) Wegen Trunkenheit im Dienste ($ 151 MStGB.) er- 
folgen jährlich etwa 40—50 Bestrafungen im Heere. 

f) Die Fälle des Zweikampfes (§§ 201 ff. RStGB. also einschließlich 
Herausforderung usw.) betrugen im Jahresdurchschnitt der Berichtsjahre 
im Heere 40 (1909: 45); zu beachten § 5 Ziff. 2 MStGO., wonach auch Offiziere, 
Sanitätsoffiziere und Ingenieure des Beurlaubtenstandes wegen 
Zweikampfes den Militärgerichten unterstehen; sie werden auch überwiegend 
als Täter in Frage kommen. Vgl. noch die Nachweisungen über Festungshaft 
in Übersichtstafel 9 (im Jahre 1909 81mal im Heere verhängt). 

e) Beleidigungen nach $ 185 RStGB. sind im Heere 1901 330 
nachgewiesen, sie sind nach und nach bis auf 223 im Jahre 1909 zurückgegangen. 

h) Verbrechen und Vergehen gegen die Sittl!ichkeit kamenim Jahres- 
durchschnitt 1901/09 78 var; im Jahresdurchschnitt 1901/05: 84, 1906/09: 70, 
1909: 65. Berechnungen für 1901/05 nach Kopfstärke (Unteroffiziere und Ge- 
meine) ergaben, daß der Sächsische und Bayerische Kontingent am meisten, 


18) Intern. Revue über d. gesamten Armeen u. Flotten, Nov.-Heft 1910, 8.392. 
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der Osten des Reiches am geringsten belastet ist. — Die Reichskriminalstatistik 
hat entsprechende Ergebnisse. 

i) Zum Schluß seien noch die Verurteilungen früherer 
aktiver Militärpersonen auf Grund des $ 11 MStGO. 
(wegen Beleidigung, Körperverletzung früherer Vorgesetzter und Herausforderung 
zum Zweikampfe wegen einer ihnen während der Dienstzeit widerfahrenen 
Behandlung) erwähnt; es sind deshalb in den 9 Berichtjahren zusammen 40 Per- 
sonen von den Gerichten des Heeres bestraft worden (1909: 7). 


VII. Die Kriminalität nach Kontingenten 


ist schon bei den voraufgegangenen Berechnungen über einzelne Straftatarten 
berücksichtigt worden; doch sind noch vielerlei, die Gesamtkriminalität an- 
gehende Berechnungen mögiich. 

Von 1000 Heeresangehörigen, von 1000 Verurteilten 
und von 1000 bestraften VerbrechenundVergehen fallen auf: 


Übersichtstafel 17: 


1901 Jahresdurchschn. 01/05 1909 
EN u ER h ru 
Po — N 7) bO F= a = N || D | x E u un 
v alug.sS8855| „aälus.5>E855 vcled o> SgS 
. U ML EMS TEL | , w Br Eu „SEELE , BIN SL EMI SMEES 
Kontin t = _ m l2£25E17 25855 ua zZ JS SE 3 9585 „rat Sse5CE 7 5585 > 
023 e voel xe SONES un vD "ML wO EDIS ATS vop AE 
uvea b. be v |e © 9| o E e be Ule ygn yY oo a | m d viec = 
Sucs za mu% Te vr. | 525.05 AK A FI 2 
zz u Dumbo 2 Wru un SS. E90 28 Q| u e Yj = 
E fA vV S 5j|> E02. A] E aA SUSE SG vn EEO ur Shls E06 ar 
a mr” 22853 SER PR72SZUSS HUN >>7 3152855 
Sje ya“) 2 oO ,452°* = | ~ 5152538 


Preußen 776 | 755 782 I 776 | 762 | 790 17789 | 777 | 79 
Bayern . 111 149 125 111 147 123 111,5 | 139 119 
Sachsen 4.731 60 69 "E 9 62 ZG I 53 54 
Württemberg] 40 | 27 23 | 40 | 29 25 | 37,7| 31 27 


Schon an anderer Stelle ist erwähnt worden, daß Bayern und nach ihm 
Württemberg auffallend viele Übertretungen aufweisen; sie lassen sich bei Be- 
rechnung nach Handlungen ausscheiden und es ist dies auch notwendig, dasie kein 
eigentliches kriminelles Verhalten darstellen und daher die wahren Verbrechen- 
zahlen zu Ungunsten und Gunsten der einzelnen Kontingente verschleiern. 

Von100 Verbrechen und Vergehen überhaupt (Übertretungen 
und Fahnenfluchtserklärungen ausgeschaltet) waren militärische: 


Übersichtstafel 18: 


01/05 


Jahresdurchschnitt | 


Et Fleret i aaraa 67,9 69,4 
In der Marine .. . — 37 
RR ri 68,1 69,6 
BEN Diza 64,2 65,8 
Sachsen 2.5.2 722 77,9 
Württemberg . . 60.5 02.1 
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Auf 10000 Mann Kopfstärke (Kopfstärke amtlich berechnet) 
des Heeres, der Marine und der Kontingente entfallen 1909: Erläuternd 
wird bemerkt, daß die für das Heer gewonnenen Ziffern überall gleich 100 ge- 
setzt worden sind; die in gleicher Weise berechneten Ziffern der Kontingente 
und der Marine sind in % der Heeresziffern ausgedrückt (Fettdruck). 


Übersichtstafel 19: 


u | 
i] 
Bestrafte Personen : Verbrechen und ıi Militärische 


Š zu i 
2 rge erbrechen un 
beroenen |" Übertrtmen” | Verbrechen uma | o Vereehen 
eingeschlossen) ii ausgeschieden) | ausecschieden) 
Heer... . 185 = 100  150=1W 1041 =100 | 45,9 = 100 
Marine . . . 282 = 152 254 = 167 | 185,2 = 177,9 | 65,8 = 148,3 
Preußen . . 184 = 9,4 ' 153,8 = 102,5 | 107,0 = 102,7 | 46,7 = 101,7 
Bayern . . . 230 = 124 ; 160,2 = 106,8 | 105,4 = 101,2 | 54,7 = 119,1 
Sachsen .. 136 = 73,5 114,3 = 76,2 | 89,0 = 85,4 | 25,3 = 55,1 


Württemberg 153 = 82,7 110,6 = 73,6 | 68,7 = 65,9 | 41,9 = 91,2 


Die Übersichtstafel 49 ist sehr lehrreich; durch die Ausschaltung der Über- 
tretungen wird das Bild der Kriminalität der Kontingente ein ganz anderes. 
Vor allem kommt Württemberg an erster Stelle, nicht Sachsen und es ver- 
schieben sich weiter die Zahlen zugunsten des bayerischen auf Kosten des 
preußischen und sächsischen Kontingents. Die Kriminalitätsziffer der Marine 
wird größer. Es darf der Wunsch ausgesprochen werden, daß in der Folgezeit die 
amtlichen Verhältniszahlen, etwa im Sinne der Berechnung wie es hier geschehen 
ist, ergänzt werden möchten (1909 liegen nur die Hauptzahlen der Spalte 1 vor); 
es ließe sich auch die etwas zuverlässigere Berechnung nach Personen durch- 
führen, die wegen Verbrechen und Vergehen bestraft worden sind; nach den Ver- 
öffentlichungen ist solche Berechnung nur bei militärischen Straftaten möglich. 

Eine für das Jahrfünft 1901/05 ausgeführte Berechnung, der die auf 
Unteroffiziere und Gemeine beschränkte Kopfstärke nach den Sanitätsberichten 
für das Heer (bei der Marine die Etatsstärke) zugrunde liegt, ergab folgendes 


Bild :?°) Übersichtstafel 20: 


Verbrechen und Vergehen | Militärische Verbrechen | Bürgerliche Verbrechen 


überhaupt und Vergehen und Vergehen 
Heer 2 2 222... 100 | 100 100 
Marine ...... 177,6 184,3 163,2 
Preußen.» 2.2. . 100,4 | 100,8 99,7 
Bayern . 2.2... 113,2 | 107,2 ! 126,0 
SACHSEN 0. wur. 90,1 | 97,8 ; 77,9 
Württemberg. . . . 70,1 66,2 71,— 
%* x 


* 


19) Vgl. meine Militärstrafrechtspflege S. 98 ff.; daselbst ist auch die 
Verteilung der Verbrechenszahlen über die Armeekorps durch Über- 
sichtskarten bildlich nachgewiesen. 


Archiv 55, Bd. RAN 
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Damit seien die Nachweisungen abgeschlossen, obwohl sich noch vieles 
sagen ließe. Wer die Ergebnisse der Reichskriminalstatistik kennt, wird manchen 
Berührungspunkt gefunden haben; es bestehen innere Beziehungen; doch kann 
diesen aus mehrfachen Gründen (z. B. weil die Veröffentlichungen die vor dem 
Diensteintritt liegenden Handlungen nicht scharf von den übrigen abheben) 
nicht ausreichend nachgegangen werden. Die Ursachen der Kriminalität im 
Heere und in der Marine sind in der Regel andere wie im bürgerlichen Leben, 
doch reichen ihre Wurzeln vielfach in dieses zurück. — 

Heer und Marine sind ausgezeichnete Erziehungsanstalten; sie sollen 
es ‚aber nicht sein für alle diejenigen, die verbrecherische Neigungen in sich 
tragen und nähren. Die Besten des Volkes sollen in der bewaffneten 
Macht Aufnahme finden, das erfordert deren dealer Zweck. Die militärische 
Erziehung ist nur Mittel zum Ziel, und die Lehr- und Lernzeit ist kurz; da heißt 
es, alle Hemmnisse und Reibungsfiächen möglichst beseitigen und ein Menschen- 
material formen, das volles Ver tändnis für die Aufgaben des Heeres und der 
Marine hat und sich aus diesem Grunde aus freiem sittlichen Wollen in das 
große Ganze einordnet und dem höheren Willen unterordnet. 

Darin liegt das Geheimnis des Kräfteaufbaues und der Leistungsfähigkeit 
der bewaffneten Macht. So sind die eigentlichen Verbrecher im Heere und in der 
Marine glücklicherweise auch eine seltene Erscheinung; noch mehr nnd noch 
rascher die Truppen zu reinigen und die Anforderungen an den Soldaten und 
an die Gesamtheit außer in körperlicher und geistiger auch in sittlicher Hinsicht 
zu steigen, wird Aufgabe der Zukunft sein. Gesetzgebung, viele Zweige der 
Militärverwaltung, Kommandogewalt und Gerichtsgewalt müssen hier Hand in 
Hand arbeiten. — 

Wir sind leider nicht in der Lage, die Ergebnisse unserer Kriminalstatistik 
mit gleichwe t'gen anderer Ku'turstaaten zu vergleichen. Doch fehlt es nicht 
an zuverlässigen Berechnungen und Erklärungen, auch von amtlichen Stellen, 
über Verbrechenszahlen des Auslandes?®); es ist hierbei in erster Linie an die 
Wehrmacht der europäischen Großstaaten zu denken und festzustellen, daß eine 
Entwickelung wie sie unser Heer zeigt, bisher einzig dasteht. Es ist verständlich, 
daß sich unser Blick in erster Linie nach Frankreich wendet. Nach einem Be- 
richte, der durchweg auf amtli hen Zahlen fußt?!), hat de Kriminalität 
im französischen Heere von 1901—1908 um 68 vom Hundert 
zugenommen (die allgemeine um 39 vom Hundert); die Steigerung seit 1906 
ist auffallend; die Steigerung der Rohheitsverbrechen tritt besonders vor Augen; 
als Ursache der Verrohung wird die Lässigkeit der bürgerlichen Strafrichter 
und die „Dispositions malheureuses“ des Gesetzes von 1905 bezeichnet, das dem 
Heere weit mehr bestrafte und rückfällige Elemente einverleibt wie vordem. 
Zu beachten sind auch die sehr ungünstig wirkenden vielen Amnestien. Die 
sozialen Zustände ım Heere werden als unhaltbar bezeichnet (Apachentum). Auf 
die Zahl der Deserteure und Refractaires ist oben schon hingewiesen worden. 

Die Kriminalität im deutschen Heere hat seit 1901 um 8%, 
bei Berechnung nur nach Verbrechen und Vergehen um 7% abgenommen, 


20) Vgl. die führenden militärischen Blätter Deutschtands und anderer 
Staaten. 
Al) K. Schirrmacher im Tag v. 30. Aug. 1910, 
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ohne daß dabei die Zunahme der Kopfzahl berücksichtigt wäre. Dabei war 
1901 günstiger als die Jahre 1902—74. 1903 bezeichnet den Höhepunkt der 
Kriminalität des Heeres; seitdem ist die Kriminalität des Heeres um 14% 
(nur Verbrechen und Vergehen berechnet) gesunken. Zu vergleichen auch Über- 
sichtstafeln 3 und 4 und der Rückgang der Verbrechenszahlen bei der Marine. 
Daß gerade die ernsteren Straftatarten, durch welche die Mannszucht entschei- 
dend beleuchtet wird, an diesem Rückgange hervorragend und mit meist höheren 
Prozentsätzen beteiligt sind, ist. schon nachgewiesen. 

Heer und Marine und mit ihnen das deutsche Volk haben keinen Grund, 
besorgt in die Zukunft zu schauen. 


Über Konkurrenz und Begehungsformen 
der Zuhälterei. 


Von Landrichter Dr. Voß, Hamburg. 


Seit der Geltung des § 481a. StGB. hat sich die Zahl der Kontroversen 
über seine Auslegung und sein Verhältnis zu andern Bestimmungen des StGB. 
ständig vermehrt. Was letzteres betrifft, so hat man allerdings — wohl weil die 
Judikatur des R.G. gerade nach dieser Richtung angerufen wurde — nur die 
Konkurrenz mit den §§ 180, 181 StGB. näher ins Auge gefaßt. Die Erörterung 
des Deliktstatbestandes selbst hat sich meistens auf das Verhalten des Zuhälters 
zur Dirne beschränkt, ohne die Gefahren für Dritte zu berücksichtigen. 

Allgemeine Ursache der Kontroversen ist, daß die Norm des $ 181a. 
StGB. Novelle und als solche vielleicht an den unrichtigen Platz gekommen 
ist. Spezielle Ursache ist die in der Natur der Sache liegende Mangelhaftigkeit 
jeder Begriffsbestimmung des Zuhältertums (vgl. Alsberg in „Sexual-Pro- 
bleme“, VI, 472). Die systematische Stellung des Delikts anlangend, so kann 
aus seiner Einreihung unter die „Verbrechen und Vergehen wider die Sittlich- 
keit“ — bei der ungenauen Svstematik in der Legalordnung überhaupt und 
dem ‚fragmentarischen“ Charakter aller Strafgesetze — nicht ohne weiteres 
geschlossen werden, daB es als Verletzung des Rechtsguts der öffentlichen 
Sittlichkeit angesehen werden soll. Andererseits kann man auch nicht, wie Har- 
tung es tut (Gerichtssaal 72, 334), eine der Begehungsformen für die Stel- 
lung des Gesamtdelikts maßgebend sein lassen. Der enge Zusammenhang mit 
der Gewerbsunzucht rechtfertigt genügend die Einreihung des $ 181 a. StGB. 
unter die Gruppe der Sittlichkeitsverbrechen. Was aber geschützt werden 
soll, ergibt sich m. E. unzweideutig aus dem Wortlaut des Gesetzes selbst 
in Verbindung mit seiner Entstehungsgeschichte: das Gesetz setzt an den 
Schluß seiner Norm in Klammern ‚„(Zuhälter)‘‘, dass Zuhältertum als 
solches soll gestraft werden wegen seiner Gefahr für die öffentliche Sicher- 
heit. Der durchschlagende kriminalpolitische Gesichtspunkt ist die hoch- 
gradige Gefährdung der Öffentlichen Sicherheit, die mit dem Zuhältertum 
verbunden ist. Der Schutz dageren involviert auch den Schutz der Dirne 
und eine allegenieine Verbrechensprophylaxe im Hinblick auf die bekannte 
Arbeitsscheu des Zuhälters. Uhnrichtig ist daher die Ansicht von Wulffen 
(Aschrätt-Liszt, Reform II, 149), daß Förderung der Unzucht und das Gewinn- 


28* 
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ziehen daraus die Pönalisierungsmotive bei der Zuhälterei seien. Das erstere 
Motiv trifft wesentlich für die K u p p elei zu, deren Bestrafung die Geschlechts- 
unzucht verhindern soll, während bei der Zuhälterei in dem Schutz der Dirne 
jedenfalls keine Verhinderung der Unzucht, wenn nicht gar der entgegen- 
gesetzte Zweck zum Ausdruck kommt (Binding, Grundriß, bes. Teil 210).!) 
Das zweite Motiv ist dem Schutz der Öffentlichkeit gegen das Zuhältertum als 
solches immanent. Weil der Zuhälter in der Regel infolge der Unter- 
stützung durch die Dirne nicht arbeitet und alle Lust an der Arbeit verliert, 
gerät er um so leichter auf die Balm des Verbrechens, wobei aber bemerkt 
werden mag, daß es auch arbeitende Zuhälter gibt, die die Dirne nur zur Be- 
streitung ihrer Extravaganzen ausnutzen. 

Der $ 181 a. StGB. ist ein Verbrechen durchaus selbstän- 
digen Inhalts. Sein spezifisches Mittel, die öffentliche Sicherheit zu 
gefährden, ist die einfach oder kompliziert parasitäre bzw. pseudoparasitäre 
Lebensunterhaltgewinnung aus der Unzucht einer Dirne. Die zoologischen 
termini versinnbildlichen zugleich die durch die psychologische Eigenart des 
Zuhälterei-Liebesverhältnisses regelmäßig mitbegründete Wehrlosigkeit der 
Dirne gegen das „Ziehen der Nahrung“ und ein gewisses Beschützertum des 
Zuhälters. Unter ‚„pseudoparasitärer‘‘ Lebensunterhaltgewinnung verstehe ich 
den gewiß seltenen Fall der gewohnheitsmäßigen, aber nicht eigennützigen 
Unzuchtschutzgewährung. Bei der regelmäßigen eigennützigen Schutzgewäh- 
rung und Förderung ist das natürlıche Ziel ebenfalls, Mittel zum Unterhalt 
zu erlangen. Das Wesen der Beschützung i. w. S. besteht nun regelmäßig 
darin, daß der Beschützer — abgesehen von der Bewahrung vor den. Beamten 
der Sittenpolizei — der Dirne zu ihrem Gelde verhilft. Und dies geschieht 
wiederum regelmäßig mit den Mitteln der Nötigung, Erpressung usw. Die 
im Vorstehenden erörterte, ganz spezielle Form der Gefährdung der öffent- 
lichen Sicherheit schließt m. E. aus, daß die Zuhälterei die Form eines andern 
gleichartigen Gefährdungsdelikts annehmen könnte. Sie ist vielmehr nur 
in ihrer eigenen Form begehbar?). Der $ 181 a. StGB. ist die lex unica 
für die männliche Zuhälterei in jedem Sinne, nach allen Rich- 
tungen, mit allen Modifikationen und Qualifikationen. Bei der Vielartigkeit 
ihrer Begehungsformen halte ich daher auch eine Zerlegung des Abs. 1 in zwei 
Alternativen — ausbeuterische und kupplerische Z. — für durchaus ver- 
fehlt. Sogar schon vom Standpunkt einer rein grammatischen Auslegung: 
das Wort „oder“ kehrt 4 mal wieder. Will man wirklich Alternativen im logi- 
schen Sinne annehmen, so dienen die Disjunktionen offenbar nur einer rein 
äußerlichen Einteilung, keiner Unterscheidung. Es handelt sich aber nicht um 
entgegengesetzte Begriffe in den Verbindungssätzen, sondern um exemplikative 
Variationen, die auch kumuliert verwirklicht sein können. Denn der ausbeutende 
Zuhälter kann sehr wohl auch Beschützer usw. sein. Das ist unbestreitbar. 

Hiernach erledigt sich die Konkurrenzfrage verhältnismäßig einfach. 
Besteht z. B. die Kuppelei in Zuhälterei, so ist sie nur als solche strafbar. Das 


1) Unrichtig und irreführend auch Mittermaier in Vergl. Darst. bes. Teil 4, 
4191. Ganz verfehlt neuerdings Landsberg in Aschaffenburg’s Zeitschr. VII 672 ff. 

2) Ich folge hier analogen Gedankengängen Bindings bei der Untreue (a. a. O. 
397). — Mittermaier faßt die Z. lediglich als Annex der Kuppelei auf (a. a. O.). 
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RG. erkennt dies — von der mit der Ausbeutung verknüpften Z. abgesehen — 
an (Dieses Archiv 48, 449 f.). Die dagegen erhobenen Bedenken (Hartung, 
a. a. O. 73, 290 ff.) widerlegen sich prinzipiell aus der oben gegebenen Tat- 
bestandsanalyse, im einzelnen treffen sie vorbei. Die Folge für den Fall der 
ehelichen Zuhälterei, daß an Stelle der in § 181 StGB. sogar beim Mangel von 
Eigennutz und Gewohnheitsmäßirkeit angedrohten Zuchthausstrafe Gefängnis 
tritt, ist kein Gegenargument. Denn ein Ausgleich im Strafmaß ist in den 
empfindlichen, gerade auf das Zuhältertum zugeschnittenen Nebenstrafen 
des Abs. 4 gereben. Auf die Äußerungen einzelner Komniissionsmitglieder 
braucht nicht eingegangen zu werden. Der weitere Einwand, $ 181 a. StGB. 
sei keine lex specialis im Verhältnis zu $$ 180, 481 l. c., weil er teilweise viel 
weiter, teilweise enger als jene sei, verkennt das Wesen der Spezialität als Typus 
der Gesetzeskonkurrenz. Nicht erforderlich ist, daß der eine Tatbestand begriff- 
lich unzweifelhaft Bestandteil des engeren Tatbestands ist, es genügt viel- 
mehr, daß das Gesetz ‚bei der Aufstellung des einen gesetzlichen Tatbestandes 
den Fall der Nichtübereinstimmung des weitern mit dem engern als kaum 
vorkommend oder als irrelevant, als nebensächlich nicht 
berücksichtigen wollte“ (Köhler, Grenzlinien 60, 61). Dies nimmt das RG. 
in Übereinstimmung mit der Erfahrung des Lebens an. Richtiger würde man 
dann aber wohl von dem Typus der Subsidiarität sprechen, denn der Tat- 
bestand der $§ 180, 181 StGB. kann nicht als der Normalfall angesehen werden, 
aus dem der des $ 181 a. herausgehoben ist, sondern umgekehrt erscheint dieser 
Tatbestand den andern gegenüber als selbständiger Kern, so daß der weitere 
Tatbestand seine Selbständirkeit verliert. 

Nach der obigen Darlegung liegt aber der Fall der Konsumtion vor, den 
man auch so ausdrücken kann, daß, da die Übertretung der Norm des § 181 a. 
in der Mehrzahl der Fälle zugleich eine Übertretung der Normen in $$ 180, 181 
ist, diese vor der ersten Norm zurücktreten (vgl. Höpfner, Einheit und Mehr- 
heit, I, 180). Dann kann man aber selbstverständlich nicht — wie das RG. 
es bezüglich des Satz 1 im Abs. 4 tut — die Konkurrenzfrage im selben 
gesetzlichen Tatbestande von Kollektiv natur differenzieren wollen, indem 
man den Fall heranzieht, daß der Zuhälter den Unzuchtsbetrieb der Dirne 
ausschließlich überläßt. 

Was für die §§ 180, 181 StGB. gilt. gilt ebenso für die 88 223, 240, 241, 
253, 239 StGB. Denn ohne die hier angeführten Mittel ist regelmäßig ein wirk- 
samer Schutz der Dirne gegen ihre Besucher usw. nicht durchführbar, sie sind 
auch der Dirne selbst gegenüber die gegebenen. Letzterenfalls kann man von 
erpresserischer Zuhälterei im weiteren Sinne, ersterenfalls von 
zuhälterischer Erpressung im weiteren Sinne reden. Für jenen 
Fall scheint Konsumtion bereits anerkannt zu sein (Binding, a. a. O.. 213). 
Bei diesem Fall (zuh. E.) dagegen wird ohne Begründung Idealkonkurrenz 
angenommen (so Hartung a. a. O. 73, 297, 208). Die Inkonsequenz liegt offen 
zutage. Zuhälterei ohne Mitwirken dritter aus dem Publikum ist überhaupt 
nicht denkbar. Diese Dritten sind die Voraussetzung dafür, die Dirne schröpfen 
zu können. Alle Handlungen geren diese Dritten. darauf gerichtet, Vorteile 
tür mit der Dirne getriebene Unzucht zu erlangen, fallen daher eo-ipso in den 
Tatbestand der Z. hinein. Sie sind „typische Folgehandlung“ des Beschützer- 
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tums (vgl. Graf zu Dohna in Aschrott-Liszt, Reform I 410). Nach den be- 
stehenden Strafrahmen kommt allerdings der zuhälterische Erpresser weit 
besser weg als der erpresserische Zuhälter, auf den in minimo 1 Jahr Gefängnis 
fällt, während jenem in minimo nur 1 Monat Gefängnis droht, was wiederum 
zu der Annahme verleiten könnte, daß Hauptmotiv der Bestrafung der Zu- 
hälterei doch nur der Schutz der Dirne sei. Bei der Ungleichheit und Apro- 
portionalität der Strafgrößen ist aber — wenigstens für das geltende Gesetz — 
aus dieser Ungleichheit in concreto kein irgendwie sicheres Kriterium in der 
fraglichen Richtung zu entnehmen. Möglicherweise liegt die Ansicht zugrunde, 
daß der Zuhälter als gewalttätiger Liebhaber mittelbar gefährlicher ist als 
der nur nach außen hin gewalttätig auftretende Vertreter der Interessen der 
Dirne, und daß vielleicht häufig das Moment der Gewalt nach beiden Rich- 
tungen hin bei demselben Täter gegeben ist. Die Frage ist mehr theoretischer 
Natur. Denn praktisch steht nichts im Wege, gegebenenfalls den zuhälterischen 
Erpresser mit einer härteren Strafe zu belegen als den erpresserischen Zuhälter. 

Der Vorentwurf zum neuen StGB. (D.V.E.) hat den Absatz 1 des $ 181 a. 
StGB. wörtlich übernommen mit der Ausnahme, daß das Wort ‚.Zuhälter“ 
unter Aufhebung der Klammer aus dem Vordersatz in den Nachsatz gerückt 
ist („wird als Zuhälter..... bestraft‘, § 254). Ob diese Veränderung nicht 
doch vielleicht zu Mißdeutungen Anlaß geben kann und ob man damit der 
Vielgestaltigkeit der zuhälterischen Tatumstände gerecht wird, ist zu bezweifeln. 
Wenn die Motive zu D.V.E. die Beibehaltung der Tatbestandsformulierung 
damit rechtfertigen, daß die Tatbestände — namentlich hinsichtlich der Aus- 
heutung — in einer für die Rechtsanwendung ersprießlichen Weise ausgelegt 
worden seien, so ist das allerdings irrig. Z. B. spricht Wulffen (a. a. O. 150) 
davon, daß die Rechtsprechung die „Ausbeutung“ als geflissentliche Aus- 
nutzung des Abhängirkeitsverhältnisses interpretiert habe, während gerade 
das RG. ein solches Verhältnis für nicht zum Tatbestande erforderlich hält 
und damit auch die Fälle unter $ 181 a. begriffen wissen will, wo die Dirne die 
Beherrscherin ist und ihr von ihr lebender Liebhaber ganz von ihr abhängig 
ist (Alsberg, a. a. O. 473). Übrigens wird — m. E. zu Unrecht — in der 
Rechtsprechung das Hauptgewicht immer auf die Ausbeutung statt auf das 
Beziehen des Lebensunterhaltes gelegt. Die Nüance ist nicht unwesent- 
lich, wenn man an Darlehensverhältnisse zwischen Z. und Dirne denkt. Einst- 
weilen wird man aber doch Bedenken tragen müssen, von einer Definition 
des Z. im Gesetze ganz abzusehen oder die bisherige noch weiter zu speziali- 
sieren, da ersterenfalls die Gefahr zu weiter Ausdehnung des Begriffs, letzteren- 
falls die zu enger Anwendung besteht (vgl. Landsberg in „Sexual-Probleme“, 
VII, 167, bzw. der Bordellisten!). 

Beachtenswert ist aber die Generalqualifikation im Schlußsatz des 
$ 254 D.V.E. Mit den „besonders schweren‘ Fällen sollen die getroffen werden, 
wo u. a. schwere, nicht gerade auf Unzucht abzielende Mißhandlung der Dirne 
oder gefährliches Verhalten gegenüber den Freiern der Dirne vorliegt. Hier- 
nach sollen also ersichtlich die Stratnormen über Mißhandlung, Erpressung, 
Nötigung usw. zurücktreten. Dies ist durchaus zu billigen. Wie gesagt, läßt 
sich dies aber schon vom Standpunkt des geltenden Gesetzes aus vertreten, 
wenn die besondere Eigenart des Delikts ins Auge vefaßt wird. 
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Aus der Praxis. 


A. Entscheidungen der Strafsenate des Reichsgerichts. 


Mitgeteilt von Oberreichsanwalt Dr. Zweigert, Leipzig. 


SIGB. § 183. Fortigesetztes Vergehen aus $ 183 ist bei zeitlich ge- 
trennten Akten, an denen je eine andere Person Argernis genommen hal, 
grundsätzlich ausgeschlossen. 

V. StrS. U. v. 23. September 1910 g. St. 5 D 522/10. 

Aus den Gründen: Das Urteil läßt eine unrichtige Anwendung 
des $ 183 StGB. nicht erkennen. 

Die Rüge, daB der Begriff des fortgesetzten Verbrechens verkannt sei, 
ist verfehlt. 

Nach dem Sachverhalt liegen die vier Fälle, in denen der Angeklagte durch 
unzüchtige Handlungen öffentlich ein Ärgernis gegeben hat, zeitlich getrennt 
von einander und haben jedesmal eine andere Person in Mitleidenschaft ge- 
zogen. Es ist nicht rechtsirrtümlich, wenn das Gericht ausgeführt hat, daß es 
sich in solchen Fällen nicht um ein fortgesetztes Delikt handeln könne, denn 
das verletzte Sittlichkeitsgefühl ist das Rechtsgut, das geschützt werden soll 
(Entsch. 2 196) und dieses ist, wenn auch die unzüchtige Handlung so geartet 
sein muß, daß sie das allgemeine sittliche Gefühl verletzt, doch ein per- 
sönliches Recht des einzelnen Menschen, so daß von einer Einheit des angegriffenen 
Rechtsgutes in Fällen der hier vorliegenden Art nicht die Rede sein kann. 


RGes. gegen den unlauteren Wettbewerb v. 7. Juni 1909 $ 4. Die Straf- 
bestimmung bezweckt nicht den Schutz der Käufer gegen betrügerische Uber- 
vorleilung beim Kauf der Waren, sondern den Schuk der Konkurrenten 
des Täters gegen den ihnen durch unlautere Reklame drohenden Nachteil im Be- 
riebe ihres Handelsgewerbes. Die Absicht des Täters. die Käufer beim Verkauf 
der mil falschen Angaben angepriesenen Waren über deren Eigenschaft zu täuschen, 
wird daher zum Talbestande nicht erfordert. 

IV. StrS. U. v. 30. September 1910 g. L. 4 D 674/10. 

Aus den Gründen: Die Beschwerde über Verletzung des Straf- 
gesetzes kann nicht durchdringen. Sämtliche Tatbestandsmerkmale des $ 4 
des Ges. gegen den unlauteren Wettbewerb v. 7. Juni 1909 sind im Urteil frei 
von Rechtsirrttum nachgewiesen. 

Daß es für den Tatbestand des $ 4 a. O. auf den Inhalt der in dem 
G’er Wochenblatt wiederholt veröffentlichten Bekanntmachung ankam, hat 
der erste Richter nicht verkannt. Er hat es im Urteil ausdrücklich ausgesprochen 
und sich mit diesem Ausspruch nirgends in Widerspruch gesetzt. Die Annahme 
der Strafkammer, der Sinn, das ist der Inhalt, der Bekanntmachung sei nach 
der dem Angeklagten bekannten Auffassung des sie lesenden, Stiefel kaufenden 
Publikums der gewesen, daß sie sich nicht nur auf die vorhandenen Bestände 
von Militärstiefeln, sondern auch auf diejenigen Bestände bezog, aus denen 
die an den Zeugen Gr. verkauften Stiefel herrührten, diese Stiefel seien in der 
Bekanntmachung als Militärstiefel gekennzeichnet, in Wirklichkeit aber keine 
Militärstiefel, sondern als solche nicht anzusehende Fabrikstiefel gewesen, liegt 
auf dem Gebiete der tatsächlichen Beurteilung und entzieht sich insoweit der 
Nachprüfung in der Revisionsinstanz. 

Frei von Rechtsirrtum ist im Urteil weiter nachgewiesen, daß die Be- 
zeichnung der Fabrikstiefel als Militärstiefel geeignet war, das die Bekannt- 
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machung lesende Publikum über die Beschaffenheit und den Ursprung der 
Fabrikstiefel irre zu führen, und daß der Angeklagte sich des zur Irreführung 
des lesenden Publikums geeigneten Charakters jener Angabe bewußt war. 
Die Strafkammer achtet ferner als erwiesen, daß der Angeklagte mit seiner 
Bekanntmachung bezweckte, das kaufende Publikum, worunter dasjenige 
Publikum, welches Stiefel zu kaufen pflegt und deshalb Bekanntmachungen 
der hier fraglichen Art zur Kenntnis nimmt, verstanden ist, in den Irrtum zu 
versetzen, daß auch die aus Fabriken stammenden Stiefel seines Lagers 
aus Beständen der Militärverwaltung bezogen seien und die einem Militär- 
stiefel nach der Annahme des Publikums anhaftenden Vorzüge der besonderen 
Festigkeit, Bequemlichkeit und Haltbarkeit hätten, also wegen ihres Ursprungs 
ein besonders günstiges Kaufobjekt seien. Hieraus ist von der Strafkammıer 
die Absicht des Angeklagten, durch seine unwahren Angaben den Anschein 
eines besonders günstigen Angebots hervorzurufen, ohne Rechtsirrtum ge- 
folgert worden. Die Absicht des Täters, die infolge der unlauteren Reklame 
sich als Käufer einstellenden Personen auch bei dm Verkauf der mit 
falschen Angaben angepriesenen Waren über deren Eigentum usw. zu täuschen, 
wird zum Tatbestand des $ 4 des Wettbewerbsgesetzes nicht erfordert. Diese 
Strafbestimmung bezweckt nicht den Schutz der Käufer gegen betrügerische 
Übervorteilung beim Kauf von Waren, sondern den Schutz der Kon- 
kurrenten des Täters gegen den ihnen aus der Anlockung des Publikums 
durch unlautere Reklame drohenden Nachteil im, Betriebe ihres Handelsge- 
werbes. Die Darlegung des Beschwerdeführers, daß er Veranstaltungen getroffen 
gehabt habe, um jede Täuschung des Fabrikstiefel kaufenden Publikums über 
deren Ursprung bei Abschluß der Kaufverträge zu verhüten, geht sonach fehl.. 
Die Revision ist daher zu verwerfen. 


SIPO. $$ 257, 437, 425. Ist nach dem Schlusse der Beweisaufnahme dem 
Nebenklä ger das Wort nicht erteilt worden, so erwächst daraus dm An- 
geklaglen kein Beschwerderecht. 

V. StrS. U. v. 30. September 1910 g. B. 5 D 575/10. 

Aus den Gründen: Die Behauptung, daß dem Vertreter des 
Nebenklägers nach dem Schlusse der Beweisaufnahme das Wort nicht erteilt 
sei, wird durch das Sitzungsprotokoll bestätigt. Durch diese Unterlassung ist 
gegen Rechtsnormen des Verfahrens (§§ 437, 425, 257 StPO.) verstoßen worden. 
(Vgl. Entsch. 16 253.) Es ist aber nicht anzuerkennen, daß daraus dem Ange- 
klagten ein Beschwerderecht erwachsen sein kann; denn nach der Stellung, 
die die Strafprozeßordnung dem Nebenkläger angewiesen hat, kann letzterer 
nur als „eine in bestimmten Schranken zur Geltendmachung eigener privater 
Gerechtsame und Interessen ausnahmsweise zugelassene Nebenpartei‘ gelten 
(Entsch. 28 220 [ 226 ]), deren Anwesenheit in der Hauptverhandlung das Gesetz 
nicht einmal verlangt (Entsch. 31 37). Dem Angeklagten kann deshalb kein 
Interesse daran zugestanden werden, daß der Nebenkläger. dem Gesetze gemäß 
mit seinen Ausführungen und Anträgen gehört werde. Überdies 'erscheint es 
ganz ausgeschlossen. daß der Nebenklärer eine mildere Strafe beantragt hätte, 
als das Gericht für angemessen erachtet hat, so daß das Beruhen jedenfalls 
zu verneinen wäre. 

SIGB. § 163. Der Nachweis, der Zeuge babe bei pflichlmäßiger Überlegung 
zu dem Ergebnisse kommen können und müsse n, seine Angaben seien nicht gu- 
Ireffend. erfordert die Darlegung besonderer Umslände, bei deren Benutzung die 
irrtümliche Überze ngung mindestens halle erschültert werden müssen. Bloße Vor- 
halle des Richters reichen dazu nicht aus. 

V. StrS. U. v. 30. September 1910 g. W. 5 D 567/10. 

Gründe: Die Ausführungen des Vorderrichters in dem angegriffenen 
Urteile sind unzulänglich und von Rechtsirrtum beeinflußt, so daß durch sie 
die verurteilende Entscheidung nicht gerechtfertigt wird. 
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Der Angeklagte hat nach den Feststellungen des Gerichtes bei dem Vorfall 
vom 19. November 1909 den St. zunächst geschimpft und ist darauf erst von 
letzterem geschlagen worden, hat aber bei seiner eidlichen Vernehmung am 
6. Dezember 1909 ausgesagt, daß er den St. nicht geschimpft habe. Er hat damit 
allerdings eine falsche Tatsache beschworen. Allein die von dem Zeugen über- 
nommene Eidespflicht geht im Falle des Nacheides gemäß § 61 StPO. nur dahin, 
daß er nach bestem Wissen die reine Wahrheit gesagt, nichts ver- 
schwiegen und nichts hinzugesetzt habe. Nun nimmt das Gericht selbst an, 
daß der Zeuge sich des Vorfalles nicht mehr mit völliger Sichcrheit erinnert 
habe. Unter diesen Umständen kann von einer fahrlässigen Verletzung der 
Eidespflicht durch den Angeklagten nur die Rede sein, wenn er sich hei der von 
ihm billigerweise zu erwartenden Sorgfalt und Umsicht bewußt sein mußte, 
daß seine Wahrnehmungen unzuverlässig und seine Erinnerung getrübt sein 
konnte. Dazu gehört aber, wie das Reichsgericht in ständiger Rechtsprechung 
betont hat, daß gewisse in der besonderen Gestaltung der Sache liegende Um- 
stände vorhanden sind, bei deren gewissenhafter Benutzung der Zeuge die 
Erinnerung an den Verlauf des Vorialles wieder wachgerufen oder wenigstens 
die irrtümliche Überzeugung daran erschüttert hätte (Entsch. 22 297; 25 122). 
Solche Umstände sind aber nicht festgestellt. Rechtsirrig aber ist es, darauf das 
entscheidende Gewicht zu legen, daß dem Angeklagten bei seiner zeugschaft- 
lichen Vernehmung entsprechende Vorhalte vom Richter gemacht worden sind. 
Diese sind für sich allein nicht geeignet, den Zeugen zu veranlassen, seine ‚nach 
bestem Wissen“ abgegebene Aussage abzuändern oder zurückzunehmen. Ebenso 
ist es rechtsirrig, wenn das Gericht darauf hinweist, Angeklagter- hätte bei 
genügendem Nachdenken und richtiger Prüfung zu dem Ergebnis kommen 
müssen und können, daß seine Angaben nicht der Wahrheit entsprechen. Denn 
das Gericht unterläßt die Angabe derjenigen Mittel, durch die die ‚Prüfung‘ 
und das „Nachdenken“ zu einem richtigen Ergebnis geführt hätten. Wäre der 
Angeklagte bei dem Vorfall angetrunken und sich dieses Umstandes bewußt 
gewesen, so hätte er daraus folgern können und müssen, daß seine Angaben 
möglicherweise unrichtig sind. Das Gegenteil ist aber festgestellt. Infolgedessen 
fehlt es an jedem Anhalt für die Annahme einer Fahrlässigkeit. Dazu gehört 
nämlich, wie das Reichsgericht gleichfalls wiederholt betont hat, daß der An- 
geklagte unter den ohwaltenden besonderen Umständen des Falles bei Anwendung 
der gebotenen Sorgfalt den Eintritt des von ihm ohne Vorsatz herbeigeführten 
rechtsverletzenden Erfolges vorhersehen konnte. Das Gericht scheint rechtsirrig 
diesen Gesichtspunkt außer acht gelassen zu haben. Denn die Urteilsgründe 
lassen in keiner Weise erkennen, wie dies für den Angeklagten möglich ge- 
wesen sein soll. 

Mit diesen Ausführungen tritt der erkennende Senat nicht in Widerspruch 
mit dem Urteile des I. Strafsenates v. 8. März 1909 (Entsch. 42 236). Denn in 
dem letzteren kommt keine von der bisherigen Rechtsprechung des Reichs- 
gerichtes abweichende Auffassung zum Ausdruck, was auch ohne Anrufung 
der Vereinigten Strafsenate gemäß $ 137 GVG. nicht möglich gewesen wäre. 
Vielmehr wird in jenem Urteile nur darauf hingewiesen, daß derjenige fahrlässig 
seine Eidespflicht verletzt, der vorschnell und leichtsinnig unter Eid seine Aus- 
sage macht. Es geht dies klar daraus hervor, daß insbesondere auf die maß- 
gebende Feststellung des damaligen Instanzgerichtes hingewiesen wird, wonach 
der Angeklagte „ohne weitere Überlegung‘ die als falsch gekennzeichnete 
Aussage erstattet habe, und es wird dabei betont, der unter Eid aussagende 
Zeuge sei verpflichtet, einschlagende Erinnerungsbilder zu benutzen und zu- 
sammenhängende Einzelheiten sich möglichst scharf zu vergegenwärtigen. 
Diesen Ausführungen Kann der erkennende Senat lediglich beitreten. Erforderlich 
bleibt aber, daß bei dem Zeugen derartige Erinnerungsbilder überhaupt vor- 
handen und zusammenhängende Einzelheiten gegenwärtig sind. Diese ist der 
Zeuge zu benutzen verpflichtet, und mit deren Hilfe hat er sich zu bemühen, 
den Vorfall in seiner Erinnerung wieder aufleben zu lassen. Daraus erwächst 
aber dem über einen fahrlässigen Falscheid urteilenden Richter die Pflicht 
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zur Feststellung, daß derartige Anhaltspunkte vorhanden waren, die der damalige 
Zeuge und jetzige Angeklagte pflichtwidrig außer acht gelassen habe. 

Im vorliegenden Falle begnügt sich jedoch der Vorderrichter, wie bereits 
hervorgehoben ist, mit dem Hinweis, daß der Angeklagte bei genügendem Nach- 
denken und richtiger Prüfung zu dem Ergebnis hätte kommen müssen und 
können, daß seine Angaben nicht der Wahrheit entsprechen. Da jede Andeutung 
darüber fehlt, wie dies dem Angeklagten möglich gewesen wäre, so ist es klar, 
daß das Gericht von rechtlich unzutreffenden Erwägungen ausgegangen ist. 

Das angegriffene Urteil unterlag deshalb der Aufhebung, und es mußte die 
Sache zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung an die Vorinstanz 
zurück verwiesen werden. 

StPO. 8264 in Verb. mt Ges. gegen den unlauleren W ellbewerb v.7. Juni 1909 
$ 4 Abs. I und 2. Hinweis auf die Veränderung des rechtlichen Gesichtspunktes 
ist erforderlich, wenn eröffnet ist aus § 4 Abs. 2, Verurteilung aber aus $ 4 Abs. I 
des Ges. v. 7. Juni 1909 erfolgt. 

V. StrS. U. v.4. Oktober 1910 g. G. 5 D 603/10. 

Aus den Gründen: Die Rüge des Verstoßes gegen $ 264 StPO. 
greift nicht durch. Richtig ist, daß die Verurteilung des Angeklagten G. von 
einem wesentlich anderen rechtlichen Gesichtspunkte ausgeht, als der Eröff- 
nungsbeschluß. Der Eröffnungsbeschluß gibt der Annahme Raum, daß G. 
wenigstens hinsichtlich eines Teils der Tathandlungen, auf die sich die Unter- 
suchung bezieht, nicht als Selbsttäter angeklagt sein sollte, sondern auf Grund 
des § 4 Abs. 2 des Wettbewerbsgesetzes für Reklameausschreitungen seiner 
Angestellten neben diesen als Inhaber und Leiter des Geschäfts, in dessen 
Betriebe die Ausschreitungen mit seinem Wissen geschahen. Hiernach war ihm 
im Eröffnungsbeschlusse das Dulden jener Ausschreitungen anderer als selb- 
ständiges Vergehen zur Last gelegt. Im Urteil aber ist er nach § 4 Abs. 1 des Ges. 
für schuldig befunden, jene Ausschreitungen selbst begangen zu haben, indem er 
sich der mitangeklagten Angestellten als Gehilfen bediente. Auf diese wesent- 
liche Veränderung des rechtlichen Gesichtspunktes wäre nach $ 264 StPO. in 
der Hauptverhandlung hinzuweisen gewesen. Da dies ausweislich des Sitzungs- 
protokolls nicht geschehen ist, so kann die Beschwerde über Verstoß gegen 
$ 264 StPO. nicht als unbegründet bezeichnet werden. Allein dieser Verstoß 
begründet die Revision nicht. Sitzungsprotokoll und Urteil ergeben, daß die 
Verteidigung des Angeklagten G., dem in der Hauptverhandlung ein Rechts- 
anwalt als Verteidiger zur Seite stand, von vornherein dahin ging, daß er von 
dem Inhalte der von seinen Angestellten an die Zeitungen gegebenen Reklame- 
bekanntmachungen vor deren Erscheinen in den Blättern keine Kenntnis 
gehabt habe. Es ist nicht ersichtlich, wie sich der Angeklagte anders hätte ver- 
teidigen sollen, wenn er auf die erwähnte Veränderung des rechtlichen Gesichts- 
punktes hingewiesen worden wäre. Es muß vielmehr angenommen werden, 
daß auch im Falle des Hinweises die Verteidigung dieselbe gehlieben sein würde 
und daß deshalb das Urteil nicht auf dem Verstoße beruht. 


Rües. v. 20. Mai 1898 betr. die Gesellschaften mil beschränkter Haftung 
§ 82 Nr. 1. 1. Die zu gerichllichem Protokoll abgegebene Anmelde- Erklärung 
isl aus den dem Gericht überreichlen Urkunden zu ergänzen. 2. Falsche Angaben 
bei der Anmelde- Erklärung sind strafbar, auch wenn sie für die Entscheidung 
dis Gerichts über die Eintragung unerheblich sind. 

IV. StrS. U. v. 7. Oktober 1910 g. M. 4 D 661/10. 

Aus den Gründen: Die Beschwerde des Angeklagten über Ver- 
letzung des Strafrresetzes ist nicht begründet. Die von ihm gegen seine Verur- 
teilung erhobenen Einwendungen gehen fehl. 

Die Annahme der Straifkammer, „die Versicherung des Angeklagten an der 
Amtsstelle, daß ein Viertel auf jede Stammeinlage eingezahlt sei, könne von nicht 
eingeweihten Dritten. für die sie bestimmt gewesen, nur dahin verstanden werden, 
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daß auf die Stammeinlagen, soweit sie nicht in Sachen zu leisten waren, je ein 
Viertel bar eingezahlt sei,‘ liegt wesentlich auf dem Gebiete der tatsächlichen 
Beurteilung und ist insoweit der Nachprüfung durch das Revisionsgericht 
entzogen. Daß die Strafkammer zu dieser Annahme durch rechtsirrige An- 
schauungen gelangt sei, tritt nicht zu Tage. 

Durchaus zutreffend ist zunächst, daß sie bei der Auslegung der Anmelde- 
erklärung sich auf den Standpunkt der in die Verhältnisse der Gesellschaft 
nicht eingeweihten Dritten, das ist des Publikums, gestellt hat. 

Es ist aber auch weiter rechtlich zu billigen, wenn sie bei der Auslegung 
der Anmelde-Erklärung davon ausgegangen ist, daß deren Inhalt in den un- 
mittelbar zu Protokoll des Gerichts abgegebenen Erklärungen sich nicht 
erschöpfe, vielmehr aus der dem Gericht bei Abgabe der Erklärungen über- 
reichten Vertragsurkunde v. 19. Juni 1907 zu ergänzen sei. Diese gemäß $ 55 
Abs. 1 des Ges. betr. die Gesellschaften mit beschränkter Haftung errichtete 
Urkunde war zufolge $ 57 Abs. 3 Ziffer 1 der Anmeldung beigefügt und hatte 
als notwendiger Bestandteil derselben bei den Gerichtsakten zu verbleiben. 
Wie bereits in Entsch. 40 285 näher dargelegt ist, soll das Publikum, das mit der 
eingetragenen Gesellschaft in Verbindung treten will, durch das ihm zugängliche 
Handelsregister in die Lage versetzt werden, sich über die wichtigsten Verhält- 
nisse des Unternehmens zuverlässig zu unterrichten, und berechtigt sein, sich 
auf den Inhalt der Eintragungen und der ihnen zu Grunde lie- 
genden Schriftstücke, deren Einreichung das Gesetz vorschreibt, 
zu verlassen. Das Publikum war sonach, wenn es sich über die Verhältnisse 
der hier in Rede stehenden Gesellschaft unterrichten wollte, befugt und veran- 
laßt, nicht nur die zu Protokoll des Gerichts gegebenen Erklärungen, sondern 
auch deren Unterlagen, insbesondere die erwähnte Vertragsurkunde, einzusehen 
und sich aus dem Gesamtinhalt aller hiernach in Betracht kommenden 
Schriftstücke seine Ansicht über die Verhältnisse der Gesellschaft zu bilden. 
Es ist sonach frei von Rechtsirrtum festgestellt, daß die dem Registergericht 
von dem Angeklagten gemachten Angaben dahingingen, daß auf diezur Erhöhung 
des Stammkapitals zu machenden neuen Einlagen je ein Viertel bar ein- 
gezahlt sei. 

Daß diese Angabe objektiv falsch war, ist im Urteil nachgewiesen 
durch die Feststellung, „daß zur Zeit der Abgabe der Erklärungen auf die neuen 
Stammeinlagen kein Pfennig in bar eingezahlt war.“ Ob der Angeklagte bereit 
und imstande war, die Einzahlungen auf seine neue Stammeinlage und auf die 
von ihm übernommenen Stammeinlagen der anderen Gesellschafter jederzeit 
zu leisten, und ob das hierzu nötige Geld, wie er behauptet, in Berliner Banken 
bereit lag, ist für die Frage, ob die Behauptung der Barzahlung falsch 
war, belanglos; denn Bereitschaft und Fähigkeit zur Einzahlung 
sind, wie einer Ausführung nicht bedarf, keine bare Einzahlung. 

Sie war auch wissentlich falsch, da festgestellt ist, „daß der Ange- 
klagte sich sagen mußte und sich auch gesagt hat,“ daß sie falsch war. 

Zum Tatbestande des $ 82 Ziffer 1 a. O. wird weiter erfordert, daß die 
wissentlich falschen Angaben dem Gericht behufs Eintragung 
der Erhöhung des Stammkapitals gemacht worden sind. 
Auch das ist festgestellt; denn das Urteil ergibt, daß sie dem Registergericht 
zu dem Zwecke gemacht wurden, die Eintragung der Erhöhung des Stamm- 
Kapitals in das Handelsregister herbeizuführen. 

Der Verteidiger sucht darzulegen, daß der Tatbestand des $ 82 Ziffer 1 
um deswillen nicht erfüllt sei, weil die Eintragung der Erhöhung des Stamm- 
kapitals auch dann hätte erfolgen müssen, wenn der Angeklagte der Wahrheit 
entsprechend angegeben hätte, daß die Einzahlung des Viertels der Erhöhung 
durch Aufrechnung erfolgt sei, weil also die in den Angaben des Angeklagten 
enthaltene Unrichtigkeit für die Frage, ob die Erhöhung des Stammkapitals 
einzutragen war, unerheblich gewesen sei. Der Verteidiger fordert sonach 
für den Tatbestand des $ 82 Ziffer 1, daß die Angabe der Wahrheit der Ein- 
tragung hinderlich, die wissentliche Abweichung von der Wahrheit zur Er- 


444 Aus der Praxis des Reichsgerichts. 


langung der Eintragung nötig gewesen sein müsse und der Täter die 
` wissentlich falschen Angaben gemacht habe, um eine nach der wirklichen 
Sachlage unzulässige Eintragung zu erlangen. 

Diese Auffassung findet schon in dem Wortlaute des $ 82 Ziffer 1 keine 
Stütze, da im Gesetz zwischen den für die Eintragung erheblichen und den für 
sie unerheblichen Unrichtigkeiten nicht unterschieden wird. Ausschlaggebend 
aber ist, daß die Ansicht des Verteidigers mit dem Zwecke der bezeichneten 
Strafbestimmung nicht vereinbar ist. Bei Angaben der hier in Betracht kom- 
menden Art handelt es sich um verantwortliche Erklärungen des Anmeldenden 
im Interesse des Handelsverkehrs, um Angaben, die in erster Linie nach außen 
und für dritte Personen zu wirken bestimmt sind. Um das Publikum, das 
mit der eingetragenen Gesellschaft in Verbindung treten will, vor Täuschungen 
tunlichst zu schützen, soll es sich auf den Inhalt der Eintragungen i in das Handels- 
register und auf die Richtigkeit der diesen Eintragungen zu Grunde liegenden 
Angaben unbedingt verlassen dürfen. Die Richtigkeit dieser Angaben ist nicht 
nur für die Entscheidung des Gerichts über die Eintragung, sondern darüber 
hinaus für die Sicherheit des Handelsverkehrs von hoher Bedeutung, und in 
erster Linie dieserhalb soll die Zuverlässigkeit jener Angaben durch die 
Bedrohung wissentlich falscher Angaben mit Strafe sicher gestellt werden. 
Das ergibt sich klar aus der dem Regierungsentwurf des Ges. betr. die Gesell- 
schaften mit beschränkter Haftpflicht beigegebenen Begründung. Drucks. des 
Reichstags 8. Legisl.-Per. I. Sess. 1890/92 Nr.660 $.92. In derselben wird zu $79 
des Entwurfs (§ 82 des jetzt geltenden Ges.) ausgeführt, daß, da den Gläubigern 
der Gesellschaft ausschließlich das Gesellschaftsvermögen hafte, jede arglistige 
Täuschung des Publikums über die wesentlichen finanziellen Grundlagen 
des. Unternehmens auch stgafrechtlich geahndet werden müsse, während für 
die Gesellschafter selbst ein strafrechtlicher Schutz nicht angzeigt sei. Sodann 
wird weiter gesagt, daß auf diesen Gesichtspunkten die Vorschriften der $$ 79 
bis 81 des Entwurfs zu dem Ges. v. 20. April 1892 (88 82 bis 84 des letzt geltenden 
Ges.) beruhten, und im Anschluß hieran bemerkt: „Zunächst wird in Nr. 1 
des § 79 unter Strafe gestellt, wenn dem Registergericht bei der ersten Anmel- 
dung der Gesellschaft oder bei der Anmeldung einer DB .ın wissent- 
lich falsche Angaben über die Decku ng oder Ein- 
zahlung des Stammkapitals gemacht werden.‘ 

Während also im Entwurf von Angaben „behufs Eintragung“ gesprochen 
wird, ist in dessen Begründung von Angaben „bei der Anmeldung‘ die Rede. 
Hieraus ergibt sich, daß nach der Anschauung der Verfasser der Begründung 
des Entwurfs die Worte „behufs Eintragung“ nichts wesentlich anderes besagen, 
als der in der Begründung gebrauchte Ausdruck „bei der Anmeldung“. Auch 
in dem Kommissionsberichte und in den Beratungen des Gesetzes tritt eine 
andere Auffassung nirgends zu Tage. Uberall wird als Hauptzweck der 
Strafbestimmungen der Zweck, dem Publikum zuverlässige Unterlagen für die 
Prüfung der Verhältnisse der Gesellschaft zu verschaffen, betont. Dieser 
Zweck würde nicht erreicht werden, wenn man der Auffassung des Verteidigers 
folgend, alle Abweichungen von der Wahrheit, die für die Entscheidung über die 
Eintragung unerheblich sind, stratlos lassen wollte, obwohl sie bei der Beurteilung 
der Verhältnisse der Gesellschaft für das Publikum von hoher Bedeutung sein 
können. So könnte z. B. die falsche Angabe, daß die Erhöhung der Stammein- 
lagen ganz eingezahlt sei, während nur ein Viertel eingezahlt ist, das Urteil 
des Publikums über die L.eistungsfähigkeit und Kreditwürdirkeit einer Gesell- 
schaft mit beschränkter Haftung stark beeinflussen und zu unrichtigen An- 
schauungen und ihm nachteiligen Handlungen bestimmen, während die Ein- 
tragung, auch bei der Angabe, daß nur ein Viertel gezahlt war, zu erfolgen 
gehabt hätte. Nicht anders liegt die Sache hier, wo Bar einzahlung angegeben. in 
Wirklichkeit aber geven eine Forderung aufgerechnet und ein Zufluß baren 
Geldes in die Gesellschaftskasse nicht erfolet war. Wenn dieser Unterschied 
auch für de Eintragung der Erhöhung des Stammkapitals nicht in Be- 
tracht kam, so konnte er doch für die Beurteilung der finanziellen Lage der Ge- 
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sellschaft in den Augen des Publikums von Bedeutung sein, und deshalb würde 
es dem Zwecke des Gesetzes nicht entsprechen, falsche Angaben der bezeich- 
neten Art straflos und dadurch der Täuschung und Schädigung des Publikums 
in Handel und Verkehr freie Bahn zu lassen. 

Da die Prüfung des Urteils einen Rechtsirrttum zu Ungunsten des Ange- 
klagten in der Anwendung des Strafgesetzes auf den festgestellten Sachstand 
nicht hat erkennen lassen, ist die Revision zu verwerfen. 


StGB. $ 40. Ist Täler der Geschäftsführer einer Gesellschaft mil beschränkter 
Haftung, so ist, auch wenn er das Vergehen in dieser seiner Eigenschaft begangen 
hal, die Einziehung von Gegenständen unzulässig, die der Gesellschaft gehören. 

V. Strs. U. v. 11. Oktober 1910 g. W. 5 D 618/10. 

Aus den Gründen: Inder Hauptsache begegnet die Verurteilung 
des Angeklagten aus § 184 Abs. 14 Nr. 3 StGB. keinen rechtlichen Bedenken.. 

Dagegen erscheinen der am Schlusse der Urteilsformel sich findende Aus- 
spruch „Prospekte und Zettel werden eingezogen und sind unbrauchbar zu 
machen‘ und die dafür gegebene Begründung: „Die Einziehung und Unbrauch- 
barmachung der Druckschriften: „Was kostet ein Kind?“ und der weißen zum 
Aufkleben bestimmten Zettel war gemäß $$ 40, 41 StGB. im Urteile auszu- 
sprechen.“ nur insoweit haltbar, als die nach $ 41 Ziff. 1 StGB. zulässige Un- 
brauchbarmachung verfügt worden ist. Es ist zwar nicht ausdrücklich ange- 
ordnet, daß die Unbrauchbarmachung sich, wie das Gesetz es vorschreibt, 
auf alle Exemplare der Prospekte, sowie auf die zu ihrer Herstellung bestimmten 
Platten und Formen beziehen solle, allein das beschwert den Angeklagten nicht, 
und die Voraussetzungen des zweiten Absatzes des $ 41 StGB. bedurften einer 
besonderen Feststellung im Urteile nicht, denn es ist lediglich Sache der Voll- 
streckung, darüber zu befinden, ob die Anordnung vollstreckbar und in welchem 
Unifange sie gegen die in Abs. 2 des $41 StGB. genannten Personen durchführbar 
ist. vel. das Urt. des RG. v. 23. Oktober 1908 II 650/08, DJZ. 1909, S. 148. 
Für die Einziehung gebricht es aber an dem für ihre Verfügung von dem 
Gesetze (§ 40 StGB.) erforderten Bedingung, daß die einzuziehenden Gegenstände 
den Täter oder einem Teilnehmer gehören. Es muß nach 
dem Zusammenhange der Gründe vielmehr davon ausgegangen werden, daß 
Eigentümerin der Prospekte und Zettel die „Gummi- und Asbest-Gesellschaft 
m. b. H.“ ist, bei der der Angeklagte als Geschäftsführer fungiert. Ist das aber 
der Fall, so durfte die Einziehung der Gegenstände deshalb nicht angeordnet 
werden, weil der Angeklagte nicht ihr Eigentümer ist, und der Eigentümer, 
nämlich die Gesellschaft m. b. H. als juristische Person strafbare Handlungen 
nicht begehen und mithin auch nicht bestraft werden kann, Entsch. 16 121, 123. 
Die Einziehung muß aber als Strafe, wenn auch als Nebenstrafe angesehen 
werden, vgl. Rechtsp. 8 330. 

Die von dem Vorderrichter verhängte Einziehung war demnach, weil mit 
dem Gesetze unvereinbar, in Wegfall zu stellen, die Revision im übrigen aber, 
da ein Rechtsirrtum nach dem bisher Ausgeführten und auch sonst im Urteile 
nicht zutage tritt, so, wie geschehen, zu verwerfen. 


RGes. gegen den unlauteren Weltbewerb v. 7. Juni 1909 $7 Nr. 1.10 Nr. I. 
Die Angabe des Grundes für den Ausverkauf muß in der Ankündi- 
gung selbst enthalten sein und zwar für das mit den besonderen Verhältnissen 
des Geschäfts unbekannte Publikum unzweideulig erkennbar. 

V. StrS. U. v. 11. Oktober 1910 g. L. u. Gen. 5 D 559/10. 

Aus den Gründen: Die gegen die verurteilende Entscheidung 
gerichteten Angriffe sind nicht gerechtfertigt. 

Die Angeklagten hatten nach den Feststellungen des Gerichtes in einem 
im Hause „Wehrhahn Nr. 78° belegenen Laden, den sie zunächst nur bis zum 
31. Dezember 1909 gemietet hatten, vom 1. Oktober 1909 ab einen Kleinverkauf 
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von Obst eingerichtet. Auf dem Schaufenster dieses Ladens war in großen 
Buchstaben der Vermerk angebracht: 
„Obstausstellung. Oktober bis Dezember“. 

Am 22. Dezember 1909 befestigten die Angeklagten an dem Schaufenster 
ferner ein Plakat, auf dem nichts weiter als das Wort „Ausverkauf“ stand. 
In diesem Sachverhalt konnte das Gericht ohne Rechtsirrtum den Tatbestand 
des § 7 Abs. 1 in Verb. mit $ 10 Nr. 1 des seit dem 1. Oktober 1909 in Kraft 
befindlichen Ges. v. 7. Juni 1909 gegen den unlauteren Wettbewerb finden. 
Denn danach hat jeder der in einer Öffentlichen Bekanntmachung oder in 
Mitteilungen, die tür einen größeren Kreis von Personen bestimmt sind, den 
Verkauf von Waren unter der Bezeichnung eines Ausverkaufs angekündigt, 
ohne in der Ankündigung den Grund anzugeben, der zu dem Ausverkauf Anlaß 
gegeben hat. 

Daß der Inhalt des an dem Schaufenster angebrachten und deshalb für 
jedermann lesbaren Plakates eine Öffentliche Bekanntmachung im Sinne der 
gedachten Gesetzesvorschrift ist, bedarf keiner Ausführung. Denn es war zu 
dem Zwecke angebracht, damit jeder, der auf der Straße vorbeiging, seinen 
Inhalt lesen sollte. Es ist deshalb bedeutungslos, daß das Gericht am Schluß 
seiner Ausführungen von einer „Öffentlichen Bekanntmachung, die für einen 
größeren Kreis von Personen bestimmt war,“ spricht und damit die beiden 
alternativ vorgesehenen Tatbestandsmerkmale rechtsirrig vermengt. Denn nicht 
jede für einen größeren Kreis von Personen bestimmte Bekanntmachung ist 
deshalb eine öffentliche. 

Festgestelltermaßen enthielt das Plakat keine Angabe des Grundes für 
den Ausverkauf. Die Angabe des Grundes muB in der Ankündigung 
selbst enthalten sein, wie der Wortlaut des Gesetzes ergibt. Von der Be- 
urteilung des einzelnen Falles wird es abhängen, was als Ankündigung anzusehen 
ist; erforderlich bleibt in jedem Falle, daß der Grund des Ausverkaufes für das 
mit den besonderen Verhältnissen des Geschäfts unbekannte Publikum un - 
zweideutig erkennbar war. Es hätte deshalb in der Ankündigung selbst 
klar ausgesprochen werden müssen, daß der Ausverkauf deswegen statt- 
finde, weil die Obstausstellung Ende Dezember geschlossen werde. 


SIGB. $ 259. „Ansichbringen“ „seines Vorleils wegen“ : Durch Erlangung 
des Besitzes einer Sache auf Grund eines Angebots zum Kauf auf Probe und damit 
Erlangung der Möglichkeit einer unenigelllicben Benutzung der Sache zur Probe. 

Ill. StrS. U. v. 13. Oktober 1910 g. Sch. u. Gen. 3 D 652/10. 

Aus den Gründen: Der Tatbestand des $ 259 StGB. ist rechts- 
irrtumsfrei und mit einer den Anforderungen des $ 266 StPO. genügenden Be- 
gründung dem Beschwerdeführer C. gegenüber festgestellt. 

....Das Merkmal des „Ansichbringens“ ist nicht, wie die Revision annimmt, 
„in einer einfachen Gebrauchsüberlassung des Rades an C. zum Zwecke des 
Probierens durch dessen Tochter gefunden“, sondern darin, daß der Beschwerde- 
führer C. auf das ihm von dem (wegen Diebstahls an dem Rade verurteilten) 
Mitangeklagten Sch. gemachte Kaufangebot dahin einging, daß er das Rad zu 
dem geforderten Preise kaufen werde, wenn seine Tochter es probiert habe, 
und daß er auf Grund dieser Vereinbarung den Besitz an dem Rade erlangte, 
den er alsbald auf seine Tochter übertrug. Ein Rechtsirrtum ist diesen Aus- 
führungen des Vorderrichters nicht zu entnehmen. Denn danach hat der Be- 
schwerdeführer C. von dem Mitangeklagten Sch. die tatsächliche Verfügungs- 
gewalt über das Rad erlangt und zwar mit der Befugnis, sie für seine, des C., 
Zwecke auszuüben. Das aber erfüllt das Tatbestandsmerkmal des „Ansich- 
bringens“. (Entsch. 20 209). Dem steht nicht entgegen, daß es nach den ge- 
troftenen Vereinbarungen ungewiß war, ob dem Beschwerdeführer die ihm über- 
trarene Verfürungsgewalt über das Rad dauernd verbleiben werde. Denn die 
auf einem Einverständnis des Hehlers mit dem Vortäter Deruhende Auf- 
rechterhaltung der widerrechtlich geschaffenen Vermögenslage ist es, die 
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hauptsächlich von der Strafvorschrift des $ 259 StGB. getroffen werden soll, 
(Entsch. 35 74) und diese Voraussetzung ist auch in Fällen der vorliegenden 
Art gegeben. 

Wenn weiter das Urteil auch die Erlangung der eventuellen Möglichkeit, 
das Rad unentgeltlich zu gebrauchen, als „Vorteil“ im Sinne des $ 259 StGB. 
crachtet hat, so ist auch dies nicht rechtsirrtümlich, zumal für dieses Merkmal 
ein vermögensrechtlicher Vorteil nicht erforderlich ist, vielmehr schon ein 
solcher anderer Art genügt. Da auch im übrigen die Nachprüfung des Urteils 
hinsichtlich des Beschwerdeführers C. einen Rechtsirrttum bei Anwendung 
strafrechtlicher Vorschriften auf den gegen ihn festgestellten Sachverhalt nicht 
hat erkennen lassen, mußte sein Rechtsmittel verworfen werden. 


SIGB. 8166. Die Bezeichnung der christlichen Kirchen als „V erdummungs- 
anstalten“ — als „Besc bimpfung“ der Kirchen i. S. des $ 166. 

IV. StrS. U. v. 21. Oktober 1910 g. S. 4 D 589/10. 

Gründe: Der Angeklagte hat in einem in Öffentlicher Versammlung 
gehaltenen. Vortrage gesagt: 

man solle von den für Kirchen ausgegebenen Geldbeträgen lieber für 
Schulen. als für Verdummungsanstalten etwas ausgeben. 

Die Stratkammer stellt fest, daß damit die Kirchen als Verdummungs- 
anstalten bezeichnet seien, findet aber hierin keine Beschimpfung der Kirchen 
im Sinne des $ 166 StGB. indem sie erwägt: Zum Begriffe „beschimpfen“ ge- 
höre, daß die MiBachtung des Gegenstandes, gegen den die Kundgebung sich 
richtet, in Form einer groben Schmähung und in besonders roher und ver- 
letzender Form ausgedrückt werde. Beschimpfung bilde einen stärkeren Grad 
des Ausdrucks als Beleidigung. (Entsch. 27 285, 31 306). Dies könne in dem 
Ausdruck „Verdummungsanstalten‘“ nicht gefunden werden. Diese Begründung 
der erfolgten, mit der Revision der Staatsanwaltschaft angefochtenen Frei- 
sprechung ist unzureichend. 

Der Begriff der „Beschimpfung“ im Sinne des $ 166 StGB. setzt allerdings, 
wie die Strafkammer zutreffend unter Bezugnahme auf die Rechtsprechung 
des Reichsgerichts hervorhebt, voraus, daß die Mißachtung des Gegenstandes, 
gegen den die Kundgebung sich richtet, in besonders verletzender roher Form 
ausgedrückt wird. Entsch. 27 284, 285; 28 403. 405. Es darf aber der Begriff 
der „Form‘‘, worauf bereits in der Entscheidung des Reichsgerichts v. 5. No- 
vember 1898 (Entsch. 31 305) hingewiesen ist, nicht zu eng aufgefaßt und da- 
runter nicht bloß der sprachliche Ausdruck, — die für die Mißachtung ge- 
brauchten Worte —, verstanden werden. Es kann vielmehr auch durch ihren 
Gedankeninhalt sich eine Kundgebung als eine beschimpfende darstellen, 
indem sie in der Form der Behauptung einer für den Angegriffenen schimpf- 
lichen Tatsache auftritt. Dann hat der sprachliche Ausdruck keine selbständige 
Bedeutung, da das Beschimpfende dann schon durch die Behauptung der an sich 
schimpflichen Tatsache zum Ausdruck gelangt. 

Es hätte deshalb auch von diesem Gesichtspunkt aus die Äußerung des 
Angeklagten geprüft und erörtert werden müssen, ob nicht in ihr namentlich 
im Hinblick auf den Gebrauch des Ausdrucks „Anstalten“, welcher auf Ein- 
richtungen zur Erreichung gewisser Ziele hinweist, eine Tatsachenbehauptung 
beschimpfenden Inhalts in bezug auf die Kirchen enthalten ist. 

Bei dem Mangel jeder Erörterung in dieser Richtung liegt die Annahme 
nahe, daß die Strafkanımer von einer zu engen Auffassung des Rechtsbegrittes 

„Beschimpfung“ ausgegangen ist und daß infolgedessen keine in rechtlicher 
Beziehung erschöptende Würdigung des Sachverhaltes stattgefunden hat. 
Das Urteil mußte hiernach aufgehoben werden. 


SIGB. § 267. Dadurch, daß der Täter aus Scherz handelt, wird weder das 
allgemeine Bewußtsein der Rechtswidrigkeit des Handelns noch die zum Tat- 
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bestande der Urkundenfälschung erforderliche rechtswidrige Absicht unbedingt 
ausgeschlossen. 

IV. StrS. U. v. 25. Oktober 1910 g. N. 4 D 770/10. 

Aus den Gründen: In den Urteilsgründen sind die für erwiesen 
erachteten Tatsachen angegeben, in welchen die gesetzlichen Merkmale der 
Urkundenfälschung, insbesondere die rechtswidrige Absicht und das Gebrauch- 
machen, gefunden worden sind, so daß von einer Verletzung des $ 266 StPO. 
keine Rede ist. | 

Aber auch die materiellrechtlichen Ausführungen des ersten Richters 
lassen einen Rechtsirrtum nicht erkennen.. Denn die mit bezug auf die Be- 
hauptung der Angeklagten, nur aus Scherz gehandelt zu haben, gemachten 
Darlegungen würden selbst dann nicht zu beanstanden sein, wenn sie gegenüber 
dem an die Spitze gestellten, als tatsächliche Annahme von der Beschwerde- 
führerin gemäß $ 376 StPO. vergeblich bekämpften allgemeinen Ausspruch, 
daß jener Einwand eine Ausrede sei, nicht als bloß eventuelle Erörterungen 
über einen von der Strafkammer gar nicht für vorliegend erachteten Fall auf- 
zufassen wären, mithin das Urteil auf ihnen überhaupt nicht beruhen könnte. 
Dadurch, daß der Täter aus Scherz handelt, wird weder das allgemeine Be- 
wußtsein der Rechtswidrigkeit des Handelns, noch die zum Tatbestand der Ur- 
kundenfälschung erforderliche rechtswidrige Absicht unbedingt ausgeschlossen, 
indem der Beweggrund des Scherzes nicht notwendig das Bewußtsein beseitigt, 
daß der Scherz als solcher nicht aufgefaßt und verstanden, infolgedessen aber ein 
fremdes Recht widerrechtlich beeinträchtigt werden kann. Daß die Angeklagte 
sich dessen nicht nur bewußt war, sondern geradezu beabsichtigte, daß Dritte 
und namentlich die zu täuschenden Personen den, auch äußerlich in keiner 
Weise als solchen gekennzeichneten Scherz garnicht, mithin nicht bloß auf den 
ersten Blick, sondern überhaupt nicht, erkennen sollten, ist ausdrücklich fest- 
gestellt. Diese Auffassung entspricht auch den Vorschriften des BGB. über der- 
artige Willenserklärungen, indem nach $ 148 das. eine solche nicht ernstlich 
gemeinte Erklärung nur dann der rechtlichen Wirkung entbehrt, wenn sie in 
der Erwartung abgegeben wird, der Mangel der Erheblichkeit werde nicht 
verkannt werden, was nach Obigem hier nicht zutrifft, während nach § 116 a. O. 
eine Willenserklärung nicht deshalb nichtig ist, weil sich der Erklärende, was 
dem vom ersten Richter festgestellten Sachverhalt entsprechen würde, ins- 
geheim vorbehält, das Erklärte nicht zu wollen. 


SIGB. § 18ra. Die Annahme einer Ausbeutung des unsilllichen 
Erwerbs wird dadurch nicht ausgeschlossen, daß der Zuhäller die Bezahlung des 
bezogenen Unterhalls beabsichtigt und später tatsächlich geleistet hat ; für die eigen- 
nülzige Absicht ist vielmehr die Erlangung einstweiliger Vorleile aus- 
reichend. 

IV. StrS. U. v. 25. Oktober 1910 g. Z. 4 D 701/10. l 

Gründe: Der Angeklagte, gegen welchen das Hauptverfahren aus 
§ 181a StGB. eröffnet war, ist freigesprochen worden. Die auf Verletzung 
des Strafrechts gestützte Revision der Staatsanwaltschaft muß Erfolg haben. 

In dem angefochtenen Urteile ist festgestellt, daß die Klara K. in der 
Zeit vom August 1908 bis Januar 1910 gewerbsmäßig Unzucht trieb, aus dem 
dadurch erzielten Erwerbe ihren Lebensunterhalt bestritt und das Essen be- 
sorgte, welches der Angeklagte, dem alle diese Tatsachen bekannt waren, oft 
in ihrer Wohnung einnahm, daß zwischen beiden von vornherein vereinbart 
war, er habe das Essen zu bezahlen und Darlehne zurückzuzahlen, daß der An- 
geklarte, wenn er Arbeit hatte, der K. das Essen gleichzeitig bezahlte, ihr 
20 bis 30 .#£ wöchentlich erab, aber vom 27. Dezember 1908 bis 4. Mai 1909. 
vom 30. Mai Dis 15. August und vom 11. Dezember 1909 bis 6. Februar 1910 
ohne Arbeit und Verdienst war und in diesen Zeiten das Essen ohne gleichzeitige 
Bezahlung und einige Male auch Geldbeträre von je 20 Pf. von ihr ent- 
nahm und die Zahlung tür dieses Essen sowie die Rückzahlung dieser 
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Darlehne aus dem in den Zeiten seiner Arbeit verdienten Gelde leistete. Die 
Strafkammer hat aber das Tatbestandsmerkmal der Ausbeutung des unsitt- 
lichen Erwerbs der K. durch den Angeklagten verneint, weil dieser, da er die Be- 
zahlung des Essens und die Zurückzahlung der Darlehne vorher vereinbart 
und im Laufe der Zeit geleistet habe, nicht eine auf Gewinn gerichtete Absicht 
gehabt, nicht aus Eigennutz gehandelt, nicht die K. als eine Erwerbsquelle für 
den Lebensunterhalt ausgenutzt habe. 

Diese Begründung erscheint den festgestellten Tatsachen gegenüber rechts- 
irrtümlich. Wenn der Angeklagte viele Monate lang seinen Lebensunterhalt 
ganz oder teilweise von der K. aus den von dieser durch ihren unsittlichen Er- 
werb erlangten Mitteln bezog, so wird die Annahme, daß er zu der K. hielt, 
um deren gewerbsmäßig betriebene Unzucht eigennützig für sich zu verwerten, 
also ihren unsittlichen Erwerb auszubeuten, nicht dadurch grundsätzlich aus- 
geschlossen, daß der Angeklagte die K. später entschädigen wollte und ent- 
schädigt hat, denn die eigennützige Absicht kann auch auf die Erlangung nur 
einstweiliger Vorteile gerichtet sein, wie sie z. B. vorliegen würden, wenn es dem 
Angeklagten darum zu tun war, mit den aus dem unsittlichen Erwerbe der K. 
herrührenden Mitteln über eine Zeit längerer Arbeits- und Erwerbslosigkeit 
hinwegzukommen oder Monate hindurch dem Müßiggange zu fröhnen und ein 
arbeitsscheues Leben zu führen. 

Da die Sache nach dieser Richtung hin weiterer tatsächlicher Erörterung 
bedarf, so war, wie geschehen, zu erkennen. 


SIGB. $ 263. Die dem Verkäufer eines Grundstücks erwachsenen Kosten 
eines nolariellen Kaufverlrags, zu dessen Eingehung er durch falsche V orspiege- 
lungen bestimmt ist, können bei Feststellung des Wertes seiner Leistung mit- 
berücksichtigt werden, nicht aber für sich allein ohne Vergleichung von Leistung 
und Gegenleistung als ein durch den Vertragsschluß entistandener Vermögens- 
schaden angesehen werden. 

Ill. StrS. U. v. 27. Oktober 1910 g. Sch. 3 D 777/10. 

Aus den Gründen: Der Angeklagte Sch. hat die ihm bei den 
Verkaufsverhandlungen von dem Verkäufer vorgelegte Frage, ob die von ihm an 
Zahlungsstatt angebotenen Grundschulden gut und sicher seien und jederzeit 
zu Gelde gemacht werden könnten, bejaht. Es lag darin die Zusicherung, daß 
die Grundschulden vermöge ihrer Güte und Sicherheit auf dem Hypotheken- 
markte jederzeit verwertbar seien. Ohne Rechtsirrtum konnte hierdurch das 
Landgericht den Tatsachenbegriff im Betrugstatbestande für erfüllt erachten, 
denn es geht von der ersichtlichen Auffassung aus, daß die Außerung nach dem 
Willen des Behauptenden nicht bloß ein Urteil über den Wert enthalten, sondern 
zugleich eine bestimmte greifbare Eigenschaft der Grundschulden und des 
belasteten Grundstücks enthalten sollte. Die Tatsache konnte ferner ohne Rechts- 
irrtum als eine bewußt unwahre angesehen werden, weil der Angeklagte wußte, 
daß die Grundschulden, mochte er sie auch nicht für völlig wertlos halten, 
nicht „alsbald und ohne Schwierigkeit“ verwertbar waren. 

Zu rechtlichen Bedenken gibt dagegen die Annahme des Merkmals der 
Vermögensbeschädigung Anlaß. Der Verkäufer hätte sich nach der Feststellung 
des Urteils ohne die falsche Vorspiegelung nicht bereit gefunden, den notariellen 
Kaufvertrag über sein Grundstück abzuschließen. Es liegt sonach ein Betrug 
bei Eingehung eines gegenseitigen Vertrages vor, und es bedarf nach den Grund- 
sätzen der im Band 16 Seite 4 abgedruckten Entscheidung des Reichsgerichts 
der Prüfung. wie dieser Vertragsschluß auf die Gesamtvermögenslage des 
Verkäufers eingewirkt hat. Der Wert der Leistung ist zu diesem Zwecke dem 
Wert der Gegenleistung bei Zugrundelegung der im Urteil angenommenen 
Wertlosigkeit der in Zahlung gegebenen Grundschulden gegenüberzustellen. 
Eine solche Berechnung ist bisher nicht angestellt, und es ist nicht unbedingt 
ausgeschlossen. daß trotz der Wertlosigkeit der Grundschulden der Verkäufer 
eine dem Wert der Leistung entsprechende Gegenleistung erhalten hat. Die Ver- 
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tragskosten können bei Bestimmung des Wertes der Leistung mitberücksichtigt 
werden; untunlich ist es aber, diese Kosten für sich allein herauszugreifen, 
weil sie nicht den durch den Vertragsschluß entstandenen Vermögensschaden 
darstellen. Denn eine nutzlose Aufwendung der Kosten lag erst vor, als die 
Unwirksamkeit des abgeschlossenen Kaufvertrages eingetreten war. 


StGB. $ 271. Die durch landespolizeiliche Anordnung (vorliegend: VO. 
des Regierungs- Präsidenten zu Oppeln v. 27. August 1906) eingeführten Schweine- 
kontrollregisier sind keine öffentlichen Register im Sinne des $ 271. 

IV. StrS. U. v. 28. Oktober 1910 g. G. 4 D 777/10. 

Aus den Gründen: Der Beschwerde über Verletzung des ma- 
teriellen Rechts mußte insoweit, als Verurteilung wegen Vergehens gegen $ 271 
StGB. erfolgt ist, stattgegeben werden. Das Reichsgericht hat bereits bezüglich 
der Kontroliregister, wie sie durch die landespolizeiliche Anordnung des Re- 
gierungspräsidenten zu Königsberg v. 16. Mai 1888 (Amtsblatt S. 161) vorge- 
schrieben sind, dargelegt, daß sie, soweit ihre Beurkundungs- Eigen- 
schaft in Frage kommt, nichts anderes bezeugen, als daß dieser oder jener Ein- 
wohner die Erklärung abgegeben hat, er sei im Besitze dieses oder jenes 
Schweinebestandes, er habe diesen oder jenen Zu- oder Abgang gehabt, und 
daß durch das Kontrollregister nicht die tatsächliche Richtigkeit der ange- 
meldeten Zu- und Abgänge beurkundet werde. Entsch. 40 326, 329. Dasselbe 
hat auch für die hier fraglichen, durch die landespolizeiliche Anordnung des 
Regierungspräsidenten zu Oppeln v. 27. August 1906 eingeführten Kontroll- 
register zu gelten. Nach $ 3 dieser Anordnung ist in die Kontrollregister ‚‚der 
gesamte Bestand an Schweinen einzutragen, desgleichen jede An- und Abmeldung“. 
Zu beurkunden sind hiernach, soweit es sich um Veränderungen des Bestandes 
handelt, lediglich die „An- und Abmeldungen“, also die zur Eintragung abge- 
gebenen Erklärungen. Die Beweiskraft der Eintragungen kann sich 
demgemäß auch nicht darüber hinaus auf die Richtigkeit der erklärten 
Tatsachen erstrecken. 

Die Annahme der Strafkammer, daß die vom Beschwerdeführer zur Ein- 
tragung angemeldeten Tatsachen nicht geschehen waren, ist hiernach 
nicht geeignet, der Feststellung, daß er sich des Vergehens gegen $ 271 StGB. 
schuldig gemacht habe, zur Stütze zu dienen. 

Das Urteil mußte somit, insoweit als der Beschwerdeführer wegen Ver- 
gehens gegen $ 274 StGB. verurteilt ist, aufgehoben werden, und da weitere 
tatsächliche Feststellungen in dieser Richtung nicht zu erwarten sind. war von 
hier aus auf Freisprechung von der Anklage wegen des genannten Vergehens 
zu erkennen. nu 

SIGB. $ 269. Abredewidrige Ausfüllung eines Blankoakzeples, auch 
wenn die Unterschrift des Ausslellers unvollzogen 
bleibt, erfilli den Tatbestand. 

V. StrS. U. v. 28. Oktober 1910 g. W. 5 D 867/10. 

Aus den Gründen: Das angefochtene Urteil läßt zur Schuldfrage 
einen seinen Bestand gefährdenden Rechtsirrtum bei Anwendung des Straf- 
gesetzes nicht erkennen. Es ist zwar richtig, daß auch der Tatbestand des $ 269 
StGB. gleich dem des $ 267 das. den Nachweis erfordert, daß die Urkunde, um 
die es sich handelt, zum Beweise von Rechten und Rechtsverhältnissen von 
Erheblichkeit ist. Zutreffend ist ferner, daß das angefochtene Urteil einen Aus- 
spruch hierüber nicht enthält. Dies stellt aber dessen Rechtsbestand nicht in 
Frage. Denn die Beweiserheblichkeit der danach in Betracht kommenden 
Urkunde ergibt sich ohne weiteres als Rechtsfolge aus dem tatsächlichen Ur- 
teilsinhalte.e Nach diesem war zwar nicht ein „Wechsel“ Gegenstand der Fäl- 
schung im Sinne des § 269 StGB., sondern ein nur teilweise, d. h. noch nicht 
zu einem ‚Wechsel austefülltes Blankoakzept. Denn nach den getroffenen 
Feststellungen hat der Angeklagte das in seinen Händen befindliche Blanko- 
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akzept des Zeugen N., das nur hinsichtlich der Wechselsummen ausgefüllt war, 
zu einem Wechsel überhaupt nicht ergänzt, da er die Unterschrift des Aus- 
stellers unvollzogen ließ. Dementsprechend hat er auch, ebenfalls nach den ge- 
troffenen Feststellungen, dem Zeugen B. gegenüber nicht von einem „Wechsel“ 
zum Zwecke der Täuschung Gebrauch gemacht, sondern immer noch von einem 
bloßen Blankoakzept, das sich von dem Blankoakzept in seiner ursprüng- 
lichen Gestalt nur dadurch unterschied, daß es in größerem Umfange, nämlich 
nunmehr bis auf die Unterschrift des Ausstellers, zu einem Wechsel ergänzt 
worden war, d. h. auch hinsichtlich des Tages und Ortes der Ausstellung, sowie 
hinsichtlich des Fälligkeitstermins und der Bezeichnung des Remittenten. 
Allein wie ein Blankoakzept überhaupt, so ist vollends auch ein Blankoakzept 
mit solchem Inhalt eine im Sinne des $ 267 StGB. beweiserhebliche Urkunde. 
Entsch. 2 42; 7 183; 24 192. 

Die Art, wie das ursprüngliche Blankoakzept weiter zu einem anders 
und vollständiger ausgefüllten Blankoakzept ergänzt worden ist, genügt daher 
den Anforderungen, die nach $ 269 das.an das Geben „eines urkundlichen 
Inhalts“ gestellt werden, und denen das ausgefüllte Schriftstück danach hin- 
sichtlich seiner Urkundeneigenschaft entsprechen muß. 

Die Bemerkung am Ende der Urteilsausführungen, „schließlich sei noch 
hervorzuheben, daß der Wechsel sich als eine Privaturkunde darstelle“, 
ist daher ungeeignet, die Urkundeneigenschaft des hier als Gegenstand der 
Fälschung in Betracht kommenden Schriftstücks nachzuweisen. Dieser Mangel 
erscheint aber nach dem Gesagten für den Bestand des Urteils bedeutungslos. 


SIGB.$ 292. Uber die Jagdbarkeit der „Wildtaube‘“‘. Im Herzogtum Braun- 
schweig gehört sie gewohnheilsrechllich zu den ‚jagdbaren“ Tieren. 

III. StrS. U. v. 29. Oktober 1910 g. P. 3 D 550/10. 

Gründe: Die Feststellung, daß der Angeklagte auf Braunschwei- 
gischem Gebiete, auf welchem zu jagen er nicht berechtigt war, eine Wildtaube 
erlegt hat, ist mit der Revision nicht anfechtbar. 

Voraussetzung für eine Bestrafung dieserhalb aus den §§ 292, 293 StGB. 
war die Jagdbarkeit dieses Tieres im Herzogtum Braunschweig; die hat die 
Strafkammer zutreffend angenommen. 

Nach Art. 69 EGBGB. bestimmt sich die Jagdbarkeit in erster Linie nach 
dem am Tatorte geltenden Landesrecht — Entsch. 19 350 ff. —, eventuell in 
Ermangelung derartiger positiver Vorschriften nach dem dort etwa sich gebildet 
habenden Gewohnheitsrecht. In letzterer Hinsicht kommt die durch Ubung 
betätigte Rechtsüberzeugung der beteiligten Kreise, eine während einer län- 
geren Zeit dauernd und gleichmäßig geübte Rechtsnorm, in Betracht. 

In den Braunschweigischen Landesgesetzen geschieht der „Wildtaube‘“ 
an keiner Stelle Erwähnung, eine Aufzählung der jagdbaren Tiere findet sich 
überhaupt nicht. 

Es war deshalb zu prüfen, ob gewohnheitsrechtlich die Wildtaube in Braun- 
schweig als jagdbar anzusehen ist. Das ist mit der Strafkammer zu bejahen. 

Es ist zunächst davon auszugehen, daß das Landesrecht in den verschie- 
denen Rechtsgebieten Deutschlands im wesentlichen übereinstimmend sich dahin 
entwickelt hat. daß alle nutzbaren wilden Säugetiere und Vögel dem jagd- 
baren Wilde beizufügen sind. Entsch. 19 349, 298 — ALR. Teil Il Tit. 16 § 32 —. 

Schon von diesem Gesichtspunkte aus liegt es nahe, da das Fleisch 
der wilden Taube Verwendung findet, anzunehmen, daß dieselbe, soweit 
nicht in einem Lande durch Gesetz Gegenteiliges bestimmt worden, als 
jagdbares Tier zu gelten hat und als solches auch in Braunschweig gegolten hat. 
Entsch. 41 307. 

Die Strafkanımer stützt die Annahme von der Jagdbarkeit der Wild- 
taube auf das in Braunschweig sich gebildet habende Gewohnheitsrecht, indem 
sie auf Grund der Bekundungen der Zeugen Oberforstmeister G. und Förster 
E. zu der Überzeugung gelangt ist, daß dieselbe nach dem Volksbewußtsein 
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beziehentlich nach der Auffassung der beteiligten Kreise schon seit langen 
Jahren als „jagdbar“ angesprochen worden sei. Sie verwertet dabei insbesondere 
auch die Tatsache, daß in den Übersichten, welche alljährlich von den Forst- 
amtsvorständen über die Zahl des geschossenen Wildes der Herzoglichen Kammer 
einzureichen sind, schon seit langer Zeit, jedenfalls seit 1883, auch die Wild- 
taube ihren Platz hat, deren Zahl ebenfalls angegeben werden soll. 

Für die von der Strafkammer vertretene Auffassung spricht auch der 
Umstand, daß bereits in dem unter dem 11. Mai 1839 von der Herzoglich Braun- 
schweigischen Kammer, Direktion der Forsten und Jagden, erlassenen Regle- 
ment über die Verpflichtungen und Befugnisse des Gehilfsforstpersonals hin- 
sichtlich des Beschusses der herrschaftlichen Jagden bestimmt ist, daß die- 
jenigen Wildarten, von denen die herrschaftliche Forstkasse keine Einnahme 
zieht, unter welchen auch wilde Tauben verzeichnet sind, zwar geschossen 
und von den Gehilfsforstoffizianten in ihrem Nutzen verwandt werden dürfen, 
daß letztere aber wegen der Schonung der einen oder anderen dieser Wildarten, 
die ihnen bekannt gemachten Bestimmungen einhalten und das geschossene 
Wild, soweit es für die Hofküche erfordert wird, abliefern müssen, und daß sie 
diese Wildarten nur allein auf dem Anstande, beim Weidwerken oder mittels 
gewöhnlicher Fangwerkzeuge erlegen dürfen und sich aller anderen Jagdarten 
zu enthalten haben, endlich, daß sie auf alles, was von ihnen oder anderen auf 
Treibjagden erlegt wird, keinerlei Anspruch haben. 

Wenn demgegenüber der Revident auf eine angeblich am 30. April oder 
Juli 1905 erlassene Verfügung der Herzoglichen Kanımer Nr. 1151 verweist, 
in welcher den Forstbeamten allgemein die Erlaubnis erteilt worden sei, alle 
im § 8c des Reichsvogelschutzgesetzes aufgeführten Vogelarten, somit auch die 
Wildtaube abzuschießen, so ergibt sich aus dieser übrigens vom 30. März 1905 
datierten Verfügung an die Oberforstämter und Forstämter, daß diese Er- 
laubnis sich lediglich auf dieden Saaten und Beständen schädlichen Eichhörnchen 
und Eichelhäher bezieht. 

Im übrigen ist diese Verfügung ersichtlich ergangen in Anlehnung an 
den $4 des Braunschweigischen Ges. v. 8. Juli 1894, betr. den Schutz nicht jagd- 
barer Vögel, in welchem zum Schutze der Gärten, Forsten usw. erforderlichen 
Falles Bestimmungen dahin getroffen werden können, daß den Grundstücks- 
eigentümern das Töten der im $ 2 des Ges. — $ 8c des Reichsges. v. 22. März 
1888 betr. den Schutz der für den Feld- und Gartenbau, die Weinkultur und die 
Fortswirtschaft durch Vertilgung der Insekten nützlichen Vögel — bezeichneten 
Tierarten, soweit dies notwendig erscheint, gestattet werden kann. 

Aus den Bestimmungen der genannten Verfügung kann ein sicherer Schluß 
auf die Nichtjagdbarkeit der Wildtaube, die im $ 8c unter Nr. 8 des vorgenannten - 
Reichsgesetzes aufgeführt wird, nicht gezogen werden. Allerdings läge es nahe, 
zu sagen, wenn die Wildtaube in Braunschweig dem freien Tierfang unterläge, 
so würde es einer Desonderen Erlaubnis für den Grundstückseigentümer, auf 
seinem Grund und Boden Wildtauben zu töten, nicht bedurft haben. Jedoch 
lassen sich derartige Bestimmungen auch mit der Annahme, daß die Wild- 
taube dem freien Tierfange untersteht, wohl vereinbaren, da auch nicht jagdbare 
Tiere ohne Genehmigung des Jagiberechtigten in dessen Revier nicht auf- 
gesucht, Jagden darauf nicht veranstaltet werden dürfen. Bezüglich solcher 
Tiere hat zwar der Jagdinhaber kein ausschließliches Okkupationsrecht, aber 
nur er ist befugt. sie aufzusuchen und zu jagen. ($ 368 Nr. 10 StGB. — Entsch. 
5 87 — ALR. Il. Teil 16. Titel $ 35.) 

Daraus, daß in dem Reichsges. v. 22. März 1888 — entsprechend auch 
in dem Ges. v. 30. Mai 1908 in der Fassung der Bekanntmachung des Reichs- 
kanzlers vom 3. Juni 1908 — in dem $8 neben dem unter b auigeführten 
nach Maßgabe der Landesgesetze jagdbaren Tiere unter einer 
besonderen Nummer C die Wildtaube genannt wird, ist für die von der Revision 
vertretene Auffassung nichts herzuleiten. Die Jagdharkeit der Tiere bestimmt 
sich, wie Eingangs erwähnt, nach Landesgesetz, in Ermangelung eines solchen 
nach Gewohnheitsrecht. 
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Da die Reichsgesetzgebung mit der Möglichkeit zu rechnen hatte, daß die 
Wildtaube, auf welche sich der vom Gesetzgeber beabsichtigte Schutz nicht er- 
strecken sollte, nicht in allen Bundesstaaten durch Landesgesetz 
für jagdbar erklärt worden, so ist es verständlich, daß derselben neben den 
nach Landesgesetzen jagdbaren Tieren eine besondere Erwähnung 
geschehen ist. Ebensowenig läßt sich der Umstand zugunsten des Beschwerde- 
führers verwerten, daß nach Braunschweigischem Recht eine Schonzeit für die 
Wildtaube nicht bestimmt — vgl. Ges. v. 27. Juli 1871 betr. Schonzeitbe- 
stimmungen — ist; durch die Nichterwähnung derselben in einem Schongesetze 
wird ihre Jagdbarkeit nicht ausgeschlossen. Entsch. 8 75. 

Für Hochwild besteht verschiedentlich, für Wildschweine und Raubzeug 
durchweg keine Schonzeit — vgl. $ 39 der PrB. Jagdordnung v. 15. Juli 1907 in 
Verb. mit $1 das. —, trotzdem steht die Jagdbarkeit dieser Tiere außer Zweifel. 

Entscheidende Bedeutung würde auch dem Umstande nicht beizumessen 
sein, daß die Wildtaube, wie in der Revisionsschrift behauptet wird, in den in 
Braunschweig ausgestellten Jagdscheinen nicht verzeichnet ist. Daß die Braun- 
schweigischen Gerichte sich bisher mit der angeregten Frage befaßt hätten, hat 
sich nicht ermitteln lassen. 

Die Literatur, soweit solche überhaupt vorhanden, hat geschwankt. 
Während in dem Kommentar von Peßler, Jagdrecht, früher die Auffassung 
vertreten wurde, die Wildtaube sei dem freien Tierfang unterstellt, wird in den 
Ergänzungen IV S.12 Anm. 2 und Ergänzung V S.7/8 nunmehr die Jagd- 
barkeit derselben auf Grund des Gewohnheitsrechts angenommen, die Behaup- 
tung in der Revisionsschrift, es werde die Frage in den Nachträgen zu dem 
Kommentar offengelassen, ist unzutreffend. Nach alledem ist der Strafkammer 
darin beizutreten, daß die Wildtaube im Herzogtum Braunschweig den jagd- 
baren Tieren beizuzählen ist. 

Es war deshalb, da auch im übrigen der objektive und subjektive Tat- 
bestand des Jagdvergehens aus §§ 292, 293 StGB. rechtsbedenkenfrei zur Fest- 
stellung gelangt ist, auf Verwerfung des Rechtsmittels zu erkennen. 


SIGB. 88 218 Abs. 3, 223, 230, 73. Vollendete Abtreibung kann weder mit 
vorsälzlicher noch mil fahrlässiger Körperverlelzung in rechllicbem Zusammen- 
hange stehen. 

l. StrS. U. v. 3. November 1910 g. St. 1 D 732/10. 

Aus den Gründen: Von den mannigfachen Rügen der Revision 
muß jedenfalls die der Verletzung materiellen Rechts zur Aufhebung des Urteils 
führen, weil die Strafkammer die als Verbrechen der Abtreibung nach $ 218 
Abs. 3 StGB. bestrafte Tat der Angeklagten rechtsirrtümlich zugleich als ein 
Vergehen der fahrlässigen Körperverletzung im Sinne der §§ 230, 232 StGB. 
angesehen hat. Die Angeklagte hat nach den Feststellungen der Strafkammer 
der Sch. mit deren Wissen und Willen mittels einer Spritze eine heiße Borsäure- 
Lösung tief in die Geschlechtsteile eingeführt und damit eine Einwirkung an 
der schwangeren Sch. vorgenommen, welche geeignet und bestimmt war, den 
Abgang der an sich lebensfähigen Frucht der Sch. herbeizuführen, und diesen 
Erfolg auch tatsächlich gehabt hat; sie hat ferner der Sch. den Gebrauch der 
Spritze gezeigt und ihr die Spritze nebst Borsäure mitgegeben mit dem Rat, 
sie solle die Spritze fleißig gebrauchen; auf diesen Rat hat sich die Sch. zwei 
Tage später eine Einspritzung gemacht, infolge deren sie in eine tiefe Ohnmacht 
gefallen ist. Deswegen und weil die Sch. bei dem von der Angeklagten vorge- 
nommenen Eingriff heftige Schmerzen empfunden hat, hat die Strafkammer die 
Angeklagte der fahrlässigen Körperverletzung, begangen in Tateinheit mit der 
Abtreibung, für schuldig erachtet, weil sie sich bewußt gewesen sei und auch 
bei einiger Aufmerksamkeit hätte vorhersehen können, daß diese Folgen ein- 
treten würden. Das muß beanstandet werden. Zunächst kann von Fahrlässigkeit 
gar keine Rede sein. wenn die Angeklagte, wie die Strafkammer ausdrücklich 
feststellt, sich bewußt gewesen ist, daß ihre Handlung die von der Strafkanımer 
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als Körperverletzung der Sch. beurteilten Folgen haben werde. Denn die Fahr- 
lässigkeit besteht gerade darin, daß der Täter — infolge Vernachlässigung 
pflichtmäßiger Aufmerksamkeit — nicht weiß, daß sein Handeln einen vom 
Gesetz gemißbilligten Erfolg hat. Hat die Angeklagte gewußt, daß ihre 
Handlung den Erfolg einer Körperverletzung der Sch. haben werde, so könnte 
sie nur eine vorsätzliche, aber nicht eine fahrlässige Körperverletzung 
begangen haben, auch etwaige nicht gewollte Folgen der vorsätzlichen Körper- 
verletzung könnten ihr nicht noch als fahrlässige Körperverletzung zugerechnet 
.. Entsch. 16 129; 24 369; 25 228. Hätte die Angeklagte eine vorsätzliche 

T erverletzung begangen, so wäre sie freilich dadurch nicht beschwert, daß 
sie der fahrlässigen Körperverletzung für schuldig befunden ist. Indes geht die 
nach der Feststellung der Strafkammer allein in Frage kommende vorsätzliche 
Körperverletzung völlig in der durch dieselbe Handlung begangenen vollendeten 
Abtreibung auf, da sie in ihr notwendig enthalten ist. Der Erfolg der Abtreibung, 
der vorzeitige Abgang der Frucht aus dem Mutterleibe, ist stets ein krank- 
hafter Vorgang, der bei regelmäßigem Verlauf der Schwangerschaft, ohne 
Störung der normalen Beschaffenheit der Mutter, nicht eintritt. Schon deshalb 
muß in der Verursachung eines solchen Vorgangs eine Körperverletzung im Sinne 
des Strafgesetzbuches gefunden werden. Weiter wird aber dieser krankhafte 
Vorgang des Abganges der Frucht ausgelöst durch eine krankhafte Veränderung 
des mütterlichen Körpers, also eine Gesundheitsbeschädigung, welche die un- 
mittelbare Folge der durch Anwendung oder Beibringung des Abtreibungsmittels 
auf den mütterlichen Körper vorgenommenen Einwirkung ist. Ohne solche Ge- 
sundheitsbeschädigung, also ohne Körperverletzung ist die vollendete Abtreibung 
nicht denkbar. Der atbestand des $ 218 Abs. 3 StGB. enthält also sämtliche 
gesetzliche Merkmale der nach $ 223 strafbaren Körperverletzung, da er auch 
Vorsatz und Rechtswidrigkeit der Handlung erfordert. Er ist der besondere 
Tatbestand gegenüber dem allgemeineren des $ 223, und deshalb kann auf ihn 
$ 223 keine Anwendung finden (anders natürlich bei Versuch der Abtreibung 
Goltd. Arch. 47 286). Das hat die Strafkammer verkannt, und deshalb unterliegt 
das Urteil der Aufhebung, da keineswegs ausgeschlossen ist, daß der Rechts- 
irrtum von Einfluß auf das Strafmaß gewesen ist. 


RGes.v. 19. Juni IgoI betr. das Urheberrecht an Werken der Literatur und der 
Tonkunst $ rr. Zum Begriff der öffentlichen Aufführung eines Werkes, im be- 
sonderen Hinblick auf die Veranstaltungen gesellschaftlicher Vereinigungen. 

Ill. StrS. U. v.10. November 1910 g. St. 3 D 864/10. 

Gründe: Nach den Feststellungen des Urteils wohnten der vom 
Theater-Dilletantenverein ..Freundesbund‘ am 14. Februar 1910 veranstalteten 
Aufführung des Kadettendramas „Brüderchen“ von R. Overveg außer Ver- 
wandten von Mitgliedern noch Dei das Dienstmädchen eines Vereinsmitgliedes, 
die Freundin der Tochter eines Vereinsmitgliedes und der mit einem Vereinsmit- 
gliede in geschäftlichen Beziehungen stehende Ehemann W. nebst Frau. Nach 
$ 17 Nachtrag der Vereinsstatuten durften von den Vereinsmittliedern nur 
Verwandte und Bekannte und zwar letztere nur insoweit, als sie in gesellschaft- 
licher Verbindung mit einem Mitgliede standen, eingeladen werden. Die Straf- 
kammer läßt es dahingestellt, ob durch die Einführung der Eheleute W., des 
Dienstmädchens und der Freundin die Vorschrift des $ 17 der Statuten über- 
schritten wurde und gelangt zur Freisprechung, weil dem als Vereinsvorstand 
verantwortlichen Angeklagten unter allen Umständen das Bewußtsein, daß 
es sich um eine „Öffentliche“ Aufführung handle, gefehlt habe: er sei überzeugt 
gewesen, daß nur solche Personen außer den Vereinsmitgrliedern teilgenonmen 
hätten, deren Eintührunge nach dem Nachtrare zu $ 17 der Satzungen gestattet 
war: solange aber die Hinführungen innerhalb dieser Grenzen blieben, sei die 
Aufführung keine Öffentliche gewesen. 

Diese nicht näher Þegründete Annahme legt den Schluß nahe, daß der 
Begriff der Öffentlichkeit hier zu eng gefaßt und deshalb verkannt sei. 
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Wie der erkennende Senat schon in dem Urteile v. 3. Februar 1896 II] 
5303 (DJZ. 1896 S. 98) zu 8 54 des Ges. v. 11. Juni 1870 ausgesprochen hat, ist 
der Begriff „öffentlich“ — und dies gilt auch für $ 11 des Ges. v. 19. Juni 1901 — 
hier in weiterem Sinne zu fassen. Selbst die Geschlossenheit gesellschaftlicher 
Vereinigungen unter völliger Vermeidung der Beiziehung von Gästen bildet hier, 
wie in dem erwähnten Urteil ausgesprochen ist, nicht notwendig einen Gegensatz 
zur Öffentlichkeit. Es kann deshalb unter Umständen sogar eine Aufführung, 
an der nur Vereinsmitglieder teilnehmen, soweit es sich um die Aufführung 
dramatischer Werke handelt, — für erschienene Werke der Tonkunst zieht 
8 27 Abs. 4 Nr. 3 des Ges. v. 19. Juni 1901 weitere Grenzen und gestattet die Auf- 
führung auch in sogen. nicht geschlossenen Vereinen — als eine öffentliche in 
Frage kommen, nämlich dann, wenn nach der besonderen Gestaltung des Ver- 
eins, nach der Art seines Gefüges, nach der Stärke der durch ihn begründeten 
persönlichen Beziehungen seiner Mitglieder, nach den Voraussetzungen des Er- 
werbs und Verlusts der Mitgliederschaft und nach den sonstigen in Betracht 
kommenden Umständen nicht ein innerlicher Zusammenschluß der einzelnen 
Mitglieder begründet wird, der ihnen die Eigenschaft eines engeren, in sich ver- 
bundenen, nach außen. bestimmt abgegrenzten Personenkreises verleiht. Entsch. 
21 254: 40 262. 

Von diesem Gesichtspunkt aus muß die Annahme durchgreifenden Be- 
denken begegnen, daß die Aufführung eine Öffentliche wenigstens dann nicht 
gewesen sei, wenn, wie der Angeklagte annahm, die Teilnahme auf die im Nach- 
trage zu $ 17 der Satzungen benannten Personen — Verwandte und Bekannte 
eines Mitgliedes, letztere, sofern sie in gesellschaftlicher oder wirtschaftlicher 
Verbindung mit dem Mitgliede stehen — beschränkt war. Es erscheint mehr als 
fraglich, ob bei einer derartigen Ausdehnung der Teilnahme an der Aufführung 
der Kreis der Zuhörer noch als ein vermöge des Bestehens eines sie umschließen- 
den inneren Bandes, vermöge wechselseitiger ‚persönlicher Beziehungen unter 
sich oder zu dem Veranstalter der Aufführung in sich geschlossener, nach außen 
bestimmt abgegrenzter zu erachten ist. Nur wenn diese Frage zu bejahen wäre, 
könnte die Aufführung zutreffend als eine ‚nicht öffentliche“ angesehen werden, 

Das Urteil war daher, soweit angefochten, aufzuheben, um der Strafkammer 
Gelegenheit zu geben, die Sache von den vorentwickelten Gesichtspunkten aus 
einer Prüfung zu unterwerfen. 

SIPO. 823 Abs.2 Das Verbot des § 23 Abs. 2 a. O. greift Platz, wenn der 
stellvertretende Untersuchungsrichler innerhalb einer gegen mehrere An- 
geschuldigte eingeleiteten Voruntersuchung eine Zeugenvernehmung vormimml oder 
ein Ersuchen um verantwortliche Vernehmung eines Angeschuldiglen erlaßl, mögen 
diese Akte auch direkt nur andere Milangeschuldigle betreffen, diespäter 
außer Verfolgung gesetzl worden sind. 

StrS. U. v. 11. November 1910 g. H. 5 D 722/10. 

Aus den Gründen: Die Revision ist nur auf prozessuale Beschwer- 
den gestützt. Von diesen mußte zunächst die unter Nr. 2 in der Revisionsrecht- 
fertigungsschrift vorgetragene für begründet erachtet werden. 

Die Beschwerde geht dahin. der Vorsitzende des Gerichts sei in der Sache 
als Untersuchungsrichter tätig gewesen und habe darum nicht Mitglied des 
erkennenden Gerichts sein können; dabei ist auf das Protokoll v. 31. Juli 1908 
Bd. II BI. 30 der Akten und die auf diesem befindliche Verfügung hingewiesen. 
Aus dem Protokoll ergibt sich, daß derjenige Richter, der in der Hauptverhand- 
lung den Vorsitz geführt hat, am 31. Juli 1908 als stellvertretender Untersuchungse 
richter einen Zeugen vernommen und am gleichen Tage das Amtsgericht C. um 
verantwortliche V'ernehmung des Mitangeschulligten St. ersucht hat. Die Zeugen- 
vernehmung betraf den Aufenthalt des Friedrich K. während der Nacht, in 
welcher der Kirchendiebstahl zu D., der Gegenstand der Voruntersuchung 
war, verübt wurde, und die verantwortliche Vernehmung des St., der in einer 
Anstalt für Geisteskranke untergebracht war, sollte sich auf die ihm durch die 
Anklage zur Last gelegten Straftaten überhaupt erstrecken. Da nach dem 
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Beschluß v. 16. April 1908 die Voruntersuchung gegen im ganzen 7 Personen 
eröffnet war, zu denen auch Friedrich K. und St. gehörten, und es nach dem 
Inhalt des Protokolls sowie des Ersuchens v. 31. Juli 1908 keinem Zweifel 
unterliegen kann, daß hier Untersuchungshandlungen im Sinne der §§ 185, 186 
StPO. in Rede stehen, so muß anerkannt werden, daß der Richter, der diese 
Handlungen vorgenommen hat, einen Teil der Voruntersuchung geführt hat. 
Dabei kann es nicht in Betracht kommen, daß die Tätigkeit nicht von dem 
eigentlichen Untersuchungsrichter, sondern von dessen Stellvertreter entfaltet 
ist; denn das Gesetz leitet die Unfähigkeit zur Mitwirkung bei dem erkennenden 
Gericht nicht aus dem Amte an und für sich, sondern aus der in diesem Amte 
geübten konkreten Funktion und der daraus vermöge des Gesetzes präsumierten 
Voreingenommenheit für oder gegen den Angeklagten her (Entsch. & 341. 
18 269). Die Verletzung des $ 23 Abs. 2 StPO. kann auch nicht dadurch als be- 
seitigt gelten, daß die beiden Mitangeschuldigten Friedrich K. und St. durch 
Gerichtsbeschluß v. 19. Dezember 1908 nach geschlossener Voruntersuchung 
außer Verfolgung gesetzt sind. Es handelt sich um eine einheitlich eröffnete 
und geführte Voruntersuchung, in deren Verlaufe die hier in Betracht kommende 
Tätigkeit des stellvertretenden Untersuchungsrichters zum Zwecke der Auf- 
klärung des Sachverhalts und der Sammlung des Beweismaterials entwickelt 
ist. Damit hat der stellvertretende Untersuchungsrichter einen Teil der Vor- 
untersuchung gegen sämtliche Angeschuldigte geführt, so daß seine Mitwirkung 
bei dem Urteil kraft Gesetzes unzulässig war. Die Entscheidung des Reichs- 
gerichts v. 8. Oktober 1880 (Entsch. 2 314) steht dieser Auffassung nicht ent- 
gegen, weil der damals abgeurteilte Fall tatsächlich anders gelegen hat. als der 
hier gegebene. Nach $ 377 Nr. 2 StPO. mußte das Urteil als auf der Gesetzes- 
lg beruhend angesehen und deshalb nach § 303 StPO. aufgehoben 
werden. 


GeuOrd. § 153. SIGB. $ 73. Gegenüber einem konkurrierenden härleren 
Sirafgeselze liegt an sich Subsidiarität des $ 153 GewOrd. vor ; hat der Täler aber 
außer den Tatbestandsbandlungen des härleren Strafgesetzes noch weitere Hand- 
lungen vorgenommen, die für sich allein den Tatbestand des $ 153 GewOrd. er- 
füllen, so ist insoweit keine Subsidiarität gegeben. 

IV. StrS. U. v. 11. November 1910 g. P. u. Gen. 4 D 859/10. 

Aus den Gründen: Rechtlich zu beanstanden ist die Annahme 
der Vorinstanz, daß zwischen Nötigung und Körperverletzung einerseits und dem 
Vergehen gegen $ 153 GewOrd. das Verhältnis der Idealkonkurrenz im Sinne 
des § 73 StGB. bestehe. Die Strafkammer findet in dem Verhindern am Weiter- 
fahren und dem Werten mit Steinen den Tatbestand der Nötigung und Körper- 
verletzung, zugleich aber auch den des $ 153 GewOrd., indem sie feststellt, 
daß durch dieses Verhalten, welches zugleich auch die Drohung der Wieder- 
holung gleichartiger Maßnahmen enthalten habe, versucht sei, die Arbeitswilligen 
zur Teilnahme an der Arbeitseinstellung zu bestimmen. Es ist hiernach ange- 
nommen, daß dieselben Handlungen, welche den Tatbestand der §§ 240 und 
2234 StGB. erfüllen, zurleich auch sich als Zuwiderhandlunren gegen $ 153 
GewOrd. darstellten. Der Annahme von Idealkonkurrenz in solchem Falle 
Steht alter der Schlußsatz des § 153 a. O. entgegen, wonach die Bestrafung nach 
dieser Vorschrift erfolgen solle, ‚sofern nach dem allgemeinen Strafgesetze 
nicht eine härtere Strate eintritt.“ Es ergibt sich hieraus, daß nach dem Willen 
des Gesetzgebers 8 153 GewOrd. gegenüber den eine härtere Strafe androhenden 
allgemeinen Stratgesetzen, deren Tatbestand durch die Tat des Angeklagten 
gleichfalls ertüllt wird, nur subsidiäre Bedeutung haben solle. Bezüglich der 
Bestimmungen gleichen Inhalts in anderen Sondergesetzen ist dies in der neueren 
Rechtsprechung des Reichsgerichts angenommen worden (Entsch. 38 383, 
42 427) und es liegt kein Grund vor. dasselbe nicht auch Dezürlich der gleichen 
Bestimmung des § 153 a. O. anzunehmen. Hiermit tritt der erkennende Senat 
von dem früheren abweichenden Standpunkte zurück, wie dies auch seitens 
des Ill. Strafsenats gegenüber seiner früheren Entscheidung v. 2. Oktober 1854 
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(Entsch. 11 128, 130) in der zum Abdruck bestimmten Entscheidung v. 14. April 
1910 gegen S. u. Gen. 138/10 geschehen ist, worin auch dargelegt ist, daß die 
Entscheidungen des Il. Strafsenats in Rechtspr. 10 619 und Entsch. 30 359 
(363). sowie des I. Strafsenats in Entsch. 27 307 keinen Anlaß zur Anrufung 
der vereinigten Strafsenate geben. 

Im vorliegenden Fall ist weiter festgestellt, daß die Angeklagten auch 
durch Ehrverletzungen sich des Vergehens gegen $ 153 GewOrd. schuldig ge- 
macht haben und zwar durch Kundgebungen, derentwegen nicht auch Fest- 
stellungen aus $ 185 StGB. getroffen sind. Insofern ist der Tatbestand des $ 153 
als erfüllt angesehen durch Handlungen, für die eine härtere Strafe nach den 
allgemeinen Strafgesetzen nicht einzutreten hatte. Die Anwendung des $ 153 
GewOrd. war somit insoweit gerechtfertigt. Zu beanstanden ist somit nur, daß 
bezüglich des Verhaltens, in dem die Tatbestände der Nötigung und der Körper- 
verletzung gefunden sind, Idealkonkurrenz mit einem Vergehen gegen $ 153 
GewOrd. angenommen ist. 

- Da indes nach den Urteilsgründen ausgeschlossen erscheint, daß dies auf den 
Strafausspruch irgendwie von Einfluß gewesen, die Strafe vielmehr nur aus 
§ 223a StGB. festgesetzt ist, und da im übrigen die Anwendung des Strafgesetzes 
einen Rechtsirrtum nicht erkennen läßt, waren die Revisionen zu verwerfen. 


Vereinszollgeseiz v. r. Juli 1869. 1. 88 119, 136 Nr. 5b. Der im Zollausweis 
bezeichnete Weg ist auch dann ‚nicht eingehalten‘, wenn die Iransporlierlen Gegen- 
Stände an im Ausweis vorgeschriebenen Unterwegskontrollstellen nicht vorgeführt 
worden sind. 2. § 137 Abs.2. Über die Tragweite der vom Gesetz geforderten 
enlkräftenden Beweise; Berücksichligung abstrakler Möglichkeiten. 

V. StrS. U. v. 11. November 1910 g. G. u. Gen. 5 D 717/10. 

Gründe: Die Angeklagten G. jun. und H. haben nach den Feststellungen 
des Gerichts 3 Stück Rindvieh, die G. sen. auf dem Markte in B. gekauft haben 
will, nach H. transportiert. Sie waren dabei im Besitze von zwei ordnungsmäßig 
ausgestellten Legitimationsscheinen, deren sie bedurften, da der Transport inner- 
halb des Grenzbezirkes erfolgte, für den nach Maßgabe des $ 119 VZG. von 
zuständiger Stelle die Transportkontrolle angeordnet ist. Das Gericht ist zur 
Freisprechung von der Anklage aus $ 134 VZG. gelangt. Die örtliche Staatsan- 
waltschaft rügt mit Recht, daß unter den obwaltenden besonderen Umständen 
die Freisprechung nicht ausreichend gerechtfertigt ist. 

Die Freisprechung wird lediglich durch die Erwägung begründet, daß die 
„Bezettelung‘‘ des Transports eine ordnungsmäßige gewesen, und daß dem- 
gemäß der Transport durch die Legitimationsscheine ‚gedeckt‘ worden sei, 
und daß der direkte Nachweis für eine Einführung der Tiere aus Holland fehle. 
Hierbei treten Rechtsirrtümer zu Tage. 

Nach $ 136 Nr. 5b VZG. wird die Konterbande dann als vollbracht an- 
genommen, wenn beim Transporte verbotener Gegenstände im Grenzbezirke 
der im Zollausweis (§ 119) bezeichnete Weg nicht innegehalten wird. Daß es sich 
hier um einen Transport verbotener Gegenstände im Grenzbezirke handelt, 
steht rechtlich bedenkenfrei fest. Der Tatbestand der Konterbande war deshalb 
ohne weiteres gegeben, wenn der Transport den im Zollausweis vorgezeichneten 
Weg nicht innegehalten hatte. Unter diesem Gesichtspunkte hat das Gericht 
den Sachverhalt nicht geprüft. Wenigstens fehlt eine ausdrückliche Feststellung 
darüber. Dazu tritt, daß das Gericht die Angaben der Angeklagten für glaubhaft 
hält, G. sen. habe die festrestelltermaßen sehr wertvollen 3 Stück Vieh einem 
des Weges gänzlich unkundigen Holländer und seinem 15 Jahre alten Sohne, 
der den 6 bis 7 Stunden langen Weg erst einmal gegangen sei, übergeben, und 
diese hätten sich verirrt. Was darunter zu verstehen ist, kann mit Sicherheit 
dem Urteile nicht entnommen werden. Soviel scheint jedoch sicher zu sein, 
dal diese „Verirrung“ ein Abweichen von dem vorgeschriebenen Were zur 
Folge hatte. Da es sich hiernach ferner um die Zurücklegung einer sehr langen 
Wegstrecke handelte. wird die Annahme nahegelert, daB die Angeklagten auch 
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unterwegs die Tiere an gewissen Stellen zur amtlichen Kontrolle vorzuführen 
hatten. Würden sie dies unterlassen haben, so könnte darin gleichfalls ein AD- 
weichen von dem vorgeschriebenen Wege gefunden werden. Denn der ihnen: 
allein genehmigte Weg führte dann über diese Kontrollstellen; hätten die An- 
geklagten sie umgangen, so würden sie teilweise einen nicht genehmigten Weg 
eingeschlagen haben (vgl.ähnlich: Entsch. 18 92). Unter diesen Gesichtspunkten, 
die die Strafkammer nicht genügend beachtet hat, wäre der Trans a durch 
die Legitimationsscheine rechtlich nicht gedeckt, es wären vielmehr die Voraus- 
setzungen des $136 Nr. 5b VZG. gegeben. Alsdann war nach §137 Abs. 1 VZG. die 
Verurteilung wegen Konterbande geboten, wenn sich nicht zu Gunsten der An- 
geklagten der volle Nachweis erbringen ließ (Entsch. 35 238), daß sie eine 
Konterbande nicht haben verüben können, oder daß eine solche nicht beabsichtigt 
gewesen sei (§ 137 Abs. 2 VZG.). Nur im Rahmen dieser Prüfung ist auch 
die Behauptung der Angeklagten, sie hätten sich verirrt, d. h. sie seien vom 
richtigen Wege aus Versehen und wider ihren Willen abgekommen, von recht- 
licher Erheblichkeit. 

Es handelt sich danach nicht um die Erbringung eines Beweises, wie ihn 
hier die Strafkammer unternommen, zur Überführung der Angeklagten aber 

als unzureichend erachtet hat, sondern umgekehrt um die Ausschließung einer 
nach den gegebenen Tatsachen begründeten gesetzlichen Vermutung durch 
entkräftende Beweise. Von diesem Gesichtspunkt aus gewinnen auch 
bloße Möglichkeiten Bedeutung, soweit sie nicht etwa als rein denkbare (ab- 
strakte), nach der Lebenserfahrung oder tatsächlichen Anhaltspunkten des Einzel- 
falls in keiner Weise näher gerückt, außer Betracht zu bleiben haben. Können 
solche Möglichkeiten nicht beweismäßig ausgeshlossen werden, 
so stehen sie der Feststellung einer der Ausnahmen des 8137 Abs. 2 VZG. entgegen, 
d. h. sie schließen ihrerseits deren Feststellbarkeit aus. Mag hier also 
auch die äußere Tatsache erwiesen sein, daß G. sen. auf dem Markte in B. 3 Stück 
Vieh der auf den Transport gegebenen Art gekauft hatte, so würde damit allein 
die gesetzliche Vermutung des $ 136 das. noch keineswegs mit Notwendigkeit 
entkräftet erscheinen. Vielmehr bedürfte es darüber hinaus noch einer Feststellung 
hinsichtlich der Identität des Viehs; außerdem wären gegebenenfalls auch Mög- 
lichkeiten in Erwägung zu ziehen, wie sie die örtliche Staatsanwaltschaft in der 
Revisionsschrift andeutet, daß nämlich G. sen. oder auch einer der anderen An- 
geklagten das Vieh vorher eingeschwärzt hat und ein Kauf auf dem Markte 
nur zur Verdeckung dessen abgeschlossen ist, oder daß gekauften schlechterem 
Vieh das auf den Transport gegebene, in der angegehenen Weise eingeschwärzte 
Vieh lediglich untergeschoben wurde. Ob hier in dem vorher gekennzeichneten 
Sinne mit solchen Möglichkeiten gerechnet werden kann und daher zu rechnen 
ist, hängt wesentlich von der tatsächlichen Beurteilung der örtlichen und zeit- 
lichen Verhältnisse, insbesondere von etwaigen Erfahrungen ab, die die Zoll- 
behörden zu machen pflegen, oder in der hier fraglichen Gegend, sei es auch ander- 
weitig, tatsächlich gemacht haben, ebenso gut von Umständen oder Wahr- 
nehmungen, die auch nur einen dahinrehenden Verdacht zu begründen geeignet 
erscheinen. Zutreffendenfalls kann daher die Strafkammer das Vorliegen einer 
der Ausnahmen des § 137 das. nur feststellen, wenn sie in der Lage ist, solche 
oder ähnliche Möglichkeiten auszuschließen. 

Zwar erklärt sie im Anschluß an ihre Ausführungen über den nicht gelun- 
genen Belastungsbeweis, daß der inländische Ursprung der drei Kühe festgestellt 
sei und die Angeklagten nachgewiesen hätten, daß sie eine Konterbande nicht 
haben verüben können und daß eine solche nicht beabsichtigt gewesen sei. 
Dieser Ausspruch ruht hiernach aber auf einer unzutreffenden Rechts- 
grundlage. Die Stralkanımer ist bei ihm entgegen der Vorschrift des § 137 
Abs. 2 das. nicht in dem vorentwickelten Sinne von einer nach § 136 
begründeten gesetzlichen Vermutung ausgegangen, sondern von der Frage, 
ob, abgesehen von einer solchen, den Angeklagten eine Konterbande nach- 
zuweisen sei. In diesem Falle kommt § 137 Abs. 2 das. überhaupt nicht zur 
Anwendung. 
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Selbst wenn aber eine der Ausnahmen dieser Gesetzesvorschrift nachweisbar 
wäre, würde daraus nicht die Freisprechung der Angeklagten folgen, sondern deren 
Verurteilung zu einer bloßen Ordnungsstrafe im Sinne des $ 152 VZG. 

Hiernach war, wie geschehen, zu erkennen. 


StPO. $ 244 Abs. ı. Uber die Vorausscelungen, unter denen „andere“ 
Beweismittel als herbeigeschafft zu gelten haben und über die Tragweile des $ 244 
Abs. I gegenüber den verschiedenen Arten dieser anderen Beweismillel. 

V.StrS. U. v. 15. November 1910 g. T. 5 D 972/10. 

Gründe: Die auf Verletzung des $ 244 StPO. gestützte Revision des 
Angeklagten ist nicht begründet. Zwar bezieht sich $ 244 StPO. nicht nur auf die 
vorgeladenen Zeugen und Sachverständigen, sondern auch auf die anderen 
zur Hauptverhandlung herbeigeschafften Beweismittel, darunter insbesondere 
auf körperliche Gegenstände, welche Objekte des Augenscheins zu bilden ge- 
eignet sind (Entsch. 21 227 unten). Es läßt sich auch nicht in Zweifel ziehen, 
daß die in der Revisionsbegründung erwähnten Gegenstände, an denen nach 
Meinung des Angeklagten richterlicher Augenschein hätte eingenommen werden 
müssen, die Eigenschaft herbeigeschaffter Beweismittel hatten. Nach dem 
Sitzungsprotokolle „lagen als Asservate vor‘: eine Hirnschale in Spiritus, ein 
Paket mit einer Doppelpistole und Patronen, ein Paket mit Bettwäsche sowie 
ein solches mit Drucksachen und Munition, beschlagnahmt bei dem Angeklagten. 
Das Protokoll ergibt weiter, daß bei der Vernehmung des Sachverständigen 
Dr. S. die Pistole und bei der Vernehmung des Sachverständigen Dr. K. auch 
die übrigen vorliegenden Asservate „zum Gegenstand der Verhandlung gemacht‘ 
worden sind. Sie waren also nicht nur in der Anklageschrift als Beweismittel 
bezeichnet, was allerdings nicht genügt haben würde, um sie zu „herbeige- 
schafften‘‘ Beweismitteln zu machen, sondern sie waren auch in der Haupt- 
verhandlung zur Stelle und sofort benutzbar, das erkennende Gericht hat auch 
hiervon sowie von dem Willen der Staatsanwaltschaft, sie als Beweismittel 
zu benutzen, durch die Feststellung ihres Zurstelleseins seitens des Vorsitzenden 
Kenntnis erhalten. Das genügte, um sie zu „herbeigeschafften‘‘ Beweismitteln 
im Sinne des $ 244 StPO. zu machen (vgl. Entsch. 5 268, 21 227, 41 13, Rechtsp. 
7 364, Goltd. Arch. 39 220). Zu einer abweichenden Beurteilung nötigen auch die 
Entscheidungen des Reichsgerichts in Goltd. Arch. 42 247, Jur. Wochsch. 28 
474° und die ungedruckte in Sachen g. B. v. 27. März 1906 (5 D 60/06) nicht, 
obwohl diese noch einen in der Hauptverhandlung von einem Prozeßheteiligten 
gestellten Beweisantrag verlangen. In den ersten beiden Fällen handelte es sich 
um Schriftstücke als Beweismittel. Vermittels solcher kann in ver- 
schiedener Weise Beweis geführt werden: durch Verlesung, durch Einnahme 
richterlichen Augenscheins, durch Vorlegung oder Vorhalt aus ihrem Inhalt 
bei der Vernehmung des Angeklagten, eines Zeugen oder Sachverständigen. 
Herbeigeschafft als Mittel eines durch Verlesung zu führenden Urkunden- 
beweises sind sie nur dann, wenn außer der Feststellung ihres Zurstelleseins in der 
Hauptverhandlung die Stellung des Antrags auf Verlesung seitens eines Prozeß- 
beteiligten erfolgt. Daran fehlte es in jenen Fällen und deshalb ist in ihnen die 
Notwendigkeit einer Verlesung der Schriftstücke mit Recht verneint worden. 
(Vgl. hierzu Entsch. 3 142, 161, 282, 26 32, 35 198, ferner die nicht veröffent- 
lichten Erkenntnisse in Sachen g. M. v. 12. Mai 1905, g. R. v. 31. Januar 1908 
und g. K. v. 11. Februar 1908 — D 5398/04, 5 D 1/08, 5 D 26/08). In dem Falle 
dagegen, welcher der Entscheidung v. 27. März 1906 zu Grunde lag, handelte 
es sich, wie in dem jetzt vorliegenden Falle, um ein sogenanntes Überfüh- 
run gsstüc k, nämlich um ein Stockende. Schon das Nichtzurstellesein 
in der Hauptverhandlung aber raubte dem Stockende die Eigenschaft eines 
„herbeigeschafften‘‘ Beweismittels. Sodann mußte es als solches nicht not- 
wendig durch Augenscheinseinnahme verwertet werden. Auch 
- andere Überführungsstücke sind, wie die Urkunden, als Beweismittel in der Weise 
verwertbar, daß sie zum Gegenstand der Vernehmung des Angeklagten, eines 


460 Aus der Praxis des Reichsgerichts. 


Sachverständigen oder Zeugen gemacht werden. Unter Umständen ist dies 
sogar die einzige Möglichkeit, z. B. wenn es darauf ankommt, aus der nur ver- 
möge besonderer Sachkunde erkennbaren Beschaffenheit der Beweisstücke 
Schlüsse zu ziehen oder ihre Identität festzustellen. Bestimmend für die Art 
der Verwertung ist der Zweck der Beweisführung im Einzelfalle; $ 244 StPO. 
enthält darüber keine Vorschrift. Im Falle der Entscheidung v. 27. März 1906 
war ein Beweisantrag, der die Einnahme des Augenscheins an dem Stockende 
nötig machte, nicht gestellt, und deshalb ist die Rüge, daß dessen Vorlegung 
unterblieben sei, zutreffend für unbegründet erklärt worden. Aus denselben 
Erwägungen ist aber auch im gegenwärtigen Falle die Rüge einer Verletzung 
des $ 244 StPO. für unbegründet zu erachten. Der Vorschrift des $ 244 ist da- 
durch genügt worden, daß die Überführungsstücke bei der Vernehmung der 
Sachverständigen zum Gegenstande der Verhandlung gemacht wurden. Hielt 
der Angeklagte eine andere Art der Verwertung für erforderlich, insbesondere 
die Einnahme des richterlichen Augenscheins, so wäre es seine Sache gewesen, 
einen dahingehenden Antrag zu stellen. Das ist aber, wie das Sitzungsprotokoll 
ergibt, nicht geschehen. Die Unterlassung der Augenscheinseinnahme beschwert 
ihn also nicht. 

R > eine weitere Rüge nicht erhoben ist, war die Verwerfung der Revision 
geboten. 


SIGB. 8 155 Nr. 2. Über die Fragestellung aus $ 155 Nr. 2. 

V. StrS. U. v. 22. November 1910 g. R. u. B. 5 D 989/10. (In gleicher 
Weise schon FS. v. 24. August 1900 Goltd. 47 383 und III v. 11. Juni 1903 
g. B. D 2637/03). 

Aus den Gründen: In dem Urteil findet sich ein Verstoß, der, 
da eine Rüge wegen Verletzung von Normen des materiellen Rechts erhoben 
ist, zur Aufhebung des angefochtenen Urteils führen muß. Dem Wortlaute der 
an die Geschworenen gerichteten und von diesen bejahten Frage entsprechend 
ist der Angeklagte R. für schuldig befunden, den Angeklagten B. durch Geschenke, 
Versprechungen, Überredung oder andere Mittel vorsätzlich bestimmt zu haben, 
in M. am 24. Dezember 1909 vor der Zivilkammer des Königlichen Landgerichts 
ATAA als Zeuge, der einen Eid geleistet hatte, in gleicher Eigenschaft eine 
Versicherung unter Berufung auf den bereits früher in derselben An- 
een geleisteten Eid wissentlich falsch abzugeben. Diese 

assung entspricht zwar dem Wortlaute des $ 155 Nr. 2 StGB., berücksichtigt 
aber nicht, daß $155 Nr. 2 keinen eigenen strafbaren Tatbestand enthält, sondern 
nur die Versicherung unter Berufung auf den früheren Eid dem Eide selbst 
gleichstellt, daß also in Wirklichkeit § 154 StGB. angewendet wird und darum 
nach § 293 StPO. auch die gesetzlichen Tatbestandsinerkmale des $ 154 in den 
Geschworenenspruch und das Urteil aufzunehmen sind. Der Geschworenenspruch 
mußte eine Feststellung dahin enthalten, daß der Angeklagte R. den Mitange- 
klagten B. vorsätzlich bestimmt hat, durch die von ihm... abge- 
gebene Versicherung unter Berufung auf den früher 
geleisteten Eid wissentlich ein falsches Zeugnis mit 
einem Eide bekräftigt zu haben, oder aber die Feststellung, 
daß der Angeklagte R. den Mitangeklarten B. vorsätzlich bestimmt hat, die 
von ihm vor seiner Vernehmung... abgegebene Ver- 
sicherung unter Berufung auf den früher geleisteten 
Eid wissentlich durch ein falsches Zeugnis zu ver- 
tetzen. Daindem Geschworenenspruch und damit auch in dem angefochtenen 
Urteile eine Feststellung dieser Art nicht enthalten ist, so fehlt es an der nötigen 
Unterlage für die Anwendung des $154 StGB. Die Verurteilung auf Grund dieser 
Gesetzesvorschrift konnte daher nicht aufrecht erhalten werden. Dies Urteil 
mußte, weil die Gesetzesverletzung bei Anwendung des Strafgesetzes erfolgte 
und sich auch auf die Entscheidung gegen den Mitangeklarten B. erstreckte, 
der nicht Revision eingelegt hat, nach $ 397 StPO, auch insoweit aufgehoben 
werden, als es sich gegen den letzteren Angeklagten richtet. In dem neuerlichen 
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Verfahren wird darauf Bedacht zu nehmen sein, daß in der an die Geschworenen 
zu stellenden Frage wegen der Anstiftung noch deutlicher, als es diesmal geschehen 
ist, zum Ausdrucke kommt, daß die Anstiftung zu dem von dem Haupttäter 
begangenen Verbrechen erfolgt sein muß. 


StGB. 8 157 Nr. ı. Der Strafmilderungsgrund des $ 157 Nr. ı a. O. kommi 
dem durch die Aussage des Zeugen gefährdeten Anstifter auch dann nicht zu Gute, 
wenn aus der Aussage des Zeugen sichvon selbst und ohne weiteres 
der Tatbestand eines von dem Anstifler begangenen Delikls ergibt. 

l. StrS. U. v. 24. November 1910 g. N. u. H. 1 D 1062/10. 

Gründe: Durch das angefochtene Urteil ist der Angeklagte wegen 
Anstiftung zum Meineide, begangen gegenüber der Mitangeklagten H. zu drei 
Jahren Zuchthaus, zum Verluste der bürgerlichen Ehrenrechte auf die Dauer 
von zehn Jahren und zur dauernden Unfähigkeit, als Zeuge oder Sachver- 
ständiger eidlich vernommen zu werden, verurteilt worden. Die von der Revision 
gerügte Verletzung der §§ 50, 154, 157 Nr. 1 StGB. liegt nicht vor. 

Nach Ausweis des Sitzungsprotokolls hatte, nachdem hinsichtlich der 
Mitangeklagten H. eine Nebenfrage aus $ 157 Nr. 4 StGB. den Geschworenen 
von Amts wegen vorgelegt war, der Verteidiger des jetzigen Beschwerdeführers 
beantragt, die gleiche Nebenfrage auch zu gunsten des letzteren zu stellen. 
Der Antrag wurde durch sofort verkündeten Gerichtsbeschluß mit der Erwägung 
abgelehnt: ,„$ 157 Nr. 1 StGB. komme dem Anstifter nicht zu gute, und zwar 
selbst dann nicht, wenn die Angabe der Wahrheit durch den Täter des Mein- 
eidsverbrechens gegen den Anstifter selbst eine Verfolgung wegen eines Ver- 
brechens oder Vergehens nach sich ziehen könnte. Auch die Anwendung des $ 50 
StGB. zu gunsten des Anstifters sei in diesem Falle ausgeschlossen, weil der den 
persönlichen Verhältnissen des Täters entspringende strafmildernde Tatumstand 
in der Person des Anstifters nicht vorliege.‘“ 

Diese Begründung der Ablehnung der beantragten Fragestellung ist 
nicht, wie die Revision meint, rechtsirrtümlich. 

Das Reichsgericht hat bereits wiederholt, vgl. Entsch. & 377, 22 106, 
ausgesprochen, daß der Anstifter zum Meineide sich nicht auf $ 50 StGB. zu dem 
Zwecke berufen könne, damit die dem Angestifteten aus $ 157 Nr. 14 StGB. zur 
Seite stehende Vergünstigung auch ihm zuteil werde. Von dieser Rechtsauffassung 
abzugehen, liegt kein Anlaß vor. Es kann der Revision auch nicht zugegeben 
werden, daß der vorliegende Fall deshalb von den früher entschiedenen Fällen 
verschieden geartet sei, weil es sich dort um Beschaffung falscher Entlastungs- 
zeugnisse gehandelt habe, während im gegenwärtigen Falle aus der Bejahung 
der an die Mitangeklagte H. gerichteten Frage über ihren ehebrecherischen Ge- 
schlechtsverkehr mit dem Beschwerdeführer sich von selbst und ohne 
weiteres auch für den letzteren das Vergehen des Ehebruchs ergeben haben 
würde. Wesentlich ist allein der Gesichtspunkt, ob das Gesetz in analoger Aus- 
dehnung des dem § 157 Nr. 1 StGB. zu Grunde liegenden Gedankens auch die 
Tat des Meineidsstifters dann milder beurteilt wissen will, wenn sie begangen 
ist, um eine aus der Ablegung eines wahrheitsgemäßen Zeugnisses dem Anstifter 
drohende strafrechtliche Verfolgung abzuwenden. Die Entscheidung dieser 
Frage kann nur aus $ 50 StGB. entnommen werden und hat danach, wie in den 
zitierten reichsgerichtlichen Urteilen ausgeführt ist, verneinend zu lauten. 
Der bloße Umstand, daß bei Nichtbegehung des Meineids der Angestiftete 
und der Anstifter die gleiche Gefahr für sich zu befürchten haben, stellt noch 
keine Gleichheit der persönlichen Verhältnisse im Sinne des § 50 dar. Viel- 
mehr ist der Grund, auf dem die strafmildernde Vorschrift des 8 157 Nr. 1 StGB. 
beruht, in der durch die Kollision der Zeugnispflicht mit der Not- 
wendigrkeit der Selbsthezichtigung geschaffenen Zwangslage des Meineidigen 
zu finden. An dieser Voraussetzung fehlt es beim Anstifter. Er steht lediglich 
vor der Alternative, ob er die gegen ihn in Aussicht stehende Strafverfolgung 
über sich ergehen lassen oder, um sie zu verhindern, ein Verbrechen begehen soll. 
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Das ist keine Zwangslage, die mit der des zeugnispflichtigen Meineidigen auf eine 
Stufe gestellt werden darf. 

Auch im übrigen läßt das angefochtene Urteil eine materiellrechtliche 
Gesetzesverletzung nicht erkennen. Die Entscheidung des Kostenpunktes 
ergab sich aus $ 505 StPO. 

SIGB. $ 267. Beweiserheblichkeit des Absendervermerks auf Briefen mit 
Wertangabe. 

V. StrS. U. v. 29. November 1910 g. B. 5 D 859/10. 

Aus den Gründen: Das Urteil läßt eine Verletzung materiellrecht- 
licher Normen, besonders des $ 267 StGB. nicht erkennen. 

Daß der Absendervermerk auf einem Briefumschlage als beweiserhebliche 
Privaturkunde angesehen werden kann, hat das Reichsgericht wiederholt aus- 
gesprochen (Urt. v. 5. Februar 1904 in Goltd. Arch. 51 185, Urt. V v. 28. Juni 
1910 in 5 D 456/1910; vgl. auch Entsch. 38 211, 42 226). Das Landgericht hat 
im vorliegenden Falle, in dem es sich um einen Brief mit Wertangabe handelt, 
die Beweiserheblichkeit damit begründet, daß die Post verwaltung beim Abhanden- 
kommen der Sendung demjenigen, der als Absender bezeichnet ist, ersatz- 
pflichtig werde. Diese Annahme ist rechtlich nicht zu beanstanden, denn es 
handelt sich um einen Brief mit Wertangabe, für dessen Verlust und Beschädi- 
gung die Postverwaltung nach Maßgabe der §§ 6 bis 8 des Reichspostges. v. 
28. Oktober 1871 dem Absender ersatzpflichtig ist. Die Angabe des Absenders 
auf dem Briefumschlage konnte außerdem der Postbehörde als Beweismittel 
zur Feststellung der Person des Absenders dienen, falls die Annahme des un- 
frankierten Briefes verweigert wurde und der Absender wegen des Portos nach 
§ 50 der Postordnung v. 20. März 1900 in Anspruch genommen werden sollte. 
Da für die Frage der Beweiserheblichkeit einer Urkunde nur entscheidend ist, 
ob die letztere objektiv und unabhängig von den konkreten Umständen des 
vorlierenden Falles geeignet ist, für Rechte oder Rechtsverhältnisse ein Beweis- 
mittel zu liefern, so genügt die im Urteil gegebene Begründung vollständig für 
das Merkmal der Beweiserheblichkeit. 


RGes. betr. den Schutz von Gebrauchsmustern v. 1. Juni I891 $ I1. Die Ver- 
wendung eines bekannten Modells für einen neuen Zweck kann den Musterschutz 
nicht begründen. 

Il. StrSs. U. v. 29. November 1910 g. M. 2 D 623/10. 

Aus den Gründen: Das angefochtene Urteil hält den objektiven 
Tatbestand des $ 10 des Ges. v. 1. Juni 1891, betr. den Schutz von Gebrauchs- 
mustern, für nicht gegeben, weil das Gebrauchsmuster des Nebenklägers nicht 
schutzfähig sei. Der Entscheidung ist beizutreten. 

Als Gebrauchsmuster werden nach $ 1 des Ges. Modelle von Gebrauchs- 
gegenständen oder von Teilen solcher geschützt, insoweit sie dem Gebrauchs- 
zwecke durch eine neue Gestaltung, Anordnung oder Vorrichtung dienen sollen. 

Die „Straßenlaternen, Kandelaber, Gittermasten und dgl.‘“, für welche der 
Schutz in Anspruch genommen wird, sind Gebrauchsgegenstände. Ihr Ge- 
brauchszweck gehört in das Gebiet der Technik. Als fest mit dem Boden ver- 
bundene Anlagen sollen sie Laternen und andere Gegenstände tragen und be- 
festigen. Der Schutz wird vom Nebenkläger verlangt für Gegenstände der be- 
zeichneten Art, „deren Schaft ganz oder teilweise mit einer Verstärkung bzw. 
einem Mantel beliebigen Querschnitts versehen ist‘“. 

Wie auch die Revision nicht in Zweifel zieht, soll durch diese Gestaltung 
des Schaftes oder durch eine Mantelvorrichtung dem hervorgehobenen tech- 
nischen Gebrauchszwecke des Schaftes als eines Trägers nicht gedient 
werden. Insofern würden die Voraussetzungen des $ 1 selbst dann nicht gegeben 
sein, wenn die Verstärkung des Schaftes oder die Anbringung des Mantels als 
eine neue Gestaltung oder Vorrichtung in Betracht kommen könnten. Die 
Schäfte werden in der angegebenen Weise verstärkt oder mit einem Mantel 
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versehen: „behufs Anbringung von Plakaten“. Damit wird den Straßenlaternen, 
Kandelabern und Masten ein ihnen sonst fremder, neuer Gebrauchszweck bei- 
gelegt. Es fragt sich deshalb, ob jene Gegenstände, als Säulen oder ähnliche 
Anschlagsvorrichtungen betrachtet, und ohne jede Berücksichtigung ihrer 
Eigenschaft als technische Anlagen, dem Gebrauchszwecke von Anschlag- 
säulen oder sonstigen dem Anschlagwesen dienenden Vorrichtungen durch eine 
neue Gestaltung oder Vorrichtung dienen sollen. Dies ist nach dem festgestellten 
Sachverhalte nicht der Fall. Irgend eine besondere Gestaltung oder Vorrichtung, 
durch welche die Plakate in einer anderen als der allgemeinen üblichen Weise 
durch Anbringung auf der gewölbten oder nicht gewölbten Oberfläche von 
Säulen, Pfeilern oder Wänden dem Beschauer vorgeführt werden sollen, ist nicht 
angegeben. Der durch einen Mantel oder auf andere Art verstärkte Schaft ist 
nichts als ein Pfahl oder eine Säule, soweit er als eine Anschlagvorrichtung in 
Betracht kommt. Ohne Rechtsirrtum hat der Vorderrichter das Vorhandensein 
eines Erfindungsgedankens verneint. 

Mit Unrecht betrachtet die Revision als Gegenstand des Schutzes den 
Gedanken, die Straßenlaternen, Kandelaber und Masten ohne Beeinträchtigung 
ihres eigentlichen Gebrauchszwecks für einen Nebenzweck, die Anbringung 
von Ankündigungen, nutzbar zu machen, und bezeichnet die „konstruktive 
Ausführung dieses Gedankens“ als für den Schutz unwesentlich. Hierbei über- 
sieht sie, daß nach $ 4 Gegenstand des Schutzes das Modell ist, insoweit 
es in der daselbst geregelten Weise dem Gebrauchszwecke dienen soll. Das 
Modell des Gebrauchsgegenstandes ist aber die verkörperte Darstellung des dem 
Gebrauchszwecke dienenden Erfindungsgedankens.— Vgl. Entsch. ZS. 70 160, 162. 

Der von der Revision als geschützt bezeichnete Gedanke hat kein Modell 
geschaffen, sondern nur eine wirtschaftliche Ausnutzung technischer Anlagen 
angerert; der Gedanke ist nicht ein solcher der Technik, sondern ausschließlich 
ein solcher wirtschaftlicher Berechnung. 

Wie das Reichsgericht bereits dargelegt hat — Entsch. ZS. 50 124, 126 — 
kann die Verwendung eines bekannten Modells für einen neuen Zweck den 
Musterschutz nicht begründen. Ein den Modellen bekannter Gebrauchsgegen- 
stände entnommenes neues Modell kann allerdings zur Erreichung eines neuen, 
anders gearteten technischen Erfolges bestimmt, und diesem Zwecke ange- 
paßt sein, es kann in solchem Falle ein den Anforderungen des $ 1 entsprechendes 
Modell eines neuen Gebrauchsgegenstandes entstehen. Wie ausgeführt, handelt 
es sich aber im vorliegenden Falle nicht um ein den Modellen von Laternen, 
Kandelabern und Masten entnommenes Modell einer Anschlagevorrichtung, 
das dem Gebrauchszweck einer solchen durch eine neue Gestaltung oder 
Vorrichtung dienen soll. 

RGes. v. 6. Juli 1904 betr. die Bekämpfung der Reblaus $$ 3 und r0. StGB. 
§ 47. 1 Die „Ausfuhr“ bewurzeller Reben aus einem W einbaubezirk ist verboten, 
auch wenn sie nicht gleichzeitig als Einfuhr in einen anderen Weinbaubezirk in 
Betracht kommt. Die verbotene Ausfuhr ist also vollendet, wenn die Reben über 
die Grenze des Weinbaubezirks. aus welchem sie nicht hinausgelangen sollen. 
hinüber gebracht sind. 2. Die Bestellung und Empfangnahme verbolswidrig aus- 
geführter Reben begründet im allgemeinen keine Miltäterschaft des Bestellenden 
mit demjenigen, welcher die Reben ausführt. 

IV.StrS. U. v. 2. Dezember 1910 g. W. und E. 4 D 993/10. 

Gründe: Die Angeklagten E. und W. sind als Mittäter wegen Vergenens 
gegen die $$ 3, 10 des Ges. betr. die Bekämpfung der Reblaus v. 6. Juli 1904 
auf Grund der Feststellung, daß sie im Frühjahr 1910 in Gr. beziehungsweise 
in G. gemeinschaftlich bewurzelte Reben über die Grenzen des Weinbaubezirks 
Gr. ausgeführt haben, verurteilt worden. 

Mit Recht wird vom Beschwerdeführer W.gerügt, daß die ihn betreffende Fest- 
stellung auf Verkennung des Begriffs der Ausfuhr und der Mittäterschaft beruhe. 

Die Tätigkeit des in G. wohnhaften Beschwerdeführers W. hat nach dem 
Urteilsinhalt lediglich darin bestanden, daß er auf Grund von Anpreisungen 
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in den Fachzeitungen bei dem Mitangeklagten E., der in Gr. Baumschulen- 
besitzer ist, einen Posten bewurzelter Reben bestellt und nach G., welches nicht 
zu einem Weinbaubezirk gehört, „erhalten“ hat. In $ 3 Abs. 3 des angeführten 
Gesetzes ist verboten, „bewurzelte Reben über die Grenzen eines Weinbau- 
bezirkes... auszuführen.“ Dies Verbot der Ausfuhr aus einem Weinbaubezirk 
ist eingeführt worden im Hinblick darauf, daß die Gefahr der Verschleppung 
der Reblaus auch bei der Ausfuhr besteht, selbst wenn diese nicht gleichzeitig 
als Einfuhr in einen Weinbaubezirk in Betracht kommt. Vgl. Begründung zu 
$ 3 des Entwurfes zu dem Ges. betreffend die Bekämpfung der Reblaus in den 
Drucks. des Reichstages 11. Legislaturper. I. Sess., erster Sessionsabschnitt 
1903/1904 Anlagen Bd. 3 S. 1913. 

Die verbotene Ausfuhr der Reben war hiernach vollendet, als diese über 
die Grenze des Weinbaubezirks Gr:, aus welchem sie nicht hinausgelangen 
sollten, hinübergebracht waren. War aber hiermit die in der Ausfuhr bewurzelter 
Reben aus einem Weinbaubezirk bestehende Zuwiderhandlung gegen $ 3 a. O. 
beendet, dann konnte eine Beteiligung daran in den Formen der Mit- 
täterschaft nicht mehr stattfinden. Der Begriff einer solchen im Sinne des $ 47 
StGB. erfordert gemeinschaftliche Ausführung der strafbaren Handlung, eine 
Mitwirkung bei ihrer Ausführung; für eine solche Mitwirkung ist aber dann 
kein Raum mehr, wenn die strafbare Handlung vollständig ausgeführt, beendet 
worden ist. Vgl. Entsch. 15 295 (298); 28 304 (305); 35 13 (15); Rechtspr. 3 28. 

In der Empfangnahme der Reben durch den Beschwerdeführer, nachdem 
diese aus den Grenzen des Weinbaubezirks Gr. hinausgelangt waren, durfte 
hiernach schon objektiv eine unter den Begriff der Mittäterschaft fallende 
Handlung nicht gefunden werden. 

Aber auch bezüglich der der Ausfuhr der Reben nen Be- 
stellung durch den Beschwerdeführer hat gleiches zu gelten er Begriff der 
Mittäterschaft kann allerdings durch jede der Beendigung der strafbaren Tat 
vorausgehende, auf deren Ausführung abzielende und mit dem Vorsatz der 
Mittäterschaft ausgeführte Handlung, die unter Umständen auch in einer 
psychischen Förderung der Tat bestehen kann, erfüllt werden. Namentlich 
können auch solche Handlungen, die äußerlich nur als Vorbereitungshandlungen 
erscheinen, geeignet sein, Mittäterschaft zu begründen und es setzt letztere 
keineswegs eine Beteiligung an der Realisierung der Tatbestandsmerkmale 
voraus. Vergi. Entsch. 15 295 (297). Immer aber ist notwendig eine ge- 
meinschaftliche Ausführung ($ 47 StGB.) und eine solche er- 
fordert ein einverständliches Zusammenwirken zum Zwecke der Ausführung 
der Tat bzw. ihrer Vorbereitung. Davon kann im vorliegenden Fall nicht die 
Rede sein. Mit der Bestellung der Reben war die Tätigkeit des W. zunächst 
beendet und in ihr lag noch kein Zusammenwirken mit E. Die Bestellung der 
Reben gab nur den Anlaß, der möglicherweise dazu führen konnte, daß eine 
Ausfuhr von Reben bewirkt wurde, lag aber selbst völlig außerhalb des Rah- 
mens solcher Handlungen, welche die verbotene Ausfuhr irgendwie verwirk- 
lichten. Besondere Umstände, welche die Bestellung der Reben durch den 
Beschwerdeführer etwa als eine intellektuelle Mitwirkung bei 
der Ausführung der verbotenen Handlung erscheinen ließen, sind nicht 
festgestellt. 

Da die einzigen gegen den Beschwerdeführer festgestellten Handlungen — 
die Bestellung und Empfangnahme der Reben —, hiernach nicht geeignet sind, 
die Mittäterschaft an der gegen den Mitangeklagten E. festgestellten Zuwider- 
handlung gegen das Verbot der Ausfuhr bewurzelter Reben zu begründen, 
war das Urteil, soweit es sich auf den Beschwerdeführer erstreckt, aufzuheben. 

Die auf den Mitanreklagten E., der nicht Revision eingelegt hat, bezüglichen 
Feststellungen bleiben hierdurch unberührt, da sie seine Alleintäterschaft be- 
eründen. Für die Anwendung des $ 397 StPO. ist deshalb kein Raum. Die 
Bemessung der gegen ihn erkannten Strafe ist, wie die Urteilsgründe 
a lassen, von der Annahme der Mittäterschaft nicht beeinflußt 
worden. 
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Nahrungsmillelgesetz v. 14. Mai 1879 $ ı2 Abs. ı Nr.ı. Eine Ware isl 
„in Verkehr gebracht“, wenn der Angeklagte sie „auf Besicht“ verkauft (BGB. 
$ 495) und zur Besichligung durch den Käufer bereit gehallen hat. 

l. StrS. U. v. 8. Dezember 1910 g. E. 1 D 673/10. 

Aus d en Gründen: Der Angeklagte E. ist Handlungsgehilfe bei 
der Firma „Älteste Margarine-Talgschmelze Deutschlands Sch. in D.“. Als 
solcher hatte er die Leitung und Aufsicht über den Fabrikationsbetrieb. In 
der 2. Hälfte des Jahres 1908 machte diese Firma eine größere Lieferung von 
sogenanntem „premier jus“, eines den wesentlichen Bestandteil der Margarine 
bildenden geschmolzenen Fettes an die Margarinegesellschaft m. b. H. in C. 
Es befanden sich hierunter 40 000 Kilo ‚„sekonda premier jus“, die in 181 Fässern 
verpackt waren. Hiervon wurden 173 Faß wegen schlechter Beschaffenheit 
zur Verfügung gestellt, durch einen Spediteur nach Dü. gesandt und dort ge- 
lagert. Die D’er Firma wollte sie nicht nach D. zurücknehmen. Der Angeklagte 
wurde deshalb nach Dü. geschickt, um deren Absatz an eine andere Margarine- 
fabrik zu bewirken. Er trat mit den N’er Margarinewerken in Unterhandlung. 
Es kam auch Mitte Oktober in N. ein Abschluß zustande, wonach die Ware 
anter Vorbehalt der Besichtigung und der vom Käufer zu treffenden 
Auswahl von der N’er Fabrik übernommen werden sollte. Als sie deren 
Direktor am folgenden Tag in Dü. besichtigte, stellte sich heraus, daß sie 
verdorben war. 

Die gegen die Verurteilung des Angeklagten E. erhobenen Angriffe der 
Revision konnten nicht als begründet erachtet werden..... 

Allerdings erfordert die Anwendung des $ 12 Abs. 1 Ziff. 4 des Nahrungs- 
mittelges., daß die Gegenstände, welchen die Eigenschaft beiwohnt, beim Genuß _ 
die menschliche Gesundheit zu beschädigen, als Nahrungs- oder Genußmittel 
in den Verkehr gebracht werden. Allein an diesen Tatbestandsmerkmalen fehlt 
es im vorliegenden Falle nicht. 

Zwar sollte die Ware noch einer Bearbeitung unterzogen werden und sie 
sollte auch nicht unmittelbar an diejenigen Personen geliefert werden, für deren 
Bedürfnisse sie bestimmt war. 

Allein die geringen Veränderungen, die nach den Feststellungen der Straf- 
kammer noch in Betracht kamen, waren so geringfügiger Natur, daß die Ware, 
so wie sie in Dü. lagerte, ohne Rechtsirrtum als ein Nahrungsmittel erachtet 
werden konnte, welches zum Genuß bestimmt war, wenn es auch noch vorher 
durch die Hände von Zwischenpersonen gehen mußte. 

Mit Unrecht bemängelt ferner die Revisionsbegründung, daß das Fett 
in Verkehr gebracht worden sei. Die Strafkanımer begründet den von ihr einge- 
nommenen Standpunkt zutreffend durch die Erwägung, daß dieses Tatbestands- 
merkmal gegeben sei, weil der Angeklagte die Ware zur Besichtigung durch den 
Kaufliebhaber, den Direktor der N’er Fabrik, in Dü. bereit hielt, in N. einen 
Verkauf im Sinne des $ 495 BGB. abschloß und sie in Dü. besichtigen ließ. 
Darin lag die Überlassung an eine andere Person, die hierdurch die Möglichkeit 
zur freien Verfügung über die Ware unabhängig vom Willen des Angeklagten 
erhielt. Der Angeklagte hatte seinerseits alles getan, was erforderlich war, um 
sich der Ware zu entäußern. Er hatte sich dazu verpflichtet, die Entnahme der 
Ware aus Dü. der N’er Fabrik zu gestatten. Eine weitere Tätigkeit des Direktors 
der N’er Fabrik war in sinngemäßer Anwendung der für das Feilhalten geltenden 
Grundsätze für die Annahme des Tatbestandsmerkmals des ‚Inverkehrbringens“ 
nicht erforderlich; falls dieser die Prüfung nur oberflächlich vorgenommen 
‚hätte, würde die Fabrik die Ware zur freien Verfügung erhalten haben. 

Dieser Sachverhalt rechtfertigt die Feststellung, daß der Angeklagte die 
Ware in Verkehr gebracht hat. 

StGB. § 167. Störung der Andächligen, welche sich außerhalb der 
von einem Kirchhof umgebenen Kirche vor deren geöffneten Türen befinden, — als 
Störung des Gollesdienstes in einem zu religiösen Versammlungen bestimmten Orte. 

IV. StrS. U. v. 16. Dezember 1910 g. B. 4 D 1003/10. 
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Aus den Gründen: Der vom Beschwerdeführer gegen die Anwen- 
dung des $ 167 StGB. erhobene Einwand, daß durch den im Urteil festgestellten 
Vorfall vor der Kirche der im Innern der Kirche abgehaltene Gottesdienst 
nicht gestört worden sei, ist nicht geeignet, dem Rechtsmittel Erfolg zu ver- 
schaffen. Es ist allerdings anzuerkennen, daß die Annahme der Vorinstanz, 
es sei der Gottesdienst „in einer Kirche“ gestört worden, in den Urteilsfest- 
stellungen keine ausreichende Stütze findet. Nach ihnen hat die vom Ange- 
klagten erregte Störung des Gottesdienstes auf einer Stelle des Kirchhofs un- 
mittelbar vor dem Eingang der Kirche stattgefunden. Da diese Stelle außer- 
halb der Kirche lag, konnte nur dann angenommen werden, daß der Gottes- 
dienst in der Kirche gestört worden sei, wenn die Störung auch bis in die 
Kirche gedrungen wäre. Dies ist aber nicht festgestellt. Die Strafkammer be- 
zeichnet die Stelle vor dem Eingang der Kirche als „eine Fortsetzung des Kirchen- 
innern“, weil dort stets diejenigen Leute, welche in der Kirche keinen Platz 
finden, Aufstellung nehmen und den Verrichtungen des Priesters folgend ihre 
Andacht verrichten. Hieraus konnte wohl gefolgert werden, daß ein Zusammen- 
hang der Andächtigen vor der Kirche mit denen in der Kirche bestand, 
u aber, daß die Stelle vorder Kirche einen Teil der Kirche selbst 

ildete. 

Die Strafkammer hat indes daneben die Verurteilung wegen Vergehens 
gegen § 167 a. O. auch darauf gestützt, daß die Störung des Gottesdienstes 
„in einem zu religiösen Versammlungen bestimmten Orte“ erfolgt sei und hier- 
durch wird die Enstcheidung getragen. Die Stelle, auf welcher der den Gottes- 
dienst störende Vorfall stattgefunden hat, gehört zu einem Kirchhof und ein 
solcher kann als ein zu religiösen Versammlungen bestimmter Ort dann ange- 
sehen werden, wenn er dauernd die Bestimmung hat, bei vorkommender Ver- 
anlassung religiöse Versammlungen einer gewissen Art in sich aufzunehmen. 
Den Urteilsfeststellungen ist zu entnehmen, daß die Strafkammer davon aus- 
geht, es sei der Stelle des Kirchhofs vor dem Eingang der Kirche mit Rücksicht 
darauf, daß in der Kirche nicht alle Andächtigen während des Gottesdienstes 
Platz finden, dauernd die Bestimmung gegeben worden, diesen Andächtigen 
die Teilnahme am Gottesdienste zu ermöglichen dergestalt, daß die dem Gottes- 
dienste beiwohnende Gemeinde sich aus den in der Kirche und den auf der Stelle 
des Friedhofs vor ihrem Eingang befindlichen Andächtigen zusammensetzte, 
an a ein Ganzes — die an dem Gottesdienste teilnehmende Gemeinde —, 

ildeten. 

Dies ist rechtlich nicht zu beanstanden. 

Bei diesem Sachstande konnte die Vorinstanz ohne Rechtsirrtum an- 
nehmen, daß durch die vom Angeklagten an der vorbezeichneten Stelle verübte 
Erregung von Lärm und Unordnung der Gottesdienst in einem zu religiösen 
Versammlungen bestimmten Orte gestört worden sei..... 

Die Revision war hiernach zu verwerfen. 
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B. Entscheidungen Deutscher Oberlandesgerichte. 


Oberlandesgericht Breslau. 
Mitgeteilt vom Ersten Staatsanwalt Reinecke, Ratibor. 


SIGB. $ 3601? — Urteil vom 5. 5. 08. 7. 3. S. 1 /og- 

RT in der Nichlgewährung ausreichender Nahrung an die Pferde und in 
dem Anspannen der herabgekommenen und ermallelen Tiere vor einen schwer 
beladenen Lastwagen kann eine rohe Mißbandlung derselben gefunden werden. 

Der Tatbestand des $ 360"? a.a. O. setzt durchaus nicht eine äußere, 
Schmerz verursachende Einwirkung auf den Körper des Tieres voraus. Er ist 
vielmehr auch dann gegeben, wenn die notwendige Sorge und Pflege in einem 
Maße 0. wird, daß die nachteiligen Folgen davon an dem Tiere er- 
kennbar werden.. 

$ 490, 493 StPO. Zur Wirksamkeit der die Strafunterbrechung aussprechen- 
den Anordnung bedarf es nicht der förmlichen Bekanntgabe an den Verurteilten, 
auch bedarf es nicht einer von der Staalsanwallschafl erlassenen Anordnung ; 
dagegen muß die Strafunlerbrechung eine tatsächliche, vorbeballlose sein. — 

Beschlüsse vom 14. Januar, 18. u. 28. Februar 1908. 7 W. 7. 19. u. 94/08. 

a) ... richtig ist zwar, daß nach Lage der Akten der Strafunterbrechungs- 
akt nicht förmlich kundgegeben ward. Indessen ist hierdurch dieser Akt selbst 
dann nicht wirkungslos gewesen, wenn man mit der Entsch. des Kanımergerichts 
vom 15. November 1885, — mitget. durch JMVerfügung vom 3. Dezember 1902, 
— und des OLG’s. Cöln vom 16. März 1903 (Rhein. Archiv, Bd. 100, S.9) an- 
nehmen will, daß an sich solche Bekanntmachung im allgemeinen erforderlich 
sei; denn jedenfalls kann diese im vorl. Falle der Strafunterbrechung gegenüber 
einem ärztlich als geisteskrank erklärten Gefangenen als wesentliches Er- 
fordernis naturgemäß nicht gelten, weil sie sinn- und zwecklos sein würde. 
Es kann aber nach der hier vertretenen Ansicht überhaupt nicht aufgestellt 
werden, weil es in den für die Strafunterbrechung maßgebenden Gesetzesbe- 
stimmungen nirgends vorgeschrieben ist. .... 7. Goltd. Archiv 39, 189. — 

b) Die Strafunterbrechung bedarf nicht, um wirksam zu sein gemäß 
$ 483 StPO. der Anordnung durch die Staatsanwaltschaft, denn sie ist von der 
StPO. nicht als Teil der Strafvollstreckung geregelt, vielmehr lediglich der 
Rerelung im Verwaltungswege überlassen geblieben. (Löwe, n. 1 zu $ 487 
StPO. —) Darnach findet auf den Fall der Unterbrechung einer Strafe, die 
in einer dem Min. d. l. unterstellten Anstalt vollstreckt wird die Verfügung, 
des Min. d. I. und des JM’s. vom 7./18. VI. 1881 — MinBl. S. 174 — Anwendung, 
dahingehend, daß diese beiden Zentralbehörden unter gutachtlicher Äußerung 
des Oberstaatsanwalts Entscheidung treffen. Der Staatsanwaltschaft ist die 
Anordnung von Strafunterbrechungen nur insoweit übertragen, als es sich um 
Strafen handelt, die in den Gefängnissen der Justizverwaltung vollstreckt 
werden. — Allg. Verf. vom .14. Aug. 1879. — JMBl. S. 237. — 

c) Die zum Zwecke der Strafunterbrechung erfolgte Entlassung aus der 
Strafhaft muß eine unbedingte und keinerlei Einschränkungen unterworfen 
sein. — Eine Einschränkung ist nicht zu finden in der die Strafunterbrechung 
gegenüber einem Geisteskranken verfürenden Anordnung: ,„Vorbehaltlich 
der Wiedereinziehung im Falle der Genesung" und „sofern seine weitere Ver- 
wahrung in einer Irrenanstalt gesichert erscheint.“ — Daß die Wiedereinziehung 
zur Strafhaft im Falle der Genesung erfolgen muß, ist selbstverständlich. weil 
die Strafe noch nicht verbüßt ist. Der weitere Vermerk ‚sofern usw.“ enthält 
eine Anordnung in sicherheitspolizeilichem Interesse und ist 
auf die Gemeingefährlichkeit des Entlassenen zurückzuführen. — Dagegen liegt 
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eine nicht unbedingte Entlassung vor, wenn die Krankenanstalt ersucht wird, 
den Verurteilten im Falle der Genesung nicht zu entlassen, damit seine Rück- 
führung zur Strafhaft gesichert bleibe. .... . 


8179 GV Cs; 88 58, 59 GefängmsO. Gegen einen Unlersuchungsgefangenen 
ist wegen „ungebührlichen Belragens in der Sikung“ nicht auf Grund der Gefäng- 
nisO., sondern nur aus $ 179 GVG’s eine Strafe zu verhängen. 

Beschluß vom 2. März 1909. — 7. W. 109/09. — 

...„Eine Disziplinarstrafe (das Schöffengericht hatte gegen den Ange- 
klagten Kostschmälerung an 3 Tagen angeordnet) konnte im vorliegenden Falle 
nicht ausgesprochen werden, weil der Beschwerdeführer dem Schöffengericht in 
der Hauptverhandlung in erster Linie als Angeklagter und nicht als Unter- 
suchungsgefan genergegenüberstand (vgl. Beschluß des OLG’s. Naumburg in 
„der Deutschen Juristen-Zeitung 1904, S. 1033). Allerdings ist im $ 180 GVG’s. 
in bezug auf Rechtsanwälte neben der Ordnungsstrafe ausdrücklich auch die 
disziplinare Verfolgung wegen Ungebühr in der Sitzung zugelassen. Indessen 
handelt es sich hierbei um eine Sonderschrift, die nicht über ihr eigentliches 
Gebiet hinaus angewendet werden darf.“.... | 


Anm. des Ber.E’s: Gleicher Ansicht: Klein, Verwaltung und 
Strafvollzug in den Preuß. Justizgefängnissen, n. 4b zu $ 59 GefgsO; A.A.: 
Deutsche Juristen-Zeitung 1904, S. 853. — 


§ 3 Abs. 4 des Reichsvereinsgeselzes vom 19. April 1908. — Auch der Name 
eines pohlischen Vereins ist in deutscher Sprache anzuzeigen. 

rteil vom 23. März 1909. 7. 3. S. 68/09. — 

Die Angeklagten bilden den Vorstand eines nationalpolnischen Vereins, 
welcher zwecks Durchführung der Wahlen zu den gesetzgebenden und kom- 
munalen Körperschaften innerhalb des Kreises K. am 25. Mai 1908 ins Leben 
getreten ist. Am 27. Mai 1908 haben sie bei der Ortspolizeibehörde in K. die 
Satzungen des Vereins eingereicht, deren §§ 1 u. 7 lauten: ,„$ 1. Der Verein 
führt den Namen: Polski komitet wyborczy na powiat Krolewskokucki mieyski; 
$ 7. Der Verein entsendet für jede Legislaturperiode einen Delegierten in den 
Verein Polski komitet prowincyonalny dla Slaska.“ Auf Grund des § 3$ des Ges. 
vom 19. 4.08 ist deshalb gegen die Angeklagten durch die Polizeiverwaltung 
in K. eine Geldstrafe von je 30 .# (ev. je 3 Tage Haft) festgesetzt worden. — Die 
Angeklagten haben hiergegen auf gerichtliche Entscheidung angetragen; das 
Schöffengericht und das Landgericht haben die Angeklagten aus $ 3 Abs. 4 
a. a. O. verurteilt. Beide Gerichte gehen von der Auffassung aus, daß die ge- 
sanıten Satzungen in allen ihren Teilen in deutscher Sprache einzureichen und 
daß der Name des Vereins ein wesentlicher Teil der Satzungen und deshalb 
zum Mindesten in deutscher Übersetzung dem Polnischen beizufügen sei. — 
Die Revision der Angeklagten beharrt bei der Ansicht, daß weder das Gesetz 
vom 19. 4.08, noch dessen Materialien (amtl. Bericht der XIV. Kommission 
zur Vorbereitung eines Entwurfes des Vereinsgesetzes — Nr. 482 der Druck- 
sachen) an irgend einer Stelle für einen politischen Verein die Pflicht erkennbar 
mache, einen deutschen Namen zu wählen oder den nichtdeutschen Namen in 
deutscher Ubersetzung der Polizei anzuzeigen. Wähle ein politischer Verein 
einen nichtdeutschen Namen, so sei er verpflichtet, gerade diesen Namen als 
den wirklichen anzuzeigen; die Übersetzung stelle nicht den wirklichen Namen 
dar und könne unter Umständen zu Mißverständnissen führen. — 

Die Revision ist verworfen worden aus den Gründen: „Nach $ 3 
Abs. 4 a.a. O. sind die Satzungen der politischen Vereine in deutscher 
Fassung der zuständigen Polizeibehörde einzureichen. Wenn das Berufungs- 
gericht diese Vorschrift auch auf den Namen des Vereins ausdehnt, indem 
es denselben als einen wesentlichen Teil der Satzungen betrachtet, so ist hierin 
Jedenfalls dann ein Rechtsirrtum nicht zu erblicken, wenn, wie im vorliegenden 
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Falle, eine Namensbezeichnung gewählt ist, die zugleich den Zweck des Vereins 
ausdrückt, für jeden der polnischen Sprache nicht Mächtigen schlechterdings 
unverständlich ist und über den Begriff dessen, was man unter Nanıen zu ver- 
stehen pflegt, weit hinausgeht. Die Nichtausdehnung der Vorschrift des $ 3 
Abs. 4 auf einen derartigen Fall würde dem Zwecke des Gesetzes zuwiderlaufen 
und dessen Umgehung Tür und Tor öffnen.“.... 


Geselz zur Bekämpfung des unlaut. Wellbewerbs vom 27. Mai 1896 $ 4. 
Nachschiebungen bei einem Ausverkauf einer Filiale. — 

Urteil vom 27. März 1909. 7. V. 24.09. 

Der Angeklagte hatte im April 1908 die Aufgabe einer seiner anı Orte des 
Hauptgeschäftes bestehenden Filialen beschlossen und zu diesem Zweck Anfang 
Mai einen Ausverkauf der Bestände dieser Filiale begonnen, nachdem er ihn 
in mehreren örtlichen Zeitungen durch ein Inserat mit der Überschrift angezeigt 
hatte: „Reeller Totalausverkauf wegen vollständiger Aufgabe dieses Geschäfts. 
Der Verkauf findet zu nie gebotenen Preisen statt.“ — Die Anzeigen, in denen 
auch die „früheren“ und die „jetzt herabgesetzten‘“ Preise angeführt waren, 
wiederholten sich. Die angekündigten billigen Preise waren um ein Drittel bis 
zur Hälfte geringer als der regelmäßige Verkaufspreis von Waren gleicher Art 
und Güte. Der Ausverkauf fand zu diesen billigen Preisen statt. Nach kurzer 
Zeit schob der Angeklagte einen Posten billiger Ware, den er eigens zu Aus- 
verkaufszwecken erstanden hatte, zur Ergänzung des Lagers nach. — Die Re- 
vision des Angeklagten findet eine Verletzung des zur Anwendung gebrachten 
$ 4 des Ges. vom 27. Mai 1806 einmal in der Annahme des Vorderrichters, daß 
der Angeklagte in der Absicht gehandelt habe, den Anschein eines beson- 
ders günstigen Angebotes hervorzurufen; das sei irrig; Anschein sei der Gegensatz 
von Wahrheit; sei, wie der Vorderrichter feststelle, das Preisangebot in der Tat 
besonders günstig gewesen und dem Publikum auch gewährt worden, so habe 
der Angeklagte einen Anschein nicht erwecken können und wollen; das sei die 
logische Folgrerung aus dem Wortlaute des Gesetzes; der Wettbewerb sei nicht 
unlauter, wenn das Angebot wirklich so günstig sei, als es angezeigt werde. .... 
Die Revision ist verworfen aus den Gründen..... Aus 
dem Wortlaut des Gesetzes kann die Revision nichts für die Richtigkeit ihrer 
Ansicht herleiten. Denn nach dem Sprachgebrauch ist Anschein durchaus 
nicht Gegensatz von Wahrheit; der ist vielmehr: Unwahr- 
heit, Unrichtigkeit. Von Anschein spricht man, wenn man 
nicht genau weiß, was sich dahinter verbirgt. — Die Wirklichkeit kann dem 
Anschein entsprechen; es kann aber auch das Gegenteil der Fall sein. Schon 
daraus folgt, daß zur Unlauterkeit des Wettbewerbs begritflich nicht gehört, 
daß das anscheinend besonders günstige Angebot in Wirklichkeit nicht vorliegt, 
und zwar um so weniger, als das Gesetz es bequem hätte ausdrücken können, 
wenn es nur die Fälle hätte treffen wollen, in denen das Publikum wirklich ge- 

täuscht wird oder werden soll. Das ist aber überhaupt nicht der Zweck des Ge- 
setzes und auch dadurch erweist sich die Rüge als unbegründet. Der Schädigung 
des Publikums trat schon $ 263 StGB’s. ausreichend entgegen. Durch das Gesetz 
vom 27. 5. 1896 soll nur der redliche Konkurrent gegen Anlockung des Publikums 
durch verwerfliche Mittel geschützt werden, die geeignet sind, beim Konsumenten 
die, gleichviel ob richtige cder unrichtige Auffassung hervorzurufen, es habe 
bei Annahme des vorl. Angebots gegenüber desjenigen der Konkurrenz einen 
wirtschaftlichen Vorteil. Als Vergleichsfaktor ist nicht die bereitgehaltene 
Ware in Güte und Preis, sondern das Angebot derselben Ware im reellen Ge- 
schäftsverkehr heranzuziehen. Deshalb ist es in der Tat gleichgiltig, ob der 
Verkauf dem günstigen Angebot entsprach oder nicht. — Denn der Schaden 
für die Konkurrenz trat auch ein oder konnte doch auch entstehen, wenn der 
Angeklagte den Abnehmern die in Aussicht gestellten Vorteile tatsächlich bot. 
Unlauter wäre der Wettbewerb nur dann nicht, wenn als Mittel zur Anlockung 
des Publikums nur das billige, dem Verkaufe entsprechende Preisangebot in 
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Betracht käme. Das verwerfliche Mittel, die Irreführung des Publikums 
liegt nicht im Preisangebot, sondern — und das läßt die Revision hierbei un- 
berücksichtigt — in der wissentlich unwahren Angabe über den Anlaß des 
Verkaufs. Diese findet der Vorderrichter in den erwähnten Öffentlichen Be- 
kanntmachungen, deren Unwahrheit sich durch den unzulässigen Waren- 
nachschub ergebe. Auch hier kann der Revision. welche diesen Nachschub 
für zulässig hält, nicht gefolgt werden. Nach den Motiven (S. 12) fallen solche 
Ausverkäufe unter das Gesetz, sofern durch Vorspiegelung eines Ausverkaufs 
der Wahrheit zuwider der Anschein erweckt werden soll, als ob die Räumung 
von Vorräten, die nicht wieder ergänzt, daher billig abgegeben werden sollen, 
beabsichtigt sei. Das Reichsgericht hat allerdings den Nachschub von Waren 
für statthaft erklärt, wenn er zur Durchführung des Totalausverkaufs eines 
Geschäfts notwendig erscheint; es hat aber diesen allgemeinen, mit den Motiven 
kaum vereinbaren Satz später eingeschränkt.*) Der Angeklagte kann sich 
aber auf die Rechtsprechung des RG’s. überhaupt nicht berufen. Denn umeinen 
Totalausverkauf seines Geschäfts handelte es sich nicht, nur um den in 
einer Filiale. Dazu können solche Nachschübe nicht für erlaubt angesehen 
werden, weil, was sich in dieser Filiale nicht verkaufen ließ, in den anderen 
Zweiggeschäften am Orte oder in der Provinz untergebracht werden konnte. 
Ganz abgesehen davon enthalten jedenfalls die im Wesentlichen auf tatsächlichem 
Gebiete liegenden Erwägungen des angefochtenen Urteils, — daß ein Nachschub 
im festgestellten Umfange vorliegend nicht nötig war und daß dies auch nicht 
der Anlaß für die Anschaffung der nachgeschobenen Waren war, sondern daß 
der Angeklagte hoffte, noch einen größeren Posten besonders preiswert einge- 
kaufter Ware mit Gewinn auf den Markt bringen zu können, — keinen Rechts- 
irrttum....... 


Oberlandesgericht Celle. 


Mitgeteilt von Geh. Justizrat Bergmann in Celle. 


SIGB. $$ 05, 195, 196, 232; SIPO. § 414, Art. 34, III, VI EG. z. BGB; 
BGB. $ 1627. 

Der Vater hal kein eigenes, malerielles Recht, „selbständig“ (im Sinne des 
$ 414 Abs. 2 StPO.) auf Bestrafung wegen einer seinem minderjährigen Kinde 
zugefiügten Beleidigung oder Körperverletzung anzutragen,; es steht ihm vielmehr 
nur ein formelles Strafantragsrecht in Ausübung des dem Kinde zustehenden 
maleriellen Strafanlragrechles zu. Er ist daher auch nicht berechtigt, in eigenem 
Namen Privalklage wegen solcher Straflaten zu erheben. 

Urteil vom 22. Januar 1908 (3. V. 58/05). 

Die Rüge des Angeklagten, daß der angebliche Privatkläger, Ratsdiener 
U., im eigenen Namen und aus eigenem Recht Strafantrag gestellt habe, daß 
er dazu nicht befugt gewesen sei, und daß deshalb kein ordnungsmäßiger Straf- 
antrag vorliege, nötigt auch zu einer Entscheidung, wem im vorliegenden Fall 
materiell das Recht zur Erhebung der Privatklage zukommt, und ob der ma- 
teriell Berechtigte die Klare erhoben hat. 

Nach § 414 StPO. können Beleidigungen von dem Verletzten 
im Wege der Privatklage verfolgt werden. Nach Abs. 2 a. a. O. hat die gleiche 
Befugnis, wem in den Strafgesetzen das Recht beirelert ist, selbständig 
auf Bestrafung anzutragen, und nach Abs. 3 daselbst wird die Befugnis zur 
Erhebung der Privatklaxe für den Verletzten, der einen gesetzlichen Vertreter 
hat, durch diesen wahrgenommen. 

Das Recht auf Bestrafung anzutragen. ist für die im Wege der Privatklare 
verfolebaren Delikte, abgesehen von § 65 StGBs., im Reichsstrafgresetzbuche 
noch besonders beigelegt dem Ehemann wegen Beleidigung seiner Ehefrau 


*, Anm. des BerE’s: cf. Goltd. Archiv 55, 112. — 
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($ 195 StGB.) und dem Vorgesetzten in dem Falle des $ 196 StGB., beiden auch 
in den im $ 232 StGB. vorgesehenen Fällen ($ 232 Abs. 3). 

Diese Fälle der Strafantragsbefugnis hat der $ 414 StPO. im Auge. Soviel 
ist aber nach dem Inhalte des Abs. 3 des $ 414 StPO. jedenfalls klar, daß ein 
Strafantragsrecht, das jemand nur als gesetzlicher Vertreter ausüben kann, 
nicht die Befugnis zur Erhebung der Privatklage nach § 414 Abs. 2 StPO. 
gibt. — Vorliegend hat der Ratsdiener U. ein Recht, den Strafantrag zu stellen, 
nur auf Grund des $ 65 StGB. 

Dieser lautet in der seit dem 1. Januar 1900 gültigen Fassung: 

„Der Verletzte, welcher das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat, ist 
selbständig zu dem Antrage auf Bestrafung berechtigt. Solange er minder- 
jährig ist, hat unabhängig von seiner eigenen Befugnis auch sein gesetzlicher 
Vertreter das Recht, den Antrag zu stellen. _ 

Ist der Verletzte geschäftsunfähig oder hat er das achtzehnte Lebensjahr 
noch nicht vollendet, so ist sein gesetzlicher Vertreter der zur Stellung des 
Antrages Berechtigte.‘ 

Das Recht zur Stellung des Strafantrages ergibt sich für den Ratsdiener 
ohne weiteres aus dem Abs. 2 des § 65. Die beleidigte Tochter desselben war erst 
siebzehn Jahr alt, wie feststeht. Die Vertretungsbefugnis des U. folgt aus 
$ 1627 BGB. 

Mit diesem Ergebnis steht indes nicht ohne weiteres fest, daß die Be- 
fugnis zur Stellung des Strafantrages vorliegend keine selbständige im Sinne 
des 8 414 Abs. 2 StPO. und nur eine durch die Vertretungsmacht des Vaters 
der Beleidigten bedingte ist, weil die Ansicht vertreten wird, daß sich aus $ 65 
Ahs. 1 StGB. mindestens für den gesetzlichen Vertreter des über achtzehn Jahre 
alten Minderjährigen ein selbständiges Recht zur Stellung des Strafantrages 
ergebe, das logischerweise dann für jeden gesetzlichen Vertreter eines Minder- 
jihrigen überhaupt gelten müsse. Diese Auffassung kann aber nicht ge- 
billigt werden. 

Es ergibt sich zunächst aus dem Begriff der Vertretung, daß der gesetzliche 
Vertreter, der Ja persönlich dem Verletzten ganz fern stehen kann, kein eigenes, 
sondern nur das Recht des Vertretenen ausübt, des Vertretenen, dem eben als 
„Verletzten“ das Recht des Strafantrages gegeben ist. Es kann daher nur 
ein formelles Antragsrecht gemeint sein, wenn § 65 Abs. 1 Satz 2 von einem 
„Recht“ des gesetzlichen Vertreters, den Antrag zu stellen, spricht, also nur 
das Recht der Ausübung des dem Verletzten allein zustehenden 
materiellen Antragsrechts. Wenn dies Recht bezeichnet istals unabhängig“ 
von der Befugnis des Verletzten selbst, so erklärt dies der Zusammenhang mit 
dem Satz 1 des § 65 Abs. 1, insofern dort von der selbständigen Berechtigung 
des Vertretenen die Rede ist. Wortdeutlich ist also das Recht des Vertreters 
nicht als selbständiges bezeichnet, vielmehr nur als ungeschmälert fortbestehend 
neben dem Recht des Vertretenen, ohne daß sich auch nur eine Andeutung 
tände, daß das Recht des Vertreters etwas anderes als eben dies sein sollte. 
Im Satz 1 des § 65 Abs. 1 bezeichnet aber „selbständig“ nur den Ge- 
geensatz zu dem dem Minderjährigen zwar rechtlich schon zustehenden, 
aber der selbstständigen Ausübung des Minderjährigen 
entzogenen Antragsrecht. Andernfalls würde man annehmen müssen, das ma- 
terielle Antragsrecht des Verletzten entstände im Falle des 865 Abs. 1 erst mit der 
Vollendung des achtzehnten Lebensjahres. Dann könnte bis dahin von der Aus- 
übung durch einen Vertreter keine Rede sein, und das Wort selbständig wäre. 
wenn nicht sinnlos, so doch überflüssig und sinnverwirrend (vgl. Entsch. d. RG. 
im Strafs. Bd. 24 S. 428, 430). Ist hiernach dem Abs. 1 des $ 65 S.G.B. 
nichts dafür zu entnehmen, daß der Vertreter eines Minderjährigen 
nach vollendetem achtzehnten Lebensjahre ein andres, als ein aus seiner Ver- 
tretungsmacht ahgeleitetes Recht zur Stellung des Strafantrages haben soll, 
so ergibt sich aus dem eingangs angestellten allgemeinen Erwägungen ohne 
weiteres, daß der Abs. 2 des § 65 eben lediglich das durch die Vertretungsmacht 
bedingte formelle Antragsrecht ordnet. — Dies aus den Worten des Gesetzes 
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begründete Ergebnis entspricht auch der früheren Auffassung von dem 
Sinne des $ 65 StGB. alter Fassung, der in den Absätzen 1 und 2 dasselbe be- 
stimmte, wie jetzt der Abs. 1 des $ 65 StGB. und dessen Abs. 3 lautete: „Bei 
bevormundeten Geisteskranken und Taubstummen ist der Vormund der zur 
Stellunng des Antrages Berechtigte“ (vgl. die oben zit. Entscheidung des RG. 
und Entsch. d. RG. in Strafs. Bd. 1, S. 370, Bd. 22, S. 256 und die in der erst- 
gedachten Entscheidung ferner zitierten Erkenntnisse S. 431 daselbst). Nun 
hatte allerdings nach früherem Recht der Vater (selbständig im Sinne des $ 414 
Abs. 2 StO.) das Antragsrecht wegen Beleidigung oder Körpervierletzung der 
unter väterlicher Gewalt stehenden Kinder (§§ 195, 232, Abs. 3 StSB. a. F.) 
Die gedachten Vorschriften sind aber aufgehoben durch Art. 34 VI des 
EGz.BGB. Beider gleichzeitig (durch Art. 34 III EG. z. BGB.) vorgenommenen 
Änderung der Fassung des $ 65 hat aber nicht die Absicht vorgelegen, dies selb- 
ständige Recht des Vaters zu erhalten, oder etwa die Meinung obgewaltet, 
daß sich ein solches selbständiges Recht auch aus $ 65 StGB. ergebe. Ausweislich 
der Motive zu Art. 16 des Entwurfs eines EG. z. BGB. (Art. 34 d. Ges.) ist bei 
der Änderung der Fassung des $ 65 nur die Absicht gewesen, die Übereinstimmung 
mit dem System des BGB. in diesem Punkte herzustellen (vgl. den gedachten 
Entwurf, amtl. Ausg. S. 125). Nach der tatsächlich vorgenommenen Änderung 
der Fassung ist auch nicht zu bezweifeln, daß die Absicht des Gesetzgebers in 
der Abänderung den korrekten Ausdruck gefunden hat. In diesen Motiven ist 
aber weiter wegen der Beseitigung des dem Vater nach §§ 195 bzw. 232 StGB. 
zustehenden Antragsrechts gesagt, daß nach diesen Vorschriften dem Vater das 
Antragsrecht „als ein eigenes im eigenen Namen auszuübendes Recht“, wenn 
auch im Interesse des Kindes, gegeben sei, daß nach der veränderten Gestaltung 
der elterlichen Gewalt im BGB. ein Bedürfnis nicht mehr anerkannt werden 
könne, „dem Vater bzw. nach dem System des BGB. auch der Mutter — als 
Inhaber der elterlichen Gewalt neben dem Rechte, nach Maßgabe des $ 65 Abs. 2 
StGB. als gesetzlicher Vertreter den Antrag auf Bestrafung zu stellen, ein 
von der Vertretungsmacht unabhängiges selbstän- 
diges Antragsrecht beizulegen“, und daß diese Anderung des be- 
stehenden Strafrechts danach unbedenklich und angemessen sei. 

Auf den Standpunkt, daß damit das selbständige Antragsrecht des Vaters 
fortgefallen sei, und daß sich ein solches auch nicht aus $ 65 StGB. ableiten 
lasse, hat sich auch, soviel ersichtlich, überwiegend die Praxis der Oberlandes- 
gerichte gestellt (vgl. die Nachweisungen in der Jur. Wo. 1904, S. 136 in dem 
Aufsatz von Rheinstein; auch Jur. Wo. 1905, S. 108). Im Sinne der hier ver- 
tretenen Meinung muß auch die in der Jur. Ztg. Bd. VI, S. 414 Nr.46 ab- 
gedruckte Entscheidung des RG. vom 18. Januar 1901 verstanden werden, 
wenn sie sich unmittelbar auch mit einer anderen Frage befaßt. Einen ab- 
weichenden Standpunkt nimmt ohne nähere Begründung das Reichsgericht 
in den Entsch. in Strafs. Bd. 35, S. 133 Nr. 52, Zitf. 2 ein, hauptsächlich unter 
Berufung auf die frühere Praxis (vgl. Bd. 1, S. 29; Bd. 13, S. 115). Die zur 
Begründung angeführten Entscheidungen suchen ihre Stütze aber in dem $ 195 
StGB., der eben in dem hier entscheidenden Punkt beseitigt ist. 

Das Resultat ist, daß vorliegend der Ratsdiener U. ein eigenes Recht zur 
Stellung des Strafantrages nicht hat, und daß er daher auch nicht materiell 
klageberechtigt ist. 

GeuwOrdn. 88 35, 147 Abs. I, Nr. I. 

Ueber den Begriff des Auklionators. 

Urteil vom 30. April 1906. (3. S. 51/06.) 

Der Berufungsrichter hat festgestellt, daß der Angeklagte in drei näher 
bezeichneten Fällen zum öffentlichen, meistDietenden Verkauf von Grund- 
stücken in geeigneten Wirtschaften Termin anberaumt, die Termine Öffentlich 
bekannt gemacht, die Versteigerungsverhandlung in den Terminen geleitet, 
namentlich auch die von ihm selbst verfaßten Kauflbedingungen verlesen und 
die Grundstücke ausgeboten hat, und daß ihm für diese Tätigkeit von den Grund- 
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stücksverkäufern eine Provision versprochen ist. In diesen Handlungen hat 
der Berufungsrichter ohne Rechtsirrtum die geschäftliche Tätigkeit eines 
Auktionators erblickt. Denn der Angeklagte hat damit alles Wesentliche getan, 
was das Geschäft eines Auktionators kennzeichnet. Für den Begriff des Geschäftes 
eines Auktionators kommt es nicht darauf an. daß der Auktionator alle einzelnen 
Handlungen, welche zum Abschlusse des Verkaufs führen sollen, selbst vornimmt; 
insbesondere ist es unerheblich, ob es zum Verkaufe des ausgebotenen Grund- 
stücks kommt oder ob der Verkauf mangels genügender Gebote unterbleibt, 
und ob, wenn das Grundstück verkauft wird, der Kaufabschluß zwischen dem 
Verkäufer und Käufer ohne Zutun des Auktionators zustande kommt. Wenn 
der $ 35 GewOrd. bestimmt, daß denjenigen, welche gewerbsmäßig das Geschätt 
eines Auktionators betreiben, verboten ist, ohne die vorgeschriebene Genehmi- 
gung Immobilien zu versteigern, so ist unter dem Versteigern der Immobilien 
nicht das Zustandebringen des Verkaufs der Immobilien, sondern nur die Tätig- 
keit zu verstehen, welche zu diesem Verkauf führen soll. Da der Angeklagte 
gerade das Wesentliche, was die Tätigkeit des Auktionators ausmacht, vorge- 
nommen hat, so ist er auch nicht als Gehilfe des Grundstücksverkäufers anzusehen, 
wie die Revision vermeint. Eine solche bloße Gehilfentätigkeit ist auch nicht 
aus dem vom Angeklagten verfaßten und in den Auktionen verlesenen Ver- 
steigerungsbedingungen zu entnehmen. In ähnlichem Sinne hat sich das ent- 
scheidende Gericht bereits in dem Urteile vom 18. Januar 1909 ausgesprochen 
(vgl. Goltdammers Archiv Bd.-52, S. 433). 


Hannoversche Jagdordnung vom 11. März 1859 $$ 32 Jf.; Arl. 69 EG.2.BGB.: 
BGB. $ 228. 

Neben den besonderen Bestimmungen der hannoverschen Jagdordnung, 
nach welchen unter gewissen Voraussetzungen fremde in einem Jagdrevier be- 
finaliche Hunde getötet werden dürfen, haben auch die eine solche Befugnis ge- 
währenden allgemeinen Rechtssätze, m der § 228 BGB. Geltung. 

Urteil vom 30. April 1906. (3. 5. 52/06.) 

Die Zerstörung fremden Eigentums stellt sich regelmäßig als ein rechts- 
widriges Handeln dar, soweit nicht besondere Tatunistände oder gesetzliche 
Bestimmungen die Rechtswidrigkeit ausschließen. 

Unzutreffend ist nun die Auffassung des Berufungsgerichts, daß der § 228 
BGB. als eine solche Gesetzesbestimmung, welche die Rechtswidrigkeit der 
Tat ausschließen könne, überhaupt nicht in Anwendung kommen könne. In- 
folge des Vorbehaltes des Art. 69 EG. zum BGB. sind auch aufrecht erhalten 
die zur Zeit des Inkrafttretens des BGB. gültigen landesgesetzlichen Vorschriften, 
welche den Jardschutz betreffen. Zu diesen Vorschriften sind zu rechnen die 
$$ 32 ff. der hannoverschen Jagdordnung vom 11. März 1859. Wenn der $ 32 
daselbst unter Strafe stellt das herrenlose Umherlaufen von Hunden in einem 
Jagdrevier und in Abs. 2 das Töten von Katzen in einem Jagdrevier unter ge- 
wissen Voraussetzungen gestattet, wenn ferner der $ 33 der Jagdordnung das 
Töten von Windhunden und Jagdhunden, die während gewisser Zeit in einem 
fremden Jagdrevier jagend betroffen werden, gestattet, so folgt daraus nicht, 
daß das Töten anderer, in fremdem Revier Jagender Hunde unter allen Umständen 
nicht gestattet sei; denn durch jene Vorschriften der Jagdordnung ist nicht etwa 
jedes aus allgemeinen Grundsätzen herzuleitende Recht des Jagdberechtigten, 
sein Jagdrecht gegen fremde Hunde durch Töten derselben zu schützen, aus- 
geschlossen; Jene Bestimmungen wollen dieses Recht nicht erschöpfend und 
unter Ausschluß der aus allgemeinen Rechtssätzen zu entnehmenden Befugnisse 
regeln. So war denn vor dem Inkrafttreten des BGB. für das Gebiet des ge- 
meinen Rechts inbetreff der Befugnis der Jagdberechtigten, einen in seinem 
Revier jagenden Hund zu töten, der aus den Grundsätzen über die Selbst- 
hilfe sich ergebende Satz anzuerkennen, daß die Tötung gestattet sei, wenn in der 
Verfolgung von Wild durch den Hund ein bevorstehender Schaden zu finden 
war, wenn dieser Schaden ein unwiderbringlicher und durch Angehen der 
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staatlichen Hilfe nicht abzuwenden war. Aus dieser Auffassung der $$ 32 ff. 
der Jagdordnung ergibt sich, daß neben jenen Vorschriften auch die Bestimmung 
des $ 228 BGB. an sich Geltung beanspruchen kann. 


SIGB. § 367, Nr. ı und 2 ; Ges. über die Beurkundung des Personenslandes 
vom 6. Februar 1875 8 60. 

I. Täter im Sinne des $ 367 Nr. ı SIGB. isl nicht bloß derjenige, welcher 
die körperliche Tätigkeit des Beerdigens vorgenommen hal, sondern auch der- 
jenige, dem die Verfügung über die Begräbnisstälte zusicht und der in Kenntnis 
der mangelnden Eintragung des Sterbefalls in das Standesamisregister und der 
orispolizeilichen Genehmigung die Beerdigung auf der Begräbnisstälte angeordnet 
oder geslaltet hat. 

. 2. Eine „polizeiliche Anordnung“ im Sinne des § 367. Nr. 2 SIGB. isi 
auch der $ 60 des Gesetzes über die Beurkundung des Personenslandes vom 
6. Februar 1875. 

Urteil vom 14. Mai 1906. (3. S. 57/06.) 

Das Berufungsurteil stellt fest, daß der am 22. Dezember 1905 zu Forsthaus 
M. verstorbene Forstschutzgehilfe B. am 26. d. Mts. auf dem Kirchhofe zu A. I 
heerdigt ist, ohne daß der Sterbefall zuvor in das Sterberegister des zuständigen 
Standesamts zu Sp. eingetragen war und ohne daß eine Genehmigung zur Be- 
erdigung ohne jede Eintragung von dem Kgl. Landrat zu Sp. erteilt war; ferner 
daß der Angeklagte ein Pastor, welcher Vorsitzender des Kirchenvorstandes 
zu A. I ist, die Leiche zu Grabe geleitet und am Grabe geistliche Handlungen 
verrichtet hat; endlich daß der Angeklagte auf dem Wege zur Beerdigung 
Kenntnis von der mangelnden Eintragung des Sterbefalles im Sterberegister 
des Standesamts erhalten hat. 

Die gegen die auf Grund dieses Sachverhaltes ausgesprochene Verurteilung 
des Angeklagten nach $ 367 Nr. 1 StGB. von der Revision gerichteten Angriffe 
des Angeklagten gehen fehl. Diese Gesetzesbestimmung bedroht mit Strafe 
das Beerdigen eines Leichnams ohne Vorwissen der Behörde, sagt aber nicht. 
welcher Behörde Vorwissen erforderlich ist. Sie bedarf also der Ergänzung 
durch anderweite Vorschriften darüber, welche Behörde im einzelnen Falle 
Kenntnis von der Beerdigung haben muß. Eine solche Vorschrift ist der $ 60 
des Reichsgesetzes über die Beurkundung des Personenstandes, indem er ver- 
ordnet, daß zu einer Beerdigung, die ohne zuvorige Eintragung des Sterbefalls 
in das Standesamitsregister erfolgen soll, die Genehmigung der Ortspolizei- 
Dehörde erforderlich ist. Ohne Rechtsirrtum hat der Vorderrichter auch ange- 
nommen, daß der Angeklagte als Vorsitzender des Kirchenvorstandes zu A. I 
für die ohne Vorwissen der Ortspolizeibehörde, nämlich des Kgl. Landrats zu 
Sp.. vorgenommene Beerdigung des B. strafrechtlich verantwortlich sei. Für die 
Täterschaft nach $ 367 Nr. 1 StGB. ist nicht entscheidend, wer die körperliche 
Tätigkeit des Beerdigens vorgenommen hat; Täter ist vielmehr auch derjenige, 
dem die Verfügung über die Begräbnisstätte zusteht und der in Kenntnis der 
mangelnden Eintragung und ortspolizeilichen Genehmigung die Beerdigung 
auf der Berräbnisstätte angeordnet oder gestattet hat. Dieses trifft aber nach 
den Feststellungen des Berufungsurteils auf den Angeklagten als Vorsitzenden 
des Kirchenvorstandes zu A. I zu. Das Aufsichtsrecht des Angeklagten und seine 
Pflicht, die Erlaubnis zur Beerdigung des B. auf dem Kirchhof zu A. I zu ver- 

saren, konnte unbedenklich auf den $ 11 der Kirchofsordnung vom 9. September 

4901 gestützt werden; denn dieser $ enthält nicht nur eine Anweisung an den 
Totenrräber, sondern ergibt im Zusammenhalt mit § 1 das. auch das Aufsichts- 
recht und die aus demselben folgenden Befugnisse des Kirchenvorstands- 
vorsitzenden bzw. des mit der Aufsicht Detrauten sonstigen Kirchenvorstands- 
miterliedes. 

Da auch sonst das angefochtene Urteil einen Rechtsirrtum nicht erkennen 
läßt, war hiernach schon die Revision als unbegründet zurückzuweisen. Es 
ist Jedoch darauf hinzuweisen, daß der Angeklagte zugleich geven die Vorschrift 
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des $ 367 Nr. 2 StGB. verstoßen hat. Wenngleich dieses Blankettgesetz, wie 
seine Entstehungsgeschichte ergibt. zu dem Zwecke erlassen ist, Beerdigungen 
vor genügender Feststellung des erfolgten Todes zu verhüten, so gestattet die 
allgemeine Wortfassung der Bestimmung doch nicht eine enge, jener Erwägung 
entsprechende Auslegung des Wortes ‚vorzeitig‘; vielmehr trifft das Gesetz 
als vorzeitig alle Beerdigungen, die früher erfolgen als nach den in irgendwelchen 
polizeilichen Interesse ergangenen Anordnungen zulässig ist. Polizeiliche An- 
ordnungen im Sinne des Gesetzes sind nun aber nicht nur polizeiliche Straf- 
verordnungen, sondern alle polizeilichen Bestimmungen der Reichs- und Landes- 
gesetze, welche geeignet sind, die unvollständige Vorschrift des $ 367 Nr. 2 
StGB. zu ergänzen. Der $ 60 des Personenstandsgesetzes betrifft eine solche 
Anordnung polizeilichen Inhalts; denn er ist erlassen im Interesse der Richtigkeit 
der Standesamtsregister und dieFührung dieser Register liegt auf dem polizeilichen 
Gebiete der Feststellung des Familienstandes. Daß die Kirchhofordnung vom 
9. September 1901 eine polizeiliche Anordnung im Sinne des $ 367 Nr. 2 StGB. 
nicht ist, ist der Revision ohne weiteres zuzugeben. 

SIGB 88 IQI, 190. 

Die Vorschrift des § r91 SIGB., nach welcher, wenn wegen der strafbaren 
Handlung zum Zwecke der Herbeiführung eines Strafverfahrens bei der Behörde 
Anzeige gemachl ist, bis zu dem Beschlusse, daß die Eröffnung der Untersuchung 
nicht stattfinde, oder bis zur Beendigung der eingeleileten Untersuchung mil dem 
Verfahren und der Entscheidung inne zu halten ist. findel in der Revisionsinslanz 
keine Anwendung. 

Urteil vom 14. Mai 1906. (3. V. 25/06.) 

Der $ 191 StGB. schreibt zwar in allgemeiner Fassung vor, daß, wenn wegen 
der strafbaren Handlung zum Zwecke der Herbeiführung eines Strafverfahrens 
bei der Behörde Anzeige gemacht ist, bis zu dem Beschlusse, daß die Eröffnung 
der Untersuchung nicht stattfinde, oder bis zur Beendigung der eingeleiteten 
Untersuchung mit dem Verfahren und der Entscheidung über die Beleidigung 
inne zu halten sei; indes kann diese Bestimmung nur auf das Verfahren und die 
Entscheidung mit desder Schuldfrage befaßten Gerichts bezogen werden. 
Sie beruht, wie der Zusammenhalt mit $ 190 StGB. erkennen läßt, ‚wesentlich 
auf der Rücksicht, daß das infolge der Anzeige eingeleitete Verfahren möglicher- 
weise zu einem Ergebnisse führe, welches für die Beurteilung der Anklage wegen 
Beleidigung von entscheidender Bedeutung sein kann. Diese Rücksicht kann 
aber tür die Entscheidung in der Revisionsinstanz nicht Platz greifen, da diese 
auf die Beurteilung der Frage beschränkt ist, ob das angefochtene Urteil auf 
einer Gesetzesverletzung beruht, und die Feststellung des Berufungsurteils, 
ob die behauptete oder verbreitete. in der Begehung einer strafbaren Handlung 
bestehende, Tatsache erweislich wahr ist oder nicht, nicht nachprüfen kann. 


Mitgeteilt vom Ersten Staatsanwalt Olbricht in Lüneburg. 


Begriff der „gelegentlichen Beschäftigung mit einzelnen Dienstleistungen“ 
im Sinne des § ıı Abs. ı des Reichsgeselzes betreffend Kinderarbeit in gewerb- 
lichen Betrieben vom 30. März 1903 (RGBl. S. 113). 

Urteil vom 29. September 1908. — 3. S. 102/08. 

Aus den Gründen: Das Berufungsgericht hat den Angeklagten 
freigesprochen, weil es sich sowohl bei der Johanna H. als auch bei der Sophie P. 
nur um eine blos gelegentliche Beschäftigung mit einzelnen Dienstleistungen 
gehandelt habe. 

Daß der Begriff der einzelnen Dienstleistungen vom Berufungsgericht 
verkannt sei, nimmt das Gericht nicht an. Es ist nicht rechtsirrtümlich, dar- 
unter das zusammenhängende Austragen von Brot aneine Reihe von Kun- 
den zu verstehen; den Begriff zu beschränken auf das Austragen nur an einen 
Kunden liegt kein Anlaß vor. In beiden Fällen unterliegt aber die Auffassung 
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des Berufungsgerichts bezüglich der bloß gelegentlichen Beschäftigung er- 
heblichen Bedenken. Das Berufungsgericht nimmt an, daß das durch die 
Sophie P. vorgenommene, drei oder vier Male geschehene Brotaustragen nur 
„als probeweise und ebenfalls gelegentliche Beschäftigung“ anzusehen sei. 
Es folgert also offenbar, daß eine probeweise Beschäftigung nur eine bloß gele- 
gentliche sei. Diese Annahme ist rechtsirrtümlich. 

Das „bloß gelegentliche‘ steht im Gegensatz zu dem ‚auf eine gewisse 
Dauer berechneten“. Wer aber eine Person zu Dienstleistungen auf Probe 
annımmt, will ihre Dienste wenigstens so lange in Anspruch nehmen, bis sich 
herausgestellt hat, daß die Person geeignet oder nicht geeignet ist. Eine gewisse 
Dauer ist also von vornherein beabsichtigt, und dies ist im Fall P. verkannt. 

Im Falle H. sind die Feststellungen für den Begriff ‚bloß gelegentlichen‘ 
nicht genügend. Die Zeugin H. hat nach den Gründen des Urteils eine Reihe 
von Sonntagen hintereinander Brot ausgetragen, während Martha O., die bis 
dahin Brot ausgetragen hatte, am Fuße erkrankt war. Anscheinend legt das 
Berufungsgericht Wert darauf, ob die Zeugin für eine „längere Zeit“ angenommen 
wurde. Dies geht aus den Sätzen hervor „daß die Erkrankung der Martha O. 
von längerer Dauer sein würde, war nicht vorauszusehen“ und ferner: „daß 
das Kind von vornherein auf längere Zeit angenommen wurde, ist nicht fest- 
gestellt.“ Wenn dann festgestellt ist, daß die Ehefrau des Angeklagten der 
Johanna H. wenigstens zweimal Sonnabends gesagt habe, sie käme doch morgen 
wieder, so fehlt die Feststellung darüber, auf Grund welcher Tatsachen die 
Johanna H. an den übrigen Sonntagen zum Brotaustragen erschienen ist. Die 
Annahme liegt nahe, daß von vornherein, sei es stillschweigend, sei es aus- 
drücklich zwischen den Beteiligten vereinbart ist, daß die Zeugin H. für die 
ganze Dauer der Erkrankung der O. angenommen wurde. Ob dies für einen 
längeren Zeitraum war, ob also die S. längere Zeit krank gewesen ist und dies 
von Anfang an vorauszusehen war, ist gleichgültig, die Zeitdauer an sich 
ist nicht von Bedeutung, vielmehr nur, ob die Beschäftigung für eine gewisse 
bestimmbare, wenn auch kurze Zeit, gedacht war. 


Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Sieburg in Celle. 


Zulässigkeit einer wiederholten Bestrafung auf Grund des $ 14 Abs. 2 des 
Impfgesetzes vom 8. April 1874. 

Urteil d. StrS. v. 23. November 1909. — 3. S. 88,009. 

nz Die Zulässigkeit einer wiederholten Bestrafung auf Grund des 
$ 14 Abs. 2 des Impigesetzes ist mit dem angefochtenen Urteil zu bejahen. 
Der erkennende Senat stellt sich damit wieder, unter Abweichung von der seitens 
des Feriensenats des Oberlandesgerichts in dem Urteil vom 11. September 1908, 
3. S. 91/08, vertretenen Ansicht, auf den Standpunkt, den er bereits früher 
in dem Urteil vom 7. Juli 1886, 3. S. 43/86, eingenommen hat, und von dem 
zurzeit auch, soweit Entscheidungen anderer deutscher Oberlandesgerichte 
über die betreffende Frage hier bekannt geworden sind, kein einziges dieser 
Gerichte mehr abweicht. Insbesondere haben auch diejenigen preußischen 
Oberlandesgerichte, welche früher eine abweichende Auffassung vertreten haben, 
diese ausdrücklich aufgegeben. und zwar ist solches nicht nur seitens der Ober- 
landesrerichte Frankfurt a. M. und Breslau — Goltdammers Archiv einer- 
seits 33 229 und 459. andererseits 39 370 und 373 Anm. —, sondern auch seitens 
des Oberlandesgerichts Düsseldorf, auf dessen früheres Urteil vom 1. Dezember, 
richtiger 24. November 1906 — a. a. O. 54 92 — die Revision sich für die Rich- 
tigkeit ihrer Auffassung beruft, durch Urteil vom 10. Oktober 1908 — das. 56 
109 — geschehen. Vgl. im übrigen die in G. A. mitgeteilten Urteile der Ober- 
landesgerichte Stuttgart 38 230 Anm., Cöln 39 373 Anm., Hamburg 40 66, 
München 43 276, Kiel 43 277 Anm. und Colmar 55 339, sowie das Urteil des 
Kammergerichts in Johows Jahrbuch der Entscheidungen 12 375 und die bei 
den vorliegenden Akten des Magistrats der Stadt Linden in Abschrift Þe- 
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findlichen Urteile des bayerischen obersten Landgerichts vom 26. April 1901, 
Nr. 53.01, und der Oberlandesgerichte Darmstadt vom 9. März 1883, Nr. 27/82 
und Dresden vom 7. Oktober 1908, III 191/08. 

Die Richtigkeit der hier vertretenen Auffassung ergibt sich einmal un- 
mittelbar aus dem Gesetze selbst, dafür spricht ferner dessen Entstehungsre- 
schichte, und endlich würde eine abweichende Auffassung mit dem Zwecke des 
Gesetzes nicht zu vereinigen sein. In letzterer Beziehung kommt in Betracht, 
daß das Gesetz, wie aus der allgemeinen Begründung zu dem seitens des Bundesrats 
entsprechend einem früheren Reichstagsbeschlusse vorgelegten Entwurfe des- 
selben (Stenographische Berichte über die Verhandlungen des Reichstags, 
2. Legislaturperiode, I. Session 1874, Band 3, Aktenstück Nr. 7, S. 22) unzwei- 
deutig hervorgeht, und worüber auch die Verhandlungen im Reichstage keinen 
Zweifel lassen, nicht etwa die fakultative Impfung hat regeln, sondern 
für das ganze Reich die Impfpflicht bis zu einem bestimmten Lebens- 
alter hat einführen wollen, und zwar deshalb, weil — vgl. den Eingang der Be- 
gründung des Entwurfs — „das seit längerer Zeit in Deutschland bemerklich ge- 
wordene Umsichgreifen der Blatternkrankheit in den Blatternepidemien der 
letzten Jahre eine beunruhigende Höhe erreicht und das Bedürfnis nach einer 
wirksamen Bekämpfung der Seuche sich allgemein fühlbar gemacht hatte‘, so 
daß — vgl. die Rede des Bundesratsbevollmächtigten von Riedel bei Einbringung 
des Entwurfs im Reichstage (Band 1 a. a. O., S. 102) — die „Notwendigkeit“ 
vorlag, jene Krankheit „durch gemeinsame Maßregein zu bekämpfen“. 
Daß aber dieser mit dem Gesetz erkennbar verfolgte Zweck nicht erreicht 
werden würde, wenn wegen Unterlassung der vorgeschriebenen Impfung 
nur eine einmalige Bestrafung zulässig wäre, ist ohne weiteres klar. Die Unter- 
lassung ist nur mit einer Geldstrafe bis zu 50 .%& oder mit Haft bis zu 3 Tagen 
bedroht, und bei erstmaliger Bestrafung wird regelmäßig wohl auf eine Haft- 
strafe überhaupt nicht, auf eine Geldstrafe aber nur zu einem Betrage erkannt 
werden, der den gesetzlichen Mindestbetrag von 1 %Æ nicht oder doch nicht 
wesentlich übersteigt. Die sag. Impfgegner, die dabei vor allen Dingen in Frage 
kämen, würden daher, wie von dem Oberlandsgericht Colmar, G. A. 55 342 
zutreffend bemerkt wird, in der Lage sein, „durch eine Geldstrafe in niedrigem 
Betrage sich von der Erfüllung der gesetzlichen Pflicht loszukaufen“. Damit 
wäreder Zweck des Gesetzes, die Schaffung eines wirk- 
samen Schutzes gegen die Blatternkrankheit, nahe- 
zu illusorisch gemacht. 

Was ferner die fragliche Gesetzesvorschrift selbst betrifft, so ist zwar der 
Ansicht verschiedener Oberlandesgerichte — so z. B. München und Kiel, G. A. 
43 276 und 277 Anm. —, welche die Zulässigkeit wiederholter Bestrafung aus den 
Worten „trotz erfolgter amtlicher Aufforderung‘ mit der Begründung folgern, 
daß die Straftat in der Nichtbefolgung der jeweiligen amtlichen Aufforderung 
beruhe, nicht beizutreten. Insoweit erscheinen vielmehr die Ausführungen in 
dem erwähnten Urteil des Feriensenats des Oberlandesgerichts Celle — vgl. auch 
die Urteile der Oberlandesgerichte Frankfurt und Colmar, G. A. 39 371 bzw. 
55 342 — zutreffend, daß mit jenen Worten, die sich in dem Entwurfe des Ge- 
setzes noch nicht fanden und erst auf Antrag des Abgeordneten Prinz Radziwill 
in dasselbe aufgenommen sind, um der Bevölkerung ‚das Schutzmittel zu geben, 
amtlich aufgefordert zu sein, bevor sie zur Strafe gezogen werden können‘ (Steno- 
graphische Berichte a. a. O. Band 1, S. 264), nicht auch der Ungehorsamı 
gegen behördliche Aufforderungen hat für strafbar erklärt werden sollen, son- 
dern daß die letzteren nur die Bedeutung einer Voraussetzung der Strafbarkeit 
haben. Es handelt sich — vgl. die Ausführungen in G. A. 38 235 Anm. — „nach 
wie vor um ein Ungehorsamsdelikt gegen die gesetzlich angeordnete und nur im 
Einzelfalle dem Ptlichtigen sozusagen nochmals in Erinnerung gebrachte Ver- 
pflichtung zur Impfung“. 

Indessen folgt schon aus der Natur dieses Delikts allein die Zulässigkeit 
wiederholter Bestrafung. Dasselbe stellt sich als ein Omissivdauerdelikt dar. 
Die Übertretung des $ 14 Abs. 2 des Impfgesetzes ist zwar schon mit dem Ab- 
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lauf der in $ 4 daselbst bestimmten Fristen vollendet; sie ist Jedoch damit noch 
nicht abgeschlossen, sondern setzt sich fort, bis der gesetzlichen Pflicht Genüge 
geleistet ist. Etwas anderes würde mit ERGStrS.8 390/395)nur dann anzunehmen 
sein, wenn das Gesetz nach Ablauf jener Fristen die Impfung als „interesselos‘“ 
nicht mehr verlangte; davon kann aber schon nach dem Zwecke des Gesetzes 
nicht die Rede sein, und das Gegenteil ergibt sich überdies ohne weiteres aus der 
Bestimmung des $ 4; vgl. auch das in Olshausens Kommentar zum StrGB., 
8. Aufl., Note 15 I a 5 zu $ 67 angeführte Urteil. 

Handelt essich aber um ein Dauerdelikt, also um ein solches, bei welchem 
„der Verbrechenstatbestand durch eine während eines gewissen Zeitraumes 
ununterbrochen fortdauernde Willensbetätigung verwirklicht wird‘, Olshausen 
a. a. O. Note 5c zu $ 73, so liegt zwar wegen der Einheitlichkeit des Willens 
regelmäßig und namentlich bei Gebotsverletzungen nur eine Handlung im 
Sinne des $ 73 StrGB. vor, es lassen sich lediglich aus dem Grunde, weil der 
gesetzwidrige Zustand, nachdem er sich einmal vollendet hat, noch fortdauert, 
nicht mehrere selbständige Handlungen annehmen, so daB deshalb eine 
mehrfache Bestrafung nicht zulässig wäre. Das ändert sich jedoch, wenn 
nach einer Bestrafung im Ungehorsam gegen das Gesetz verharrt wird. Mit 
ERGStrS. 20 316 (317) ist der Entschluß, trotz der in der Bestrafung liegenden 
Warnung, dieselben Handlungen weiter zu verüben, als ein wesentlich anderer 
wie der vor der Bestrafung liegende ursprüngliche Entschluß anzusehen; er 
unterbricht daher die Einheit der Tat, so daß die fortdauernde Renitenz einer 
neuen Bestrafung unterliegt; und daß diese Wirkung einer „in der Mitte lie- 
genden‘ Bestrafung in gleicher Weise bei Gebots-, wie bei Verbotsverletzungen 
eintritt, ergibt sich aus dem in E. a. a.0O. 8 390 (394) ausgesprochenen, zu- 
treffenden Grundsatze, daß der positive oder negative Charakter der Handlung 
für die Frage der Einheitlichkeit der Straftat gleichgültig ist. 

Hiermit erscheinen auch die Ausführungen der Revision, soweit dieselbe 
die von ihr vertretene Ansicht auf die fragliche Gesetzesvorschrift selbst stützt, 
im wesentlichen widerlegt. Inwiefern für diese Ansicht der von dem Gesetzgeber 
gewählte Ausdruck des „Entzogengebliebenseins“, auf welchen die Revision 
sich noch beruft, verwertet werden könnte, ist nicht ersichtlich. Ebenso ist der 
Hinweis auf ERGStrS. 3 437 verfehlt, weil in dem dort erörterten Falle eines 
Vergehens gegen $ 140 Nr. 2 StrGB., wie in dem Urteil des Oberlandesgerichts 
Düsseldorf vom 10. Oktober 1908, G. A. 56 110, zutreffend dargelegt wird, 
„der Tatbestand des Delikts sich nach der Bestrafung nicht in vollem Umfange 
erneuert, sondern nur der Zustand, der durch das zum Tatbestande gehörende 
Verlassen des Inlandes geschaffen ist, aufrecht erhalten wird“; vgl. auch das 
Urteil des Oberlandesgerichts Colmar in G. A. 55 340. 

Daß endlich die Entstehungsgeschichte des Gesetzes nicht nur nicht gegen 
die hier vertretene Auffassung spricht, sondern dieselbe noch in erheblichem 
Maße unterstützt, ist bereits in verschiedenen der oben angeführten oberlandes- 
gerichtlichen Urteile, namentlich in den Urteilen des Kammergerichts, a. a. O., 
S. 377, und des Oberlandesgerichts Colmar, G. A. 55 341, eingehend dargelegt. 
Insoweit wird daher zur Vermeidung von Wiederholungen im allgemeinen auf 
die beiden letzteren Urteile verwiesen und nur als besonders wesentlich her- 
vorgehoben, daß, wie bei der Beratung des Gesetzentwurfes im Reichstage von 
den verschiedensten Seiten ausdrücklich ausgesprochen ist, der Entwurf einen 
doppelten Zwang zur Durchführung des Gesetzes vorgesehen hatte, einen 
direkten durch Zuführung zur Impfstelle und einen indirekten durch zu verhän- 
gende Straten, und daß durch den Reichstag nur die den di- 
rekten Zwanganordnende Bestimmung des Entwurfes 
beseitigt, dagegen die Strafbestimmung in der Fassung des Entwurfs — 
abgesehen von der Aufnahme des oben erwähnten Zusatzes „trotz erfolgter 
amtlicher Aufforderung“ — aufrecht erhalten, auch, wenigstens nach Jen 
stenographischen Berichten, irgend eine Bemerkung in der Richtung, daß nur 
eine einmalige Bestrafung zulässig sein dürfe, nicht gefallen ist, und zwar ob- 
wohl andererseits seitens eines Abgeordneten auf den bisherigen Rechtszustand 
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in Bayern hingewiesen war, nach welchem dort zur Beseitigung des Wider- 
standes gegen die Impfung mäßige Geldstrafen ausgereicht hätten, die in der 
Weise normiert seien, daß zuerst eine kleine Strafe, im nächsten Jahre eine etwas 
größere Strafe, im darauffolgenden Jahre eine noch etwas größere, und so steigend, 
verhängt sei. 

Somit spricht auch die Entstehungsgeschichte des Impfgesetzes dafür, daß 
eine wiederholte Bestrafung auf Grund des $ 14 Abs. 2 desselben zulässig ist, 
weil eben durch das Gesetz, wie das Oberlandeseericht Kiel, G. A. 43 277 Anm., 
zutreffend sich ausdrückt, „zwar keine Zwangsimpfung, wohl 
aber ein (Güdirekter) Impfzwang statuiert werden 
solite“ Ob ungeachtet des Umstandes, daß das Reichsimpfgesetz, abgesehen 
von dem Ausnahmefalle des $ 18 Abs. 3, eine Zwangsimpfung nicht zuläßt, die- 
selbe auf Grund landesgesetzlicher Bestimmungen allgemein zulässig sein würde 
— vgl. Entsch. des Preußischen Oberverwaltungsgerichts 28 396 —, bedarf 
vorliegend nicht der Erörterung. 


a) Für die Entscheidung der Frage, welcher von mehreren für eine Druck- 
schrift benannten verantworllichen Redakteure zur Aufnahme einer Berichtigung 
gemäß § 11 des Reichpreßgeselzes vom 7. Mai 1874 verpflichtet ist, kommt es nicht 
aufden Inhalt des zu berichtigenden Artikels, sondern darauf an,an welch er 
Stelle der Druckschrift der Arlikel stebt. 

b) Die durch den Schlußsalz des $ 19 a.a.O. zugelassene Anordnung der 
nachträglichen Aufnahme einer Berichtigung ohne gleichzeitige Verurteilung des 
angeklagten Redakteurs selst die Feststellung einer objekliv unberechligten 
Verweigerung der Aufnahme der Berichtigung seitens des Angeklagten 
selbst voraus; die Feststellung, daß ein anderer nicht angeklagler 
Redakteur zu der Aufnahme verpflichlel gewesen wäre, genügt nicht. 

Urteil des StrS. v. 4. Januar 1910. — 3. S. 134/09. 

Die an sich zulässige Revision erscheint auch begründet. 

Mit Unrecht folgert der Vorderrichter die Verpflichtung des angeklagten 
Redakteurs zur Aufnahme der verlangten Berichtigung daraus, daß dieser für 
den „Allgemeinen Teil“ der fraglichen Zeitschrift, des „Manufakturisten‘‘, 
als verantwortlicher Redakteur bestellt sei, der Artikel aber, dessen Berichtigung 
verlangt ist, seinem Inhalte nach unter den Allgemeinen Teil falle. Von 
der Regel des Abs. 1 des $7 des Reichspreßgesetzes, nach welcher für periodische 
Druckschriften nur ein verantwortlicher Redakteur benannt werden soll — 
E RGSt S. 28 72 (74) — wird in Abs. 2 a. a. O. eine Ausnahme lediglich für 
den Fall zugelassen, daß aus Form und Inhalt der Benennung zu ersehen ist, 
für welchen Teil der Druckschrift jede der benannten Personen die Redaktion 
besorgt. Damit wird eine Teilung der Redaktionsgeschäfte nach rein äußer- 
lichen Unterscheidungsmerkmalen verlangt; es muß einem jeden der Re- 
dakteure ein äußerlich abgegrenzter Teilder Druckschrift als aus- 
schließiiches Gebiet seiner Redaktionstätigkeit zugewiesen sein; vgl. Stengleins 
strafrechtliche Nehengesetze des Deutschen Reiches, 3. Aufl., Note 10 zu$7 
des Preßgesetzes. E RGSt S. 23 9 (15). Bei Benennung mehrerer Redakteure 
ist daher auch unter dem „verantwortlichen Redakteur“, der nach $ 11 des 
Preßßgesetzes zur Aufnahme einer Berichtigung verpflichtet ist, derjenige zu 
verstehen, welcher für den den zu berichtigenden Artikel enthaltenden 
außeren Teil der Druckschrift benannt ist, und es kommt nicht darauf an, 
welchen Inhalt der Artikel hat, so daß z. B. für einen Artikel, der dem po- 
Iitischen Teil angehört, nicht dem Redakteur des letzteren, sondern dem Re- 
dakteur des Feuilletons die gedachte Verpflichtung obliegt, wenn der Artikel 
im Feuilleton steht; vgl. von Schwarze-Appelius, das Reichspreßgesetz, 
3. Aufl., Anm. 45 zu § 7 auch G. A. 39 374 und 44 144. 

Im vorliegenden Fall ist der Angeklagte Redakteur des allgemeinen Teils 
des Manufakturisten. Es ist aber nicht festgestellt, daß der fragliche Artikel 
in dem allgemeinen Teil steht, sondern nur, daß er diesen betrifft. 
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Die auf Grund des $ 19 des Preßgesetzes wegen Nichtaufnahme der Berichtigung 
erfolgte Verurteilung des Angeklagten ist somit nicht gerechtfertigt. 

Unterliegt indessen auch hiernach das angefochtene Urteil der Aufhebung, 
so konnte doch dem weiteren Antrage der Revision auf Freisprechung des An- 
geklagten seitens des Revisionsgerichts keine Folge gegeben werden. Dazu wäre 
die Feststellung erforderlich, daß der betreffende Artikel in einem Teile des 
Manufakturisten gestanden hat, für den eine andere Person wie der Angeklagte 
als verantwortlicher Redakteur benannt ist. Eine solche Feststellung kann aber, 
weil dabei auch tatsächliche Erwägungen in Frage kommen, seitens des Revisions- 
gerichts nicht getroffen werden, und in dem angefochtenen Urteil ist sie nicht 
getroffen. i 

EE Hiernach war auf Grund des § 394 Abs. 2 StPO. in der Haupt- 
sache, wie geschehen, zu erkennen. Das angefochtene Urteil konnte auch nicht 
etwa insoweit aufrecht erhalten bleiben, als die Aufnahme der Berichtigung 
angeordnet ist. Eine solche Anordnung setzt, wenn sie auch im Falle des guten 
Glaubens des betreffenden Redakteurs ausgesprochen werden kann, ohne daß 
dessen Verurteilung erfolgt, doch eine objektiv unberechtigte Verweigerung 
der Aufnahme der Berichtigung voraus. Ob diese Voraussetzung aber hier 
gegeben ist, bedarf nach den obigen Ausführungen noch der erneuten 
Prüfung seitens des Berufungsgerichts. Daß, wenn nicht der Angeklagte, doch 
jedenfalls der Redakteur H. zur Aufnahme der Berichtigung verpflichtet ge- 
wesen sein würde, ist unerheblich, da sich gegen diesen das vorliegende Straf- 
verfahren nicht richtet. 


Oberlandesgericht Dresden. 


Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Dr. v. Feilitsch, Dresden. 


Begriff der Versammlung i. S. von $ r RVG. 

Urteil des OLG. Dresden v. 9. Juni 1908. III 121/09. 

„Sich versammeln“ bezeichnet zunächst ganz allgemein jedes Zusammen- 
kommen einer Anzahl Menschen, einerlei ob öffentlich, zu welchem Zwecke, 
an welchem Orte usw. Der Standpunkt des Vereins- und Versammlungsrechts, 
das die Regelung nur einer bestimmten Seite der staatsbürgerlichen Bewegungs- 
freiheit des Einzelindividuums zum Vorwurf hat, nötigte indessen für seine 
Zwecke schon ehedem zu einer engeren Auffassung. Zwar versammelt sich im 
weiteren Sinne auch eine formlose, unzusammenhängende Menschenmenge, 
die z. B. auf einer Straße aus Neugier zusammenläuft. Zur Gewährleistung dieses 
Rechts, wenn es überhaupt ein Recht ist, bedarf es jedoch keines Vereinsgesetzes. 
Man fand die erforderliche Grenzabsteckung in dem Bande der Einigung der 
Mehreren und definierte Versammlung als eine gewisse, an Zahl nicht allzu- 
kleine, äußerlich irgendwie vereinigte und, im Gegensatz zum Vereine, nicht 
auf Dauer berechnete Personenmehrheit oder Menschenmenge, die innerlich 
auf gemeinsamen, bewußten Zwecken und Zielen, also auf gemeinschaftlichem 
Wollen beruht. 

Vgl. Sächs. OLG. 12, 387; 19, 206. RGSt. 21, 71; 29, 165. KG in Goltd. 
Arch. 39, 206; 43, 151; 46, 63, 380 und Johow Jahrb. 35 C. 38; 36 C. 50. 

Art und Ort der Vereinigung, Organisation, Form der Eröffnung und der 
Verhandlung, Debatte, Beschlußfassung und dgl. erschienen unwesentlich. 
So verstanden würde aber auch jede Lustbarkeit, wie Tanzvergnügen, Konzert, 
Festessen, unter den Begriff Versammlung gebracht und, abgesehen von $ 4 
Abs. 2 VG., von allen landespolizeilichen Schranken gelöst werden können, 
obwohl insoweit staatsbürgerliche Bedürfnisse überhaupt nicht in Frage stehen 
und eine völlige Freiheit von polizeilicher Überwachung leicht Störungen der 
guten Ordnung des Gemeinwesens verursachen wird. Schon dies erweckt von 
vornherein ernste Bedenken, ob die erwähnten Merkmale zur Kennzeichnung 
des im VG. vorausgesetzten Sinnes des Wortes Versammlung ausreichen. 
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Vor allem jedoch laufen dem, wie das KG. in JohowJahrb. 36C. 50 fg. überzeugend 
darlegt, die Redeweise des täglichen Lebens wie nicht minder Anlaß und Zweck 
des VG. zuwider. Zusammenkünfte zu Tanz, Musik, schauspielerischen oder 
bildlichen Vorführungen pflegt man nicht Versammlungen zu nennen; mit der- 
jenigen staatsbürgerlichen Freiheit, deren Regelung und Sicherung das VG. 
im Auge hat, haben sie nichts zu tun. Was das Vereinsgesetz in erster Linie 
schützen will, ist etwas ganz anderes: die Freiheit des Wortes. 
Da, wo das gemeinschaftliche Bestreben der sich örtlich vereinigenden Menschen 
sich darauf richtet, durch Worte oder sie ersetzende Gebärde oder Gebilde 
Gedanken eines Anderen durch die Sinne in sich aufzunehmen oder eigene 
Denkerzeugnisse mit denen Anderer im Wechselgespräch auszutauschen, wie 
bei Anhörung wissenschaftlicher oder künstlerischer Vorträge, öffentlicher Wahl- 
debatten usw., wird man von Versammlungen reden dürfen, nicht aber, wenig- 
stens nicht in der Regel dann, wenn das menschliche Empfindungsvermögen 
ausschließlich oder überwiegend die Befriedigung körperlicher Wünsche und 
Bedürfnisse vermittelt, wie z. B. bei Festspeisungen, kinematographischen 
Vorführungen und sonstigen Schaustellungen, Kinder-, Schul-, Sommerfesten 
(vgl. Sächs. OLG. 30, 55). Sehr richtig belegt dies das KG. a. O. mit dem Hin- 
weise darauf, daß das VG. es vermieden hat, die Vorschrift des $ 33 c GewO. 
aufzuheben, wonach die Abhaltung von Tanzlustbarkeiten sich nach den landes- 
rechtlichen Bestimmungen beurteilen soll. Im Einklang damit nennt das VG. 
selbst eine politische Versammlung eine solche öffentliche Versammlung, die 
„zur Erörterung‘ politischer Angelegenheiten veranstaltet wird; auch hierin 
prägt sich die Ansicht aus, eine Versammlung müsse die Erörterung 
oder Beratung eines dem Verständnisse der deshalb Erschienenen ein- 
oder wechselseitig zu vermittelnden Gedankenstoffes vorhaben, wenn sie eine 
Versammlung heißen solle. Fehlt es an dem gemeinsamen Erörterungszwecke, 
so erledigt sich mit diesem Bindegliede der Begriff der Versammlung. An dieser 
negativen Begriffsabgrenzung, die mit der Entscheidung des Sächs. OVG. v. 
22. März 1909 in Sachen gegen Horneffer 38, S. II 1909 in teilweiser Einschrän- 
kung von Sächs. OLG. 30, 55 auf die öffentliche Natur der zu erörternden oder 
beratenden Angelegenheit kein ausschlaggebendes Gewicht mehr legt, glaubt 
ar Strafsenat festhalten zu müssen, um zu einem befriedigendem Ergebnis zu 
gelangen. 

Hinsichtlich dessen, was „unter Erörterung“ zu verstehen sei, genügt es 
auf die zutreffenden Ausführungen in RGSt. 38, 184 zu verweisen. Danach er- 
fordert das Erörtern eine Untersuchung, Auseinandersetzung, Auseinander- 
lerung einer Sache nach ihrem Grunde und Wesen, wobei es allerdings nicht 
nötig ist, die Gründe für und wider zu entwickeln, vielmehr eine einseitige Be- 
leuchtung genügt, wobei ferner die äußere Form, in welcher die Erörterung 
stattfindet, ohne Bedeutung ist, so daß auch die Form einer gesanglichen oder 
szenischen Vorführung nicht schlechthin ausgeschlossen erscheint, immerhin 
aber der Inhalt des Vortrags derart sein muß, daß eine Angelegenheit von all- 
gemeinem Interesse zum Gegenstande sachlicher Besprechung gemacht wird, 
um damit auf das Verständnis der Hörer einzuwirken oder eine Klärung streitiger 
Fragen zu ermöglichen. Der Öffentliche Vortrag des Angeklagten über das 
Thema: Die ewige Stadt, eine Wanderung durch Rom“, kann demgemäß unter 
den Begriff der Versammlung in dem entwickelten Sinne fallen, sofern er eine 
Schilderung der Stadt, ihrer Geschichte und sonstigen Verhältnisse bietet und 
sie dem Verständnisse der Anwesenden in Worten zugänglich macht. Anderer- 
seits würde die Zusammenkunft keine Versammlung nach $ 1 VG. gewesen 
sein, hätte der Hauptzweck und der Hauptinhalt des Gehotenen in einer Vor- 
führung von Ansichten der Stadt Rom bestanden und der Vortrag lediglich 
dazu gedient, nebenher und nebensächlicher Weise einige, etwa die Lichtbilder 
lose verknüpfende Bemerkungen oder Erläuterungen zu liefern, oder hätte der 
Vortrag nach der Absicht des Veranstalters bloß den Deckmantel für eine 
politische Versammlung ($ 5 VG.) oder für eine öffentliche Schaustellung und 
die Umgehung der ihrethalber geltenden polizeilichen Kontrollvorschriften ab- 
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geben sollen und abgegeben. Denn nach dem Gesagten ist das landespolizeiliche 
Aufsichtsrecht, gleichviel ob vorbeugender, regelnder oder zurückdrängender 
Natur, durch das VG. nicht beseitigt, soweit es sich mit Materien befaßt, auf 
die sich das Vereins- und Versammlungsrecht, wie es im VG. verkörpert worden, 
nicht erstrecken will. In dem so begrenzten Umfange ist auch die Gültigkeit 
der eingangs gedachten Bestimmungen des Polizeiregulativs vom 22. Juni 1892 
unberührt geblieben, das für Öffentliche deklamatorische oder andere Vorträge 
mit oder ohne Vorführung von Versuchen und Beispielen, falls bei ihnen ein 
höheres Interesse der Kunst oder Wissenschaft obwaltet, vorherige Anzeige- 
erstattung, andernfalls die Einholung polizeilicher Erlaubnis bei Vermeidung 
von Strafe sowohl den Veranstaltern als auch den Inhabern der benutzten 
Räumlichkeiten vorschreibt. nen 

Politische Angelegenheiten; Einwirkung auf solche. RVG. $ 3. 

Urteil des OLG. Dresden v. 6. Oktober 1909. III 21/0. 

Das Vereinsgesetz v. 19. April 1908 entschlägt sich absichtlich einer eigenen 
Bestimmung des weiteren Begriffs „Öffentliche Angelegenheiten‘ und des en- 
geren der „politischen Angelegenheiten“, in der Erwägung, daß beide schwanken 
und es unmöglich sei, eine alle Fälle vollkommen deckende Abgrenzung des 
Begriffsinhalts zu finden. Die Gestaltung des jeweiligen Einzelfalles muß des- 
halb entscheiden. Gleichwohl verdient dabei die bisherige oberstrichterliche 
Rechtsprechung auf diesem Gebiete nach wie vor Beachtung. 

gl. Müller-Schmid, VG., S. 30 f. 37, 55, 69f., 74. 

Nach RR. 9, 590 und RGSt. 16, 340 fallen unter politische An- 
gelegenheiten solche, die die Verfassung, Verwaltung und Gesetzgebung des 
Staates, die staatsbürgerlichen Rechte der Untertanen und die internationalen 
Beziehungen der Staaten unter einander in sich begreifen, und zwar müssen sie, 
wie RGSt. 22,340 sagt, unmittelbar den Staat, seine Gesetzgebung 
oder Verwaltung berühren, seine Organe und Funktionen in Bewegung setzen, 
um eine Veränderung der bestehenden Verhältnisse hervorzurufen, wogegen 
es nicht ausreiche, durch irgendwelche Ideenverbindungen zu ermitteln, ob der 
fragliche Gegenstand nicht unter Umständen in die Interessen und Aufgaben 
des Staats hinübergreiffe. Die Einwirkung selbst braucht indes nach 
RGSt. 29,164 nicht darauf gerichtet zu sein, den politischen Gegenstand un- 
mittelbar in die Tat umzusetzen, vielmehr genügt z. B. die Zweckbetätigung, 
Dritte zu Mitgliedern einer politischen Partei anzuwerben oder grundsätzliche 
Angelegenheiten einer die Beseitigung der gegenwärtigen Gesellschaftsordnung 
- anstrebenden Partei zu erörtern. Da die sozialdemokratische Partei in Deutsch- 
land gemäß ihrer 1890 in Halle beschlossenen Verfassung ein politischer Verein 
ist, der eine Änderung der derzeitigen Produktions- und Gesellschaftsordnung 
staatlichen Verfassung und Gesetzgebung erstrebt, s. u. a. OLG. München 
St. 8,172; Goltd. Arch. 43, 71; KG. in Goltd. Arch. 45, 72 u. D. J. Z. 1896, 39, 
59; Müller-Schmid, VG. S. 56; so berührt ein einseitig vom sozialdemokratischen 
Standpunkte aus gehaltener Vortrag mit dem Zwecke, die Zuhörer zu Sozial- 
demokraten zu erziehen oder in ihren sozialdemokratischen Anschauungen zu 
stärken und damit die Bestrebungen der sozialdemokratischen Partei durch 
Gewinnung neuer Genossen usw. zu fördern, die Politik ebenso direkt, wie wenn 
ein Arbeiter-Turnverein nicht körperliche Übungen oder ein Bühnenverein 
nicht die Befriedigung des Kunstbedürfnisses oder die wissenschaftliche Er- 
kenntnis und die Läuterung des Geschmacks als alleinigen und Selbstzweck 
vertolet, vielmehr mittels Aufführung von Dichterwerken und sonstiger Anregung 
der Getühle, Vorurteile und Leidenschaften weiterer Bevölkerungsschichten 
eine Einwirkung auf die bestehende Ordnung in Staat und Gesellschaft nach 
Maßgabe der sozialdemokratischen Parteiprinzipien beabsichtigt (vgl. KG. 
4.0.). Die Aufforderung eines Redners in einer öffentlichen Versammlung an 
die Anwesenden, die Bestrebungen der genannten Partei zu unterstützen, stellt 
sich demnach als eine die Politik betreffende Angelegenheit i. S. des § 5 VG. 
dar. Unbedenklich würden hierzu auch Versuche zu rechnen sein, die Zuhörer 
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als Mitglieder der sozialdemokratischen Partei anzuwerben, und zwar einerlei, 
ob zu dem Vereine selbst oder zu solchen Organisationen desselben, die ihm 
bestimmungsgemäß als Vorschulen, Anziehungsmittel, Hilfseinrichtungen und 
dergleichen zur Seite stehen. Denn ein derartiges Ausstreuen und Pflegen von 
Parteigedanken und Parteizielen in Anderen hat die Politik gleichermaßen 
zum unmittelbaren Vorwurf, wie die Saat die Ernte. Vgl. Vgl. Sächs. OLG. 
30, 90. Übrigens würde, wie betont werden mag, unter Umständen Ent- 
sprechendes auch von den Vereinigungen anderer politischer Parteien gelten. 

Geht man hiervon aus, so ist es für die Anwendung des $ 5 VG. im vor- 
liegenden Falle keineswegs belanglos, daß D. vor Konfirmanden in geflissentlich 
schroffer Gegenüberstellung von Arm und Reich das Elend und die Not des 
Proletarierkindes und das Wohlleben des Kindes des Reichen geschildert hat, 
um Neid und Mißgunst sowie Unzufriedenheit mit den herrschenden Verhält-: 
nissen in den Herzen seiner jugendlichen Zuhörer zu wecken. Denn alsdann 
war es geboten, in die Prüfung der Frage einzutreten, ob der Zweck und der Er- 
folg dieses Tuns überhaupt ein anderer sein konnte, als der, die ethisch und 
sozial wohltätigen Wirkungen des Konfirmandenunterrichts, der auf den die 
Versöhnung der sich streitenden Menschen predigenden Heilslehren des Christen- 
tums fußt, zu vereiteln und den Haß der Besitzlosen gegen die vom Schicksal 
Begünstigten zu schüren. Auf ein solches Vorhaben des Redners deutet auch 
dessen Hinweisung auf die Bedrückung und Maßregelung der Armen durch die 
Reichen, nicht minder die Feststellung des Urteils, er habe die jungen Zuhörer 
ermahnt, Menschen zu werden mit Selbstbewußtsein und Klassen- 
bewußtsein, der Beitritt zum Jugendbildungsverein der Dresdner Arbeiterschaft 
werde sie befähigen, den Kampf, den ihre Eltern geführt, fortzusetzen, 
das von den Eltern begonnene Werk auf ihre Schultern zu nehmen und es 
zur Vollendung zu bringen. Wenigstens erheischte angesichts dessen der Aus- 
spruch, D. habe nicht zum Klassenhaß und Klassenkampf im Sinne einer un- 
mittelbaren Einwirkung auf die staatliche Verfassung, Verwaltung und Gesetz- 
gebung aufgefordert, im ersten Teile eine eingehendere Begründung, so u. a., 
neben tunlichster Feststellung der wörtlichen Fassung der Rede, deren Schärfe, 
Gruppierung usw. Fingerzeige für ihre wahre Tendenz bieten könnten, eine Er- 
örterung in der Richtung, was D. unter Klassenbewußtsein, Kampf, begonnenen 
und zu vollendendem Werke verstanden habe und von den Zuhörern verstanden 
wissen wollte, vor allem ob den sozialdemokratischen Parteikampf und die 
Durchführung des sozialdemokratischen Programms der staatlichen und gesell- 
schaftlichen Umwälzung; zum anderen Teile, soweit er eine unmittelbare Ein- 
wirkung der erwähnten Art als wesentliches Begriffsmerkmal der politischen 
Angelegenheit voraussetzt, leidet er, wie aus dem oben Gesagten erhellt, an 
Rechtsirrtum. In gleicher Weise unschlüssig erscheint es, wie das Landgericht 
das vom Redner gehandhabte Wort „Sozialismus‘“ zur Entlastung -der Ange- 
klagten verwertet. Richtig freilich ist, daß Sozialismus an sich nicht das Näm- 
liche bedeutet wie Sozialdemokratie oder sozialdemokratische Partei. Darauf 
kommt es Jedoch auch hier nicht an, sondern darauf, in welchem Sinne das Wort 
gebraucht wurde. Sozialismus ist eine Bezeichnung mit flüssigem Inhalte. 
Preist zwar auf der einen Seite der Redner den Sozialismus als zuträglichste 
Weltanschauung des Proletariers, die ihn edel, hilfreich und gut mache sowie 
vor schädlichen Genüssen und Vergnügungen bewahre, betont er aber trotzdem 
andererseits, daß diese Weltanschauung ihn zur Freiheit, Gleichheit und Brüder- 
lichkeit — die hekannte Parole der Revolutionäre seit 1789 — erziehe und zum 
Selbst- und Klassenhewußtsein führe, und schließt er daran den Aufruf zum 
Kanıpfe sowie zur Vollendung des von den Eltern begonnenen Werks, so taucht 
der Zweifel auf, ob mit dem Vorgetragenen wirklich nur eine philosophische 
Auseinandersetzung des Werts der verschiedenen Weltanschauungen und 
eine theoretische Mißhilligung der im Leben herrschenden Ungerechtigkeit 
bezüglich der Erwerbs- und Standesverhältnisse gemeint sein sollte oder ob nicht 
vielmehr das, worin die Rede ausklang, in Wirklichkeit die Anfeuerung zur Be- 
teilligung andempolitischenKampfedersozialdemokratischen 
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Partei war und gerade dies ihren Hauptzweck und Hauptgegenstand bil- 
dete. Das sorgsam zu erforschen, lag um so näher, als das Landgericht selbst 
den Sozialismus die Grundidee der Sozialdemokratie nennt und in der Be- 
kehrung der Arbeiterjugend zum Sozialismus das von D. gewollte Mittel findet, 
sie damit den Bestrebungen der Sozialdemokratie zugänglich und zum späteren 
Eintritt in diese politische Partei geneigt zu machen, und als es ferner selbst 
davon spricht, der Redner habe sich im Eifer seines Vortrages „vielleicht“ — 
es bleibt unklar, ob er es getan oder nicht — hier und da zu Äußerungen hin 
reißen lassen, die das Gebiet der Politik berührten, derartige Entgleisungen aber 
mochten sie auch für sich allein seine Rede noch nicht zu einer politischen 
stempeln, doch immerhin seine übrigen Worte beleuchteten. Ebenso läßt sich 
der unpolitische Charakter der von D. dargebotenen Rezitationen nicht schon 
mit der, eine tatsächliche Feststellung überhaupt nicht enthaltenden einfachen 
Verneinung ihrer politischen Eigenschaft abtun, zumal sie nach dem Landgericht 
zum Teil tendenziös so ausgewählt und vorgetragen worden sein mögen — 
auch hier bleibt offen, ob sie so vorgetragen worden sind —, daß sie als eine 
Verspottung der vom Sozialismus abweichenden Anschauungen aufgefaßt 
werden könnten.“ Hauptsächlich kommt zu diesen Punkten in Betracht, ob 
nicht und inwiefern etwa die Rezitationen planmäßig dem der eigentlichen Fest- 
rede innewohnenden Zwecke dienten und in Verbindung mit ihr ebenfalls auf 
eine Werbetätigkeit für die sozialdemokratische Partei hinausliefen. 

Endlich ist es ein Fehlschluß, wenn das Landgericht ohne weiteres aus $ 2 
der Satzungen des Jugendbildungsvereins der Dresdener Arbeiterschaft, wonach 
er allerdings lediglich die Förderung der geistigen und körperlichen Entwickelung 
seiner Mitglieder und ihre Ausbildung zu höherem Menschentum, unter Aus- 
schluß politischer und religiöser Tendenzen, im Auge hat, folgert, er sei also 
kein politischer Verein und werde es auch nicht dadurch, daß Sozialdemokraten 
ihn organisieren und leiten. Denn darüber, was ein Verein in Wahrheit ist, 
entscheiden nicht bloß seine Satzungen, die auf dem Papiere stehen und ge- 
mißbraucht werden können, sondern vorzugsweise sein ganzes tatsächliches Ver- 
halten, seine Lebensäußerungen nach Innen und Außen. 

Vgl. Entsch. Bayr. VGH. 11, 251; OLG. München St. 1, 378; Sächs. OLG 
21,105; D. J. Z. 1904, 366, RGSt. 24, 249. 

Sollte sich daraus, im Zusammenhalt mit dem, was auf den Parteitagen, 
in der Presse und im Programme der sozialdemokratischen Partei über die Be- 
arbeitung der Jugend zur Teilnahme an den Bestrebungen der Sozialdemokratie 
verhandelt und geschrieben worden ist, ermitteln lassen, daß auch der Jugend- 
bildungsverein der Arbeiterschaft in D. in Wirklichkeit ganz oder doch zum 
Teile das gleiche parteipolitische Ziel verfolgt, so würde nichts im Wege stehen, 
indem unmittelbaren Gegenstand der D.schen Reden eine po- 
litische Angelegenheit zu erblicken. 

Das angefochtene Urteil unterliegt deshalb in vollem Umfange der Auf- 
hebung. Bei der erneuten Verhandlung hat die Vorinstanz auf Ausfüllung der 
bezeichneten Lücken und Beseitigung der zu Tage getretenen Widersprüche 
und rechtsirrtümlichen Anschauungen bedacht zu sein. Insbesondere wird es 
einer sorgfältigen Prüfung des Sinnes und Zweckes der D.’schen Ansprachen 
in Zusammenfassung aller einschlägigen Einzelheiten, ohne Haftung am bloßen 
Wortlaute der Äußerungen, bedürfen. 

Abgesehen von der Frage, ob die öffentlichen Versammlungen vom 4. und 
11. Aprıl 1909 zur Erörterung politischer Angelegenheiten veranstaltet waren, 
ist demnächst zu untersuchen, ob den Angeklagten in subjektiver Hinsicht 
Vorsatz oder, was genügen würde, (vgl. Müller-Schmid, VG., S. 176) Fahr- 
lässigkeit 1n. § 18 Ziff. 2 VG. beigemessen werden kann. 


Nichtöffentliche Vereinsvergnügen bedürfen nach dem RVG. 
weder der Anzeige an die Poltzeibebörde noch deren Genehmigung. 
Urteil des OLG. Dresden vom 2. März 1910. IHI. 32/10. 
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Das Vereins- und Versammlungsrecht ist von jeher vorwiegend politischer 
Natur gewesen. Das vielbehauptete Bedürfnis seiner einheitlichen Regelung er- 
weckte sogar oft „den Zweifel, ob es nicht mehr ein politisches Schlagwort, als 
eine durch tatsächliche Verhältnisse gebotene Notwendigkeit sei“ (Laband, 
vgl. Stier-Somlo VG. S. 5). Die Kämpfe, die schließlich zum G. v. 19. April 1908 
geführt haben, trugen deshalb auch ein durchaus politisches Gepräge, ent- 
sprechend ihrem Gegenstande, der besonders auf öffentlich rechtlichem Gebiete 
interessierte und nur nach dieser Seite, unter Ausscheidung der privatrechtlichem 
und sonstigen mit ihm nicht unmittelbar zusammenhängenden Beziehungen, 
auszugestalten unternommen wurde. Innerhalb dieses öffentlichen Rahmens 
brach es mit dem die ältere bundesstaatliche Gesetzgebung beherrschenden 
System der Präventivkontrolle und verhalf dem in den Motiven und in der Be- 
ratung des Gesetzes immer wiederklingenden Gedanken zum Siege, das Vereins- 
und Versammilungsrecht für das ganze Deutsche Reich einheitlich, 
liberal underschöpfend zuordnen, mit der Wirkung, daß 
fortan im Bereiche des Vereins- und Versammlungs- 
rechtsdieLandesgesetzgebung vollständig beseitigt 
sei, soweit das Reichsvereinsgesetz sie nicht aus- 
drücklich aufrecht erhalte. 

Vgl. Drucks. des Reichstags Bd. 246, S. 4829 ff. (Komm. B.), Bd. 232, 
S. 4556, 4577, 4614 (Reden des Abg. Trimborn und des Staatssekretärs v. Beth- 
mann Hollweg). KG. in Johow Bd. 36, C. 50. 

Uberblickt man aber die Gesamtheit der Gesetzesmaterialien, so lehren 
diese, daß die Debatten sich fast ausnahmslos mit dem Versammlungsrecht be- 
schäftigen und das Vereinsrecht nur nebenher berührten. Sehr erklärlicher- 
weise. Denn was allerseits erstrebt wurde, war eben die Freiheit der öffent- 
lichen Versammlung und in ihr die Freiheit des Wortes. 
Es sollte allen Reichsangehörigen das subjektive Öffentliche Recht (so Stier- 
Somlo VG., S. 17—20, Lindenberg in Stenglein, Nebengesetze S.4 Anm. 6 
und Zit.; anders Laband, Zorn, Seydel: der Schutz ‚der dem Menschen von 
Natur gegebenen Fähigkeit“) gewährleistet werden, ledig der polizeilichen Ge- 
nehmigung und Aufsicht zusammenzukommen, um irgendwelche An- 
gelegenheiten — die Einschränkung auf „öffentliche“ ist in dem nachbemerkten 
Urteile des Oberlandesgerichts nach dem Vorgange des Sächs. OVG., D. J. Z. 
1909, 832, fallen gelassen worden — zu erörtern, beraten und be- 
schließen. In diesem Sinne begrenzt, ist der Begriff der Versammlung in 
$8 1, 5, 6 VG. zu verstehen. Bereits in dem Urteile vom 9. Juni 1909 Ill 121/09 
hat der Strafsenat im Einklange mit dem KG. (Johow a. O. — D. J. Z. 1908, 
1286) ausführlich dargelegt, daß der vom VG. gleich dem des Vereins nicht de- 
finierte Begriff Versammlung als Gegenstand des öffentlichen Rechts gemäß 
dem allgemeinen Sprachgebrauche, der Zusammenkünfte zu Tanz, Musik, 
schauspielerischen oder bildlichen Vorführungen usw. nicht Versammlungen 
zu nennen pflege, sowie gemäß der Tendenz des Gesetzes Jene engere Auslegung 
erfordere. „Was das VG. in erster Linie schützen will, heißt es daselbst, ist 
etwas ganz anderes: die Freiheit des Wortes. Da, wo das gemeinschaftliche Be- 
streben der sich örtlich vereinigenden Menschen darauf gerichtet ist, durch 
Worte oder sie ersetzende Gebärden oder Gebilde versinnlichte Gedanken eines 
Anderen in sich aufzunehmen oder eigene Denkerzeugnisse mit denen Andrer 
im Wechselgespräche auszutauschen, wie bei Anhörung wissenschaftlicher oder 
künstlerischer Vorträge, öffentlichen Wahldebatten usw., wird man von Ver- 
sammlungen reden dürfen, nicht jedoch, wenigstens nicht in der Regel dann, 
wenn das menschliche Empfindungsvermögen ausschließlich oder überwiegend 
die Befriedigung körperlicher Wünsche oder Bedürfnisse vermittelt, wie z. B. 
bei Festspeisungen, kinematographischen Vorführungen und sonstigen Schaut 
stellungen, Kinder-, Schul-, Sommerfesten. Sehr richtig belegt dies das KG. 
a. a. O. mit dem Hinweise darauf, daß das VG. es im $ 23 vermieden hat, neben 
anderen die Vorschrift des $ 33 c GewO., wonach die Abhaltung von Tanzlust- 
barkeiten sich nach den landesrechtlichen Bestimmungen beurteilen soll, mi- 
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aufzuheben.“ Endlich sprechen auch §§ 5 und 6 Abs. 3 ausdrücklich von Ver- 
sammilungen „zur Erörterung“ politischer Angelegenheiten und „zur Erörterung“ 
von Verabredungen und Vereinigungen zum Behufe der Erlangung günstiger 
Lohn- und Arbeitsbedingungen. 

Derselben Meinung: Friedenthal, VG. $ 1 Anm. 5; Heine $ 5 Anm. 2; 
anscheinend auch Lindenberg a. O., S.7 Anm. 15; schwankend Stier- 
Somlo, der S.55 anerkennt, daß nach dem gewöhnlichen Sprach- 
gebrauche unter Versammlung nur eine solche zu verstehen sei, die 
nicht bloß Geselligkeit bezwecke, aber trotzdem Zusammenkünfte, 
die das Ziel des bloßen Vergnügens verfolgen, zu den Versammlungen 
des $ 1 VG. rechnen will. 

Andrer Meinung: Müller-Schmid, VG., S. 30, wo unter Versammlungen 
allgemein einmalige oder periodische Zusammenkünfte in gewissen 
Angelegenheiten verstanden werden. 

Auf öffentliche Veranstaltungen, die nicht Versammlungen 
in dem vorgedachten Sinne sind, also vor allem aüf öffentliche Lustbarkeiten, 
die lediglich der Ergötzung und Unterhaltung dienen (Preuß OVG. in D. J. Z. 
1900, 210), leiden demgemäß nicht die reichsvereinsrechtlichen, sondern nach 
wie vor die landespolizeilichen Vorschriften Anwendung. 

Friedenthal, S. 25, übrigens auch Müller-Schmid, S. 27 Anm. 6, Stier- 
Somlo, S. 52 u. Zit. das. 

Allerdings liegt es nun nahe, folgendermaßen zu schlußfolgern: Setze 
einmal der Begriff Versammlung im VG. den vorbezeichneten Inhalt voraus, 
so müsse es gleichgültig sein, ob die Versammlung in dem vorübergehenden 
räumlichen Zusammentritt von Personen mit der Absicht, in ihnen gemeinschaft- 
liche Angelegenheiten zu erörtern, oder ob sie in der Betätigung eines auf län- 
gere Zeit berechneten freiwilligen Zusammenschlusses Mehrerer zur Verfolgung 
gemeinsamer erlaubter Zwecke unter einheitlicher Führung bestehe. Was für 
erstere gelte, habe natürlich auch für Vereinsversammlungen zu gelten, zumal 
ein Verein von einer Versammlung sich hauptsächlich bloß durch das hier 
nebensächliche Merkmal der Berechnung auf Dauer unterscheide. Vereins- 
lustbarkeiten, bei denen es sich nicht um die Erörterung oder Beratung eines 
dem Verständnisse der Erschienenen ein ‚oder wechselseitig zu vermittelnden 
Gedankenstoffs handele, unterfielen deswegen nicht dem Vereinsgesetz. Inso- 
fern fehle es an einem vom Vereinsrecht zu schützenden öffentlichen Interesse. 
Oder wäre wirklich so viel politische Erregung und Erbitterung am Platze ge- 
wesen, um für Vereine, die auf reine Ergötzung oder Unterhaltung, auf Tanz, 
Musik, Theater, Sport, Kartenspiel und del. abzielten, das reichsrechtliche 
Palladium der staatsbürgerlichen Bewegungsfreiheit zu erringen? Und rede 
nicht $1 VG. unverkennbar nur von dem Rechte, Vereine zu bilden und sich 
zu versammeln? Demnach sei in alledem, was über die Bildung und 
Versammlung des Vereins hinausreiche, auch jetzt noch ein landespolizeiliches 
Einschreiten im öffentlichen Interesse zulässig. 

Diese Erwägungen halten indes vor dem VG. in seiner endgültigen Fassung 
nicht stand. Den Ausschlag für die Beantwortung der Frage, ob reine 
Vergnügungsvereine rücksichtlich ihrer geselligen 
Zusammenkünftedem deutschenVereinsrechte unter- 
fallen odernicht und darum landespolizeirechtlich beschränkbar sind, gibt ganz 
allein der klare Wortlaut und Wortsinn des Vereinsgesetzes selbst in Verbindung 
mit der dem Gesetz innewohnenden Absicht, seine Materie liberal und er- 
schöpfend zu ordnen — eine Auslegungsbasis, an der auch dann nicht gerüttelt 
werden darf, wenn man vom Standpunkte der Wohlfahrtspolizei aus es für 
bedauerlich halten müßte, daß eine behördliche Überwachung nicht mehr 
tunlich wäre. 

Das Gesetz stellt an seine Spitze den Satz: Alle Reichsangehörigen haben 
das Recht, zu Zwecken, die den Strafgesetzen nicht zuwiderlaufen, Vereine zu 
bilden und sich zu versammeln. Wie die Vorinstanz zutreffend sagt, wird damit 
den Reichsangehörigen eine zweifache Befugnis verliehen: 1. Vereine zu bilden 
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und 2. sich zu versammeln. Beide Befugnisse gehen nebeneinander her, decken 
sich also nicht. Schon hieraus erhellt, daß die Wirksamkeit des Rechts, den 
Verein zu bilden, nicht mit dem Sichversammeln seitens der Vereinsgenossen 
abschließen kann. Freilich ist auch innerhalb des Vereins das Recht, sich in dem 
oben entwickelten Sinne zu versammeln, von größter Bedeutung; aber es wäre 
ein Fehlschluß, aus der geringeren Beachtung, die im Verhältnisse zum Ver- 
sammlungsrecht das Vereinsrecht im Entwurfe und bei dessen Beratung ge- 
funden hat und aus gelegentlichen Äußerungen, wie der des Staatssekretärs 
v. Bethmann Hollweg (Drucks. des RT. Bd. 232, S. 4562): 

„Gewiß gibt es eine Menge Vereine rein auf geselligem, wissen- 
schaftlichem und künstlerischem Gebiete, aber alle diese Vereine 
interessieren uns ja bei den in dem Vereinsgesetze enthaltenen Be- 
schränkungen de facto gar nicht, sondern nach dem Entwurfe des VG. 
interessieren uns hierbei nach den Kommissionsbeschlüssen im wesent- 
lichen nur die politischen Vereine und die politischen Versammlungen“ 

und des Kommissionsvorsitzenden Dr. Hieber (a. a. O. S. 4564): 

„Um künstlerische und wissenschaftliche Vereinigungen, Be- 
sprechungen und Vorträge handelt es sich gar nicht. Damit hat das 
ganze Gesetz nichts zu tun....“ 

Den Schluß zu ziehen, daß Vereine bloß, soweit sie sich ver- 
sammelten, nach dem VG. zu beurteilen seien. Denn der Staatssekretär 
betonte allein die zweifellos tatsächlich größere Wichtigkeit des Versamm- 
lungsrechts gegenüber dem Vereinsrechte und Dr. Hieber beabsichtigte lediglich 
seine Meinung dahin kund zu tun, daß die von ihm beispielsweise genannten 
Zusammenkünftekeine VersammlungenimSinnedes Gesetzes 
seien. Das Gesetz aber hat planmäßig auch die Vereine, nicht bloß die 
Versammlungen, und die Vereine überhaupt, nicht bloß rücksichtlich 
ihrer Versammlungen in seinen Normbereich einbezogen und ihre öffentlich- 
rechtliche Ausgestaltung einheitlich bewirkt. Spricht es von dem Rechte, Ver- 
= eine zu bilden, so wäre es verfehlt, an der äußeren Form des Ausdrucks zu 
haften und die nackte Tatsache der geschehenen Bildung des Vereins als das 
Ende der in dieser Richtung den Staatsbürgern eingeräumten Bewegungsfreiheit 
zu betrachten. Das Recht, Vereine zu bilden, stände alsdann auf dem Papiere, 
die Vereinsgründung wäre ein leerer Formalakt ohne jeden praktischen Wert. 
Daß das vom Gesetz nicht gewollt sein kann und nicht gewollt ist, leuchtet ohne 
weiteres ein. Nicht deswegen, weil es im übrigen über das, was der gegründete 
Verein tun darf, schweigt und nur noch von dem Rechte, sich zu versammeln, 
redet, ist der Verein, wenn er nach dem VG. beurteilt werden will, duf das Sich- 
versammeln beschränkt; sondern um deswillen, weil das Versammlungsrecht 
hesonders neben dem Vereinsrecht erwähnt wird, sonach dieses in jenem nicht 
aufgeht, und weil die Antührung des Rechts, Vereine zu bilden, ganz überflüssig 
gewesen wäre, wenn nicht der Gründung eine zielbewußte Wirksamkeit der 
neugeschaffenen Gemeinschaft folgte, bedeutet die Gewährung des Rechts, 
Vereine zu bilden, zugleich die Gewährung des weiteren, sich dem 
Vereinszwecke gemäß zu betätigen. Das Schweigen des Ge- 
setzes über diesen Punkt beweist deshalb im Gegenteil zwingend, daß vor ihm 
die Beschaffenheit des Vereinszwecks ebenso gleichgültig ist, wie Art, Zeit und 
Ort der Betätigung, vorausgesetzt stets, daß der Zweck den Strafgesetzen nicht 
zuwiderläuft und in der Betätigung die Grenzen beobachtet werden, die das 
Vereinsgesetz und andere Reichsgesetze dem Vereins- und Versammlungsrecht 
in polizeilicher Hinsicht stecken. Denn die allgemeinen Befugnisse der Polizei 
gegen Jedermann scheitern keineswegs an dem Vereins- und Versammlungsrecht. 
„Niemand, sei es ein Einzelner oder eine Mehrheit von Personen, kann sich da- 
durch, daß er von dem Vereins- oder Versammlungsrechte Gebrauch macht, 
in andrer Richtung eine bevorzugte Stellung schaffen. Es sollen nicht etwa für 
Vereine oder Versammlungen Vorrechte in dem Sinne geschaffen werden, daß 
die vom Versammlungsrechte Gebrauch machenden Staatsbürger den allge- 
ineinen Gesetzen nicht mehr unterworfen wären. Strafbare Handlungen bleiben 
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strafbare Handlungen, auch wenn sie in Vereinen oder Versammlungen be- 
gangen werden. Ist ferner beispielsweise das Betreten bestimmter Ortlichkeiten, 
sei es an sich, sei es wegen Baufälligkeit oder weil sie von ansteckender Krankheit 
verboten sind, verboten, so bleibt dieses Verbot Unbefugten gegenüber auch 
dann bestehen, wenn diese dort etwa ihr Vereins- oder Versammlungsrecht 
ausüben wollen. Ein solches Verbot richtet sich nicht gegen den Verein oder die 
Versammlung als solche, sondern gegen den Einzelnen ohne Rücksicht auf seine 
Teilnahme an Vereinen oder Versammlungen“ (v. Bethmann Hollweg in Drucks. 
des Reichst. Nr. 819, S. 13 ff.). Oder mit anderen Worten: Das aus sonstigen 
gesetzlichen Vorschriften zulässige oder gebotene Einschreiten gegen Einzelne 
oder Mehrere wird nicht lediglich deshalb rechtswidrig, weil sie ihr Vereins- 
oder Versammlungsrecht ausüben (Preuß. OVG. 26, 403; KG. in Johow Bd. 22, 
C. 67 und D. J. Z. 1910, 92). Andererseits aber kommt innerhalb der an sich 
erlaubten Vereinsbetätigung, wie bemerkt, auf den Zweck und die Betätigungs- 
art nichts an. Selbstverständlich kann ein Verein sich auch versammeln, um 
Angelegenheiten zu besprechen oder sonstwie zu erörtern. Dann übt er sein 
Versammlungsrecht nach $ 1 VG. aus. Er kann indes ebensowohl den Zweck, 
der ihn zusammenhält, auf andere nach $1 verstattete Weise erfüllen. Dann macht 
er von seinem Vereinsrechte Gebrauch. „Daß solche Zwecke in Versammlungen 
betätigt werden, ist nicht nötig. Es gibt wissenschaftliche Vereine, die in dem 
Umlauf von Schriften unter den Mitgliedern ihre Tätigkeit ausüben, und wenn 
es ferner Vereine gibt, die von ihren Mitgliedern nichts anderes als körperliche 
Eigenschaften (Kahlköpfigkeit, Leibesfülle) erfordern, so werden auch solche 
Vereine immer irgendwelche Zwecke (geselliger Art) verfolgen“ (Lindenberg 
a. a. O. S.6 Anm. 12 ff.). Wie nach alledem die Annahme, Geselligkeits- oder 
Vergnügungsvereine unterständen nicht dem VG., willkürlich und mit seiner 
geflissentlich ganz allgemein gehaltenen Fassung unvereinbar sein würde, so 
bietet es auch bei seiner sie gleichwie andere unpolitische Vereine in öffentlich- 
rechtlicher Beziehung vollständig und ausschließlich zu regeln bedachten Ten- 
denz keinen Anhalt dafür, daß ihre an sich erlaubte Zweckbetätigung, sofern 
sie nicht in Rechtssphären, die außerhalb des Vereins- und Versammlungsrechts 
liegen, hinübergreift, irgendwie nach Landesrecht beurteilt werden müßte. 
Mit gewissen Schranken umgibt das VG. allein die politischen Vereine ($$ 3, 17, 
181-5). Sodann finden sich in ihm einzelne Vorbehalte inbetreff kirchlicher und 
religiöser Vereine u. dgl., Kriegsgefahr und innere Unruhen, Sonn- und Fest- 
tagsfeier. Der weitere Vorbehalt in § 1 Abs. 2 erstreckt sich nur auf Versamm- 
lungen, nicht auf Vereine und Vereinszusammenkünfte, sie müßten denn Ver- 
sammlungen im Sinne des VG. sein (Stier-Somlo, S. 26, 27; Lindenberg a. O., 
S.8 Anm. 19; Friedenthal, S. 24 ff.). Die Nichtaufhebung des $ 33 c GewO. 
endlich besagt nicht, daß das Landespolizeirecht für alle Tanzlustbarkeiten 
fortgelte; denn nach der Entstehungsgeschichte des auf Antrag der Reichstags- 
kommission eingeschalteten $ 33 c hatte man hierbei lediglich de gewerbs- 
mäßige Veranstaltung und Darbietung von „gewöhnlichen Tanzbelusti- 
gungen“, d. h. der üblichen, Jedermann gegen oder ohne Entgelt in Gasthöfen 
oder anderen öffentlichen Orten abgehaltenen im Auge: es wurde hervorgehoben, 
„daß die Veranstaltung von öffentlichen Tanzbelustirungen zu den 
stehenden Attributen der Gastwirtschaft gehöre und daß das Bedürfnis einer 
reichsgesetzlichen Regelung nicht vorliege, vielmehr die Regelung vorwiegend 
nach örtlichen Rücksichten geschehen und deshalb den Einzelstaaten überlassen 
bleiben müsse.“ 

v. Bernewitz, GewO. $ 33 c Anm. 1; desgl. v. Landmann ebendas. und 
§ 33a Anm. 1. 

Und wenn von der Anzeigepflicht nach $ 5 VG. alle privaten Zusammen- 
künfte und alle geschlossenen Gesellschaften, insbesondere auch die Versamım- 
lungen geschlossener Vereine sogar dann Defreit sind, falls in ihnen politische 
Angelegenheiten erörtert werden sollen, (Ziff. 5 des Runderlasses des Preuß. 
Ministers des Innern zum VG. vom 13. Mai 1908, abgedruckt bei Stier-Somlo 
S. 244 11.), so muß um so gewisser, soweit die gesetzlichen Ausnahmen nicht ein- 
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schlagen, die Polizeikontrolle unbedingt ausgeschlossen sein, für jede denkbare 
Form der Betätigung eines unpolitischen, nicht strafbare Zwecke ver- 
foleenden Vereins innerhalb dieses Zwecks und des Mit- 
gliederkreises. 

Zustimmend: 

Lindenberg a. a. O. „Nach der Fassung des Gesetzes kann den Vereinen 
auf Grund des Landesrechts überhaupt nicht entgegengetreten werden.“ 

Hieber-Bazille VG., S. 36 und Stier-Somlo, S. 52: „Nichtpolitische Ver- 
eine unterliegen keinerlei Beschränkungen.“ 

Stier-Somlo a. a. O. u. S. 64, 65 sowie Friedenthal, S. 26 nebst den dort 
angeführten älteren, jedoch noch jetzt verwertbaren Entscheidungen 
des Preuß. OVG. und KG. „Nichtöffentliche Lustbarkeiten, bei denen 
sich die Teilnahme auf die Mitglieder und Gäste beschränkt, sind nicht 
der polizeilichen vorläufigen Erlaubnis und der Überwachung unter- 
worfen.“ „Die Polizeiverordnung kann nicht die Vorschrift enthalten, 
daß nichtöffentliche Lustbarkeiten unter gewissen Voraussetzungen 
als Öffentliche gelten sollen.“ 

Nicht in Widerspruch hiermit stehen die oben erwähnten Urteile des 
KG. (Johow Bd. 36, C. 50 — D. J. Z. 1908, 1286) und des Strafsenats 
vom 9. Juni 1909 III. 121/09 (s. auch das v. 22. Juli 1908 im Sächs. 
Arch. 1909, 552), da sie sich nicht mit Vereins-, sondern mit öffent- 
lichen Vergnügungen befassen und deren Unterstellbarkeit unter $ 1 
VG., auch wenn sie von einem Vereine veranstaltet werden — in 
Gegensatz zu den innerhalb seiner Mitglieder sich abspielenden Lust- 
barkeiten — in der Erwägung verneinen, daß sie weder Versamm- 
lungen noch Vereinszweckbetätigungen sind, die das Gesetz des reichs- 
rechtlichen Interesses und Schutzes für wert erachtet. 

Ebensowenig widerspricht dem das Urteil des Senats v. 19. De- 
zember 1907 (Sächs. Arch. 1908, 515 — Fischers Z. 36, 278, das einem 
n P POTAGE ähnlich gelagerten Fall aus der Zeit vor dem VG. 
Yetrifft. 

Andrer Meinung, indes ohne Begründung, Müller-Schmid VG., S. 27 
Anm. 6, während Stier-Somlo S. 52, wo er von der Anwendung des 
Landesrechts auf Lustbarkeiten im allgemeinen redet, offenbar bloß 
öffentliche im Sinne hat. 

Abweichender Ansicht ist bezüglich der Vereinsveranstaltungen (Ab- 
haltung von Sommer- und Kinderfesten, Duldung der Teilnahme von Fort- 
bildungsschülern an Vereinsturnübungen und dergl. bisher auch der erkennende 
Senat gewesen, vgl. S. OLG. 30, 55; S. Arch. 1909, 504. 

Daran hat jedoch bei nochmalirer Prüfung der überwiegenden Gegen- 
gründe nicht mehr festgehalten werden können. 

Sind nun nach den obigen Ausführungen Vereine irgendwelcher Art und 
zwar sogar politische ($ 17 VG.) anlangend die von ihnen im Mitgliederkreise 
veranstalteten (nichtöffentlichen) Lustbarkeiten polizeilich nicht weiter be- 
schränkbar, als das VG. dies zuläßt, so bleibt kein Zweifel übrig, daß das vor 
dem 15. Mai 1908, dem Tage des Inkrafttretens des Vereinsgesetzes errichtete 
Tanzregulativ der Amtshauptmannschaft, soweit es die nichtöffentlichen Tanz- 
vergnügen, Bälle. Konzerte usw. von Vereinen reglementiert (§§ 11 ff.) und so- 
weit die Vorbehalte für das Landesrecht in $ 24 VG. nicht Platz greifen, durch 
das Reichsrecht in der Tat außer Kraft gesetzt worden ist. Infolgedessen dürfen 
auch derartige Vereinslustbarkeiten weder von einer Anzeige noch von der vor- 
herien Eintragung des Vereins als Tanzgesellschaft noch von einer Genehmigung 
polizeilicherseits mehr abhängig gemacht und Zuwiderhandlungen gegen solche 
Auflagen nicht mehr nach $ 32 Reg. bezw. & 140 Armen-Ordn. bestraft werden. 

Die Amtshauptmannschaft S. war mithin nicht in der Lage, die rein ge- 
sellige, demgemäß an sich erlaubte Zwecke verfolgende Gesellschaft Ressource 
in K., die mit der Vorinstanz unbedenklich als ein Verein n. $1 VG. anzusehen 
ist, um Jdeswillen. weil sie sich nicht in das polizeiliche Verzeichnis der einge- 
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tragenen Tanzgesellschaften hatte aufnehmen lassen, härter zu behandeln als 
eingetragene Gesellschaften und für das nichtöffentliche Vereinstanzvergnügen 
im Gasthofe zum „grünen Baum“ in K. deshalb, weil es nach $ 16 Reg. dessen 
Vorschriften in §§ 3—10 über Öffentliche Tanzvergnügungen unterstehe und für 
das dritte Quartal 1909 die Zahl der außerregulativmäßigen Tanzvergnügungen 
bereits erschöpft sei, die Genehmigung zu verweigern. Die trotzdem abgehaltene 
Lustbarkeit war der Anzeige wie der Ausführung nach keine öffentliche, obwohl 
sie in einem Öffentlichen Lokale stattfand; teilgenommen haben nach den Fest- 
stellungen nur Vereinsmitglieder und von einer etwaigen Verletzung der Be- 
stimmungen über die Sonntagsfeier durch das Tanzvergnügen ist aus dem an- 
gefochtenen Urteile nichts zu erkennen. Die Unstatthaftigkeit einer polizeilichen 
Kontrolle des Vereinsfestes rechtfertigt nach alledem die vom Landgericht ver- 
fügte Freisprechung beider Angeklagten. 


Bedarf ein Wirt zur gewerbsmäßigen öffentlichen Veranstaltung von In- 
sirumentalmusik obne höheres Kunslinteresse in den Räumen seiner Schankwirl- 
schaft der vorherigen polizeilichen Erlaubnis? 88 I, 33a—b, 147! GewO. 

Urteil vom 11. März 1908. III 27/08. 

Obige Frage ist, wenigstens für das Königreich Sachsen zu verneinen. 

In Betracht kommt hierbei in erster Linie das Reichsrecht. Be- 
herrscht wird das moderne Gewerberecht von dem Grundsatz der Gewerbe- 
freiheit $ 4 GewO. Anerkanntermaßen erstreckt ersich allerdings bloß auf 
die Zulassung zum Betriebe von Gewerben im allgemeinen, keineswegs auch 
auf die bezüglich der Art der Ausübung eines bestimmten Gewerbes im öffent- 
lichen (verkehrs-, sicherheits-, wohlfahrts-, sittenpolizeilichem usw.) Interesse 
ergangenen polizeilichen Vorschriften. Ebenso anerkannt ist indessen, daß 
derartige Vorschriften nicht so weit greifen dürfen, den Gewerbebetrieb 
überhaupt vollkommen zu verkümmern und so auf dem Umwege von 
SeS arange die gesetzlich gewährleistete Gewerbefreiheit zu 
vereiteln. 

Vgl. u. a. Landmann, GewO. § 1, I 59; Sächs. Arch. 1907, 284. Ein- 
engende Bestimmungen finden sich in der Gewerbeordnung selbst an mehreren 
Orten. Mißstände, die bei der Veranstaltung und Darbietung von Musik- 
aufführungen, Schaustellungen, theatralischen Vorstellungen und sonstigen 
Lustbarkeiten, namentlich Singspielhallen (Tingeltangel) und dergl. überhand 
genommen hatten, führten zu der Einschaltung der $$ 33a und 33b durch 
Die Novelle vom 1. Juli 1883 (RGBl. 159), die einen besonderen Gewerbe- 
betrieb neben dem des $ 33 betreffen, also auch von dem befolgt werden mussen, 
der der Gast- oder Schankwirtschaft, seinem Hauptgewerbe, noch ein Neben- 
gewerbe der hier gedachten Art hinzufügt (Preuß. OVG. in Reger 10, 168). Bei 
der Beratung des Entwurfs wurden jedoch verschiedene geplante Beschrän- 
kungen als zu weit gehend beanstandet und schließlich gestrichen. So traten 
in $ 33a an die Stelle des Ausdrucks „Musikaufführungen“ die Worte „Sing- 
spiele, Gesangs- und deklamatorische Vorträge‘ zu dem ausgesprochenen Zwecke, 
damit die öffentliche Veranstaltung von bloßen Instrumentalmusik- 
Produktionen von der Bedingung einer polizeilichen Er- 
laubnis zu befreien (Landmann, GewO. I, 307 Anm. 3 zu $ 33a). 
So wurden weiter in $ 33b die ursprünglich hinter „öffentlichen Wegen, Straßen, 
Plätzen“ stehenden Worte „oder an anderen Öffentlichen Orten“ beseitigt, 
dadurch aber die gewerbsmäßire Darbietung von jedweden Musik- 
aufführungen ohne höheres Kunstinteresse, insbesondere auch Instrumental- 
musik-, Orchestrion-, Grammophon- usw. Produktionen, für Gast- und 
Schankräume, da sie berrifflich den öffentlichen Plätzen nicht zugezählt 
werden können, von vorherigen orts polizeilichen Erlaubnis entbunden 
(Landmann, GewO. I, 317, Anm.3 zu $ 33b und Liter. das.; v. Bernewitz 
GewO. I, 135, Anm. À zu $ 33b). Daraus folgt mit zwingender Notwendigkeit, 
daß nach der Gewerbeordnung es einem Schankwirte unbenommen 
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ist, in seinem Wirtshause öffentliche Instrumentalmusik ohne polizeiliche Er- 
laubnis gewerbsmäßig zu veranstalten. 

S. hierzu Landmann GewO. l, 312 und Zit. das. 

Hierüber gehen auch, soweit zu sehen, die Meinungen nicht auseinander. 
Der Streit bewegt sich vielmehr darum, ob die GewO. in dieser Materie der 
Landesgesetzrebung für Ergänzungen und Verschärfungen freie Hand läßt. 
Dies verneint mit Entschiedenheit vor allem die ständige preußische Praxis, 
während die bayrische Rechtsprechung und mit ihr Landmann GewO. I, 306, 
desgl. das OLG. Darmstadt in Reger Erg. Bd. 2, 20 = Hess. Zschr. 25, 140 die 
Ansicht verfechten, daß landesrechtliche Bestimmungen unter Umständen 
weiter gehen dürfen, als die §§ 33a und b GewO., die die Frage, ob und inwieweit 
das Veranstalten und das Darbieten von Lustbarkeiten von einer polizeilichen 
Genehmigung abhängig gemacht werden könne, nur in einzelnen Richtungen 
regeln wollten. 

In Bayern knüpfen sich die Erörterungen hauptsächlich an Art. 32, 33 
des PStGB. vom 26. Dez. 1871 und $$ 4, 8 der VO. v. 3. Juli 1868, die Schau- 
und Vorstellungen betr., an, von denen Art. 33 die Aufführung von Musik- 
stücken usw. in Wirtschaftslokalitäten oder an anderen öffentlichen Orten gegen 
Entgelt ohne polizeiliche Erlaubnis bei Strafe verbietet und $ 8 Abs. 2 der VO. 
anordnet, daß in den einzelnen Orten, in welchen der Berechtigte sein Gewerbe 
ausüben wollte, derselbe hierzu die besondere Erlaubnis der Ortspolizeibehörde 
nachzusuchen habe. Zur Begründung der Auffassung, daß diese Bestimmungen 
noch gültig seien, wird in den Entscheidungen die Entstehungsgeschichte der 
88 33a und b GewO. ins Feld geführt. Der Kommissar des Bundesrats (Bödiker) 
hatte zu dem in 3. Lesung gestellten Antrage auf Wiedereinsetzune der in der 
2. gestrichenen Worte „older an anderen öffentlichen Orten‘ ($ 33b) erklärt: 
„Die Ablehnung dieses Antrags werde die Behörden wieder dahin drängen, mit 
Hilfe ihrer partikularrechtlichen Generalklauseln die Sache so zu gestalten, 
wie sie jetzt durch Reichsrecht gestaltet werden solle. Es sei aber doch besser, 
wenn man ein reichsgesetzliches Fundament habe. Ahnliche Vorschriften, wie 
sie in Preußen auf gesetzlicher Basis im Wege der Polizeiverordnungen gegeben 
seien, beständen auch in Bayern in Art. 32, 33 PStGB. Das, was der $ 33b 
(im Entwurfe) vorschlage, sei in der Tat teils Reichsrecht, teils Partikularrecht, 
welches zusammen das Recht des betreffenden Landes bilde. Jetzt sei nur die 
Frage, dieses Recht einheitlich zu gestalten und zum Reichsrecht zu machen 
und nicht die Verhältnisse in den alten Zustand zurückkehren zu lassen, daß 
wiederum mit partikularrechtlichen Verordnungen und Instruktionen das 
Reichsrecht ergänzt werden müsse.“ 

Verhandl. des Reichstags 1882/83. Bd. 4, S. 2599, 2601. 

Hieraus wird geschlossen, daß infolge (oder trotz) der Nichtaufnahme der 
Worte ‚oder an anderen Öffentlichen Orten‘ die Vorschriften. die in dieser 
Hinsicht in den verschiedenen deutschen Bundesstaaten bestanden, in Kraft 
geblieben seien. 

S. die Zusammenstellung der bayrischen Judikatur in Riedel-Sutner, 

Bayr. PStGB. 7. Aufl., S. 137 zu $ 33; auch Reger 21, 376, 24, 425. 
Erg. Bd. 3, 389; Landmann GewO. I, 318—320. Anm. 5, 6e. 

Ebenso bejaht OLG. Darmstadt a. O. die Rechtsgültigkeit einer landes- 
gesetzlichen Anordnung, daß für die einzelnen zu veranstaltenden Musikauf- 
führungen polizeiliche Erlaubnis bei Strafe einzuholen sei, wiewohl nur zum Teil 
aus den nämlichen Erwägungen; im übrigen wird dargelegt, daß die einschlägige 
hessische Vorschrift zu Steuerzwecken erlassen sei und deshalb gemäß $ 5 GewO. 
fortdauernde Beachtung beanspruchen dürfe. 

Sofern mit dergleichen landesrechtlichen Polizeivorschriften eine Ein- 
wirkung auf die Zulassung zum Gewerbebetriebe beabsichtigt sein sollte, 
würden sich hingegen aus $$ 1, 33 a.b GewO. die erheblichsten Bedenken ergeben. 
Daß §§ 33 ab die Fälle, in welchen Ausnahmen von dem in $ 1 aufgestellten 
Grundsatze der Gewerbefreiheit Platz greifen sollten, nicht erschöpfend be- 
zeichnet und die Ausfüllung der Lücken der Landesgesetzgebung anvertraut 
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habe, widerspricht direkt dem Zwecke der Nov. vom 1. Juli 1883, wie er von 
verschiedenen Seiten bei deren Beratung erläutert worden ist. Gerade die 
Gültigkeit der partikularrechtlichen Polizeiverordnungen, die dem Tingel- 
tangelunfug usw. steuern wollten, wurde angezweifelt und eine einheitliche 
reichsrechtliche Ordnung der Materie erstrebt. Man prüfte sorgsam, wie weit 
dem an sich freien Gewerbebetriebe Schranken zu ziehen seien, und fand dabei, 
daß die Worte ‚oder an anderen Öffentlichen Orten“ im Entwurfe zu weit gingen. 
Ihre Streichung sollte eben darum gerade besagen, daß die gewerbsmäßige 
öffentliche Veranstaltung instrumental-musikalischer Aufführungen, zumal 
solche für sich allein Anstand und Sittlichkeit kaum zu gefährden vermöchten, 
in Gast- und Schankwirtschaften der Konzessionspflicht nicht unterliege. 
Demgegenüber kann der abweichenden Meinung des Kommissars des Bundesrats 
keine ausschlaggebende Bedeutung beigemessen werden. Im Gesetze selbst 
ist sie jedenfalls nicht zum Ausdruck gelangt. Vielmehr nötigen dessen Ent- 
stehungsgeschichte und Zusammenhang zu der Annahme, daß mit den Vor- 
schriften der $$ 33a fgl. GewO. der Kreis der beabsichtigten Ausnahmen 
von $ 4 abgeschlossen und ‚es der Landesgesetzgebung nicht zustehen 
sollte, durch Einführung des Erfordernisses der Genehmigung in weiterem 
Umfange, als es in §§ 29 felg. geschehen ist, die Zulassung zu bestimmten 
Arten des Gewerbebetriebs in einem von der Gewerbeordnung selbst 
nicht vorgesehenen Maße zu beschränken.“ Demzufolge entbehren Polizei- 
verordnungen, insoweit sie Gast- oder Schankwirte im Falle der gewerbs- 
mäßigen Veranstaltung von Instrumentalmusik in ihren Gewerbsräunien 
olıne vorherige polizeiliche Erlaubnis mit Strafe bedrohen, der gesetzlichen 

Grundlage. 
Preuß. OVG. in Reger 10, 168, 16, 357. Erg. Bd. 3, 233; Erlasse des Preuß. 
Min. d. Innern vom 18. Februar 1885 und 4. März 1889 in Reger 

5,411, 10, 140. 

Der hervorgehobene Gegensatz zwischen der bayrischen und hessischen 
Rechtsprechung einer- und der preußischen andererseits berührt übrigens nicht 
so sehr die Auslegung der $$ 33a und 33b, als die des Begriffs „Zulassung zum 
Gewerbebetriebe“. Denn grundsätzlich stehen auch jene auf dem Boden, daß 
alle mit § 4 GewO. unverträglichen landesgesetzlichen Vorschriften, zZ. B. S 4 
der bayr. VO. vom 3. Juli 1868, mit der Einführung der Gewerbeordnung hin- 
fällig geworden und nur noch solche polizeiliche Beschränkungen des Gewerbe- 
betriebes statthaft sind, die die Ausübung des Gewerbebetriebs, nicht die Zu- 
lassung zu ihm betreffen. Sie behaupten jedoch, die Bedingung der besonderen 
ortspolizeilichen Erlaubnis zu einzelnen Aufführungen der in $ 33b gedachten 
Art (s. z.B. $ 8 der a. bayr. VO.) beziehe sich lediglich auf die Ausübung des 
Gewerbebetriebs und gelte deswegen auch noch gegenwärtig, wie denn durch 
$ 33b GewO. überhaupt nicht eine auf die Zulassung zum Gewerbebetriebe, 
sondern bloß eine auf die Gewerbsausübung bezügliche Bestimmung habe ge- 
schaffen werden sollen. 

Bayr. Oberst. LG. 2, 38, 4,95, 5,113 = Reger 21, 376, 24, 425. Erg. 
Bd. 3, 389; ähnlich OLG. Darmstadt a. O 

Ob letzteres richtig sei, braucht zurzeit nicht erörtert zu werden. Auch 
wird man im allgemeinen den Rahmen für die polizeilichen Befugnisse rück- 
sichtlich der Kontrolle der Ausübung des Gewerbehbetriebs nicht zu eng zu 
fassen haben und dabei die wechselnden Ansprüche, welche Verkehr, Handel 
und Industrie in stetem Wachstum an die Allgemeinheit wie an die Einzel- 
individuen stellen, die im Flusse befindlichen gesellschaftlichen Anschauungen 
u. a. erwägen müssen. Die Rechtsprechung hat deshalb z. B. Regulativnormen 
über Kostüme und Benehmen der Auftretenden, vorherige Anzeige der Pro- 
gramme, Genehmigung oder Verbot vorzutragender Stücke, Beginn und Dauer 
der Aufführungen, Lage und Beschaffenheit der Gewerbsräume als Unter- 
lagen für Straldrohungen gebilligt. 

Landmann, Gew.O. I, 312, 314, 320; Sächs. OBG. 21, 503, 27, 305; 
Sächs. Archiv 1907, 352, 353. 
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Bei überwiegendemöffentlichenInteresse können polizeilicheÜberwachungs- 
und Vorbeugungsmaßregeln inbetreff der Ausübung eines Gewerbebetriebs 
sogar hart an die Linie heranreichen, wo die Beschränkung der Ausübung in 
Wirklichkeit zur Untersagung oder doch tatsächlichen Verhinderung des Ge- 
werbehetriebs wird. Niemals aber dürfen sie diese Grenze überschreiten, wollen sie 
nicht wider$1 GewO. verstoßen. So wird unterUmständen das für einen bestimmten 
Tag an einen Schankwirt erlassene Verbot von Musikaufführungen aus Gründen 
der öffentlichen Wohlfahrt oder Sicherheit, z. B. zur Verhütung von Ruhe- 
störungen, sehr wohl gerechtfertigt sein. Ihm jedoch für die gewerbliche Ver- 
anstaltung von Instrumentalmusik in seinem Schanklokal anzusinnen, daß er 
zuvor die polizeiliche Genehmigung einhole, ist nichts anderes als eine Be- 
schränkung der Zulassung zum Gewerbebetriebe. Dabei macht es keinen Unter- 
schied, ob die Genehmigung ein für allemal oder für einen gewissen längeren 
Zeitraum oder für jeden einzelnen Akt der Gewerbeausübung verlangt wird 
(Reger Erg. Bd. 3, 237). Denn hier wie dort wäre das geplante gewerbliche 
Unternehmen schon im Beginne nur bedingt gestattet. Der Unternehmer würde 
zu ihm nur zugelassen sein, wenn und soweit die Polizei es erlaubte; er wäre 
sonach dem Ermessen. wo nicht der Willkür der Polizei, der die Erteilung oder 
Versagung der Erlaubnis ganz anheimstände, ausgeliefert. Das wäre das gerade 
Gegenteil von dem, was die GewO. mit $ 1 bezweckt. Zu dieser Konsequenz 
aber würde man unabweisbar gedrängt. wenn die oben bezeichnete Grenze 
zwischen der Zulassung zum Gewerbebetriebe und der Ausübung des Gewerbe- 
betriebs verwischt und letzterer Begriff ungebührlich ausgedehnt wird. 

Allgemeine Jandesrechtliche Bestimmungen, die die Zulassung 
zum Gewerbebetriebe mehr als §§ 33a und b GewO. beschränken, bestehen 
im Königreich Sachsen nicht. 

Dagegen sind an zahlreichen Orten Regulative ergangen, die für ‚öffent- 
liche Musikaufführungen‘“ schlechthin, für „Öffentliche Instrumentalmusik- 
und Gesangsaufführungen‘ oder für „Öffentliche Gesangs- und Instrumental- 
konzerte‘ die vorherige polizeiliche Erlaubnis, bei Strafandrohung im Falle der 
Nichteinholung, als Bedingung festsetzen. 

Das OLG. trägt kein Bedenken, sich der neuerdings auch von dem 
K. Minist. des Innern geteilter Rechtsanschauung, wie sie in Preußen herrscht, 
anzuschließen, m. a. W. die an die Spitze der vorstehenden Ausführungen ge- 
stellte Frage verneinend zu beantworten. 


Was versteht $ ı Abs. 3 der KVO. v. 22. Okt. 1901 unler „Seifen zum 
dußerlichen Gebrauche“ ? 

Urteil des OLG. Dresden v. 30. September 1908. III 180/08. 

Offensichtlich sind dem L. für die Beurteilung der Frage, ob die hier vom 
Angeklagten vertriebene Händeseifenkreme als Seife im Sinne 
der Kais. VO. v. 22. Okt. 1901 $ 1 Abs. 3 gelten könne, nicht sowohl Bedenken 
aus der Art der Zusammensetzung des Mittels beiregangen, als vielmehr und 
zwar ausschließlich aus der Art und Form seiner Anwendung sowie seiner Zweck- 
bestimmung. Auf diese Umstände kann aber kein ausschlaggebendes Gewicht 
gelegt werden. 

Zunächst erscheint es nicht von Bedeutung, daß die Seifenkreme 
nicht als Reinigungs- sondern als Heilmittel zu dienen bestimmt ist. Denn auf 
Seife als bloßes Reinigungsmittel haben sich die Kais. VO. und ihre Be- 
stimmungen, durch die der Verkehr mit Arzneimitteln geregelt und 
demzufolge wie in $ 1 Abs. 4 zum Ausdruck gebracht ist, der Verkehr mit he- 
stimmten Zubereitungen, die als Heilmittel dienen sollen, gewissen Be- 
schränkungen unterworfen wird, überhaupt nicht beziehen sollen. Aus diesem 
Grunde kann auch die VO. mit Abs. 3 nur solche Seifen im Auge gehabt haben, 
die wegen ihrer Zusammensetzung mit heilkräftigen Stoffen als Heilmittel 
Verwendung finden sollen. Andernfalls wäre die ausdrückliche Freigabe der 
Seifen zu äußerlichem Gebrauche in Abs. 3 als Ausnahme von der den Verkehr 
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mit H eil mitteln beschränkenden Vorschrift in Abs. 4 unverständlich. Eine 
Seife kann deshalb nicht aus dem Grunde, weil sie als Heilmittel zu dienen be- 
stimmt ist, als von der Bestimmung in § 1 Abs. 3 der VO. nicht erfaßt gelten — 
vorausgesetzt nur, daß sie bloß äußerliche Anwendung finden soll. Ebensowenig 
Gewicht ist auf die Art und Form der Anwendung zu legen. 

Nicht die Form einer Zubereitung an sich ist nach der VO. für den freien 
Verkehr verboten, sondern es sind dies nur die Zubereitungen in den im Ver- 
zeichnisse A aufgeführten Formen unter der Voraussetzung, daß sie als Heil- 
mittel gelten sollen (§ 1 Abs. 1 VO.) Es kann daher ganz dahingestellt bleiben, 
ob die vom Angeklagten verkaufte Hundeseifenkreme nicht bloß,weil sie bei 
ihrer äußeren Beschaffenheit wie eine Salbe Verwendung finden kann, sondern 
auch nach ihrer Zusammensetzung als Salbe im Sinne von Ziffer 10 des Ver- 
zeichnisses A der K. VO. anzusehen sei. Denn auch wenn ihr die Eigenschaft 
einer zu Heilzwecken bestimmten Salbe zuzusprechen wäre, so müßte, wenn 
sie nur sonst als Seife zu äußerlichem Gebrauche zu gelten hat, auf sie die be- 
freiende Vorschrift in Abs. 3 Anwendung finden. Durch diese Bestimmung 
wird eben die verkehrsbeschränkende Vorschrift in Abs. 1 für Seifen zu äußer- 
lichem Gebrauche für den Fall ausgeschlossen, daß sie als Zubereitungen der 
im Verzeichnisse A bezeichneten Arten und Formen anzusehen wären. 

Aber auch die Art der Anwendung des Mittels kann nicht maßgebend 
sein. Nach $ 1 Abs. 3 sind die zu Heilzwecken bestimmten Seifen freigegeben, 
sofern sie zu äußerlichem Gebrauche dienen sollen. Eine weitere Unterscheidung 
in der Art ihrer Anwendung und insbesondere in der Richtung, ob sie verdünnt 
oder nicht verdünnt und ob sie zu längerer oder nur zu kurzzeitiger Einwirkung 
Verwendung finden sollen, ist dagegen im Gesetze nicht zum Ausdruck gebracht. 
Es erscheint daher auch nicht zulässig, eine weitere Unterscheidung in 
das Gesetz hinein zu tragen. 

Demzufolge kann für die Beurteilung des hier fraglichen Mittels nur noch 
seine Zusammensetzung in Frage kommen. Diese aber läßt die Hundeseifen- 
kreme, da ilır hauptsächlichster Bestandteil Schmierseife, also zweifellos Seife 
ist, demgegenüber die Zusätze von Schwefel und Teer nur als heilkräftige Neben- 
bestandteile in Betracht kommen, zu äußerlichem Gebrauche erscheinen. 

Da solche aber nach $ 1 Abs. 3 der VO. vom 22. Oktober 1901 den be- 
schränkenden ‚Vorschriften in $ 1 Abs. 1 nicht unterliegt, so fällt dem Ange- 
klagten eine Übertretung gegen $ 367 Ziffer 3 StGB. nicht zur Last. 


„Heilmittel“ und dem freien Verkehr entzogene „Zubereitungen“ i. S. der 
K. VO. v. 22. Okt. ıgor und $ 367 Zijf. 3 SIGB. 

Urteil des OLG. Dresden v. 28. Oktober 1908. III 205/08. 

Das OLG. kann in der Einstellung der Ade-Biskuits unter Ziff. 9 der Kaiserl. 
VO. vom 21. Oktober 1901 einen Rechtsirrtum nicht erblicken. Wie aus $ 1 das. 
hervorgeht, ist es ohne Eintluß. ob eine der im Verzeichnis A hierzu aufgeführten 
Zubereitungen heilkräftire Stoffe enthält oder nicht. Es kommt demnach nicht 
darauf an, ob das den Heilwert der Ade-Biskuits ausmachende Phenolphthalein 
unter den Stoffen des Verzeichnisses B der K. VO. mit aufgeführt ist oder nicht. 

Daß Biskuits als Gebäck an und für sich nicht als eine im Verzeichnis A 
bezeichnete Zubereitung angesehen werden können, mar als richtig unterstellt 
werden. Die Gesetzgebung will aber mit ihrer Vorschrift alle diejenigen Zu- 
Þereitungen treffen und dem freien Verkehr entziehen, welche innerlichen Zwecken 
ihrer Größe nach dienen können, und die entweder dem Schluckakt 
keinen Widerstand entgerensetzen, wie die Pillen, oder wenigstens als Ganzes 
in den Mund gesteckt werden können. 

Vgl. Meißner. Kommentar zur Kais. VO. S. 137. 

Eine solche Zubereitung sind ihrer ganzen Form nach die Ade-Biskulits. 
Wenn in dem Verzeichnis A Biskuits nicht ausdrücklich aufgeführt sind, so liegt 
der Grund darin, daß die Gesetzgebung nur die für solche Zubereitungen re- 
bräuchlichsten Bezeichnungen herausgerrilfen hat. Unter Biskuits im engeren 
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Sinne aber versteht der Sprachgebrauch im allgemeinen nicht flache Scheibchen 
in der Größe von nur etwa 2 cm Durchmesser, sondern Gebäck von größeren 
Dimensionen. Daher ihre Nichtaufnahme als Biskuits unter die in Ziffer 9 des 
Verzeichnisses A aufgeführten Zubereitungsformen. Daß die Ade-Biskuits 
gerade aus Biskuitmasse hergestellt sind und daher die Bezeichnung ‚„Biskuits‘“ 
mit Recht führen, kann sie bei ihrer Form, Verpackung und Bestimmung nicht 
davor schützen, unter die in Ziffer 9 des Verzeichnisses A der Kaiserlichen Ver- 
ordnung vom 22. Oktober 1901 dem freien Verkehr entzogenen Zubereitungen 
gerechnet zu werden. 


Oberlandesgericht Düsseldorf. 


Mitgeteilt von Landrichter Dr. Maeder, Crefeld. 


Ist § 361 Nr. ro SIGB. auf die Unterhallungspflicht außerehelicher Väler 
anwendbar ? 

Urteil des Strafsenats des Oberlandesgerichts in Düsseldorf vom 20. No- 
vember 1909. 

Der Angeklagte ist der Vater eines unehelichen Kindes, dem er auf Grund 
rechtskräftigen Urteils eine Unterhaltsrente von monatlich 20 oder 25 .# zu 
zahlen hat. Die Vorinstanzen haben ihn wegen Übertretung des $ 361 Nr. 10 
StrGB. bestraft, weil er sich dieser Unterhaltspflicht derart entzogen habe, 
daß fremde Hilfe habe in Anspruch genommen werden müssen. 

Die Rüge der Revision, der angewandte $ 361 Nr. 10 sei durch diese Ent- 
scheidungen verletzt, weil die Strafbestimmung auf die Alimentationspflicht 
des außerehelichen Vaters nicht anwendbar sei, ist begründet. In Rechtslehre 
und Rechtsprechung wird diese Frage allerdings überwiegend im Sinne des an- 
gefochtenen Urteils beantwortet, vgl. Olshausen Bd. Il, S. 1443; Oppenhoff 
Note 70 ff. zu $ 36119; Feld in Seufferts Blättern 71, S. 145; Deutsche Juristen- 
zeitung 06, S. 1148; Recht 12, S. 668; Oberlandesgericht Hamburg in Goltd. 
45, S. 294 bayer. oberst. Landesger. in Seufferts Blättern 72, S. 74; Ober- 
landesgericht Cöln, U. v. 6. Juni 08 in den amtl. Nachrichten der Armen- 
verwaltung Cöln, Ill. Jahrg. Nr. 4. — Nur das Kammergericht verneint die 
Anwendbarkeit des § 361 Nr. 10 auf die Unterhaltungspflicht außerehelicher 
Väter und hat diese seine Ansicht in 2 Entscheidungen (vom 29. November 04 
und 17. Januar 1908, Goltd. 52, S.96 und 55, S. 238) eingehend begründet. 
Der Senat hat sich der Rechtsauffassung des Kammergerichts angeschlossen, 
wie sie in dessen letzten Urteil vom 17. Januar 1908 niedergelegt ist. In dieser 
Entscheidung ist der aus dem Wortlaute der Strafbestimmung hergeleitete 
Entscheidungsgrund, daß die Verletzung einer Unterhaltspflicht nur dann mit 
Strafe bedroht werde, wenn mit ihr eine besondere „Ernährungspflicht‘“ ver- 
bunden sei, wohl mit Recht fallen gelassen worden. Überzeugend sind aber die 
weiteren Ausführungen, daß nur eine auf Familienangehörigkeit beruhende 
Unterhaltspflicht durch das Strafrecht geschützt werde, und daß nach dem 
Standpunkte des Bürgerlichen Gesetzbuchs die Unterhaltspflicht des unehe- 
lichen Vaters nicht auf Familienangehörigkeit beruhe. Danach muß die Anwend- 
barkeit des $ 361 Nr. 10 auf dessen Unterhaltspflicht verneint werden. 

Darüber, daß diese Strafbestimmung nur als eine Erweiterung des ältern 
$ 361 Nr. 5 gedacht war, und daß ferner beide Bestimmungen aufs engste mit 
dem Gesetze über den Unterstützungswohnsitz vom 6. Juni 1870 zusammen- 
hängen, ja im Grunde nur eine Ergänzung dieses Gesetzes zugunsten der 
Landarmenverbände bedeuten, besteht kein Streit. Eine richtige Stütze für die 
hier vertretene Ansicht ergibt sich daher schon aus $ 65 des preußischen Aus- 
führungsgesetzes zum Gesetze vom 6. Juni 1870; nur Familienangehörige — 
Mann und Frau, eheliche Eltern, eheliche Kinder und die uneheliche Mutter — 
können im Verwaltungswere dazu angehalten werden, den Verarmten die er- 
forderliche laufende Unterstützung zu gewähren, während dieser Zwang Þeim 
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unehelichen Vater nicht anwendbar ist. Weiter zeigt die Entstehungsgeschichte 
des $ 361 Nr. 5, auf die das Kammergericht mit Recht zurückgreift, daß diese 
Bestimmung sich nur auf die genannten Familienangehörigen erstrecken sollte, 
nicht auch auf den unehelichen Vater. Bei der Ergänzung des strafrechtlichen 
Schutzes durch Schaffung des $ 361 Nr. 10 sollte dieser Kreis der straffälligen 
Personen nicht erweitert werden; es sollte nur, wie in der Begründung des Ent- 
wurfs wie auch im Kommissionsberichte mehrfach zum Ausdrucke gekommen 
ist, jetzt ein Familienangehöriger auch dann bestraft werden, wenn er seinen 
Arbeitslohn schuldhaft vergeudet und seine „Familie“ der Armenpflege über- 
läßt. Die Vorgänge in der Kommission und im Reichstag, die insbesondere 
das bayerische oberste Landesgericht für seine Auffassung verwertet, können 
den Schluß, man habe den Kreis der strafbaren Personen erweitern wollen, 
nicht rechtfertigen. Jener Kommissionsantrag auf Anderung des Gesetzes vom 
21. Juni 1869, bei dem allein des unehelichen Vaters gedacht worden ist, ist da- 
mals nicht Gesetz geworden, und der Antrag der Abgeordneten Spahn und Gröber, 
die Strafvorschrift auf Eltern, Ehegatten und Kinder zu beschränken, ist 
nicht deshalb abgelehnt worden, weil man diese Beschränkung mißbillige, 
sondern — mit Recht — lediglich darum, weil man dem in Vorbereitung befind- 
lichen Bürgerlichen Gesetzbuch, das den Umfang der gesetzlichen Unterhalts- 
pflicht einheitlich zu bestimmen hatte, nicht vorgreifen wollte. Der Kreis der 
straffälligen Personen ist hiernach durch die Einführung des $ 361 Nr. 10 nicht 
erweitert worden, und der uneheliche Vater konnte auf Grund dieser Vorschrift 
nicht bestraft werden. 

Es fragt sich daher nur, ob die Rechtslage sich durch die Einführung des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs geändert hat. Denn das bürgerliche Recht bestimnit, 
wer zur Gewährung eines Unterhalts verpflichtet ist, und aus seinen Bestim- 
mungen in ihrem Zusammenhang ist zu entnehmen, auf welcher Rechtsgrund- 
lage jede einzelne Unterhaltspflicht beruht. Ebenso entscheidet das bürgerliche 
Recht über die Frage, welche Personen in ihrem Verhältnis zu einander als 
Familienangehörige anzusehen sind. 

Nach § 1708 BGB ist der uneheliche Vater zur Gewährung von Unterhalt 
gesetzlich verpflichtet. Diese Verpflichtung ist im familienrechtlichen Teile des 
Gesetzbuches ausgesprochen, und aus diesem Unistande, sowie daraus, daß der 
uneheliche Erzeuger im Gesetze Vater genannt wird, zwischen ihm und dem 
Kinde auch ein Ehehindernis besteht, wird gefolgert, daß das BGB. die Unter- 
haltspflicht des unehelichen Vaters auf dessen Familienangehörigkeit zum 
Kinde aufbaue. Wäre dies richtig, so würde allerdings der $ 361 Nr. 10 auf den 
unehelichen Vater anwendbar sein. 

Der Standpunkt des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist aber ein anderer, da 
es eine Verwandtschaft zwischen dem unehelichen Vater und dem Kinde in $ 1589 
Absatz 2 ausdrücklich verneint. Nur Blutsverwandtschaft, die vom Rechte als 
solche angesehen wird, kann aber Familienangehörigkeit im rechtlichen Sinne 
begründen. Diesem Standpunkte entspricht auch das, was das Bürgerliche Ge- 
setzbuch über die Unterhaltpflicht des unehelichen Vaters bestimmt: seine 
Pflichten bestehen und erschöpfen sich in der Zahlung einer Geldrente; Rechte 
irgendwelcher Art hat er überhaupt nicht. Auf die Verwendung der Rente, 
auf die Persönlichkeit und Erziehung des Kindes ist ihm auch nicht der ge- 
ringste Einfluß eingeräumt. Daraus folgt, daß das Gesetz kein persönliches, 
familienhaftes Band zwischen dem unehelichen Vater und dem Kinde gelten 
läßt. auch nicht annimmt, daß sie in häuslicher Gemeinschaft zusamımenleben. 
Dieser Standpunkt des Gesetzes widerspricht auch keineswegs den tatsächlichen 
Verhältnissen und den zurzeit geltenden ethischen Anschauungen. Es muß 
daher mit dem Kammergericht angenommen werden. daß trotz einer gewissen 
tamilienrechtlichen Grundlage der Unterhaltspflicht des unehelichen Vaters 
zwischen ihm und dem Kinde keine so nahe persönlichen Beziehungen Þe- 
stehen. wie sie zur Anwendung des Strafgesetzes vorausgesetzt werden. 

Der Angeklagte war hiernach freizusprechen. 
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Zur Auslegung des $ 347 StrPO. in Verbindung mit § 261 Abs. 2 St. P.O. 


Beschluß des Oberlandesgerichts in Düsseldorf vom 11. Dezember 1909. 

Entscheidungen der erkennenden Gerichte, die der Urteilsfällung voraus- 
gehen, unterliegen gemäß $ 347 StrPO.— von dem daselbst angeführten, hier 
nicht in Betracht kommenden Ausnahmen abgesehen —, nicht der Beschwerde. 
Der angefochtene, gemäß § 261 Abs. 2 St.P.O. erlassene Aussetzungsbeschluß ist 
nach der Eröffnung des Hauptverfahrens von dem erkennenden Gerichte er- 
lassen worden. Ein Anlaß, trotz des Wortlautes des angezogenen $ 347 StrPO. 
im vorliegenden Falle die Beschwerde für zulässig zu erachten, liegt nicht vor, 
wenngleich nicht verkannt werden soll, daß der Wortlaut dieser Bestimmung über 
das, was das Gesetz will, hinausgeht (vgl. Löwe 11. Aufl., S. 757, Anm. 4). So hat 
das Oberlandesgericht Hamburg am 4. Februar 1892 (Goltd. Arch. 40, S. 359) 
mit Recht dahin entschieden, daB $ 347 auf solche Entscheidungen nicht anwendbar 
sei, die zwar zeitlich der Urteilsfällung vorhergingen, aber in keinem inneren Zu- 
sammenhang damit ständen, wenn z. B. das erkennende Gericht die Abgabe eines 
Urteils wegen eines entgegenstehenden formalen Hindernisses zur Zeit ablehne. 

Im vorliegenden Falle besteht aber ein innerer Zusammenhang zwischen 
der angefochtenen Entscheidung und der demnächstigen ab Lug 
und der Beschluß ist zum Zwecke der besseren Vorbereitung dieser Hau 
verhandlung erlassen worden. Denn nach der Auffassung des erkennenden E 
richts hängt die Strafbarkeit der den Angeklagten zur Last gelegten Taten von 
Rechtsverhältnissen ab, die den Gegenstand der beiden Zivilprozesse, deren Er- 
gebnis abgewartet werden soll, bilden. Es soll daher ein weiteres Beweismittel 
herbeigeschafft werden, dessen Verwertung in der Hauptverhandlung das er- 
kennende Gericht für geboten hält. Nach den Motiven zu §347 (vgl. Löwe, S. 756, 
Anm. 1) soll die Beschwerde aber insbesondere gegen alle Beschlüsse ausge- 
schlossen sein, die eine Beweisaufnahme anordnen oder ablehnen, da hier ein 
schon vor der Urteilsfällung stattfindendes Eingreifen des höheren Gerichts 
mit der Stellung und Aufgabe des Gerichts I. Instanz unvereinbar sei. Dies 
trifft auch auf den angefochtenen Beschluß zu. 

Der Anwendbarkeit des $ 347 steht nicht entgegen, daß in manchen Fällen 
der durch die Entscheidung Beschwerte überhaupt nicht mehr in die Lage 
kommt, die nachteiligen Folgen durch Einlegung eines Rechtsmittels abzuwenden, 
wenn schon nach den Motiven der Fall regelmäßig so liegen wird, daß bei der 
Urteilsfällung eine nochmalige Prüfung des materiellen Inhaltes des Beschlusses 
stattfindet. Gerade im vorliegenden Falle tritt diese für den Beschwerdeführer 
nachteilige Folge der Anwendbarkeit des $ 347 scharf zutage: gegen die Ver- 
zögerung des Verfahrens, die eine notwendige Folge der beschlossenen Aus- 
setzung ist und die eine recht erhebliche sein kann, ist er machtlos. Es ist auch 
nicht zu verkennen, daß ein Grund zum Erlaß der in $ 347 enthaltenen Be- 
stimmung der war, ungebührliche Verzögerungen des Verfahrens zu verhindern, 
indem man zum Zwecke der Verschleppung eingelegten Beschwerden entgegen- 
treten wollte. Im vorliegenden Falle wird durch die Anwendung des $ 347 das 
Gegenteil erreicht, wenn man nämlich — was hier nicht erörtert werden soll — den 
angefochtenen Beschluß für sachlich unbegründet erachtet. Dies sind aber Er- 
wärungen de lege ferenda. Das Gesetz unterscheidet nicht, und deshalb muß 
die Bestimmung angewandt werden. Denn das bleibt trotz der angewandten 
Bedenken bestehen, daß der angefochtene Beschluß in innerem Zusammenhange 
mit der demnächstigen Hauptverhandlung steht und nicht erlassen worden 
wäre, wenn er — nach der Ansicht des erkennenden Gerichts, in dessen Er- 
messen die Anwendung des $ 261 Absatz 2 StrPO. gestellt ist, — zur Vorbereitung 
dieser Hauptverhandlung nicht notwendig oder doch zweckmäßig wäre. Die damit 
verbundene Verzögerung des Verfahrens ist nur eine unliebsame, aber un- 
vermeidliche Nebenfolge, die die Strafkanımer lieber mit in den Kauf nehmen 
wollte, als daß sie auf das ihr besonders wertvoll erscheinende Ergebnis der beiden 
Zivilprozesse verzichtet hätte. Eine solche Entscheidung hat aber der Gesetz- 
geber durch $ 347 einem Angriffe vor der Hauptverhandlung entziehen woilen. 
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Zur Auslegung des $ ı39e GO. 

Urteil des Oberlandesgerichts in Düsseldorf vom 11. Dezember 1909. 

Nach den tatsächlichen Feststellungen des Vorderrichters hat der Ange- 
klagte, der in Schmidthorst eine Schenkwirtschaft betreibt, am 20. Februar 
41909 abends nach 9 Uhr Branntwein über die Straße verkauft. 

Der Vorderrichter hat ihn von der Anklage des Vergehens gegen $ 139 e 
GO. freigesprochen, weil nach seiner Ansicht der sogenannte Gassenschank als 
ein selbständiges Zubehör der Wirtschaft anzusehen sei, und der Schankwirt, 
der seine Getränke auch über die Straße verkaufe, damit noch keine „offene 
Verkaufsstelle‘‘ habe. 

Dem kann nicht beigetreten werden. Soweit der Angeklagte lediglich 
Schenkwirt ist, ist er den Beschränkungen des $ 139 e GO. allerdings nicht unter- 
worfen. Schenkwirtschaft ist aber nur die gewerbsmäßige Verabreichung von 
Getränken zum Genuß auf der Stelle, d. h. am Orte der Verabreichung; 
werden an diesem, für Jedermann zugänglichen Orteauch zum Mitnehmen 
Getränke verkauft, so wird damit die Schenkstube oder der Schenk-Schalter 
zur offenen Verkaufsstelle im Sinne der Gewerbeordnung. Der Umstand, daß 
die Erlaubnis zum Branntweinausschank auch die Befugnis zum Kleinhandel 
mitumfaßt (vgl. Erlaß des Ministers des Innern vom 25. Mai 1885), steht dem 
nicht entgegen; der Wirt hat danach aber die doppelte Erlaubnis, Branntwein 
zum Genuß an Ort und Stelle zu verabreichen, und ferner einen offenen Brannt- 
weinladen zu halten. Soweit er von der letzteren Befugnis Gebrauch macht, 
ist er darum auch der Vorschrift des § 139 e GO. unterworfen, und muß den 
Kleinhandel abends um 9 Uhr einstellen. Zuzugeben ist, daß der Wortlaut des 
8139 e Abs. 1 auf den „Gassenschank“ nicht genau paßt, da der Raum, der dem 
Betriebe des Kleinhandels dient, auch nach 9 Uhr dem Publikum zugänglich 
bleibt, von einem „Schließen“ dieses Raumes für den geschäftlichen 
Verkehr also nicht gesprochen werden kann. Man würde aber zu sehr am 
Buchstaben hängen, wenn man deshalb die Vorschrift des $ 139e für 
unanwendbar erklären wollte; ihr Hauptzweck ist doch der, daß nach 9 Uhr 
abends kein Ladenverkauf mehr stattfinden soll, und wenn dies in der Weise 
erreicht wird, daß der Laden zwar nicht — wie es das Gesetz im all- 
gemeinen allerdings will — zugeschlossen wird, aber seiner Eigenschaft als 
Laden infolge der Einstellung des Ladenverkaufs verlustig geht, so ist 
damit dem Sinne des Gesetzes soweit entsprochen, als dies bei der Besonderheit 
des Falles möglich ist. 

Auf dem hier vertretenen Standpunkt steht übrigens auch überwiegend 
die Rechtsprechung (vgl. Johow Bd. 13, S. 387, Bd. 14, S. 386; Goltd. Archiv 
Bd. 43, S. 068; ferner die Ausführungsanweisung der beteiligten preußischen 
Minister vom 1. Mai 1904). Auch der erkennende Senat hat in diesem Sinne 
bereits entschieden. 

Das angefochtene Urteil war daher aufzuheben. 


Zur Auslegung des $ 198 SIGB. Enlbalt er materielles Recht? Begriff der 
wechselseiligen Beleidigung. Berechnung der dreimenatlichen Frist. 

Urteil des Stratsenats des Oberlandesgerichts in Düsseldorf vom 14. No- 
vember 1910. 

Die Revision rügt die Aufhebung des Urteils des Schöffengerichts, insoweit 
dieses auf die Widerklage der Angeklagten erkannt hatte, und die Einstellung 
des Verfahrens bezüglich der Widerklage und erblickt hierin eine Verletzung 
des $ 198 StrGB. 

Die Revision ist begründet: 

$ 198 Str&GB. bestimmt, daß wenn bei wechselseitigen Beleidigungen von 
einem Teile auf Bestrafung angetragen ist, der andere Teil bei Verlust seines 
Rechtes verpflichtet sei, den Antrag auf Bestrafung spätestens vor Schluß der 
Verhandlung in I. Instanz zu stellen, hierzu aber auch dann berechtigt sei, wenn 
zu jenem Zeitpunkte die dreimonatliche Frist bereits abgelaufen sei. 
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Bei der Anwendung dieses Paragraphen auf den vorliegenden Fall ist zu- 
nächst zu prüfen, ob essich überhaupt um die Verletzung einer materiellen Rechts- 
norm handelt oder ob nicht gemäß $ 380 StrPO. die Revision ausgeschlossen 
ist. Das’Revisionsgericht stellt sich in dieser Beziehung auf den Standpunkt, 
daß es sich mit der Bestimmung des $ 198 StrGB. gerade so verhält, wie mit der 
Bestimmung des $ 61 StrGB., da auch der $ 198 Anordnung wegen der Dauer 
der Antragsfrist trifft. Nach der überwiegenden, auch richtigen Ansicht enthält 
der $ 61 jedenfalls auch materielles Recht. Die Revision kann mithin auf eine 
Verletzung des $ 198 StrGB. gestützt werden. Es fragt sich sodann, ob im vor- 
liegenden Falle wechselseitige Beleidigungen vorliegen. Die mit der 
Privatklage verfolgte Beleidigung ist im Dezember 1909 erfolgt, während die 
Beleidigungen, welche die Angeklagte im Wege der Widerklage geltend macht, 
anfangs November 1909 und im August 1908 vorgekommen sind. Das Gericht 
schließt sich in dieser Beziehung mit dem Vorderrichter der Entscheidung des 
Reichsgerichts vom 4. Juni 1880 Bd. Il, S.87 an, mit der auch die sonstige 
Rechtsprechung fast ganz allgemein übereinstimmt. Hiernach sind unter den 
im $ 198 vorgesehenen wechselseitigen Beleidigungen auch zeitlich auseinander- 
liegende Beleidigungen zu verstehen, wie sich aus dem Gegensatz zu den im 
8 199 StrGB. erwähnten ‚auf der Stelle erwiderten‘“ Beleidigungen. ergibt. 
Ein ursächlicher Zusammenhang zwischen den verschiedenen Beleidigungen 
ist nicht erforderlich, so daß das Wort „wechselseitig“ nur bedeutet, daß 
gegenseitige Beleidigungen der in Betracht kommenden Parteien 
stattgefunden haben. 

Privatkläger hat nur wegen der ihm anfangs Dezember 1909 zugefügten 
Beleidigung, von der er erst am 21. Januar 1910 Kenntnis erhielt, am 9. April 
1910 Privatklage erhoben. Zu dieser Zeit war die Antragsfrist für die Ange- 
klagte sowohl wegen der anfangs November 1909, wie wegen der im August 
1908 begangenen Beleidigung abgelaufen. Der Vorderrichter hat deshalb das 
Verfahren wegen der Widerklage eingestellt, weil $ 198 StrGB. voraussetzte, 
daß die Antragsfrist für die im Wege der Widerklage geltend zu machende 
Beleidigung bei Erhebung der Privatklage noch nicht ver- 
strichen war. 

Wenn auch dieser Standpunkt vielfach von der Rechtsprechung einge- 
nommen wird, so kann das Revisionsgericht ihn dennoch nicht billigen. Gegen 
ihn spricht der Wortlaut des Gesetzes, der in erster Linie für 
den Richter maßgebend ist. Der $ 198 StrGB. läßt ganz allgemein die Geltend- 
machung einer Beleidigung seitens ds Angeklagten zu, auch wenn die 
Antragsfrist verstrichen ist. Es handelt sich also um de Verlängerung 
der Antrags frist in dem vom Gesetz vorgesehenen Falle. Der $ 198 StrGB. 
enthält nur eine Bestimmung über den Zeitpunkt, bis zudem spätestens 
der Strafantrag seitens des Angeklagten gestellt sein muß, ein Zeitpunkt, 
der bei Erlaß der Strafprozeßordnung durch § 428 StrPO. prozessual 
näher bestimmt wurde. Der 8198 enthält aber keine Bestimmung darüber, 
wie weit der Ablauf der Antragsfristt oder die Beleidigung, die seitens 
des Angeklagten geltend gemacht wird, die sog. zweite Beleidigung zurück- 
liegen darf. 

Bei dem Fehlen einer solchen Bestimmung ist, da es sich um eine offenbar 
zugunsten des Angeklagten getroffene Anordnung handelt, von vorneherein 
davon auszugehen, daß Beleidigungen schlechthin geltend gemacht werden 
können, sofern sie nur noch nicht verjährt sind. Es hat dies auch eine Berechti- 
gung, insofern der Richter nur dann zu einer möglichst richtigen Erkenntnis 
der Sachlage gelangen kann, wenn er das gesamte Verhältnis der Parteien zu 
einander seiner Beurteilung unterwerfen kann. Hierbei können auch weiterhin 
zurückliegende Beleidigungen das jetzige Vorgehen des Angeklagten in anderem 
Lichte erscheinen lassen, ja, es ist durchaus angezeigt, daß der Gesetzgeber 
solchen Beleidigungen nachträglich noch eine Sühne verschafft, wenn doch nun 
einmal das ganze Streitverhältnis der Parteien aufgerollt worden ist. (Vgl 
Rhein. Arch. Bd. 91, S.62. — Kronecker in Goltd. Archiv Bd. 33, S. 21 ff.) 
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Wenn man von dem Wortlaut des Gesetzes abweicht, wie das Berufungs- 
gericht tut, entsteht die Schwierigkeit, welcher Zeitpunkt für die Zurückrechnung 
der Antragsfrist maßgebend sein soll; ob der Zeitpunkt der Erhebung der 
Privatklage, wie das Berufungsgericht will, oder der Zeitpunkt der mit der 
Privatklage verfolgten Beleidigung. (Vgl. Schwarze in seinem Kommentar 
zu $ 198, S. 579. Entsch. des obersten bayr. Landesgerichts Bd. I, S. 228 — 
Goltd. Arch. Bd. 22, S. 12.) Einen Anhalt zur Entscheidung dieser Streitfrage, 
die gerade im vorliegenden Falle von Bedeutung wäre, da die eine der von der 
Angeklagten geltend gemachten Beleidigungen im November 1909 begangen 
ist, kann man im Gesetze nicht finden. 

Wenn das Berufungsgericht mit Verweisung auf die Entstehungsgeschichte 
des $ 198 StrGB. und in Übereinstimmung mit der Entscheidung des Kammer- 
gerichts in Goltd. Arch. Bd. 49, S. 143 zu einer anderen Entscheidung der hier 
in Betracht kommenden Frage gelangt, so ist dem entgegen zu halten, daß der 
ganz spezielle Fall, wie ihn der Strafgesetzentwurf vor 1829 und die Motive 
zu $ 193 des späteren Entwurfs anführt, — daß nämlich der Privatkläger mit 
Erhebung der Privatklage bis ganz gegen Ende der Antragsfrist wartet, und 
damit rechnet, daß die Privatklage dem Gegner erst nach Ablauf der Antrags- 
frist bekannt wird und dem Angeklagten nunmehr nicht mehr möglich ist, 
Beleidigungen des Privatklägers geltend zu machen, — vielleicht Veran- 
lassung gegeben hat, den $ 198 StrGB. in das Strafgesetzbuch aufzunehmen, 
daß aber der Wortlaut des $ 198 tatsächlich eine weit über den angeführten ein- 
zelnen Fall hinausgehende Bedeutung hat, schon weil er von „wechselseitigen‘“ 
Beleidigungen spricht, der Fall aber offenbar „auf der Stelle erwiderte‘‘ Be- 
leidigungen betrifft. 

Die hier vertretene Ansicht wird geteilt von den bekanntesten Kommenta- 
toren, so von Oppenhoff-Delius und Olshausen. (Vgl. auch Lindemann in Goltd. 
Archiv Bd. 51, S. 263.) 

Ihr widerspricht auch keineswegs, wie das erstinstanzliche Urteil unter 
Berufung auf das Urteil des Kammergerichts behauptet, die Entscheidung des 
Reichsgerichts Bd. II, S.88. Diese Entscheidung, welche allerdings in erster 
Linie den Begriff der ‚„wechselseitigen Beleidigung“ zum Gegenstand hat, 
sagt ausdrücklich: „daß es demjenigen, der wegen Beleidigung angegriffen wird, 
ohne Uhnbilligkeit nicht verwehrt werden dürfe, nun auch seinerseits eine noch 
nicht verjährte Beleidigung zu verfolgen usw.“ 

Diese Reichsgerichtsentscheidung spricht hier ausdrücklich von einer 
noch nicht verjährten Beleidigung. Wenn man nicht annehmen will, 
daß das Reichsgericht hier einen für den Ablauf der Antragsfrist ungebräuch- 
lichen, technisch geradezu unrichtigen Ausdruck gebraucht hat, so kann man 
aus der Wortfassung der Reichsgerichtsentscheidung nur den Schluß ziehen, 
daß das Reichsgericht die Frage in dem hier vertretenen Sinne entscheiden wollte. 

Das angegriffene Urteil beruht nach dem Ausgeführten auf einer unrichtigen 
Auslegung und Anwendung des $ 198 StrGB. Es unterliegt sonach der Aufhebung. 
Nach $ 393 St.P.O. müssen auch die tatsächlichen Feststellungen aufgehoben 
werden, um einer erneuten Feststellung und Prüfung des Sachverhältnisses 
Raum zu schaffen. Auch die Entscheidung über die Kosten der Revisions- 
instanz wird zweckmäßig dem Berufungsgericht überlassen. 


Berichtigung des Protokolls über die Hauptverbandlung auf Antrag des 
Angeklaglen ($ 271 Str PO). 

Beschluß des Oberlandesgerichts in Düsseldorf vom 5. März 1910. 

Es unterliegt keinem Bedenken, daß die nachträgliche Berichtigung des 
Protokolls über die Hauptverhandlung zulässig und der Angeklagte zu dem 
Antrag auf eine solche Berichtigung befugt ist. Eine solche Berichtigung kann 
aber nur von den beiden Urkundspersonen vorgenommen werden, welche nach 
$ 271 StrPO. durch Unterschrift die Verantwortung für die Richtigkeit des 
Protokolls zu übernehmen haben. Besonders ist die Anordnung einer Ab- 
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änderung des Inhalts des Protokolls seitens des Beschwerdegerichts unzulässig, 
da jene allein zu ermessen haben, welchen Inhalt des Protokolls sie verant- 
worten können. 

Im vorliegenden Fall ist nach Inhalt der Akten anzunehmen, daß der Vor- 
sitzende allein, ohne vorherige Zuziehung des Protokollführers, über den 
Antrag des Angeklagten entschieden hat. Eine solche Entscheidung über einen 
Antrag auf Berichtigung des Protokolls ohne die vorherige Anhörung der zweiten 
bei der Feststellung des Protokolls gesetzlich beteiligten Urkundsperson ist 
nicht zulässig. Vielmehr ist es die Pflicht des Vorsitzenden, den Bescheid auf 
den Antrag erst nach Prüfung durch beide Urkundspersonen zu erteilen, 
zumal der Protokollführer in Folge seiner Beobachtung des Laufs der Ver- 
handlungen und auf Grund seiner während der Verhandlung gemachten Auf- 
zeichnungen möglicheweise sich der Vorgänge der Verhandlung leichter er- 
innert als der Vorsitzende und dadurch die Möglichkeit nicht ausgeschlossen 
bleibt, daß der Vorsitzende durch Benehmen mit dem Gerichtsschreiber auch zu 
anderer Auffassung gelangen kann. 

Die angefochtene Verfügung war deshalb mangels der vorherigen Prüfung 
des Antrags durch beide Urkundspersonen aufzuheben und der Antrag zur 
nochmaligen Prüfung durch den Vorsitzenden und den Protokollführer an die 
Vorinstanz zurückzuverweisen. Ob jene bei der Prüfung noch Erkundigungen 
bei anderen Ohrenzeugen der Verhandlung einziehen wollen oder nicht, muß 
ihrem Ermessen überlassen bleiben; einen Anspruch auf Anhörung der von ihm 
für die Richtigkeit seiner Behauptung benannten Zeugen hat der Angeklarte 
nicht, da lediglich das pflichtgemäße Ermessen des Vorsitzenden und des Proto- 
kollführers für den Inhalt des Protokolls bestinnmend ist. 


Entscheidung des Landgerichts II, Berlin. 


Mitgeteilt von Rechtsanwalt Neufeld- Berlin. 


Prüfung der Befugnis zur Führung eines adeligen Titels. 

Urteil der dritten Strafkammer vom 14. Oktober 1910.!) 

Das Urteil des Schöffengerichts wird von der Angeklagten seinem ganzen 
Umfange nach mit dem Antrage auf Freisprechung angefochten. 

Sie hat auch in der erneuten Hauptverhandlung zugegeben, daß sie sich 
in ihrem Schreiben vom 16. Mai 1906 an den Amtsvorsteher in Friedenau 
(siehe Band I Blatt 6) unterschriftlich als „Freifrau‘“ bezeichnet hat, obwohl 
ihr die Führung dieses Prädikates von demselben durch Schreiben vom 27. März 
1906 auf Veranlassung des Landrats des Kreises Teltow in Gemäßheit einer 
Zuschrift des Heroldsamts vom 5. März 1906 ausdrücklich untersagt worden war. 
Die Angeklagte behauptet auch jetzt noch, zur Führung des Freifrautitels als 
Witwe des 1829 zu L. Kreis J. geborenen L. B. von F. berechtigt zu 
sein. Nach dem in dieser Sache ergangenen Urteil des Königlichen Kammer- 
gerichts vom 27. Mai 1910 (Band II Blatt 167 ff.)?) hat das Berufungsgericht 
selbständig zu prüfen, ob die Angeklagte unbefugt den Freiherrntitel führt. 
Das Berufungsgericht ist an diese Entscheidung des Kammergerichts gemäß 
8 398 der Strafprozeßordnung gebunden. Es erübrigt sich daher auf die in der zu 
den Akten überreichten „Mitteilung aus dem Heroldsamıt‘“ Band Il Blatt 304 ff. 
enthaltene Polemik gegen die kammergerichtliche Entscheidung einzugehen. 

Bemerkt sei nur, daß inzwischen auch ein Schriftsteller des Staats- und Ver- 
waltungsrechts (Graf Hue de Grais in der 20. Auflage seines bekannten „Hand- 


1) Das Urteil ist, da die Revision von der Kgl. Staatsanwaltschaft zurück- 
genommen wurde, rechtskräftig geworden. Es erging auf das Urteil des zweiten 
Strafsenats des Kgl. Kammergerichts zu Berlin vom 27. Mai 1910. 

2?) Vgl. oben B. 57 S. 375. — Über die Frage hoffe ich demnächst selbst 
eine Darstellung zu geben. Kohler. 
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buches der Verfassung und Verwaltung Seite 45 Anm. 2) denselben Standpunkt 
vertritt, wie das Kammergericht in der in dieser Sache ergangenen Entscheidung. 

Die für die vorliegende Frage maßgebenden Bestimmungen sind im 
ALR. Teil 2 Titel9 8817 bis 20 enthalten. Demnach beweist den einer Familie 
zuerkannten Geschlechtsadel die Aufnahme in adlige Ritterorden und Stifter 
zu adligen Stellen zu Tournieren zur Ritterbank auf den Landtagen und in 
die Kollegien, sowie endlich zu adligen Hofämtern. §§ 18 und 19 enthalten 
daneben Vermutungen und zwar $ 18 nur tatsächliche, $ 19 nur Rechtsver- 
mutung. Wer nämlich im Jahre 1740 sich im wirklichen Besitz des Adels be- 
funden hat, soll in seinen adligen Rechten nicht beunruhigt werden ($ 18). Wer 
weiter entweder selbst oder wessen Vorfahren 44 Jahre hindurch sich adliger 
Prädikate und Vorrechte ruhig bedient, und also ein ausdrückliches oder 
stillschweigendes Anerkenntnis des Staates für sich haben, für den streitet 
die rechtliche Vermutung, daß ihm der Geschlechtsadel wirklich zukomme. 
Alles, was hier in Bezug auf die Adelsprädikate gesagt ist, bezieht sich 
selbstverständlich auch auf die höheren Adelsprädikate, wie „Freiherr‘“, 
„Graf“ usw. 

Die Angeklagte hat sich in erster Linie auf letzterwähnte Bestimmung 
bezogen. Nötigenfalls hat sie aber auch unter Bezugnahme auf das Gutachten 
und das Zeugnis des Dr. jur. St. K. von St. in G.-L. (siehe Band I Blatt 134) 
oder eines anderen gerichtlichen Sachverständigen Beweis dafür angetreten, daß 
ihr verstorbener Ehemann zu einer Familie gehört habe, die berechtigt sei, den 
Freiherrntitel zu führen. 

In der erneuten Hauptverhandlung ist nun, wie das Sitzungsprotokoll 
ergibt, eine ganze Reihe Urkunden ganz oder auszugsweise verlesen worden, 
aus denen die Angeklagte den Nachweis erbringen will, daß ihr verstorbener 
Ehemann resp. dessen unmittelbare Vorfahren sich 44 Jahre hindurch des Frei- 
herrntitels ruhig bedient haben. Was die Auslegung des ALR. Teil 2 Titel 9 § 44 
anlangt, so hat sich die Staatsanwaltschaft unter ausdrücklicher Bezugnahme 
auf eine Anregung des Heroldsamts zu Unrecht auf eine Entscheidung des 
Kammergerichts vom 19. November 1907 — abgedruckt bei Johow-Ring Jahr- 
buch für Entscheidungen des Kammergerichts Band 36 C, Seite 105 ff. insbe- 
sondere Seite 114 — zum Beweise dafür bezogen, daß die 44jährige Frist von 
der Zeit der Erhebung der Anklage zu rechnen habe. 
Daß diese Auslegung unrichtig ist, ergibt die einfache Erwägung, daß das 
Heroldsamt dadurch in die Lage versetzt würde, den Ablauf der besagten Frist 
in jedem einzelnen Falle zu verhindern. Das Kammergericht sagt zwar Seite 111 
a. O., daß sich die Vermutung des $ 19 nur auf den gegenwärtigen Zu- 
stand beziehe. 

Aus dem folgenden Satze: 

„Wer selbst nie den Adel geführt hat“ geht aber klar hervor, daß damit 
nicht ein Fall gemeint ist, in welchem der „Probande‘ (siehe Band I Blatt 162) 
auch noch gegenwärtig — das heißt zur Zeit der Erhebung der Anklage — den 
höheren Adelstitel führt. Die Angeklagte hat stets auch noch nach dem Jahre 
1890 den Titel als Freifrau geführt, wie unstreitig ist. 

Eines Adelstitels bedient sich „wer den Glauben erwecken will, er selbst 
führe den Namen“ — vergleiche Olshausen Kommentar zum Strafgesetzbuch 
Anmerkung de zu $360° und Entscheidung des Reichsgerichts Band 33 Seite 305. 

Es ist also nicht erforderlich. daß jemand sich selbst mit dem adligen 
Namen unterschreibt. Wer es aber sich nicht bloß gefallen läßt, daß ihm bei der 
Beurkundung gerichtlicher oder notarieller Verhandlungen eine höhere Adels- 
bezeichnung beigelegt wird, sondern den Inhalt der Urkunde auch ausdrücklich 
und genehmigt, der „bedient sich“ des höheren Adelsprädikats, indem er den 
an den Verhandlungen Beteiligten und den Urkundspersonen den Glauben 
beibringt, ihm käme der höhere Adelstitel zu und sie dadurch bestimmt, diesen 
in bezug auf ihn anzuwenden. (RG. a. a. O.) 

Daran wird auch dadurch nichts geändert, daß er die Urkunden nur mit 
dem einfachen „von“ unterzeichnet, denn hierin liegt weder ein erkennbarer 
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N gegen den Inhalt der Urkunde, noch ein Verzicht auf den höheren 
Adelstitel. 

In der Hinsicht ist dem Verteidiger — s. Band I Blatt 145 — darin Recht 
zu geben, daß zum Beispiel Fürst Bismarck und Graf Moltke gewöhnlich mit 
v. Bismarck oder v. Moltke unterschrieben haben. Von dem ihm verliehenen 
Herzogstitel hat Bismarck bekanntlich selbst nie Gebrauch gemacht. Man könnte 
also in der Tat von einer derartigen Verkehrssitte sprechen, wie es der Ver- 
teidiger Band I Blatt 145 tut. 

Zwar kann das in dem sogenannten Urkundenheft des Verteidigers 
Blatt 20, 21 enthaltene Testament des Th. A. E. von F., eines Seiten- 
verwandten des Ehemannes der Angeklagten, in dem aber dessen Vater auch 
als „Freiherr“ bezeichnet wird, nicht zum vollen Beweise dessen dienen, daß sich 
dieser letztere selbst des Freiherrntitels bedient habe. Dagegen beweist dies 
das Blatt 6 dieses Heftes in beglaubigter Abschrift an seinen Vater gerichtete 
sogenannte Dimissionspatent vom 9. Juni 1844. Denn es kann ohne weiteres 
als erwiesen gelten, daß das Patent auf denselben Namen ausgefertigt worden 
ist, unter dem es beantragt worden ist. 

Aus der eidlichen Aussage des Zeugen H. von F. geht ohne jeden 
Zweifel hervor, daß diesem Zeugen die Urschrift der Urkunde vorgelegen hat 
und ebenso zweifellos ergibt sich aus der Beglaubigung und dem Schreiben 
des stellvertretenden Landrats Freiherrn von B. zu Wittenberg vom 8. Januar 
1890, daß dieser die Urschrift vor sich gehabt hat und daß die von ihm beglaubigte 
Abschrift (Urkundenheft Blatt 6) wirklich damit übereinstimmt. 

Und daß in dieser beglaubigten Abschrift der Schwiegervater der Ange- 
klarten sowohl im Text wie auch in der Adresse ‚G. H. Freiherr von 
F.“ genannt ist, so ist demgegenüber die amtliche Auskunft des Militärkabinetts 
vom 18. Mai 1909, daß „dem genannten Offizier weder in den Listen der Ge- 
heimen Kriegskanzlei, noch in der vorgedachten Allerhöchsten Order der Frei- 
herrntitel beigelegt sei‘, unbeachtlich. 

Auf den von der Angeklagten unter Bezugnahme auf den stellvertretenden 
Landrat von B. in Wittenberg als Zeugen dafür angetretene Beweis, daß die Ur- 
schrift vorhanden gewesen sei, sowie auf die Vernehmung des stellvertretenden 
Chefs des Militärkabinetts von O. darüber, worauf die von ihm erteilte vor- 
erwähnte gegenteilige Auskunft beruhe, kommt es daher nicht mehr an. Erwiesen 
ist also zunächst, daB ein unmittelbarer Vorfahr des Ehemannes der Angeklagten, 
nämlich dessen Vater, im Jahre 1844 sich des Freiherrntitels ruhig bedient 
hat. Es handelt sich hierbei, wie das Kammergericht a. a. O. Seite 111 sagt, 
um einen rein tatsächlichen Zustand, der allerdings wenigstens nach 
früherem Recht nicht vererblich war, dessen Veränderung aber auch nicht ver- 
mutet wird, Angeklagte hat aber durch die weiteren, in der Hauptverhandlung 
zum Gegenstand der Beweisaufnahme gemachten Urkunden den Nachweis 
geführt, daß ihr Ehemann und dessen Vater sich der Adelsbezeichnung ‚Freiherr‘ 
fortgesetzt bis zum Jahre 1890 ruhig bedient haben. Dies folgert das Gericht in 
Übereinstimmung mit der oben dargelegten Auffassung aus den vorgelegten 
Urkunden über Verkäufe, Käufe, Hypothekenbestallungen, Abtretungen und 
so weiter, in denen der Ehemann der Angeklagten oder dessen Vater von den 
Urkundspersonen als „Freiherr“ bezeichnet worden sind, wenn sie auch nicht 
unter Hinzufürung dieses Titels unterschrieben haben. Die Urkunden, in denen 
dies seitens Seitenverwandter geschehen ist, sind nur zur Unterstützung dieses 
Näachweises in Betracht gezogen worden. Weiter sind nicht berücksichtigt 
die Fälle. in denen die Gerichte oder Notare in Verfolg jener beurkundeten 
Verhandlungen Eintragungen unter dem Namen „Freiherr“ verfügt oder 
vorgenommen und Zuschriften unter jenem Titel an jene Probanden ge- 
richtet haben. 

Die von dem Heroldsamt in seinem Beschlusse vom 8. Februar 1909 — 
siehe Band 1 Blatt 158 ff. — ad IV erwähnten Urkunden können schon mit 
Rücksicht auf das bereits Gesagte dieses Ergebnis der Beweisaufnahme nicht 
erschüttern. 
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Was insbesondere den Umstand anlangt, daß in den Geburtsurkunden 
der beiden jüngeren Söhne des Ehemannes der Angeklagten der Freiherrntitel 
fehlt, so geht aus den vorgelesenen, oben erwähnten Urkunden hervor, 
daß der Ehemann der Angeklagten im Gegensatz zu seinem Bruder H. 
F. W. die gemeinschaftlichen Urkunden ohne den Freiherrntitel zu unter- 
zeichnen pflegte. Die Angabe der Angeklagten, daß dies aus Bescheidenheit ge- 
schehen sei, erscheint durchaus glaubwürdig. Zudem läßt die Bestimmung des 
ALR. Teil 2 Titel 9 $ 20 den Schluß zu, daß eine nur ein oder anderesmal 
selbst in gerichtlichen oder anderen Öffentlichen Ausfertigungen geschehene 
Nicht beilegung adliger Prädikate unerheblich ist. 

Eine wirkliche Unterbrechung der 44jährigen Frist ist erst durch das 
Schreiben des Heroldsamts vom 17. April 1890 — siehe Band I Blatt IV — ein- 
getreten. Durch dieses wurde das bisherige „ausdrückliche oder stillschweigende 
Anerkenntnis““ des Staates ($ 19) widerrufen resp. in das Gegenteil verkehrt. 

Zur damaligen Zeit war die 44jährige Frist aber bereits vollendet. 

Für die Angeklagte streitet also die rechtliche Vermutung, daß ihr resp. 
ihrem verstorbenen Ehemanne der höhere Geschlechtsadel wirklich zukomme. 
Den Gegenbeweis des Mangels des Rechts hat die Staatsanwaltschaft 
nicht angetreten, geschweige denn geführt. Die Angeklagte war daher unter 
Aufhebung der Schlußfeststellung des Schöffengerichts freizusprechen. 

Die Frage, ob diese Freisprechung aber nicht schon auch aus subjektiven 
Gründen erfolgen müßte, konnte daher dahingestellt bleiben. Das Berufungs- 
gericht hat aber keine Bedenken getragen, auch diese Frage zu bejahen. Wie 
Olshausen a. a. O. Anm. Ile mit Recht sagt, sind nur vorsätzliche Zuwider- 
handlungen nach $ 360 ® des Strafgesetzbuchs als mit Strafe bedroht anzusehen. 

Dem dolus würde aber auch hier der Eventualdolus gleichstehen, das heißt, 
es würde genügen, wenn die Angeklagte mit der Möglichkeit rechnen konnte 
und gerechnet hat, daß ihr der Freifrauentitel nicht zustehe. Diebisher ergangenen 
Zuschriften an sie, insbesondere die Schreiben des Heroldsamts vom 17. April 
und 29. August 1890 (siehe Band I Blatt 2v 3) an ihren verstorbenen Ehemann 
brauchten ihr den guten Glauben an ihrem Recht noch nicht zu nehmen. Die 
Entscheidung in der Standesamtssache war eine Sache für sich. Die offizielle 
Entscheidung des Heroldsamts in dieser Sache ist aber erst im Laufe des vor- 
liegenden Verfahrens ergangen und ihr zugestellt worden. (Siehe Band I Blatt 
163.) Den Kostenpunkt regelt der $ 499 Absatz 1 der Strafprozeßordnung. 

Außerdem erschien es nach der Sachlage angemessen, von der Befugnis 
des $ 499 Absatz 2 eodem Gebrauch zu machen. 


Miszellen. 


Aus der Praxis zu $ 51 RStrGB. 


Von Rechtsanwalt Hans Landau- Nürnberg. 


Goltdammers Archiv Bd. 57, S. 275 ff., S. 354 ff. weist auf Mängel des 
gegenwärtig geltenden Irrenrechts hin. Von welcher Bedeutung die daselbst 
angeschnittenen Fragen sind, dies möge verstattet sein, durch folgende Feide 
Beispiele aus der Praxis zu erhärten: 


I. 


Stenographischer Bericht über dıe Verhandlungen der Kammer der 
Reichsräte in Bayern vom 2}. Juli 1910, S. 459, in Verbindung mit dem Pro- 
tokoll des vierten Ausschusses der Kammer der Reichsräte in Bavern vom 
12. Juli 1910, S. 1—2: 

Hier hat die oberste Stelle für Bayern dahin erkannt, daß hinsichtlich 
des Begriffs der Gemeingefährlichkeit bei Beurteilung des jeweiligen Falles 
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lediglich der Ausspruch der medizinischen Sachverständigen maßgebend sei 
und sämtliche sonstigen Ausführungen überhaupt nicht zur Erörterung stehen 
können. 

Da es nun, wie früher ausgeführt, kein Recht gibt, das Gutachten eines 
anderen sachverständigen Arztes als gerade des jeweiligen Anstaltsarztes zu 
erhalten, also stets das Gutachten des gleichen Gutachters allein den Aus- 
schlag gibt, so kann der nach vorstehenden Belegen derzeit geltende Rechts- 
zustand für Bayern gewiß nicht befriedigen. Noch weniger kann demselben 
beigepflichtet werden nach der gewiß gerechtfertigten Behauptung von Kohler 
a. a. O. S. 275: „Es sind Fälle vorgekommen, wo jemand auf irrenärztliches 
. Gutachten hin einer Irrenanstalt zwangsweise überantwortet wurde, und das 
Gutachten sich nachträglich als unrichtig herausgestellt hat.‘ 


Il. 


E. hat gegen St. zum k. Amtsgerichte Nürnberg Privatklage wegen 
Beleidigung erhoben und Strafantrag gestellt, weil St. den E. auf offener Straße 
ohne jede Veranlassung als meineidigen Lumpen, Pfuscher, bezeichnet hat. 
Der Antrag auf Eröffnung des Hauptverfahrens wurde durch Beschluß des 
K. Amtsgerichts Nürnberg vom 141. Januar 1941 kostenfällig zurückgewiesen, 
weil aus einer anderen Privatklage N. gegen St. wegen Beleidigung, 3010 C710, 
rerichtsbekannt sei, daß St. eine Persönlichkeit sei, welche für ihre Hand- 
lungen strafrechtlich nicht verantwortlich gemacht werden könne, weil ferner 
das in dieser Sache neuerdings eingeholte Gutachten ergeben habe, daß sich 
an diesem Zustand nichts geändert habe. 

Die hiewegen eingelegte sofortige Beschwerde wurde durch die 3. Straf- 
kammer des k. Landgerichts Nürnberg kostenfällig als unbegründet verworfen, 
und zwar unter Billigung vorerwähnter Gründe, welche das k. Amtsgericht 
Nürnberg angeführt hat. 

Durch diesen Beschluß ist an einem Beispiel die Tragweite des jetzigen 
$ 51 StrGB. dargelegt, wonach nicht einmal in einem Privatklageverfahren 
das Hauptverfahren eröffnet zu werden braucht, wenn nach Ansicht des Amts- 
richters allein der Tatbestand des § 51 RStrGB. gegeben ist. Es wird also nicht 
berücksichtigt, daß das erkennende Gericht sich aus drei Gliedern zusammen- 
setzt und doch die Möglichkeit besteht, daß das rechtskundige Mitglied durch 
die beiden Schöffen überstimmt wird. 

Eine weitere Folge solchen Beschlusses ist es, daß der Beleidirte nicht 
nur keine Sühne erhält, sondern sogar noch vielleicht recht erhebliche Kosten 
zu zahlen hat. 

Ob aber der Beleidiger selbst mit solchem Beschluß überhaupt einver- 
standen ist, dürfte angesichts der gesetzlichen Folgen mit Fug und Recht wohl 
bezweifelt werden können; denn gerade in einem Privatklageverfahren sind 
die Folgen der drohenden meist geringen Geldstrafen, selten einer Freiheits- 
strafe von einem längeren Zeitraum als ein Vierteljahr, doch weit weniger 
gewichtig als diejenigen eines Freispruchs gemäß § 51 RStrGB. Warum sollte, 
wie im gegebenen Fall, in welchem St. in kurzer Zeit zweimal auf Grund des 
$ 54 RStrGB. als nicht schuldig erklärt wurde, hier nicht eine gesetzliche Grund- 
lage gegeben sein, vielleicht St. gemäß $ 80 bayr. PStrGB. lebenslänglich einer 
Irrenanstalt zu überweisen? Hat doch, wie eingangs dargelegt, über die Frage 
der Gemeingefährlichkeit lediglich der Anstaltsarzt zu entscheiden! 
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Literatur. 


Herz-Ernst. Militär - Strafgesetzbuch. 2. Aufl. Berlin, 
Vahlen 08. M. 3,60. 

Max Ernst Mayer. Deutsches Militärstrafrecht. Leipzig, 
Göschen 07. 2 Bände. M. 1,60.) 

Der wegen seiner Vollständigkeit und Knappheit beliebte Kommentar - 
von Herz-Ernst ist infolge der Neuauflage wieder auf der Höhe der Zeit. Er 
weist vor allem die Entscheidungen und Prüfungsergebnisse des Reichsmilitär- 
gerichts, welche für die militärrechtliche Praxis fast Gesetzeskraft haben, nach. 
Wenn gelegentlich gerügt ist, daß „stets“ nur die Ansicht des RMG. wieder- 
gegeben werde, so erklärt sich dies wohl vorwiegend aus dem Einfluß, den der 
eine der Verfasser als Präsident eines Senats auf die Gestaltung der Praxis 
des obersten militärischen Gerichtshefes ausübt. 

Der merkliche Aufschwung, den die wissenschaftliche Bearbeitung der 
Militärrechtspflege der Öffentlichkeit des neuen Verfahrens verdankt. hat jetzt 
auch eine systematische Darstellung des materiellen Rechts von Max Ernst 
Mayer gezeitiet. Der offenbare Nutzen einer solchen besteht vor allem darin, 
daß das Gesetz selbst in seinem inneren Zusammenhange ganz anders zu Worte 
kommt, als im Kommentar. daß das Sonderrscht mit den allgemeinen Grund- 
lagen des Strafrechts zusammen gearbeitet wird und daß die Reformfragen 
Berücksichtigung erfahren. 

Die Streitfrage, was militärisches, was gemeines Vergehen sei, 
kommt noch immer nicht zur Ruhe. Die von M. aufgestellte Ansicht, 
daß die Straferhöhungsgründe des $ 55 MStrGB., also namentlich Be- 
gehung während der Ausübung des Dienstes oder unter Mißbrauch der 
Waffen, die Tat zu einem militärischen Vergehen machen, was nament- 
lich für die Zulässigkeit der Arreststrafen und die Zuständigkeit der 
Militärgerichte von Bedeutung ist, wird von HE. bekämpft. Das RMG. hat 
diese Frage leider noch nicht entschieden. Gibt man zu. daß es sich um echte 
straferhöhende Tatumstände, nicht lediglich um Strafzumessungsgründe handelt, 
so würde man, da diese in der Erweiterung des einfachen Strafrahmens be- 
stehende Strafdrohung im MStrGB. ihren Sitz hat, militärisches Vergehen 
annehmen. Das RMG. sieht nach ZPE. 701 die Anwendung des § 55, falls 
in der Anklage noch nicht enthalten, als Veränderung des rechtlichen Gesichts- 
punktes gemäß $ 318 MStrGB. an, während das dieser Auffassung direkt ent- 
gegenstehende PE: 4. 66 d anscheinend stillschweigend aufgegeben ist.?) Hier- 
nach ist zu hoffen, daß das RMG. sich bei Gelegenheit die Auffassung von M. 
zu eiren machen wird. 

Den militärischen Diebstahl. soweit er ein Verbrechen im Sinne der all- 
gemeinen Strafgesetze und daher mit der dort angedrohten Strafe zu belegen 
ist, will M. nicht als militärisches Delikt anerkennen, worin ihm. wie es scheint, 
Ditzen heitritt. Der abweichende Plenarbeschluß des RMG. widerspreche dem 
Wortlaut des Gesetzes — dies kann nicht zugegeben werden —. auch seien 
die angeblichen schrecklichen Konsequenzen seiner Auffassung, was man 
anerkennen muß, nicht weiter gefährlich. Es handelt sich hier um den sehr 
interessanten Gegensatz zwischen zwei sehr sorefältig ausgearbeiteten Ent- 
scheidungen des RMG.. einem Urteil des Baverischen Senats und einer Plenar- 
entscheidung. Man ist geneigt, immer derjenigen dieser beiden Entscheidungen, 

1) Diese, wie die folgende, schon vor längerer Zeit geschriebene Be- 
sprechung erscheint aus äußeren Gründen erst jetzt. 

2) Vergl. jetzt auch PE. 17 7 und RMG. 13 3, wo auf RMG. 1 290 
verwiesen ist. 
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welche man gerade zuletzt gelesen hat, den Vorzug zu geben. Der entscheidende 
Gesichtspunkt ist wohl der, ob man annehmen will, daß im Zweifel davon 
auszugehen sei, das Gesetz habe, wenn es einmal eine Materie regele, dann 
auch gleich ganze Arbeit machen wollen. Wenn ja, dann ist auch der mittels 
Erbrechens eines Spindes begangene Diebstahl gegen einen Kameraden als 
militärisches Delikt aufzufassen. 

Die allgemeinen Ausführungen von M. über Tatbestand, Rechtswidrigkeit 
und Schuld sind seinen früheren Schriften entnommen, aber hier in sehr glück- 
licher Weise durch Bezugnahme auf die militärischen Verhältnisse belegt. Er 
verlangt zur Strafbarkeit einer Handlung, daß sie nicht nur tatbestandsmäßig, 
sondern auch rechtswidrig ist. Unter Rechtswidrigkeit versteht er den Wider- 
spruch mit staatlich anerkannten Kulturnormen, d. h. sittlichen, religiösen 
und sonstigen Pflichten. Zur Schuld soll — außer Kennen oder Kennenmüssen 
des Tatbestandes — das Bewußtsein des Handelns gegen diese Pflichten (genauer 
das Wissenmüssen) erforderlich, aber auch ausreichend sein. Es wäre sehr 
erwünscht, daß diese Anschauungen in der Praxis der Militärgerichte Wurzel 
fassen. Sie leben unbewußt in den Offizierrichtern, die oft genug fragen, ob 
der Angeklagte über den und den Punkt, z. B. Waffengebrauch, instruiert 
worden sei. Das RMG. hat sich bisher fast völlig ablehnend verhalten und auch 
bei der von ihm vorgenommenen Scheidung zwischen Irrtum über Strafrecht 
und dem über sonstiges Recht die Grenzen des ersteren reichlich weit aus- 
gedehnt. So wird der Irrtum über die Vorgesetzteneigenschaft und der über 
das Recht zum Waffengebrauch oder über ein Züchtigungsrecht noch mit zum 
Strafrecht gerechnet. Die bisherige Praxis der Gerichte kann aber doch nicht 
über die Frage hinweg helfen, wie denn dem Handelnden im Ernst ein Vor- 
wurf gemacht werden kann, wenn nicht die Vorstellung der Rechts- oder Pflicht- 
widrigkeit als Gegenmotiv auf ihn einwirken konnte. Ob die Frage der Schuld 
näher auf die Rechtswidrigkeit oder auf die Kulturnornwidrigkeit zu beziehen 
ist, bleibe hier dahingestellt, da schon das Durchdringen der Mittelmeinung 
von M. ein Gewinn wäre. 

Die Möglichkeit der Teilnahme von Zivilpersonen an militärischen Delikten 
in der Form von Anstiftung und Beihilfe wird von HE. bejaht. und zwar unter 
Berufung nicht auf $ 2 MStrGB., was sicher unrichtig wäre, sondern lediglich 
auf §§ 48, 49 StrGB. Es würde sich hiernach fragen, ob die dort gebrauchten 
Ausdrücke ‚„strafbare Handlungen“ und .‚Verbrechen und Vergehen“ sich 
nicht zunächst nur auf die im besonderen Teile des StrGB. aufgeführten Delikte 
beziehen und ob nicht zur Ausdehnung auf Nebengesetze eine ausdrückliche 
oder stillschweigende Erklärung derselben nötig ist. Diese fehlt aber jeden- 
falls, wenn das Nebengesetz seine Herrschaft personell beschränkt, hinsichtlich 
der dem Gesetz nicht unterworfenen Personen. Auf Grund des letzteren Satzes 
hält M. die Teilnahme von Zivilpersonen an rein militärischen Delikten für 
straflos. 

Als sonstige streitige oder zweifelhafte Punkte, welche näherer Prüfung 
wert erscheinen, seien genannt: die Tragweite des $ 2 MStrGB., welcher die 
entsprechende Anwendung der „in Beziehung auf Verbrechen und Vergehen 
allgemein‘ geltenden Vorschriften des StrGB. verlangt, der Zeitpunkt des 
Übertritts Verhafteter zum Beurlaubtenstand, die Bedeutung des Kontroll- 
versanimlungstages, das Wertverhältnis der Strafarten, die Verhängung von 
Ehrenstrafen durch Zivilgerichte, der Begriff des tätlichen Vergreifens und der 
Zusammenrottung. der fahrlässige Ungehorsam und die Gehorsamspflicht 
überhaupt, insbesondere gegenüber rechtswidrigen Befehlen, Notwehr in mili- 
tärischen Verhältnissen, bindende Kraft der im Unterricht erteilten Belch- 
rungen, Bestrafung der Personen des Beurlaubtenstandes wegen fehlerhafter 
Beschwerdeführung, rechtswidriger Waffengebrauch, bei welchem HE. zwar 
Absicht — nicht Vorsatz — des Scharfschlagens fordert, aber doch, obwohl 
dies mit dem Begriff der Absicht kaum vereinbar, Eventualdolus genügen läßt. 
ar aus dem Widerstreit der Ansichten wird die völlige Klarheit hervor- 
gehen. 
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Herz-Ernst. Militärstrafgerichtsordnung. 4. Aufl. Berlin, 
Vahlen 1907. M. 4,00. 

Ganz erheblich reicher als zum materiellen Militärstrafrecht fließen die 
Quellen zur Weiterbildung der noch verhältnismäßig jungen Gerichtsordnung. 
Um so erwünschter ist es, daß jetzt bereits die vierte Auflage des Kommentars 
von Herz-Ernst erscheint. Es sind hier namentlich die verdienstvollen Bei- 
träge von Beling, Gerland, Ditzen eingehend berücksichtigt. Die kleinere 
Literatur hätte man gern etwas vollständiger gesehen, da sie stark zerstreut 
und anderweit noch nicht gesammelt ist. Auch darf vielleicht der Wunsch 
ausgesprochen werden, daß in den künftigen Auflagen die Seitenaufschriften 
die Titel und Abschnitte angeben. Die Art der Bewältigung des riesigen Mate- 
rials auf nur 500 kleinen Seiten verdient die höchste Anerkennung. Es ist 
den Verfassern gewiß oft schwer genug geworden, auf nähere Begründung 
ihrer Ansichten zu verzichten. 

Die Militärgerichtsbarkeit betrachten die Verfasser, d. E. zutreffend, als 
Ausfluß der Kommandogewalt, nicht als Ausübung der dem militärischen 
Befehlshaber delegierten Justizhoheit des Staates. Die Mitprüfungspflicht des 
mitzeichnenden richterlichen Militärjustizbeamten, z. B. bei der Anklage- 
verfügung, wird auf reine Rechtsfragen beschränkt, keineswegs im militärischen 
Interesse, da dann die Entscheidungen ces Gerichtsherrn hinsichtlich der Tat- 
seite — und auf diese kommt es doch in der Praxis fast immer allein an --- 
nicht durch die Mitverantwortlichkeit des Beamten gedeckt werden. Daß jedes 
Oberkriegsgericht, auch die bei den Gouvernements. mit mindestens zwei Ober- 
kriegsgerichtsratsstellen, nicht nur mit einer, zu besetzen ist, wird man auf 
Grund der sorgfältigen Ausführungen von Gerland gegen HE. wohl annehmen 
müssen. Dagegen ist HE. dahin recht zu geben. daß der Gerichtsherr das 
gesetzliche Recht hat, einen der Oberkriegsgerichtsräte bei Vorbereitung der 
Sache hinzuzuziehen, wodurch er dann zum Richter ungeeignet wird. Beı den 
großen, bedeutungsvollen Sachen wird es fast stets so kommen. Nur über- 
triebene Sparsamkeit hat es wohl verhindert, daß nicht gleich auch die dritten 
Stellen hei den Generalkommandos mit Oberkriegsgerichtsräten besetzt wurden. 
Eine baldige Ausrleichung dieses Fehlers würde die so wünschenswerte Durch- 
führung des § 66 Sichern. 

Was das Verfahren anlangt, so wird von HE. trotz der dagegen erhobenen 
Einwände daran festgehalten. daß die Ablehnung des Antrags auf Augenschein 
im freien Ermessen des erkennenden Gerichts stehe, daß der Angeklagte vor 
dem erkennenden Gericht zwar kein Rechtsmittel einlegen. wohl aber darauf 
verzichten kann, daß ein Auftrag zur Einlegung von Rechtsmitteln für den 
Fall der Verurteilung dem Verteidiger nicht vor dem Urteil gegeben werden 
kann, daß eine vom Gericht irrtümlich in Beschlußform an Stelle eines Urteils 
getroffene Entscheidung in Ermangelung einer dahingehenden Bestimmung 
überhaupt nicht anfechtbar sei. Im letzteren Fall wäre wohl noch zu erwägen, 
ob nicht eine derartige, der gesetzlichen Form völlig entbehrende Entscheidung 
von vornherein nichtig ist. Die Frage der Nichtigkeit von Prozeßhandlungen 
ist bei HE. nur eben gestreift. Bei Berufung lediglich wegen der Strafe ist 
nach HE. die Nachprüfung der Schuldfrage, sowohl nach der Tat- wie nach 
der Rechtsseite, dem Gericht entzoren. Die Trennung innerhalb der Schuld- 
frage ist allerdings nicht durchführbar, aber auch die von Schuld- und Straf- 
frare erweckt, wenigstens de lege ferenda, ernstliche Bedenken. Sehr hübsch 
ist die von HE. als unzulassige Analogie bekämpfte gelegentliche Bemerkung 
des RMG., daß die Berufungsinstanz. wenn das Urteil vom Gerichtsherrn 
hinsichtlich der Straffrare. vom Angeklagten bezüglich der Schuldtrage ange- 
fochten sei. wegen des Verbots der reformatio in peius nicht über das Höchst- 
maß der Straflrohune des vom ersten Richter angewendeten Gesetzes, unbe- 
schadet anderer Qualifizierung der Tat, hinausgehen könne. 

Die liste dieser Streitfragen. welche sich leicht vervielfachen ließe, zeigt, 
daß die Ausschöpfung des neuen Rechts noch manche Aufgaben vor sich hat. 

Dr. Rissom, KrGR. 
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Besprechungen 


von 
Josef Kohler. 


I. Strafrecht. 


Dr. jur. Fritz Sauter. Das Berufsgeheimnis und sein 
strafrechtlicher Schutz, Heft 123. Strafrechtliche Abhandlungen. 
Schlettersche Buchhandlung, Breslau. 

Eine ausführliche Studie über diesen immer noch nicht vollständig er- 
schöpften Stoff. Ich verweise insbesondere auf die Untersuchung der Frage, 
wer der Träger des Geheimnisses ist und wer mithin durch die Geheimnis- 
offenbarung verletzt wird. Daß die Anvertrauung allein nicht entscheidet, 
ist gewiß. Es kann in die geheimen Sphären eines Menschen eingegriffen werden, 
ohne daß er irgendetwas anvertraut hat, und wenn der Arzt in dieser Beziehung 
etwas gegen dessen Willen kundgibt, so kann darin eine Verletzung der ärzt- 
lichen Berufspflicht liegen; denn der Arzt soll nirgends die ihm berufsmäßig 
kundbar gewordene Geheimsphäre einer Person preisgeben. Man denke sich 
folgende Fälle: es bringt jemand heimlich das Secret eines Mannes zu einem 
Arzt und läßt ihn darüber seinen Befund geben, oder es findet jemand auf dem 
Schreibtisch eines Mannes eine Pille und bringt sie zum Apotheker, um sie 
chemisch zu analysieren und dadurch zu erkunden, welche Mittel der Mann 
für seine Gesundheit oder Krankheit einnimmt; oder es schildert jemand einem 
Arzt die psychiatrischen Außerungen eines Ehegatten, um ihn zu fragen, ob 
darin eine Psychose liegt — und der Arzt oder Apotheker gibt darüber Aus- 
kunft. Man wird sicher sein, im ersteren Falle eine Verletzung der Geheimsphäre 
zu erblicken, ebenso auch im zweiten, im dritten Falle dagegen nicht, denn die 
psychiatrischen Außerungen einer Person gegenüber dritten, wenn auch 
nur gegenüber ihrer Familie, gehören dieser Geheimsphäre nur noch bedingt 
an, jedenfalls nicht in bezug auf die Familie, welche den Arzt berät. 

Weiter sind von Schriften aus den Strafrechtlichen Abhandlungen jüngerer 
Autoren zu erwähnen: 

Dr. jur. Alexander Lehmann. Zur Lehre vom objektiven 
Tatbestand der Sachbeschädigung. Heft 119. 

Dr. jur. Carl Schmitt. Uber Schuld und Schuldarten. 
Heft 120. 

Dr. jur. Friedrieh Sturm. Die Schuldarten und der Vor- 
entwurf, Heft 122. 

Dr. Joachim Friedenthal. Beiträge zu einem Preßver- 
waltungsstrafrecht. Band 118 Strafrechtliche Abhandlungen. 
Schlettersche Buchhandlung, Breslau. 

Die Ausscheidung des Verwaltungsstrafrechtes von dem Kriminalstraf- 
recht macht glücklicherweise immer größere Fortschritte. Eine ganze Reihe 
von Bestimmungen des Kriminalrechtes paßt auf das Verwaltungsrecht gar 
nicht; so z. B. können die juristischen Personen wegen eines Kriminal-Delikts 
nicht bestraft werden. wohl aber unterliegen sie dem Verwaltungszwang und damit 
dem Verwaltungsstrafrecht; die Bestimmung, daß der Staatsanwalt bei Ver- 
meidung der Zuchthausstrafe jeden Fall eines Delikts verfolgen muß, ist im 
Verwaltungsstrafrecht ganz undurchführbar usw. Der Verfasser sucht die 
Grundsätze speziell im Preßstrafrecht durchzuführen. 


Emil v. Stockhausen, Landgerichtspräsident. Zur Strafprozeß- 
reform. Bemerkungen zu den vorliegenden Gesetz- 
entwürfen und Anderungsvorschläge. J. Guttentag, Berlin. 

Der Verfasser glaubt nicht an einen besseren Erfolg der Laiengerichte, 
will diese aber doch aufrecht erhalten, aber nicht aus Gründen der Rechtspflege, 
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sondern aus Gründen der Volkstümlichkeit des Rechtslebens. Dies scheint mir 
nicht richtig zu sein: es wäre aus inneren Gründen sehr schlimm, wenn wir 
ihrer entbehrten; schafften wir sie ab, wir müßten sie bald wieder einführen. 
Im übrigen enthält die Schrift einige zutreffende Gesichtspunkte, z. B. einen 
gerechten Tadel der Bestimmung, daß die Zeugen, abgesehen von Ausnahme- 
fällen, stets eidlich zu vernehmen seien. 


J. Feddersen. Das Schwurgericht. Otto Liebmann, Berlin. 

Die Beurteilung des Schwurgerichts und seiner bisherigen Leistungen in 
Deutschland setzt eine volle Vertrautheit mit der deutschen Rechtssprechung 
voraus. Der Verfasser stellt in dankenswerter Weise die reichsgerichtlichen 
Entscheidungen hierüber zusammen. 

Dr. Hans Reichel, Professor. Uber forensische Psychologie. 
C. H. Becksche Buchhandlung, München. 

Die Notwendigkeit psychologischer Studien für den Zivil- wie für den Straf- 
richter wird richtig hervorgehoben, und ich möchte nur bemerken, daß nicht 
nur für die Prozeßtätigkeit, sondern auch für die Beurteilung der Zivilrechts- 
geschäfte und für die Frage, ob im einzelnen Falle eine Unwahrheit oder eine 
falsche Angabe im Verkehrsleben anzunehmen sei, die psychologischen Studien 
von der größten Bedeutung sind. 


Dr. Robert Blaß. Das Quellen- und Brunnenrecht dar- 
gestellt nach dem Schweizerischen Zivilgesetzbuch 
mit Berücksichtigung des bisherigen kantonalen 
Rechtes. H. R. Sauerländer & Co., Aarau. 

Die Frage: ist es statthaft, durch Grabungen auf eigenem Gebiete die 
Quellen und Brunnen eines Nachbarn abzugraben oder zu verunreinigen, wurde 
im früheren Schweizerrechte verschieden behandelt. In Zürich, St. Gallen, 
Glarus, Appenzell, Zug hat man die schädigenden Grabungen verboten, teils 
"absolut, teils dann, wenn der Brunneneigentümer des Wassers notwendig be- 
darf. Dieser Fall ist von dem Schweizergesetzbuch aufgegriffen worden, und es 
bestimmt in $ 706 f., daß ım Falle solcher Abgrabungen oder Verunreinigungen 
auf Schadenersatz geklagt werden kann; und wenn sie Quellen oder Brunnen 
unentbehrlich sind, so kann selbst die Wiederherstellung begehrt werden. 
Dazu kommen die Bestimmungen über Notbrunnen: ebenso wie es einen Notweg 
gibt, muß auch ein Notbrunnen eingeräumt werden, falls ein Grundstück des 
notwendigen Wassers entbehrt; außerdem sind noch besondere Bestimmungen 
gegeben, wenn das Wasser dem Eigentümer keinen besonderen Nutzen bringt, 
wohl aber für Anlagen dritter Personen fruchtbar verwendet werden kann. 
Diese Bestimmung gehört zu den vielen Lichtseiten des Schweizer-Gesetzbuches. 
Darüber, im Anschluß an das ältere Recht, verbreitet sich die Schrift des Verfassers. 


Dr. Junker. DieEigentümerdienstbarkeitnach dem Rechte 
des Bürgerlichen Gesetzbuches. Hermann Bahr in Berlin. 

Kann der Eigentümer eine Dienstbarkeit auf sein Grundstück eintragen 
lassen, z. B. in der Art, daß, wenn er zwei Grundstücke hat, das eine das herr- 
Schende, das andere das dienende sein soll? Der Verfasser bejaht es mit Recht, 
während es in der Praxis, namentlich auch vom Reichsgericht und Kammer- 
gericht bis Jetzt verneint worden ist. Vgl. Reichsgerichtsentscheidung, 26. Ja- 
nuar 1907, Band 47, S. 202. Die Entscheidung desReichsgerichts und desKammer- 
gerichts ist unzutreffend. Vgl. jetzt auch Koban in der Festschrift für das 
Oesterreich. Bürgerl. Gesetzb. II S. 571. 


Dr. Alfred Sieveking. Das deuische Seerecht (mit Aus- 
schluß des Seeversicherungsrechtes) ein praktisches 
Lehrbuch. Otto Meißner, Hamburg. 

Faßlich und brauchbar. 
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Adolf Stölze. Die Entwickelung der gelehrten Recht- 
sprechung. Band II. Franz Vahlen, Berlin. 

Der Verfasser sucht seine Theorie von der Bedeutung der schiedsgericht- 
lichen Erledigung als Element der Rezeption des römischen- Rechtes im Verfahren 
von Jülich, Berg und Bayern und sodann in dem Abschiedsverfahren von 
Brandenburg durchzuführen. Er bezieht sich dafür teils auf das von Rosenthal 
und Below beigebrachte Material, teils auf selbstgeschöpfte reiche Beweisstücke. 
In besonderer Ausführlichkeit wird die Entwickelung des Appellationsverfahrens 
behandelt; zu verweisen ist namentlich auf die ausführlichen, Untersuchungen 
über das Geding in Bayern, eine Art der Urteilsschelte. Über die Resultate 
des Buches soll anderwärts in einer Darstellung der Geschichte des deutschen 
Prozesses gehandelt werden. 


II. Zeitschriften-Rundschau. 
Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. 
Revue Penale Suisse. 


XXII. Jahrgang 1909. 


P.-L. Ladame: Peine de mort et criminalite. 

Eugen Blocher: Die Behandlung der Alkoholverbrechen im zukünftigen schwei- 
zerischen Strafrechte. 

N. H. Kriegsmann u. Franz Exner: Der schweizerische Strafgesetzentwurf in 
der vergleichenden Darstellung des deutschen und ausländischen Straf- 
rechts. 

N. H. Kriegsmann u. Franz Exner: Der schweizerische Strafgesetzentwurf in der 
vergleichenden Darstellung des deutschen und ausländischen Strafrechts. 

Emil Zürcher: Kriminalstatistik des Kantons Bern. 

Derselbe: Jugendgerichte im Vorentwurf des Strafgesetzbuches und im Ein- 
führungsgesetz. 

Alfred Gautier: Le Code pénal du Royaume de Siam. 

Ottokar Tesar u. N. Hermann Kriegsmann: Der schweizerische Strafgesetz- 
entwurf in der vergleichenden Darstellung des deutschen und ausländischen 
Strafrechts. 

Otto Kronauer: Neue Fragen im Bundesstrafprozeß und Bundesstrafrecht. 

Alfred v. Overbeck: Die schweizerischen Strafgesetzentwürfe und ihre Bedeutung‘ 
für die deutsche Strafrechtsreform. 

Ernst Delaquis: Die Jugendgerichte auf der 47. Versammiung des schweizerischen 
Juristenvereins. 

Thomas Givanoviteh: De l’elöement subjectif (‚‚moral‘‘) dans la notion du délit. 

Adolf Storfer: Eine Gefahr der kriminalpsychologischen Tatbestanddiagnostik. 

Albert Teichmann: Emilio Brusa 1843—1908. 

Hans W. Maier: Psychiatrische Bemerkungen zum neuen schweizerischen Straf- 
re 

Emil Zürcher: Die rechtliche Würdigung des Verbrechenstatbestandes und die 
Auslieferung im Verhältnis zum Deutschen Reich. Entscheidung durch 
den Richter des Auslieferungsstaates. 

Otto Kronauer: Die disziplinarischen Vorschriften in der Bundesverwaltung. 

Kuhn-Kelly: Jugendschutzkommissionen. 

Maurice Lamuniere: L’Affaire Macaland. 


XXIII. Jahrgang. 
Heft 1. 
Alfred v. Overbeek: Der Vorentwurf zu einem deutschen Strafgesetzbuche.. 
Thomas Givanovitch: De la notion du délit. 
Kurt v. Sury: Die plötzlichen Todesfälle bei mechanischer Fruchtabtreibung. 
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- Rivista Penale 
di Dottrina, Legislazione e Giurisprudenza. 
Volume LXXII, Fasc. IÍ 
Riniero Zeno: I] procedimento di „Bando e Forgiudica“. 
Alfredo Jannitti di Guyanga: Formole processuali negative e liberatorie. 
Luigi Ordine: Cause della delinquenza dei minorenni. 


La Scuola Positiva 
nella dottrina e nella giurisprudenza penale. 


XX. Jahrgang 1910. 


Nr. 4. Serie II. Vol. I 
m. Garofalo: La repressione dell’ usura. 
T. 2. 


Arturo Morselli: Lo stato attuale delle nozioni scientfiche sui rapporti fra tuber- 
colosi e criminalità. 


Nr. 3. 

Bruno Franchi: Il sistema giuridico della difesa sociale e i suoi presupposti 
storici e antroposociologici. 
Nr. 4—5. | 

Bruno Franchi: Il sistema giuridico della difesa sociale e i suoi presupposti 
Sri e antroposociologici (Continuazione e fine). 


N 
ae Longhi: L’istuto del „decreto penale“. 
r. 7. 
Pietro Petrazzani: Il coefficiente delle probabilità di errore nei verdetti e la 
graduazione delle pene. 


Il Progresso del Diritto Criminale. 
Il. Jahrgang 1910. 
Alessandro Stoppato: La libertà sessuale e il delitto di corruzione dei minorenni. 
Silvio Longhi: Leggi di prevenzione contro la delinquenza nella legislazione 
comparata. 
Antonio Gismondi: L'elemento pubblicistico nella costituzione di parte civile. 
Silvio Longhi: Leggi di prevenzione contro la delinquenza nella legislazione 
comparata (fine). 
Attilio Lavagna: La scuola penale psicologica. 
Marcello Finzi: Il diritto barbarico ed i reati di falso. 
Emanuele Carnevale: Discorso inaugurale del I Congresso fra le società di 
patronato carcerario e minorile. 


Tijdschrift 

voor Strafrecht. 

XXI. Jahrgang 1909. 
P. van Heijnsbergen: Eene bijdrage tot de causaliteitsleer. 
F. J. Soesman: Het essentieele van het moderne strafrecht.. 
E. van Ketwich Verschuur: Legaliteits-of opportuniteits- beginsel ? 
D. C. J. H. Kropveld: De Londensche Politie-Magistrat in de praktijk. 
G. Wittewaall: Medeplichtig ? 
H. G. van der Vies: Cijfers betreffend de „bedingte Strafaufschub“ in Duitsch- 

land. 

Louis D. Petit: Sirafrechtelijke Bibliographie (1. Mei—1. November 1909). 
J. 1. De Haan: Naar aanleiding van eene crimineele statistiek van de Joden. 
B. O. J. Plantenga: Verbetering van de dagvaarding na het uitbrengen. 
B. Gewin: Dronkenschap en Strafrecht. 
J. Simon Van Der AA: Over de waarde van getuigenis in strafzaken. 
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Louis D. Petit: Strafrechtelijke Bibliographie (1. November—31. Dezember 1909). 

C. J. Wijnaendts Francken: Toerekenbaarheid, gevolg en poging. 

Louis D. Petit: Strafrechtelijke Bibliographie (1. Januar — 15. Februar 1910). 

J. R. B. De Roos: De statistische methode in dienst der Crimineele Aetiologie. 

E. H. Karsten: Over de Bewijsleer in het Strafproces. 

D. O. Engelen: Het „Portrait parlé*. 

G. Wittewaal: Het opzet bij beleediging. 

J. A. Van Hamel: Schending van den onderhoudsplicht. 

Prof. J. Th. Beysens: De algemeene gronden en regelen van de strafrecht- 
bevoegdheid in den Staat. 

A. Rombach: De competentie der overtredingen van de Schipperswet. 

P. van Hijnsbergen: Art 444 Wetboek van Strafrecht. 

J. P. van Rossum: Herziening van de Rechtspleging bij de Zeemacht Mededeeling. 

Louis D. Petit: Strafrechtelijke Bibliographie (1. Februar —1. August 1910). 


Journal of the American Institute of Criminal Law 
and Criminology. 
1910. 
Nr. 4. 
Thomas Hill Green: Anglo-American Philosophies of Penal Law, I. 
Louis N. Robinson: Reorganisation of Criminal Statistics in the United State. 
William Healy; The Individual Study of the Young Criminal. 
John Davison Lawson: Technicalities in Criminal Procedure. 
Warren F. Spalding: The Money Cost of Crime. 
ii Lindsey: The Bii! to Establish a Criminological Laboratory at Washington. 
Fredriek W. Griffin: Insanity as a Defense to Crime; with Especial Reference 
to the Thaw Case. 
William N. Gemmill: Crime and Its Punishment in Chicago. 
William Schofield: Medical Expert Testimony : Methods of Improving the Practice. 
Albrecht: Cesare Lombroso. 
Nr. 3. 
Westel W. Willoughby: Anglo-American Philosophies of Penal Law Il: Punitive 
Justice. 
Charles A. Ellwood: Has Crime Increased in the United States since 1880? 
Frank H. Norcross: Criminal Law Reform. 
Edwin R. Keedy: Tests of Criminal Responsibility of the Insane. 
Amos W. Butler: Treatment of the Released Prisoner. 
Richard Sylvester: Principles of Police Administration. 
John Koren: Report of Comittee on Statistics of Crime. 
Wilfred Bolster: Adult Probation, Parole and Suspended Sentence. 
Charles A. Ellwood: The Classification of Criminals. 
William W. Smithers: Nature and Limits of the Pardoning Poker. 
Gino C. Speranza: The Relation of the Alien to the Administration of the Civil 
and Criminal Law. 
McKenzie Cleland: Fair Play for the Inebriate. 
Edward Lindsey: The International Congress of Criminal Anthropology. 
Edward J. McDermott: Needed Reforms in the Law of Expert Testimony. 
M. C. Sloss: Reform of Criminal Procedure. 
Georges W. Kirchwey: Crime and Punishment. 
Maurice Parmelee: Public Defense in Criminal Trials. 
John D. Lawson and Edwin R. Keedy: Criminal Procedure in England. 
William R. Lawlor: Needed Reforms in Criminal Law and Procedure. 
Gerard C. Brandon: The Unequal Application of the Criminal Law. 
Stephen H. Allen: The States Guardianship over Criminals. 
A. Bullard: The Need of New Criminological Classification. 
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